Paul Neff Verlag in Stuttgart. 

Heldenlieder für das Deutsche Haus. 



Nibelungen-Lied. 

Nach den Quellen bearbeitet 

von 

Emil Engelmann. 

Mit 6 Lichtdruckbildern, 9 Facsimiles 
und 50 Illustrationen im Text. 

Dritte Auflage. 

Einfach gebunden M. 6.— . Elegant 
gebunden M. 7. — . 

Frithiofs-Sage. 

Nach den Quellen 
der alten isländischen und der 
E. Tegner'schen Frithiofs-Sage 

bearbeitet von 

Emil Engel mann. 

Mit 6 Lichtdruckbildern 
und vielen Illustrationen im Text. 

Zweite Auflage. 

Einfach gebunden M. 6. — . Elegant 
gebunden M. T. — . 



Gudrun-Lied. 

Nach den Quellen bearbeitet 

von 

Emil Engelmann. 

Mit 6 Lichtdruckbildern 
und vielen Illustrationen im Text. 

Zweite Auflage. 

Einfach gebunden M. 6. — . Elegant 
gebunden M. 7.—. 



Parzival. 

Nach der Quelle des Wolfram 
v. Eschenbach u. des Chr.v. Troies 

bearbeitet von 

Emil Engelmann. 

Mit 6 Lichtdruckbildern, 
66 Illustrationen im Text und 
3 Facsimiles. 

Zweite Auflage. 

Einfach gebunden M. 6. — . Elegant 
gebunden M. 7.—. 



Diese schwungvollen Dichtungen haben sich gleichsam im Sturm die 
Gunst der deutschen Leserwelt errungen. „Nibelungen 11 , „Gudrun", „Prithiof" 
und „Parzival" sind Umdichtungen voll Geschmack und Verständnis, mit be- 
sonderer Rücksicht auf das Deutsche Haus und die Frauenwelt, welchen dadurch 
die grossartigen Epen des deutschen Mittelalters in sinniger Weise nahe gerückt 
werden. Diese Erneuerungen deutscher Heldenlieder durch Emil Engelniann 
eignen sich vorzüglich zu Festgeschenken für Jung und Alt, da die anstössigen 
Stellen teils ausgemerzt, teils in taktvoller Weise gemildert sind. Ausserdem 
empfehlen sich dieselben durch enorm billigen Preis und brillante Ausstattung. 

Die vorstehend verzeichneten Heldenlieder sind auch in 
Ausgaben ohne IUustrationen gebunden ä M. 3. — erschienen. 



Paul Neff Verlag in Stuttgart. 

~ — - ~ — — 



Grermania's Sagenborn. 

Mären und Sagen für das deutsche Haus 

bearbeitet von 

Emil Engelmann. 

I. Band: Die Walküre oder die Sage von Sigurd und Brünfaild. — Walter 
und Hildegund. — Der hömene Siegfried. — Kriemhild und Siegfried öder 
die Märe von den Nibelungen. — Roland der Paladin Kaiser Karls des 
Grossen. — Hetias der Schwanenritter. — Drei kleine Sagen von Karl 
dem Grossen. 

Mit vielen Bildern naeh Zeichnungen von Baur, Bendemann, Camp- 
hausen, Closs, Hühner, Haherlin, Hoffmann, Lauffer, Max, Makart, 
Richter, Schmidt, Sehnorr von Carolsfeld u. a. 

Einfach gebunden M. 7.—. Elegant gebunden M. 8.—. 

» 

II. Band: Ortnit und Alberich. — Hugdietrieh oder die Brautfahrt des Königs 
von Byzanz. — Wolfdietrich. — König Rothari. — König Samson. - 
Dietrich von Bern. 

Mit vielen Bildern nach Zeichnungen von Baur, Closs, Haberlln, Hoff- 
mann, Kepler, von Werner u. a. 

Einfach gebunden M. 7.—. Elegant gebunden M. 8.—. 

Es sind wandervolle Bücher, die es verdienen, dem Hausschata einer jeden 

f ebildeten Familie anzugehören. Der Verfasser hat es am besten von allen, die es 
isher versuchten, verstanden, unsere alten Heldenlieder nen zu singen. Es ist ein Hoch- 
genuss. wie Kraft und Klang einen schönen Bund in diesen Neudichtungen geschlossen 
haben. Die Verlagsbuchhandlung hat dem goldenen Inhalte ein sehr würdiges ent- 
sprechendes Gewand bei massigem Preise gegeben. Möge daher Jeder, dem daran gelegen 
ist, sich und seiner Familie ein gediegenes, reich illustriertes Hausbuch um billigen Preis 
anzuschaffen, Engelmann's Sagenborn wählen. 



Weisser's Bilder-Atlas zur Weltgeschichte. 

Fünfte Auflage. 

146 Tafeln gr. Folio mit Ober 5000 Darstellungen. 

Nach Kunstwerken alter und neuer Zeit. 
Mit erläuterndem Text von Heinrich Merz. 

Broschiert M. 25.—. In Originalband M. 30.—. 

Ueber Weisser's Bilderatlas sagt Herr Dr. K. Sclinaase, der berühmte 
Verfasser der „Geschichte der bildenden Künste" im Deutschen Kunstblatt: 

Die Zeichnung ist höchst lebendig und übertrifft in charakteristischer Auffassung 
der plastischen oder malerischen Vorbilder fast alle ähnlichen Sammelwerke. Die 
Erläuterungen geben in zweckmässiger Kürze, aber in fließender Sprache und anschau- 
licher Schilderung die erforderlichen historischen Nachrichten i über die dargestellten Mo- 
mente und Personen nebst kunstgeschichtlichen Nui|J(?u[ liV^fl^f^^«^ XdvV4#r ( )I kt ,'; 

/ • 

LOS ANv.LLüS 

Digitized by Goggfe 



Sammlung von Lehrmitteln 



für 



höhere Unterrichtsanstalten. 



VLb. 



LEHRBUCH DER WELTGESCHICHTE 

FÜR OBERKLASSEN. 



III. NEUE ZEIT. 



STUTTGART. 

PAUL NE FF VERLAG. 
1897. 



Digitized by Google 



LEHRBUCH 

der 

WELTGESCHICHTE 

für 

obere Klassen der Gymnasien und Realschulen, 
sowie zum Selbstunterricht 

von 

Professor Dr. J. Dürr (Cannstatt), Professor Dr. TU. Klett (Cannstatt) 
und Professor Dr. 0. Treuber (Stuttgart). 



III. 

NEUE ZEIT. 

■ m 

Bearbeitet von 

Prof. Dr. Th. Klett (Cannstatt) und Prof. Dr. 0. Treuber (Stuttgart). 




STUTTGART. 

PAUL NEFF VERLAG. 
1897. 

Digitized by Google 



• t 



• • • 



- - - 



Hofbuchdruckerei Greiner ic I'ieiHVi, Stuttgart. 



Digitized by Google 



^ Vorwort. 



Bei der Ausarbeitung des dritten Bandes waren für uns 
dieselben Anschauungen und Gesichtspunkte bestimmend wie bei 
den zwei ersten Bänden. Insbesondere wurde die deutsche Ge- 
schiente des Zeitraumes 1555—1618 eingehender, als es sonst 
üblich ist, behandelt, weil uns dies für das Verständnis der 
ganzen Entwickelung notwendig erschien. Ebenso glaubten wir 
auf die Kulturgeschichte wegen ihres eigenen Werts und wegen 
ihrer Bedeutung für das Verständnis der politischen Geschichte 
genauer eingehen zu sollen, haben uns aber in Betreff der 
poetischen Litteratur Deutschlands auf allgemeine Hinweise be- 
schränkt und die Kunstgeschichte nicht über die Zeit fortgeführt, 
wo das Vorherrschen eines bestimmten Stils aufhörte. Dem 
£ Wunsch der Verlagsbuchhandlung entsprechend haben wir eine 
Darstellung der sozialen Gesetzgebung des Deutschen Beichs 
-4 eingefügt. Die grössere Ausführlichkeit unserer Darstellung 
rechtfertigt sich, wie wir glauben, dadurch, dass die Benützung 
*-* unseres Buchs für den Schüler das Nachschreiben unnötig macht 
0 und das mechanische Auswendiglernen wenigstens sehr erschwert. 

Zudem wird es kaum nötig sein, hervorzuheben, dass vor allem 
.3 die Abschnitte, die auf die. Entwickelung der Kultur und auf 
^ die Gestaltung der Verfassungen und der sozialen Verhältnisse 
genauer eingehen, nicht zur gedächtnisinässigen Einprägung be- 
stimmt sind, sondern einerseits dem Lehrer als Grundlage für 
die mündliche Darlegung der Hauptlinien der Entwickelung 
dienen, andrerseits dem Schüler es ermöglichen sollen, sich auch 
ohne die unmittelbare Führung des Lehrers in diesen Gebieten 
einigermassen zurecht zu finden. 

Die Arbeit war in derselben Weise wie bisher eine gemein- 
same. Ausgearbeitet sind von Treuber § 1— f>s und § U>4— UVT, 
von Klett § iW— 13:$. 

Cannstatt-Stuttgart, Juli is»7. 

Klett. Treuber. 
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§ 1. 

Einleitung. 

Hanptnnterschied des Mittelalters und der Nenzeit. 

Den Unterschied der Neuzeit vom Mittelalter bildet vor 
allem zweierlei: einerseits zunehmende Ausdehnung des 
Schauplatzes über die Gebiete Europas. Vorderasiens und 
Nordafrikas hinaus, anderseits die kirchliche Trennung. 
Diese leitete eine, freilich erst später ; allmählich eintretende 
Minderung der Macht der kirchlich-religiösen oder konfessionellen 
Autoritäten, Gefühle und Vorstellungen überhaupt ein und be- 
günstigte zum mindesten die Entwicklung der Staatsgewalten zu 
einer viel grösseren Intensität und einem wesentlich erweiterten 
Kreis der Staatsaufgaben, die Ausbildung der einzelnen Nationen ' 
zu ausgeprägter Eigentümlichkeit und nationaler Staaten, sowie 
eine allmähliche Entfaltung der Wissenschaften zu voller Un- 
abhängigkeit von kirchlichen Satzungen und Bestrebungen. Dem- 
nach sind die für den Uebergang vom Mittelalter zur Neuzeit 
massgebendsten Ereignisse die geographischen Ent- 
deckungen, insbesondere die Amerikas, und die Kefor- 
mation, die thatsächlich mit Luthers Auftreten lf>l7 beginnt. 
Der Humanismus und die technischen Erfindungen (Kompass, 
Buchdruck) wirken nur vorbereitend oder unterstützend mit. 

Innerhalb Europas selbst erlangen die statischen Völker nach 
und nach grössere Bedeutung , während die Macht der Osmanen 
vom erreichten Höhepunkt herabsinkt, so dass sie für Mittel- 
und Westeuropa keine Gefahr mehr bildet. Vom mittelalter- 
lich-universalen Kaisertum bleibt, nach dem Scheitern 
zweier Versuche, sie auf einer noch weniger reindeutschen Grund- 
lage, als im Mittelalter, wieder aufzurichten, nur ein blosser 
Ehren Vorrang übrig; westeuropäische Mächte, zuerst Spanien, 
dann Erankreich, kommen für einige Zeit dem Ziel einer euro- 
päischen Vorherrschaft ziemlich nahe; hierauf tritt der Zustand 
eines gewissen Gleichgewichts der Mächte ein, das aber empor- 

Lehrbuch d. Weltgeschichte. Neue Zeit. 1 
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strebende oder übergreifende Staaten stören, so dass um seine 
Erhaltung oder Verschiebung sich lange die äussere Politik 
dreht. 

Dem Lehnswesen wird (was zum Teil schon im Mittel- 
alter begonnen hatte) seine politische Bedeutung durch 
die monarchische Gewalt entzogen, die sich auf ein 
von ihr durchaus abhängiges Beamtentum (Bureaukratie) und, 
meistens erst später, auf ein ihr unbedingt gehorchendes stehendes 
Heer stützt. Damit werden auch in der Regel dem alten stän- 
dischen Wesen seine politischen Befugnisse genommen, wenn es 
nicht ganz verschwindet; nur in England entwickelt es sich, 
unter schweren Kämpfen und Wirren, zum Konstitutionalismus 
(d. h. Beaufsichtigung der Regierung durch mindestens zu be- 
trächtlichem Teile gewählte Vertreter des Volkes und deren An- 
teilnahme an der Gesetzgebung, sowie Feststellung des Staats- 
haushalts durch dieselben). In Deutschland wächst die 
Staatsgewalt der Territorien; die Machtbefugnisse von 
Kaiser und Reich mindern sich immer mehr. Dem österreichischen, 
nur halbdeutschen und ausschliesslich katholischen Staat stellt 
sich der lange rein deutsche , überwiegend protestantische, aber 
duldsame brandenburg-preussische Staat unter schwerem Ringen 
nach aussen und mühevoller innerer Arbeit gegenüber, um zu- 
nächst in den deutschen und den auswärtigen Dingen ihm die 
' Wage zu halten (Deutscher „Dualismus"). 

Die Ausschreitungen und Versäumnisse des Absolutismus 
führen in Frankreich zu gewaltsamem Umstürze der 
staatlichen, teilweise auch der gesellschaftlichen Ordnung; die 
grosse französische Revolution führt eine Zeit schwerer Kriege 
und den Versuch, zunächst mit Frankreichs Kräften eine Uni- 
Versalherrschaft zu schaffen und zu erhalten, herbei. Hierauf 
folgt eine Zeit, in der in den Beziehungen der Staaten West- 
und Mitteleuropas grösserer und bestandfähigerer Frieden herrscht, 
im Inneren sich, nicht ohne Kämpfe und Rückschläge, der 
Konstitutionalismus ausbildet. Italien und, unter Fühlung 
Preussens, Deutschland erlangen staatliche Einheit, 
der Rest der weltlichen Herrschaft des Papsttums fällt, kurz 
nachdem es seine geistliche Autorität theoretisch aufs höchste 
gesteigert hat. Immer mehr wird für das Verhältnis der euro- 
päischen Staaten zu einander der Wettbewerb in Industrie und 
Handel und um Kolonialbesitz (Afrika) von Einfluss und der 
europäischen Völker materielle Wohlfahrt durch Amerika und 
Ostasien beeinflusst ; gleichzeitig bewirkt das Wachsen der Gross- 
industrie und die schwierige Lage der Landwirtschaft immer 
grössere Wichtigkeit der sozialen Fragen. 
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Einteilung. 

Neuere Geschichte 1492—1789. 

I. Zeit der Entdeckungren und des Aufkommens der 
Reformation, des Kampfes zwischen Reformation und 
Gegenreformation, zuerst in West-, dann in Mitteleuropa, 
des Strebens des Hauses Oesterreich (-Spanien) nach 
europäischer Vorherrschaft. 1492 — 1660. 

n. Zeit des aufgeklärten Absolutismus (im festländischen 
Europa); des Strebens des Hauses Bourbon nach Vor- 
herrschaft und der Zurückdrängung der osmani- 
schen Macht durch das Haus Oesterreich, der Siche- 
rung des englischen Konstitutionalismus, der merkantilen und 
maritimen Vorherrschaft Englands, der Entstehung der 
preussischen Grossmacht, der Losreissung der nord- 
amerikanischen Kolonien von England. 1660—1789. 

Neueste Geschichte von 1789 ab. 

I. Zeit der grossen französischen Revolution und des 
Napoleonischen Kaisertums 1789 — 1815. 

II. Zeit der Kämpfe um konstitutionelle und nationale 
Gestaltung der Staatswesen im festländischen Europa, der 

beginnenden Zunahme der Industrie und des Welt- 
verkehrsnachAusdehnungundlntensität, wienach 
massgebender Bedeutung für das wirtschaftliche 
und staatliche Leben der Völker. 1815—1871. 

LH. Zeit von 1871 an: wachsende Bedeutung der so- 
zialen Fragen, zunehmende Wichtigkeit der ausser- 
europäischen Gebiete, der bewaffnete Friede. 
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Erster Teil. 



Neuere Geschichte. 



Erster Zeitraum 1492—1660. 

Erster Abschnitt. 

Uebergangszeit. 

K a p i t e 1 I. 

Die geographischen Entdeckungen. 

§ 2. Anlässe und wissenschaftliche Mittel. 

Die Beherrschung oder Versperrung der seitheri- 
gen Handelsstraßen durch die mamelukische und 
die türkische Herrschaft riet' im christlichen Europa das 
Bedürfnis hervor, einen neuen Weg zur See nach Indien (wor- 
unter auch Südchina und Teile Afrikas, z. B. Aethiopien, inbe- 
griffen wurden) zu suchen. Daneben war der Wunsch, das 
Christentum auszubreiten, wirksam. Eine kühnere Entfaltung 
der abendländischen Seefahrt war ermöglicht durch die lange 
vor 1300 in Italien (nicht erst durch Flavio Gioja) aufgekom- 
mene V e r w e n d u n g d e s 8 c h i f f s k o m passes; seit 1 300 ver- 
breiteten sich in Italien die Seekarten. Obwohl die polare Richt- 
kraft des Magnets den Chinesen schon sehr frühe bekannt und 
dann von den Arabern bei ihren Seefahrten nach Malakka (eine 
Zeitlang auch China) und der Sofalaküste verwendet wurde, ist 
der Kompass doch sehr wahrscheinlich im Abendland selbständig 
entdeckt worden. Die Italiener, die in der Nautik Lehrmeister 
und Diener der andern Völker wurden, erreichten vor den Portu- 
giesen die Westküste Afrikas und die atlantischen Inseln. Später 
förderte der deutsche Astronom Begiomontan (1430 — 1470) die 
Seefahrt durch Erfindung des sog. Jakobsstabs, Herstellung ver- 
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besserter Astrolabien und Berechnung der Ephemeriden im Jahr 
1473 auf 152 Jahre (jedoch nur für die nördliche Halbkugel ver- 
wendbar). 

§ 3. Die Entdeckungen und Eroberungen der Portugiesen im 

Osten. 

Die Umsehittung des Kaps der guten Hoffnung legte den 
Gedanken, einen südöstlichen Seeweg nach Indien zu 
finden, nahe. Die Ansicht, dass Columbus (s. S. 7) mindestens in 
die Nähe Asiens gelangt sei, bestimmte den König Manuel d. Gr. 
(149.") — 1521), die Sache in Angriff zu nehmen. Vasco da Gama, 
mit dem Oberbefehl über drei Schifte betraut, erreichte nach 
ungefähr einjähriger Fahrt (Aufenthalt am Sambesi, in Mosam- 
bik, Mombas, Melinde) 20. Mai 1498 Kallkut an der vorder- 
indischen Malabarküste, damals Hauptgewürzmarkt; die 
Ausfuhr nach Vorderasien, Nordeuropa und Aegypten war in den 
Händen muhammedanischer Kaufleute. Hauptsächlich unter 
der Leitung des ersten „Vizekönigs von Indien" Francesco 
d'Almeida (1505 — 1509) und Affonso's d'Albuquerque, 
„Generalkapitäns und Governadors von Indien" (1509 — 1515), 
schufen sich die Portugiesen ein Kolonialreich, be- 
günstigt durch die Uneinigkeit der indischen Fürsten, in sieg- 
reichen Kämpfen mit arabischen Fürsten und Händlern, die vom 
ägyptischen Sultan, später auch von den Osmanen Unterstützung 
erhielten; ausser dem unmittelbaren Besitz der Inselstädte Goa 
( 1 510), das M i 1 1 e 1 p u n k t der poitugiesischen Macht wurde, 
Bassein mit Salsette und Diu (1537) gewannen sie die herr- 
schende Stellung in dem mitten im Pfeiferlande gelegenen Ma- 
lakka, dem Hauptstapelplatz der Gewürze der Molukken und der 
Droguen der Sundawelt (1511), und in Ormus (bis 1622), der 
Residenz des arabischen Sultans von Mosul, von wo die Produkte 
Indiens über Nordkleinasien oder Aegypten Osteuropa zugeführt 
wurden, sowie durch Citadellen gesicherte Schutzherrschaften 
Aber Küstenstriche Ceylons (seit 1511) und über Teile der 
Coromandel-, Malahar- und der ostafrikanischen Küste. Amhoina 
(Gewürznelken) wurde von ihnen 1512 erreicht, von den Mo- 
lukken (Muskatnuss) fiel ihnen zunächst Temate zu. 1526 
erreichte ein Portugiese die Nordküste von Neuguinea, das aber 
noch sehi- lange als Festland angesehen wurde. Versuche, mit 
China, von dem die Portugiesen überhaupt nur die Küsten kennen 
lernten, in regen Verkehr zu treten und sich dort festzusetzen, 
blieben im wesentlichen erfolglos: nur auf Macoo behaupteten 
sich die Portugiesen. Etwa 1542 erreichten sie auch Japan. 
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Die indischen, ihrem Schutz unterworfenen Völkerschaften such- 
ten sie mit den ihnen aus Afrika gewohnten Menschenjagden 
heim, die in den Kolonialstädten Ansässigen bereicherten sich 
rücksichtslos auch auf Kosten des eigenen Staates. Die mit 
grossen Gütern ausgestattete portugiesische Kirche vernachläs- 
sigte bald die geistliche Fürsorge für die Portugiesen, noch 
mehr die für die Thomas-Christen und die Mission unter den 
Xichtchristen. — Oabral, der mit der zweiten Fahrt nach Kali- 
kut betraut worden war, kam 1500 an die Küste Brasiliens 
(so von den Portugiesen wegen des Reichtums an Farbholz 
benannt). 

§ 4. Entdeckungen und Eroberungen der Spanier. 

Christoph Columhn.s (Christoföro Oolombo) wurde um 1446—1447 
wahrscheinlich in der Stadt Genua selbst als Sohn eines Wollwebers g e- 
boren. Anfangs betrieb auch er das Gewerbe des Vaters, wandte sich aber 
dann dem Handel und der Seefahrt zu. Von Portugal aus, wo er sich 
um 1478 mit einer Portugiesin verheiratete, machte er Seefahrten, z. B. 
bis über die Faroer hinaus (nach Island?) und nach der Guiueaküste; auch 
war er als Kartenzeichner thätig. Durch die Studien, die er machte, um 
höhere Bildung zu gewinnen, wurde er mit der imago tnundi des Pierre 
d'Ailly bekannt, deren kritiklose Kompilationen er als gesicherte Wahrheit 
behandelte. Hieraus entnahm er vor allem den Satz, dass das Meer zwischen 
der Westküste Spaniens und der Ostküste Indiens sehr schmal sei, und ein 
ihm zugänglich gewordenes Schreiben des flor entmischen Gelehrten Toscnnelli 
(1397 — 1482), in dem dieser 1474 die Aufsuchung des Seewegs nach Indien 
in westlicher Richtung empfohlen hatte, und die diesem Briefe beigegebene 
Karte, in der Toscanelli die Längenerstreckung von Westeuropa ostwärts 
über Asien bis zum Ozean auf 240 Grad, also die von Westeuropa westwärt* 
nach Indien auf nur 120 Grad bestimmt hatte, reiften in ihm den Plan, 
durch eine Fahrt nach Westen Zipangu (Japan), Kathai (Nordchina), 
Mangi (Südchina) und Indien aufzusuchen. Aber der König von Por- 
tugal, Johann II., lehnte (1483) den ihm vorgelegten Plan ab, teilweise auch 
wegen der grossen Würden, Rechte und Einkünfte, die t'olumbus forderte. 
Bald darauf verliess Columbia, von gerichtlicher Verfolgung bedroht, Por- 
tugal und seine Familie und floh mit seinem ältesten Sohn Diego nach 
Spanien. Hier machte er für seinen Plan insbesondere das Interesse des 
heiligen Glaubens geltend; hingehalten und vertröstet Hess er vergebens bei 
den Königen von England und Frankreich anklopfen. Im Begriff, Spanien 
zu verlassen, wurde er vom Prior des Klosters Rabida zurückgehalten und 
der Königin Isabella durch einen Boten empfohlen ; nach dem Falle Granadas 
scheiterte die versprochene Ausführung beinahe an den hohen Forderungen, 
die er für den Fall des Geliugens stellte; als er aber offen die Abreise vor- 
bereitete, wurden seine Forderungen: erbliche Admiralschaft auf allen Inseln 
und entdeckten Festländern, die Würde des Vizekönigs oder Generalgouver- 
neurs daselbst, der Zehnte von allen Erträgnissen und Beteiligung an allen 
Handelsunternehmungen dahin mit einein Achtel, genehmigt. Königin /«a- 
belht (f 1504), die das Unternehmen für Castilien bestritt, blieb ihm immer 
gewogen. Er fuhr mit drei Schiffen und einer Bemannung von etwa 120 Mann 
(worunter 90 Seeleute) 3. August 1492 von Palos, 6. September nach vier- 
wöchentlichein, durch Bruch eines Steuerruders verursachtem Aufenthalt von 
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Gomera, einer der kanarischen Inseln, ab. — Er starb Mai 1506 in ordent- 
lichen Vermögensverhältnissen in Valladölid. In der praktischen, wie in der 
theoretischen Nautik war er kein Meister, dagegen besass er gute Beob- 
achtungsgabe (z. B. Deklination der Magnetnadel). Die grosse Energie und 
Beharrlichkeit seines Strebens, die auch in seiner unwissenschaftlichen Leicht- 
gläubigkeit und seinem Optimismus eine Stütze hatten, Hessen ihn, ohne dass 
er sich selbst dessen bewusst wurde, die neue Welt entdecken. 

Columbus (span. Christobal Colon) erreichte 12. Ok- 
tober 1492 eine der Bahäma-Inseln, wahrscheinlich die 
heutige Watling-Insel, die er San Salvador benannte. Gold 
suchend und im Glauben, in Ostasien zu sein, gelangte er noch 
nach Cuba, das er für den östlichsten Vorsprung Asiens hielt, und 
nach Haiti (Espannöla), in dem er Japan sah 1 ). 15. März 1493 
traf er wieder in Palos ein. Nachdem Papst Alexander VI. in 
einer Bulle der Krone von Spanien alle Gebiete zugewiesen hatte, 
die jenseits einer 100 Leguas (1 L. = über 5V2 km) westlich 
von den Azoren und Capverden vom Nord- zum Südpol laufenden 
Linie liegen, welche Grenzbestimmung bei der damaligen Un- 
möglichkeit einer exakten Meridianbestimmung unklar und un- 
durchführbar war, vereinbarten im Vertrag von Tordesillas 1494 
Portugal und Spanien, dass ihre Herrschaftssphären durch eine 
370 Leguas westlich von den Capverden zu ziehende Linie ge- 
schieden sein sollten. 

Die zweite Fahrt des Columbus, mit im ganzen 1500 
Mann ausgeführt, worunter Missionare, Bergleute, Ackerbauer, 
September 1493 bis Juni 1496, brachte die Entdeckung der 
kleinen Antillen, Portorlkos und Jamaikas, das, wie 
Haiti, vollständig umsegelt wurde. In Haiti glaubte Columbus 
das Ophir Salomos gefunden zu haben. 

Auf der dritten Fahrt, 1498, bei der er viele Verbrecher 
als Kolonisten mitnahm, erreichte er Trinidad und das Orinoko- 
Delta, wo er glaubte, dem Paradiese nahe gekommen zu sein. 
Der in der Kolonie St. Domingo (Haiti) ausgebrochenen Meuterei 
war er nicht gewachsen und suchte seinen Mangel an Verwal- 
tungstalent durch unehrliche Mittel zu ersetzen. Bobadilla, von 
der Krone als Untersuchungsrichter abgesandt, schickte Columbus 
gefangen und in Ketten 1500 nach Spanien, wo er alsbald in 
Freiheit gesetzt wurde. In seine westindische Herrschaft wurde 
er aber nicht wieder eingesetzt. 

Auf seiner letzten Reise (1502) gedachte er südlich von 
Cuba, das er noch für Festland hielt, durch eine Meerenge in 
kurzer Fahrt nach dem portugiesischen Indien zu gelangen ; als 

*) Die Bezeichnung Canibales für die Bewohner der südlicheren Inseln 
bezw. Festlandsküsteu ist wohl ans carib stark wegen des erwünschten 
Anklang» an den (Gross) Chan (von China) entstanden. 
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er in den Honda ras - G olf kam, glaubte er an der Ostseite des 
..goldenen Chersoneses 1 - (Malakka) zu sein und gelangte bis zur 
Landenge von Panünia und dem Golf von Darlen. 

Ein Florentiner A in er ig o Vespueci (1451 — .1512, seit 
1508 spanischer Reiehspilot) machte u. a. zwei Falli ten in 
portugiesischen Diensten (1501 — 2, 150.-1 — 4) an die Küste 
Südamerikas und diese entlang mindestens bis 2(>° s. Hr. 
Die Schilderungen, die er von der „neuen Welt" gab, wurden 
viel gedruckt und viel gelesen : der Vorschlag, den ein im lothrin- 
gischen St. Die als Lehrer wirkender Deutscher, Waltzemuller 
(Hylacomylm) machte, den neuen Erdteil Amerika zu nennen, 
fand zunächst in Deutschland Anklang. Aber erst im XVII. Jahr- 
hundert drang dieser Name ganz durch. 

Erste Erdumsegelung. Der Spanier Balboa überschritt 
15115 (mit 190 Spaniern) die Landenge von Panama und er- 
reichte die Südsee. Versuche, von hier aus eine west-öst- 
liche Durchfahrt zu den Molukken zu finden, führten 1521 zur 
Entdeckung Nicaraguas. Was Vespueci u. a. vergeblich ver- 
sucht hatten , i m S ü d e n eine Durchfahrt zu finden , führte 
ein in spanische Dienste übergetretener Portugiese, Fernao de 
Mugttlhaen s, einer der grössten Seefahrer der G eschichte, durch 
und damit die erste Erdumsegelung September 1519 
bis September 1522. Oktober bis November 1520 durchfuhr 
er die nach ihm benannte Meeresstrasse; auf Matan, einer der 
Philippinen, fiel er April 1521 im Kampf mit Malayen; Nov. 1521 
wurde Tidor erreicht; von hier kehrten nach beinahe neun- 
monatlicher Fahrt auf einem der ursprünglichen fünf Schiffe 
unter Sebastian del Canos Führung 1 8 von 2:59 Personen nach 
Sevilla zurück (später noch -V). 

Nachdem einige Sendungen von Schilfen (auch von Mexiko 
aus) nach den Molukken im wesentlichen missglückt waren, 
trat Karl V. 1529 seine Ansprüche auf die Molukken 
gegen eine hohe Geldsumme an Portugal ab. 

Eroberung von Mexiko. Die Halbinsel Vukatan (be- 
wohnt von dem Volke der May a, dessen Kultur in der Archi- 
tektur und der Dekoration, sowie durch eine Bilderschrift sich 
auszeichnete) wurde von dem schon gänzlich in spanischen Be- 
sitz gebrachten Cuba aus 1517 erreicht. Nachdem sie 1518 
umschifft worden war, gelangten einige Schiffe in die Nähe des 
heutigen Vera Cruz und zum erstenmal« in ein wirkliches ..Gold- 
land' 1 . Mit der Aufgabe, das Binnenland zu erobern, wurde vom 
albanischen Statthalter F e r d i n a n d C o r t e z , einer der wenigen 
wahren Helden unter der Masse der meist selbstsüchtigen, grau- 
samen und treulosen ..Oonquistadores'*, betraut. Mit sehr ge- 
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riuger Macht eroberte er 1511* — 1521 das Reich der 
Azteken, wobei diesen feindliche Völkerschaften, an der Küste 
die Totomaken, im Binuenlande nach ihrer Ueberwindung die 
Tlascalaner ihm halfen und ihn der Glaube der Azteken an die 
Rückkehr des (rottes oder Heros der von ihnen verdrängten 
Tolteken förderte, andrerseits die Feindseligkeit des Statthalters 
von Cuba hemmte. Er war 1522 1526 Statthalter und Ober- 
befehlshaber von „Neuspanien". 1524—2*) wurden die Länder 
Guatemala und San Salvador erobert, Hondaras friedlich ge- 
wonnen. Entdeckungsreisen nach der californischen Halbinsel, 
Californien selbst und dem Mississippigebiet blieben ohne prak- 
tische Folgen. 

Eroberung 1 Perus. Nachdem er 1524 und 152U von Panama 
aus die Küste bis v>° s. Hr. befahren hatte, wurde der verwegene, 
aber ungebildete, herz- und gewissenlose Franz Pizarro auf 
ein Gutachten des „ indischen Rates u von Karl V. 152!) zum 
„Adelantado" des zu erobernden Goldlandes Peru ernannt. Be- 
günstigt durch den blutigen Bruderzwist der beiden Inka Huascar 
(von seinem Bruder aus Cuzco 1532 verdrängt und auf dessen 
aus der spanischen Gefangenschaft gegebenen Befehl getötet) 
und Atahualpa (1533 von Pizarro hingerichtet) eroberte er 
1531 1534 das Inkareich, das sich damals von Quito bis 
an die Grenzen Chiles ausdehnte. Almägro, der in anstrengungs- 
vollem und verlustreichem Zuge durch das Hochgebirge Chile 
1535 erreicht hatte, wurde von Hernando Pizarro 1537 bei Cuzco 
überwunden und hingerichtet, Franz Pizarro in der von ihm 
1535 gegründeten neuen Hauptstadt Lima vom Sohn Almagros, 
Diego, 1541 ermordet. 

Kultur in Mexiko und Peru. Im Reiche der Azteken war 
d i e (grösstenteils von den Toltekeu geschaffene) materielle Kultur hoch 
entwickelt. Mais, Kakao, Baumwolle, Pfeffer. Aloe, Agave wurden gebaut; 
der Tabak auch zum Rauchen verwendet. Bergbaubetrieb man eifrig; jedoch 
war das Eisen nicht bekannt. Töpferei und Fertigung von buntgestickten 
Baumwollgewändern wurde geübt. Reges städtisches Leben war vorhanden. 
Landkarten waren im Gebrauch. Aber diese Kultur schändeten M ensche n- 
opfer und Kannibalismus (vor allem im Dienste des Kriegsgottes 
Huitzolopochtli oder Mextli). 

In Südamerika gab es drei Kulturzentren: an der Küste das 
Land derChimu mit dem priesterlichen Gebiet von Pachacamac (Vunka), das 
Gebiet von Quito und das Gebiet im Süden des Ti ticacasees. Auch 
hier bildeten sich, wie in Zentralaraerika, grössere Ku 1 tnrstaate n im Hoch- 
lande aus. Die Mittel zum Unterhalt grösserer Menschenmengen konnte das 
Land nur liefern bei ausgedehnter Fürsorge für künstliche Bewässerung, wie 
für Wege und Aufspeicherung des jeweiligen Ueberschusses guter Ernten. 
Hiedurch wurde die Entstehung immer grösserer Staatswesen angebahnt. Vor 
den Inka ( - Sonnensöhne, zunächst Bezeichnung des herrschenden Adels) ent- 
wickelte eine hohe Zivilisation das Volk der Aimarä, von dem verkommene 
Reste noch in Bolivia erhalten sind (Trümmer von Tiahuanacu am Siideude des 
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fiticacasees, über 4000 m hoch gelegen). Das Reich der Inka („Tahu- 
antinsuyu" die vier Himmelsgegenden) dehnte sich seit etwa 1250 von 
Cnzco aus zuerst langsam, später sehr rasch nach Norden, Süden und Osten, 
zumeist durch Eroberung, aus. Durch die Eroberung Quitos hatte es 1525 
seinen Höhepunkt erreicht. Der Ackerbau war unter schwierigen klima- 
tischen Verhältnissen hochentwickelt trotz des Mangels an Zugtieren und 
eisernen Geräten. Das Lama diente als Lasttier und lieferte Fleisch und 
Wolle. Gedüngt wurde mit Guano. Nur Meteoraisen war bekannt und wurde 
zu kleineren Sehinuckgegenständen und Geräten verarbeitet. Kultiviert wurden 
auch die Kartoffeln l ), neben ihnen war die Hauptnahrung der Mais, und Mais- 
bier war ein oft missbrauchtes Getränke. Der Tabak wurde nur geschnupft, 
Coca als Reiz- und Erfrisehungsmittel gebraucht. Eine Schrift fehlte; zur 
Mitteilung und Aufbewahrung von Thatsachen wurden mannigfaltig ge- 
schlungene Knoten (Quippu) verwendet. Die grössten Baudenkmal« der Inka 
sind die Citadelle des Berges Sacsahuaman über Cuzco und die gewaltige Sperr- 
festung Tampu, auch bei Cuzco. Maschinelle Hilfsmittel (selbst Bohrer und 
Hammer) kannte man nicht. Die Skulptur, besonders in Stein, stand der mittel- 
amerikanischen und mexikanischen weit nach. Bergbau wurde getrieben, die 
Edelmetalle wurden aber nur zum Schmuck, insbesondere der Paläste und 
Tempel (der erste und grösste Tempel in Cuzco: Korikantsha „Goldhof" mit 
„goldenem Garten"), zur Ehrung der Herrscher und Erstellung von Geräten ver- 
wendet, es fehlte überhaupt au einem Wertmesser und au Handelsverkehr. Grosse 
Heer- und Kuriersirassen waren erstellt, so eine von Cuzco nach Quito. M e n- 
schenopfer waren seltener als in Mexiko und nicht mit Mensc lien- 
fresserei verbunden. Einen Kriegsgott gab es trotz des militärischen 
Grundzugs des Reiches nicht. Der oberste Reichsgott blieb thatsächlich der 
Sonnengott Inti. Bei seinen Tempeln befanden sich Klöster von Sonnenjung- 
frauen, Töchtern der Inka oder der Curaca. DerSapa-Inka ( der einzige 
Herr) wurde als halbgöttliches Wesen betrachtet und hatte zur 
rechtmässigen Gemahlin immer seine älteste Schwester. Neben den geborenen 
Inka gab es auch Titularinka. Die Inka bildeten in dem theokratischen Staats- 
wesen den herrschenden Stand, ein Teil war zu einer Elitetruppe vereinigt. Die 
stammfremden Vasallen, denen ein Teil der Herrschaftsrechte belassen wurde, 
hiessen Curaca. Die nationalen Unterschiede wurden wirkungslos 
gemach t, bezw. beseitigt durch ein System von M i 1 i t ä r k o 1 o n i e n, d u r c h 
zwangsweises Erlernen des Queshua als Reichs spräche, vor 
allem durch Verpflanzung: grosser Menschenmassen aus den unter- 
worfenen Gebieten in längst befriedete und umgekehrt („Mitiinaes"); jedoch 
war zur Zeit der Conquista die Verschmelzung der erst vor kurzem unter- 
worfenen Teile noch nicht vollendet. Die Masse des Volkes wurde jeder 
Bildung ferngehalten, die „Amanta" unterrichteten , von der Unter- 
weisung in der Reichssprache abgesehen, nur die Inka. Dem Inka, der selbst 
priesterliche Funktionen übte, stand zur Seite ein lebenslänglicher Hohe- 
priester W Hachum a, vom Inka aus seinen nächsten Verwandten ernannt. 
Die Zahl der Priester und Wahrsager aller Art war gross. Die Masse 
entbehrte aller politischen Rechte; der sozialistische Zwangs- 
staat sicherte ihr eine ordentliche materielle Existenz, aber 
geistige Regsamkeit und jedes ideale Streben blieb unter- 
drückt. Grund und Boden war Staatseigentum ; zwei Teile waren Inka- und 
Tempelgut, aus deren Erträgnissen auch die Staatsmagazine gefüllt wurden; 



l ) Die Kartoffeln wurden wahrscheinlich um 1560 nach Holland und 
Burgund, sowie nach einigen spanischen Provinzen gebracht, 1580 nach Italien 
und etwas später nach Irland. Nach Deutschland kamen sie erst Anfangs des 
XVII. und bürgerten sich ein erst Ende des XVIII. Jahrhunderts. 



Digitized by Google 



— 11 — 



ihren Inhalt verteilte man hei Misswachs an die Bevölkerung;. Der dritte 
Teil war zur unmittelbaren Nutzniessung der Masse bestimmt, jeder Haus- 
vater erhielt ein Stück Land, dessen Umfang bezw. Ertragswert sich nach 
der Grösse der Familie richtete, es war weder verkauf- noch vererbbar. Die 
Bevölkerung entbehrte jeder Freizügigkeit. Ein gewaltiger Apparat von Auf- 
sehern und Beamten (unter 1000 Hausvätern 113 stufenweise einander über- 
geordnete Beamte) und statistischen Aufnahmen ermöglichte diesen Staats- 
sozialismus. Aus geliefertem Rohstoff hatten die Unterthanen Zeug, Kleidung, 
Schübe und Waffen u. a. für den Staat herzustellen, welche Arbeit jedoch nur 
Leute im Alter von 25—50 Jahren zu leisten hatten. 

Fahrten naeh dem nördlichen Nordamerika, Spitzbergen und 
Nowaja Semlja. Von Island aus, das zuerst von irischen Kelten, aber über- 
wiegend von Norwegern besetzt worden war, wurde Grönland im IX. Jahr- 
hundert von Normannen entdeckt und besiedelt, verscholl aber seit etwa 140O 
immer mehr. Versuche, das nach 1000 von Island aus aufgefundene Winland 
(Massachusetts oder Neuschottland) zu kolonisieren, scheiterten. Bei einer 
Expedition, die Giovauni Cabotto (John Cabot), ein geborener Genuese und 
Bürger von Venedig, 1497 im Dienste Heinrichs VII. von England machte, 
um einen nordwestlichen Weg nach Indien zu finden, erreichte er das Fest- 
land des nördlichen Nordamerika (wohl Labrädor). Der Florentiner 
Verrazano befuhr in französischen Diensten 1524 die Ostküste Nordamerikas 
Hs50°n.Br. Der Franzose Cartier entdeckte den Lorenz-Strom 
und überwinterte 1535—36 bei Montreal. Aber der erste Versuch der fran- 
zösischen Kolonisation misslang. Von England aus wurden 1576—1632 
Expeditionen zur Auffindung einer Nordwestpassage unter- 
nommen unter der Führung von Frobisher (1576 — 78), Davis (1585— 87) T 
Hudson (1607—10) und Baffin (1614—16). Die Engländer („moskpwitische 
Gesellschaft") machten auch seit 1553 Versuche, einen Nordostweg 
zu finden, und erreichten 1596 Nowaja Semlja; die Holländer, 
die seit 1584 das gleiche erstrebten, entdeckten 1596 Spitzbergen. 

§ 5. Die weltgeschichtlichen Folgen der Entdeckungen. 

Die Erweiterung des räumlichen Horizontes der europäischen 
Menschheit hatte allmählich eine Erhöhung des geistigen 
Lebens und eine Vertiefung der geistigen Arbeit zur 
Folge. Auch das materielle Leben Europas änderte 
sich nach und nach, indem ihm aus der neuen Welt bis da- 
hin in Europa unbekannte Kulturpflanzen : Kakao, Vanille, Tabak, 
Mais, Kartoffel zukamen und dann auch hier gepflanzt wurden, 
teils der alten Welt schon bekannte Kulturpflanzen sich in immer 
grösseren Mengen zum Verbrauch anboten, wie Baumwolle, Rohr- 
zucker, Reis, Kaffee, noch später die Zucht des Rindviehs (wie 
des Pferdes) und der Anbau von Getreide, die aus Europa ein- 
geführt worden waren, Ueberschüsse für Europa zur Verfügung 
stellten. Für den Welthandel wurde jedoch Amerika 
erst seit dem XVII. Jahrhundert von grösserer Be- 
deutung. Infolge der Entdeckung des Seewegs nach Ostindien 
war Lissabon (später auch Cadix) Welthandelsstadt geworden. 
Mittelpunkt für den Verkehr mit Amerika wurde Sevilla als Sitz 
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des „indischen Hauses" (später eine Zeitlang auch Corunna). Vom 
XVII. Jahrhundert an wurden Zentrum des Welthan- 
dels die Niederlande und dann immer mehr Englan d. 

Die heimischen Kulturen der neuen Welt wurden 
schonungslos zerstört (am rücksichtslosesten in Peru). 
Auf den grossen Antillen verschwand die heimische Bevölkerung 
sehr rasch ganz, zu kleinerem Teil anfangs als Sklaven weg- 
geführt, zu grösserem Teile der schweren ihnen von den Weissen 
auferlegten Arbeit (Repartimientos, Enkomiandas) oder der Ver- 
zweiflung erliegend, sonst ging sie überall zurück durch die 
Berührung mit der fremden Kultur und durch die Grausamkeit 
der Weissen; sie wurde, mit wenigen Ausnahmen, geknechtet. 
Die Ueberzeugung, dass die indianische Rasse den schweren 
Arbeiten des Ackerbaus und des Bergbaus nicht gewachsen sei, 
bewirkte die Einführung von Negersklaven und den 
Sklavenhandel. 

Für die europäische Kulturwelt trat als schlimme Folge 
zunächst ein einseitige, höhere Ziele und Strebungen miss- 
achtende Entfaltung des Triebs nach rascher Bereicherung. 
Auch die Geldentwertung und die damit zusammenhängende 
Verschlechterung der Lebenshaltung der von ihrer körperlichen 
(und geistigen) Arbeit lebenden Schichten, die im XVI. Jahrhundert 
immer mehr sich steigerten, hatten ihre Hauptursache in der 
Edelmetallzufuhr aus Amerika. 

Anfänge des Sklavenhandels. Zu den wenig zahlreichen und deshalb 
in der Regel gut gehaltenen Sklaven des christliehen Abendlandes, zumeist 
Kriegsgefangenen arabischen oder berberischen Blutes, kamen seit 1445 von 
den Portugiesen eingeführte, durch alljährliche Jagden oder durch Tausch- 
verkehr mit arabischen Händlern gewonnene Negersklaven hinzu. Dieser 
portugiesische Sklavenhandel hatte die Ermächtigung der Regierung nötig, 
die auch von seinem Ertrag den Fünften bezog. — Von Espaiiola und Pnertorico 
aus wurden, seit 1511 mit Genehmigung der spanischen Regierung, Sklaven- 
jagden auf den karibischen Inseln und der Nordküste Südamerikas ausgeführt. 
Bei ihrem Versuche, Venezuela zu kolonisieren, hatten die Welser auch Ver- 
sklavung ..feindseliger" Indianer im Auge. Die Versklavung der In- 
dianer b e k ä in p f t e neben andern leidenschaftlich Las Ca sas. Ein 
1530 erlassenes allgemeines Verbot der Versklavung der Indianer setzte sich 
nach und nach durch. Für Negerzufuhr nach Amerika, die vereinzelt 
schon früher zugelassen worden war, wirkte Las Casas seit 1517. Die Re- 
gierung gab von 1518 ab zeitlich begrenzte Licenzen z u r E i n f u h r 
einer jeweils bestimmten A n z a h 1 von Negersklaven von der Guinea- 
küste (a s i e n t o s de esclavos), die sehr einträglich waren. Den zweiten Asiento 
erlangten die Welser. bezw. eine von ihnen gebildete Gesellschaft, bei der auch 
Erzherzog Ferdinand beteiligt war. Später beteiligten sich an solchem Sklaven- 
handel Ludwig XIV. und Anna von England. Der von der spanischen Regie- 
rung genehmigten und nach Kopfzahl der Sklaven besteuerten Sklaveneinfuhr 
ging früh Sklaveuschniuggel zur Seite, den in grossem Masse Holländer und 
Engländer trieben. Privilegierte SklavenhandehgeseUschaften gab es seit dem 
XVII. Jahrhundert auch in Frankreich und England für deren Kolonialbesitz. 
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Kapitel IL 

Die Zeit Maximilians T. 

§ 6. Kämpfe in Italien 1494—1505. 

Karls VIII. Zug nach Italien. Karl VIII. von Frank- 
reich zog 1404, mit Lodovico Moro von Mailand verbündet, 
über Florenz und Rom ins Königreich Neapel, indem er 
die Ansprüche der Anjou (s. II. S. 241) wieder aufnahm. Fer- 
dinand IL, Enkel Ferdinands L, flüchtete nach Sicilien. Zum 
König von Neapel gekrönt, schob Karl die Verwirklichung 
seines Traums, die Türken aus Europa wieder hinauszuwerfen, 
auf und k e h r t e mit der Hälfte seines Heeres zurück. Venedig 
hatte gegen Frankreich und dessen Festsetzung in Italien eine 
Liga zusammengebracht, an der sich Papst Alexander VI. 
und die katholischen Könige beteiligten, sowie Lodovico 
Moro, der von dem französischen Bündnis nicht die erwarteten 
Früchte geerntet hatte, und K ö n i g M a x, den die französische 
Diplomatie früher durch Aussicht auf Beraubung Venedigs 
zur Unthätigkeit bestimmt hatte. Ein ihm entgegentretendes 
venetianisch - mailändisches , vielfach überlegenes Heer schlug 
Karl bei Fornuövo (1495), kehrte aber nach Frankreich zurück. 
Lodovico Moro, von Schweizern schwer bedroht, wurde wieder 
Frankreichs Bundesgenosse und erhielt, unter dessen Lehnsherr- 
lichkeit, Genua. Das Königreich Neapel verloren die 
Franzosen sehr rasch wieder infolge der Verhasstheit 
ihres Regiments und der Unfähigkeit eines ihrer zwei Feldherrn 
an Ferdinand IL, der von einer spanischen Flotte und Land- 
macht, wie auch vom Papst und Venedig, unterstützt wurde, 
und seinen Oheim und Nachfolger Federigo (149(5). 

Savonaröla. Girolamo Savonarola, Dominikaner (geb. 
1452), wirkte in Florenz seit 1482, beherrscht von asketisch- 
mittelalterlicher Lebensanschauung und den altvaterischen Vor- 
stellungen des Kleinbürgertums, vor allem durch die Gewalt 
seiner Predigt gegen die Entartung und Verweltlichung 
der Kirche und der Geistlichkeit, gegen „Tyrannei 4 *, 
Laster und Luxus und für Aufrichtung einer re- 
publikanischen Theokratie. Die unsichere und später 
zu gefügige Haltung, die Pietro Medici dem heranziehenden 
französischen König gegenüber einnahm, bewirkte vollends den 
Zusammenbruch der Tyrannis (1494). 
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Die Med i vi nmssten flüchten und wurden verbannt. Nachdem der Prior 
von San Marco den Abzug des französischen Königs bewirkt hatte, wurde 
entsprechend deu von ihm in Predigten ausgeführten Gedanken ein gemässigt 
demokratisches Regiment eingeführt (1495). Als Prophet verehrt, brachte er 
die florentinische Bürgerschaft für einige Zeit zu einfachem und frommem 
Leben („Autodafe der Eitelkeiten" zur Zeit des Karnevals), zu energischer 
und opferwilliger Haltung gegen die Anschläge Pietros, sowie gegen Pisa, 
das König Max, von Mailand und Venedig als eine Art Oondottiere besoldet, 
eine Zeit lang bei der Belagerung Livornos unterstützte ; einige Anschläge der 
Partei der Medici und der vornehmen Jugend auf sein Leben misslangen. 
Aber Alexander VI, exkommunizierte Savonarola 1497, nun traten alle 
anderen Mönchsorden gegen ihn feindselig auf, und die alte Weltlust kam wieder 
obenauf; jedoch konnte er Anfang 1498 wieder predigen, wobei er sich gegen 
die Lehre von der Unfehlbarkeit des Papstes und die Lasterhaftigkeit des 
römischen Klerus wandte; vom Papst mit Interdikt bedroht, untersagte die 
Regierung dem „Frate" das Predigen wieder. Ein Schreiben, das Savonarola 
an Karl VIII. richtete, um ein zwischen ihm und dem Borgia entscheidendes 
allgemeines Konzil zu erwirken, geriet in die Hände des Papstes. Den 
Franziskanern gelang es, durch Veranstaltung einer Feuerprobe den Glauben 
der Menge an den Propheten zu erschüttern. Nach Erstürmung des 
Klosters San Marco wurde Savonarola verhaftet, von einem 
aus Aristokraten zusammengesetzten Untersnchungsausschuss und später von 
päpstlichen Kommissären wiederholt aufs grausamste gefoltert. Den Tod 
durch Verbrennung erduldete er, samt zwei andern Ordensgenossen, mit 
der grössten Standhaftigkeit und Ruhe (23. Mai 1498). Irgend ein von der 
Kirche schon aufgestelltes Dogma hatte er nicht angegriffen. 

Ludwig: XII. und Italien. Ludwig XII. (1498 — 1515), 
der, nachdem ihn Alexander VI. von der Tochter Ludwigs XI. 
geschieden hatte, auch in der Ehe mit Anna von Bretagne 
Karl VIII. nachfolgte, beanspruchte als Enkel einer Visconti 
Mailand und nahm es zum erstenmale 1499, endgültig 1500 
in Besitz, nachdem Lodovico von einigen seiner Schweizer 
.Söldner an ihn verraten worden war (1500). Im Verein mit 
Ferdinand von Aragonien entriss er Federico sein 
Königreich Neapel und liess ihn, den auch der Papst ge- 
bannt hatte, nach Frankreich abführen (1501 — 02). Aber bei 
Ausführung des Teilungsvertrags kam es zum Bruch zwischen 
Frankreich und Spanien; im Kriege siegten, zuletzt 
auch von Max' Truppen unterstützt, die Spanier; 1504 waren 
sie Herren des ganzen Königreichs (mit dem Julius II. 
Ferdinand 1511 belehnte). In Genua, wo sich gegen die von 
4er französischen Schutzherrschaft begünstigte Aristokratie eine 
demokratisch-nationale Partei erhoben hatte, brach Ludwig XII. 
1507, zum Teil mit schweizerischen Söldnern, jeden Widerstand. 

§ 7. König Maximilian I. und die Reichsreform. 

Die Notwendigkeit einer Reichsreform hatte sich immer mehr 
den einsichtigeren unter den Reichsständen aufgedrängt. König 
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Max hatte sich 1489 verpflichtet, einen ewigen Landfrieden und 
an Stelle des unständigen, mit dem Kaiser wandernden, von 
ihm abhängigen und häufig widerrechtlich beeinflussten Kammer- 
gerichts (s. II. S. 246) ein ständiges und selbständiges Reichs- 
gericht mit festem Sitze zu schaffen; 1491 versprach er auch 
einen periodischen Reichsrat, bestehend aus dem Kaiser und den 
Fürsten bezw. deren Bevollmächtigten, und eine Einteilung des 
Reichs in Kreise (wogegen Kaiser Friedrich Verwahrung ein- 
legte). Die Mehrzahl der Reichsfürsten, geführt von 
dem Kurfürsten Berthold von Mainz (Graf von Henne- 
berg), erstrebten eine Reichsreform, die dem Reiche 
Handlungsfähigkeit nach innen und aussen verleihe durch eine 
feste, möglichst grosse Beteiligung der Reichs- 
stände, insbesondere der Kurfürsten, an der Verwal- 
tung, Gerich tsbarkeit und äusseren Politik des Reichs; sie 
wollten hiedurch auch verhindern, dass das Reich der inter- 
nationalen Stellung des Hauses Oesterreich und den universa- 
listischen, nicht selten phantastischen Plänen des Königs dienst- 
bar werde. Maximilian aber wollte nur eine Reichs- 
reform, welche die Macht des Königtums erhöhe und 
so dem König die Mittel und Kräfte des Reichs, auch 
zu dynastischen Zwecken, mehr zur Verfügung stelle. 
Auf dem Wormser Reichstage 1495, wo Max neben einer 
„stäten" vor allem eine „eilende Hilfe" zur Bekämpfung der 
Türken und der den Papst und reichsunmittelbare Städte Italiens 
vergewaltigenden Franzosen verlangte (letztere wurde ihm dann 
bewilligt), kam es nach langen Verhandlungen zu einem Kom- 
promiss. Ein ewiger Landfriede, der jede Selbsthilfe 
ausschloss, dagegen dem Verletzten noch die „Nacheile" über- 
liess, wurde beschlossen, sowie die Schaffung eines 
ständigen Reichskammergerichts (Vorsitzender vom 
Kaiser, die 16 Beisitzer d. h. Richter, je zur Hälfte Rechts- 
gelehrte und Ritter, von den Ständen ernannt) mit festem, 
nur durch Reichstagsbeschluss verlegbarem Sitz. Es hatte ins- 
besondere Landfriedensbrüche abzuurteilen; sonst war es Kriminal- 
gericht nur, wenn es sich um Nichtigkeit eines Urteils handelte 
oder Rechtsverweigerung vorkam. Ein „gemeiner Pfennig" 
(s. II. S. 213) wurde, zunächst für vier Jahre bewilligt, eine 
Mischung einer nach Klassen abgestuften Vermögens- bezw. 
Einkommens- und einer Kopfsteuer. Er sollte dienen zur Hand- 
habung von Frieden und Recht und zum Widerstand gegen die 
Türken und andere Reichsfeinde. Die „Handhabung" durch 
jährliche, vierwöchentliche Zusammenkünfte der Kur- 
fürsten, Fürsten und Städte mit dem König, bezw. 
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seinen Bevollmächtigten, die ebenfalls beschlossen wurde, kam 
bald ins Stocken, wesentlich durch Max* Schuld: nicht ohne 
seine Schuld scheiterte auch der Versuch mit dem ge- 
meinen Pfennig. Den Ertrag desselben in seinen Erb- 
landen behielt und verwendete er eigenwillig, später war er 
bemüht, die andern Erträgnisse ohne weiteres in seine Verfügung 
zu bekommen; in den Niederlanden that sein Sohn Philipp 
gar nichts für die Erhebung. Die Geichs ritterschaft, besonders 
die fränkische, weigerte sich grundsätzlich, manche fürstliche 
Territorien blieben infolge bösen Willens oder Saumseligkeit im 
Rückstände, nur die Städte brachten ihn schliesslich alle auf. 
Bald geriet auch wegen mangelnder Mittel zur Besoldung das 
Reichskammergericht ins Stocken. 14W bewilligten die Stände 
gegen eine verbesserte Kammergerichtsordnung dem Kaiser, der 
1498 einen besonderen Hofrat als Appellationsinstanz geschaffen 
hatte, die Befugnis, das Kammergericht nach Jahresfrist von 
Worms (hier seit 141)2) zu sich abzuberufen. 

Der, hauptsächlich mit den Kräften Oesterreichs und des 
schwäbischen Bundes geführte Reichskrieg gegen die Eid- 
genossenschaft („Sch wabenkrieg u ) brachte, auch nach 
dem persönlichen Eingreifen des Königs, nur schwere Nieder- 
lagen (14910- l )er unter Vermittlung des (durch das Bündnis 
Frankreichs und Venedigs aus Mailand verdrängten) Lodovico 
Moro geschlossene Baseler Fried eil sicherte dem Thurgau 
die gerichtliche Unabhängigkeit vom Reiche, und seitdem 
erkannte die Schweiz nie mehr die Gerichtsgewalt, 
Steuer- und Kriegshoheit des Reiches an. 

Die Eidgenossenschaft. Max hatte, nachdem er Herr von Tirol ge- 
worden war, sich bemüht, um die Schweizer bei grossen Unternehmungen für 
sich zu haben, die „ewige Richtung" zu erneuern, aber ohne Erfolg, da zuerst 
und vor allem die l'rkantone widerstrebten, auch französische und bayerische 
Diplomatie entgegenarbeiteten. Dem schwäbischen Bunde mißtrauten die Eid- 
genossen. Die Reichsstadt Konstanz, die das Landgericht über den Thurgau 
besass, trat, statt zugewandt zu werden, dem schwäbischen Bunde bei (1498). 
Das Reichskammergericht, dessen sie nicht zu bedürfen glaubten, und den gemeinen 
Pfennig hatten die Eidgenossen nicht anerkannt. Das Reichskaminergericht, an 
das sich der frühere St. Galler Bürgermeister Varnbüler (s. II. S. 229) wandte, 
verurteilte die Stadt St. Gallen zum Schadenersatz an dessen Erben und ächtete 
sie, als sie sich dem Sprache nicht fügte. Wie für St. Gallen, trat die Eid- 
genossenschaft für Rottweil und den mit den meisten Orten verburgrechteten 
Grafen von Sargans, die ebenfalls geächtet waren, ein. März 1499 schloss sie 
ton neuem ein Bündnis mit Frankreich. Während Max selbst bemüht war, 
im Interesse seiner dynastischen Bläne die Streitfragen beizulegen und den 
St. (taller Handel auch wirklich schlichtete, kam es zum Kriege infolge 
eines Vertragsbruchs der Tiroler Regierung den Graubündnern gegenüber, von 
deren drei, seit 1471 miteinander föderierten, Bünden 1497 der graue (obere) 
Bund, 1498 der Gotteshausbund (mit Stadt Chnr) sich auf ewig mit den alten 
Orten verbündet hatten. D i e Z u g e h ö r i g k e i t d er S c h w e i z zu m Reiche 
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wurde im Baseler Frieden nicht erwähnt. Der Eidgenossenschaft traten 
1501 bei Basel, das im Schwabenkriege neutral gewesen war, als vollbe- 
rechtigter Ort und Schnffhauseu, das thatsächlich von nun an wie 
Freibnrg und Solothnrn als vollberechtigt behandelt wurde. 1513 wurde noch 
Appenzell aufgenommen {die .,13 a 1 1 e n Orte*). Ludwig XII. trat 1503 als 
Herr von Mailand an die drei Waldorte Stadt und Grafschaft Belle(i)nz(oua) 
ab. 1512 erwarben die Eidgenossen das bisher inailändische Lugano und 
Locarno, die Graubündner Veltlin mit Bormio und Ohiavcnna. 

Unter dem Eindruck dieses Misserfolgs und des Verlusts 
Mailands an die Franzosen fügte sich Max auf dem Reichs- 
tag von Augsburg 1500 den Entwürfen der ständisch- 
föderalen Reformpartei. Es wurde eine allgemeine 
Reich sausheb ung, zu deren Kosten die Unbemittelten ver- 
hältnismässig am meisten, die Fürsten und Kurfürsten für ihr 
Kammervermögen am wenigsten in Anspruch genommen wurden, 
nnd deren Einzelkontingente von den Landesobrigkeiten auf- 
gestellt werden sollten, beschlossen, aber auch die Einsetzung 
eines Reichsregiments, unter dem Vorsitz des Königs oder 
seines Statthalters, mit weitgehenden Vollmachten auch in aus- 
wärtigen Angelegenheiten; 18 von seinen 20 Mitgliedern er- 
nannten die Stände ; sein Sitz war Nürnberg, doch konnte es der 
König an seinen Hof berufen. Aber die Reichsaushebung 
wurde nicht ausgeführt, unddasReichsregiment löste 
sich 1502 auf infolge des bösen Willens des Königs und wider- 
spruchsvoller Verhandlungen beider mit Frankreich, sowie Haders 
über die Verwendung und Verwahrung der Erträgnisse des Jubi- 
läumsablasses von 1500, die vom Papst ausschliesslich für den 
Türkenkrieg bestimmt worden waren; bald darauf hörte auch das 
Reichskammergericht auf. Die kurfürstliche Opposition 
(Berthold f 1504) wurde nach und nach, da sich die Zahl dem 
König ergebener junger Fürsten und Bischöfe immer mehrte, 
und durch' die Wirkungen des Landshuter ErbfolgestreUes (1508) 
lahm gelegt, 

Nach dem Tode des Herzogs Georg von Landshut-Ingolstadt 
Ende 1503 suchte dessen Schwiegersohn Ruprecht von der kur pfälzischen Linie 
die ganze territoriale Hinterlassenschaft an sich zu bringen, des Königs Max 
Kamm erger icht sprach sie den Münchener Herzogen zu. Diese wurden, wie 
von Ulrich von Württemberg und andern Fürsten, so auch vom König in dem 
in Bayern und der Kurpfalz mit entsetzlichem Sengen, Brennen, Rauben und 
Morden geführten Kriege unterstützt. Den zwei Söhnen des mittlerweile ver- 
storbenen Ruprecht sprach Max 1505 die etwa 70 Quadratraeilen grosse „neue 
Pfalz", die späteren Fürstentümer Neuburg und Sulzbach, aus der Hinter- 
lassenschaft des Grossvaters zu ; „sein Interesse*' hatte er bei der ganzen 
Sache zu wahren gewusst: er erwarb für sein Haus Gebiete zur Abrundung 
Tirols (u. a. Knfstein). die Ortenau (mit Offenburg) und die Landvogtei Hagenau. 

Auf einem Reichstage in Konstanz 1507 wurde das 
Reichskammergericht in mehr partikularistischer Zusammen- 
setzung (2 Beisitzer vom König für Oesterreich und Burgund, 

Lehrbuch «1. Weltgeschichte Neue Zeit. 2 
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6 von den Kurfürsten, 8 von den sechs Kreisen zu ernennen) 
wieder aufgerichtet (seit 1509 in Worms). Es wurde be- 
stimmt, dass auf die in des Königs Namen vom Kammerrichter 
ausgesprochene Acht und Aberacht, wenn sie unwirksam sei, 
nach sechs Monaten der Kirchenbann folgen solle. Dem König 
wurden zur Erlangung der Kaiserkrone Streitkräfte und Gelder 
verwilligt, die er aber nur zum Teil erhielt. 

§ 8. Maximilians I. Beziehungen zu den fremden Mächten. 

Kämpfe in und um Italien. 

Spanische Heirat Philipps. Philipp der Schöne, der 
Sohn Max' und Marias von Burgund, der 1494 die selbst- 
ständige Regierung der Niederlande antrat, vermählte sich 
1496 mit Juana, der Tochter Ferdinands und Isa- 
bellas, die durch den Tod ihres Bruders Don Juan, Gemahls 
einer Schwester Philipps (1497) und ihres Neffen, des Kron- 
prinzen von Portugal (1500), Erbin der „katholischen Könige" 
wurde. Philipp ging in seiner Politik, besonders Frankreich 
gegenüber, vielfach andere Wege als sein Vater. 

Max, Frankreich und Venedig. Max belehnte Ludteig XII. 
1505 mit Mailand gegen die Zusage, dass dessen Tochter Claudia 
seinem mit ihr verlobten Enkel Karl Mailand und die Ansprüche 
auf Neapel zubringen werde. Aber Ludwig übertrug bald darauf 
die Ansprüche auf Neapel an die zweite Gemahlin Ferdinands 
von Aragonien und verlobte 1500 feierlich Claudia mit seinem 
voraussichtlichen Thronfolger Franz von Angouleme. Ais Max' 
Sohn Philipp 1500 starb mit Hinterlassung zweier Söhne, Karls, 
geb. 1500 und Ferdinands, geb. 1503, erlangte Max, trotz fran- 
zösischen Gegenbewerbs, die Regentschaft in den Niederlanden 
(Generalstatthalte rin seine Tochter Margarete), Ferdinand, dem 
Max sie streitig machte, die in Castilien. Als Max seinen Römer- 
zug antrat, sperrten ihm die Venetianer alle Pässe im Osten 
(wie die Franzosen im Westen); er nahm Februar 1508 den 
Titel „erwählter römischer Kaiser" an, was Julius IL 
billigte. Der hauptsächlich mit den Mitteln seiner Erblande 
geführte Krieg gegen das mit Frankreich und Spanien ver- 
bündete Venedig verlief unglücklich, in dem auf drei Jahre 
geschlossenen Waffenstillstände blieben die Venetianer im Be- 
sitz u. a. von Görz, Triest, Fiume (1508). 

Max Bundesgenosse Frankreichs. Noch Ende 1 508 schlössen 
Maximilian, Frankreich, Ferdinand, mit dem aber Max 
erst Ende 1509 zu einer Verständigung gelangte, und derPapst 
Julius IT. (1503—1513) die Liga von Cambrai gegen 
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Venedig, dem jede der Mächte Gebiete entreissen oder wieder 
abnehmen wollte. Das Uebergewicht in diesem Bunde hatte 
Frankreich, das rasch bedeutende Erfolge errang (Sieg 
hei Agnadello 1509); Max war auch zu der Zeit, da er durch 
die päpstliche Bannung Venedigs freie Hand erhielt, noch nicht 
a,ktionsfähig und erhielt bis 1510 keine Hilfe vom Reich; einen 
für ihn und das Reich sehr günstigen Frieden, den Venedig 
anbot, lehnte er ab; seine Eroberungen gingen zumeist sehr 
rasch verloren, und schliesslich musste er einen Teil dessen, was 
ihm blieb, seinen Bundesgenossen verpfänden, um seine Truppen 
unterhalten zu können. Julius IL, ein genialer, aber bedenken- 
freier Politiker und trotz seines Alters kampfesfroher Kriegs- 
mann, sah sich, nachdem er Venedig das Gewünschte (Ravenna) 
entrissen hatte, jetzt im wesentlichen am Ende des 
einen seiner Ziele, der Abrundung und inneren Er- 
starkung des Kirchenstaats. So fasste er den Plan, die 
Franzosen aus Italien hinauszuwerfen, löste die Venetianer vom 
Interdikt und arbeitete an einer Liga gegen Frank- 
reich (1509). Während Spanien neutral wurde, später aber 
4em Papste beitrat, blieb Max auf Seiten Frankreichs, 
er schloss mit Ludwig ein Bündnis auf Lebenszeit und fitfirte 
dem Papste gegenüber eine drohende, sehr reformfreundliche Sprache 
(u. a. Abschaffung der Annaten, Einsetzung eines ständigen 
Primas für Deutschland). Er erklärte sich rasch für die von 
flüchtigen französischen Kardinälen ausgehende Berufung eines 
Konzils nach Pisa (1511); aber als es zusammentrat, war sein 
Eifer schon ganz erkaltet (ob Max aus Anlass einer schweren 
Erkrankung des Papstes wirklich daran dachte, selbst Papst zu 
werden, ist strittig). Der Oktober 1511 zwischen dem Papst, 
Spanien und Venedig abgeschlossenen heiligen Liga 
gegenüber erfochten die Franzosen zuerst April 1512 den glän- 
zenden Sieg bei Ravenna, aber Max rief seine Truppen ab und 
schloss Waffenstillstand mit Venedig, Genua erklärte sich für 
unabhängig,, und das schon 1510 zwischen Julius II. und den 
Eidgenossen abgeschlossene Bündnis (Kardinal Schinner von 
Sitten) wurde erneuert und jetzt für die Gegner Frankreichs 
erspriesslich ; die Franzosen räumten beinahe ganz 
Oberitalien, und gegen Ende des Jahres 1512 setzten die 
Eidgenossen Max Sforza, Sohn Lodovicos, feierlich in die Herr- 
schaft des vor einem halben Jahr von ihnen besetzten Mailand 
^in. Noch nach dem Tode Julius' II. und dem Anschluss Venedigs 
an Frankreich erlitten die Franzosen (Juni 1513) durch die 
Eidgenossen der westlichen Orte die gewaltige Nieder- 
lage von Novara. 
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Max im Bunde gegen Frankreich. Frankreichs Sieg* in 
Italien. Jetzt schlössen Max und Spanien ein Bündnis mit Eng- 
land gegen Frankreich; seit Anfang 1511 mit Max durch eine 
Erbeinigung (= ewigen Vertrag) verbunden, fielen die Eidgenossen, 
im Verein mit Ulrich von Württemberg, in die Hourgogne ein, 
aber der „Tinten friede von Jjijon", den der König später ver- 
warf, machte diesen Angritt' wirkungslos. Auf dem nieder- 
ländisch-französischen Kriegsschauplatz wurde unter Max' 
Leitung der Sieg bei Guinegate erfochten (1513). Als 
Max durch Vermittelang Spaniens und seiner England gemachten 
Zusage zuwider mit Frankreich einen Waffenstillstand schloss, 
ging unter Leo's X. Vermittlung England mit Frankreich 
1514 ein Bündnis auf Lebenszeit ein. Ludwig XII., der eine 
Schwester des englischen Königs geheiratet hatte, starb, mit Vor- 
bereitungen zu einem italienischen Zug beschäftigt, 1. Jan. 1515. 
Genua trat wieder zu Frankreich über, und die Schweizer, die 
ihre Bundesgenossen, der Papst und Ferdinand nicht unter- 
stützten und eigener Zwiespalt schwächte, schlug Franz L 
(1515 — 1547) in der Schlacht bei Marignano 13. und 
14. September 1515 mit seinem an Zahl und Ausrüstung über- 
legenen Heere (darunter 20000 deutsche Landsknechte). Die- 
ser Sieg machte die Franzosen zu Herren Mailands. 
LeoX. schloss mit Frankreich Frieden, in dem er Parma 
und Piacenza an das Herzogtum Mailand zurückgab, dagegen 
Frankreich die Herrschaft der 1512 durch neapolitanische Hilfe 
zurückgekehrten Medici über Florenz anerkannte (über die 
kirchenpolitischen Zugeständnisse Franz' s. II. S. 237). Ein 
Zug, den Max mit deutsch-spanischen Truppen und durch eng- 
lisches Geld gewonnenen Schweizern (aus Uri, Schwiz, Zürich, 
Basel und Schaffhausen) vor Mailand machte, war ergebnislos. 
Vor einer Meuterei seiner Landsknechte flüchtete Max Trient 
zu, die Schweizer gingen heim. Ende Nov. 151(5 schloss die 
Eidgenossenschaft mit Frankreich eine „ewige Rich- 
tung", in der den einzelnen Kantonen jährliche Pensionen zu- 
gesichert wurden. Geldnot und Geldgier bestimmte Max zu 
allerlei seiner und des Reiches Würde abträglichen Entwürfen. 
Durch seinen Enkel Karl (seit Anfang 1515 mündig), der schon 
für sich mit Frankreich Frieden und eine Heirat vereinbart hatte 
(Vertrag von Noyon), schloss er Ende 151 G Frieden mit 
Frankreich und einen (später verlängerten) Waffenstill- 
stand mit Venedig, das Verona zurückbekam. Der lange 
kostspielige Krieg mit Venedig trug Max nur unbedeutende 
Grenzverbesserungen ein. Leo X. förderte die Annäherung 
zwischen Frankreich und England, die nun ebenfalls eine Heirat 
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verabredeten, und bald schlössen England, Frankreich und der 
Papst einen „Fried ensbnnd" (1518). 

§ 9. Maximilians I. Ausgang, seine Persönlichkeit. 

Seit 1517 war Max bemüht, seinem Enkel Karl die römische 
Königskrone, die er früher dem ungarischen Kronprinzen Ludwig 
in Aussicht gestellt hatte, zu verschaffen. Auf dem Reichs- 
tag von Augsburg (1518) verpflichteten sich fünf 
Kurfürsten: Mainz, Köln, Pfalz, Brandenburg, (Polen-)Böhmen, 
da die Gelder aus Spanien noch nicht eingetroffen waren, nur 
dazu, Karl in einigen Monaten zu wählen. Die vom Legaten 
Cajetan verlangten Steuern, mit deren Ertrag ein vom Lateran- 
konzil (das Max schon 1512 anerkannte) 1517 beschlossener 
allgemeiner Kreuzzug gegen die Türken bestritten werden sollte, 
wurden von den Reichsständen abgelehnt; dagegen, zumeist ge- 
rade vom Klerus, schwere Klagen über die Uebergriffe 
und das Finanzsystem der Kurie erhoben und die Gra- 
vamina der deutschen Nation noch einmal zusammengestellt. 
Der Kaiser Max starb, ehe Karl zum römischen König gewählt 
wurde. Eine Machterweiterung hatte er seinem Hause gesichert, 
indem sein Enkel Ferdinand 1516 per procura mit Anna, 
der Tochter des Königs Wladislaw von Böhmen-Ungarn, ver- 
mählt wurde, mit der sich früher Max selbst, um die mit ihrer 
Hand verbundene Aussicht für alle Fälle seinem Hause zu er- 
werben, verlobt hatte. Aber Max hatte, um die Gegnerschaft 
des Polenkönigs zu beseitigen, 1515 sich im Gegensatz zu seiner 
seitherigen Haltung verpflichtet, den Hochmeister des 
Deutschordens nicht mehr davon abzuhalten, Polen 
den Lehnseid zu schwören, und so den Orden aus der 
staatsrechtlichen Zugehörigkeit zum Reiche gelöst. 

Störungen des Landfrledens. Der Wormser Landfriede wurde 
thatsächlich nicht durchgeführt, da es an einer organisierten Macht zum Schutze 
des Friedens und an einer Exekutive für die gegen Friedensbrecher erlassenen 
Urteile fehlte. Auf einem Reichstag in Köln 1512 beschloss man die 
Einteilung des gesamten Reichsgebiets (auch der kurfürstlichen 
■und der österreiehisch-erbländischen Gebiete) in 10 Kreise („Circkel"), deren 
Hauptleute den Landfrieden handhaben und die Urteile vollstrecken, und die 
sich nötigenfalls gegenseitig unterstützen sollten. Aber als die Gewalt- 
thaten Franz von Sickingens gegen die Reichsstadt Worms 
{1515) ein Einschreiten dringend nötig machten und Max. eine Zeitlang dazu 
sehr bereit war, zeigte es sich, dass diese zunächst auf sechs Jahre be- 
schlossene Ordnung zum grössten Teile noch nicht durchgeführt und ganz 
leistungsunfähig war ; die Stände des oberrheinischen Kreises weigerten 
sich, allein vorzugehen, die von Max an die einzelnen Kreise gerichtete Auf- 
forderung, zu einer bestimmten Zeit Truppen in die Nähe von Worms zu 
senden, war wirkungslos, und die Kölner Beschlüsse blieben unausgeführt. 
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Sickingen konnte auch noch 1517 sein Treiben gegen Worms fortsetzen. 
1518 überzog er mit etwa 10000 Mann das Gebiet der Stadt Metz, die 
seinen Abzug sehr teuer erkaufen musste, und durch einen Ueberfall brand- 
schatzte er das Land Philipps von Hessen, der ihm ebenfalls eine 
grosse Geldsumme bezahlen musste. 

Maximilians Persönlichkeit. Maximilian war durch sein bewegliches 
Wesen und die Vielseitigkeit seiner Interessen, aber auch durch seinen Hang 
zur Verschwendung das Gegenbild seines Vaters. Seine Beweglichkeit und 
seine Vielseitigkeit artete in Unstete und Unzuverlässigkeit aus. Er wusste 
und liebte die nationalen Empfindungen herauszukehren nnd für seine Person 
und seine Pläne zu nützen, aber in ihm selbst waren doch stärker die 
dynastischen Strebungen und die universalistischen Ge- 
danken, die in Deutschland noch nicht abgestorben waren, und die er mit 
seineu dynastischen Plänen zu vereinen wusste. Kein guter Feldherr, war er 
ein tüchtiger militärischer Organisator, Schöpfer des Fussvolks der 
„Landsknechte* und in Erstellung und Handhabung von Geschützen wohl 
erfahren. Durch Ausbau der Organisation der Finauz- und Regierungsbehörden 
legte er den ersten Grund zum österreichischen Gesamtstaat (der allgemeine 
„Hofrat" freilich erst 1518 beschlossen und nach seinem Tode ins Leben ge- 
treten) ; aber den Uebergriffen des Schreibertunis steuerte er nicht, und seine 
Finanzwirtschaft war schlimm. Bei seinem Tode war so ziemlich 
alles, was er an Zöllen, Bergwerken oder sonstigen Kammergütern besass, 
verkauft oder verpfändet, er hinterliess auch noch bedeutende Schulden (doch 
war der von seinem Vater gesammelte Kleinodienschatz im wesentlichen un- 
angegriffen). Er war ein treuer und gläubiger Sohn der Kirche, nicht ohne 
theologisches Interesse, aber auch nicht ohne Aberglauben (Astrologie). Er 
beherrschte sieben Sprachen; ein opferbereiter Freund des Humanismus, hob 
er die Wiener Universität und förderte Litteratur (Theuerdank und der erst 
1775 veröffentlichte Weissknnig), Wissenschaften (besonders geschichtliche 
Sammlungen) und die Künste (Holzschnittblätter: ,,Ehrenpforte a und „Triumph", 
Mausoleum in Innsbruck — eifrige Pflege der Musik). 

Landsknechte. Die deutschen Kriegsknechte, die es schon vor Max. 
gab, werden zum erstenmale 1486 „Landsknechte" genannt (wohl im Gegen- 
satz zu den böhmischen und schweizerischen Söldnern). Ein „Fähnlein" zählte 
400 Manu (25 mit Büchsen. 100 mit Hellebarden und 275 mit Spiessen be- 
waffnet). Jedem grösseren Corps wurde Artillerie beigegeben. Die „gartenden 
Landsknechte" waren eine schwere Landplage. Ein Söldnerheer aufzubringen 
nnd in den Dienst eines Machthabers zu stellen war die Sache von Gross- 
unternehmern , auch die Hauptleute der Fähnlein waren nebenher Geschäfts- 
leute. Der Landsknecht erhielt, wenn er nicht Doppelsöldner war, im Monat 
vier rheinische Gulden. 
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Zweiter Abschnitt 

Die Reformation in Deutschland und der Schweiz ; 

Karl V. 

Kapitel III. 

Anfange der deutschen Reformation. 

§ 10. Der deutsche Humanismus im Kampf gegen die Scholastik 

und die kirchlichen Zustände. 

■ 

Johann Reuchlin (bei andern „Capnion", geb. in Pforzheim 
1454, f 1522), von Beruf Jurist, gehörte seinem Wesen und 
Streben nach der älteren, der Scholastik noch nicht feindseligen 
Richtung des deutschen Humanismus an. Durch theosophische 
Neigung mit der Kabbala, der Geheimlehre der jüdischen Rab- 
biner befreundet, erwarb er sich seit 1492 gründliche 
Kenntnis des Hebräischen, wurde so „trium linguarum 
peritus" und ermöglichte durch zwei Werke: „Rudimenta hebraica" 
1506 und „De accentibus et orthographia linguae hebraicae" 1518, 
ein Verständnis des Urtextes des Alten Testaments. Sein Auf- 
treten gegen den getauften Juden Johannes Pfeffer- 
korn, der, von den Kölner Theologen, insbesondere dem Ketzer- 
meister Jacob von Hochstraten unterstützt, die Konfis- 
kation aller jüdischen Religionsbücher im Reiche anstrebte, und 
gegen jede gewaltsame Judenbekehrung (sowie für 
den Talmud) gab Veranlassung dazu, dass die Humanisten 
der jüngeren, der Scholastik (den „Sophisten") und dem bestehen- 
den Kirchenwesen durchaus feindlichen, Richtung (die „Poeten") 
sich zum Angriff auf Scholastik und Kirche, ins- 
besondere das Mönchtura, zusammenschlössen. In 
den epistolae obscurorum virorum, einer Sammlung an- 
geblicher Briefe von Anhängern der Scholastik zumeist an den 
Kölner Magister Ortuin Gratius, wurde das abscheuliche Latein 
und die hohle und alberne Spitzfindigkeit der damaligen Scho- 
lastik, wie die Unbildung und Immoralität des Klerns, ins- 
besondere des an den Universitäten wirkenden, mit karrikierender 
Uebertreibung geschildert. Der Gedanke dieser Einkleidung der 
satirischen Polemik rührt von Crotus Rubianus her, der in Ver- 
bindung mit anderen Persönlichkeiten des Erfurter Humanisten- 
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kreises, insbesondere mit Konrad Mutianus Rnfus, den ersten 
1516 erschienenen, Teil verfasste. Am zweiten, 1517 erschienenen, 
Teile arbeiteten auch andere Humanisten mit, insbesondere 
Hutten. 

Die Ausführung eines von Pfefferkorn 1509 erwirkten kaiser- 
lichen Mandates, «ins die K onf i s k a t i o n ' d e r .7 u denb ü ch e r an- 
ordnete, wurde durch Einsprache des Mainzer Erzbischofs zunächst aufge- 
schoben. Vom Kaiser mit der weiteren Regelung der Sache betraut, holte dieser 
verschiedene Gutachten ein, u. a. von Renchlin, der 1510 eine Konfiskation nur 
weniger das Christentum schmähender jüdischer Bücher für zulässig erklärte. 
Im Zorn über dieses Gutachten schrieb Pfefferkorn 1511 gegen Reuchlin den 
„ Handspiegel" , in dem er diesen der Unwissenheit und der Beeinflussung durch 
jüdisches Geld bezichtigte. Reuchlin antwortete ebenso heftig mit seinem 
„Augenspiegel". In diesem entdeckte die Kölner theologische Fakultät ketze- 
rische Meinungen und fand hierin die Unterstützung vieler Universitäten (u. a. 
Paris und Löwen). Reuchlin veröffentlichte 1514 eine Sammlung an ihn ge- 
richteter Briefe hervorragender Männer „epistolae clarorum virorum 4 \ Vom 
Ketzermeister Hochstraten vor sein Gericht geladen, wandte er sich an den 
Papst. Der Bischof von Speier, dem der Papst die Entscheidung übertrug, 
sprach sich für Reuchlin aus. Hochstraten ging nach Rom und war zwei Jahre 
lang bemüht, die Umstossung dieser Entscheidung zu bewirken. Aber 1516 er- 
klärte sich der päpstliche Gerichtshof für Reuchlin, jedoch erliess aus Rück- 
sicht auf den Dominikanerorden die Kurie ein Aufschubsmandat. Dagegen 
wurde 1520 der Augenspiegel für ketzerisch erklärt und Reuchlin zu ewigem 
Stillschweigen und Tragnng der Prozesskosten verurteilt. — Der von Luther 
hervorgerufeneu reformatorischen Bewegung zeigte Reuchlin sich von An- 
fang an abgeneigt. 

Desiderius Erasmus von Rotterdam (1407 — 1537), der 
geistig bedeutendste der Humanisten, bereitete der Re- 
formation die Bahn durch seine umfassende philo- 
logische Thätigkeit (Herausgabe vieler Kirchenväter 
und 151(5 die erste Ausgabe des griechischen Neuen 
Testaments) und durch seine einschneidende und sati- 
rische Kritik der herrschenden Werkheiligkeit, ins- 
besondere des Mönchtums und der Dogmatik (des 
„Judaismus" und der „fetten und dicken" Religiosität). Ein 
vollendeter Stubengelehrter und etwas einseitiger Ver- 
standesmensch hoffte er, die von ihm erstrebte R e n a i s- 
sance des Christentums verwirklichen und die „ Philosophie 
Christi" in ihrer ursprünglichen Reinheit und Einfachheit wieder 
zur Geltung bringen zu können durch Ueberzeugung und Auf- 
klärung zunächst der Gebildeten und schliesslich durch 
Vorgehen der höchsten kirchlichen und staatlichen 
Autoritäten. Antike Bildung und praktisches Christentum 
wollte er innerlich vereinigen und erhoffte eine Blütezeit der 
Wissenschaften und Künste, der Humanität und der Sitteneinfalt. 
Er überschätzte noch mehr als andere Humanisten die Leistungs- 
fähigkeit des blossen Verstandes in der geschichtlichen Ent- 
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Wickelung. Zudem von Natur zaghaft und frühe kränkelnd» 
hasste er jeden „Tumult". Er war eine international - kosmo- 
politische Persönlichkeit , und bis zum Beginn der lutherischen 
Reformation Gegenstand eines förmlichen Kultus, auch von Seiten 
der weltlichen und geistlichen Grossen, deren Gunstbezeigungen 
(insbesondere auch kirchliche Sinekuren) er leidenschaftlich er- 
strebte und hochhielt. Sein besonderer Gönner war Leo X. 

Gerhard ( -- lat. Desiderius , gr. Erasmus) Rogers entsprosste einer 
illegitimen Verbindung und verwaiste früh. Seinen ersten Unterricht erhielt 
er in Deventer; aus dem Kloster, dessen Atmosphäre ihm bald eutleidete, 
konnte er 1491 austreten, 1492 wurde er zum Priester geweiht. Er machte 
.Studien in Frankreich. England, wo er von Oolets theologischer Richtung be- 
einflusst wurde, und Italien. Von England aus (dritter Aufenthalt 1509—16; 
1511 — 13 Professor der griechischen Sprache in Cambridge) kam er nach 
Basel (1514 — 15, 1515 16 und von Löwen aus wieder 1518), veranlasst 
durch geschäftliche Beziehungen zum Buchhändler Froben; so trat er in 
engen Verkehr mit den deutschen Humanisten. In seine Heimat 
zurückgekehrt, wurde er Anf. 1517 Hofrat des Königs Karl. Julius II. hatte 
ihn für bestimmte Zeit und Oertlichkeit vom Tragen des Ordensgewandes 
dispensiert, Leo X., dem er seine Ausgabe des Neuen Testaments widmete, 
gab ihm 1517 diesen Dispens unbeschränkt und erklärte ihn für befähigt, 
Pfründen zu haben. Er nahm 1521 in Basel ständigen Aufenthalt, siedelte 
aber, als Basel die Reformation durchführte, nach Freiburg i. Br. über; er 
starb auf einer Reise in Basel. — In seinen 1500 zum erstenmal erschienenen 
adagia gritf er die Fürsten und insbesondere deren Finanzpolitik aufs rück- 
sichtsloseste an und pries dagegen die Kultur und die Gesetze der Städte. 
Er erklärte, wie mauche bedeutende mittelalterliche Theologen, das Sonder- 
eigentuin für unchristlich und verwerflich. In seinem 1501 erschienenen en- 
chiridion militis Chrigtiani empfahl er gegenüber dem „krassen Judaismus" 
das praktische Christentum und eine durch Zurückgehen auf die Bibel ver- 
einfachte Lehre. Am rücksichtslosesten übte er Kritik in seinem encotniutn 
tnorias oder laus stultitiae (1511), vor allem gegen Werkheiligkeit, Mönchtum 
und Scholasticisraus. Diese Schrift erlebte bei Lebzeiten des Verfassers 27 Auf- 
lagen. „Erasmisch" bedeutete eine Zeitlang soviel als vollkommen und unfehl- 
bar. Bei seinein eleganten Latein vermied er grundsätzlich einseitigen Cicero- 
niani Sinus. Seine colloquia familiaria, ein Musterbuch für lateinische Sprach- 
übungen, blieb lange herrschendes Schulbuch, das selbst der Jesuitenorden, 
trotz grundsätzlicher Verdammung alles Erasmischen, anfangs nicht entbehren 
konnte. Seine Abneigung gegen jeden Tumult offenbarte er am schärfsten, 
indem er nach Scheitern des Sickingen'schen Unternehmens dem flüchtigen 
Hutten Ende 1522 die Thür verschloss und später durch ein .Schreiben den 
Rat von Zürich aufforderte, den Mutwillen des gefährlichen Unruhestifters zu 
zähmen. 

Ulrich von Hutten, 1488 — 1528, vertrat die nationale 
und in engem Zusammenhang damit romfeindliche Rich- 
tung des Humanismus mit der grössten Schärfe; er 
entstammte einem weitverzweigten, aber wenig begüterten frän- 
kischen Adelsgeschlecht. Seine leidenschaftliche, selbstbewusste 
und wenig abgeklärte Natur war ganz auf den Kampf gerichtet, 
aber auch geneigt, alles zu wagen. Die in seinen Flugschriften 
dargelegten Forderungen wollte er möglichst rasch in die That 
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umgesetzt sehen. Noch mehr, als sinniger Genuss an rein 
wissenschaftlicher Arbeit und Erkenntnis lagen seinem Wesen 
die Strebungen und Bedürfnisse einer innerlichen 
Religiosität fern; aber nachdem er deren Einfluss auf die 
Nation vermerkt hatte, waren sie ihm willkommene Bundes- 
genossen. Die Anschauungen des Adels hat er in sich nie 
ganz überwunden, der einseitige Hass gegen die Fürsten (nicht 
bloss die Pfaffenlursten) war auf sein Planen und Handeln immer 
von grossem Einfluss, den Hass gegen die Städter („Krämer", 
„Pfeffersäcke") drängte er erst spät zurück, um ein Bündnis 
zwischen Adel und Städten zur Verwirklichung seiner politischen 
Plane anzustreben und zu empfehlen. 

Obwohl der älteste Sohn, wurde Ulrich von seinem Vater zum geistlichen 
Stand bestimmt und im 11. Jahre dem Stift Fulda übergeben. Ehe er die 
Gelübde ablegte, flüchtete er 1505 aus dem Kloster. In einem unsteten, mit 
schweren Entbehrungen, aber auch manchen Verfehlungen verbundenen Leben 
besuchte er die Universitäten Köln, Erfurt, Frankfurt a. 0., Leipzig, Greifs- 
wald, Rostock, wo er seine erste Streitschrift, die zwei Bücher Klagelieder 
gegen die Lötze von Greifswald verfasste, dann Wittenberg und Wien. Hier 
verfasste er eine „Aufmahnung" an Maximilian zum Kampf gegen die Venetianer 
und die Franzosen, dann in Italien selbst 1512 und 1518 Epigramme gegen 
Venedig, Frankreich und Julius IL Nach Deutschland zurückgekehrt, schrieb 
er gegen den Herzog Ulrich von Württemberg , der seinen ihm befreundeten 
Vetter Hans von Hutten erstochen hatte, fünf Heden (1517 den Dialog Pha- 
larismus). Mit seinem Vater hiedurch ausgesöhnt und vom Mainzer Erzbisehof 
unterstützt, ging er zum zweitenmale nach Italien, um Rechtswissenschaft zu 
studieren. Er hielt sich zuerst in Rom, dann in Bologna auf. Dem (von den 
meisten Humanisten gering geachteten) juristischen Studium blieb er aber 
ziemlich fern, vermehrte dagegen seine Kenntnisse im Griechischen. Nach 
Deutschland Mrtte 1517 zurückgekehrt, gab er die Schrift des Laurentins 
Valla über die konstantinische Schenkung mit einer W'idmung an Leo X. 
heraus, wurde von Max zum poeta laureatus gekrönt und trat in die Dienste 
Albrechts von Mainz, in denen er auch eine diplomatische Reise an den fran- 
zösischen Hof machte. Auf dem Feldzug gegen Ulrich von Württemberg 
1519 wurde er mit Franz von Sickingen Itekannt. Wie Sickingen, wirkte er 
für die Wahl Karls und hoffte ihn für eine Kirchenreform zu gewinnen, durch 
die der grösste Teil des Kirchenguts säkularisiert und vor allem zum Unter- 
halt eines aus Rittern und Landsknechten bestehenden ständigen Reichsheeres 
verwendet würde. Seine Angriffe auf Rom und die Kurie steigerte er immer 
mehr (Vadiscus s. Trias Romana 1520). Nachdem seine Hoffnung, den Erz- 
herzog Ferdinand für seine Pläne einer kirchlichen und staatlichen Reform 
zu gewinnen, sich als eitel erwiesen hatte, wurde sein Dienstverhältnis zu 
Albrecht von Mainz gelöst, und Hutten fand eine Zuflucht auf Sickingens Burgen 
Landstuhl und Ebernburg (Ende 1520). Bald begann er deutsch zu schreiben 
(so das Gedicht: Klag und Vermahnnng). In kurz dauerndem Glauben an 
Karls V. Neigung zu reformatorischem Vorgehen zeigte er sich bereit, in des 
Kaisers Dienste zu treten, lehnte aber nach etwa einem Monate die angebotene 
Stellung ab. Nach dem Scheitern von Sickingens Zug gegen Trier kam er über 
Basel und Mülhausen nach Zürich und von Zwingli unterstützt und empfohlen 
nach Pfaffers, zuletzt nach der Insel Ufnau. Hier starb er Ende August oder 
Anfang September 1523 an einem alten Leiden gänzlich mittellos. 
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§ 11. Luthers Entwicklung bis 1517. 

Martin Lnther wurde dem Hans Lnther 10. November 1483 als ältester 
Sohn geboren (f 18. Febr. 1546). Dieser entstammte zwar einem freien Bauern- 
geschlecht in Möhra (Thüringen), war aber, da er als ältester Sohn keine Aus- 
sicht auf den elterlichen Hof hatte, nach Ei sieben gezogen, nm im Bergbau 
sein Brot zu finden. Nach einigen Monaten siedelte die Familie nach Mansf eld 
um, wo der junge Martin in anfangs ärmlichen, sich jedoch nach und nach bessern- 
den Verhältnissen unter harter Hanszucht und seit seinem 7. Jahre unter noch 
härterer Schulzncht bei einem sehr mechanischen und unfruchtbaren Unterricht 
seine Knabenzeit verlebte. In mehr Berührung mit städtischer Kultur kam 
er, als er 1497 in Magdeburg in die Schule der Nullbrüder (— Brüder des 
gemeinsamen Lebens, eigentlich Lollharden) ging. 1498—1501 besuchte er die 
noch mehr vom Geiste des Humanismus beeinflusste und von einem humanen 
Lehrer geleitete Schule in Eisenach, anfangs erwarb er auch hier noch 
dürftigen Lebensunterhalt als „Partekenhengst", bis die kinderlose Frau Cotta 
sich seiner annahm. 1501 bezog er die U n i v e r s i t ä t E r f u r t, wo neben der 
Scholastik der Humanismus — damals noch ohne gegenseitigen Kampf — 
Boden gefasst hatte. Mit grossem Eifer betrieb er das Studium der Scho- 
las tischen Philosophie („nominalistischer" Richtung), wodurch er den 
Grund zu seiner ungewöhnlich biegsamen und schlagfertigen Dialektik legte,. 
auch humanistische Studien, weniger durch Besuch humanistischer Kollegien,, 
als durch Privatlektüre (insbesondere Vergil, Terenz, Ovid) und nicht aus 
innerem Zuge zum Geiste des Altertums, sondern hauptsächlich um „Lehre 
und Spiegelbilder des menschlichen Lebens" kennen zu lernen. Nur mit einigen 
Gliedern des sich immer mehr ausdehnenden und fester znsammenschliessenden 
Humanistenkreises hatte er Verkehr, aber er galt diesen als der „Musikus 
und Philosoph". Anfangs 1505 Magister geworden, hatte er das Rechts- 
studinm, zu dem ihn sein Vater bestimmt hatte, schon etwas begonnen, als 
„der hurtige, frohe Geselle" , der sich aber keiner schweren Sünde oder Aus- 
schreitung schuldig gemacht hatte, Sommer 1505 in das Erfurter Kloster 
des Bettelordens der Augustinerereraiteu de observantia (deutsche 
Kongregation) als Novize eintrat. Der Gedanke, dass er die zum Heil not- 
wendige Frömmigkeit dem gerechten und zürnenden Gott gegenüber nicht 
besitze, hatte ihn, der früh zum Grübeln neigte, nie verlassen, und der 
Schrecken eines Gewitters, das ihn auf der Heimkehr von einem Besuch der 
Eltern überraschte, ihn bestimmt, zu geloben, Mönch zu werden. Nach Ab- 
lauf seines Noviziates und Ablegung des Professes betrieb Luther mit grossein 
Eifer das Studium der (scholastischen) T h e o 1 o g i e und der Bibel, später 
auch Augustins und des heiligen Bernhard, mit noch grösserem Eifer pein- 
lichste Askese, Gebet und Selbstprüfung. Der vom Gefühl der Sündhaftig- 
keit wie der Gottverlassenheit schwer gequälte, Frühling 1507 zum Priester 
geweihte Mönch, dessen Seelennot insbesondere durch die Lehre von der 
Prädestination gesteigert wurde, rang sich langsam und nicht ohne Rück- 
fälle in die früheren Anfechtungen zu einer andern Auffassung 
des Verhältnisses des Menschen zu Gott und damit durch die damals 
herrschende Religiosität hindurch zu einer andern empor, hauptsächlich unter 
dem seelsorgerlichen Einfluss des Dr. Joh. v. Staupitz, des (zweiten) 
Generalvikars der Kongregation, der ihn auf Gottes Liebe und die Versöhnung 
durch Christum hinwies. Herbst 1508 wurde Luther durch Ordensbeschluss 
dem Kloster in Wittenberg zugeteilt, um an der dortigen, 1502 
gegründeten, Universität seine theologischen Studien zu beenden und zugleich 
die akademische Thätigkeit zu beginnen. Er wurde 1509 baccalaureus, 
aber — wohl infolge des in der Kongregation ausgebroclienen Zwistes — 
Herbst 1509 nach Erfurt zurückberufen. Dieser (durch das Bestreben 
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Staupitz's, eiue Union zwischen den Konventnalen nnd den Observanten zu 
erzielen, hervorgerufene) Zwist führte Luther Herbst 1511 als socius itine- 
rarius des Dr. Joh. v. Mecheln nach Rom. Die Eindrücke und Beobachtungen 
dieser Romreise wirkten aber erst später auf seine Stellung zur herrschenden 
Kirche ein- Wieder nach Wittenberg zurückgekehrt, wurde Luther, 
von Staupitz, welcher der Universität einen Ersatz für seine eigene Lehrkraft be- 
schaffen wollte, genötigt, Oktober 1512 Lieentiat und dann Dr. theologiae. 
Dem Brauche zuwider las er exegetische Kollegien (Psalmen, Römer-, Galater-, 
Hebräer-Brief), wobei er sicli aber noch überwiegend an die Vulgata hielt. 
1515—18 erfüllte er die Pflichten eines Distriktsvikars für 11 Klöster in 
Sachsen und Thüringen mit grosser Hingebung; er wirkte als Prediger an 
der Pfarrkirche, wobei seine praktisch- volkstümliche und in die zentralen 
Anschauungen der christlichen Heilswahrheit vordringende Weise bald die 
scholastischen Formen überwand. Wie in seinen religiösen Grundanschauungen, 
so wurde er auch in seiner Sprache und seiner Predigt beeinttusst, aber nicht 
massgebend geleitet von seinen Studien der deutschen Mystik (Tattiers und 
eines Traktats des XIV. Jahrhunderts, den er als „Deutsche Theologie 44 1518 
vollständig herausgab). Immer mehr wandte er sich von der Scholastik ab 
und den Kirchenvätern und der Bibel (vor allem Augustin und 
Paulus) zu; den Aristoteles begann er als „heidnische Bestie 44 , „Feind 
€hristi u , „giftigen Verwüster der reinen Lehre 44 mit der ihm eigenen Leiden- 
schaft zu bekämpfen. Immer mehr befestigte sich in ihm die Ueberzeugung, 
dass der immer sündhafte Mensch von sich aus durchaus unfähig sei zur Er- 
langung des Heils und nur durch vertrauensvollen Glauben an Gottes frohe 
Verheissung und Christi Werk seines Heils gewiss werden könne („Recht- 
fertigung allein durch den Glauben 44 ). Dass er damit in scharfen 
Gegensatz zur Lehre und Verfassung der Kirche trete, indem seine Grund- 
anschauung die kirchliche Heilsvermittelung ausschloss, war er sich noch nicht 
bewusst ; dagegen bekämpfte er schon (wie damals manche andere) in Predigten 
und Vorlesungen das Ueberinass und die Ueberschätzung von Heiligenkult, 
Wallfahrten, guten Bruderschaften und guten Werken. 



§ 12. Der Ablassstreit. Luthers Bruch mit der herrschenden 

Kirche. 

Papst Leo X., ein Mann feinen Lebensgenusses, Förderer 
der Renaissance und ebenso erfinderischer als bedenkenfreier 
Finanzpolitiker, hatte dem Bruder des brandenburgischen Kur- 
fürsten Joachim L, Erzbischof Albrecht von Magdeburg 
und Mainz, Administrator von Halberstadt, gegen eine bare 
Summe die Verkündigung des von Julius II. 1500 für den 
Neubau der Peterskirche ausgeschriebenen Ablasses 
(in forma Jubilaei) in seinen Sprengein und den kurbranden- 
burgischen Landen auf die Dauer von acht Jahren übertragen. 
Die Hälfte des Ertrags wurde dem Erzbischof bestimmt, damit 
er dem Bankhaus der Eugger die Schuld heimbezahlen könne, 
welche er für die von ihm persönlich übernommenen Mainzer Pallien- 
gelder aufgenommen hatte. Der Dominikaner Joh.Tetzel 
aus Leipzig, ein erfahrener Ablassagent, wurde 1517 von Al- 
brecht mit der Sache betraut. Die (keineswegs unge- 
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wohnliche) Art, wie Tetzel seinen Auftrag durchführte, machte 
Luther auf Grund von Erfahrungen an eigenen Beichtkindern 
bedenklich, und so suchte er durch 95 Disputationsthesen sich 
und andern über Wesen, Wort und Berechtigung des Ablasses 
Klarheit zu verschaffen. Luthers am # 1 . Oktober 1517 
an der Thüre der Wittenberger Schlosskirche angeschlagenen 
95 Thesen betonten die Notwendigkeit innerer Busse („con- 
tritio"), verwarfen aber nur den Ablasskram und die Erstreckung 
des Ablasses auf das Fegefeuer; rasch verbreitet, riefen sie eine 
allgemeine Erregung hervor, da die Ablassfrage für alle Schich- 
ten der Bevölkerung religiöse, finanzielle und nationale Bedeu- 
tung hatte. Im litterarischen Streit mit Tetzel, der in seinen 
Gegenthesen den Ablass in jeglicher Ausdehnung verteidigte, 
mit Joh. Eck von Ingolstadt, der in seinen nur handschriftlich 
verbreiteten „Obelisci" Luther als „Böhmen" anklagte, und mit 
dem Dominikaner Silvester Mazzolini Prierias, römischem 
Bücherzensor, der Tetzel durchaus, auch wegen des Wortes vom 
Geld im Kasten, verteidigte und auf Grund der Anschauung von 
der Unfehlbarkeit des die Kirche verkörpernden Papstes jeden, 
der eine Massregel der Kurie als unberechtigt angreife, für einen 
Ketzer erklärte, gelangte Luther zu grundsätzlicherem 
Widerspruch. In seinen „Resolutionen" (August 1518) be- 
tont er die unfehlbare Autorität der Schrift, das 
Zusammenfallen der wahren Reue mit dem allein rechtfertigen- 
den Glauben und bestreitet dem Papste die Verfügung 
über die Verdienste Christi und der Heiligen, die 
Gewalt über die Seelen und Gewissen der Gläubigen und die 
Entscheidung über Glaubensfragen. 

Die Citation zum Ketzerprozess nach Rom war Anfang August 
in Wittenberg eingetroffen, aber der Kurfürst Friedrich der 
Weise, der seiner Universität ihren bedeutendsten und anziehend- 
sten Lehrer erhalten wollte, erwirkte auf dem Augsburger 
Reichstage (s. S. 21) vom päpstlichen Legaten Cajetan 
(Thomas Vio von Gaeta, früher Dominikanergeneral, einer der 
gelehrtesten Theologen seiner Zeit), dass dieser Luther nach 
Schluss des Reichstags in Augsburg verhörte (12. — 14. Okt.). 
Luther, den als Ketzer zu verhaften und nach Rom zu 
verbringen ein päpstliches Breve vom 23. August angeordnet 
hatte, verweigerte den dreimal geforderten Widerruf, 
appellierte schriftlich vom „übel berichteten Papst an den 
besser zu berichtenden" und verliess in heimlicher und schneller 
Flucht 20./21. Oktober Augsburg. Er appellierte 25. No- 
vember feierlich vom Papst an ein Konzil. Aus poli- 
tischer Rücksicht auf den sächsischen Kurfürsten (Kaiser- 
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wähl) und wohl auch in Unterschätzung: der von Luther her- 
vorgerufenen Bewegung zögerte die Kurie mit dem Erlass der 
Bannbulle. Der päpstliche Kammerherr Karl v. Miltitz, ein 
sächsischer Edelmann, sollte dem Kurfürsten die goldene Rose 
überbringen und von ihm die Auslieferung Luthers erwirken. 
Die öffentliche Stimmung, die er auf der Reise kennen lernte, 
bewog ihn, seinen Auftrag zunächst nicht auszuführen. Anfangs 
Jan. 1519 kam er mit Luther in Altenburg zusammen. 
Es wurde verabredet, dass beide Parteien schweigen, und dass 
Miltitz den Papst bestimme, einen deutschen Bischof zu beauf- 
tragen, Luther Irrtümer nachzuweisen, die dann Luther wider- 
rufen werde. Diese Abmachung wurde unwirksam durch 
das Vorgehen Joh. Ecks, der, allerdings ohne sie zu 
kennen, in seinen Streit mit Luthers Kollegen Karlstadt durch 
einige seiner Thesen Luther hineinzog. Ursprung (ob divino 
jure), Alter und Inhalt des päpstlichen Primate wurde Gegen- 
stand des Streites beider. In die grosse Leipziger Dis- 
putation, ursprünglich zwischen Karlstadt und Eck 
(27. Juni bis 15. Juli 1519), griff am 4. Juli auch Luther 
ein. Der streitgewandte Eck wies Luther darauf hin, dass die 
Ansicht, die Unterordnung unter den Papst sei nicht zur Selig- 
keit erforderlich, von Hus aufgestellt und vom Konstanzer Konzil 
als ketzerisch verdammt worden war. Luther erklärte 
hierauf manche husitische Artikel für ganz christlich 
und evangelisch, sowie die Konzilien für fehlbar. 

Schon vor der Leipziger Disputation schrieb Luther, von 
Melanchthon (seit Sommer 1518 an der Universität Wittenberg) 
veranlasst, an Reuchlin und an den ihm sonst wenig sym- 
pathischen Erasmus. Nach der Leipziger Disputation sprachen 
die Humanistenkreise mancher Städte, besonders Erfurts, 
sich für Luther aus und Hutten, zugleich Vertreter des 
Humanismus und der Ritterschaft, erstrebte etwas später durch 
Briefe an Melanchthon eine Verbindung mit Luther und 
bot ihm eine Zufluchtsstätte bei Sickingen an. Die huma- 
nistisch-nationale und die religiöse Bewegung gingen 
so eine Zeitlang miteinander. Luther, bis jetzt nur 
weltflüchtiger Möuch, Seelsorger und theologischer Schriftsteller 
und überhaupt nie Politiker, wurde nicht durch die grössere 
Sicherheit, die dieser Rückhalt seiner Person bot, — denn die 
Sorge für seine Sicherheit war ihm die geringste — ermutigt 
und angespornt, aber er begann seine Sache als eine 
Sache der Nation zu fühlen, die national-politische Seite 
der kirchlich-religiösen Fragen mehr zu beachten und sich an 
die Laien, ans Volk zu wenden. Schon in seiner Schrift 
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„vom Papsttum zu Rom u erklärte er „von der Christenheit etwas 
ftir die Laien", bezeichnete Rom als Sitz des Antichrists und 
Quelle alles Unheils für Deutschland und erwartete die not- 
wendige Reformation nur noch von den weltlichen Ständen. I n 
der ersten der drei grossen Reformationsschriften 
des Jahrs 1520 „An den christlichen Adel deutscher 
Nation von des christlichen Standes Besserung" 
(Adel = Kaiser und Fürsten und Ritter), „wirft er die drei 
Mauern der Romanisten nieder", die höhere Wertung des „geist- 
lichen" Standes, indem er das königliche Priestertum aller Gläu- 
bigen verkündet und den Geistlichen nur besonderen Dienst und 
Amt zuerkennt, den Anspruch des Klerus, allein das Wort Gottes 
auszulegen, und den des Papstes, allein ein Konzil zu berufen. 
Insbesondere fuhrt er alle die Beschwerden auf, welche die deutsche 
Nation gegen den römischen Stuhl erheben konnte und meistens 
auch schon erhoben hatte, macht aber auch positive Vorschläge 
kirchlicher, wie sozial-politischer Aenderungen. In dem theo- 
logischen Traktat: De captivitate babylonica Ecclesiae praeludium 
(Okt.) sucht er der römischen Priesterkirche die Machtmittel zu 
entreissen, mit denen sie das Leben der Christen beherrschte; 
von den sieben Sakramenten bleiben nur Taufe und Abendmahl, 
in gewissem Sinne auch das Buss-Sakrament bestehen, der Messe 
wird der Charakter des Opfers abgesprochen. Die Schrift „von 
der (inneren, durch den Glaubensbesitz Christi begründeten) 
Freiheit eines Christenmensch en u hat dagegen rein kontemplativen 
Charakter. 

Mit der Schrift „an den christlichen Adel" stellte sich 
Luther keineswegs auf den Boden des (ihm ohnehin kaum genau 
bekannten) unklaren Programms der Kitterpartei. Wenn Luther 
„den alten stifftenn und thumen", die für Versorgung nicht erstgeborener 
Adeliger oder Fürstensöhne und deren Ausbildung zu „geleret Lent" bestimmt 
sind, nichts anhaben will, so ist das, wenn überhaupt ein beabsichtigtes Zu- 
geständnis an den Adel, doch nicht von grossem Belang. Die deutsche Kirche 
will Luther möglichst selbständig unter einem „Primat in Germanien" machen, 
dem Papst jedoch die letzte Entscheidung schwieriger Fragen und Streitsachen 
überlassen. An andern Stellen bezeichnet er aber den Papst als den „rechten 
Endchrist a , ruft Christus an, des Teufels Recht zu Rom zu zerstören, und 
erklärt, dass ein Krieg gegen die Kurie der vor allem zu führende Türken- 
krieg wäre. Er fordert u. a. Beseitigung des kanonischen Rechts und aller 
weltlichen Gewalt des Papstes, Minderung der Klöster und deren Rückbildung 
zu Schulen, Abschaffung des Zölibats, der Feiertage (mit Ausnahme des Sonn- 
tags), der Wallfahrten, der Bruderschaften, der Seelenmessen, des Zinskaufes, 
der grossen Handelsgesellschaften, des Bettels und Schaffung einer geregelten 
weltlichen oder geistlichen Armenpflege. Dem Inhalt nach war die von Luther 
an der Kurie im allgemeinen, wie in ihrem Verhalten zu Deutschland geübte 
Kritik und ebenso der grösste Teil seiner Forderungen nichts Neues, aber sie 
erhielten durch Luthers Geist und Sprache eigenartige Prägung, dialektische 
Zuspitzung, gemütliche Vertiefung und so grössere Wirkungskraft. Luther 
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einerseits überhaupt gewöhnt, seine Ueberzeugungen und Empfindungen aus T 
zusprechen ohne Rücksieht auf praktische Folgen, andrerseits nie ernstlich 
gewillt, durch die Gewalt der Masse bestehende Ordnungen zu beseitigen, 
gedachte nicht, mit dieser Schrift revolutionär zu wirken; aber, massenhaft 
verbreitet, mnsste sie so wirken, zumal da schon grosse Unzufriedenheit vor- 
handen war. 

Philipp Melanchthon (so von seinem Grossoheim Renchlin gräcisiert, 
seit 1531 auch Melanthon) wurde als der ältere Sohn des kurpfälzischen Waffen- 
schmieds Georg Sehwartzerd, eines geachteten und begüterten Mannes, in Bretten 
16. Februar 1497 geboren (| 16. April 1560). Nach zweijährigem Besuch der 
Lateinschule in Pforzheim bezog er 1509 die Universität Heidel- 
berg, wo er 1511 sich den untersten akademischen Grad, den des Baccalaureus 
erwarb. Da man ihn für die Magisterwürde in Heidelberg für zu jung hielt, 
siedelte er Herbst 1512 an die Üniversität Tübingen über, wo auch 
der Humanismus damals besser vertreten war. Januar 1514 wurde er hier 
Magister und begann dann nach der damaligen akademischen Sitte, 
neben theologischen, auch juristischen und medizinischen Studien, an der 
Artistenfakultät zu lehren, auch war er als Korrektor humanistischer, 
in Tübingen gedruckter Bücher thätig. Am Renchlin'schen Handel nahm er 
innigen Anteil. 1518 erschien seine griechische Grammatik in Hagenau. Auf 
Reuchlins Empfehlnng nach Wittenberg als Lehrer des Griechischen 
berufen, entwarf er in seiner Antrittsrede 29. Aug. 1518 das Programm einer 
Verbindung zwischen Humanismus und evangelischer Theologie, bei der dem 
Humanismus die vorbereitende Stellung zugewiesen wurde ; vor allem empfahl 
er den Theologen das Studium des Griechischen. Von Luther dazu veran- 
lasst, wurde er Sept. 1519 „baccalaureus biblie* und hielt von nun an 
auch theologische Vorlesungen, 1524 wurde er auf Luthers Vor- 
schlag auch Prof ess or der Theologie und bekleidete so bis zu seinem 
Tode (19. April 1560) ein Doppelamt. Er las neben exegetischen, philologischen 
und theologischen Vorlesungen über Grammatik , Rhetorik , Ethik , Physik, 
Mathematik, Geschichte und systematische Theologie. Ausserdem ermöglichte 
ihm seine grosse Arbeitskraft eine sehr umfassende litt er arische Thätig- 
keit auf dem Gebiet der Philologie (Editionen, Interpretationen, Ueber- 
setzungen griechischer Schriftsteller ins Lateinische, Grammatiken), der Philo- 
sophie (Dialektik, Rhetorik, Ethik, Psychologie, eigentlich Anthropologie, 
Physik) und auch der Geschichte (insbesondere Umarbeitung der Chronik Carions). 
In der Philosophie wandte er sich bald wieder Aristoteles zu, den er jedoch 
im Urtext studierte; in der Theologie, die auch ihm noch als Königin 
der Wissenschaften über dem orbis literarum stand, goss er vermittelst 
seiner allseitigen Bildung und seiner formal-dialektischen Gewandtheit Luthers 
G e d a n k e n in klar verständliche, g e f ä 1 1 i g e L e h r e um (zuerst in 
den loci communes Ende 1 521). Dem höheren Schulwesen d e s p r o t e- 
s t a n t i s c h e n Deutschlands gab zumeist Melanchthon F o r m u n d A u f- 
g a b e ( ,,p r a e c e p t o r Germanine") und vielfach auch die Lehrer ; bei 
seinen Organisationsplänen verfuhr er jedoch nicht nach einer Schablone, 
sondern passte sie den jeweiligen Verhältnissen an. Auch auf dem engeren 
Gebiet der Philologie, die ihm, je mehr er in die theologische Arbeit und 
Kampfe hineingezogen wurde, um so lieber wurde, war er kein origineller 
Denker. Er berücksichtigte aber die reale Seite des Altertums. 

Luther und die Bannbulle. Auf Ecks Betreiben, der 
seit Auf. d. J. sich in Rom befand, erliess das päpstliche 
Konsistorium 15. Juni die Bulle Exsurge Domine (Ps. 44), die 
41 von Luther aufgestellte Sätze, hauptsächlich solche über die 
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Kirche und deren Vollmacht, als ketzerisch verdammte, Luther, 
falls er innerhalb zwanzig Tagen nicht widerrufe, bannte und 
jeden Ort, der ihn oder seine Anhänger aufnehme, mit dem 
Interdikt belegte. Eck wurde mit der Publizierung in 
Deutschland beauftragt. I n Wittenberg und Kursachsen wurde 
sie verweigert: sie unterblieb auch sonst vielfach infolge der 
Haltung der Bevölkerung. Luther verbrannte, nachdem in 
den niederländisch-burgundischen Landen mit feierlicher Ver- 
brennung seiner Schriften begonnen worden war, in Gegenwart 
der eingeladenen Professoren und Studenten 10. Dez. die Bulle 
samt dem päpstlichen Recht. Friedrich der Weise hatte 
von den päpstlichen Nuntien gefordert, man solle Luther unter 
freiem Geleite vor gelehrten und unverdächtigen Richtern ver- 
hören. Leo X. verkündete 3. Januar 1521 feierlich den 
Bann und forderte das weltliche Schwert zum Einschreiten auf. 



Kapitel IV. 

Karl V., das Reich und die Reformation bis 1525. 

§ 13. Karls V. Wahl und der Wormser Reichstag. 

Die Wahl. Der Tod Maximilians hatte die Zusagen der fünf 
Kurfürsten zu Gunsten Karls hinfällig gemacht. Die Bewer- 
bung Franz' I. von Frankreich, lvelche Leo X. in Sorge 
für die Unabhängigkeit des Kirchenstaates (Neapel) und noch 
mehr für territoriale Mehrung des Kirchenstaates (Ferrara) und 
des Hausbesitzes u. a. durch grosse Zusagen für die geistlichen 
Kurfürsten unterstützte, hatte anfangs einen Vorsprung. Die 
meisten Kurfürsten (besonders die beiden Zollern, aber nicht 
Friedrich von Sachsen) zeigten sich dem französischen Gelde 
sehr zugänglich. England nahm anfangs eine unklare, beide 
Hauptbewerber scheinbar begünstigende Haltung ein, später liess 
der Kardinal Wolsey die Kandidatur Heinrichs VIII. betreiben, 
jedoch nur langsam und schwach. Aber die Rücksicht auf die, 
besonders in den rheinischen Gegenden, starke Erregung des Adels 
und des Bürgertums gegen Frankreich und Horn und auf die von 
Max gewissermassen ererbte Popularität Karls, in dem die meisten 
einen zukünftigen Vorkämpfer der kirchlichen und politischen 
Reform sahen, vor allem aber auf die Streitkräfte, über die 
Sickingen und der Schwäbische Bund nach Vertreibung Ulrichs 
von Württemberg verfügten, der Gedanke an das stramme Regi- 
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ment des französischen Königs, andrerseits an die zu erwartende 
häufige Abwesenheit des spanischen Herrschers, endlich die unge- 
heuren Summen, die Karl aufwandte oder versprach (im heutigen 
Geldwert etwa :>t> Millionen Mark, zumeist von den Fugger 
vorgestreckt), bewirkten einen Umschwung. Ein wiederholter 
Versuch, die Wahl auf Friedrich von Sachsen zu lenken, scheiterte 
an dessen Ablehnung, und schliesslich Hess auch Leo A\ erklären, 
das* der Besitz Neapels der Wahl Karls nicht im Wege stehe. 
Am 28. .1 uni 1 f> 1 \ ) wurde Karl einstimmig gewählt. Karls 
Vertreter mussten in dessen Namen in einer Wahlkapitu- 
lation u. a. zusichern, dass er kein Bündnis mit fremden Staaten 
ohne Wissen und Willen der Kurfürsten schliessen, keine fremden 
„Völker" ins Reich ziehen, königliche und Reichsämter nur Ein- 
heimischen übergeben, ein Reichsregiment aufrichten und die 
grossen Handelsgesellschaften abschatten werde. 

Ulrich von Württemberg (1498—1550) war 1512 dem Schwäbischen 
Bunde nicht wiederbeigetreten, sondern hatte einen „Kontrahund" geschaffen. 
Als er, von Max zum zweitenmale wegen Ungehorsams geächtet, nach dessen 
Tod, im Vertrauen auf die französische Freundschaft, Reutlingen über- 
zogen und landsässig gemacht hatte, verdrängte ihn das Heer des 
S c h w ä b i s c h e n 13 u n d e s rasch aus seinem Lande. Ein August 1519 
gemachter Versuch, mit Hilfe des Landvolks es wiederzugewinnen, luisslang. 
Der Schwäbische Hund trat, um zu seinen Kriegskosten zu kommen, Würt- 
temberg an Karl ab, der August 1520 als Herzog und Erbherr davon Besitz 
nahm. In Worms wurde es dem Erzherzog Ferdinand Uberwiesen. In 
der „Hildesheimer Fehde" errangen Bischof Johann von Hildesheim und 
Herzog Heinrich von Lüneburg, die mit Frankreich in Verbindung standen. 
28. Juni einen Sieg bei Soltau über den Bischof von Minden und die Herzoge 
von Brannschweig-Wolffenbüttel und -Kahlenberg. 

Der Gegensatz Karls V. und Franz I. Die Stellung Eng- 
lands und Leo X. Den Krieg zwischen Spanien-Burgund und 
Frankreich machten die A n s p r ü c h e F r a n k r e i c h s a u f R ü c k- 
g a b e des südlichen Navarra an das Haus Albret und a u f 
Neapel, die Karls auf Mailand (im Namen des Reichs) 
und die Bourgogne, Frankreichs Lehnsherrlichkeit über Flandern 
und Artois und sein Wunsch, Roussillon (14W> — U>42 spanisch) an 
sich zu bringen, sowie dieallgem eine Rivalität der Valois 
und des Hauses Oesterreich um die vorherrschende Stel- 
lung unvermeidlich. Karls Lage gestaltete sich zwar noch 
ungünstiger durch den A u f s t a n d der ( ■ o mmuncros in 
(Kastilien und Valencia, den hauptsächlich die Steigerung 
der finanziellen Belastung (zum Teil von der erpresserischen 
Habsucht der wallonischen Hauptratgeber Karls verursacht) 
und damit teilweise zusammenhängende massenhafte Gold- 
ausfuhr, sowie die municipale Rechtlosigkeit des Bürgerstands 
hervorrief; aber der Ausbruch wurde verzögert durch die Be- 
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mühungen beider Mächte, den Papst und England 
zu Bundesgenossen zu gewinnen. Leo X. machte beiden 
Teilen Anerbietungen, war aber lange bestrebt, eine möglichst 
grosse Koalition (auch Venedigs und der Eidgenossenschaft) 
gegen Karl zu stände zu bringen und Franz zum offensiven 
Vorstoss zu bestimmen. Wolsey hoffte durch Abmachungen 
mit beiden Teilen England und seine Person, für die er sich 
von denselben und vom Papst Belohnungen und Würden (u. a. 
die des Legaten für England) verschaffte, die ausschlaggebende 
Stellung zu erlangen (Besuch Karls in England auf der Rück- 
reise von Spanien, dreiwöchentliche Zusammenkunft Heinrichs 
und Franz' auf dem Feld des „goldenen Tuches", dann wieder 
Zusammenkunft Heinrichs und Karls in Gravelingen). 

Wormser Reichstag 1521. Seinen ersten Reichstag hielt 
Karl, der erst etwa l l U Jahre nach seiner Wahl den deutschen 
Boden betrat, in Worms (Ende Januar bis Mai 1521). Er musste 
den Reichsständen, allerdings nur für die Zeit seiner Ab- 
wesenheit, die Schaffung eines Reichsregiments zuge- 
stehen, dessen Befugnisse sich auch über die habsburgischen Erb- 
lande erstreckten und für das er nur den Statthalter und vier von 
22 ständigen Mitgliedern ernennen durfte, sowie die Verlegung 
des Reichskammergerichts an den Sitz des Reichsregiments (neben 
dem Kammerrichter ernannte der Kaiser vier von 18 „Beisitzern"). 
Dann wurden ihm, spätestens bis August 1522, 24000 Mann (in 
Geld umgewandelt: „Wormser Anschlag oder Matrikel" j auf halb- 
jährige Dauer zur Erlangung der Kaiserkrone und „Rekuperation" 
der dem Reich entfremdeten italienischen Gebiete bewilligt. 
Luther und seinen Anschauungen war Karl entschie- 
den abgeneigt und zeigte in dieser Frage schon selbständigen 
Willen, aber die Rücksicht auf die öffentliche Meinung und auf 
Sickingens Macht, sowie die zweideutige und schwankende Politik 
Leos und die spanischen Verhältnisse hatten eine wechselnde Hal- 
tung der kaiserlichen Regierung bewirkt. Dem Verlangen Äleanders, 
desjenigen von zwei Legaten, der die Luthersche Sache zu be- 
treiben hatte, die Entscheidung der Kurie ohne weiteres anzuer- 
kennen, versagten sich die Fürsten, deren Mehrheit es wider- 
strebte, die Reichsgewalt zum vollziehenden Werkzeug der Kurie 
zw machen. Luther wurde 15. März in ehrender Form vor- 
geladen, (zunächst) nicht zu einer Disputation, sondern um 
gefragt zu werden, ob er bei den wider den überlieferten und 
bestehenden heiligen christlichen Glauben verstossenden Schriften 
und Artikeln beharre. Bei seinem ersten Verhör vor Kaiser 
und Reich 17. April erbat sich Luther, schüchtern und befangen, 
Bedenkzeit, am 18. April verweigerte er entschieden den 
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.Widerruf uud verlangte Widerlegung durch Schriftzeugnis 
oder einleuchtende Gründe. Obwohl Karl persönlich Tags darauf 
seinen Entschluss kundgab, nach Ablauf der Geleitszeit gegen 
Luther als überführten Ketzer rücksichtslos vorzugehen, unter- 
handelten, mit Zulassung des Kaisers, noch einige Fürsten (u. a. 
der Trierer) mit Luther, um ihn zur Zurücknahme der an- 
stössigsten Sätze, z. B. desjenigen über die Konzilien, zu be- 
stimmen. Man hoffte dann Luthers Persönlichkeit und Popu- 
larität zu benüteen, um die Kurie (durch ein Konzil) zur Ab- 
stellung der Beschwerden der deutschen Nation zu zwingen; aber 
Luther ging nicht darauf ein. Nach seiner Abreise (20. April) 
wurde unter umfassender Mitarbeit des Herzogs Georg von Sachsen, 
des entschiedensten Gegners Luthers, eine Schrift fertig, in der 
die weltlichen Stände in sehr scharfer Sprache 100 Gravamina 
an den römischen Stuhl brachten. Erst nach der Abreise 
des Kursachsen und des Kurpfälzers wurde am 25. Mai das 
., Wormser Edikt" vom Kaiser den noch anwohnenden wenigen 
Fürsten kundgegeben und am 20. Mai unter dem Datum des 8., 
an dem Aleander den ersten Entwurf fertiggestellt hatte, ver- 
öffentlicht. Es erklärte Luther als „rebellischen Ketzer" 
und „bösen Feind in Menschengestalt" in des Reiches Acht 
und Aberacht und ordnete seine und seiner Anhänger 
Gefangennahme, die Verbrennung aller seiner und ähnlicher 
Schriften und eine kirchliche Zensur allen Bücher-Drucks und 
-Verkaufs au. Der Bruch mit Frankreich war um diese Zeit 
schon vollzogen, Anfang Juni erhielt Karl auf der Reise nach 
den Niederlanden Kunde von dem entscheidenden Sieg über 
die Communeros, den 23. April das Heer der Granden bei 
Villalär erfochten hatte, und davon, dass Leo, dem Ferrara 
zuzugestehen sich Frankreich geweigert hatte, am 29. Mai ein 
Bündnis mit ihm abgeschlossen hatte. Febr. 1522 wurde die 
provisorische Erbteiluny mit Ferdinand fertig, der die fünf öster- 
reichischen Herzogtümer, Tirol, die schwäbischen Besitzungen, 
Württemberg und die elsässischen Vogteien erhielt. Mitte Juli 
1522 traf Karl in Spanien ein, wo er die nächsten sieben 
Jahre blieb. 



§ 14. Reichsregiment und Nürnberger Reichstage; 
Sickingens Untergang. 

Luther auf der Wartburg und wieder in Wittenberg:. 

Infolge der Schwäche der Reichsgewalt, der Inanspruchnahme 
Karls durch seine auswärtigen Besitzungen und den Krieg mit 
Frankreich, sowie der Erregung des Volkes wurde das Wormser 
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Edikt nur in den burgundisch-österreichischen , den kurbranden- 
burgischen, den herzoglich sächsischen und bayrischen Landen 
tollstreckt, selbst in manchen geistlichen Territorien wurde es 
nicht einmal publiziert ; das Zensurgebot erwies sich als machtlos. 
Luther war auf Befehl seines Kurfürsten durch einen schein- 
bar gewaltsamen Ueberfall auf die Wartburg verbracht 
worden, wo er als „Junker Georg 4, lebte und neben mancher 
Streitschrift und theologischen Einzelabhandlung seine Bibel- 
verdeutschung mit der Uebersetzung des Neuen Te- 
staments nach der Erasmus'schen Ausgabe begann (erste Aus- 
gabe September 1522; erste vollständige und zugleich revidierte 
Bibelausgabe 1534). Er kehrte aber schon März 1522, for- 
mell gegen den Befehl seines Kurfiirsten und unter stolzer Ab- 
lehnung des Fürstenschutzes, nach Wittenberg zurück; hier 
waren, zum Teil durch Karlsstadt, kirchliche Neuerungen, die 
nach Luthers Ansicht verfrüht und den „Schwachen" gegenüber 
rücksichtslos waren, begonnen, zuletzt durch den Einfluss der 
„Zwickauer u auch die Kindertaufe in Frage gestellt und andere 
„schwärmerische" Ideen vertreten worden. Der Ueberstürzung 
und der Schwarmgeisterei that er durch seine Predigten Einhalt. . 

Nürnberger Reichsregiment und Reichstage. Sickingens 
Untergang. Herzog Georg von Sachsen bemühte sich beim Nürn- 
berger Reichsregiment, das nie vollzählig und, nicht ohne Mit- 
schuld der Habsburger, niemals gehörig mit Gehalt und Mitteln ver- 
sehen war, wiederholt vergeblich um ein Einschreiten gegen Luther. 
Selbst dem masslos heftigen Pamphlet gegenüber, das Luther 
gegen den damaligen Verbündeten des Kaisers, Heinrich VIII. 
von England, als Antwort auf dessen Streitschrift zu Gunsten 
der sieben Sakramente („defensor fidei") richtete, hatte es nur 
Bedauern. Der (von Luther entschieden missbilligte) Angriff 
Sickingens auf Erzbistum und Stadt Trier, der die 
Säkularisation der geistlichen Territorien zu Gunsten des Ritter- 
tums (Rittertag in Landau) und wohl für Sickingen selbst die Er- 
werbung eines Kurfürstentums einleiten sollte, scheiterte (Mitte 
September 1522), worauf das Reichsregiment die Reich sacht 
über ihn und alle seine „Anhänger und Vorschieber" verhängte. 
Auf dem (zweiten) Nürnberger Reichstag, November 1522 
bis Februar 1523, war die Mehrheit Luther abgeneigt, aber trotz- 
dem setzte Chieregati, der Legat des Papstes Hadrian VI. 
(Januar 1522 bis September 1523, geborener Niederländer, Er- 
zieher Karls und Regent Spaniens während dessen erster Anwesen- 
heit in Deutschland) die von Ferdinand unterstützte Forderung 
nicht durch, dass das Wormser Edikt gegen Luther unverzüglich 
ausgeführt werde. Hadrians ehrlich gemeinte Zusagen einer 
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Reform der Kirche, zunächst der Kurie, und sein ottenes 
Zugeständnis, dass die Krankheit vom Haupt zu den Gliedern 
gedrungen sei, wurde von den weltlichen Ständen mit Wieder- 
holung der gravamina, von dem Reichstag, trotz eifriger Be- 
mühungen einer Minderheit, insbesondere Joachims von Branden- 
burg, die auch gegen den sächsischen Kurfürsten gerichtet waren, 
mit der Forderung erwidert, dass der Papst mit Verwilligung 
des Kaisers ein freies christliches Konzilium auf 
deutschem Boden berufen solle. Luther wurde alles Schreiben, 
den Predigern jede Polemik verboten. Diese sollen „allein das 
heilige Evangelium nach der Lehre und Auslegung der be- 
währten und von der christlichen Kirche angenommenen Schritten 
lehren" und von Beauftragten der Bischöfe beaufsichtigt werden. 

Trotz des Verbots des Reichsregiments setzten der Trierer 
und mit ihm der Kurpfälzer und Landgraf Philipp von Hessen 
den Kampf gegen Sickingen fort, der nach dem Fall der 
Burg Land st uhl, 8. Mai 1Ö23, st arb. Der Schwäbische 
Bund überzog den fränkischen Adel. Die drei Fürsten kündigten 
später dem Reichsregiment den Gehorsam auf. Reform- 
entwürfe, die das Reichsregiment ausgearbeitet hatte, um 
dem Reiche selbständige Einnahmen zu schatten, insbesondere 
gemeinen Pfennig und R e i c h s z ö 1 1 e (sehr niederen Satzes 
und auf wenige, nicht zu den Lebensbedürfnissen gehörige Waren ), 
empfanden die Reichsstädte, die allerdings schon durch 
die Wormser Matrikel und durch die Anschläge zu den Kosten 
des Regiments und des Kamniergerichts unverhältnismässig 
belastet waren, als eine ungerechte und drückende Be- 
lastung ihres Handels, den schon Binnenzölle hemmten. 
Nach Spanien geschickte Gesandte der grössten Reichsstädte 
erwirkten von dem des Geldes der Städte, insbesondere der 
Fugger und Welser, sehr bedürftigen Kaiser eine Verwerfung 
der Reichszölle und auch des Verbots der „Monopolien". Auf 
dem (dritten) Nürnberger Reichstag, Januar bis April 
\iY24y erzwang die Mehrzahl der Reichsstädte und 
Fürsten (Friedrich von Sachsen ausgenommen) von Ferdinand 
und dem kaiserlichen Gesandten, die jetzt die Reichsoberbehörde 
erhalten wollten, die Auflösung des Reichsregiments, 
gestanden aber zu, dass ein neues Reichsregiment in Esslingen 
zusammentrat. Dieses bestand (später in Speier) ziemlich wir- 
kungslos bis 1531. Mit der Auflösung des Nürnberger Reichs- 
regiments vernichteten die Reichsstände, um ja nicht in ihren 
Sonderinteressen beeinträchtigt zu werden, selbst, was sie seit 
14 l J5 wiederholt so energisch erstrebt hatten. Zu der von Karl 
und von Campeggi, dem Legaten des Papstes Clemens VJL 



Digitized by Google 



— :*9 — 

(1523 — 1534, Julius von Medici), verlangten Durchführung des 
Wormser Ediktes zeigte sich die altgläubige Mehrheit des Reichs- 
tags geneigt, obwohl Campeggi die gravamina des vorhergehen- 
den Reichstags sehr geringschätzig behandelte, aber die Städte 
erhoben unter Hinweis auf drohenden Aufruhr Widerspruch, 
und so kam es zum Beschluss, dass alle Stände dem 
Wormser Mandat, insoweit als möglich, nachkommen 
sollten. Man wiederholte dabei das Verlangen „eines 
freien Universalkonziles" auf deutschem Boden. 
Da jedoch bei der damaligen politischen Lage nicht so bald 
ein Universalkonzil zu erhoffen war, so sollte noch vor Ende 
1524 eine „gemeine Versammlung deutscher Nation" 
in Speier eine einstweilige Ordnung der kirchlichen Wirren 
für Deutschland festsetzen. Gegen diesen Beschluss wandte 
sich auch der ebenso universalistisch gesinnte, als altgläubige 
Kaiser, er verbot 15. Juli den Speirer Tag als eine „ An- 
passung der deutschen Nation" und gebot unter An- 
drohung der schwersten Strafen die Durchführung des 
W ormser Edikts. Mitte 1 524 brachten Campeggi und Ferdi- 
nand einen Sonderbund süddeutscher Bisehöfe und Laienfürsten 
(einigermassen auch der bayrischen Herzoge) zur Unterdrückung 
der Ketzerei zu stände ( „Regensburger Konvent"). Besonders 
Ferdinand verfolgte die Ketzer unbarmherzig. Andrerseits ver- 
banden sich oberdeutsche Reichsstädte zu gegenseitiger Hilfe, 
wenn man wegen Missachtung des Wormser Edikts gegen 
sie Gewalt gebrauchen würde: der Reformation neigten 
sich unter den Fürsten immer mehr zu Herzog Johann, 
Friedrich des Weisen Bruder, Georg von Brande nburg- 
Ansbach (fränkische Linie, zugleich Fürst von Jägerndorf 
[Schlesien] ), dessen Bruder, der H o c h m e i s t e r d e s D e u t s c h- 
ordens Alb recht, die Mecklenburger Herzoge, Graf Albrecht 
von Mansfeld. Entschieden trat ihr bei Frühjahr 1524 Phi- 
lipp v o n H e s s e n. Anfänge evangelischer Gemeinden bildeten 
sich nicht ohne häufige Durchbrechung des bestehenden formellen 
Rechtes und manche tumultuarische Gewaltsamkeit seit 1523 
in kursächsischen Landen, namentlich aber und am raschesten 
in Reichsstädten, in denen bald der Rat die kirchliche Um- 
gestaltung in die Hand nahm. In der Schweiz hatte seit 1522 
die Zwingli'sche Reformation begonnen. 

§ 15. Anfänge der Zwingli'schen Reformation in Zürich. 

Ulrich (Huldreich) Zwingli, geb. 1. Januar 1484 zu Wildhaus im 
Toggenburgisehen , das dem Abt von St. Gallen unterstand, als Sohn einer 
schlichten, ziemlich wohlhabenden und angesehenen Bauernfamilie, erhielt, 
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vom Vater früh zu einem gelehrten Berufe bestimmt, ohne materielle Not 
und ohne schwere innere Kämpfe eine humanistische Bildung auf 
Schulen in Basel und Bern und seit 1500 auf den Universitäten 
in Wien und Basel (1502—1506). In Basel machte er sich mit der 
scholastischen Philosophie vertraut und begann das Studium der Theo- 
logie. 1506 — 10 durch Wahl der Gemeinde Pfarrer i n G 1 a r u s , studierte 
er eifrig die Vulgata, aber mindestens ebenso eifrig die Klassiker, und begann 
eine grosse Bibliothek hauptsächlich humanistischer Richtung zu sammeln. 
Er wirkte auch als humanistischer Lehrer und galt bald als der Führer 
des Humanismus in der Schweiz. Er bekämpfte aus sittlichen 
und patriotischen Gründen das „R e i s 1 au f en k und das Unwesen der 
Pensionen, billigte aber noch den Kriegsdienst für den Papst, „den seligen 
Statthalter Christi", und machte als Feldprediger die Schlachten 
bei Novara 1513 und bei Marignano 1515 mit. Er bezog bis 1520 
eine päpstliche Pension. Seit etwa 1515 begann er an der von der Kirche 
gelehrten und geübten Heilsvermittelung zu zweifeln, griff aber noch lange 
die kirchlichen Institutionen nicht an. Seit 1513 war er ernstlich be- 
müht, das Griechische gründlich zu erlernen, um die Lehre 
Christi ans der Urquelle zu schöpfen und die Kirchenväter zu studieren. Da 
durch die von ihm bekämpfte französische Partei seine Stellung in Glarus 
schwierig wurde, ging er als „Leutepriester u nach Einsiedel, Okt. 1516, 
welches Wallfahrtskloster damals ein Sammelpunkt humanistischer Aufklärung 
war. Durch seine Studien immer mehr ein Gegner der kirchlichen 
Heilslehre, betonte er in seinen Predigten den geringen Wert der guten 
Werke. Er setzte seine klassischen Studien, aber auch die eindringende 
Lektüre der Kirchenväter fort, stand in regem Verkehr mit den Baseler 
Humanisten, insbesondere mit Erasmus, und begann das Studium des Hebräischen. 
Ende 1518 wurde er von den Chorherren des Grossmünsters in Zürich, 
wo der Rat schon einen beträchtlichen Teil der kirchlichen Gewalt in Händen 
hatte, zum Leutepriester gewählt. Von Neujahr 1519 an predigte er 
über biblische Bücher, wobei er Laster und Aberglauben, auch allgemeine 
politisch-soziale Missstände rücksichtslos bekämpfte. Bei seinem Auftreten 
gegen den Ablassprediger Bernhard Samson wurde er vom Rat der Stadt Zürich 
(auch vom Konstanzer Bischof) und der Tagsatzung, die jenem alles öffent- 
liche Auftreten untersagten, unterstützt (Frühjahr 1519). Der römische Stuhl, 
der die Eidgenossen für seinen Schutz und seine Kriege benötigte, tadelte 
Samson in einem öffentlichen Schreiben. Auch in Zürich war Zwingli als 
Lehrer thätig und setzte sein Studium der alten Litteratur fort. Seine mann- 
hafte Pflichterfüllung während einer Pest steigerte seinen Einfluss, und eigene 
Erkrankung brachte ihm religiöse Vertiefung. Der römischen Kirche schon 
längst innerlich entfremdet, wurde er durch das Studium der Luther' sehen 
Schriften insbesondere in betreff der Lehre vom alleinseligmachenden Gtoiben 
gefördert, ging aber in der Verwerfung der römischen Lehre schon weiter 
(z. B. Fegfeuer, Fürbitte der Heiligen). Die Kirche blieb für ihn auch eine 
soziale Institution, und nach seiner Auffassung des Christentums setzte er 
seiner Reformation stets das Ziel, die allgemeinen Lebens- 
ordnungen umzugestalten. Auch hielt er das humanistische 
Lebensideal immer fest. Er setzte es Juni 1521 durch, dass Zürich 
dem französischen Bündnis fem blieb, das alle andern Orte eingingen ; als ein 
Zuzug, den der Rat bald darauf wider Zürichs Ansicht dem Papst bewilligte, 
trotz gegenseitiger Zusage gegen Frankreich (Mailand) verwendet und der 
grösste Teil des Soldes nicht bezahlt wurde, verbot Anfang 1522 der Rat 
Jedes Reislaufen und alle Werbungen . Dagegen nahm die Tagsateuug einen 
im Frühjahr gefassten entsprechenden Beschluss bald wieder zurück, und die 
Schwizer schlössen wieder ein Bündnis mit Frankreich. Durch diesen politischen 
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Gegensatz wurde die altgläubige Richtung insbesondere in den ältesten Orten 
gekräftigt, und Ende 1522 war in Luzem, Schwiz und Zug die reformatorische 
Bewegung unterdrückt. Anfang 1522 ging Zwingli mit der verwitweten 
Anna Reinhard eine Ehe ein, die er aber über zwei Jahre geheim hielt. Im 
„Fastens t reit" wies der Rat den Versuch des Konstanzer Bischofs ab, 
von seiner kirchlichen Gerichtsbarkeit Gebrauch zu machen. Trotzdem lobte 
Hadrian VI. in einem Brief an Bürgermeister und Rat die Treue der Stadt 
Zürich : in einem andem Briefe versicherte er „seinen geliebten »Sohn" Zwingli 
seines besondern Vertrauens und wies ihn auf die hohen Ehren und Vorteile 
hin, die er im Dienste Roms zu erwarten habe. Dagegen beschloss die Tag- 
satzung, dass jeder Ort, namentlich aber Zürich und Basel, die neue Predigt 
unterdrücken solle. 

Zürich sagte sich Anfang 1523 von der alten Kirche los: 
der grosse Rat billigte nach dem von der Obrigkeit an- 
geordneten Religionsgespräche (aus der Eidgenossenschaft 
offiziell nur von Schaffhausen beschickt; Hauptgegner Zwingiis 
der Konstanzer Generalvikar Job. Faber) Zwingiis An- 
schauungen und Predigtweise und gebot überhaupt, dass 
nur, was mit der Schrift bewährt werden könne, ge- 
predigt werden dürfe. Es begannen nun Aenderungen der 
kirchlichen Ordnung (z. B. Gestattung des Austritts von Nonnen, 
deutsche Taufformel). Als einige Laien und Pfarrer sich dran 
machten, die Bilder zu zerstören, berief der Rat ein zweite» 
Religionsgespräch, bei dem die Bischöfe sich gar nicht, von den 
Eidgenossen nur St. Gallen und Schaffhausen beteiligten. Es 
ergab die grundsätzliche Verwerfung der Bilder und des Opfer- 
charakters der Messe, jedoch verfügte der Rat, dass zunächst 
der alte Stand bewahrt bleibe. Dagegen wurde Mitte 1524 
beschlossen, dass die „Götzen" und Bilder, wo die Mehr- 
heit sich nicht für sie ausspreche, zu entfernen seien 
(Züricher „Götzenkrieg"); Ende d. J. wurde die Aufhebung 
der Klöster und Stifter, deren Einkünfte man für Hebung 
des Schulwesens und der Krankenpflege bestimmte, Frühjahr 1525 
die Abschaffung der Messe und die Einsetzung eines 
aus Laien und Pfarrern gemischten obersten Ehegerichts 
(1526 sogar der Abbruch der Altäre) verfügt. Dem Inhaber 
der höchsten Staatsgewalt, dem Rat, sprach Zwingli, solange 
er sich „nach Gottes Wort" richte, die höchste Kirchengewalt 
zu, während er anfangs das kirchliche Gemeindeprinzip vertreten 
hatte. Die schweizerische Reformation erlangte so früher eine 
Organisation, als die kursächsische. Der Rat schrieb sich auch 
Recht und Pflicht zu, das sittlich-religiöse Leben der Unter- 
thanen zu hegen (strenge Sittenmaridate). Zwingli betrachtete 
seine Aufgabe und Stellung in dem Staatswesen als die eines 
alttestamentlichen Propheten. Der Zwingli'schen Reformation 
schlössen sich 1524 an Appenzell- Ausserroden und Mühlhausen. In 
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Graubünden erlangte sie 1 52ö freie Bewegung. Schon April 1524 
beschlossen alle Orte mit Ausnahme von Zürich und Schaft- 
hausen, bei dem Glauben der Altvordern zu bleiben und die ihm 
Zuwiderhandelnden zu bestrafen, sowie denen, die dazu die Hand 
nicht böten, die Gemeinschaft aufzusagen. Aber Bern, Basel, 
Glarus und Solothurn wollten doch von einem gewaltsamen Vor- 
gehen gegen Zürich nichts wissen. Jedoch wurden reformatorische 
Bewegungen im Thurgau von der Tay Satzung unterdrückt und 
drei Züricher, der Mitschuld an einem Klostersturm bezichtigt, 
enthauptet. Oktober 1;">24 schloss die Tagsatzung mit Oester- 
reich einen Vertrag über gegenseitige Auslieferung ketzerischer 
Unterthanen. 

Wiedertäufer. Seit Ende 1523 trat in offenen Gegensatz zu Zwingli, 
„dem Endchrist am Grossmünster u , eine Richtung, welche die Forderungen 
des Evangeliums und das Schriftprinzip in der Lebens Ord- 
nung noch gründlicher durchführen wollte, dabei aber von den 
mittelalterlichen Ideen der Armut, der Welteutsagung, der Ausscheidung einer 
besonderen Gemeinde der Heiligen beherrscht, jedoch von gewaltsam- 
revolutionär e n S t r e b u n g e n noch frei war. Unter Einfiuss Thomas 
Münzers verwürfen deren Anhänger die Kindertaufe und übten im Gegensatz 
zu einem Katsmandat, das die Kindertaufe bei Strafe der Landesverweisung 
anordnete, dann die Wiedertaufe als ein Unterpfand der Wiedergeburt und 
der besonderen Gnade (daher bei andern: „Wiedertäufer", „Anabaptisten u ). 
Zahlreich waren sie auch in St. Gallen, Schaffhausen, Appenzell, Graubünden. 
Als Strafe der Wiedertäufer (bisher Geldbussen, Gefängnis und Ver- 
bannung) w u r d e 1 526 das Ertränken festgesetzt und zu Zwingiis 
Lebzeiten mit seiner Billigung an vier Personen vollstreckt. 



Vorläufer seit 1493. Auf gewaltsamen Umsturz der bestehenden Ord- 
nung waren gerichtet die geheime, auch viele Weiber umfassende Verbindung 
des Bundschuh (s. II. S. 251) in der Bruchsaler Gegend (1502, „wir mögen 
vor Pfaffen und Adel nicht genesen'*) und der Bundschuh im Klausa und Breis- 
gau von 1513; vom alten Recht gingen ans die im ganzen friedlich, aber auch 
ergebnislos verlaufende Erhebung der Bauernschaft des oberschwäbischen Klosters 
Ochsenhausen und wenigstens zu Anfang der „arme Konrad a im Herzogtum 
Württemberg (1514), welche Erhebung den Herzog Ulrich veranlasste, den 
Ständen (Geistlichkeit. Adel und Städten) im Tübinger Vertrag grosse Zuge- 
ständnisse zu inachen, sow ie die Erhebung der Bauern in Krain, Kärnten, Steier- 
mark (1515). Auf 1524 hatte die Astrologie eine sündHutartige Ueberschwem- 
mung, eine Erhebung des Volkes und Vertilgung der Mächtigen vorausgesagt. 

Ursachen des grossen Bauernkrieges. Sein Zusammen- 
hang mit der reformatorischen Bewegung. Die Hauptursache 
war die schon längst vorhandene Unzufriedenheit, die zumeist 
teils von der rechtlichen, teils von der materiellen Lage des 



friedenheit wurde durch die reformatorische Be- 
wegung und Litteratur gesteigert und erhitzt. Wer 



§ 16. Der Bauernkrieg 1525. 



Bauernstandes herrührte 




Aber diese Unzu- 
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sich materiell oder rechtlich gedrückt fühlte, übertrug das Schlag- 
wort „christliche Freiheit" auf seine materielle Belastung oder 
rechtliche Bindung und mass die bestehenden Ordnungen nach 
dem „Evangelium" (im Süden auch unter dem Einfluss der 
Zwingli'schen Reformation). Das „Evangelium" oder „Gottes 
Wort" wurde Quelle des göttlichen Rechtes. Schon Luthers 
Schriften (z. B. die von weltlicher Obrigkeit 1523 und die über 
den Nürnberger Reichstagsabschied 1524) enthielten Stellen, die 
wider Luthers Willen revolutionär wirken mussten, obwohl Luther 
den unbedingten Gehorsam gegen die Obrigkeit als Christen- 
pflicht lehrte. Vollends aufreizend wirkten radikale Prediger 
(z. B. der aus Orlamünde vertriebene und aus Kursachsen aus- 
gewiesene Karlstadt u. a. in Rothenburg o/T., noch mehr und 
mit entschiedener Absicht der von fanatischem Hass der „Gott- 
losen" erfüllte und manchmal von Wahnvorstellungen beherrschte 
Thomas Münzer nach seiner Vertreibung aus Allstedt z. B. in 
Mühlhausen) ; aber auch gemässigtem Männer durch scharfes Pre- 
digen gegen den Zehnten und alles Zinsnehmen. Auf den Strassen 
predigten Bauern und Handwerker, aber auch Gebildete, als 
Bauern sich gebarend. Die Verfolgung der neuen Lehre und 
ihrer Verkündiger durch die Territorialherren, das Scheitern des 
Nürnberger Reichsregiment« und seiner Reformpläne legten die 
Meinung nahe, dass mit „Stillesitzen" nichts zu erreichen sei. 
Unzu fr i e d e n und z u m A u f r u h r g e n e i g t waren auch die 
weniger wohlhabenden oder ganz armen und von der Mitwirkung 
am Regiment ausgeschlossenen Teile der städtischen Be- 
völkerungen. Eine Bauernbewegung des Jahrs 1524 in der 
Grafschaft Stühlingen, im Kletgau und in der Baar war anfangs 
noch ganz frei von evangelischen Elementen. 

Ausbreitung, augenblickliche Erfolge und Niederlage 
der Revolution. Die Revolution ging von Oberschwaben aus. 
Die drei Hauernhaufen: der Baltriwjer Haufen (Bauern des Donau- 
thals und der Hochebene von Messkirch an bis zum Lech), der 
Allf/äuer (worunter die Bauern der Abtei Kempten) und der See- 
häufen, die sich Februar oder anfangs März 102;") gebildet hatten, 
vereinigten sich (>. März zu einer „christlichen Vereini- 
gung". Der (hauptsächlich von dem bayrischen Kanzler Leon- 
hard v. Eck geleitete) Schwäbische Bund begann schon vor- 
her mit den einzelnen Haufen zu unterhandeln, um zunächst 
gegen den Herzog Ulrich freie Hand zu haben, der sein Herzog- 
tum zurückerobern wollte. Ulrich musste, da die Tagsatzung 
seine schweizerischen Söldner mit Rücksicht auf den Sieg Karls 
bei Pavia (s. § 17) abberief, 12. März vor Stuttgart umkehren. 
Am 14. März setzte ein (zweiter) Banerntag in Memmingen die 
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„zwölf Artikel** als gemeinsame Forderung fest, ein Pro- 
gramm, das dann viele aufständische Bauernschaften, wenn auch 
im einzelnen abgeändert, übernahmen. Durch V nterhandlungen 
zuletzt auch mit der ,. christlichen Vereinigung** und einen von 
friedliebenden Vertretern derselben bewilligten Waffenstillstand 
gewann der Schwäbische Hund Zeit zu weiteren Rüstungen. Sein 
Feldhauptmann Truchsess von Waldburg („Bauernjörg' 4 ) zer- 
sprengte dann den Baltringer Haufen 4. April bei Leipheim, 
mit dem Seehaufen, der eine gute Stellung innehatte, schloss er 
22. April den Weingartener Vertrag, dem gemäss der Seehaufen 
sich auflöste, und 2;"). April ein ähnliches Abkommen mit den 
Bauern des Hegaus, Kletgaus u. s. f., um nach Württemberg mar- 
schieren zu können. Die Revolution hatte damals ganz 
Südwestdeutschland, mit Ausnahme der bayrischen Gebiete, 
ergriffen und für kurze Zeit unter ihre Gewalt gebeugt. 
Städte traten ihr teils freiwillig bei (z. B. Waldshut, Kothen- 
burg o./T., Würzburg, Ochsenfurt, Asehatfenburg) , teils mehr 
gezwungen (z. B. Heilbroun, Erfurt); Ritter und Grafen 
(z. B. die Hohenlohe, Löwenstein, der Graf von Henneberg) 
wurden Mitglieder der christ lichen Vereinigung. Göz 
von Berlichingen übernahm Ende April freiwillig auf vier 
Wochen die Führung des „hellen" (= ganzen) lichten Haufens 
der Odenwalder und Neckarthaler. Aber die planlose Zer- 
störungswut der Auf rührer (in Franken 292 Schlösser 
und 52 Klöster zerstört) und ihr Mangel an Disziplin und 
kriegerischer Schulung, an der entscheidenden Waffe, 
der Reiterei, und an innerem Zusammenhalt erleich- 
terten den Sieg der Fürsten, welche die Bekämpfung der 
Revolution dem Reichsregiment und dem Kaiser gegenüber im 
wesentlichen selbständig übernahmen. Am 12. Mai wurde das 
Heer der Württemberger Bauern vom Truchsess bei Böblingen 
geschlagen, 17. Mai die Etsässer Bauern von Anton von Loth- 
ringen bei Zähem, Die der Würzburger Bürgerschaft zu Hilfe 
gezogenen Odenwalder und fränkischen Bauern vermochten das 
Schloss Würzburg nicht zu nehmen ; der Truchsess] der zur Rache 
für die von einem Teil der Bauern vollbrachte, von andern miss- 
billigte Unthat des blutigen Ostermontags (lß. April) auch Weins- 
berg und fünf umliegende Dörfer niedergebrannt hatte, vereinigte 
seine Truppen mit kurpfälzischen und trierischen, warf die Oden- 
walder bei Königshofen, die Franken bei Sulzdorf und Ingolstadt 
(2. und 4. Juni) nieder, Würzburg ergab sich dann auf Gnade 
und Ungnade. Der Kurpfälzer schlug 23. Juni ein linksrheinisches 
Bauernheer bei Pfeddersheim. Der Kampf mit den oberschwäbi- 
schen Bauern wurde, unter Missachtung eines von Ferdinand mit 
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den Allgäuern geschlossenen Stillstands, wieder aufgenommen und 
durch den Sieg an der Luibas beendet (14. Juli), um die gleiche 
Zeit wurden die Hegauer geschlagen. Waldshut ergab sich erst 
Dezember 1525. 

Die fränkische wurde an wilder Zerstörungslust und Mass- 
losigkeit der Ziele weit überboten von der thüringisch- 
sächsischen Erhebung. Ihr Mittelpunkt war die Reichs- 
stadt Mühlhausen, wo Thomas Münzer und Pfeiffer, von 
theokratisch- kommunistischen Ideen beherrschte Männer, im 
März den alten Rat gestürzt hatten. Landgraf Philipp von 
Hessen, Kurfürst Johann von Sachsen (Friedrich der Weise 
f 5. Mai), Herzog Georg von Sachsen u. a. Fürsten schlugen 
15. Mai das Heer der Aufrührer bei Frankenhausen, worauf 
in dieser Stadt eine Massenhinrichtung erfolgte. Münzer und 
Pfeiffer wurden vor Mühlhausen enthauptet. Die Stadt Mühl- 
hausen, die sich ergab, wurde an Geld schwer gestraft und stand 
bis lf>47 unter der Schutzherrschaft der drei Fürsten, die in 
jährlichem Wechsel ausgeübt wurde. 

Am meisten nachhaltige Thatkraft zeigten die Aufstän lisclien 
in Tirol, wo die Erhebung insbesondere gegen das spanische 
Regiment Ferdinands und die blutige Verfolgung der neuen Lehre 
und deren Verkündiger gerichtet war, aber auch eine Beseitigung 
aller weltlichen Gewalt und Besitztümer des Klerus erstrebte, in 
Erzbistum und Stadt Salzburg und in Steiermark. In Tirol 
musste Ferdinand den Bauern einige Lasten, z. B. den kleinen 
Zehnten, abnehmen und Jagd und Fischfang teilweise freigeben, 
versagte aber jedes dogmatisch-religiöse Zugeständnis. Sonst 
gewährten nur wenige Fürsten u. a. die Markgrafen von Baden 
einige Erleichterungen. Niederdeutschland und im ganzen das 
ostelbische Gebiet war von der Erhebung frei geblieben. Das 
Strafgericht, das die siegreichen Fürsten ausübten, 
überbot an Brutalität noch die Bauern (Massenhinrich- 
tungen ; im Gebiet des Schwäbischen Bundes bis Ende 1520 die 
Zahl der Hingerichteten auf 10000 geschätzt, schwere Brand- 
schatzung und Strafgelder; in manchen Gegenden Abnahme der 
Privilegienbriefe). Eine systematische Knechtung erfolgte jedoch 
(westlich der Elbe) nicht. 

Die „Programme der Bauernschaften". „Die gründlichen 
und rechten Hauptartikel aller Baurschaft und Hinter- 
sassen der gaistlichen und weltlichen Oberkay ten, 4 * wohl von 
dem Kürschner Lotzer in Memmingen, Feldschreiber des Baltringer Haufens, 
verfasst, forderten Wahl und Entsetzung der Pfarrer durch die Gemeinde, 
sowie dass die Pfarrer „das heilig Evangeli lauter und klar predigen ohne 
allen menschlichen Zusatz, Leer und Gebot", Aufhebung der Leibeigen- 
schaft, Abschaffung des kleinen Zehntens und des Totfalls, Verwendung 
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des grossen Zehntens zur Bezahlung' des Pfarrers, zur Arinenunterstütznng 
und als Reserve für „Heisegelder". Ermässigung der Gülten durch ein .Schieds- 
gericht ehrbarer Leute; Fisch- und Jagdrecht, freie Benützung von Wald zu 
Brenn- und Bauholz. Dein entgegenstehende wohlerworbene Rechte sollten 
abgelöst werden. Diese nicht extremen Forderungen wurden durch Anführung 
von Bibehtellen bekräftigt und erklärt, wenn eine von ihnen als mit Gottes 
Wort unvereinbar sich erweise, werde man sie fallen lassen, andererseits 
behielt man sich vor, noch andere Fordeningen auf Grund des Wortes Gottes 
zu stellen. Die Entscheidung über die Schriftbegründnng der zwölf Artikel 
sollten Gottesgelehrte fällen, darunter Luther, Melanchthon, Zwingli „und 
seine Gesellend Diese zwölf Artikel waren ein rein agrarisches Programm, 
das in einigem, am Massstab des wirtschaftlichen Fortschritts gemessen, 
reaktionär war. 

Ein allgemeines politisches Programm nationaler Fär- 
bung, aber auch von beschränktem politischem Gesichtskreis zeugend, ent- 
hält der sog, Verfassungsentwurf des „Heilbronner Bauern- 
parlaments'*, das aber wohl nie bestand, in Wirklichkeit ein Privatentwurf 
des Maimischen Kellers Weygandt, eine abgekürzte Redaktion der 1523 er- 
schienenen „Reformation des Kaisers Friedrich**. Der Ertrag einer umfassenden 
Säkularisation sollte die Mittel insbesondere zur Entschädigung der Fürsten 
und des Adels für entgehende Abgaben und Leistungen (z. B. Zölle, Umgeld, 
ein Teil der Feudalabgaben) liefern. Die Fürsten sollten wieder dem Kaiser 
mehr unterthan werden, dagegen der Kaiser auch nur wenig selbständige 
Hoheitsrechte besitzen. Ein Netz von einander untergeordneten Gerichten sollte 
das ganze Reich umspannen, aber die Doktoren des geistlichen wie des welt- 
lichen Rechtes von jedem Gericht, wie auch von der Verwaltung ausgeschlossen 
.sein, jedoch an jeder Universität ein SprochkoUegiuui von drei Doctores des 
kaiserlichen Rechts bestehen ; endlich sollte Eine Münze, Ein Mass und Gewicht 
geschaffen werden. Für Kapitalbesitz wurde ein Höchstbetrag festgesetzt. 

Die Bauern suchte, auf die Dauer vergeblich, zu einer massigen, ein 
ehrliches Mitwirken des Adels ermöglichenden Haltung, wie zu einer zweck- 
mässigen und planvollen Kriegführung zu bestimmen Wendel Hipler. Im 
allgemeinen waren die Odenwald -Neckarthaler Bauern gemässigter und ver- 
ständiger als die fränkischen, die nur an Einziehung allen Kirchengutes und 
Beseitigung des Adels als besonderen Standes dachten. 

Luther und die Bauern. Luther war die Begründung rein weltlicher 
Forderungen durch Gottes Wort nach seiner ganzen Richtung zuwider, den 
„Herrn Omnes" betrachtete er immer mehr mit Misstrauen. In seinen „Er- 
mahnungen zum Frieden auf die zwölf Artikel der Bauernschaft in Schwaben" 
hatte er noch sehr scharfe Worte für die Fürsten und deren „Schinden und 
Schätzen' 4 und ermahnte sie, es mit der Güte zu versuchen; die Bauern, seine 
„lieben Freunde 4 ', warnte er vor den Schwarmgeistern und vor der immer 
unchristlichen Rebellion. Er schlug ein Schiedsgericht aus Grafen, Herren und 
Städtern vor, unternahm es aber — im Widerspruch mit seiner sonstigen 
Stellungnahme — die Leibeigenschaft aus der Schrift zu rechtfertigen. Als 
aber seine Bemühungen, im Thüringischen durch Predigten die revolutionäre 
Glut zu dämpfen, vergeblich waren und besonders in seiner Nähe die schwersten 
Gewalttaten erfolgten, da sah er in der Empörung einen Anschlag des Sa- 
tanas gegen die von ihm vertretene heilige Sache und erliess im Mai (noch 
vor Niederwerfung des Aufstandes) seine furchtbare Kampfschrift „Wider die 
räuberischen und mörderischen Rotten der Bauern" : „Solche wunderliche Zeiten 
sind jetzt, dass ein Fürst den Himmel mit Blutvergiessen besser verdienen 
kann, denn mit beten", — „darum steche, schlage, würge, wer da kann"! 
Seine späteren Ausfälle gegen die fürstlichen „Bluthunde", die „rasenden, 
wütenden, unsinnigen Tyrannen, die auch nach der Schlacht nicht mögen Blutes 
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satt werden'', wnrden nicht gehört. Luthers eine Zeitlang so grosse Popu- 
larität („Evangelist", „Elias") war jetzt bedeutend gemindert. 

Abwendung: humanistischer Kreise von Luther. Ein Teil der 
bedeutenderen Vertreter des Humanismus hatte schon früher angesichts der 
vielfachen Gewaltsamkeit der reformatorischen Bewegung und des zunehmenden 
Verfalls der Studien (Verödung vieler Universitäten) von Luthers Person und 
Sache sich abzuwenden begonnen: nicht bloss Erasmus (Herbst 1524 Schrift 
de libero arbitrio; Luthers Gegenschrift de servo arbitrio erst Ende 1525), 
sondern auch Crotus Rubianus, Pirkheimer u. a. 

Luther vermählte sich Juni 1525 mit Katharina von Bora, einer 
der Frühjahr 1528 aus dem Kloster Niemptsch geflüchteten Nonnen. 



Kapitel V. 

Das Haus Habsburg und seine europäische 

Politik 1521-1529. 

§ 17. Erster Krieg Karls V. mit Franz I. (1521-26). 

Karl hatte zu Bundesgenossen Papst Leo X. (f 1. De- 
zember 1521), aber dessen Nachfolger Hadri an VI., der kein poli- 
tischer Papst war und sich von der Neutralität nur widerwillig, 
insbesondere durch Drohungen Frankreichs, abbringen liess, erst 
seit August 1523 (von da an bis Ende 1524 auch Venedig; 
ebensolange Clemens VII.) , England erst nach der Niederlage 
der Franzosen bei Bicocca (April 1522); Frankreich die Eid- 
genossenschaft (ausser Zürich), den König von Navarra 
und Karl von Egniont, Herzog von Geldern. Die Stadt 
Mailand besetzten Ende 1521 die kaiserlichen Truppen, die Cito- 
delle wurde aber erst Frühjahr 1523 von den Franzosen Franz 
Sforza übergeben, der ein Jahr vorher die Herrschaft der Stadt 
übernommen hatte. Ein 1522 unternommener englisch-nieder- 
ländischer Feldzug im Nordosten verlief ergebnislos, Herbst 
1523 drang eine englisch-niederländische Armee allerdings bis 
vor Compiegne vor, aber die spanische Armee erschien zu spät 
nördlich von den Pyrenäen. Auch -die Abmachungen mit 
dem mächtigsten Vasallen Franz', Connetable Karl 
von Bourbon, der sich längst zurückgesetzt fühlte und da- 
mals durch ein Rechtsverfahren im Besitz der meisten seiner 
Gebiete bedroht war ; trugen für die Gegner Frankreichs keine 
Früchte. Bourbon musste, anstatt seine zentral gelegenen 
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Herrschaften zum Mittelpunkt einer unifassenden Erhebung gegen 
Franz zu machen, September 152:1 fliehen. Wie sich 1523 
Mailand einer französischen Armee gegenüber behauptete, so 
endete eine von Bourbon geleitete Invasion in Südfrankreich, 
der Karl nicht, wie verabredet war, von Spanien aus die Hand 
reichte, nach vergeblichem Angriff auf Marseille mit nur schwer 
erkämpftem Rückzug nach Oberitalien, und die Franzosen 
nahmen Ende Oktober 1524 Mailand wieder. Karls Sache 
stand diplomatisch (Clemens VII. und Venedig insgeheim mit 
Frankreich verbündet und geheime Unterhandlungen Englands) 
finanziell und militärisch sehr schlimm, als die Schlacht bei 
I > a v i a (24. Februar 1 f>2f>) zu gänzlicher Niederlage der 
Franzosen und Gefangennahme ihres verwundeten 
Königs führte. 

Während des Kampfes des „katholischen" und des „aller- 
christlichsten Königs" war Modus, bei dessen Verteidigung 
die Johanniter vom Abendland nur schwach unterstützt wor- 
den waren, Ende 1522 durch Kapitulation Soliman zugefallen, 
Hauptsitz des Johanniterordens wurde Malta. In Italien, wo 
Karls Armee infolge des Geldmangels in immer grössere Zer- 
rüttung verfiel, versuchte mit Billigung des Papstes und Venedigs 
eine patriotische Partei (Moröne, Kanzler Max Sforzas) ver- 
geblich, Karls Feldherrn Feskara zum Verrat zu beiregen, um 
so die drohende Fremdherrschaft der Habsburger abzuschütteln. 
Misshelligkeiten über die Frankreich zu stellenden Bedingungen 
führten den gänzlichen Bruch zwischen Karl und England herbei, 
und 130. August schloss England gegen hohe Geldsummen Frieden 
mit Frankreich. Der noch Frühjahr 1525 nach Spanien ver- 
brachte französische König beschwor i:>. Januar 152G den 
Frieden von Madrid, der ihn zur Rückgabe der Bour- 
gogne, Abtretung niederländischer Grenzdistrikte, Wieder- 
einsetzung Bourbons in seine Herrschaften, zum Verzicht auf 
alle und jede Herrschaft in Italien, endlich noch dazu 
verpflichtete, den Kaiser militärisch in Italien, sowie bei Ver- 
treibung der Türken und Bekämpfung der lutherischen Sekte 
zu unterstützen. 17. März 152(> kehrte Franz, nachdem er 
zwei Söhne als Geiseln gestellt hatte, nach Frankreich 
zurück. Er hatte 12. Januar insgeheim erklärt, dass er jeden 
in seiner Gefangenschaft geschworenen Eid, weil erzwungen, 
als nicht bindend betrachte, und jetzt sagte ersieh, nachdem 
die Stände der Bourgogne ihre unabänderliche Zugehörigkeit 
zu Frankreich erklärt hatten, (Mai 1520) vom Frieden los; 
der Papst entband ihn des Eides. Karl vermählte sich März 152G 
mit Isabelta von Portugal. 
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§ 18. Zweiter Krieg Karls V. mit Franz L, 1526—29; Ferdinand 
König von Böhmen und Ungarn. Das englische Schisma. 

Ein längst vorbereitetes Bündnis gegen die habs- 
burgische Vorherrschaft kam 22. Mai 1526 zum Abschluss 
zwischen Franz I., Clemens VIL, Franz Sforza, Venedig und 
Florenz (Ligue von Cognac), aber die Koalition nützte in- 
folge von Uneinigkeit die bedrängte Lage der Kaiserlichen in 
Oberitalien nicht aus. Sforza musste zwei Monate nachher 
Mailand übergeben. Franz raffte sich, aus Leichtsinn und Ver- 
gnügungssucht, lange nicht zu einer grossen Expedition nach 
Italien auf. Nach der Schlacht bei Mohacs (29. August 
1520, s. II. S. 245) wurde Ferdinand, Schwager des gefallenen 
Ludwig, bald, über die Gegenbewerbung der bayrischen Wittels- 
bacher siegreich, zum König von Böhmen erwählt (worauf 
die Stände Mährens und Schlesiens sogar sein Erbrecht aner- 
kannten). In Ungarn wurde Johann Zäpolya, Woiwod von 
Siebenbürgen, von der nationalen Partei, welche die Deutschen vor 
allem ihrer wirtschaftlichen Macht wegen hasste, am 10. Novem- 
ber, Ferdinand von seiner Partei 17. Dezember zum König 
gewählt. Zäpolya liess sich aber, trotz enger Verbindung mit 
Frankreich, zurückdrängen, zuletzt über die Theiss, und Ferdinand 
wurde 3. November 1527 in Ofen gekrönt. Um Ungarn, wo 
die Reformation immer mehr Boden gewann, gegen Zäpolya und 
die Türken zu behaupten, war Ferdinand auf Reichshilfe, ins- 
besondere aber auf das Geld und das Pulver der süddeutschen 
Reichsstädte angewiesen. 

Ein von Frundsberg trotz grösster Geldnot zunächst 
zum Schutz von Mailand aufgebrachtes Landsknechtsheer ver- 
einigte sich Februar 1527 mit der von Bourbon geführten 
spanisch-italienischen Armee; nachdem Frundsberg unter dem 
Eindruck einer Meuterei zuerst der Spanier, dann auch der 
Deutschen schwer erkrankt war, trat Femelberg an seine Stelle. 
Das Hetr zog, trotz eines vom neapolitanischen Vizekönig mit 
dem Papst geschlossenen Waffenstillstandes, gegen Born. Die 
Einnahme der leonin ischen Stadt, bei der Bourbon fiel, führte 
noch am gleichen Tage zur Eroberung der ganzen Stadt, 
die Engelsburg ausgenommen ((j. Mai). ZehnTageplünderte 
das durch langen Soldmangel zuchtlos gewordene Heer (sacco 
di Roma). England verpflichtete sich jetzt, Franz monatliche 
Subsidien zu bezahlen. Ein in Oberitalien erschienenes fran- 
zösisches Heer bemächtigte sich u. a. Genuas und beschränkte die 
Kaiserlichen in Oberitalien auf Mailand, dann seit Frühjahr 1528 
im Süden, da die kaiserliche Armee durch Zuchtlosigkeit, Aus- 
Lehrbuch d. Weltgeschichte, Neue Zeit. 4 
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Schweifungen und Pest sehr geschwächt war, in kurzer Zeit 
auf wenige Plätze, worunter Neapel, das zu Wasser und zu 
Lande eingeschlossen wurde. Die Stadt war dein Fall nahe, als 
Andreas Dorla, unzufriedeu über Frankreichs Saumseligkeit und 
über Begünstigung der Nachbarstadt Savöna, mit der genuesi- 
schen Flotte abfuhr und so die Verproviantierung der Stadt 
ermöglichte. Das durch die Pest auf einen kleinen Rest reduzierte 
französische Heer musste bald abziehen und dieser 
Rest bei Aversa kapitulieren. Genua vertrieb die französische 
Besatzung und machte sich frei (Oktober 1528). Die Niederlage 
eines französischen Heeres, das gegen Genua heranzog, bei Landriano 
(Juni 1529) machte die Kaiserlichen vollends zu Herren 
von Italien, das entsetzlich verwüstet war. Clemens VII. 
hatte sich einige Tage nach einem mit Karls Bevollmächtigten ge- 
schlossenen Neutralitätsvertrag nach Orvieto geflüchtet (November 
1527) und die Neutralität dann wenigstens äusserlich gewahrt. 
Oktober 1528 war er, von Frankreich und Venedig in seinen 
territorialen Wünschen gekränkt, nachRomzurückgekehrt. 
29. Juni 1529 wurde der Friede zwischen Karl und dem 
Papst in Barcelona abgeschlossen, in dem der Papst 
Florenz fiir seinen 1527 daraus vertriebenen, kurz vorher mit 
einer illegitimen Tochter Karls verlobten Neffen Alexander er- 
hielt. August 1530 wurde Alexander mit Waffengewalt einge- 
setzt. Der Papst erhielt Ravenna, Modena und Reggio, sowie 
die feierliche Zusage Karls und Ferdinands, die Ketzerei, wenn 
nötig, auch mit Waffengewalt auszurotten ; Karl und Ferdinand 
wurde der vierte Teil der geistlichen Einkünfte ihrer Gebiete 
zu einem Türkenkriege zugesagt. ZwischenKarlundFranz 
wurde 3^5. August 1529 der „Damenfriede" (Margarete, Karls 
Tante, und Ferdinands Mutter Luise von Savoyen) in Ca mbrai 
geschlossen, in dem Franz feierlich auf Italien, Karl 
thatsächlich, aber unter Vorbehalt der ihm im Madrider 
Frieden zugestandenen Rechte, auf die Bourgogne ver- 
zichtete. Franz zahlte für seine Söhne ein bedeutendes Löse- 
geld und heiratete Karls Schwester Eleonore. Karl, der August 
in Genua landete, belehnte, angesichts des türkischen Angriffs, 
den schwer kranken Sforza mit Mailand und schloss mit Venedig 
Frieden. 24. Februar 1530 wurde er in einer Versammlung 
spanischer und italienischer Granden in Bologna vom Papste 
zum Kaiser gekrönt. 

Das englische Schisma. Heinrich VIII., der alle reformatorischen 
Kegungen bis dahin unterdrückt hatte , wünschte, um einen männlichen 
Thronerben zu erhalten und Anna Boleyn heiraten zu können, dass seine 
1510 mit Dispens Julius' 11. geschlossene Ehe mit Katharina von Ara- 
gon i c n, der Witwe seines 1502 verstorbenen Bruders Arthur. T a n t e K ar 1 s V., 
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für ungültig erklärt werde. Clemens VII. vermied demgegenüber seit 
1527 jede entscheidende Massnahme; Katharina aber weigerte sich, den Schleier 
zu nehmen (was den Papst einer entweder Karl oder Heinrich zu unversöhn- 
licher Feindschaft veranlassenden Entscheidung enthohen hätte). Nach dem 
Abschluss des Friedens mit Karl zog der Papst die Sache 
nach Rom und erklärte später die Ehe mit Katharina für gültig. Nun 
wurde Wolsey gestürzt, und der König begann Mitte 1530 mit Hilfe des 
gefügigen Parlaments Krone und Land von der Autorität des rö- 
mischen S t u h 1 e 8 loszutrennen. Anfang 1533 schloss Heinrich zunächst 
heimlich seine Ehe mit Anna Boleyn, Cranmer, zum Erzbischof ton Canter- 
bury und Primas befördert, sprach hierauf die Ehescheidung aus, und das 
Parlament erklärte Maria, die Tochter Katharinas und Heinrichs, für illegitim 
und demnach der Thronfolge verlustig. Dem „Bischof von Rom" wurde alle 
Jurisdiktion in England abgesprochen, dem König die letzte Entscheidung in 
kirchlichen Streitfragen zugesprochen, sowie der Bezug der Annaten und die 
ausschliessliche Beeidigung der gemäss »einer Bestimmung gewählten Bischöfe. 
Die Supr.ematsakte (November 1534) bestimmte, dass alle Bischöfe 
dem König als einzigem höchstem Haupt der Kirche und des 
Klerus Gehorsam zu schwören hätten. Aber an der alten Lehre 
wurde (von einigen Abweichungen in den Jahren 1536—38 abgesehen) streng 
festgehalten und Anhänger der neuen Lehre ebenso in Form Rechtens ge- 
tötet, wie Anhänger der päpstlichen Autorität, z. B. Thomas Morus, Verfasser 
der Utopia, Sommer 1535. Bis 1540 waren sämtliche Klöster aufgehoben (Thomas 
€romwell „General vikar" — 1540 hingerichtet). Ihre Güter fielen alle dem 
Könige zu und kamen grösstenteils in den Besitz der neuen Gentry. Eine 
1535 beschlossene Bulle, die gegen Heinrich Interdikt und Entbindung der 
Unterthanen vom Gehorsam verhängte und die Christenheit zum Kampf gegen 
ihn aufforderte, wurde erst 1538 verkündet. 



Kapitel VI. 

Deutschlands innere Geschichte 1525—1532. 

Türkenkriege. 

§19. Erste konfessionelle Bündnisse. Erster Speirer Reichstag. 

Die Bauernerhebung und deren Misslingen rief eine alt- 
gläubige Reaktion hervor (schwere Verfolgung der „Prädikanten" 
im Süden, insbesondere in Bayern). Aber die grossen Reichs- 
städte, Philipp von Hessen und Johann der Beständige von Sachsen 
(1525 — 1532) versagten sich ihr ; Ferdinands Geldnot, das Miss- 
trauen der Bischöfe gegen seine Säkularisationsgelüste, sowie 
der Fürsten überhaupt gegen die habsburgische Grossmachts- 
politik, die weite Entfernung Karls und später die Gefährdung 
der Ergebnisse des Sieges von Pavia schwächten die Kraft dieser 
Reaktion. Dem äusserlich defensiven Dessauer Bündnis, 
das Herzog Georg von Sachsen, Kurfürst Joachim 
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von Brandenburg:, Albrecht von Mainz und die Herzoge 
Erich und Heinrich von Braunschwei g zur Ausrottung 
„der Wurzel dieses Aufruhrs, der verdammten lutherischen Sekte u 
geschlossen hatten, und dem „Mainzer Anschlag" (Beschluss der 
Kapitel des Mainzer Erzsprengeis, eine gemeinsame Petition an 
den Kaiser um Ausrottung der Ketzerei zu richten) stellten 
Philipp von Hessen und Johann von Sachsen Februar 
bis Mai 152(i das Defensiv- Bündnis von Gotha-Torgau 
gegenüber. Diesem traten im Juni die Herzoge Ernst und Franz 
von Lüneburg, Philipp von Braunschweig-Grubenhagen, Heinrich 
von Mecklenburg, Wolf von Anhalt-Köthen, Albrecht von Mans- 
feld, sowie die Stadt Magdeburg bei. Ende September 152<> 
schloss der bisherige Hochmeister des Deutschordens, Albrecht, 
seit 10. April 1525 von Polen als Oberlehnsherr anerkannter 
Herzog vonPreussen, mit Johann von Sachsen den Königs- 
berger Vertrag. (Mittelpunkt des Deutschordens wurde Mer- 
gentheim.) 

Auf dem (ersten) Speirer Reichstage (Ende Juni bis 
Ende August 1526) widersprachen der Forderung Karls und des 
anwesenden Ferdinand, dass das Wormser Edikt bis zum Konzil 
durchgeführt werde, zuerst die Städte (Nürnberg, Strassburg, 
Ulm). Die altgläubige Mehrheit wollte Abschaffung von Miss- 
bräuchen erzielen. Die kaiserliche Nebeninstruktion, die den 
Ständen bis zu des Kaisers Ankunft jede dem alten Glauben 
und den alten kirchlichen Ordnungen abträgliche Aenderung 
verbot, rief durch ihre absolutistische Haltung Erbitterung her- 
vor und war nicht mehr zeitgemäss, da zwischen Kaiser und 
Papst Krieg ausgebrochen war. So kam es 27. August zu dem 
Reichsabschied, dass einstweilen, d. h. bis zum Zu- 
sammentritt des geforderten General- oder Nationalkonzils, 
Fürsten und Obrigkeiten mit ihren Unterthanen „im hei- 
ligen christlichen Glauben also leben und sich re- 
gieren sollen, wie ein jeder solches gegen Gott und 
Ihre Majestät hoffe und vertraue zu verantworten." 
Der Beschluss, eine Gesandtschaft an den Kaiser zu senden, 
damit er möglichst bald nach Deutschland komme und ein Konzil 
berufe, wurde nicht ausgeführt. Diesen Reich sab schied,, 
der an und für sich nur eine Suspension des Wormser Edikts 
war und rein provisorischen Charakter hatte, be nützten die 
evangelischen Reichsstände, um die so notwendige 
kirchliche Neuorganisation kraft eigenen, territorialen 
Rechtes in Angriff zu nehmen. Mit der (in den Städten 
und Hessen rascher als in Kursachsen) erfolgenden Grundlegung 
eines Landeskirchentums knüpften jedoch die neugläubigen Terri- 
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torialgewalten an Vorgänge und Entwickelungen des XV. Jahr- 
hunderts an (s. II. S. 218). 

Recht und Pflicht der Obrigkeiten, das kirchliche Wesen und Leben zu 
ordnen und zu beaufsichtigen, seit 1536 durch Konsistorien ausgeübt, wurde 
teils unmittelbar aus der staatlichen Aufgabe, Zucht und Ordnung zu schaffen 
und zu wahren, teils als Xotrecht (so von Luther) aus dem Wegfallen der bischöf- 
lichen Jurisdiktion abgeleitet (die übrigens Albrecht von Mainz Mitte 1528 
bis zum Konzil Hessen und Kursachsen für ihre Gebiet« überliess). Dass in 
einer Gemeinde nur Ein Kultus statthaft sei, war allgemeine Anschauung 
(also höchstens individuelle Gewissens- und Glaubensfreiheit). In Kursachsen 
ging man 1526 ans Werk (Luthers „deutsche Messe"; Visitationen nach den 
von Melanchthon ausgearbeiteten Instruktionen, Beaufsichtigung der Lehre 
und des Lebens der Geistlichen durch .,Superattendenten u ; 1529 Luthers 
grosser und kleiner Katechismus; den kleinen Katechismus auswendig zu 
lernen sollte jedermann angehalten werden). In Hessen wurde der auf der 
Homburger Synode 1526 vereinbarte Verfassungsentwurf, der das Kirchen- 
regiment einer, aus den Pfarrern und je einem Abgeordneten der engeren Kirchen- 
gemeinden („congregatio fidelium"), dem Fürsten, den Grafen und Rittern zu- 
sammengesetzten, Synode zuwies, vom Landgrafen als unausführbar bald auf- 
gegeben und die Neuordnung auch auf Grund des „Summepiskopats" ausgeführt. 
Aus einem Teil der eingezogenen Kirchengüter wurde die Universität Mar- 
burg gegründet (1527). Vielen norddeutschen Städten schuf Bugenhagen ihre 
Kirchenordnung (Braunschweig 1528, Hamburg 1529, Lübeck 1531 u. a.). Im 
Herzogtum Braunschweig-Lünebnrg wurde die Reformation 1527 durchgeführt. 
Boden gewann die Reformation auch in Schleswig-Holstein und in manchen 
Teilen Schlesiens. — Wie der Adel vielfach bestrebt war, zum Schaden der 
Pastoration der Gemeinden, die Kirchengüter an sich zu bringen, so ver- 
mehrten manche Fürsten durch eingezogene Kirchengüter ihr Kammergut 
bedeutend, z. B. der Graf von Ostfriesland, später Kurbrandenburg ; zum Teil 
auch Hessen. In dem mit der Säkularisation zweifellos aus dem Reichs- 
verbande ausgeschiedenen Herzogtum Preussen wurde die kirchliche Neuerung 
unter Mitwirkung der Bischöfe von Saraland und von Pomesanien rasch durch- 
geführt. An den Zeremonien wurde, wo Luthers Ansichten bestimmend waren, 
möglichst wenig geändert. 

Die „Wiedertäufer" gewannen seit 1525 in Süd- (und Mittel-) 
Deutschland, besonders in den Handwerkerkreisen, immer mehr an Anhang. 
In Mähren gelangten sie zu fester Gemeindebildung. Verschiedetie Richtungen 
wurden unter diesem Namen (s. S. 42) zusammettgefasst, wobei sich manchmal 
einzelne zu innerlich entgegengesetzten Anschauungen bekannten : teils ein zu- 
weilen kindischer, biblischer Radikalismus, vor allem bestrebt, das apostolische 
Leben und Wesen wieder zu verwirklichen, teils eine Missachtuug des Buch- 
stabens, entweder mystisch den inneren Geist, die fortdauernde individuelle 
Offenbarung der Schrift gegenüber betonend oder rationalistisch die Dogmen 
kritisierend; hier das Streben, eine weltfremde Gemeinde der Heiligen zu 
gründen, und Verwerfung eigenen Gebrauchs des Schwertes und der Bekleidung 
obrigkeitlicher Aerater, dort schon Gedanken einer gewaltsamen Verwirk- 
lichung chiliastisch-komraunistischer Ideen. Aber bei weitem die meisten 
waren von musterhaftem Lebenswandel. Die entsetzliche Verfolgung, 
die seit Anfang 1528 über sie kam, verhalf der revolutionären Richtung nach 
und nach zur Vorherrschaft. Ein kaiserliches Mandat verfügte An- 
fang 1528 gegen die Wiedertäufer Todesstrafe, der Schwäbische Bund 
liess der Wiedertaufe Schuldige und Verdächtige (aber auch Zwinglianer) 
durch Reiterabteilungen summarisch hinrichten. In den Wittel s bachischen Ge- 
bieten (Bayern: „wer widerruft, wird geköpft, wer nicht widerruft, wird ver- 
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brairat"), wie in den habsburgischen worden Hunderte hiugerichtet. Aber 
auch in evangelischen Gebieten (z. B. Augsburg) floss viel Tänferblut, andere 
begnügten sich mit Haft und Austreibung (z. B. Ulm, Strassbnrg). Luther 
billigte nur die Bestrafung, „wenn sie die weltliche Obrigkeit nicht wollten 
bekennen und gehorchen"; Melanchthon hielt es für Pflicht der Obrigkeit, 
auch gegen die Lehre als solche mit Gewalt einzuschreiten. 

• 

§ 20. Zweiter Speirer Reichstag. Fortgang der Schweizerischen 

Reformation. Türkenkrieg. 

Pack' sehe Händel. Eine falsche, bald auch mit einer 
gefälschten Urkunde belegte, Mitteilung, die Otto von Pack, 
ein höherer Beamter des Herzogs Georg, machte, wornach in 
Breslau eine geheime grosse Koalition geistlicher und weltlicher 
Fürsten, worunter Ferdinand und die bayrischen Herzoge, zur 
Ausrottung der Ketzerei und insbesondere zum Sturze des Hessen 
und des Kursachsen abgeschlossen worden sein sollte, fand 
infolge des vorhandenen Misstrauens, trotz der sehr unwahr- 
scheinlichen Zusammensetzung der angeblichen Koalition, bei 
Philipp, Johann und Luther zähen Glauben. Philipp 
machte rasch mobil und bedrohte die Bischöfe von Bamberg 
und Würzburg. Nur mit Mühe wurde, nachdem der Betrug 
aufgedeckt war, der Friede erhalten, die zwei Bischöfe und 
der Mainzer mussten Philipp für seine Rüstungen mit Geld ent- 
schädigen (lf>28). 

Zweiter Reichstag: zu Speier (15. März bis 24. April 1529). 
Eine entschlossene altgläubige Mehrheit empfand in ihrer Er- 
bitterung es kaum als Verletzung der „Libertät", dass der dem 
Frieden mit dem Papste nahe Kaiser den Beschluss von 152(3 
für nichtig erklärt hatte. Unter den Städten, die anfangs ein- 
mütig die Aufrechterhaltung des Beschlusses von 1520 verlangten, 
trat auch Spaltung ein. Die Mehrheit des Reichstags be- 
schloss, dass diejenigen, welche das Wormser Edikt bis 
jetzt gehalten hätten, dabei bleiben sollten, sowie 
dass nirgends weitere Neuerungen statthaft wären; 
sie wollte durch die Bestimmung, dass überall Messe gehalten 
werden sollte, und dass kein Stand den andern mit Entziehung 
von Gütern, Renten. Zins und Herkommen vergewaltigen solle, 
eine katholische Restauration anbahnen. Hiegegen erhoben 
19720. April Johann von Sachsen, Philipp von Hessen, 
Georg Markgraf von Brandenburg, Wolfgang von 
Anhalt und der Vertreter Emsts und Franz' von 
Lüneburg „Protestation" mit der Begründung, dass ein 
rechtsgültig gefasster, einheitlicher Reichstagsbeschluss nicht 
später durch eine Mehrheit umgestossen werden dürfe, und dass 
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in religiös-kirchlichen Fragen ein Mehrheitsbeschluss überhaupt 
nicht bindend sei. Diesem Protest schlössen sich 14 süd- 
deutsche Reichsstädte an: Strassburg, Nürnberg, Ulm, 
Konstanz, Lindau, Memmingen, Kempten, Nördlingen, Heil- 
bronn, Reutlingen, Isny, St. Gallen, Weissenburg a. 8. 
und Windsheim („Protestanten"). Noch vor Reichstagsschluss 
schlössen Kursachsen, Hessen, Strassburg, Nürnberg, Ulm ein 
geheimes Schutzbündnis. Der Reichsabschied verfügte auch, 
dass alle dem Sakrament des Abendmahls feindlichen Sekten 
ausgerottet werden sollen. Dagegen erstrebte Philipp von Hessen } 
zumal da die meisten neugläubigen süddeutschen Reichsstädte 
mehr oder ganz der Zwingli'schen Richtung angehörten, einen 
Zusammenschluss auch mit den Schweizer Reformierten (Luther 
und Melanchthon: „Sakramentierer u ), angesichts der vom Kaiser 
und den altgläubigen Reichsständen drohenden Gefahr. Kur- 
sachsen und seine Theologen verstanden sich nur nach längerem 
Widerstreben und mit innerem Widerwillen zu einem Relujions- 
gespräch, durch welches der, in einem tieferen Gegensatz der An- 
schauungen wurzelnde, Unterschied in der Auffassung des Abend- 
mahls beseitigt werden sollte. 

Fortgang der Schweizerischen Reformation. Die von der Tag- 
satznng veranstaltete Badener Disputation (Mai 1526), an der sich Zwingli 
nicht beteiligte, bekräftigte in den fünf ältesten Orten die Treue zum alten 
Glauben ; die Tagsatzung belegte Zwingli mit dem grossen Bann. Aber Zürich 
hielt an ihm und seiner Lehre fest, und Bern und Basel näherten sich noch 
mehr der neuen Richtung. DieBernerDisputation (Januar 1528), zu der 
Joh. Eck nicht erschien, leitetedenUebertrittBernsundSt. Gallens 
(noch 1528), Basels, Schaf fhausens, auch Mühlhausens (1529) zur 
Reformation ein. In Glarus verglich man sich auf Grundlage völliger Tole- 
ranz auch für die einzelnen. Zürich, in dem von Ende 1528 an die Regierung 
immer mehr einem „geheimen Rat" und vor allem Zwingli zufiel, schloss, zum Teil 
im Widerspruch mit dem eidgenössischen Bnndesrecht, ein „evangelisches Burg- 
recht*' mit Konstanz (1527), St. Gallen (1528), Mühlhausen und Basel (1529); 
die fünf Orte dagegen eine den Bestand der Eidgenossenschaft unmittelbar 
bedrohende „christliche Bereinigung" mit Oesterreich (22. April 1529). Der 
Gegensatz der kirchlichen Bestrebungen in den gemeinen Herrschaften (Thurgau, 
Aargau) und die von Zürich begonnene Säkularisation der Lande des Abtes von 
St. Gallen, andererseits die Begünstigung der Erhebung des altgläubigen Berner 
Oberlandes durch Tnterwalden trieben zum Kriege. Als der Züricher Pfarrer 
Kaiser in Schwyz verbrannt worden war, begann Zürich den Krieg, 
da Zwingli hoffte, so auch die fünf Orte für die Reformation zu gewinnen. 
Aber wider Willen Zwingiis wurde nach einigen Tagen ein Waffenstillstand 
und bald darauf (25./26. Juni 1 529) der erste Kappeler Friede, 
vor allem auf Betreiben des kühler denkenden und nach andrer Richtung hin 
(Savoyen) beschäftigten Bern, geschlossen. Neu- und altgläubige Orte sollten 
gleichberechtigt sein, in den einzelnen Kirchengemeinden der gemeinen Herr- 
schaften sollte die Mehrheit das Bekenntnis bestimmen; die fünf Orte gaben 
das österreichische Bündnis auf, während das Burgrecht der Evangelischen 
blieb. Zürich legte aber den Frieden so aus, als ob er auch in den fünf alten 
Orten der Reformation Zugang gewähre. 
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Das Marburger Religionsgespräch (Oktober 1529) führte 
zu keiner Einigung' in der Auffassung des Abendmahls; 
die auf Bemühen des Landgrafen und der Schweizer verein- 
barten 14 Marburger Artikel konnten die dogmatische Grundlage 
einer Einigung nicht bilden, da ihre von Luther bald darauf vor- 
genommene Uniformung in die 17 Schwabacher Artikel, die den 
Gegensatz gegen den Zwinglianismus scharf hervorhoben, vom 
Kurfürsten als unerlässliche Bedingung einer Einigung aufgestellt, 
aber von den meisten oberdeutschen Städten abgelehnt wurde; nur 
Nürnberg, Reutlingen und Heilbronn waren zur Annahme bereit. 

Der Türkenkrieg. Zdpolya, der enge Verbindungen auch 
mit Franz I. unterhielt, hatte sich mit Soliman verbündet und 
huldigte Soliman, als dieser mit einem 200 000 Mann starken Heer 
erschien, auf dem Schlachtfelde von Mölmes. Von Ofen aus, 
das ein kleines Häuflein deutscher Landsknechte sechs Tage 
lang verteidigt hatte, erschien Soliman 20. September 152V* 
vor Wien; nach zweimaligem vergeblichen Sturm zog er aber 
Mitte Oktober wieder ab und setzte in Ofen Zapolya als König 
ein. Die Anfang September in Krems gesammelte Reichsarmee 
hatte nichts zur Entsetzung Wiens geleistet. Luther hatte in einer 
„Heerpredigt wider die Türken" zu einem allgemeinen National- 
krieg aufgefordert; Sachsen hatte gerüstet, aber Hessen nicht. 

§ 21. Der Augsbnrger Reichstag. 

Karl hoffte die Unterdrückung der Ketzerei auf friedlichem Wege 
(zunächst wohl durch Spaltung der „Abgewichenen") zu erreichen 
und wollte auch den altgläubigen Reformfreunden genügen; 
von Bologna aus hatte er sich bereit erklärt, „eines jeglichen 
Opinion und Meinung zu vernehmen und fleissiglich zu bewegen". 
Auf dem Reichstag in Augsburg (Juni bis November 1530) 
überreichten 25. Juni die protestierenden Fürsten 
von 1 520 und die Städte Nürnberg und Reutlingen 
(später traten noch bei: Weissenburg, Heilbronn, Kempten und 
Windsheim) die, wesentlich von Melanchthon verfasste, Con- 
fessio Augustana, deren deutscher Text der kursächsische 
Kanzler verlas. Dieses Bekenntnis führte den Nachweis, dass 
die Protestierenden trotz ihrer Neuerungen zur katholischen 
Kirche gehören ; es hob möglichst die Uebereinstimmung mit dem 
alten Glauben und den Gegensatz gegen die Zwinglianer hervor, 
manche Lehren, z. B. das Priestertum der Gläubigen, Ver- 
werfung des Papsttums waren gar nicht berührt. Die vier 
Städte Strassburg, Konstanz, Memmingen, Lindau 
reichten 12. Juli ein eigenes Bekenntnis (Tetrapolitana) 
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ein, das in der Polemik gegen römische Lehre und Praxis 
schärfer und entschiedener gehalten war, dagegen in der Abend- 
mahlslehre zwischen Luthers und Zwingiis Lehre vermittelte. 
Die von zwanzig altgläubigen Theologen, hauptsächlich aber 
von Eck verfasste Confutatio, ursprünglich eine leidenschaft- 
liche Anklageschrift gegen alle evangelische Lehren, wurde auf 
Verlangen des Kaisers in eine kaiserliche Widerlegung des Be- 
kenntnisses umgearbeitet und so 3. August vorgelesen, wobei 
der Kaiser erklären Hess, wenn die Protestanten nicht zum Ge- 
horsam gegen die Kirche zurückkehren, so werde er als „Vogt 
und Beschinner" der katholischen Kirche handeln. Die Pro- 
testierenden weigerten sich, der Confutatio sich zu 
unterwerfen. Der Landgraf Philipp verliess 0. August den 
Reichstag. Die weitgehende Nachgiebigkeit, die Melanchthon, 
wie schon früher in Privatberedungen, so seit Mitte August in 
Ausgleichsverhandlungen eines Ausschusses von Fürsten, Juristen 
und Theologen zeigte (schliesslich verlangte er nur noch Ge- 
stattung der Priesterehe und des Laienkelchs), wurde durch 
festere Haltung der Fürsten und Städte, in entscheidender Weise 
durch die Willensmeinung des sächsischen Kurfürsten, wirkungs- 
los gemacht, die Luthers von Koburg aus eingetroffenes Gut- 
achten bestimmte. Karl hätte nun gerne Gewalt gebraucht, 
aber, von der vorgerückten Jahreszeit abgesehen, hatte er keine 
Truppen zur. Hand und kein Geld. Die meisten der alt- 
gläubigen Stände befürchteten als Folge einer Niederwerfung 
der „abgewichenen" Reichstände eine Gefährdung der deutschen 
„Libertät", sowie angesichts des Widerwillens des Papstes gegen 
ein Konzil endgültiges Scheitern aller kirchlichen Reformforde- 
rungen, und nur wenige, darunter Joachim v. Brandenburg, 
erklärten sich für einen Krieg. Auch hatte Karl mit 
der Feindseligkeit Frankreichs und Englands, mit einem neuen 
Angriff der Türken und der Bedrängnis Ferdinands durch 
Zäpolya zu rechnen. Einen 22. September vorgelegten Ab- 
schied, der den „Abgewichenen 4 * bis 15. April Bedenkzeit Hess, 
wiesen Tags darauf die evangelischen Fürsten ab, und Kurfürst 
Johann reiste ab. Karl hatte sich standhaft geweigert, Me- 
lanchthons Apologie entgegenzunehmen. Der endgül- 
tige Reichsabschied 15. Oktober bis 11). November ver- 
langte Handhabung des Wormser Edikts und spä- 
testens bis 15. April 1531 vollständige und unbe- 
dingte Rückkehr zum alten Glauben und zur alten 
Kirche. Der Reichsfiskal wurde angewiesen, beim Reichs- 
kammergericht Klagen wegen Einziehung von Klöstern und 
Stiftern und wegen Entziehung geistlicher Einkünfte zu be- 
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treiben, womit den Evangelischen der Prozesskrieg erklärt war. 
Der Kaiser hatte sich daneben verpflichtet, vom Papst die Ein- 
berufung eines Konzils innerhalb von sechs Monaten und dessen 
Zusammentritt in Jahresfrist zu erwirken. Der Bewilligung 
einer „eilenden", wie einer „steten" Türkenhilfe hatten die evan- 
gelischen Fürsten und H> Städte (auch Ulm, Frankfurt, Isny, 
Biberach, Hall und Augsburg) nicht zugestimmt, da ihnen die 
Aufnahme in den Landfrieden nicht bewilligt wurde. 

Ferdinand wurde 5. September feierlich mit den öster- 
reichischen Landen belehnt. Seine Wahl zum römi- 
schen König, die Reichsregiment und Statthalter in wirk- 
samerer Weise ersetzen sollte, wurde früherer bayrischer Gegen- 
bewerbung gegenüber von fünf Kurfürsten zugesagt (gegen 
bedeutende Geldsummen) und 5. Januar 1531 in Köln, unter 
Protest des Kursachsen, auf dessen Ausschliessung als 
„verstockten Ketzers" Karl nur spät und widerstrebend ver- 
zichtet hatte, und anderer evangelischer Fürsten vollzogen. 
Ferdinand erhielt von Karl umfassende Vollmachten, aber auch 
geheime einengende Instruktionen. Die Anerkennung ver- 
sagte ihm auch Bayern und schloss Oktober 1531 mit 
den evangelischen Fürsten, ausser Georg von Branden- 
burg, zur Durchführung des Protestes ein Bündnis, 
dem Mai 1532 Frankreich „zur Verteidigung und Erhaltung 
der deutschen Freiheit" beitrat. 

§ 22. Schmalkaldener Bund. Untergang Zwingiis. 

Der vermittelnden Thätigkeit Strassburgs (Theologe Bucer, 
Stettmeister Jakob Sturm) gelang es, vermittelst einer Luther 
sich ziemlich nähernden Formulierung der Abendmahlslehre eine 
Einigung zwischen Sachsen und oberdeutschen Städten anzu- 
bahnen. Luther hatte sich gegen Ende des Augsburger Reichstags 
den staatsrechtlichen Auseinandersetzungen der kursächsischen 
Juristen nicht mehr verschlossen und betrachtete den Kaiser 
nicht mehr als eine Obrigkeit, welcher der Christ unbedingten 
Gehorsam schulde. Ausserdem konnte Kursachsen an dem Grund- 
satz, nur mit dogmatisch durchaus Gleichgesinnten sich zu ver- 
bünden, nicht festhalten, ohne in völlige Vereinzelung zu geraten. 
Auf Grund von Vorberatungen in Schmalkalden (Ende De- 
zember) kam 27. Februar 1531 ein Bündnis zu formellem 
Abschluss, dessen Mitglieder (Kursachsen, Hessen, Braun- 
schweig -Lüneburg und Braunschweig -Grubenhagen, Wolfgang 
von Anhalt, die Grafen von Mansfeld, die Städte Strassburg, 
Ulm, Konstanz, Reutlingen, Memmingen, Lindau, Biberach, lsny, 
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Magdeburg, Bremen, seit Mai Lübeck) zunächst auf sechs 
Jahre sich zu gegenseitiger Hilfe verpflichteten 
bei allen Angriffen „um des Worts Gottes, evange- 
lisch er Lehr oder unseres heiligen Glaubens willen". 
Der Anschluss der Schweizer Reformierten erfolgte nicht, weil diese 
(vor allem Zürich und Bern) sich weigerten, die Tetrapolitana 
anzunehmen, was übrigens Sachsen auf die Dauer auch kaum 
genügt hätte. Die Möglichkeit eines politischen Anschlusses 
der meisten oberdeutschen Städte an die Schweizer, den Zwingli 
seit langem als einen Teil seiner umfassenden Projekte erstrebte, 
wurde durch den Untergang Zwingiis in der Schlacht 
bei Kappel (11. Oktober 1531) und den zweiten Kappeler 
Frieden beseitigt, in dem die reformierten Städte ihre „Burg- 
rechte" aufgeben mussten. 

Untergang 1 Zwingiis. Z w i n g 1 i s P 1 a n war, dieEidgenossen- 
schaft so umzugestalten, dass das seitherige Uebergewicht der (an 
Bevölkerungszahl weit nachstehenden) fünf alten Orte durch ein noch ent- 
schiedeneres Uebergewicht der (meistens schon reformierten) Städte ersetzt 
würde, und mit ihr die oberdeutschen Städte zu verbinden. 
Aber in Zürich selbst musste er einer immer stärker werdenden Gegnerschaft 
gegenüber die massgebende Leitung der Politik aufgeben (Mitte 1530), und 
von den reformierten Eidgenossen widerstrebte Bern Zwingiis politischen 
Planen, besonders seiner Kriegspolitik. Da die fünf Orte den Bündnern im 
„Müsserkrieg" gegen einen mailändischen Abenteurer keine Hilfe leisteten, 
entstand bei Zürich grosser Argwohn. Zwingli wünschte Krieg, aber auf 
Drängen der andern Städte, besonders Berns, beschlossen die reformierten Städte 
Mitte Mai 1531 gegen die fünf Orte eine (im ersten Kappeler Frieden vor- 
gesehene) Rroviantsperre. Die fünf Orte, hiedurch bedrängt und erbittert, 
erklärten, ohne das Ergebnis ihrer Unterhandlungen mit dem Kaiser, 
Ferdinand, dem Papste n. a. abzuwarten, 9. Oktober den Krieg. Am 
11. Oktober wurde das an Zahl bedeutend schwächere und in ungünstiger 
Stellung sich befindende Züricher Heer von dem der fünf Orte b e i 
Kappel geschlagen; Zwingli fiel neben vielen andern hervorragenden 
Persönlichkeiten. Die fünf Orte Hessen seinen Leichnam vierteilen und als 
den eines „allererzesten Erzketzers" verbrennen. Ein Heerhaufen evangelischer 
Städte wnrde in schmählicher Weise von Zugern geschlagen (23. Oktober). 
Tu Stadt und Land Zürich wurde das Verlangen nach Frieden trotz Hilfs- 
bereitschaft Hessens und Strassburgs immer dringender und allgemeiner. In 
dem 16. November abgeschlossenen Frieden wnrde dieGleichberech- 
tignng der Orte beider Konfessionen ausgesprochen, sowie 
Parität für die gemeinen Herrschaften, jedoch sollte eine katholische Minder- 
heit bei ihrem Glauben geschützt sein. Das Burgrecht der Evangelischen 
wurde aufgehoben. In den Herrschaften den Klosters von St. Gallen, die der 
Abt jetzt zurückerhielt, gelangte zumeist die alte Kirche wieder zur Herrschaft, 
wie auch im Rheinthal, in Rappersteil und den „freien Aemfem" des Aargau ; 
in Glarus gewann sie wieder Boden, in Solothurn so ziemlich die Allein- 
herrschaft, Kaiser Karl hatte sich trotz Zuredens Ferdinands und des Papstes 
im zweiten Kappeler Krieg neutral verhalten — hauptsächlich wohl aus Rück- 
sicht auf Frankreich. 

Organisation des Schmalkaldener Bundes. Der Bund zerfiel in 
zwei Kreise, den oberdeutschen und den sächsischen. Die Voll- 
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versammlang hatte bis 1536 neun Stimmen, je zwei Sachsen und Hessen, je 
zwei die oberländischen und die sächsischen Städte, eine Lüneburg samt An- 
halt und Mausfeld (später auch Herzogtum Sachsen); von 1536 ab 13 Stimmen, 
zwei neue fürstliche ( Württemberg und Pommern) und zwei neue städtische. 
Dagegen zahlten d i e S t ä d t e d i e H ä 1 f t e d e r K o s t e n ; die norddeutschen 
Städte, besonders Bremen und Lübeck, weigerten sich aber lange, ihr Viertel 
zu übernehmen. Die Bninleshauptmannschaft war zwischen Kur- 
sachsen und Hessen geteilt, zeitlich derart, dass die Berufung des 
Kriegsrats alle halbe Jahre wechselte, örtlich so, dass in Niederdeutschland 
Sachsen , in Oberdeutschland Hessen Hauptmann war. Die Oberleitung im 
Kriege wurde vom Kriegsschauplatz abhängig gemacht. Mindestens ein Monats- 
anschlag für die „eilende Hilfe** (12 000 Mann) sollte immer an bestimmten 
Orten hinterlegt sein. Der Gegensatz zwischen Hessen und K. u r- 
sachsen, sowie das Misstrauen der Städte gegen die Fürsten, 
die allerdings auf die Städte möglichst viel abzuladen bestrebt waren, bildeten 
die Hauptschwäche des Bundes. Als dogmatisches Erfordernis für die Zuge- 
hörigkeit galt die Annahme der Confessio Angustana und Apologie. Nürnberg 
und Brandenburg-Ansbach traten ihm nie bei. 

§ 23. Nürnberger Anstand und Tnrkenkrieg. 

Die Haltung Bayerns, die geringe Bereitwilligkeit der meisten 
andern altgläubigen Stände, die Unlust des Papstes, ein Konzil zu 
berufen, die bedrohliche Haltung Frankreichs, dem sicli der Papst 
immer mehr näherte, die selbst durch sehr weitgehende An- 
erbietungen nicht abwendbare Gefahr eines neuen türkischen An- 
griffs, sowie die Zunahme und wachsende Geschlossenheit des 
Schmalkaldischen Bundes wiesen Karl immer mehr darauf hin, 
im Widerspruch mit dem Augsburger Abschied den Evangelischen 
(einstweilige) Zugeständnisse zu machen. Juli 1531 gab er dem 
Fiskal die (geheime und zunächst auch nicht vollzogene) Weisung, 
bis zum nächsten Reichstag mit Prozessen wegen Herausgabe 
eingezogener Kirchengüter und Wiederherstellung der bischöf- 
lichen Gewalt einzuhalten. Nach längeren Verhandlungen kam 
es 3. August \:>:V2 zum „ N ü r n b e r g e r A n s t a n d" (R e 1 i g i o n s- 
frieden). Ein kaiserliches Mandat bestimmte, dass 
bis zu einem „gemeinen freien christlichen" Konzil 
bezw. zum nächsten Reichstage keiner den andern 
des Glaubens oder anderer Ursachen wegen „befehden, 
bekriegen, berauben, fangen, überziehen und be- 
lagern" d ü r f e. Auf die Krstreckung dieser Friedenszusicherung 
auf zukünftige Evangelische hatten die evangelischen Stände, der 
Ansicht Luthers entsprechend, aber zu grossem Aerger Hessens, 
zum Teil unter Einwirkung des unmittelbar bevorstehenden 
Türkenangriffs, schliesslich verzichtet. In einer vom Regensburger 
Reichstage ebenfalls nicht in den Abschied aufgenommenen 
Klausel sicherte Karl „Sachsen und seinen Zugewandten" zu, 
dass niemand „in Sachen den Glauben belangend" prozessiert 
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werden sollte; jedoch überwies er für die einzelnen Fälle die 
Entscheidung, ob es sich um eine Religionssache handle, dem 
Reichskammergericht (Anfang 1533), und dieses Hess solchen 
Prozessen, ohne Rücksicht auf die Rechtsverwahrung der Schmal- 
kaldener (Anfang 1534), ihren Lauf. Karl war von der katho- 
lischen Mehrheit des Regensburger Reichstags die Verpflichtung 
auferlegt worden, dafür zu sorgen, dass ein Konzil innerhalb 
sechs Monaten einberufen werde und binnen Jahresfrist zu- 
sammentrete. 

Türkenkrieg. So Ii man, der einen Angriff auf das Reich 
plante, war Juli 1532 in Ungarn erschienen, wurde aber drei 
Wochen lang durch die heldenmütige Verteidigung der Feste 
Grüns aufgehalten. Als Karl nach langem Zögern mit nicht 
ganz 80000 Mann (worunter 41000 Mann Reichstruppen) von 
Regensburg aus donauabwärts zog, wagte Soliman keine 
Hauptschlacht und zog zunächst gegen Graz, dann über 
Ungarn heim. Auf einen Einmarsch in Ungarn und gegen 
Zäpolya verzichtete Karl, zum Teil wegen der geringen Neigung 
Bayerns und der evangelischen Stände, sich für Ferdinand zu 
bemühen. Karl verliess nach Beendigung des Türkenkrieges 
November 1532 Deutschland. Juli 1533 schloss Soliman mit 
Ferdinand Frieden. 

Die Carolina, „die peinliche Halsgerichtsordnung Karls V.", die 1532 
Reichsgesetz wurde, beruhte anf viermaliger Revision der Bamberger Hals- 
gerichtsordnung von 1507. Durch die „salvatorische Klausel" (wonach den 
„alten wohlhergebrachten und billichen Gebreuchen nichts benommen" sein 
sollte) wurde dieses Reichsgesetz den partikulären Gewalten annehmbar gemacht. 
Jahrhundertelang hat die Carolina das deutsche Strafrecht und den Strafprozess 
beherrscht. Sie war vor allem eine Strafprozessordnung mit Ein- 
schiebung von (nicht vollständigen) Bestimmungen über das Straf- 
recht. Das Urteil zu finden war nach ihr ausschliesslich Sache rechts- 
gelehrter Richter, eine Art oberste Instanz bildete die Aktenverseudung 
an juristische Fakultäten. Das Verfahren war durchaus schriftlich, 
der Prozess inquisitorisch. Der Beweis wurde erbracht entweder durch 
die Aussage zweier tauglicher, unverdächtiger Zeugen oder durch das Ge- 
ständnis des Angeklagten. Genügend festgestellte Indicien hatten nur die 
Bedeutung, die Anwendung der Folter zu begründen. Als die Folter, zuerst 
von Friedrich d. Gr. 1740, aufgehoben war, kam es nach und nach dazu, dass 
auch Indicien zu voller gesetzlicher Strafe führen konnten. Der Strafvollzug 
war durchaus Sache des Staats. Die „endliche Rechtsthätigung" schuf einen 
Schein des alten öffentlichen und mündlichen Prozesses (die Armesünderglocke 
davon ein üeberrest). 
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Kapitel VII. 

Die Zeit von 1533^7. 

§ 24. Erfolge der Reformation in Württemberg und im Norden. 
Wiedertäufer in Münster. Karl V. nnd die Schmalkaldener bis 1539. 

Als Clemens 177., der von einem Konzil schwere Nachteile für 
die Kurie und seine Person fürchtete, endlich Karls Verlangen 
nachgab, stellte er die für die Protestanten unannehmbare Be- 
dingung, dass sie sich unbedingt dessen Entscheidungen unter- 
werfen sollten. Der an die Schmalkaldener gesandte Nuntius er- 
hielt Mitte eine ablehnende Antwort. Die Reformation ge- 
wann in Deutschland immer mehr an Boden, in Südwestdeutsch- 
land durch die von Philipp von Hessen längst erstrebte, 1534 
ausgeführte Rückführung Ulrichs in sein Herzogtum 
Württemberg. Erleichtert wurde diese dadurch, dass das 
Widerstreben auch der Kurpfalz, Kurmainz' und Bayerns dm 
Habsburgern es tinmöglich machte, dm Anfang 1534 ablaufen- 
den Schwäbischen Bund zu erneuern. Das Geld für den rasch 
verlaufenden Feldzug hatte Frankreich teils als Subsidien, 
teils als Vorschuss geliefert, nicht ohne eine gewisse Billigung 
Clemens' VII., der seine Nichte Katharina mit dem Zweitältesten 
Sohne Franz I. vermählt hatte und in Marseille Herbst 1533 
mit Franz zusammenkam. Einen territorialen Verlust brachte 
der Reformation die Niederwerfung des etwa b U Jahre 
von der gewaltsamen chiliastisch-kommunistischen 
Richtung des Wiedertäufertums beherrschten Mün- 
ster i. W. (Juni 1535). Obwohl auch hessische Truppen bei der 
Einschliessung der Stadt mitgewirkt hatten, wurde in ihr doch 
mit dem früheren aristokratischen Regiment auch die Herrschaft 
der alten Kirche wieder aufgerichtet. Dagegen scheiterte 
der üb erkühne Y er such, den nach einem demokratischen 
Umschwung Lübeck 1534/35 unter Führung Wullen wev er s, 
von Rostock, Wismar, Stralsund unterstützt, machte, die däni- 
schen Thron wirren zurWiederaufrichtungderHandels- 
h er r schalt der Hansa in den skandinavischen Ländern aus- 
zunützen, unter Umständen, die für Dänemark (und im An- 
schluss daran auch für Norwegen) die Durchführung der 
Reformation zur Folge hatten, in Schweden hatte sie schon 
früher begonnen, wurde aber langsamer durchgeführt. 

Ulrichs Wiedereinsetzung. Ulrich hatte die Stimmung der niederen 
und mittleren .Stände für sich , die der neuen Lehre auch schon vielfach 
zuneigten. Der österreichische Statthalter l'ialzgraf Philipp erhielt von 
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Ferdinand keine Hilfe, und als Karls Aufforderung, den Krieg fort- 
zusetzen, aus Spanien eintraf, war bereits nicht nur infolge der Schlacht 
bei Lauffen (13. Mai 1534) das Land ganz in den Händen Ulrichs, sondern 
auch durch Verraittelung Kursachsens der Friede von Kaaden 
(29. Juni) geschlossen. Die österreichische Afterlehnschaft, die er festsetzte, 
wurde 1599 aufgehoben, so dass Württemberg auch formell die Reichsunmittel- 
barkeit wiedererhielt. Der Nürnberger Anstand wurde in Kaaden bestätigt, 
während Sachsen, Hessen und ihre fürstlichen „Mitverwandten" Ferdinand 
zunächst provisorisch als römischen König anerkannten (endgültig Oktober 1535), 
wogegen Ferdinand den im Nürnberger Anstand genannten Ständen einjährigen 
Stillstand der schon anhängigen frozesse zusagte. Entsprechend einer die 
„Sakramentierer" abschliessenden Bestimmung des Kaadener Vertrages wurde 
in Württemberg die Reformation mit wesentlich lutherischer lAhre durchgeführt, 
aber mit ziemlich zunngli' schein Gottesdienst (nach Strassburger Muster). 

Die Wiedertäufer in Münster. Wie in andern westfälischen Städten, 
war auch in der Bischofsstadt Münster im Zusammenhang mit erfolgreichem 
Ankämpfen der Zünfte gegen den Rat Mitte J532 die neue Lehre durch- 
gedrungen und zwar in zwingli'scher Richtung. Aber bald errangen aus 
den Niederlanden eindringende wiedertäuferische Elemente die 
Oberhand. Anfang 1534 kam der „Apostel", Schneider Bockelson aus Leyden, 
dann der „Prophet" selbst, Jan Mathys aus Harlem, Bäcker, und der einheimische 
Tuchmacher Bernd Knipperdolling wurde erster Bürgermeister. Wer der 
Wiedertaufe sich nicht unterzog, musste auswandern. Gütergemeinschaft 
wurde Ende Februar eingeführt und nach wenigen Monaten Vielweiberei 
geboten. An Stelle des bei einem Ausfall in tapferem Kampfe gefallenen 
Mathys wurde Bockelson Prophet des „neuen Jerusalem", in das 
niederländisches Proletariat massenhaft herbeiströmte, und Anfang September 
unter Abschaffung der zwölf Aeltesten „König Johann der Gerechte 
in dem Stuhl Davids", Knipperdolling Statthalter. Der König schuf sich eine 
berittene Leibgarde und lebte in der seit Ende Februar 1534 vom Bischof 
belagerten Stadt in Saus und Braus. Nachdem ein Sturm abgeschlagen war, 
wurde die Stadt vou September an cerniert, unterstützt wurde der Bischof 
vom Erzbischof von Köln, dem Herzog von Cleve, Philipp von Hessen, vom 
oberrheinischen und westfälischen Kreise mit Truppen, von Johann Friedrich 
von Sachsen (1532— 54) mit Geld. Ihre Einnahme wurde durch Verrat 
ermöglicht (25. Juni 1535). Johann und Knipperdolling wurden erst An- 
fang 1536 unter entsetzlichen Martern hingerichtet. Wiedertäuferische Auf- 
stände waren gleichzeitig in den Niederlanden erfolgt. Die besonneneren und 
moralisch gesunden Elemente des Wiedertäufertums fasste der Friese Menno 
Simons (f 1559) zu Gemeinden zusammen, die friedlich ein praktisches, 
aber weltflüchtiges Christentum mit Verwerfung des Kriegsdienstes, des Eids 
und der Bekleidung von Aemtern übten (Mennoniten) . 

Die Reformation in Skandinavien. Wullen wever. Die Kalmarische 
Union wurde 1448 zum erstenmale in Frage gestellt, da Karl Knudson (Karl Vlll. 
bis 1470) sich als König von Schweden wiederholt gegen Christian I. be- 
hauptete. Der zweite dänische König aus dem Hause Oldenburg, Hans I. 
(1481 — 1513), herrschte nur wenige Jahre in Schweden (1497—1502). Den 
jüngeren Sten Sture, der wegen seines Streites mit dem Erzbisehof Troll 
vom Papst gebannt war, besiegte Christian II., der in Dänemark Bürger- 
und Bauernschaft als Gegengewicht gegen den hohen Adel und Klerus be- 
günstigte, 1520 und Hess bald nach seiner Krönung eine grosse Anzahl 
Bischöfe, Adelige und Bürger hinrichten („Stockholmer B 1 u t b a d"). Um 
die Macht des hohen Klerus zu beseitigen und den gewaltigen Grundbesitz 
der Kirche in die Hände des Staates zu bringen, begann Christian in seinen 
Reichen kirchliche Reformen. 
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Im Norden Schwedens < Dalekarlien) erhob sich, von Lübeck, das auch 
seinerseits Dänemark angriff, begünstigt, gegen sein Regiment Gustav Erik- 
son („Wasa", weil eine Garbe im Wappen), Sohn eines der Opfer des Stock- 
holmer Blutbades; er wurde von einem Teil des Adels zum Regenten, und 
als Christian II., Schwager Karls V., angesichts eines Aufstands des 
jütischen Adels und Klerus nach den Niederlanden geflohen war, 
1523 zum Konig ausgerufen. Um durch Einziehung der mehr 
als die Hälfte des urbaren Bodens umfassenden Kirchen- 
güter und durch Unterwerfung der Geistlichkeit unter die 
staatliche Autorität die nötigen Mittel und die nötige Macht zu könig- 
licher Regierung zu erlangen, wandte sich Gustav (bis 1560) den in den 
grösseren Städten schon verbreiteten lutherischen Anschauungen zu. Auf dem 
Reichstag ton West er äs 1527 setzte er durch die Drohung, abzudanken, seine 
Anträge durch, die der Krone Verfügung über den unbeweglichen Besitz der 
Kirche und über die kirchlichen Geldbussen, dem Adel das Recht zusprachen, 
den durch kirchliche Stiftungen seit 1454 verloren gegangenen Besitz wieder 
an sich zu ziehen. Die Bischöfe wurden beibehalten, aber dem landesherrlichen 
Kirchenregiment unterstellt, die Lehre dieser Staatskirche im allgemeinen 
lutherisch gestaltet, aber die alten Zeremonien noch mehr, bezw. länger bei- 
behalten (die Confessio Augustana wurde 1593 als Lehrnonn der schwedischen 
Kirche festgestellt). Mehr die, rücksichtslos Vermehrung des Besitzes und 
Einkommens der Krone erstrebende, Politik Gustavs überhaupt, der u. a. 
allen seitherigen Gemeinbesitz für die Krone einzog, als Widerwille gegen 
die neue Lehre veranlasste Aufstände der Landbevölkerung (besonders in 
Dalekarlien). Neben seinem Hauptbestreben, das Krongut zu vermehren, war 
Gustav auch eifrig bemüht, in Schweden und Finnland eigenes Gewerbe und 
eigenen Handel emporzubringen. 

In Dänemark hatte Friedrich I. (von Holstein-Gottorp), an Stelle seines 
Neffen Christian II. vom Adel und Klerus zum König erhoben, bis 1527 zähen 
Widerstand bei den Städten gefunden. Ein Versuch Christians IL, mit 
Hilfe des hohen Klerus sein Königreich wiederzuerobern , endete 1532 mit 
seiner Gefangennahme in Norwegen (f in Sonderburg 1559). Der in 
Dänemark sich ausbreitenden lutherischen Reformation hatte Friedrich Duldung 
bis zu einem Kouzil verschafft (Reichstag zu Odense 1527) und die Macht 
der Bischöfe und deren Zusammenhang mit Rom zu mindern begonnen. Nach 
Friedrichs (1533) Tode erhoben sich Kopenhagen und Malmö 
zu Gunsten des gefangenen Christian IL, und Wullenwever 
hoffte, der Hansa durch Unterstützung dieser Bewegung 
in Dänemark wieder die Beherrschung des Handels zu ver- 
schaffen; für Christian HL, Sohn Friedrichs L. den der dänische 
Adel, später auch der Klerus zum König erhob, traten ein Albrecht ton 
Preussen, die Fürsten von Lüneburg und Hessen und Gustav Wasa, gegen 
den sich seine Hauptstadt Stockholm erhob. Für Lübeck führte den Krieg 
gegen Christian III. der ebenfalls lutherische Graf Christoph von Oldenburg, 
gegen Wasa Graf Johann von Hoya ( „Grafen fehde u ). Heinrich VIII. unter- 
stützte Lübeck mit Geld. Christian HL zwang Lübeck nach zweimonatlicher 
Blockade zu einem Vertrag, in dem Lübeck Holstein zu räumen und nicht mehr 
anzugreifen sich verpflichtete. Nach einem Sieg des Feldherrn Christians III. 
auf Fünen wurden Februar 1535 Kopenhagen und Malmö eingeschlossen. 
Lübeck unterwarf sich in Abwesenheit Wullenwevers August dem Spruch des 
Reicliskammergerichts, der Wiedereinsetzung des früheren Bürgermeisters und 
der alten Gemeiudeverfassung verfügte, und Februar 1536 erkannte es (im 
Frieden von Hamburg) das Königtum Christians III. an, dem sich Ende Juli 
Kopenhagen ergab. Auf einem Reichstag wurde dem Adel die Bauern- 
schaft zu vollständiger Leibeigenschaft preisgegeben und 
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die Beseitigung der alten Kirche beschlossen. Der Adel erhielt 
einen Teil der Kirchengüter, sowie Patronatsrechte. Ein Drittel der Zehuten 
wurde für das Schulwesen bestimmt. Bugenhagen stellte die neue Kirchen- 
ordnung fest, die im Ritus sehr konservativ war. Der Bisehofstitel wurde bei- 
behalten. In Norwegen und noch mehr in Island widerstrebte die Bevölkerung 
der kirchlichen Aenderung. WuUenwewer wurde 1537 bei Wolfenbüttel auf 
Grund nicht erwiesener Anklagen und nach dem Spruch eines widerrechtlich 
verfahrenden Gerichts enthauptet. 

Der Schmalkaldener Bund und Karl 1535—1539. Zu- 
nahme der Reformation. Den Versuchen einerseits Franz' L, 
andererseits Heinrichs VIII., ein politisches Bündnis gegen 
denKaiserzuschliessen (1535), versagte sich, dem Wunsche 
Philipps zuwider, der seinem ganzen Wesen nach zu einer 
grossen, europäischen Politik nicht geneigte und ge- 
eignete Schmalkaldener Bund. Der Bund wurde De- 
zember 1535 auf weitere 10 Jahre (Februar 1537—1547) 
erneuert und nahm April 1536 weitere Mitglieder 
auf: Pommern, Anhalt-Dessau, Württemberg, Frankfurt, Augs- 
burg, Kempten, Hannover, Hamburg; hiegegen hatte Kursachsen 
mit Rücksicht auf den Nürnberger Frieden und aus Abneigung 
gegen die Vermehrung der nicht streng lutherisch Gesinnten sich 
lange gesträubt. Er Hess die bedrängte Lage des Kaisers, 
dessen Macht überschätzend und seine innere Feindschaft gegen 
die Reformation unterschätzend, unbenützt; statt weitere Zu- 
geständnisse, wie ausdrückliche Ausdehnung des Nürnberger An- 
stands auf die neuen Mitglieder, Duldung des Kults seiner so 
zahlreichen Glaubensgenossen in den katholischen Territorien 
(selbst in Bayern und den österreichischen Erblanden) zu er- 
wirken, begnügte er sich mit der Zusage Karls, dass er durch 
Kanzler Held alle Streitfragen beilegen werde. Der Bund 
lehnte Februar 1537 es ab, das von Paul III. (Mai 1537) 
nach Mantua ausgeschriebene (bei der politischen Weltlage aus- 
sichtslose) Konzil zu beschicken, weil es unter päpstlicher 
Autorität und nicht auf deutschem Boden abgehalten werden 
sollte, und erklärte, dass er die Neueingetretenen, sowie alle vom 
Reichskammergericht wegen Religionssachen Bedrohten schützen 
werde. Held und Ferdinand arbeiteten jetzt, schliesslich mit 
allgemeiner Zustimmung Karls, an einem katholischen Gegen- 
bund, der Juni 1538 in Nürnberg „zum Schutze der Religion u 
mit rein defensivem Charakter zu stände kam, aber nur 
Ferdinand, Albrecht als Erebischof von Magdeburg und Bischof 
von Halberstadt, den Erzbischof von Salzburg, die Herzoge Georg 
von Sachsen, Erich den Aelteren und Heinrich den Jüngeren von 
Braunschweig umfasste. Die katholische Kirche Deutschlands war 
durch Abneigung der Bevölkerung, Verwaisung vieler Pfründen 
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und Klöster zerrüttet und der hohe Klerus zumeist mutlos und 
egoistisch. Wünschen und Bestrebungen, Reformen durchzuführen 
und als notwendig erachtete Zugeständnisse zu machen (wie 
Priesterehe, Laienkelch), versagte sich zudem die Kurie. Dem 
Schmalkaldener Bunde war 1537 Christian III. von 
Dänemark beigetreten. Die Schmalkaldener hielten den 
Nürnberger Bund lange für offensiv, wie sie auch glaubten, dass 
Franz sich wirklich zu ihrer Bekämpfung verpflichtet habe. 
Karl hatte zum Türkenkriege ihren Beistand nötig; 
er gab dem Erzbischof von Lund unbestimmte Vollmacht zu 
Unterhandlungen, anfangs ohne Wissen, später zu grosser Ent- 
rüstung der Nürnberger Verbündeten. Die Protestanten verlangten 
anfangs dauernden Frieden (auch Prozessfrieden) bis zur völligen 
Ausgleichung der Glaubensstreitigkeiten, sowie für jeden Reichs- 
stand das Recht, die Reformation einzufühlen, für evangelische 
Unterthanen altgläubiger Territorien das Recht, auszuwandern 
oder Duldung ; sie begnügten sich aber mit dem Frankfurter 
Anstand (11). April 1539), der den Nürnberger Anstand 
für alle jetzigen Anhänger der Confessio Augustana 
bis zum nächsten Reichstag erneuerte und diesen 
für sechs Monate Suspension aller beim Kammergericht schwebenden 
Prozesse gewährte, aber Aufnahme neuer Mitglieder und Vor- 
gehen gegen Geistliche der alten Kirche untersagte. Karl rati- 
fizierte diesen Verlrag nie; die Kurie zeigte sich über ihn sehr 
erbittert, obwohl die Schmalkaldener, unter sich ziemlich un- 
einig, mit ihm einen schweren Fehler begangen hatten. 

Die Reformation gewann 1539 nach dem Tode Georg 
des Bärtigen das Herzogtum Sachsen, wo sie dessen Bruder 
Heinrich, seither Herr von Freiberg, der ihm (wider seinen 
Willen) nachfolgte, rasch durchführte. Heinrich trat nun auch 
mit dem Herzogtum dem Schmalkaldener Bunde bei (sein 
Sohn Moritz trat 1542 aus). In Kur branden bürg führte 
Joachim II. (1535—1571), Schwiegersohn Georgs, 1539 und 40 
eine neue Kirchenordnung ein, die mit lutherischer Lehre 
katholisierenden Ritus und eine Zeitlang Erhaltung der Landes- 
bischöfe verband. Dem Schmalkaldener Bunde trat 
Joachim, der für seine Kirchenordnung einstweilige kaiser- 
liche Billigung erwirkte, nie bei. In Halberstadt und Halle 
konnte Albrecht von Mainz den Sieg der Reformation (1541) 
nicht verhindern. — Der junge Herzog Wilhelm von Cleve- 
Jülich (1539 — 92) neigte immer mehr dazu, seine Lande, in 
denen die neue Lehre schon einigen Boden gefunden hatte, der 
Reformation zuzuführen. Er übernahm nach dem Tode Karls 
von Geldern (1538) dessen Land, das Karl V. für sich in 
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Anspruch nahm, und schloss Mitte 1540 ein Schutz- und Trutz- 
bündnis mit Frankreich. 

§ 25. Karls V. Zug gegen Tunis, dritter Krieg mit Franz I., 

Tiirkenkrieg. 

Karl gewann an Waffenruhm und persönlichem Ansehen durch 
die von ihm selbst geleitete, von Portugal und vom Papst Paul III. 
(Farnese: seit Oktober 1534) mit Schiffen unterstützte Expe- 
dition gegen Tunis, das der griechische Renegat Kheir-ed- 
Din Barbarossa, als Nachfolger seines Bruders Aroudj Herr 
von Algier, seit 1518 Lehnsmann, seit 1532 Admiral des os- 
manischen Sultans, 1533 erobert hatte. Karl nahm Goletta 
und einen Monat später Tunis, wo er den früheren islamitischen 
Herrscher wieder einsetzte (1535). Aber Barbarossa ent- 
kam nach Algier, von wo er sehr bald seine Raubzüge nach 
spanischem Gebiet wieder aufnahm. 

Trotz seiner engen Beziehungen mit dem Sultan (1535 
Handelsverträge, Kapitulationen) hatte Franz diese Expedition 
zu einem Angriff auf Karl nicht benützt. Nach dem Tode Franz 
Sforza's (November 1535) weigerte sich Karl, Franz' zweiten 
Sohn mit Mailand zu belehnen. Franz begann den Krieg 1536 
durch Besetzung Piemonts, auf das er ihm vererbte Ansprüche 
seiner verstorbenen Mutter geltend machte. Er war jetzt offen 
mit Soliman verbündet und es kam zu gemeinsamen Operationen. 
Dies nötigte Paul III. (Farnese) trotz inneren Widerstrebens 
immer mehr dazu, Karl zu begünstigen. Nach dem Scheitern 
zweier Invasionen in Frankreich, einer im Norden, der andern 
im Süden, und einem Einfall der Franzosen in Artois kam durch 
persönliche Vermittelung Pauls III. Juni 1538 ein zehnjähriger 
Waffenstillstand in Nizza auf Grundlage des status 
quo zu stände; von Piemont blieben 8 /s in Händen Frankreichs, 
l /s behielt Karl. Karl und Franz kamen Mitte Juli in Aigues- 
MorUs zusammen, aber die Zusagen, die Franz hier dem Kaiser 
in betreff gemeinsamen Vorgehens gegen die „Abgewichenen" 
und die Türken machte, wurden von Karl nach Wert und Trag- 
weite übertrieben dargestellt. Karl konnte 1540 durch Frank- 
reich reisen, um das aufständische Gent zu züchtigen; aber er 
belehnte Oktober 1540 seinen Sohn Philipp mit Mailand. 

Spanien hatte sich seit 1505—10 verschiedener Küstenpnnkte von Oran 
bis Tripolis bemächtigt, aber seit 1516 folgten Verluste auf Verluste. Barba- 
rossa suchte von 1530 an wiederholt spanisches Küstengebiet furchtbar heim. 
Goletta blieb spanisch, Tunis von Spanien abhängig bis 1574. — Der Kaiser 
und Venedig wurden seit 1537 zur See von Soliman und Barba- 
rossa bekriegt, Apulien schwer verwüstet, ein Heer Ferdinands 



Digitized by Google 



— (38 — 



Ende 1537 von einem türkischen b e i E s s e k schwer geschlagen. Dagegen 
schloss Johann Zapolya mit Ferdinand 1538 ein Abkommen dahin, dass Fer- 
dinand naeh Johanns Tode ganz Ungarn zufallen sollte. Auch nach dem 
Waffenstillstand von Nizza ging mit den Türken der Kampf weiter, dem sich 
Paul III. ansohloss. Venedig dagegen schloss 1539 Frieden; es trat die von 
den Türken eroberten Kykladen uud seine letzten Besitzungen auf Morea ab. 
Nachdem Ziipolya Mitte 1546 mit Hinterlassung eines Säuglings Sigismund 
gestorben war, zeigte sich Soliman bereit, diesen als König von Ungarn an- 
zuerkennen, und bereitete einen grossen Kriegszug vor. 

§ 26. Niedergang des Schmalkaldener Bandes nnd Karls V. 

vierter Krieg mit Frankreich. 

Kurzsichtigkeit und Glaube an friedliche Gesinnung Karls 
hielt die Mehrheit der Schmalkaldener ab, den Vorteil, den neu 
sich regende Feindseligkeit zwischen Franz und Karl ihnen dar- 
bot, zu benutzen. Die Ehe Heinrichs VIII. mit Anna von Cleve 
(Ende 1539), die Heinrich bald wieder auflöste, entfremdete 
ihnen England nur noch mehr. Verhängnisvoll für den Bund 
und den deutschen Protestantismus wurde die Nebenehe, die 
PhilippvonHessen,der militärisch und diplomatisch fähigste 
und entschlossenste unter den evangelischen Fürsten, März 1540 
mit Zustimmung Bucers, schliesslich auch Luthers und Melan- 
chthons einging. Bigamie war in der Carolina mit schwerer 
Todesstrafe belegt. Den Rückhalt, den Philipp gegen ein 
etwaiges darauf begründetes Vorgehen des Kaisers brauchte, 
versagte ihm der Kursachse. 

Religionsgespräche. Philipps Geheimvertrag mit Karl. 
Einer Bestimmung des Frankfurter Anstands gemäss fanden, 
mit verklausulierter Genehmigung der Kurie und bald in An- 
wesenheit päpstlicher Legaten, zur Erzielung einer „Concordia" 
Religionsgespräche statt: 1540 in Ilagenau, Anfang 1541 in 
Worms, April bis Juli 1541 auf dem Reichstag in Regensburg 
(päpstlicher Legat Contarini — Karl anwesend). Ueber manche 
Fragen, insbesondere die der Rechtfertigung, wurde eine Einigung 
erzielt, aber die der lutherischen Auffassung ziemlich nahekom- 
mende Formel wurde von der Kurie verworfen, von Kursachsen 
nur bedingt angenommen, und über andere Fragen, wie die 
Transsubstantiation konnten sich auch die Kollokutoren nicht 
einigen. Der Reichsabschied verfügte, dass die Protestanten 
bei den vereinbarten Artikeln bis zu einem, auf deutschem 
Boden abzuhaltenden, allgemeinen oder nationalen Konzil, läng- 
stens aber l 1 ^ Jahre lang bis zu einem neuen Reichstag be- 
harren, die katholischen Prälaten aber einstweilen die Reform 
des Klerus betreiben sollen. Bis jetzt anhängige Religions- 
prozesse und erlassene Achtserklärungen (über Goslar und Minden) 



Digitized by Google 



- 69 — 



sollten bis zum Konzil suspendiert sein. Um die unentbehrliche 
Türkenhilfe zu erhalten, gewährte Karl den Evangelischen in 
einer geheimen Deklaration Schutz auch ihres kirchlichen Be- 
sitzes. Billigung der Unterhaltung von Kirchen und Schulen 
aus geistlichen Gütern, Zulassung protestantischer Beisitzer am 
Reichskammergericht, trat aber zugleich der katholischen Liga 
bei. Philipp hatte 11. Juni in einem geheimen Vertrag sich 
Karl gegenüber verpflichtet, mit Cleve, Frankreich 
und England kein Bündnis zu schliessen, sowie deren 
Aufnahme in den Schmalkaldener Bund, der damals 
Kursachsen geneigt gewesen wäre, zu hintertreiben; da- 
gegen erhielt er vom Kaiser eine allgemeine Amnestie zuge- 
sichert. In den Vertrag war Philipps Schwiegersohn, der junge 
Moritz von Sachsen (Herzog seit August 1541), mit einbezogen. 
Cleve nicht zu unterstützen, verpflichtete sich bald darauf auch 
Joachim II. von Brandenburg. 

Weitere Erfolge und Aussichten der Reformation. In 
Rücksicht auf die notwendige Türkenhilfe gestand König Ferdinand 
auf dem Reichstag in Spei er Anfang 1542 den Protestanten 
fünfjährige Erstreckung des in Regensburg gewährleisteten 
Friedensstands und Aufschubs der Religionsprozesse 
zu. Johann Friedrich von Sachsen begann jetzt auch mit der 
Säkularisation in Wirklichkeit nicht „landsässiger" Stifter, indem 
er in dem unter Kursachsens Schutz stehenden Bistum Naum- 
burg Amsdorf als Bischof einsetzte und durch Luther weihen 
Hess, die weltliche Regierung aber selbst tibernahm. Ueber eine 
Teilung des Bistums Meissen verständigte er sich, nach beider- 
seitigen Rüstungen, mit seinem albertinischen Vetter Moritz; 
dieser bereitete den Erwerb des Bistums Merseburg vor (der 
1545 erfolgte). Eine grosse Aussicht bot sich dem Prote- 
stantismus im Erzbistum Köln dar, dessen Inhaber, der 
betagte Hermann von Wied, nach Reformen im Sinne der 
Konzilien und des Erasmus, im Einverständnis mit seinen Land- 
ständen und unter Anlehnung an den Speirer Beschluss von 
1542 begann, unter Mitwirkung Bucers und Melanchthons eine 
in der Lehre durchaus evangelische Kirchen Ordnung 
zu schaffen. Der Herzog Wilhelm von Cleve war, schon 
um einen Rückhalt gegen den Kaiser zu finden, bereit, den- 
selben Weg zu gehen; auch der Bischof von Münster, Minden, 
Osnabrück hatte Lust, im Fall des Gelingens dem Kölner nach- 
zufolgen. Die Schmalkaldener verdrängten Mitte 1542 
den Herzog Heinrich von Braunschweig, weil er u. a. 
die vom Kaiser ausser Kraft gesetzte Acht an Goslar zu voll- 
ziehen sich anschickte, unter schweren Ausschreitungen ihrer 
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Söldner aus seinem Lande und führten hier gewaltsam die 
Reformation ein. 

Expedition Karls gegen Algier. Vierter Krieg mit 
Franz I. Türkenkrieg. Karl war zunächst ganz durch die 
äussere Politik in Anspruch genommen. Die von ihm geleitete 
Expedition gegen Algier, wo als Statthalter Barbarossas Hassan- 
Aga schaltete, endete Oktober 1541 mit verlustreichem Rück- 
züge. Soliman richtete, zum viertenmale selbst in Ungarn 
erschienen, Sommer 1541 den nicht von Ferdinand be- 
setzten Teil Ungarns als türkisches Paschalik mit 
der Hauptstadt Buda ein; dem jungen Zäpolya verblieb Sieben- 
bürgen. Ein von Joachim von Brandenburg geleiteter Reichs- 
krieg endete ruhmlos mit vergeblicher Belagerung Pesths 
(September 1542). 1543 eroberte Soliman Gran. In dem von 
ihm begonnenen vierten Kriege mit Karl (1542— 44) war 
Franz mit Cleve und der Türkei verbündet. Karl 
warf mit einem zum Teil italienisch-spanischen Heer Wilhelm 
von Cleve, dem der Eintritt in den Schmalkaldener Bund ver- 
sagt worden war und Frankreich keine Hilfe brachte, Sommer 1543 
rasch nieder. Er musste Geldern und Zütphen an Karl 
abtreten und die katholische Religion in seinen Landen wieder- 
herstellen. Aber die Franzosen eroberten Luxemburg, sowie mit 
Hilfe der türkischen Flotte, die dann in Toulon überwinterte, 
Nizza. April 1544 siegten sie in Oberitalien bei Cerisole. Auf 
dem Reichstag zu Speier erlangte Karl durch Zu- 
geständnisse an die Protestanten, die kaum noch 
den katholischen Standpunkt wahrten und eine feier- 
liche Verwahrung Pauls III. veranlassten, („gemeines, christ- 
liches, freies Konzil deutscher Nation" und einstweilige Regelung 
durch eine Nationalversammlung, mindestens bis zu einem solchen 
Provisorium allgemeiner Landfriede, Anerkennung aller von den 
Evangelischen 1532—1541 vollzogenen Rechts- und Besitz Ver- 
änderungen, Zulassung protestantischer Beisitzer beim Kammer- 
gericht) sehr ansehnliche Reichshilfe auch gegen 
Frankreich. Heinrich VIII., seit 1542 Karls Bundesgenosse, 
beschränkte sich auf die Belagerung Boulognes, das er September 
einnahm (1550 an Frankreich zurückgegeben). Karl drang bis 
Thierry vor, bog aber, durch Mangel an Geld und Lebensmitteln 
schwer bedrängt und durch ein französisches Heer im Rücken 
bedroht, nach Sohsons aus und schloss, da die Engländer nicht 
kamen, IS. September 1544 den Frieden von Crespy. Im 
allgemeinen wurde der Besitzstand der Vertrags von Nizza fest- 
gesetzt. Der zweite Sohn Franz' I. sollte eine Tochter entweder 
Karls mit den Niederlanden oder Ferdinands mit Mailand er- 
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halten und dann der Savoyer Piemont wieder bekommen. Ein 
geheimer Artikel verpflichtete Franz mindestens dazu, die deutschen 
„Abgewichenen" nicht zu unterstützen, 

§ 27. Schmalkaldener Krieg. 

Vorbereitung des Kriegs. Karl war entschlossen, Kölns 
U ebertritt zu verhindern und den Schmalkaldener Bund, das 
Bollwerk des deutschen Protestantismus und zugleich ein Haupt- 
hindernis seiner „monarchischen** Ziele, zu vernichten. Zwar 
setzte er die Ausgleichsversuche fort (auf den Reichstagen in 
Worms Januar bis Mai 1545 und in Regensburg Januar bis 
Juni 1546, wo noch ein Religionsgespräch stattfand, obgleich 
die Protestanten schon in Worms sich geweigert hatten, das 
Konzil in Trient zu beschicken, das dann 13. Dezember 1545 
eröflnet wurde) und beruhigte durch friedliche Beteuerungen die 
Schmalkaldener, bereitete aber bedächtig den Krieg vor. No- 
vember 1545 wurde mit Soliman ein 18monatlicher Waffenstill- 
stand mit Tributzahlung abgeschlossen; der Tod des Herzogs 
von Orleans (September 1545) hatte Karl freie Verfügung über 
Mailand verschafft und Frankreich einen Rechtstitel für Feind- 
seligkeiten entzogen. In Regensburg schloss er unter Beiziehung 
Ferdinands 7. Juni 1546 mit Wilhelm IV. von Bayern 
einen Vertrag ab, in dem Bayern gegen die Verheiratung 
Albrechts (V.) mit Anna, Tochter Ferdinands, gegen Zusage des 
Rückerwerbs verlorener Gebiete (Pfalz-Neuburg s. S. 17) und be- 
dingte Aussicht auf die pfälzische Kur und die Gebiete der älteren 
wittelsbachischen Linie sich zur Unterstützung mit Geschütz und 
Lebensmitteln verpflichtete. (Mit dieser Heirat war eine, bald 
durch ein geheimes Testamentskodizill Ferdinands bedeutend ge- 
minderte Aussicht auf Ererbung der österreichisch-ungarischen 
Lande verknüpft.) Hiedurch gewann Karl eine sichere Operations- 
basis: wenn Bayern möglichst lange die Maske der 
Neutralität trug, insbesondere mit dem Landgrafen Philipp 
regen diplomatischen Verkehr unterhielt, so zog Karl thatsäch- 
lich auch daraus Nutzen. 7. — 26. Juni wurde der Vertrag mit 
Paul III. fertig, der ansehnliche Truppen- und Geldhilfe (mittel- 
bar auch durch hohe Besteuerung der spanischen Kirche und 
Verkauf spanischer Klostergüter) zusagte. Karl gewann auch 
protestantische Fürsten, die sich betreffs der Religion 
durch mündliche Zusicherungen beruhigen Hessen: Erich II. 
von Braunschweig, die Markgrafen Albrecht Alci- 
biades von Kulmbach-Baireuth und Hans vonKüstrin; 
vor allem aber (19. bis 20. Juni) Moritz von Sachsen durch 
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Zusicherung der Schutzherrschaft über Magdeburg und Halber- 
stadt, sowie Aussicht auf Kur und Lande Johann Friedrichs. 
Joachim von Brandenburg und der seit kurzem offen zum evan- 
gelischen Bekenntnis übergetretene Kurfürst Friedrich von der 
Pfalz blieben neutral. 

Karl suchte den Krieg als politischen hinzu- 
stellen (Weigerung Philipps, Heinrich von Braunschweig frei- 
zugeben, der bei einem Versuche, sein Land wiederzuerobern, 
1545 in Philipps Gefangenschaft geraten war), dagegen er- 
klärte der Papst sehr bald öffentlich den Krieg als 
zur Ausrottung der Häresien bestimmt. Versuche 
Karls, Philipp und Johann Friedrich zu isolieren und so den 
Bund zu sprengen, misslangen, jedoch entzogen sich Christian III. 
von Dänemark und die niedersächsischen Städte ihrer Bundes- 
pflicht. 

Der Sehmalkaldener Krieg. Karls Gegner waren früher 
schlagfertig und ihm an Truppenzahl lange Zeit überlegen, aber es 
fehlte ihnen an Zusammenhalt und Entschlossenheit, bald auch an 
Geld. Rücksicht auf die vermeintliche Neutralität Bayerns und 
Ferdinands bewirkte, dass zwei errungene Vorteile von Seiten 
des Heeres der oberdeutschen Städte nicht verfolgt wurden 
(Füssen, Ehrenberger Klause 9. Juli) , sowie dass die vereinigte 
württembergisch-reichsstädtische Streitmacht es versäumte, den 
Kaiser und die italienischen Truppen, ehe sie sich in Landshut 
vereinigten, niederzuwerfen; auch nachdem die 20. Juli vom 
Kaiser als Rebellen geächteten Philipp und Johann Friedrich 
sich mit den oberdeutschen Bundesständen (3. August) vereinigt 
hatten, drang der Vorschlag, rasch gegen München oder Lands- 
hut zu ziehen und Karl zur Schlacht zu nötigen, nicht durch. 
Nach erfolgloser Beschiessung Ingolstadts, das auch von bayeri- 
schem Kriegsvolk verteidigt wurde (31. August bis 3. September), 
zogen die Schmalkaldener ab. Die aus den Niederlanden herbei- 
ziehende Armee vereinigte sich (15. September) mit dem Kaiser, 
worauf Schwaben der Kriegsschauplatz wurde ; die Schmalkaldener 
lagen sechs Wochen lang bei Giengen a. Br. Ende Oktober fiel 
Moritz, von Truppen Ferdinands unterstützt, in Kursachsen ein, 
nachdem ihm die gesamten Territorien zugesichert und die Kur 
übertragen waren. Was der Geldmangel der Sehmalkaldener 
vorbereitete, das vollzog sich einige Zeit nach dieser Nachricht : 
Johann Friedrich und Philipp zogen 23. November 
jeder in sein Land ab. Die süddeutschen Glieder 
gaben hierauf, mit Rücksicht auf das baldige Ablaufen der 
Bundeszeit (mit Invokavit 1547), die Städte auch über ihre Mehr- 
belastung erbittert, die grösseren vor allem durch das Stocken 
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ihres Handels und die „Arrestation" ihrer Waren im spanischen 
Gebiet bestimmt, den Widerstand auf (Ulm unter den ersten, 
Augsburg und Strassburg unter den letzten). W T ie jede Stadt, 
so musste auch Ulrich von Württemberg eine hohe Kontri- 
bution bezahlen (Dezember 1546 bis Januar 1547). Im Kölner 
Erzbistum wurde die begonnene Reformation rückgängig ge- 
macht und Hermann von Wied zum Verzicht genötigt. 
Dagegen war Württemberg und den oberdeutschen Städten zu- 
gesagt worden, „sie bei ihrer habenden Religion zu belassen 
so, wie Herzog Moritz". Auf dies hin berief der vom Kaiser 
auch in territorial-dynastischen Bestrebungen (Mailand, Parma- 
Piacenza) nicht befriedigte Paul III. seine Truppen aus 
Deutschland ab. Andererseits wurde der Kaiser durch die 
absichtlich jedes Zugeständnis an die „Abgewichenen" aus- 
schliessenden Beschlüsse der italienisch-päpstlichen Mehrheit des 
Trienter Konzils, und später durch dessen Verlegung nach 
Bologna (11. März 1547), erbittert. 

Johann Friedrich hatte sein Land rasch wieder erlangt, dar- 
auf die Stifte Magdeburg und Halberstadt und den grössten Teil 
der Lande Moritz' gewonnen, war aber zu einem Zusammengehen 
mit den aufständischen Böhmen infolge beiderseitiger Lässigkeit 
nicht gelangt. Karl, dem sich auch, durch die Aussicht auf 
das Stift Magdeburg gewonnen, Kurfürst Joachim II. an- 
geschlossen hatte, schlug Johann Friedrich bei 
Mühlberg und nahm ihn auf der Lochauer Heide gelangen 
(24. April 1547). Anfangs zum Tode verurteilt, musste er in 
der Wittenberger Kapitulation (19. Mai) auf die Kur und die 
Hauptmasse seiner Gebiete östlich von der Saale zu Gunsten 
des Albertiners Moritz verzichten ; dagegen blieb zu dessen Ent- 
täuschung ein Gebiet mit einem jährlichen Mindestertrag den 
Ernestinern. In kirchlicher Hinsicht verweigerte Johann Friedrich 
standhaft jedes Zugeständnis. Er musste sich verpflichten, stets 
am kaiserlichen Hof zu bleiben. Landgraf Philipp ergab 
sich dem Kaiser in Halle 19. Juni auf Gnade und Ungnade 
und wurde wider sein Erwarten und die Zusagen der Unter- 
händler, der Kurfürsten Joachim und Moritz, aber ohne Wort- 
bruch des Kaisers oder Betrug des jüngeren Anton Granvella, 
durch Alba gefangen gesetzt. 

Auch die niedersächsischen Städte, deren Heer, von kur- 
sächsischen Truppen unterstützt, einem kaiserlichen Heer an 
der Weser eine blutige Niederlage (2;i. Mai) beigebracht hatte, 
unterwarfen sich jetzt, von der Acht bedroht, und zahlten hohe 
Kontributionen. Nur Magdeburg blieb aufrecht und wurde Mitte 
1547 vom Kaiser geächtet. Nach Osten waren Karl und Ferdi- 
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nand durch einen im Juni mit Soliman abgeschlossenen fünf- 
jährigen Waffenstillstand gedeckt ; von Frankreich, dessen König 
Heinrich II. (1547—1559) allerdings Sachsen und Hessen eine 
Geldsumme zugesandt hatte, und von England (Eduard VI. 1547 
bis 1553) war bei der Feindseligkeit der zwei Mächte und den 
in England beginnenden Wirren auch kein Angriff zu erwarten. 
Von dem gespannten Verhältnis zu Paul III. abge- 
sehen, der durch die Ermordung seines Sohnes Pierlulgi und 
die darauf folgende Besetzung Piacenzas mit kaiserlichen Truppen 
noch mehr gereizt wurde, konnte Karl glauben, das deutsche 
Fürstentum niedergedrückt und die alte Kaiserherr- 
lichkeit wiederaufgerichtet zu haben, freilich so, dass 
die deutsche Nation einer wesentlich fremden Universalgewalt 
dienstbar geworden wäre. 



Kapitel VIII. 

Höchste Erfolge und schliessliches Scheitern 
der Kaiserpolitik Karls V. Augsburger 

Religionsfriede. 

§ 28. Karl anf dem Höhepunkt seiner Macht. Passaner Vertrag. 

1547-1552. 

Das Interim. Auf dem „geharnischten Reichstage" in 
Augsburg 1547—1548 setzte Karl allerdings den Plan, nach dem 
Vorbild des früheren Schwäbischen Bundes eine Reichsliga mit 
Bundesrat, stehendem Heer und rasch arbeitendem Bundesgericht 
zu schaffen, trotz grosser Unterwürfigkeit der Fürsten nicht durch ; 
insbesondere widerstrebte Bayern einer solchen Erhöhung der 
Macht des Kaisers und des Hauses Oesterreich; ihm war jetzt 
die Sorge für „die deutsche Libertät" wieder die wichtigste, 
zumal da die Aussicht auf die pfälzische Kur und auf Pfalz- 
Neuburg immer mehr schwand. Dagegen erreichte Karl die Er- 
richtung eines lieichsschatzes und dm „hurgnndischen Vertrag" , 
durch den alle seine niederländischen Besitzungen, auch die 
neuerworbenen (das 1527 säkularisierte Utrecht und Geldern) als 
burgnndische Erblande in den Verband und Schutz des Reiches 
aufgenommen, aber vom Reichskammergericht und der Reichs- 
gesetzgebung eximiert wurden (Juni 1548). Da auch die prote- 
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stantischen Stände sich bereit erklärt hatten, einem auf deut- 
schem Gebiet stattfindenden Konzil sich zu unterwerfen, verlangte 
Karl Rückverlegung des Konzils nach Trient, aber Papst und 
Konzil verweigerten dies; jetzt liess er feierlich in Bologna er- 
klären, dass er alle Beschlüsse des dortigen Konzils als nichtig 
betrachten werde (Januar 1548). Karl entschloss sich, einst- 
weilen den kirchlichen Verhältnissen in Deutschland „Mass zu 
geben", derart, dass durch einige Zugeständnisse an die Ab- 
gewichenen deren endgültige Rückkehr zur allgemeinen Kirche 
vorbereitet würde. 30. Juni 1548 wurde das „Buch Interim", 
an dem besonders der kurbrandenburgische Hofprediger Agricola 
mitgearbeitet hatte, zum Reichsgesetz erklärt, aber nur 
den „Abgewichenen" auferlegt. Die Lehre war in allen 
entscheidenden Punkten die alte, dagegen wurden schon be- 
stehende Priesterehen und schon gereichter Laienkelch einst- 
weilen geduldet. Nur wenige evangelische Stände protestierten 
offen, z. B. Hans von Küstrin und Wolfgang von Zweibrücken ; in 
den süddeutschen Städten, wo dann zugleich den Geschlechtern 
in der Stadtregierung wieder das Uebergewicht verschafft wurde, 
und in Württemberg erzwang des Kaisers Uebermacht die for- 
melle Anerkennung, aber die meisten Geistlichen verwarfen das 
Gesetz, und die Laien entzogen sich meistens dem Interims- 
kultus. Konstanz, das lange die Anerkennung versagte, musste 
„Spanisch lernen", es schlug zwar heldenmütig einen Sturm 
spanischer Truppen ab, aber, auch nach Annahme des Interims 
mit der Acht bedroht, verzichtete es auf seine Reichsfreiheit, 
wurde österreichisch und dann vom neuen Landesherrn wieder 
katholisch gemacht. Moritz hatte in Augsburg unbedingte An- 
nahme verweigert und stellte mit seinen Landständen eine, 
zum Teil von Melanchthon herrührende, der evangelischen 
Lehre in manchem sich mehr nähernde Umarbeitung, das „Leip- 
ziger Interim", Ende 1548 fest. In den meisten norddeutschen 
Territorien, auch in Kurbrandenburg, kam es zu keiner ernst- 
lichen Einführung des Augsburger Interims. Der gefangene Johann 
Friedrich und seine Söhne in Weimar lehnten es ab, vor allem 
aber die meisten norddeutschen Städte, Hamburg, Lübeck, Bremen, 
Braunschweig, Göttingen u. a. Magdeburg wurde der Sammel- 
platz aller entschiedenen evangelischen Theologen 
(„unseres Herrgotts Kanzlei"). Paul III. verstand sich nur spät 
dazu, seinerseits etwas für Eingliederung der dem Interim sich 
unterwerfenden „Abgewichenen" in die alte Kirche zu thun, und 
noch später dazu, das Konzil in Bologna aufzulösen. Julius IV. 
berief dagegen (1550 — 55) das Konzil wieder nach Trient, wo 
es Juni 1551 eröffnet wurde. Anfang 1552 erschienen die welt- 
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liehen Prokuratoren evangelischer Stände : Württembergs, Strass- 
burgs und Kursachsens, in einer Kongregation. 

Fürstenverschwörungr. Karl entfremdete sich durch die 
Gefangenhaltung und harte Behandlung Philipps, durch fort- 
gesetzte Verwendung spanischer Truppen im Reich, die ihrer 
Raubsucht und Ausschweifung vielfach masslos frönten, sowie 
von Fremden im Reichsdienst, was beides gegen seine Kapi- 
tulation verstiess, wie überhaupt durch rücksichtsloses Auftreten 
immer mehr auch die altgläubigen Fürsten, schliesslich auch durch 
hartnäckiges Betreiben der „spanischen Succession" seinen Bruder 
Ferdinand. Karl wollte anfangs seinem Sohn Philipp (geb. 1522) 
auch die unmittelbare Nachfolge in der Kaiserwürde verschaffen ; 
die Zusage, die Ferdinand März 1551 dazu gab, dass ihm Philipp, 
bis dahin Reichsvikar in Italien und römischer König, in der 
Kaiserwürde folgen, und diesem Ferdinands Sohn Max als 
römischer König zur Seite stehen solle, wurde durch den zähen 
Widerstand der Fürsten (auch der drei geistlichen Kurfürsten) 
wirkungslos gemacht. Auch hatte sich Ferdinands Hoffnung, 
Württemberg wieder zu erlangen, nicht erfüllt. Der Kurfürst 
Moritz, der die Stifter Magdeburg und Halberstadt nicht er- 
halten hatte, fühlte sich durch die Behandlung seines Schwieger- 
vaters persönlich gekränkt, durch die Abneigung des grössten 
Teils der Nation , insbesondere auch seiner Unterthanen be- 
droht; das autokratische Gebaren Karls war seinem ebenfalls 
herrschgierigen Wesen und Streben sehr zuwider; während er 
kaiserlichem Auftrag gemäss seit September 1550 Magdeburg 
belagerte, bereitete er umsichtig einen Schlag gegen 
den lange arglosen Kaiser vor. Ein Bündnis, das schon 
Februar 1550 Albrecht von Preussen, Hans von Küstrin, Johann 
Albrecht von Mecklenburg gegen gewaltsame Durchführung des 
Interims geschlossen hatten , schob er , nachdem er die jungen 
Landgrafen von Hessen gewonnen hatte, zur Seite und gewann 
zu einem von ihm geleiteten Bunde den Mecklenburger und an- 
fangs auch den Markgrafen Hans. Seine Verbündeten verpflich- 
teten sich ihm, wenn nötig, gegen die Ernestiner beizustehen. 
Albrecht Alcibiades von Brandenburg-Kulmbach, der 
vor allem Stifter und Reichsstädte zu brandschatzen, günstigen- 
falls zu annektieren gedachte, blieb ein selbständiger 
Bundesgenosse. Magdeburg ergab sich November 1551 
formell auf Gnade und Ungnade, aber insgeheim gestand Moritz 
der Stadt zu, dass er ihr gegenüber nur rein politische Reichs- 
beschliisse durchführen werde, und Hess sich als Burggrafen und 
Schirmherrn anerkennen. Von England war trotz des entschiede- 
nen Protestantismus Eduards VI. keine Hilfe zu erwarten. Da- 
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gegen führte Heinrich IL von Frankreich, welcher der 
alten Kirche weit entschiedener und steter anhing als sein Vater, 
mit Karl seit Mitte 1551 als Bundesgenosse des von Karl und 
Julius III. bekriegten Ottavio Farnese von Parma mittelbar 
Krieg. Von Heinrich erkauften sich nun nach langen 
Verhandlungen die verbündeten Fürsten die nötige 
Geldhilfe zur „Abwerfung des beschwerlichen Jochs der 
viehischen Servitut" und zur Befreiung des Landgrafen, indem 
sie ihm Erwerb der (nichtdeutschsprechenden) Städte Kam- 
merich (Carabrai), Toll (Toul), Metz, Verdun u. a. als 
„Vicarius des heiligen Reichs" zubilligten. Sie versprachen, 
wegen der Religion niemanden zu bekriegen (Vertrag von Cham- 
bord 15. Januar, Frieden walde 14. Februar 1552). Heinrich 
fiel noch vor Mitte März als „vindex libertatis Germaniae" in 
Lothringen ein, besetzte Metz (durch Hinterlist), Toul, Verdun 
(auch Nancy); im Elsass aber war „le voyage d'Austrasie" er- 
gebnislos. Moritz, Albrecht Alcibiades, Johann Albrecht 
und Wilhelm von Hessen vereinigten ihre Streitkräfte 9. April 
in Augsburg. Ferdinand hatte, wie noch mehr seine Schwester 
Maria, den damals ziemlich apathischen Kaiser vergeblich ge- 
warnt; da Soliman infolge der habsburgischen Besetzung Sieben- 
bürgens den Waffenstillstand als gebrochen behandelte und 
Ferdinands ungarische Gebiete angriff, zog Ferdinand seine Be- 
satzungen auch aus Tirol und war bemüht, einen Ausgleich 
durch Vermittelung der neutralen Fürsten zu stände zu bringen. 
Aber ehe der zu diesem Zwecke in Linz mit Moritz verabredete 
Waffenstillstand begann, zog Moritz gegen Tirol und nötigte 
durch Erstürmung der Ehrenb erger Klause (18/19. Mai) 
Karl, von Innsbruck nach Villach zu fliehen. 23. Mai 
zogen die Fürsten in Innsbruck ein. Angesichts des Anmarsches 
des fürstlichen Heeres hatte das Konzil von Trient, dem 
Wunsche des Papstes entsprechend, sich Ende April vertagt. 

Passauer Vertrag:. Karl, dessen finanzielle Lage sich zu 
bessern begann, war jetzt mit der grössten Energie bestrebt, 
gegen die „französischen Conspirationsverwandten" Truppen werben 
zu lassen und Bundesgenossen zu gewinnen. Er gedachte Johann 
Friedrich, der immer noch an seinem Hofe verweilte, zum 
Vollstrecker der über Moritz zu verhängenden Acht zu machen 
und beteiligte sich durch Gesandte an den Passauer Verhand- 
lungen, um sie, wenn möglich, zum Scheitern zu bringen. Da- 
gegen erstrebte Moritz, der seiner seitherigen Bundesgenossen 
bei deren weitgehenden politischen und kirchlichen Zielen nicht 
sicher war oder, wenn er diese unterstützte, die Feindschaft 
der Neutralen zu befürchten hatte, einen Stillstand und die Ge- 
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winnung neuer politischer Bundesgenossen. Ferdinand, dem es 
ernstlich um den Stillstand zu thun war, gewann er durch Aus- 
sicht auf ausgiebige Türkenhilfe. Die teilnehmenden Stände 
(die fünf anderen Kurfürsten, Christoph von Württemberg und 
andere Laienfürsten; persönlich anwesend Ferdinand, Moritz, 
Albrecht von Bayern und drei süddeutsche Bischöfe) einigten sich 
dahin, dass eine nationale Beilegung des kirchlichen Zwiespalts 
versucht werden, unter allen Umständen aber dauernder Religions- 
friede bestehen sollte. Für die Kirchengttter einigte man sich 
auf den Status quo, so dass alle zur Zeit schon vollzogenen 
Säkularisationen unanfechtbar sein sollten. Moritz erwirkte 
die unbedingte Zustimmung nur eines seiner seitherigen Bundes- 
genossen, Wilhelms von Hessen; Albrecht Alcibiades, der einst- 
weilen die Bischöfe von Bamberg und Würzburg , sowie Nürn- 
berg überzogen und zu schweren Kontributionen gezwungen hatte, 
verwarf die Abmachung durchaus. Ebensowenig war Karl (der 
mittlerweile Hans von Küstrin für sich gewonnen hatte) von 
Ferdinand zur unbedingten und endgültigen Annahme zu bewegen. 
Die Feindseligkeiten begannen wieder, Moritz belagerte mit 
Wilhelm, Johann Albrecht und Ottheinrich von Pialz-Neuburg 
Frankfurt. Die andern in Passau vertretenen Stände fügten 
sich (16. Juli) im wesentlichen Karls Vorschlägen, und nun unter- 
schrieben Moritz und Wilhelm auch mit Rücksicht auf die grosse 
Truppenmacht, die Karl zusammengebracht hatte, wie am 
15. August auch Karl. Dieser „Passauer Vertrag" erkannte 
die schon vollzogenen Säkularisationen an, gab 
dein Landgrafen die Freiheit und bestimmte allgemeine 
Amnestie; enthielt aber anstatt des ewigen Landfriedens nur die 
Bestimmung, dass innerhalb sechs Monaten ein Reichs- 
tag sich schlüssig mache, durch welche Art von Versammlung 
der kirchliche Zwiespalt gehoben werden sollte, und dass bis 
dahin gegenseitiger Friede bestehen solle. 

§ 29. Karls V. Ausgang. Augsburger Religionsfriede. 

Karls militärischer und diplomatischer Misserfolg:. Auch 
Moritz betrachtete, wie der Kaiser, diesen Vertrag nicht als für 
die Dauer massgebend. Karls Macht wuchs zunächst wieder in 
Süddeutschland, in Augsburg u. a. Städten stellte er die durch 
Moritz' Erhebung beseitigten Geschlechterräte wieder her. Karl 
schloss mit grosser, von Alba befehligter Macht Ende Oktober 
Metz ein, dessen französische Besetzung auch für seine dynasti- 
schen Interessen beengend war, musste aber Ende d. J. nach 
schweren Verlusten von der vom Herzog von Guise verteidigten 
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Feste abziehen, er selbst ging nach den Niederlanden. 
Uni den Markgrafen, der auch rheinische Bistümer gebrand- 
schatzt hatte, mit seinem ansehnlichen Heer vom französischen 
Bündnis zu sich herüberzuziehen, hatte Karl die von ihm früher 
für nichtig erklärten Verträge, die Albrecht Nürnberg und den 
Bischöfen von Bamberg und Würzburg aufgezwungen hatte, 
für gültig erklärt. Hiedurch, wie durch Wiederaufnahme des 
Plans der Succession Philipps stiess er die neutralen Fürsten 
vor den Kopf, so dass sein anfangs aussichtsreiches Bestreben, 
einen südwestdeutschen Bund — formell zur Verteidigung gegen 
Landfriedensbruch, seiner eigentlichen Absicht nach zur Hilfe 
gegen seine Feinde — zu schaffen, scheiterte. Statt dessen 
schlössen 29. März 1553 die Herzoge von Bayern, Jülich, Würt- 
temberg, die Kurfürsten von Mainz, Trier und der Pfalz auf drei 
Jahre den Heidelberger Bund zur Aufrechterhaltung des 
Passauer Vertrags und Abwendung der Succession Philipps. 
Moritz war noch 1552 gegen die Türken gezogen, hatte aber 
mit Wilhelm von Hessen wieder versucht in ein enges Ver- 
hältnis zu Frankreich zu kommen, dem er sich Anfang 1553 
zu einem AngritF auf die Niederlande bereit erklärte. Er arbeitete 
daneben an einem kursächsisch-fränkisch-österreichischen Bunde, 
zu dessen Hauptmann er schliesslich Ferdinand vorschlug. 

Moritz* Sieg und Fall im Kampf gegen Albrecht Alci- 
biades. Albrecht versuchte mit Waffengewalt Nürnberg und die 
Bischöfe zur Erfüllung der Verträge zu zwingen (die Karl März 1553 
wieder kassierte). Als ein vom Herzog Heinrich von Braunschweig 
gesandtes Heer zu deren Schutz in Franken erschien, zog Albrecht 
eilends nach Braunschweig, Moritz hierauf, auch mit österreichischen 
Reitern, ihm nach. In der Schlacht bei Sievershausen 
siegte Moritz, wurde aber auf den Tod verwundet und 
starb zwei Tage darauf (11. Juli 1553), erst 32 Jahre alt. Sein 
Nachfolger und Bruder August schloss (angesichts der schweren 
Verschuldung des Landes und der Abneigung der Landstände 
gegen die bisherige Kriegspolitik, sowie der feindseligen Stim- 
mung der kurbrandenburgischen Zollern und der Ernestiner) mit 
Albrecht 11. September Frieden und zeigte sich bereit, wie die 
Genossen des Heidelberger Bundes, den Passauer Vertrag zur 
Grundlage einer dauernden Regelung der deutschen Dinge zu 
machen; mit den Ernestinern vertrug er sich im Naumburger 
Vertrag (24. Februar 1554), in dem diese einige weitere Aemter 
erhielten. Albrecht, von Heinrich wiederholt, auch in Franken, 
geschlagen, flüchtete sich Mitte 1554 nach Frankreich. 

Augsburger Religionsfriede. Karl wandte sich, da ihm 
die Mitte 1554 vollzogene Ehe seines Sohnes Philipp mit 
» 
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Maria von England eine neue Aussicht auf Vermehrung der 
Macht seines Hauses und der alten Kirche bot, immer mehr von 
den deutschen Dingen ab. Er bevollmächtigte Ferdinand 
als römischen König, selbständig die Dinge zu regeln. 
Ferdinand und die Mehrzahl der altgläubigen Stände waren im 
allgemeinen geneigt, einen dauernden Frieden zu schatten. Auf 
dem Augsburger Reichstag (seit Februar 1555) setzten 
die Protestanten, nicht ohne längeres Widerstreben des Fürsten- 
rates, zuerst einen ewigen Frieden für die der Con- 
fessio Augustana (ohne Bezeichnung einer bestimmten Re- 
daktion) „verwandten" Reichsstände (und Reichsritter) 
durch, sowie freie Wahl zwischen katholischer Reli- 
gion und der Confessio Augustana („Freistellung") für 
die Reichsstände (und Reichsritter) — später ius refor- 
mandi genannt. Es wurde nämlich festgesetzt, dass kein 
Stand des Reiches von wegen der augsburgischen Konfession 
und derselben Lehr und Glauben mit Krieg überzogen werden 
solle. Das von Kurbrandenburg und Kurpfalz gestellte Verlangen, 
dass für die Unterthanen Gewissens- (nicht Kult-)frei- 
heit in dem beschränkten Umfange der Wahl zwischen Katholi- 
zismus und Confessio Augustana bewilligt werde, drang nicht 
durch. Den andersgläubigen Unterthanen wurde nur das Recht 
des freien Abzugs mit Hab und Gut zugestanden. Hievon blieb 
der burgundische Kreis ausgeschlossen. (Später legten pro- 
testantische Reichsstände den Frieden dahin aus, dass die „Ab- 
schaffung" andersgläubiger Unterthanen nicht zulässig sei.) Die 
altgläubige Mehrheit des Fürstenrats verlangte aber eine Ein- 
schränkung des allgemeinen ius r e f o r m a n d i a u f d i e 
weltlichen Reichsstände; sie wollte der alten Kirche 
die Hochstifter und damit dem Reich seine damalige Verfassung 
wahren. Dieser „geistliche Vorbehalt" (reservatum 
e c c 1 e s i a s t i c u m) wurde auch von Ferdinand aufs entschiedenste 
gefordert; als er drohte, das ganze Friedenswerk zu vertagen, 
gaben schliesslich die protestantischen Stände insoweit nach, 
dass sie der Einfügung eines Satzes zustimmten, wo- 
nach angesichts des Meinungsgegensatzes von „beider Religion 
Stände" der König kraft der ihm vom Kaiser übertragenen Voll- 
macht bestimmte, „dass, wo ein Erzbischof, Bischof, Prälat 
oder ein anderer geistlichen Stands von der alten Religion abtreten 
würde, derselbige sein Erzbistum, Bistum, Prälatur oder andere 
Beneh'zien samt allem Einkommen, jedoch seiner Ehren ohn- 
nachteilig, verlassen solle". Der Protest, den die Stände 
der neuen Religion gegen diese Bestimmung erhoben, 
wurde aber nicht in der Urkunde erwähnt. Ferdinand 
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machte diesen allerdings das Zugeständnis, dass „der Geist- 
lichen eigen Ritterschaft, Stat und Communen", die zur Zeit 
schon länger der „Augsburger Confession Religion" anhängig 
gewesen seien und öffentlichen Gottesdienst und feste Ordnung 
besässen, „von derselbigen ihrer Religion, Glauben, Kirchen- 
gebräuchen und Zerimonien hiefür durch jemand nicht ge- 
drungen, sondern dabei unverge waltigt gelassen werden sollen"; 
aber diese „Ferdinandeische Deklaration" (ursprünglich 
„Assekuration") wurde auch nicht in die Urkunde aufgenommen 
und ebensowenig dem Reichskammergericht mitgeteilt. Da sie 
einen Tag vor dem Abschluss des Religionsfriedens erteilt wurde, 
andererseits dieser eine alle Abweichungen ausschliessende Be- 
stimmung enthielt , konnte schon deshalb ihre Rechtskraft be- 
stritten werden. Eine weitere Einschränkung des ius 
reformandi zu Ungunsten der Protestanten enthielt die Be- 
stimmung, dass „in den Reichsstädten, in welchen bisher beide 
Religionen im Gebrauch gewesen sind, sie bleiben und kein Teil 
des andern Religion abthun solle" (bleibende Folge des Interim). 
In betreff der eingezogenen Kirchengüter wurde bestimmt, 
dass reichsmittelbare, „dero Possession die Geistlichen zur 
Zeit des Passauischen Vertrags (d. h. 2. August 1552) 
oder seithero nit gehabt, in diesen Friedstand mit inbegriffen 
und eingezogen sein". 

Der paritätische Charakter , den das Reich durch diesen 
Religionsfrieden erhielt^ kam auch dadurch zum Ausdruck, dass 
den augsburgischen Konfessionsverwandten die Zulassung zum 
Reichskammergericht gewährleistet wurde. Man verabredete, un- 
beschadet der „unbedingten" und „ewigen" Gültigkeit und 
Unverbrüchlichkeit des Friedens, den Versuch einer Religions- 
vergleichung wieder aufzunehmen. Aber nachdem das Re- 
ligionsgespräch in Worms 1557, schon wegen der dogmatischen 
Uneinigkeit der Protestanten selbst, bald abgebrochen worden 
war, kam man nicht mehr darauf zurück. Die Päpste haben 
den Religionsfrieden, der dem seitherigen Verhältnis zwischen 
Imperium und Sacerdotium und dem universalen Rechtsanspruch 
der katholischen Kirche zuwiderlief, nie formell anerkannt. 

Karls Ausgang. Krieg 1 Spaniens (und Englands) mit 
Frankreich 1556 — 59. Karl war frühzeitig gealtert und schon 
längst schwer leidend, durch den Gang der deutschen Dinge und 
die endgültige Teilung der habsburgischen Besitzungen war sein 
zäh festgehaltenes Ziel einer universalen Herrschaft und der 
Wiederaufrichtung der kirchlichen Einheit gescheitert, jedoch 
war Spanien der mächtigste Staat der christlichen Welt. Seinem 
Sohne Philipp übertrug er Anfang 1555 Neapel , 25.0k- 

Lehrbuch d. Weltgeschichte. Neue Zeit. 6 
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tober 1555 die Niederlande, !"). Januar 1550 die spanische 
Krone; als er September 1550 nach Spanien sich einschiffte, 
liess er durch eine Gesandtschaft den Kurfürsten seine Ab- 
dankung mitteilen. Er hielt sich in San V us te (in Estremadura) 
in der Nähe eines Klosters auf, seinen Solin in der Politik 
fleissig beratend, und starb 21. September 1558. Die mittel- 
alterliche Kaiseiidee, die wieder zu verwirklichen er bestrebt 
gewesen war, hatte mit seinem Rücktritt vollends ihre reale 
Bedeutung verloren. 

Den Krieg mit Frankreich, der im niederländisch- 
französischen Grenzgebiete und in Italien (hier auch zur See 
und auch gegen die türkische Flotte) geführt wurde, brach 
Karl Februar 1556 durch den auf Grundlage des Status quo 
geschlossenen W a f f e n s t i 1 1 s t a n d v o n V a u c e 1 1 e s a b. Aber 
Paul IV. (1555—51) Caraffa), leidenschaftlich auch als Feind 
der Spanier, brachte, hauptsächlich mit Hilfe der Guise, 
Heinrich II. dazu, den Waffenstillstand zu brechen. 
Vom Papst seines Eides entbunden, nahm Heinrich die türkische 
Bundesgenosse n schaft wieder auf. Der spanische Vize- 
könig Alba zog zweimal vor Rom (1550 und 57), Guise richtete 
mit einem französischen Heere gegen das Königreich Neapel 
wenig aus. Spanien und Paul IV. schlössen noch 1557 
Frieden. England beteiligte sich 1557 am Kriege 
gegen Frankreich; 1 (). August 1 557 wurde das französische 
Heer bei St. tyuentin geschlagen, dagegen entriss der nach 
Frankreich zurückgekehrte Guise den Engländern Anfang 1558 
Calais. Trotz des Sieges bei Gravelingen (Juli 1558) zeigte 
sich auch Philipp wegen grosser Geldnot zum Frieden bereit, 
der April 1551) in Cateau Cambresis, für Spanien sehr 
günstig, abgeschlossen wurde. Spanien behielt, was es in 
Händen hatte, Frankreich Calais, auf das die neue, ihres 
Thrones noch nicht sichere, englische Königin Elisabeth gegen 
eine Geldsumme verzichtete (und Metz, Toul und Verdun, für 
deren Wiedergewinnung das Reich nichts that, wenn es auch 
das Verlangen Heinrichs nach Sitz und Stimme im Reichstage 
ablehnte). Der Herzog von Savoyen erhielt Piemont wieder; 
in Italien blieben Frankreich nur vier Festungen und die Mark- 
grafschaft Saluzzo. 

§ 30. Verfassung des Reichs um 1560. Weiterentwickelung 

der Territorialstaaten. 

Der Kaiser, seit Ferdinand I. durch die nun stets in 
Frankfurt vollzogene Wahl „erwählter römischer Kaiser", besass 
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als solcher nirgends mehr die unmittelbare Staatscericaltuny. Seine 
Befugnisse wurden durch die stetig an Inhalt wachsenden Wahl- 
kapitulationen, die der Neugewählte vor der Krönung den 
Kurfürsten zu beschwören hatte, immer mehr eingeschränkt. 
Ausschliesslich kaiserliche Ii echte waren die Vertretung 
des Reichs nach aussen (von Kriegserklärungen und Verträgen 
abgesehen), die Einbringung von Initiativanträgen bei 
dem, mit Zustimmung der Kurfürsten berufenen, Reichstag, 
das Veto gegen alle Reichstagsbeschlüsse, die Sanktion 
und Publikation der Reichsgesetze. Als o b e r s t e r L e h n s h e r r 
belehnte der Kaiser mit den Reichslehen sowohl im Manns- als 
im Herrnfall (s. II. S. 140) und vollzog die Investitur der 
Reichsbischöfe und -Aebte. Dagegen war er bei der 
Wiederverleihung solcher heimgefallenen Reichslehen, die „etwas 
merkliches ertrugen'*, an die Mitwirkung der Kurfürsten ge- 
bunden, wie bei der Verleihung von Zoll-, Stapel- und Münz- 
gerechtigkeiten. Von der Gerichtshoheit war ihm geblieben aus- 
schliessliche Zuständigkeit in Reichslehnsachen, 
in Kriminalklagen gegen Reichsunmittelbare (Land- 
friedensbrüche ausgenommen, wo das Reichskammergericht kon- 
kurrierte), in Streitigkeiten über kaiserliche Privilegien und 
ähnliches. Seit Ferdinand I. war für die kaiserliche Ober- 
gerichtsbarkeit das Organ der Reichshofrat, der dem 
Kaiser zugleich als staatsrechtlicher Beirat diente, imd dessen 
Mitglieder ausschliesslich vom Kaiser und nur auf 
seine Lebenszeit ernannt wurden. Dagegen ernannte 
von den (seit 1550) 25 Gliedern des Reichskammer- 
gerichts (1527— 1697 in Speier, dann in Wetzlar) der Kaiser 
als solcher nur fünf: den Vorsitzenden „Kammerrichter", 
die zwei Senatspräsidenten (aus den Grafen und Herren) und 
noch zwei Beisitzer (zwei weitere als Landesherr). Das Reichs- 
kammergericht war das ordentliche Gericht für Land- 
friedensbrüche; für alle fiskalische Klagen, auch für 
solche wegen der durch Uebertretung kaiserlicher Gebote oder 
der Reichsgesetze verwirkten Strafen; für alle Klagen gegen 
Ii eichsun mittelbare, eigentliche Kriminalsachen und Reichs- 
lehnssachen ausgenommen (gegen Fürsten und Fürstengenossen 
jedoch nur als Berufungsinstanz gegen die „ Austrag "entscheidung) ; 
für Besitzstreitigkeiten zwischen den Unterthanen 
verschiedener Herren; Gericht höchster Instanz in 
Zivilsachen den Landgerichten gegenüber, soweit nicht privi- 
legia de non appellando vorlagen; endlich war es in allen 
Fällen der Rechtsverweigerung zuständig. Sein 
Verfahren und Verhalten zu prüfen und zu regeln und über An- 
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fechtung seiner Urteile („Revisionen", die bis 1654 suspensive 
Wirkung hatten) zu entscheiden, war Aufgabe der jährlichen 
Visitationskommissionen, zu denen in fester Reihenfolge immer 
ein Kurfürst, zwei Fürsten, ein Graf, ein Prälat und eine Reichs- 
stadt berufen wurden. Die Durchführung kammergericht- 
licher Urteile gegen Widerstand, überhaupt die Niederwerfung 
jeder widerrechtlichen G e walt wies dieReichsexekutions- 
ordnung von 1555 den zehn Kreisen zu: die oberste 
Gewalt hatte die Versammlung der Kreisstände (Fürsten, Grafen 
und Herren, Reichsstädte, dagegen die Reichsritter nicht), bezw. 
deren Deputationen und „Bänke", die Leitung der Geschäfte 
der kreisausschreibende Fürst, die Exekutive ein Kreisoberster 
und seine Zugeordneten. Die Exekutionsordnung betraf nur 
diejenigen Stände, die in Landfriedenssachen sich dem Kammer- 
gericht unterwarfen; so war das Reich der Verpflichtung, den 
burgundischen Kreis zu schützen, ledig. 

Zur Gesetzgebung, Erhebung (ausserordent- 
licher) Steuern, Aufbietung von Reichstruppen hatte 
der Kaiser die Zustimmung des Rei chstags nötig. Dieser 
zerfiel in drei Kurien, die der Kurfürsten, die der Fürsten, 
um 1560 etwa 80, wovon 50 geistliche (darunter sechs Aebte), 
und die der Reichsstädte (etwa 66, wovon 55 oberdeutsche, 
unter diesen 32 schwäbische unter Führung Ulms). Die Reichs- 
städte waren „die geringeren Reichsstände", und die zwei andern 
Kurien bestritten ihnen manchmal das „decisive Votum". In 
der Fürstenkurie waren die (trafen und Herren, wie die Prälaten 
(etwas unter 100 bezw. 50) schwach vertreten, mit je einer 
Stimme die schwäbischen, wie die Wetterauer Grafen und die 
Prälaten (seit 1653 je zwei Stimmen). Im XVI. Jahrhundert 
wurde es immer mehr Brauch, dass Kaiser und Fürsten auf den 
Reichstag Vertreter schickten. Seit 1548 bestand ein Reichstags- 
ausschuss, bestehend aus den sechs Kurfürsten und Deputierten 
der zwei andern Kurien, der als Reichsdeputationstag die 
Rechte des Reichstags in dringenden Fällen ausübte bezw. dessen 
Geschäfte weiterführte. Die Kurfürsten übten und wahrten ihre 
Sonderrechte im „Kurfiirstenverein" (Böhmen bis 1708 nicht be- 
teiligt). 

Die einzige ordentliche Reichssteuer bildeten die sog. „Kammer- 
zieler" (seit 1548). Ausserordentliche Reichssteuern , zumeist zu 
Kriegszwecken, wurden immer mehr statt in der Form des „ge- 
meinen Pfennigs" in der einer Matrikularsteiier („Anschlag") auf 
Grund der Wormser Matrikel von 1521 erhoben. Auch die 
Truppen fürs Reich wurden in jedem einzelnen Falle nach dieser 
aufgebracht. Das „Simplum" betrug 20000 Mann zu Fuss und 
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4000 zu Pferd; seit 1541 wurde dessen Unterhalt für einen 
Monat, der „ Römer monat", festgesetzt auf 128000 fl. (ein Keiter 
10 fl., ein Fussknecht 4 fl.). 1(381 wurde das Simplum auf 
28 000 Fussknechte und 12000 Reiter festgesetzt und die Kon- 
tingente nicht mehr für die einzelnen Reichsstände, sondern für 
die zehn Kreise bestimmt. Die Reichsritter, deren „Ritterschaften 
(oder „Ritterkreise") zu Schwaben, Franken und am Rhein" 1577 
zu einem Gesamtbunde sich zusammenschlössen, waren an sich 
(von Lehnsverhältnissen der einzelnen abgesehen) dein Reiche zur 
Heerfolge nicht verpflichtet und zahlten bei Erhebung von Reichs- 
kriegssteuern nur eine freiwillige Beisteuer (subsidium chari- 
tativum) ; die freilich nach und nach üblich wurde. 

Die Wahlkapitulation verpflichtete den Kaiser u. a. im Reich zu 
residieren, entweder Deutsch oder Lateinisch zur Hofsprache zu haben, kein 
auswärtiges Bündnis ohne Zustimmung der Kurfürsten einzugehen, keinen 
Reichskrieg ohne die des Reichstags oder mindestens der Kurfürsten zu be- 
ginnen. Die Reichshofkanzlei leitete ein von Mainz als Erzkanzler ernannter 
Vicekanzler. Neben dem Reichshofrat bestand als oberste regierende Behörde 
der vom Kaiser oder seinem obersten Hofmeister geleitete „geheime Rat". Die 
Zahl der Reichsritter erreichte mehr als 1500, ihre Gebiete zusammen kaum 
200 Quadratmeilen (etwa 10 000 ukm). Es gab auch noch einige Reichsdörfer. 
Die zehn Kreise waren der österreichische, der burgundische, der fränkische, 
der bayerische, der schwäbische, der oberrheinische, der niederrheinisch-west- 
fälische, der niedersächsische, der kurrheinische, der obersächsische. Böhmen 
war in die Kreiseinteilung nicht mit einbezogen. Reichten die Mittel des zunächst 
betroffenen Kreises gegen eine von innen oder von aussen kommende Friedens- 
störung nicht aus, so hatte dessen Kreisoberster die zwei benachbarten, wenn 
das nicht genügte, die ztoei weiteren zunächstliegenden Kreise in Anspruch 
zu nehmen, im äussersten Fall konnten (seit 1564 auch ohne Befragen eines 



Kreise die andern aufbieten. Für die Exekutions- und Friedenssachen be- 
treffenden Kreistagsbeschlüsse war Mehrheitsbeschluss bindend. Ein von 
Maximilian II. 1570 geraachter Versuch, die 10 Kreise ständig unter des 
Kaisers oder eines von ihm ernannten Stellvertreters Generalkommando zu- 
sammenzufassen, wurde vom Reichstag vereitelt. Die Kreise, die eigene 
Finanzen hatten, brachten nach dem Wormser Anschlag (dessen „Moderation" 
häufig versucht wurde) für das Reich bewilligte Truppen- oder Geldhilfe auf. 
Sie entfalteten eine stetig wachsende eigene gesetzgeberische Thätigkeit im An- 
schluss an reichsgesetzliche Anordnungen und solche weiter ausgestaltend, 
vor allem im sogen. Polizeiwesen (z. B. Anordnungen gegen fahrende Leute, 
insbesondere „Gartknechte", zum Schutz und zur Beaufsichtigung der heimischen 
Industrie, zur Abhilfe gegen die immer zunehmende Fleischteuerung, gegen 
allerlei Luxus und im Münzwesen, das immer mehr zerrüttet wurde, zur 
Fernhaltung und Beseitigung fremder und unterwertiger Münzen). Der 
schwäbische Kreis, der, vor allem durch Bemühen des Herzogs Christoph von 
Württemberg, verhältnismässig früh zu einer vollen Organisation gelangte 
(„Verfassung" von 1563), trat insbesondere zu gemeinsamer Regelung des 
Münz Wesens in „Correspondenz" mit dem fränkischen und dem bayerischen 
Kreise. Der österreichische und burgundisohe Kreis wurden nie organisiert. 

Weitere Entwickelung der Territorialstaaten. In den weltlichen 
Territorien drang immer mehr das Recht der Erstgeburt durch (Bayern 1578; 
Oesterreich 1584, aber hier noch nicht durchaus wirksam); im XV LI. Jahr- 
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hundert erlangte es Gültigkeit für den bei weitem grössten Teil der Fürsten- 
tümer. Das Fürstentum war bemüht, seine Gewalt, die den verschiedenen Teilen 
der Territorien gegenüber verschieden gross war, einheitlich zu gestalten und 
zu erweitern. Dabei kamen ihm die inneren Bedürfnisse des wirtschaftlichen 
Lebens entgegen, sowie das Verlangen nach Schutz und Forderung der wirt- 
schaftlichen Interessen in den Verkehrshcziehungen zu fremden Gebieten. Die 
Fürstentümer wurden wirtschaftlich geschlossene Gebiete. Die fürstliche Gesetz- 
gebung, meistens nuter Mitwirkung der .Stände, entwickelte sich immer mehr. 
Die Fürsten zentralisierten die Verwaltung, indem sie an ihrem Hofe kolle- 
giale Behörden für die allgemeine Regierung, für wirtschaftliche Verwaltung, 
für Krieg und Justiz schufen. Im Gerichtswesen war die Zentralisation 
auch Folge der „Rezeption des römischen Rechtes 4 * (s. II. S. 246); nach dem 
Muster des Reichskammergerichts entstand in den grosseren Territorien ein, 
teilweise von den Ständen besetztes, kollegiales Hof- oder Kammergericht ohne 
Schöffen, in bürgerliehen Sachen Appellationsinstanz für die niederen Stadt - 
und Landgerichte. Ihm stand konkurrierend ein durchaus vom Fürsten ab- 
hängiger Geheimer Rat gegenüber, dem es zum Teil gelang, das ständische 
Gericht ganz zur Seite zu schieben. In den Territorien, die das Privilegium 
de non appellando hatten: den kurfürstlichen, mit Ausnahme Kölns, das ver- 
zichtete, Oesterreich, Bayern. Württemberg (später Schweden), bildete sich, 
fast überall aus dem Geheimen Rat heraus, ein eigenes Landes-Oberappellations- 
gerieht. Bei den niederen Land- und Stadtgerichten erhielt sich die Schöffen- 
verfassung länger; sie verlor ihre Bedeutung zuerst für die Zivilgerichtsbar- 
keit. Jedoch wurden da, wo ein rechtsgelehrter Amtmann oder Stadtrichter 
den Vorsitz hatte, die Schöffen rasch zu einem Massen Beiwerk; dessen Ueber- 
flüssigkeit dann zum Einzelrichtertum führte. So verschwand, wie die Selbst- 
verwaltung, auch die Hebung der Gerichtsbarkeit durch Laien nach und nach. 

I) u r c h d i e Reformation ver in ehrte s i e h die M a c h t, zunächst 
und unmittelbar der protestantischen Fürsten, bedeutend. Das 
ins reformandi (..Religionsbann**) wurde meist ohne Mitwirkung der Stände 
geübt. Von Vermehrung des Kammergutes und der Einkünfte abgesehen, 
waren die Fürsten Inhaber der obersten Kirchengewalt, und die fürstliehen 
Regierungen nahmen, was allerdings gegen Ende des Mittelalters schon 
begonnen hatte, Armenpflege und Schulwesen unter ihre Lei- 
tung. Auch die katholischen Fürsten bekamen, zumal da die Mehrzahl des 
Klerus für die Gegenreformation wenig Eifer nnd Interesse hatte, zum Teil in 
Anknüpfung an Früheres (s. IL S. 2181, ein Aufsichtsrecht über Glauben und 
Disziplin (z. B. in Bayern landesfürstliche Visitationen; seit 1570 „geistlicher 4 * 
oder „Religionsrat'*), sowie immer mehr die Vergebung der geistlichen Stellen 
uud das Kirchengut in ihre Hand und das Schulwesen unter ihre Aufsicht. 
Freilich wurden mit den Fortschritten der Gegenreformation die kirchlichen 
Hohcilsrechte der katholischen Fürsten wieder gemindert (baverisches Konkordat 
von 1583). 

Die Reichsstädte, deren innerpolitisches Leben immer mehr einen oligar- 
chischen Zug annahm, verloren an politischer Macht. Die fürstliche Wirt- 
schaftspolitik engte sie immer mehr ein; die Kriege an den Grenzen des 
Reiches und die Erstarkung der nordischen Stallten und Englands schädigten 
ihren Handel , zuerst den der norddeutschen. Das Gewerbe , vor allem das 
Kunstgewerbe blühte im ganzen noch ; aber man zehrte doch schon von er- 
worbenem Kapital, wenn auch die süddeutschen Geldhäuser noch grosse inter- 
nationale Bedeutung hatten. Die Bedeutung des städtischen Erwerbs und 
Wesens für das Gesamt leiten des Volkes hgann sich zu mindern. Der Handel 
der Hansa ging infolge Verlustes der alten Zollfreiheiten und Vorrechte und 
der sich fühlbar machenden ( Überlegenheit der Niederländer und der Eng- 
länder zurück; ihr Zusammenhang lockerte sich immer mehr. 1606 schlössen 
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sich Bremen, Hamburg-, Lübeck, Braunschweig, Lüneburg-, Magdeburg als die 
„näher vereinigten Städte" zusammen. Hamburg sicherte sich durch Anpassung 
an die veränderten Verhältnisse und wenigstens teilweises Aufgeben der alten 
Kegel : „Gast darf nicht mit Gast handeln", sowie durch Aufnahme neuer 
Kräfte (niederländischer, Kölner Protestanten n. a.) eine bessere Zukunft. 



Dritter Abschnitt. 

Reformation und Gegenreformation im Kampf, 
vor allem in Westeuropa, 

Kapitel IX. 

Grundlegung und Organisation der Gegen- 
reformation. Ihr Hauptgegner der Calvinismus. 

§ 31. Die Rüstzenge der Gegenreformation. 

Die Gegenreformation war mir möglich durch eine Zu- 
sammenfassung und Neuhelebung der Kräfte der katholischen Kirche 
vermittelst strengerer Zucht und Pflege einer ernsteren und 
tieferen Religiosität, sowie durch eine Aenderung der päpstlichen 
Politik derart, dass die Kurie die weltliche Herrschaft den Auf- 
gaben und Interessen der kirchlichen dienstbar machte. Die 
Hauptträger der gegenreformatorischen Bewegung waren neue 
Orden; die für ihre Behauptung und für Rückgewinnen ver- 
lorener Positionen nötige Gesamtverfassung und dogmatische 
Geschlossenheit erlangte die alte Kirche durch das Triden- 
tinische Konzil. 

Neue Orden. Graf Gaetano von Thiene und Carafta, Bischof 
von Theate (Chieti in den Abruzzen), gründeten 1524 einen auf 
Besitz und Betteln verzichtenden Orden ..regulierter Kleriker" 
zur Sammlung und Schulung einer Auslese des Weltklerus, „ Thea- 
tiner" genannt. Von den Franziskanern zweigten sich 1 die 
Kapuziner ab, zunächst nur, um die dem heiligen Franziskus zu- 
geschriebene spitze Kapuze zu tragen; aber bald pflegten sie eine 
volkstümliche, in ihrer religiösen Wärme auch die Gebildeten 
ansprechende Predigt. (Ein privilegierter Orden wurden sie erst 
KilO.) Ihnen fiel später im Werke der Gegenreformation die 
Bearbeitung der Massen durch derbe Predigten zu (insbesondere 
als Feld predigern); auch waren sie lange als Diplomaten thätig. 
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Caraffa erwirkte 1542 von Paul III. die Neugestaltung der Inqui- 
sition nach spanischem Muster; das Sanctum Officium machte sich 
zuerst an die Hochgestellten, es unterdruckte, am schonungs- 
losesten und blutigsten unter Paul IV. und Pius V., den, fast nur 
in den höheren Ständen sich findenden, italienischen Protestan- 
tismus. 

Am meisten gab der Gegenreformation Kraft und 
Ziel der 1540 endgültig gegründete Jesuitenorden, 
dessen Stifter der spanische Kitter Ignatius Loyola 
mit schwärmerischer Religiosität und selbstverleugnender Hin- 
gebung an die kirchliche Idee grosse Weltklugheit, kühlste und 
das Einzelnste umfassende Berechnung, zähe Willensstärke und 
Arbeitskraft, mit grosser Anpassungsfähigkeit unbeirrtes Fest- 
halten des Ziels, mit persönlicher Demut ausnehmende Herrsch- 
gewandtheit und Herrschensfreude verband. DemOrdeneigen- 
tümlich war von Anfang an strengste Disziplin (Gehor- 
sam „perinde ac si cadaver essent w ) und dabei doch möglichst 
grosse Ausbildung der Verstandes- und Willens- 
kräfte des einzelnen, schärfste Zentralisation und 
Verwendung des einzelnen auf dem für seine Eigen- 
art passendsten Posten, soweit der ausgesprochen inter- 
nationale Charakter des Ordens es zuliess, unbedingte 
Unterwerfung unter die Dogmen und starke Wert- 
schätzung und Pflege wissenschaftlicher Bildung. 
Loyola, selbst gerade kein Mann tiefgehender wissenschaftlicher 
Bildung oder Interessen, griff in der Lehre nach dem Vorgang 
der spanischen Theologen der Wende des XV. und XVI. Jahr- 
hunderts auf Thomas von Aquino als höchste Autorität 
zurück, hat aber dabei die formelle Seite des Huma- 
nismus der Bildung und der bildenden Thätigkeit 
s e i n e s O r d e n s mit schärfster und berechnendster Ausnützung 
dienstbar gemacht. In Betreff des Verhältnisses 
von Staat und Kirche nahm der Orden die mittelalter- 
liche Anschauung entschieden wieder auf, wusste dabei 
aber die Mittel moderner Politik rücksichtslos zu hand- 
haben. Er stellte sich unbedingt in den Dienst des Papstes; 
seine Organisation ist stratf zentralisiert; die Befugnisse des 
von der Generalkongregation auf Lebenszeit gewählten 
Generals sind sehr gross, er ist jedem Ordensgenossen an Christi 
Statt; aber er wird von einem Admonitor und von Assistenten 
beraten und überwacht und kann von der Generalkongregation 
abgesetzt werden. Der Orden gewann Einfluss haupt- 
sächlich durch (höheren und mittleren) Unterricht, durch 
den Beichtstuhl (vor allem Gewissensberatung der Fürsten 
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und Vornehmen), durch Leitung „marianischer Kongregationen" 
und durch die Mission. 

Don Inigo Recalde de Loyola 1491 (oder 93) als jüngerer Sohn eines 
vornehmen baskischen Geschlechts geboren, wurde 1521 bei von ihm durch- 
gesetzter, zäher, aber aussichtsloser Verteidigung Pampelönas gegen ein fran- 
zösisches Heer schwer verwundet. Auf dem Krankenlager zeigte 
er ungewöhnliche Willensstärke. Die Lektüre der auf dem väter- 
lichen Schloss allein vorhandenen Schriften, einer Evangelienharmonie und 
einer „Blütenlese der Heiligen", erfüllte seine glühende Phantasie mit den 
Idealgestalten eines h. Dominikus und Franziskus; diese neuen Ideen und 
Phantasieen erregten in seinem Herzen dauernde Freude, und so weihte 
er sich dem Dienste Gottes, vor allem aber der Jungfrau 
Maria. Kaum genesen, hängte er am Altar der Jungfrau Maria auf dem 
Monserrat seine Waffen auf und hielt Fahnenwacht. Im Dominikaner- 
kloster in Manresa übte er im Eremitengewand schärfste Askese mit 
Fasten, Geissein und stundenlangem Gebet, sowie Beichte und peinlichste 
innere Selbstbeobachtung; seine Seele gelangte von schwerster 
Verzweiflung zu hohen Er leuchtungen und sch w ärmer i sehen Ent- 
zückungen; mit zunehmender Selbstbeherrschung, „Diskretion" ward er aber 
des Schwankens Meister und erlangte für das Schwärmen und die Erleuch- 
tungen Mass und Ziel. Diese Erlebnisse in Manresa wurden ihm 
Grundlage und Muster für die exercitia spiritualia, in deren 
allmählicher Ausbildung und stufenweiser Anwendung er tiefe Kenntnis des 
menschlichen Seelenlebens bethätigte. Ihr „ganzes Geheimnis ist eine mili- 
tärische Schulung des Herzens und Willens", der Endzweck der durch sie 
bewirkten Zerknirschung und Entzückung die Befreiung des Willens 
von der Herrschaft der Affekte und eine Gottgelassenheit des Ge- 
müts, die den Menschen befähigt, in der Welt den Ideen bezw. der sie ver- 
körpernden Autorität durchaus dienstbar zu sein. Als Ignatius 1523 nach 
Jerusalem gelangt war, verbot der dortige Franziskanerpro vinzial dauerndes 
Weilen und Wirken an der heiligen Stätte. Er sah nun ein, dass es ihm für 
die geplante Thätigkeit im Dienste der Menschheit an der nötigen Vorbildung 
fehlte und setzte sich — mindestens 30 J ahre alt — in Barcelona 
auf die Schulbank, um Latein zu lernen. Zwei Jahre später be- 
gann er philosophische Studien auf der (von Xiraenes gegründeten) 
Universität Alcalä, später in Salamanca, und gewann schon hier unter 
Studierenden und Nichtstudiercnden Anhänger. Infolge der Aehnlichkeit seiner 
Anschauungen und Exercitien mit den „Alumbrados" (= Illuminaten) wurde 
er mehrmals der bischöflichen Inquisition verdächtig und 
von ihr eingekerkert. 1528 begab sich Ignatius nach Paris, der Hochburg 
der Scholastik, lernte die ersten zwei Jahre Latein und studierte dann 
Theologie. Er gewann Studierende für seine Sache: u. a. den 
savoyardischen Bauernsohn Peter Faber, den vornehmen Basken Franz 
X a v i e r , die Castilianer Diögo Lainez (zweiter General des Ordens) und 
AlonsoSalmerön,die zukünftigen Theologen, und den Genfer ClaudeJay, 
den zukünftigen Diplomaten des Ordens. Maria Himmelfahrt 1534 legte die 
fromme Studentengesellschaft, die zunächst das allgemeine Ziel der Caritas im 
Auge hatte, auf dem Montmartre das Gelübde ab, in Palästina zum Wohl ihrer 
Mitmenschen zu wirken bezw. nach ihrer Rückkehr sich dem Papste zu beliebiger 
Verwendung und Verschickung zur Verfügung zu stellen. (Aehnliche Studenten- 
vereine entstanden dann in Löwen und Köln.) Die Mittel zum Unterhalt eines 
Teils der Genossen erlangte Ignatius von Anhängerinnen in Barcelona und von 
spanischen Kauf leuten. Nach einem Besuch in seiner Heimat traf er 1536 in 
Venedig mit seinen Genossen zusammen, die jetzt alle die Priesterweihe hatten. 
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Hier legten sie das Gelübde der Armut in ilie Hände des päpstlichen Legaten 
ab. Oaraffa, dem Ignatius wohl die verlangte Unterordnung versagte, arbeitete 
ihm entgegen, während ihn ('»ntartni , überhaupt alle, die der evangelischen 
Richtung ziemlich nahestanden, aber eine Erneuerung und Vertiefung des reli- 
giösen Lebens ohne Bruch wünschten, förderten. Hie Abreise nach Jerusalem 
war wegen der politischen Lage autgeschoben, dann aufgegclien worden. Die 
Genossen zerstreuten sich zunächst , um in ( >ber- und Mittelitalien sich der 
Gassenpredigt, der Kinderlehre und der Krankenpflege zu widmen. Auf dem 
Wege nach Rom 1538 (mit Faber und Lainez) schöpfte Ignatius der Ge- 
sellschaft den Namen „Compannia de Jesus" (eigentlich = Fähnlein Jesu). 
Angriffe und Verdächtigungen entkräftete er persönlich vor dem Papst, der 
Inquisitionsjn-ozesx endete mit voller Freisprechung. Die Genossen schufen jetzt 
die Grundlage eiuer festeren Organisation, u. a. Wahl eines lebenslänglichen 
Vorgesetzten , der allein mit dem Papst unmittelbare Beziehungen unterhält 
und allein die vom Papst bewilligten Gnaden verwaltet. Zum General wurde 
Ignatius gewählt. Bestätigt wurde die Gesellschaft Herbst 1539, die Bulle 
jedoch erst November 1540 ausgefertigt. Von da an lebte Ignatius in Rom. 

Als 31. Juli 1556 Ignatius starb, war die Organisation und Gesamtverfassuug 
(constitutione«) des Ordens im wesentlichen abgeschlossen; er umfasste schon 
über 1000 Mitglieder und gegen 100 Niederlassungen, die in 12 Provinzen 
gegliedert waren. Sobald Ignatius sich überzeugt hatte, dass der Orden ein 
Sehulorden werden müsse, gründete er 1550 das colleginm Ro manu in 
als Muster- und M u 1 1 e r an s t a 1 1 der andern Kollegien; 1552 
schuf er für Heranbildung deutscher Geistlichen, Lehrer und 
Staatsmänner zu einer Elite der Gegenreformation das col- 
leginm G e r m a n i c u m , dessen Bestand Gregor XIII. 1573 sicherte. Feste 
Normen für die gesamte Unterriehtsthätigkeit (grammatisch-humanistischer 
Kursus in fünf Stufen, dreijähriger philosophischer, mindestens vierjähriger 
theologischer Kursus) gab dem Orden die ratio studiorum des Generals Aqua- 
Viva (1599 bis 1832 gültig). Wie den von ihnen an Universitäten gegründeten 
Kollegien, so gaben die Jesuiten auch den Universitäten, deren Leitung sie 
erlangten, streng monarchischen Charakter. Im Laufe des XVII. Jahrhunderts 
l>ckam die Gesellschaft in den katholischen Mindern Europas den gesamten 
gelehrten Unterricht, mit Ausnahme des juristischen und medizinischen, in 
ihre Hand und behielt ihn bis Mitte des XVIII. 

Bei regelrechtem Gange hat «1er zukünftige Jesuit iu einem zweijährigen 
Noviziat vor allem Demut und Gehorsam zu üben („Modifikation*'). Nach 
der Probation und Ablegung der drei einfachen Gelübde wird ein Teil zu 
weltlichen Diensten bestimmt („weltliche Koadjutoren u ), der grössere Teil erhält 
iu einem Jesuitenkolleg als „scholastici approb<tli u wissenschaftliche Ausbildung, 
zuerst philosophische, dann nach mehrjähriger Verwendung als Lehrer, „scho- 
lastici fonnati," theologische; nach Abschluss des letzteren Studiums erhalten 
sie die Priesterweihe. Als „geistliche Koadjntoren" werden sie dann zur Er- 
ziehung verwendet und stehen dem General zu beliebiger Verfügung. Den 
innersten Kern des Ordens bilden die Professen der vier Gelübde, die dem 
Papst Gehorsam für die Mission unter Ketzern wie unter Heiden gelobt 
haben. — Geheime Mitglieder nahm Ignatius auf, teils einstweilen bis offener 
Uebertritt zweckmässig war, z. B. Franz Borja, Herzog von Gandia (Spanien), 
den dritten General des Ordens, teils für immer. Um seinem Orden inner- 
halb der Kirche seine Selbständigkeit, geschlossene Einheit und Bewegungs- 
freiheit zu wahren, wollte Ignatius, dass Ordensgenossen keine Pfründen, 
Bistümer u. a. übernehmen sollten; zu den wenigen Ausnahmen gehörte 
der Kardinal Bellarmin. Von den exercitia spiritualia abgesehen , hielt 
Ignatius körperliche Askese, wie auch jedes Uebermass von Beten seinem 
Orden möglichst fern, der Orden erhielt auch keine besondere Ordenskleidung. 
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Mit der Armut nimmt es der Orden darin noch ernster als die Bettelorden, 
dass der Jesuit alle seine Dienste (auch den Unterrieht) den Mitmenschen 
umsonst leistet; von den Ordensmitgliedern siud „paupercs reales" nur die 
Prof essen und die geistlichen Koadjutoren. Den Besitz der Kollegien verwalten 
die in besonderen Häusern lebenden Proteasen. Noch vor Ende des XVI. Jahr- 
hunderts war der Orden zum mindesten eine der reichsten Korporationen 
Europas. 

Die Staatslehre einiger Jesuiten. Seinem eigenen Wesen nach musste 
der Orden zu einer mechanischen Auffassung des Staats neigen. Für Bellarmin 
ist der ursprüngliche Träger der Staatsgewalt die Gesamtheit, die, wenn legi- 
time Ursachen vorhanden sind, eine Monarchie in Aristokratie oder Demokratie, 
umwandeln kann. Der Papst kann, wenn es zum Heile der Seelen notwendig 
ist, einen Thron absprechen und anderweitig vergeben. Andere Jesuiten er- 
klärten, dass einem ketzerischen Fürsten nach Befehl des vicarius Christi 
keine Treue zu halten sei , Mariana , dass Tt/rannenmord erlaubt sei. Die 
letztere Lehre verbot der General Aquaviva den Ordensgliedern. 

§ 32. Das Tridentiner Konzil. 

Das Tridentiner Konzil (erste Periode Dezember 1545 bis 
März 1547 s. S. 71, zweite Periode Herbst 1551 bis April 1552 
s. 8. 75 und 77, dritte Periode Januar 1562 bis Dezember 1563) 
stellte die Lehre der katholischen Kirche derart fest (u. a. Autorität 
der Vulgata), dass ein Ausgleich mit den Protestanten ausgeschlossen 
war. Ferdinand, der an einen solchen noch dachte und daher 
die dem entgegenstehenden dogmatischen Beschlüsse der zwei 
ersten Perioden entkräftet wissen wollte, und Frankreich hatten 
gewünscht, dass ein ganz neues Konzil berufen werde; Philipp II. 
verlangte die bestimmte Erklärung, dass es sich nur um eine 
Fortsetzung handle. Pius IV. liess in der Berufungsbulle diese 
Frage in der Schwebe; thatsächlich aber wurde am Ende all- 
gemein anerkannt, dass nur die Arbeil der zwei ersten Perioden 
fortgeführt werde. Nachdem die auf Wunsch Ferdinands und 
Frankreichs eingeladenen protestantischen Reichsfürsten die Be- 
teiligung abgelehnt hatten, erschien auch kein Reichs- 
bischof persönlich, um nicht Feindseligkeiten von Seiten 
der Protestanten hervorzurufen. Die Jesuiten Salm er on 
und Lainez, die als Theologen des Papstes schon bei den 
zwei ersten Perioden erfolgreich thätig gewesen waren, ent- 
falteten, der erste als General des Ordens, der zweite als 
päpstlicher Theologe, jetzt eine eingreif ende Wirksam- 
keit in Vertretung der päpstlichen Autorität und 
Abweisung irgend welcher Zugeständnisse an die 
Reformation. Sie vertraten den Grundsatz der päpstlichen 
Unfehlbarkeit, der allerdings noch nicht ausgesprochen wurde, 
aber die päpstliche M a cht i n n e r h a 1 b de r K i r c h e wurde 
thatsächlich durch das Konzil liefest igt und erhöht, die 
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Zentralisation und Gleichförmigkeit der Kirche ge- 
steigert. Hinsichtlich der Residenzpflicht der Bischöfe, die (wie 
die der Geistlichen überhaupt) im allgemeinen festgestellt wurde, 
verlangten die Spanier, von den Franzosen unterstützt, dass ihr, 
wie der bischöflichen Jurisdiktion, göttlicher Ursprung zuerkannt 
werde, womit stillschweigend die Superiorität der Konzilien an- 
erkannt worden wäre. Diese Streitfrage wurde durch eine den 
Gegensatz verdeckende Formel ungelöst gelassen. 

Ferdinands (und Frankreichs) Verlangen nach einer durch- 
greifenden Reform der Kirche einschliesslich des Hauptes (u. a. der 
Papstwahl, der Zusammensetzung des Kardinalskollegiums und 
der einzelnen Kongregationen) erwiderte die Kurie mit der 
Forderung einer Reform der Staatsregierungen, die diesen jedes 
Recht, kirchliche Aemter zu besetzen, kirchliche Güter zu be- 
steuern oder zu verwalten, das Placet u. a. entzogen hätte. 
Ferdinand wurde durch die Diplomatie des Legaten Moröne 
(u. a. Aussicht auf Anerkennung der Wahl seines der Ketzerei 
verdächtigen Sohnes Max) bestimmt, seine Forderung fallen zu 
lassen, auch gab Kardinal Guise, nachdem in Frankreich der 
erste Frieden mit den Hugenotten geschlossen war, seine Op- 
position auf und förderte jetzt die Absichten der Kurie. Nach 
langem Stocken wurden die Arbeiten rasch zum Abschluss ge- 
bracht, bezw. was noch unvollendet war, dem Papst zur Er- 
ledigung anheimgegeben. Besonders die Bestimmungen über die 
Vorbildung und Erziehung der künftigen Geistlichen (vom 13. Jahre 
an in Seminarien) zeigten den Einfluss und den Geist der Jesuiten. 

Die Vorberatung der einzelneu Fragen hatten Spezialkongregationen von 
Kanonisten und Theologen, auf Grund ihrer Ergebnisse bestimmten General- 
kongregationen der Bischöfe die einzelnen Dekrete, die danu in den feierlichen 
Sessionen sanktioniert und kundgegeben wurden. Aus Anlass des ersten fran- 
zösischen Religionsfriedens erklärten die päpstlichen Legaten ohne Widerspruch, 
dass kein Staat das Hecht habe, seinen Unterthanen eine zweite Religiott zu 
gestatten. Die Priesterehe wurde mit dem Anathem belegt, obwohl deren Zu- 
lassung Ferdinand verlangt hatte, dagegen dem Papst die Befugnis zuerkannt, 
unter besonderen Umständen den Kelch zu gestatten; davon machte der Papst 
1564 Ferdinands Landen gegenüber Gebrauch. DasGlaubensbekenntnis, 
das nach einem Konzilsbeschluss alle künftigen Inhaber kirchlicher 
Aemter und alle Universitätsprofessoren zu beschwören 
hatten, wurde vom Papst mit einem Zusatz über den Primat Roms 1564 
publiziert, 1566 der catechismus Romanus, in dem der Papst als Universal- 
pastor bezeichnet wird. Für den vom Konzil beschlossenen index librorum 
prohibitorum, der unter Mitwirkung der Jesuiten entstand und 1564 zum 
erstenmale veröffentlicht wurde, setzte Pius V. 1571 die congregatio indicis 
ein. Für die Eheschliessung setzte das Kouzil fest, dass — wo die Dekrete 
publiziert seien — sie nur gültig zu stände komme vor zwei Zeugen und dem 
proprius parochus, nicht mehr durch verba de praesenti. 

Die Dekrete des Tridentiner Konzils wurden ohne Be- 
schränkung angenommen von Venedig, den fürstlichen Staaten 
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Italiens, Polen, Portugal (1564); von den sieben katholischen 
Kantonen der Schweiz, jedoch mit dem Znsatz, dass sie nichts thun 
würden, um die Bestimmungen andern aufzudrängeu. Das Reich und Ungarn 
hielten sich an die Unterschrift Ferdinands nicht gebunden; die die Lehre 
und den Gottesdienst betreffenden Dekrete erkannten 1566 
die katholischen Reichsstände an. Philipp II. publizierte die 
Tridentiner Dekrete 1565 unter der ausdrücklichen Bedingung, dass die Rechte 
der Krone dadurch nicht gemindert werden dürften, in den Niederlanden 
wurden sie 1566 unter Vorbehalt der Privilegien des Landes veröffentlicht; 
in beiden Ländern wurden also nur die „canones de fide", nicht die 
„decreta de reformatione" anerkannt. In Frankreich wurden die Dekrete 
von einer allgemein anerkannten Regierung nie formell anerkannt 
oder verworfen; 1615 verpflichtete sich der Klerus in einer assemblee gene- 
rale, sie, soweit es ihm möglich sei, zu beobachten; praktisch kamendie 
meisten nach und nach zur Geltung. — Manche Beschlüsse wurden 
nur vereinzelt durchgeführt: Unvermögen und Trägheit der Bischöfe und 
Domkapitel Hess es in den meisten deutschen Diözesen nicht zur Gründung 
von Klerikalseminarien kommen; die Kumulation von Pfründen liessen die 
Päpste für Angehörige von Dynastien zu, die die Gegenreformation förderten. 

Die Päpste der Gegenreformation: Paul IV. (Caraffa) 1555—59, 
der Vertreter einer gewaltsamen und terroristischen Reaktion , dabei dem 
Nepotismus huldigend; Pius IV. 1559—65, der seinen Neffen Carl Borromeo 
(1588—84) zu den höchsten Würden (Kardinal und Erzbischof von Mailand) 
erhob und in ihm der Kirche einen der wirksamsten und hingehendsten Er- 
wecker kirchlichen Lebens, aber auch schonungslosesten Verfolger der evange- 
lischen Richtung gab ; Pius V. (Dominikaner Ghislieri, früher Inquisitor) 1565 
bis 1572, der strenge Kirchen- und Klosterzucht einführte, u. a. eine alte 
Bestimmung erneuerte, dass die katholischen Aerzte jedem Kranken ihre 
Dienste entziehen sollten, der nicht binnen drei Tagen einen Beichtvater 
herbeirufe; Gregor XIII. 1572—85, der in Deutschland die Nuntiaturen von 
einer auf vier vermehrte, für die deutschen Angelegenheiten eine besondere 
Kardinalskongregation schuf und den Kalender verbesserte. Diese Kalender- 
reform, die unmittelbar darin bestand, dass nach dem 4. Oktober 1582 10 Tage 
übersprungen wurden, nahmen die Regierungen in Italien, Spanien, Polen und 
Frankreich rasch an. Rudolf IL wollte sie fürs Reich durchführen ; aber da 
der Papst in einer Bulle kraft päpstlicher Vollmacht sie angeordnet hatte, 
nahmen sie nur die katholischen Stände 1584 an (die protestantischen, zunächst 
in der Datierung und den Schaltregeln, erst 1700, und im Anschluss daran 
die Niederlande, Dänemark, die protestantische Schweiz ; England und Schweden 
erst 1752). Sixtus V. (Franziskaner) 1585—90 schuf mit schonungsloser 
Strenge im Kirchenstaate Frieden und Ordnung; Clemens VIII. 
1592 — 1605 liess den Philosophen Giordano Bruno 1600 verbrennen (er er- 
oberte 1598 Ferrara); Gregor XV. 1621—23 gab der Papstwahl ihre jetzige 
Gestalt und sprach Ignatius und Franz Xavier heilig. 



§ 33. Ausbreitung des Jesuitenordens in Europa. 

In Italien gewann der Orden festen Boden und umfassende Thätigkeit, 
am frühesten in Sicilien und Neapel, wo er u. a. die Hispanisierung des Adels 
sehr förderte, in Genua und Venedig. In Venedig, das fest darauf hielt, 
den Klerus der staatlichen Besteuerung und Gerichtsbarkeit zu unterwerfen 
und bei aller Rechtgläubigkeit sich eine Art Staatskirchentum geschaffen 
hatte, erregte ihre exempte Stellung und ihre Beichtpraxis den Argwohn, 
zuerst der Geistlichkeit; ein Konflikt mit dem Papst, den die wegen 
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grober Vergehen erfolgte V erhaftung zweier Kleriker veranlasste, und bei dein 
von Paul V. (1605—21) zum letzteninale — und wirkungslos — da« 
päpstliche Interdikt über ein ganzes Land verhängt wurde, 
führte znr Austreibung der Jesuiten (1606). In Florenz und dem 
ganzen Grossherzogtum Toskana beherrschten die Jesuiten seit 1562 den 
Beichtstuhl und die Schule. In Portugal gelangten sie rasch zur vollen 
geistlichen Herrschaft, nachdem Ignatius 1546 dem König die langerstrebte 
S t aa t si n qu i s i t i o n , zunächst gegen die zwangsweise getauften Juden, 
von der Kurie erwirkt hatte. In Spanien, von dem baskischen Gebiet 
abgesehen, f a n d e n sie 1 e i d e n s c h a f 1 1 i c h e n W i d e r s t a n d, insbesondere 
in Castilien, seitens des Haupt Vertreters der N eoscholastik, 
Melchior Cano, der u. a. behauptete, ihre l'ebungen zerrütten die Nerven und 
wirken erschlaffend , und seitens des hohen Klerus; Ignatius musste 
zugestehen, dass ohne Wissen und Willen des Erzbischofs von Toledo niemand 
in Spanien in den Orden aufgenommen werden dürfe; die Eifersucht der 
alten Orden, insbesondere der Dominikaner, machte dem Orden 
noch lange zu schaffen. In F r a n k r e i c h fand er noch z ä h e r e n W i d e r- 
stand, und nur der Kampf gegen die Hugenotten bestimmte 
die gallikauische Kirche, den Orden aufkommen zu lassen; im Süden 
nahm er den Kampf früh mit leidenschaftlichen Predigten und Sühneprozessionen 
aut und erklärte jede Toleranz für staatsgefährlich. Ihm durchaus abgeneigt 
zeigte sich das Pariser Parlament und die Sorbonne, die ihn als überhaupt 
mehr zur Zerstörung als zur Erbauung geeignet bezeichnete; 1561 wurde er 
durch ein Gesetz formell anerkannt, aber nur als „College de Clermont" . Er ent- 
faltete hier eine erfolgreiche Schult hätigkeit und schuf eine üppige Kontrovers- 
litteratur. 

In Deutschland verfolgte der Orden von Anfang an die 
Aufgabe, den Pro t e s t a n ti s in us zu bekämpfen. Faber gewann 
1541 in dem Niederländer Petrus Canisius (Kauis geb. 1522, f 1597), 
dem „Apostel der Deutschen' 4 , den wirksamsten Genossen und in Otto von 
Truchsess, bald Bischof von Augsburg und Kardinal, den opferwilligsten und 
entschlossensten Bannerträger der Gegenreformation. Eingebürgert wurde der 
Orden durch Claude Jay, und zwar zunächst als Schulorden, in Bayern; 
an der Universität Ingolstadt wirkten schon 1549 Jay, Salmeron, Canisius als 
Lehrer, 1555 gründete der Orden hier ein Kollegium, ein Priesterseminar und 
eine humanistische Schule, in München 1561 ein Kollegium. Canisius erteilte 
dem bayrischen Herzog Ratschläge für die Gegenreformation ; um 1575 war 
die Beherrschung der Universität, des Herzogshauses und des Landes ge- 
sichert. — Die bischöflich-augsburgische Universität Dillingen wurde ihnen 
1558 übergeben und immer mehr Mittelpunkt planmässiger Bekehrung und 
populärer Polemik. In der Stadt Augsburg wurde 1582 ein Jesuiteugymnasinm 
gegründet, in Würzburg 1567, in Fulda 1572 ein Kollegium. In Oester- 
reich, wo Ferdinand in ihnen das ersehnte Werkzeug sah, um einen ge- 
sitteten und gebildeten Klerus heranzuziehen, aber gewaltsamere Mittel der 
Gegenreformation scheute, gründeten die Jesuiten 1551 in Wien ein Kollegium 
und ein Priesterseminar; 1556, 1562. 1566 Kollegien in Prag, Innsbruck und 
Olmütz. Sie bekamen 1585 die neugegründete Universität Iunerösterreichs 
Gratz in die Hände. Von F e r d i n a n d veranlasst, s c Ii r i e b Canisius 1554 
seinen Volkskatechismus, der auf Ferdinands Befehl alsbald aus dein 
Latein iu mehrere Sprachen übersetzt, und in den Niederlanden von Philipp II. 
ausschliesslich zugelassen wurde. Ein für ihn noch von Ignatius aus- 
gearbeitetes Programm d e r G e g e n r e f o r m a t i o n (auch Todesstrafe 
für Lehrer und Laien) befolgte Ferdinand nicht. 

Iu Niederdeutschland, aus dem sich der Jesuitenorden vielfach 
rekrutierte, gelangte er weniger rasch als in Oberdeutschland zu umfassenderer 
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Wirkung. Jedoch wurde die Jesnitenschule in Köln (seit 1556) bald ein 
Muster für die andern katholischen Schulen. 1560 wurden Jesuiten an die 
Universität Trier berufen. In den Niederlanden erreichten sie nach Ignatius' 
Tode gesetzliche Zulassung, indem sie ihre Thätigkeit einigermasseu den 
geistlichen Behörden unterstellten. In Lotten gründeten sie 1560 ein Kollegiuni. 
In Deutschland war der Jesuitenorden anfangs von den Anhängern eines 
liberalen Katholizismus gefordert worden, die nur seine Bedeutung für Hebung 
der Zucht und der Bildung erkannten. 

In Polen, wo die Reformation lutherischer Richtung in den (deutschen) 
Städten, die calvinist ischer beim Adel viel Boden gefunden hatte, fanden die 
Jesuiten 1564 Eingang. Den der evangelischen Sache abträglichen Gegensatz 
der Richtungen beseitigte der C o n s e n s u s , den Lutheraner, Calvi nisten und 
böhmische Brüder 1570 schlössen (die Lutheraner sagten sich von ihm 1645 
los). Nach dem Aussterben des Mannsstammes der Jagelionen (1572) wurde 
Polen im vollsten Sinne des Wortes Wahlreich; die pacta conventa, die von 
1573 ab jeder neue König beschwören sollte, schlössen anfangs die pax dissi- 
dentium d. h. Rechtsgleichheit aller Adeligen ohne Unterschied der Religion 
ein. Der Adel hatte aber seiner Bauernschaft gegenüber das Religionsregal. 
Unter dem Wasa Sigismund 1587—1632 machte die Gegenreformation , ins- 
besondere durch die Schulthätigkeit, aber auch manche Gewalttätigkeit der 
Jesuiten, wesentliche Fortschritte. Der 25. Dezember 1595 in Rom verkündigten 
Union schloss sich nur ein Teil der seither „orthodoxen" Litauer an (Litauen 
seit 1569 durch gemeinsamen Reichstag mit Polen uniert); ihren Bereich aus- 
zudehnen, wurden auch gewaltsame Mittel angewendet. Die Ukrainischen 
Kosaken, die, wie die Sajxyroger seit 1569 der polnischen Schutzherrschaft 
unterstanden, wurden 1590 polnischem Regiment und der katholischen Kirche 
unterworfen. Um 1600 war der Protestantismus in Polen politisch schon 
rechtlos geworden. 

Ungarn und Siebenbürgen. In Siebenbürgen organisierte sich die 
evangelisch-lutherische Landeskirche um 1556. Johann Sigmund Zäpolya 
wurde selbst evangelisch. In Ungarn, wo in den Städten und bei einem Teil 
der Magnaten die Reformation rasch Eingang gefunden hatte, vollzog sich 
1557 — 1567 eine Spaltung in die helvetische Konfession (zumeist Magyaren) 
und die lutherische (zumeist Deutsche und Slaven) ; in Siebenbürgen bestanden 
schon 1564 die (sächsische) Kirche Augsburgischen und die (magyarische) 
helvetischen Bekenntnisses neben einander. In Siebenbürgen wurden die Jesuiten 
nach dreijähriger Thätigkeit 1588 wieder ausgewiesen, in Ungarn war ihre 
zweite Niederlassung 1586 erfolgreich; sie brachten manches vornehme Ge- 
schlecht zur alten Kirche zurück. 1637 gründeten sie eine eigene Universität 
in Tymau. 

Missionsthätigkeit dep Jesuiten. Bahnbrecher der Jesuitenmission 
wurde der rastlose Franz Xavier, der noch mehr als Ignatius es ver- 
stand, „allen alles zu sein u uud dabei seine eigene Persönlichkeit treu zu 
bewahren. Mit eisernem Willen verband er ein weiches Gemüt; intolerant 
war er nur im Dogma, gegen Unrecht, Gewalt und Ausbeutung jeder Art 
kämpfte er mit edler Entrüstung; er war aufs ernstlichste bemüht, die Ein- 
heimischen, ob Heiden oder Christen, gegen die Europäer zu schützen. Mit 
wunderbarer Schnelligkeit lernte er die asiatischen Sprachen beherrschen und 
der Länder Sitten und Bräuche erkunden. Er war seit 1542 thätig in Goa 
(überhaupt der vorderindischen Küste), in Japan und kurze Zeit noch in 
China (f 1552 in Macao). In den indischen Gebieten schlug nach seinem 
Tode die Mission Heiden, Juden und Thomas-Christen gegenüber rasch sehr 
gewaltsame Bahnen ein; als sie Anfang des XVII. Jahrhunderts mehr im 
Geiste Xaviers reorganisiert war, war die spanisch-portugiesische Macht schon 
schwer bedroht. In Ostasieu blieb dagegen die Jesuitenmission 
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tolerant und ging in der Anpassung an die einheimische Knltur (aueh 
im Dogma) über Xavier hinaus. Hier gewannen sie vor allem als Ver- 
treter europäischer Wissenschaft und Technik Boden nnd wussten in China 
sich die Gunst auch der Mandschu -Dynastie (seit 1651) und den ein- 
heimischen Christen deren Duldung lange zu erhalten; in Japan wurde, 
nachdem durch die Dai'iniö dem Mikado alle weltliche Gewalt entrissen und 
dem Ta'ikun zugefallen war, durch blutige Verfolgungen 1610 — 1638 das 
Christentum vernichtet und dann das Land den Europäern 
verschlossen. 

Die eigenartigste Leistung der Jesuitenmission ist der Indianerstaat in 
Paraguay, den sie unter spanischer Oberherrschaft in ihren r Reduktionen" 
schufen. Die Indianer, für die sie eine gemeinsame Sprache bildeten, wurden, 
von der übrigen Welt ganz abgesperrt, durch ihre jesuitischen Leiter, die 
ihnen als eine Art göttlicher Wesen erschienen, seit 1606 zu nicht er- 
schöpfender Arbeit angehalten, aber planmässig, als „Kinder mit Bärten", 
durchaus bevormundet. Als den Jesuiten 1759 die Leitung dieses „mechanischen 
Kunstwerks" entrissen wurde, ging auch das Christentum dieser Indianer 
verloren. — 1622 wurde zur Zentralisation der katholischen Missionsunter- 
nehmungen (auch der unter ketzerischen Christen) die Kardinalkongre- 
gation de Propaganda fide geschaffen und 1627 in Rom ein Missions- 
seminar (collegium urbanum) gegründet. 

§ 34. Calvin nnd seine Reformation. 

In Genf, das als Handels- und Industrieplatz bedeutend 
war, bereiteten die seit 1515 geführten, Wechsel vollen, opfer- 
reichen und leidenschaftlichen Kämpfe gegen den Herzog 
von Savoyen und den (dem savoyischen Geschlecht angehörigen) 
Bischof, sowie das Burgrecht mit Bern (1526 abgeschlos- 
sen) dem Abfall von der alten Kirche einigermassen 
den Boden (die Partei der städtischen Freiheit: „Eidgenossen", 
einer ihrer Führer Hugues; die savoyische Partei „Mameluken"). 
1535 errang, nachdem ein savoyischer Anschlag auf die Stadt 
misslungen war, die von dem fanatischen und zähen Südfran- 
zosen Guillaume Farel geführte evangelische Partei 
den Sieg, der katholische Kultus wurde abgeschafft, die Klöster 
aufgehoben. Gegen die Rüstungen Savoyens und des Bischofs 
leistete Bern bei Beginn des dritten Kriegs zwischen Franz I. 
und Karl V. Hilfe (s. S. 67), vor allem, um Genf nicht 
in die Hände Frankreichs kommen zu lassen (Anfang 1536). 
Es begnügte sich Genf gegenüber mit Erneuerung des Burg- 
rechts, das Genf in seinen auswärtigen Verbindungen von Berns 
Zustimmung abhängig machte, behielt Nord savoyen und 
Waadt und überliess Genf in einem ungenau formulierten 
Vertrage bisher savoyische Gebiete. 

Jean C a u ( 1 ) v i n , geb. 10. Juli 1509 zu Noyon in der Pikardie als Sohn 
eines bischöflichen Beamten, verlor seine Mutter sehr frühe. Er zeichnete 
sich früh durch herben Ernst und ausdauernden Fleiss aus. Seine Studien- 
kosten wurden durch eine Pfründe gedeckt, die er 12jährig erhielt. Nach 
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vierjährigem Studium in Paris war er 18jährig im Begriff, das eigentliche 
Studium der Theologie zu beginnen, als ihm sein Vater das juristische 
Studium auferlegte (in Bourges und Orleans), neben dem er aber humanistische 
Studien und die Lektüre der Bibel betrieb. Nachdem sein Vater, wegen eines 
Rechtsstreites mit dem Klerus exkommuniziert, 1531 gestorben war, kehrte 
er nach Paris zurück, wo er 1532 seine erste Schrift, einen Kommentar zu 
Seneca de dementia, veröffentlichte, und wandte sich durch eine „plötz- 
liche Bekehrung" der evangelischen Lehre zu. Mai 1534 legte 
er in Noyon seine geistlichen Würden nieder; der grausamen Verfolgung, 
welche Franz I. infolge der die herrschende Kirche rücksichtslos angreifenden 
„Plakate" (Oktober 1534) über die Neuerer verhängte (massenhafte und raffi- 
nierte Verbrennungen), entzog er sich durch die Flucht und hielt sich länger 
in Basel auf. Hier verfasste er die (Franz I. dedizierte) Institutio reli- 
gionis Christianae, die, März 1536 erschienen, seine religiös-kirchlichen 
Anschauungen im wesentlichen schon abgeschlossen zeigt. Als er 1536 nach 
Genf kam, nötigte ihn Farel, der sich selbst nicht die Kräfte zutraute, 
in der durch die langen äusseren und inneren Kämpfe zerrütteten und er- 
regten Stadt eine evangelische Kirchen- und Lebensordnung durchzuführen, z u 
bleiben (Juli 1536). Zunächst nur theologischer Lehrer, wurde Calvin bald 
auch zum Prediger gewählt. Mit jugendlichem und doktrinärem Ungestüm 
suchte er Genf zu einer in der Lehre durchaus gleichförmigen, in ihrer strengen 
Sitten- und Kirchenzucht von der weltlichen Obrigkeit unabhängigen Gemeinde 
Hinzuschaffen. Aber bei den Streitigkeiten, die darüber ausbrachen, gewann 
die Gegenpartei in den städtischen Wahlen die Oberhand. Da Calvin und 
Farel ihre kirchliche Thätigkeit in herausforderndem Widerspruch zu den 
Beschlüssen des Rates teils fortsetzten, teils einstellten, wurden sie durch 
Beschluss der Bürgerversammlung Ende April 1537 ausge- 
wiesen. Farel nahm eine Anstellung in Neuenburg, Calvin die Stellung 
eines Geistlichen der französischen Gemeinde (meist Flüchtliuge) in Strassburg 
an. Er trat jetzt der deutschen Reformation näher, beteiligte sich im Auftrag 
Strassburgs an den Religionsgesprächen zu (Hagenau-) Worms und Regensburg 
und unterschrieb die Confessio Augustana von 1540 („Variata"). In der Abend- 
mahlslehre nahm er schon früher eine Stellung ein, die gewissermassen zwischen 
Luther und Zwingli vermittelte ; die für ihn und seine strengen Anhänger so 
bedeutungsvolle Lehre von der Prädestination bildete er noch mehr aus. In 
Genf wurde die Calvin geneigte Partei („Gnillermins") infolge ihrer unver- 
söhnlichen Haltung unterdrückt (Anfang 1539), die renitenten Lehrer und 
überhaupt alle renitenten Fremden ausgewiesen. Aber bald kam es, nachdem 
Angehörige der herrschenden Partei einen für Genf sehr nachteiligen Vertrag 
mit Bern leichtsinnig abgeschlossen hatten („Artichauds u - Artiknlanten), zu 
neuen Unruhen, die mit dem Sieg der GuiUermins endeten. Rat und Gemeine 
beriefen Oktober 1540, um für den Ausgleich mit Bern sich Basel und 
Zürich günstig zu stimmen, sowie wegen des Mangels einer kirchlichen 
Ordnung Calvin zurück; aber er kam erst September 1541. — Der Streit 
mit Bern wurde 1544 in einer für Genf überwiegend vorteilhaften Weise 
beigelegt 

Calvin führte seit 1541 in aufreibender Arbeit die Umge- 
staltung des kirchlichen und bürgerlichen Lebens 
von Stadt und Land Genf durch und behauptete, von einer 
stets wachsenden Zahl meist französischer Flüchtlinge, 
deren Aufnahme ins Bürgerrecht er erwirkte, unterstützt, 
seine harte Herrschaft in s c h o n u n g s 1 o s e m K a m p l'e g e g e n 
diejenigen Bürger, die dem einzelnen ein gewisses Mass selb- 

Lehrbuch d. Weltgeschichte. Neue Zeit. 7 
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ständiger und freier Lebensführung wahren wollten (später mit 
ungerechter Verallgemeinerung „Libertins") und gegen 
andersdenkende Theologen. Kr betrachtete sich als das 
berufene Werkzeug des Herrn und jeden Widerspruch oder Tadel 
als schweren Frevel. iSeine Unduldsamkeit bethätigte er am 
schroffsten gegen den Dreieinigkeit und Prädestination be- 
kämpfenden Spanier Miguel Servet. Kr denunzierte ihn 
zuerst dem Inquisitor von Lyon, liess ihn dann, als er auf der 
Flucht nach Genf kam, verhaften, anklagen und wegen Ketzerei 
— freilich mit Billigung der meisten protestantischen Theologen 
jener Zeit — verbrennen Oktober 1553). Die Häupter der 
Gegenpartei wurden, nach einem kleinen Putsch, in gericht- 
lichem Verfahren teils hingerichtet, teils verbannt (1555). Die 
Strafpflege war überhaupt äusserst hart und übereifrig (beson- 
ders viele Hinrichtungen wegen Zauberei). Calvins 1547 end- 
gültig angenommene Ordonnances ecclesiastiques über- 
wiesen die Handhabung der Kirchenzucht, die die Lebensführung 
bis ins einzelnste regelte und durch eine Art Spionage und 
Denunziation beaufsichtigte, dem aus den (5 Stadtgeistlichen 
und 12 alljährlich gewählten Laienältesten („Presbytern") be- 
stehenden Consistorium. Dieses Sittengericht konnte seine 
höchste Strafe, die der Exkommunikation, nur mit Anzeige an 
den Rat verhängen, dem allein bürgerliche Strafen zustanden. 

Grosse Sorgfalt wandte Calvin der Schaffung von 
Hospitälern und Schulen zu. Die Genfer Akademie 
(1551* gegründet), deren Studenten alle die Lehre von der Prä- 
destination unterschreiben mussten, übertraf an Ernst der Lebens- 
führung und des Studiums bald die deutsch - protestantischen 
Universitäten und wurde die theologische Hochschule fin- 
den westeuropäischen Protestantismus, dem Calvins 
Geist überhaupt seinGe präge gab. Das „protestantisch e 
Rom" wurde dessen Mittelpunkt; die starke Betonung des 
Alten Testaments, noch mehr die Lehre von der Prädestination 
verlieh den Anhängern des westeuropäischen Protestantismus 
ihren tiefen und wirksamen Hass gegen die alte Kirche, ihre 
Zähigkeit und Festigkeit im Dulden und Kämpfen für die neue 
Lehre den feindlichen Staatsgewalten gegenüber; die strenge 
Zucht Calvins erhöhte die Kräfte der protestantischen Minori- 
täten im Angriff und in der Verteidigung. Schon Calvin selbst 
erstrebte und pflegte möglichst enge und rege Verbindung mit 
den Protestanten anderer Länder. Nach seinem Tode (21. Mai 
15(54) setzte Theodor Beza, ebenfalls ein Franzose, sein 
Werk fort. Die dogmatische Einigung mit der deutsch- 
schweizerischen Reformation, schon 1549 durch den 
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consensus Tigurinus, der das Abendmahl betraf, vorbereitet, wurde 
durch die (von Bullinger verfasste) zweite helvetische Kon- 
fession 15(><j erzielt. Dieser traten auch bald die Schotten, 
Ungarn, Franzosen und Polen bei. Auch im deutschen Reiche 
gewann der Calvinismus Boden, in abgeblasster Form zuerst 
in der Kurpfalz (150;), Heidelberger Katechismus, der die Frage 
der Prädestination ganz übergeht). Bezeichnung für die Anhänger 
Calvins wurde der Name „Reformierte" erst gegen Ende des 
Jahrhunderts, indem in Deutschland die Calvinisten die von 
ihnen erstrebte Umformung lutherischen Kirchenwesens als „re- 
formare ecclesias" bezeichneten und sich den Lutheranern gegen- 
über der „wahren, rechten Reformation" rühmten. 



Kapitel X. 

Die Anfänge der politischen Kämpfe zwischen 
Katholicismus und Protestantismus in West- 
europa. 

§ 35. Die Niederlande und Spanien bis 1567. 

Die Niederlande unter Karl V. Verfassung und kirchliche 
Zustände. Karl erwarb Friesland (1515), das Bistum Utrecht und die Herr- 
schaft Ober-Yssel (1527), Geldern und Zütphen (1543). Das deutsch-nieder- 
ländische Gebiet war doppelt so gross als das wallonische. „Die 17 Pro- 
vinzen", nach Geschichte, Recht und Verfassung, wie an Grösse sehr ver- 
schieden, hatten den Herrscher, bezw. den ihn vertretenden G 'eneralstati kalter 
gemeinsam; zu einer staatlichen Einheit wurden sie auch durch drei Kollegien : 
Staatsrat, Geheimen Hat, Finanzrat. Der Monarch ernannte für einzelne Länder 
oder Ländergruppen Statthalter, iin ganzen elf; Brabftnt und Mecheln standen 
unmittelbar unter der Zentralregierimg ; nach der Zahl der Landstände waren 
es 20 Provinzen. Für 7 Provinzen gab es auch einen höchsten Gerichtshof. 
Eine gemeinsame ständische Vertretung durch „Generalstaaten" ward 
augebahnt; die Monarchen beriefen wiederholt Vertreter wenigstens der meisten 
Provinzialstände zusammen, um mit ihnen den die einzelnen treffenden Teil 
des aufzubringenden Gesamtbetrags vorläufig festzusetzen, andrerseits er- 
strebten die Stände für sich eine gemeinsame Verwaltung des Ertrags einer 
derartigen Gesamtsteuer , wie die meisten Provinzialstände einzeln das Recht 
hatten, die von ihnen bewilligten Steuern umzulegen und zu erheben. 1558 
wurde die generalstaatliche Verwaltung einer auf nenn Jahre bewilligten 
Steuer durchgesetzt, lieber den bnrgundi sehen Vertrag s. S. 74. 
Die Franche-Comte war ganz für sich. Karl V. hatte einen grossen Teil der 
für seine Politik nötigen Geldmittel aus den Niederlanden, seinem „wahren 
Indien", gezogen; ihre Grenzstriche waren durch die Kriege auch unmittelbar 
schwer betroffen worden. Die Provinzen waren, als er abdankte, finanziell 
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erschöpft, die Stände weiteren nicht durch die eigenen Interessen des Landes 
gebotenen Bewilligungen abgeneigt. 1 >ie licvülkerung schätzt man auf 
3 Millionen (Frankreich 12. Spanien 10 Millionen). 

Luthers Schrift™ und Ideen hatten in den Niederlanden frühen Eingang 
und Anklang ^efninlen; ihre eifrigsten Vertreter waren Augustiner (zwei, 
Heinrieh Voes und Johann v. Kssen, wurden die ersten Märtyrer des neuen 
Glaubens 1. Juli 1523). Karl bethätigte hier seine Gesinnung rücksichtslos; 
er stellte der bischöflichen seit 1523 eine landeshen-liche, vom Papst autori- 
sierte Inquisition zur Seite; sein letzes Plakat ron 1550 erklärte für todes- 
würdige Verbrechen sogar die Unterlassung der Denunziation eines Ketzers 
und das Disputieren von Laien über den Sinn von Bibelstellcn. Die Anzeige 
wurde mit der Hälfte des eingezogenen Vermögens der Ketzer belohnt. Aber 
trotz umfassendster Verfolgung und durch sie hervorgerufener zahl- 
reicher Auswanderung (insbesondere nach England) wurde die Ketzerei 
nicht ausgerottet ; nur wurde das Luthertum immer mehr verdrängt 
zuerst durch das W ied ertäuf ertum, später durch den Cal- 
vin i s m u s , der in Handwerker- und Kaufmannskreisen, zuerst der wallonischen 
Provinzen. Hoden gewann. Der Adel blieb der Reformation ziemlich lange 
fern. Die Ketzerverfolgung wurde auch von Altgläubigen verabscheut. Philipp 
ordnete mit päpstlicher Genehmigung eine neue k irchliche Einteilung der Nieeler- 
lande an, die bestimmt war sie auch kirchlich vom Reiche zu trennen: 15 
(statt 4) Bistümer unter 3 einheimischen Erzbistümern, worunter Mecheln als 
Primat. Einem Teil dieser Bistümer sollten reiche Abteien inkorporiert werden, 
durch diesen „ Unionsplan* wurde dem Adel gute und bequeme Versorgung 
von Augehörigen, sowie ein Teil seiner Stimmen in den Ständen entzogen ; die 
Uebertragung von Stimmen an die vom Regenten ernannten Bischöfe erschien 
auch als Beeinträchtigung der ständischen Freiheit. 

Widerstand gegen die Inquisition und die Plakate. 
Organisation der Protestanten 1559—1567. Philipps Per- 
sönlichkeit und Regierungsweise musste den Niederländern immer 
mehr als Fremdherrschaft vorkommen. Er b e t r a c h t e t e 0 a s t i 1 i e n 
als Mittelpunkt, von dem aus er, mit Rat und Hilfe von 
(■astiliern (mit Ausnahme des Ministeriums Granvella's, 1579 bis 
1587), in bureaukratischer Arbeitsamkeit und Bedächtigkeit, nicht 
selten zögernd und mit seinen Entschlüssen dem Gang der Dinge 
nachhinkend, aber in seinen Hauptplänen, vor allem in seiner 
Rachsucht, zäh, seine Reiche verwaltete. Philipp hatte, wie sein 
Vater Karl, viel Interesse und Verständnis für Wissenschaft, 
vor allem für Mathematik, Astronomie, Geographie und Natur- 
wissenschaften, die damals in Spanien rege und in selbständiger 
Weise gepflegt wurden (hier auch botanische Gärten früher als 
in Frankreich oder Deutschland). Aber der Mangel an Verständ- 
nis und Schonung für die Interessen des Erwerbs und Handels, 
der seiner ganzen Regierung eigentümlich ist, musste ihm die 
betriebsamen Niederländer entfremden. Das Ziel seiner inneren 
Politik war allerdings nicht offener Absolutismus, aber Herab- 
drüching der ständischen Freiheiten und Jtechte zu kraftlosem 
Scheine. In Spanien hatte er bis 15(50 durch verschärfte und 
vermehrte Verwendung der Inquisition die, hier auf kleinere 
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konventikelartige Kreise beschränkte, refonnatorische Bewegung 
unterdrückt (feierliche Autos da fe). 

Als Philipp 1559 die Niederlande verliess, ernannte er zur 
Generalstatthalterin seine Halbschwester Margarete, 
Gemahlin des Herzogs Ottavio Farnese von Parma, Tochter 
einer nicht vornehmen Niederländerin. Margarete verfolgte eifrig 
die Ketzer, hierin vom Staatsrat, insbesondere auch lange von 
dessen Mitgliedern, Wilhelm von Oranien, Statthalter 
von Holland-Seeland und Utrecht, und Lamoral Graf 
von Egmont (geb. 1521), Statthalter von Flandern (später 
auch Artois), unterstützt. Wilhelm („taciturnus"), geb. 1533, als 
Graf von Nassau-Dillenburg deutscher Reichsstand, war bis zum 
11. Jahre lutherisch, dann am Hofe Karls katholisch erzogen 
worden. Die Abberufung der spanischen Truppen wurde endlich 
Dezember 1560 vollzogen. Gegen den „Unionsplan" opponierte 
vor allem Brabant, 1564 gab ihn die Regierung auf, ebenso die 
Schaffung eines Bistums Antwerpen. Die zunächst vom Adel 
ausgehende Opposition gegen den Unionsplan richtete 
sich bald überhaupt gegen die Vermehrung der Bis- 
tümer; man fürchtete von ihr eine Erhöhung der Macht 
der Hierarchie und, vom Oranier darin bestärkt, Befreiung der 
bestehenden Inquisitionen von der Einschränkung durch provin- 
ziale oder munizipale Sonderrechte oder gar Einführung der 
spanischen Inquisition. Diese Furcht beherrschte vor 
allem die Volksmassen, die aber bei weitem mehr der 
Hierarchie abgeneigt als protestantisch waren. Dem im Staats- 
rat von Oranien u. a. schon 1562 ausgesprochenen Verlangen 
nach General Staaten, die auch befugt sein sollten, die 
kirchlich - politischen Fragen zu regeln, hatte von Anfang an 
der jüngere Granvella, Anton Perrenot, seit 1540 Bischof 
von Arras, 1560 Erzbischof von Mecheln, 1561 Kardinal, Mit- 
glied des Staatsrats und thatsächlicher Leiter der „Consulta", 
eines Ausschusses des Staatsrats, widerstrebt. Granvella 
war dem Hochadel auch als stolzer Mann bürgerlicher Abkunft 
zuwider, der Generalstatthalterin, weil er von Philipp insgeheim 
mit ihrer Beaufsichtigung betraut war. Infolge der Beschwerden 
des Hochadels und der Steuerverweigerung der brabantischen 
Stände berief Philipp nach längerem Zögern Granvella 
März 1564 ab. Die Opposition gegen Granvella hatte es dem 
Protestantismus ermöglicht, sich, trotz scharfen Vorgehens der 
Regierung, freier zu bethätigen; nach Granvellas Abberufung 
stiess die Inquisition immer mehr auf Schwierigkeiten. Der 
finanziell schwer bedrängten Generalstatthalterin empfahl das 
den Staatsrat beherrschende „Triumvirat 4 *: Oranien, Egmont und 
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Graf Philipp von Horn, Berufung konstituierender General- 
staaten. Egmont ging Anfang 15(35 nach Spanien, um dem König 
diese Massregel und Milderung der Religionsedikte zu empfehlen. 
Der gegen Ende des Jahres eiu trennende Entschluss des Küttigs 
versagte Berufung von Generalstaaten, solange die Angelegen- 
heiten der Religion nicht in sicheren Stand gebracht seien, und 
jede Milderung der Religionsedikte. Nur sollten die Hinrichtungen 
nicht mehr öffentlich stattfinden. Auf Verlangen der Triumvirn 
veröffentlichte Margarete die königliche AVillensmeinung, wobei 
sie auch Durchführung der Tridentiner Dekrete verlangte. Die 
Triumvirn, überhaupt die meisten Statthalter, drohten, falls eine 
alsbaldige Durchführung versucht werde, abzudanken. 

Der zweitjüngere, lutherische Bruder des Oraniers, Graf Lud- 
wig von Nassau f hatte schon vorher an einem Bund des niederen 
und mittleren Adels gearbeitet, der jetzt, der Mehrzahl nach Katho- 
liken, hervortrat; dagegen konnte der Oranier vom Hochadel nur 
Horn zu einem aktiven Vorgehen gegen Philipps Verordnungen 
gewinnen. Gemäss dem Kompromiss von Breda (Schloss des 
Oraniers), dessen Allianzakte der calvinistische Brabanter Philipp 
Mamix von St. Aldegonde entworfen hatte, verpflichteten sich 
die Glieder des Adelsbundes, für Abschaffung der Inquisition und 
der Plakate zu wirken und einander dabei mit Leib und Gut 
beizustehen. Eine vom Grafen Ludwig verfasste Eingabe, die 
auch Berufung von Generalstaaten verlangte, wurde 5. April 156(j 
von etwa 600, zumeist schwerverschuldeten, Adligen („Geusen") 
der Regeutin überreicht. Da deren Soldtruppen unzuverlässig 
waren, gab sie vorübergehend, aber nicht grundsätzlich nach, in- 
dem sie bis zur königlichen Entscheidung den Inquisitoren 
Mässigung und Milde empfahl. Die calvinistischen Prediger 
hielten nun aufreizende Predigten im Freien vor Massen, die 
sich durch Wagenburgen deckten, in Flandern, Brabant, bald 
auch in Holland-Seeland, Utrecht, Geldern, Oberyssel; der Ver- 
such, zwischen dem Adelsbund und den in einem „Verband der 
Konsistorien" znsammengefassten protestantischen Gemeinden 
ein Zusammengehen zu bewirken, entzog dem Adelsbund die 
meisten der katholischen ( nieder. Vollends die von Minder- 
heiten der Bevölkerung im August, zuerst in Flandern (z. B. 
Antwerpen, Gent), Brabant (z. B. Valenciennes), dann auch in 
Holland -Seeland, Utrecht verübten wüsten Bilderstürme 
niussten auf die Dauer die Gegner der Regierung mindern und 
schwächen; der Adelsbund löste sie Ii auf; Margarete konnte 
im ersten Schrecken gemachte Zugeständnisse nach und nach 
abschwächen, da ihre finanzielle und damit auch ihre militärische 
Lage sich besserte; wüstes Treiben geringer und besitzloser 
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Leute machte sogar die Gemässigten und Besitzenden unter den 
Oalvinisten bedenklich, Widerstand und Erhebung wurde 
niedergeschlagen, ein Söldnerhaufen des wilden Brederode 
zerstreut und Valenciennes schwer gezüchtigt. Der (seit Mitte 
1566 offen lutherische) Oranier, dem sich zu revolutionärem 
Vorgehen der grösste Teil des Hochadels versagte, sowie die 
Hoffnung auf Unterstützung seitens der französischen Hugenotten 
und der protestantischen Reichsstände fehlschlug, erkannte die 
Unzulänglichkeit der in den Niederlanden zur Aktion bereiten 
Kräfte und ging Anfang April 1567 nach Deutschland. 
Ende Mai erliess die Regentin schwere Strafedikte, die Todes- 
strafe z. B. für die Veranstalter von Predigtversammlungen und 
die Mitglieder der Konsistorien festsetzten; viele Strafgerichte 
wurden vollzogen , Tausende wanderten aus. Die Lande waren 
beruhigt, und die Regentin hatte von Philipp schon das Recht, 
zu begnadigen, verlangt, als der Herzog Alba, den abzu- 
senden Philipp sclion Herbst 1566 beschlossen hatte, vom König 
mit ausserordentlichen Vollmachten, auch politischen, versehen, 
von der Lombardei aus Ende August 1567 mit seinem Heere in 
Brüssel einzog. Margarete , der Philipp die ihm erwünschte 
Entlassung nur zögernd gewährte, begab sich Ende dieses Jahres 
nach Italien. 

§ 36. Aufstand der Niederlande bis 1585. 

Albas Schreckensregiment 1567 — 73. Gemäss der könig- 
lichen Weisung, durch Hinrichtung einer grösseren Zahl der 
Schuldigsten aus dem Volke wie „gewisser Anführer" die Allein- 
herrschaft der katholischen Kirche, die Durchführung der Bis- 
tumsordnung und die Entrechtung der Stände und Städte vor- 
zubereiten, liess Alba Anfang September Horn und Egmont, 
der in kurzsichtigem Vertrauen auf seine loyale und gutkatho- 
lische Gesinnung im Lande geblieben war, verhaften und setzte 
ein Ausnahmegericht ein. Dieser „Rat der Unruhen" war 
bestimmt, Empörung, Bilderstürmerei, bewaffnete Begleitung der 
Prediger, Zugehörigkeit zu den Konsistorien, später auch, trotz 
einer von Margarete erteilten Amnestie, Zugehörigkeit zum 
Adelsbund mit Tod und Konnskation zu bestrafen. Er begann 
mit umfassenderen Verhaftungen erst, nachdem die Leute in 
Sicherheit eingewiegt waren; seine Opfer beliefen sich dann 
rasch auf Hunderte („Blutrat"). An Horn und Egmont 
wurde das Todesurteil, das Egmont gegenüber auch formell 
nicht berechtigt war, 5. Juni 1568 vollzogen. Uranien war 
kurz vorher verbannt und seine Güter eingezogen worden. Sehr 
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viele Niederländer, auch Katholiken, flüchteten sich vor diesem 
Gewaltregiment, viele wurden verbannt; der Blutrat fällte 
auch manche Urteile, um die Kassen der Regierung, noch mehr 
aber, um die eigenen zu füllen. 

Einfälle f die des Oraniers Brüder an der Ostgrenze (Sieg 
Ludwigs und Tod Adolfs von Nassau bei Heiligenlee, gänzliche 
Niederlage bei Jemmingen), dann der Oranier selbst an der Maas 
mit Söldnerhaufen machten, um sich an geeigneten Orten fest- 
zusetzen, scheiterten. Eine auch von den geistlichen Kurfürsten 
verlangte Intervention Maximilians wies Philipp schroff ab. Die 
schweren neuen Steuern, die Alba den Provinzen auf- 
erlegte, vor allem die Besteuerung jeden Warenumsatzes, 1 ) das 
entsetzliche Treiben der 40000 Söldner, denen sehr 
bald der Sold nicht mehr bezahlt wurde, die allgemeine Miss- 
wirtschaft riefen 1571 Widerstand, 1572 offene Empö- 
rung mancher Städte hervor. Nachdem die seit 1568 
sich regenden „Meergeusen", die von englischen, deutschen 
und französischen Häfen aus Kaperei trieben, sich 1. April 
1572 in Brielle festgesetzt hatten, ergriff der Aufstand 
die meisten Plätze von Holland und Seeland; Juli 
wurde Oranien von den Ständen zum Statthalter von 
Holland, Seeland, Westfriesland und Utrecht er- 
nannt; zwar misslang der Angriff des Oraniers und Ludwigs 
gegen die südlichen Provinzen, da die französische Hilfe aus- 
blieb, aber Oranien säuberte bis Ende d. J. Holland von spani- 
scher Besatzung; der Heldenmut, mit dem Harleem sich ver- 
teidigte, und das Schicksal der Bürger nach dem Fall der Stadt 
zeigten, wie hartnäckig und unversöhnlich der Kampf von nun 
an geführt wurde, und wie verwildert die spanischen Söldner 
waren. Alba wurde, nach einem Misserfolg seines Sohnes vor 
Alkmaar, Ende 1573 abberufen. 

Zunahme des Abfalls von Spanien. 1573—78. Sein 
Nachfolger Don Louis Requösens y Zunlga (f März 
157*)) zeigte sich, von religiöser Intoleranz abgesehen, mild, 
aber der Freiheitssinn war schon zu stark entwickelt und der 
Calvinismus in den aufständischen Provinzen zu mächtig 
(Organisation durch eine Dordrechter Synode 1574); 



') Alba übertrug: damit die kastilisehe A 1k ab al a auf die Niederlande, 
dort war sie aber weniger lästig, weil sie meistens in eine von den Gemeinden 
zu bezahlende Pauschalsumme (encabaziamento) umgewandelt wurde und der 
Handel weit weniger entwickelt war. Alba forderte von jedem Umsatz (auch 
zum unmittelbaren Verzehr) 10%, von der Ausfuhr anfangs 10, später 3 l /3% 
des Preises. Als beständige indirekte Steuern sollten sie auch das Steuer- 
bewilligungsrecht der Stände wirkungslos machen, 
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auch wurde Requesens durch den Geldmangel der spanischen 
Zentralregierung und die zum Teil damit zusammenhängende 
Zuchtlosigkeit seiner Söldner vielfach gehemmt. Oraniens Brüder 
Ludwig und Heinrich, deren Rüstungen Frankreich mit Geld 
unterstützt hatte , unterlagen und fielen auf der Mooker Heide 
(bei Nym wegen) April 1574, aber Legden behauptete sich und 
wurde nach seiner Entsetzung (Oktober 1574) zur Belohnung 
Sitz einer calvinistischen Universität. Holland-Seeland 
sagten sich Ende 1575 von Philipp los, und in der 1576 
festgestellten holländisch-seeländischen , wesentlich republikani- 
schen Bundesverfassung wurde die kirchliche Alleinherr- 
schaft des Calvinismus festgesetzt, jedoch immerhin 
individuelle Gewissensfreiheit gewährt. Der für seine Person 
tolerante Oranier war schon 1573 Calvinist geworden. 

Don Juan d'Austria, der Sieger von Lepanto(s.S. 1 l(i), 
von Philipp erst 1. September 1576 zum Nachfolger ernannt, 
erschien im November. Unter dem Zwischenregiment des 
Staatsrats, dem nur noch ein Spanier angehörte, war die wirk- 
liche Macht immer mehr in die Hände der Staaten und grösserer 
Städte, bezw. deren Bürgermilizen oder Soldtruppen gekommen. 
Die entsetzlichen Unthaten der meuterischen Söldner 
(Ueberfall der Stadt Alost und „spanische Furie" in Ant- 
werpen 4. November) begünstigten die Pläne des Oraniers. 
Die treugebliebenen Provinzen verlangten schon seit einiger 
Zeit Entfernung der ausländischen Truppen und Beamten, sowie 
Ausgleich mit den aufständischen Provinzen. Auf einer Ver- 
sammlung von Generalstaaten kam 8. November 1576 die 
Genter Pacifikation zu stände, in der elf bis jetzt treu- 
gebliebene Provinzen mit Holland-Seeland sich verbanden, um 
durch eine gemeinsame Armee die fremden Söldner zu ver- 
treiben. Dann sollten Generalstaaten aller Provinzen eine end- 
gültige Ordnung treffen, einstweilen wurde die Herrschaft der 
calvinistischen Kirche in Holland- Seeland , die der katholischen 
in den anderen Provinzen gegenseitig zugesagt und der Oranier 
als „Statthalter des Königs" in den aufständischen anerkannt. 
Aber die Mehrheit der Brüsseler Generalstaaten 
schloss Februar 1577 mitDonJuaneineAbmachung, 
das „ewige Edikt". Juan sagte Besetzung aller Be- 
hörden nur mit Einheimischen und unverzügliche 
Abführung der fremden Truppen zu, die Staaten 
verpflichteten sich eidlich zur Aufrechterhaltung der 
katholischen Religion „in allem und überall" und 
der königlichen Autorität. Jedoch die eigenmäch- 
tige Ungeduld Juans, der Namur besetzte (Juli 1577), die 
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abgezogenen Söldner zurückrief und die Brüsseler Generalstaaten 
vor die Wahl stellte, ihm gegen Holland und Seeland, die dem 
ewigen Edikt widerstrebten, beizustehen oder als Rebellen be- 
handelt zu werden, bestimmte die Brüsseler General- 
staaten, den Oranier herbeizurufen; der so sich er- 
neuernden Vereinigung traten vier weitere Provinzen bei. Die 
gemässigt- katholische und aristokratische Mehrheit, keineswegs 
gewillt, Philipps Regierung ganz abzuschütteln, berief dessen 
Neffen, den Erzherzog Matthias, als Generalgouverneur (bis 1581), 
aber der Oranier bewirkte, auf die bewaffneten Bürgerschaften 
sich stützend, seine Ernennung zum Statthalter von Brabant und 
Anfang 1578 zum Generallieutenant des Erzherzogs und erwarb 
sich auch mit Hilfe städtischer Revolutionen die Herrschaft in 
einem Teil Flanderns. In Flandern kam es, wider den Willen 
Oraniens, zu Klöster- und Kirchenstürmen und Gewaltsamkeiten 
calvinisti scher Prediger. Matthias wurde weder von Philipp 
noch von Holland- Seeland jemals als General Statthalter anerkannt. 
Juan schlug Anfang 1578 das generalstaatliche Heer bei Gem- 
blonx schwer und richtete eine Gegen regierang in Löwen ein. 
Johann Casimir von der Kurpfalz kam den Generalstaaten mit 
einem Heere, das er mit englischem Geld aufgebracht hatte, 
zu Hilfe, richtete aber nichts aus. Dagegen starb Juan, dem 
Philipp wegen hochfliegender und selbständiger Pläne (Erwerb 
der englischen Königskrone durch Befreiung und Hand der 
Maria Stuart) misstraute und nicht genügende Mittel gewährte, 
Oktober 1578. 

Beginn der Trennung* der Niederlande in spanische und 
freie. Sein Nachfolger Alexander von Parma (Farnese, Sohn 
Margaretens) verschaffte der spanischen Herrschaft, die auf 
Namur und Luxemburg beschränkt war, durch staatsmänni- 
sche Klugheit und ausserordentliche Feldherrn- 
kuns t wieder immer mehr Boden. Er gewann die w a 1 1 o n i- 
schen Provinzen Hennegau, Artois und französisch Flandern, 
die Anfang 1579 die Union von Anas zur Wahrung der 
Alleinherrschaft der katholischen Kirche geschlossen hatten, zum 
Friedensschluss mit Spanien, indem er den Ständen bedeutende 
Zugeständnisse machte; während des Kölner Friedenskongresses, 
auf dem Beauftragte Kaiser Rudolfs zwischen Philip]) und den 
Generalstaaten mit. deren Zustimmung zu vermitteln vergeblich 
sich bemühten, setzte Farnese den Krieg fort und nahm Mastricht 
und Valenciemies. Innerhalb der nur noch zwölf Provinzen 
umfassenden Vereinigung der G euer a 1 s t a a t e n b i 1 d e t e sie h 
ein Sonderbündnis: die Utrechter Union, die Ende 
1579 die sieben germanischen Provinzen: Holland, Seeland, 
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Utrecht, Geldern, Groningen, Friesland und Oberyssel zusammen- 
fasste. Auf ewig geschlossen, verbürgte sie Holland und Seeland, 
wo die calvinistische Religion allein herrschte, das Hecht in 
Sachen der Religion nach eigenem Gutdünken zu verfahren; schon 
deshalb war sie auf unbedingten Kampf gegen Philipps 
Herrschaft gerichtet. (Kurze Zeit gehörten ihr auch Städte 
der mittleren Provinzen an.) Farnese brachte 1580 Groningen, 
Drenthe und einen Teil von Oberyssel in seine Hand. Oranien 
wurde März 1580 von Philipp geächtet und seinem Mörder eine 
hohe Geldbelohnung und Erhebung in den Adel zugesichert; die 
Generalstaaten (noch neun Provinzen) erklärten Mitte 1581 Philipp 
seiner Herrschaft über die Niederlande verlustig und beriefen den 
Herzog von Anjou (der schon einmal einige Monate 1578 — 79 
„Verteidiger der Freiheit der Niederlande" gewesen war) zu 
ihrem, freilich sehr eingeschränkten, Herrscher. Aber infolge per- 
sönlicher Unfähigkeit und unzureichender Unterstützung seitens 
Frankreichs vermochte er nicht, die militärischen Fortschritte 
Parmas zu hemmen, sein Versuch, sich auch Antwerpens zu un- 
beschränkter Verfügung zu bemächtigen, scheiterte an der Tapfer- 
keit der Bürger, und er zog sich 15S3 zurück. Wilhelm von 
Oranien, gegen den sechs frühere Attentate missglückt waren, 
wurde Mitte 1584 in Delft ermordet; Parma eroberte 
1584 die vier flandrischen Hauptstädte, 1585 Brüssel und nach 
gewaltigem Bela/jerungskampf Antwerpen. Er bewilligte den 
Städten milde Bedingungen, legte ihnen aber Alleinherrschaft 
der katholischen Kirche auf; die protestantischen Einwohner 
erhielten längere Frist zur Auswanderung. In schwerer Be- 
drängnis zeigten sich die aufständischen Niederländer bereit, sich 
unter Frankreichs oder Englands Oberherrlichkeit zu stellen. 
Sie erkauften sich eine ziemlich geringe Truppenhilfe 1585 von 
England, dadurch, dass sie Elisabeths Günstling Leicester als 
Generalstatthalter annahmen, der sich aber ebenso unfähig als 
eigennützig erwies und Ende 1587 heimkehrte. Moritz von 
Oranien (geb. 15(>7), seinem Vater in der Kriegskunst 
überlegen, aber konfessionell intolerant, und J a n v a n 0 1 d e n- 
barneveldt waren bemüht, durch Aufbieten und Zusammen- 
fassen aller Kräfte die Spanier aufzuhalten und zurückzudrängen. 
Dabei kam ihnen die umfassende Interventionspolitik 
Philipps seit 15SS zu statten, dann auch der Tod Far- 
neses (Ende 1592). 

§ 37. Frankreich nnd die Hugenotten bis 1585. 

Vorgeschichte und Beginn der Religionskriege. Unter 
Heinrich IL (1547—15510, Gemahl der Katharina von Medici, 
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wuchs mit der Zahl der Opfer der Verfolgung, die immer 
heftiger Wirde (das letzte Edikt Mitte 1557 setzte pein- 
volle Todesstrafe auf jedes Gespräch über dogmatische Fragen 
und auf den Besuch Genfs), auch die Zahl zum Martyrium be- 
reiter Bekenner des Evangeliums, lange zumeist Leute niederen 
Standes ohne ausgestaltetes Bekenntnis. Nach und nach 
gewannen Calvin und seine Lehren massgebenden 
Einfluss, und die „Hugenotten 14 1 ) schufen sich seit 
1555 ein Bekenntnis und eine Organisation (1559 erste 
National- oder Geueralsynode), die angesichts der Feindschaft 
der Staatsgewalt eine freiere war, als in Genf. Die erste Kon- 
stitution jeder Gemeinde erfolgte, indem sie sich durch Wahl 
ein gemischtes consistoire schuf, das aber dann seine Laienmit- 
glieder durch Kooptation ergänzte, während die Geistlichen von 
der Provinzialsynode ernannt wurden. In der letzten Zeit vor 
seinem plötzlichen Tode trug sich Heinrich mit dem Gedanken, 
gemeinsam mit Spanien Genf zu bekriegen. Unter der kurzen 
Regierung seines noch unmündigen Sohnes Franz II. (1560) 
schalteten dieHauptgegner der Reformation, die Brüder 
G u i s e , deren Vater der zweite Sohn des Herzogs Renatus von 
Lothringen (s. II. S. 228) war, der Herzog Franz (15(53 er- 
mordet) und der Kardinal Karl von Lothringen als die wirk- 
lichen Herrn Frankreichs (1501 schloss sich ihnen der 
Connetable von Montmorency zur Verteidigung der gefährdeten 
Religion an, „Triumvirn"). Den H u g e n o 1 1 e n hatten sich aber 
auch schon viele Edelleute angeschlossen, teils aus Ueber- 
zeugung, teils aus Lust zu den Kirchengütern und Opposition 
gegen das königliche Regiment bezw. die „fremden" Guise. Die 
vornehmsten Häupter des reformierten Adels waren A n t o i n e 
von Bourbon, durch seine Heirat mit Jeanne d'Albret 
König von Navarra (und B6arn), der jedoch 1561, in eitler Hoff- 
nung, von Philipp II. das südliche Navarra zu erhalten, zum 
alten Glauben zurücktrat (f 1562), und dessen Bruder Louis 
von Conde, das Brüderpaar Gaspard de Ooligny, seit 1552 
Admiral von Frankreich, und Franz von Chatillon d ' A n d e 1 o t. 
Die Hugenotten waren jetzt auch eine politische Partei. Nach 
dem Sieg über die zunächst gegen sie gerichtete Verschwörung 
von Amboise, eine Vereinigung hugenottischer und altgläubiger 



M Dieser zuerst von den Gegnern gebrauchte und 1557 nachweisbare 
Name beruht wohl auf einer Uebertnufuni? der Genfer Parteibezeichnung; 
eiirnots; in Frankreich selbst betrachtet man den Namen als dort oripinär 
entstanden und führt ihn darauf zurück, dass die geheimen nächtlichen Ver- 
sammlungen der Ketzer von der Masse mit dem Glauben an das Gespenst 
des alten Königs Hu«ro in Zusammenbau«.»' gebracht wurden. 
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Edelleute, bewirkten die Guise massenhafte Enthauptungen und 
Eriränkungen; die Hinrichtung des verurteilten Conde war schon 
festgesetzt, als Franz II. Ende 1560 starb. 

Für den erst zehnjährigen Karl IX. (1060—74, 1 f>G3 mündig 
gesprochen) regierte anfangs auch dem Namen nach die 
Königinmutter Katharina. Um die ihr zu mächtig gewordenen 
Guise zurückzudrängen erstrebte sie (wie der Kanzler L'HOpital 
und andere „Politiker") eine Beilegung des religiösen 
Haders, aber die gegenseitige Erregung, die im Süden die 
Hugenotten zu manchen Gewalttätigkeiten, im Norden, vor allem 
in Paris, die altgläubige Masse zu Ueberfällen und Metzeleien der 
(immer mehr zu einer Aristokratie der Geburt, des Besitzes und 
der Bildung werdenden) Hugenotten antrieb, war schon zu 
gross; das Religionsgespräch von Poissy (September 1561) hatte 
kein Ergebnis. Ein Edikt gewährte Anfang 1562 den Hugenotten 
das Recht, sich ausserhalb der Städte zum Gottesdienst zu ver- 
sammeln, und das Parlament von Paris wurde genötigt, es ein- 
zuregistrieren ; aber „ d a s B 1 u t b a d v o n V a s s y " (in der Cham- 
pagne), das die Guise anrichteten, dessen Nachahmung in manchen 
Städten und erneute gerichtliche Verfolgung der Huge- 
notten riefen den ersten der acht Religions- und 
Bürgerkriege hervor. Die Zahl der Hugenotten ( 1 562 über 
2000 Gemeinden hauptsächlich im S.W.) nahm von 1568 an ab. 
Die Kriege wurden, meist in kleineren Unternehmungen, über- 
wiegendmitfremdenSöldnern (Schweizern und Deutschen) 
geführt; ihre Folgen waren wirtschaftliche Z e r r ü 1 1 u n g des 
Landes und Erschütterung der Macht des unfähigen und 
verschwenderischen Königtums durch den Adel beider Par- 
teien, der sich Erblichkeit und grosse Unabhängigkeit seiner 
Aemter verschaffte (la troisihne ftodalitf), und durch den tiers 
etat, Gefährdung des territorialen Besitzstandes und 
der Unabhängigkeit der Nation, da beide Parteien schon 
von Anfang an Hilfe beim Ausland suchten, die Hugenotten bei 
England, dem sie lf)62 Havre einräumten (das ihm allerdings 
rasch wieder verloren ging), und bei den protestantischen Fürsten 
Deutschlands (u. a. Zuzug Johann Casimirs, des zweiten Sohnes 
Friedrichs III. von der Kurpfalz, 1567/68 und wieder 1570/76), 
die Guise bei Spanien. Den dritten Krieg (15()8 — 70), in dem Conde 
bei Jarnac (an der Charente) 1569 fiel, endete trotz wieder- 
holter Niederlagen der Hugenotten, Karl IX. mit Rücksicht auf 
deren zähen Widerstand und seine schwere Geldnot, auch aus 
Eifersucht auf die Lorbeeren seines von der Mutter begünstigten 
Bruders Heinrich von Anjou, indem er den Hugenotten im Frieden 
von St. Germain volle politische Gleichberechtigung, zunächst auf 
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zwei Jahre vier Festungen als Sicherheitsplätze, vollkommene 
Gewissensfreiheit und für den Adel, sowie für manche Städte 
eine begrenzte Kultfreiheit bewilligte. 

Bartholomäusnacht. Am Hofe und in der Regierung ge- 
wannen dann die „ Politiker tt die Oberhand, und Coligny, nach 
Condes Fall neben dem jungen Heinrich von Navarra, dem „Ge- 
neralissimus" der Hugenotten, thatsächlich deren Leiter, zuneh- 
menden Einfluss. Er gewann, von den Politikern hierin 
unterstützt, den König für den Gedanken, eine antispanische 
Kriegspolitik einzuschlagen, die Frankreich mindestens 
Flandern und Artois und ein Protektorat über die übrigen Nieder- 
lande eintragen sollte. Während Frankreich einen Einmarsch 
in die Niederlande vorbereitete, wurde mit England, den pro- 
testantischen Fürsten Deutschlands und auch mit der Türkei 
verhandelt, Aber Elisabeth zeigte keine Lust, zur Festsetzung 
Frankreichs in den Niederlanden mitzuwirken, die meisten der 
deutschen Fürsten keine grosse Eile, auch nur ein Defensiv- 
bündnis abzuschliessen, und die Türkei, die 1570 den Venetianern 
Ci/pern entrissen hatte, war nach der schweren Niederlage, die 
ihr die Flotte einer heiligen Liga unter Führung des jugend- 
lichen Juan d'Austria, illegitimen Sohnes Karls V., 7. Oktober 1571 
hei Lepanto beigebracht hatte, ausser stände, Frankreich zur 
See zu unterstützen (1573 schloss Venedig mit dem Sultan 
Selim IL Frieden, indem es auf Cypern verzichtete uud einen 
etwas erhöhten Tribut zusagte). Nachdem ein kleines französisch- 
protestantisches Freikorps iu den Niederlanden geschlagen worden 
war, gab der König den Gedanken eines grossen Angriffs auf 
die Niederlande zunächst auf, Coligny blieb aber in seinem Ver- 
trauen. Die anfangs wider dessen Willen verabredete Heirat 
zwischen Heinrich von Navarra und Margarete, der Schwester 
Karls, wurde trotz Abratens des Papstes und mangelnden Dis- 
penses 18. August vorläufig vollzogen. Aber Katharina fürchtete 
von Coligny ganz zurückgedrängt zu werden und dang, im Ein- 
verständnis mit ihrem Sohne Heinrich und den mit Spanien in 
geheimem Verkehr stehenden Guise, einen Meuchelmörder. Als 
dessen Schuss 22. August keine tödliche Wirkung hatte, kam sie 
der Bache der Hugenotten zuvor, indem sie dem von, Furcht vor 
einem neuen Bürgerkrieg und für seine eigene Person erfüllten 
König den Befehl entlockte, alle Hugenotten zu töten. 
Die Guise und die schon längst von Hass gegen die Hugenotten 
erfüllten Handwerker und Kaufleute der Stadt waren zu dieser 
Blutarbeit bereit. In der Nacht des 24. August begann die Ab- 
sehlachtung der Hugenotten, vor allem des zahlreich in Paris 
anwesenden Adels, worunter Colignys („noces vermeilles", 
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Bartholomäusnacht). Der König von Navarra und der junge 
Conde" schwuren den reformierten Glauben ab, um sich zu retten 
(der Haft entzog sich Conde 1573, Heinrich 1570). In mehr- 
wöchentlichem Wüten wurden in Paris nach der niedersten 
Schätzung etwa 2000, in den Provinzen 8000 Personen ermordet. 
Gregor XIII. feierte diese „Ugonottorum strages" durch Pro- 
zessionen, Tedeum und Denkmünzen. Den katholischen Mächten 
gegenüber stellten Katharina und noch mehr die Guise dieses 
Blutwerk nachträglich als ein längst geplantes Unternehmen, 
den protestantischen Fürsten Deutschlands gegenüber Katharina 
als Notwehr gegen Revolutionäre dar. Eine beträchtliche und 
dauernde Schwächung des französischen Protestantismus war 
damit erzielt. Andererseits trat dieser jetzt in bewusste und 
entschiedene Opposition gegen die Willkür und die Unumschränkt- 
heit der Monarchen („Monarchomachen"), und überall wurde im 
Verhältnis der Katholiken und Protestanten Misstrauen und 
Feindseligkeit gesteigert. Den Hugenotten, die sich in La Ro- 
chelle heldenmütig behaupteten (4. Krieg), bewilligte Hein- 
rich von Anjou, der zum polnischen König erwählt 
war, Kultfreiheit für die oberen Stände und drei Städte, was 
Karl in einem Edikt von Boulogne bestätigte. Dieses Abkommen 
erkannten aber die Hugenotten des Südens nicht an, und noch 
1573 schufen sich die Protestanten eine sehr zweck- 
mässige militärische und politische Organisation. 

Die heilige Ligue. Der ebenso feige und unfähige als aus- 
schweifende Heinrich III. (1574—89), der nach dem Tode seines 
Bruders sein Königreich Polen verlassen hatte, wurde bald von 
einein Bunde seines Bruders Franz von Anjou (Alencon), des 
Prinzen Conde" und (seit Anfang 1576 auch) Heinrichs von Navarra, 
der nach seiner Flucht vom Hofe sich wieder zum Protestantismus 
bekannte, überhaupt von Hugenotten und Politikern („tiers parti") 
bekämpft. Im Frieden von Beaulieu erhielten die Prinzen (auch 
die Guise, die für den König gekämpft hatten) Provinzen, die 
Hugenotten Kultfreiheit, Paris und den Hof ausgenommen, und 
acht Sicherheitsplätze. Aber gegen die den Hugenotten gemachten 
Zugeständnisse bildete der katholische Hochadel noch 1576 die 
Ligue zur „Wiederherstellung des Gesetzes Gottes", d. h. der 
Alleinherrschaft der katholischen Religion, aber auch zur Wieder- 
aufrichtung der Selbständigkeit der Provinzen und Minderung 
der königlichen Gewalt. Die Führung der Ligue übernahm 
Heinrich Guise (le balafre). Die Ligue beherrschte die 
Generalstäude von Blois (Ende 1570), bei denen auch 
die Mehrheit des Tiers-etat Unterdrückung des Protestantismus 
verlangte. Heinrich III. verordnete jetzt, dass es in Frankreich 
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nur eine Religion geben solle. Der (i. Re Urions krieg endete 
November ir>tf() mit dem Frieden von Flcix, der den Hugenotten 
beschränkte Religionsfreiheit gewährte. Dieser Flieden sollte 
die Festsetzung Franz' von Anjou in den Niederlanden ermög- 
lichen (s. S. 107), der sich dann um die Hand Elisabeths von 
England bewarb, aber in den Niederlanden nicht viel erreichte. 
Anjou starb ohne Erben Mitte 1T>84. Da Heinrieh III. kinderlos 
war, so wurde die Frage d e r T h r o n f o 1 g e brennend. Der 
nächstberechtigte war der „rückfällige Ketzer" Heinrich 
von Navarra, den die strengkatholische Partei ausschliessen 
wollte. Auch machten sich die Guise als Nachkommen Lud- 
wigs TX. und, wie sie vermeinten, Karls des Grossen selbst 
Hoffnung auf den Thron. Man war bereit, auch wenn Navarra 
die Ketzerei wieder abschwöre, ihn zu bekämpfen. Die heilige 
Ligue von lf>7(> wurde auf einer breiteren Grundlage 
erneuert; in Paris (Regiment der Sechzehn) und in den 
hauptsächlichsten Provinzialstädten organisierten sich die Katho- 
liken zu eigenen Gemeinwesen („Unionen"), hier nahm die 
ligistische Bewegung, hauptsächlich auch unter dem Einfluss 
des niederen Klerus, immer mehr einen revolutionär -demo- 
kratischen Charakter an; dem Hochadel stellten sich Bischöfe, 
Doktoren der Theologie und die Parlamente zur Seite. Als 
Thronfolger stellte man den greisen und unfähigen Kardinal von 
Bourbon, Oheim Heinrichs von Navarra, auf. Die Guise und der 
Kardinal von Bourbon schlössen Anfang 1585 mit Philipp 
von Spanien ein Bündnis, das Ausrottung aller Ketzerei 
in Frankreich zum Hauptziel hatte. Philipp, dem die Ligisten 
Navarra in Aussicht stellten, verpflichtete sich, dem Kardinal 
von Bourbon zum Thron zu verhelfen, plante aber, Frank- 
reich zu einer spanischen Sekundogenitur zu machen. 

Heinrich III. zeigte anfangs Neigung, der Liga im 7. Religions- 
krieg gegenüber sicli auf Navarra und den Herzog von Mont- 
morency, das Haupt der Politiker, zu stützen, dem Philipp damals, 
wie den Guise, Geld gab, aber die raschen Fortschritte der Liga 
bestimmten ihn, durch Vermittlung Katharinas (f Anfang 1589) 
Mitte 158. r > mit der Liga ein Abkommen zu schliessen, wonach die 
Liga vollkommene Amnestie erhielt, auch einen Teil ihrer Truppen- 
macht behielt und der König sich verpflichtete, jede zweite 
Religionsübung zu verbieten und zu unterdrücken. Sixtus V. 
erklärte September 1585 in einer Bulle „die beiden Söhne des 
göttlichen Zorns" Heinrich von Navarra und Heinrich von 
Conde für ihrer weltlicher Herrschaften verlustig und 
auf immer zu jeder Thronfolge unfähig. Aber Heinrich III. 
nahm es mit der Durchführung des Abkommens immer weniger 
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ernst; die Guise erneuerten deshalb Anfang 15KG ihr durch 
dieses Abkommen aufgegebenes Verhältnis zu Philipp II. 

§ 38. Sieg der Reformation in England nnd Schottland. 

Beginn der Reformation Englands. Katholische Reaktion. 

Unter Eduard VI., Sohn Heinrichs und der Johanna Seymour 
(1547—53), wurde die Reformation (s. S. 51) auch im Dogma 
und Ritus vor allem durch den Erzbischof Cranmer nach und 
nach vollzogen mit wachsendem Einfluss der schweizerischen 
Richtung. Jedoch wurde die katholische Kultustradition nicht 
abgebrochen und die bischöfliche Verfassung unter königlichem 
Supremat festgehalten. Die 42 Artikel von 1552 enthalten die 
calvinische Abendmahlslehre. Die eingezogenen Stiftungen fielen 
zum grössten Teil den Freunden des Hofes zu („protestantische 
Tyrannei 11 ). Gegen diese Reformation regte sich mancher Wider- 
stand, insbesondere erhob sich in manchen Landschaften das durch 
den Adel schwer bedrückte Landvolk, dessen Lage durch die 
Aufhebung der Klöster noch verschlimmert worden war. Der 
erste Protektor Somerset, der den Klagen der Bauern gegen den 
Adel abhelfen wollte, war 1549 gestürzt worden (1552 hinge- 
richtet). Der zweite Protektor Herzog von Northumberland ver- 
mochte den 17jährigen König, ehe er starb, seine Schwieger- 
tochter Johanna Gray, eine Enkeltochter der jüngeren Schwester 
Heinrichs VIII., zur Thronerbin zu erklären. Aber dank der 
Stimmung und Haltung der überwiegenden Mehrheit der Nation, 
auch des Adels, gelangte sehr rasch und leicht Maria, 
die „Katholische" oder „Blutige", Tochter Katharinas von 
Aragonien, aufdenThron. Maria wandte die katholische 
Reaktion auch gegen die Bestimmungen ihres Vaters. 
Ein Aufstand, den die Kunde von der geplanten Heirat mit 
Philipp II. hervorrief, wurde niedergeschlagen, hierauf Johanna 
Gray mit ihrem Gemahl hingerichtet. Maria heiratete Philipp 
Mitte 1554. Durch Parlamentebeschluss schaffte sie den könig- 
lichen Supremat ab und Hess November 1554 England durch 
den ihr verwandten Kardinallegaten Reginald Pole wieder in 
den Schoss der römischen Kirche aufnehmen; jedoch 
sollten dem Adel die eingezogenen Kirchengüter bleiben. 1555 
begann eine sich steigernde Verfolgung der Ketzer, deren 
Uebermass selbst Philipp, seit Sommer 1 555 in den Niederlanden, 
als unklug tadelte (im ganzen an 300 hingerichtet, darunter 
Cranmer 155(1; die Gebeine von Ketzern wurden ausgegraben 
und verbrannt, u. a. Bucers). Erst durch diese Verfolgung wurde 
die Reformation einem grösseren Teil der englischen Nation 
Herzenssache. 

Lehrbuch d. Weltgeschichte. Neue Zeit. 8 
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Begründung: der Anglikanischen Kirche. Elisabeth 
(1558—1(503), die 25jährige Tochter der Anna Boleyn, ge- 
langte nach dem Tode der kinderlosen Maria (November) durch 
Parlamentsbeschluss alsbald auf den Thron. Eitlen, herrsch- 
süchtigen und kalten Wesens war sie ohne tiefere Religiosität, 
und mehr die Bestreitung ihrer Legitimität von katholischer Seite 
und die allgemeinen Verhältnisse haben sie nach und nach zu 
einer Vorkämpferin des Protestantismus gemacht, als innere 
l'eberzeugung und Entschlossenheit. Ein Hang zu Heuchelei 
und Heimtücke war durch ihre schwere Gefährdung unter Maria 
noch bestärkt worden. In kirchlicher Beziehung nahm sie an- 
fangs einigermassen eine vermittelnde Haltung ein. Sie Hess 
sich wieder die höchste Kirchengewalt übertragen 
(als supreme goveruor), den wieder eingeführten Suprematseid 
verweigerten die katholischen Bischöfe bis auf einen, von der 
gesamten englischen Geistlichkeit aber nur etwa zwei Prozent; 
die U n i f o r m i t ä t s a k t e ( 1 559) führte eine noch unter Eduard 
abgefasste, jetzt aber vom calvinistischen Radikalismus ziemlich 
gesäuberte Liturgie ein. Aber die Strafgesetze gegen Verwendung 
einer andern oder Nichtbesuch des staatlich geordneten Gottes- 
dienstes wurden lange sehr milde gehandhabt. Die 1563 fest- 
gesetzten (1571 vom Parlament bestätigten) 39 Artikel mil- 
derten in manchem die 42 Artikel (theEstablishedChurch; 
the Anglican Church). Von den Nonkonformisten wurden 
unter Elisabeth die „Puritaner", die zuerst am romanisieren- 
den Kultus, besonders der Priesterkleidung, dann an der Ab- 
hängigkeit der Kirche vom Staat, sowie an der Einrichtung und 
den politischen Vorrechten des Episkopats, endlich auch an der 
ihrer Anschauung nach zu laxen Kirchenzucht Anstoss nahmen, 
mit Absetzung, Verstümmelung, vereinzelt auch Hinrichtung, 
immer verfolgt, und zwar ziemlich lange eifriger, als die Katho- 
liken. In der Politik suchte Elisabeth, schon wegen des gemein- 
samen Gegensatzes zu Frankreich (und Schottland), sich möglichst 
lange die Freundschaft Spaniens zu wahren. 

Reformation in Schottland. Maria Stuart. In dem noch 
sehr verwilderten und wenig gebildeten Schottland war der 
über gewaltigen Grundbesitz verfügende, meist verweltlichte 
und habgierige Klerus die Hauptstütze der Könige dem 
unbotmässigen Hochadel gegenüber. Jakob V. (1524 
bis 1542), Sohn der älteren Schwester Heinrichs VIII., hatte 
reformatorische Regungen unterdrückt. Während der Min- 
derjährigkeit seiner und der Maria von Guise Tochter 
Maria Stuart, die 1548 als Braut des Dauphin Franz an den 
französischen Hof kam (bis 15(30), gewann die Reformation, 
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jetzt calvinistischer Richtung, immer mehr über- 
zeugte Anhänger und Vorkämpfer, sowie liach den 
-Kirchengütern lüsterne Bundesgenossen vom Adel. 
In wilden Kämpfen verschlang sich der Gegensatz der Bekennt- 
nisse mit dem Streit um die politische Macht. Als Maria Guise 
die Forderungen des ersten aus Adeligen bestehenden Cove- 
nants (1557), Herstellung urchristlichen Gottesdienstes, Pfarr- 
wahl durch die Gemeinden u. a., abwies, bewirkten die Pre- 
digten des ebenso rücksichtslosen als feurigen John Knox 
einen greulichen Bilder- und Klostersturm, und der 
Adel bemächtigte sich des Kloster- und Kirchengutes (1559). 
Während des Kampfes gegen den zweiten, ausgedehnteren 
Covenant, der von Elisabeth Hilfe erhielt, starb die von Frank- 
reich nicht ausgiebig unterstützte Regentin. Frankreichs Ver- 
treter schlössen darauf mit Elisabeth und dem Covenant Frieden, 
dessen Bestimmungen jedoch weder Frankreich noch Maria an- 
erkannten (1560). Aber da ihr Gemahl Franz II. Ende 1500 
starb, hatte Maria keine Aussicht auf französische Hilfe. Als 
sie Sommer 15(31 zurückkehrte, fügte sie sich zu- 
nächst dem Parlamentsbeschluss von 1560, der ein 
cal vinistisches Bekenntnis dem gesamten Land auf- 
erlegte und jede Bethätigung des katholischen Kultus mit Strafen 
(bei dreimaliger Wiederholung mit dem Tode) belegte ; für ihre 
Person und Umgebung wurde ihr Gewissens- und Kultusfreiheit 
zugestanden. Ihr letztes Ziel war aber, Schottland 
wieder katholisch zu machen und ihre Ansprüche 
auf England durchzuführen. 

Um die Macht ihres protestantischen Halbbruders James 
(Stuart) Murray, auf den sie sich anfangs stützte, zu brechen, 
heiratete Maria wider den Einspruch Elisabeths 1565 den 
katholischen Lord Darnley, Urenkel Heinrichs VII. Eine 
von Murray geführte Erhebung der protestantischen Lords wurde 
rasch niedergeschlagen. Aber Darnley, dem der Königs- 
titel nicht genügte, schloss sich an einen Bund prote- 
stantischer Lords an zur Ermordung Rizzio's, des 
Geheimsekretärs der Maria (1566). Doch gewann 
Maria durch ihre Gewandtheit bald wieder die Oberhand. 
Darnley, mit dem sie sich ausgesöhnt hatte, wurde 9. Februar 
1567 durch eine Verschwörung des Grafen Both- 
well und protestantischer Adeliger ermordet (mit 
voller Mitwissenschaft Marias ?) ; M a r i a h e i r a t e t e drei Monate 
nachher Bothwell, der sich von seiner Frau schied. Gegen 
dieses Herrscherpaar siegte eine calvinistische Erhebung rasch, 
Maria wurde gezwungen, zu Gunsten ihres Juni 1566 
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geborenen S o h n e s J a k o b V I. abzudanken, für den Murray 
die Regierung übernahm (1570 ermordet). Kin Versuch, sich 
die Herrschaft wieder zu erobern, misslang, und Mai 1508 
betrat Maria als Flüchtling den englischen Boden. 
Anfangs noch im Besitz ziemlich freier Bewegung, unterhielt 
Maria von ihrem Aufenthalt aus nach allen Seiten hin diplo- 
matische Beziehungen; die leidenschaftlichen unter den eng- 
lischen Katholiken gedachten sie zu befreien und auf den eng- 
lischen Thron zu setzen. Aber ein Aufstand des nord- 
englischen Adels 1560 misslang, ebenso 1572 ein Komplott. 
Pius V. legte in einer Exkommunikationsbulle 1570 allen 
Engländern bei Strafe der Exkommunikation die Verpflichtung auf, 
der „praetensa Angliae regina" jeden Gehorsam zu versagen, 
das Parlament verschärfte hierauf seit 1571 die Straf- 
verfügungen gegen Betätigungen katholischer Ge- 
sinnung: Einbringung einer päpstlichen Bulle nach P^ngland, 
Uebertritt zur römischen Kirche oder Verleitung hiezu war ohne 
weiteres Hochverrat. Elisabeth begann die aufständischen Nieder- 
länder zu unterstützen. Gregor XIII. veranlasste durch Zusendung 
von Offizieren, Soldaten und eines Legaten Aufstände in Irland. 
Von Kollegien zu Douai (später Reims) und Rom wurden Priester 
als heimliche Agenten nach England entsandt, um gegen „die 
ruchlose Jesabel" zu arbeiten; in England wurden von 1580 an 
manche katholische Geistliche nur, weil sie das waren, hingerichtet. 

John Knox (1505 — 72) war nach dem Misslingen der ersten prote- 
stantischen Erhebung- 1547 mit andern nach Frankreich auf die Galeeren 
verbracht worden, er kam 1549 nach England. Nach Eduards Tode flüchtig, 
hatteersich inGenf mit Calvins Ideen und der Genf er Kirchen- 
zucht vertraut gemacht. Er kehrte, nachdem sein Versuch, dem Pro- 
testantismus den Sieg zu verschaffen, gescheitert war (1558), nach Genf zurück. 
1559 begann seine ununterbrochene Thätigkeit in Scfiottland. Er war vom 
tiefsten Hass gegen alle „römische Abgötterei" ertüllt und vertrat die An- 
schauung, dass es Pflicht der Regenten sei, nach dem Beispiel der frommen 
Könige Israels „den Götzendienst" abzuschaffen und streng zu bestrafen; 
gegen Hegen ten, die dieser Pflicht nicht genügen oder gar, wie die gottlosen 
Könige Israels, die „Abgötterei" begünstigen, erklärte er es für Recht und 
Pflicht des Adels und Volks, sich zu erheben; wenn es nicht anders gehe, 
komme es dem einzelnen Eiferer für die wahre Religion zu, sie zu beseitigen. 
Grossen Eifer entfaltete er für das Schulwesen, und die von der presbyterianischen 
(8. S. 98) Kirche Schottlands trotz der Armseligkeit des ihr gebliebenen Besitzes 
gegründeten Schulen hoben innerhalb eines Jahrhunderts die Bildung und die 
intellektuellen Kräfte des Landes bedeutend. Unter der Regierung Jakobs VI. 
(seit 1581 mündig) hatte der Presbyterianismus mit wechselndem Erfolg zu 
kämpfen gegen das Institut der Bischöfe, die Jakob schon wegen 
ihrer Eigenschaft als Reichsstände, sich bemühte beizubehalten oder 
wieder einzuführen, und im Zusammenhang damit gegen das Bestreben 
des Königs, der Kirche gegenüber einen Supremat zu erlangen. 1600 setzte 
Jakob durch, dass die Krone drei „Bischöfe" ins Parlament sandte. 
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Kapitel XL 

Der Kampf Philipps II. um die Universal- 
herrschaft und gegen den Protestantismus 

in Westeuropa. 

§ 39. Erwerbung Portugals. Philipps Kirckenpolitik. 

Philipp brachte kraft Erbrechts als Sohn der ältesten 
Tochter Emanuels d. Gr. und in siegreichen Kämpfen gegen 
Dom Antonio 1580—83 Portugal unter seine Herr- 
schaft und in Personalunion mit Castilien und Aragonien; er 
war nun Herr der ganzen iberischen Halbinsel. Die spanische 
Stellung und Macht in Italien verstärkte er durch Verheiratung 
der Infantin Katharina mit dem ehrgeizigen und nach Aus- 
dehnung strebenden Karl Emanuel, Herzog von Savoyen. 

Der vorletzte König ans dem Mannsstamme des „unechten burgundischen 
Hauses" Sebastian, ein Enkel Emanuels d. Gr., fiel auf einem Kreuzzug gegen 
Marokko, dessen Eroberung er gehofft hatte, in der Schlacht bei Alkassar- 
Kebir (August 1578). Ihm folgte sein Oheim, der hochbetagte und kränkliche 
Kardinal Heinrich. Auf den Thron machte ausser Philipp Anspruch u. a. 
Dom Antonio Prior von Crato als Sohn des zweiten Sohnes, die Herzogin 
von Braganza als Tochter des jüngsten Sohnes Emannels d. Gr. und Katharina 
von Medici, als angebliche Nachkomrain der Gattin Alfons' III. (1248—1279). 
Gregor XIII., dem die spanische Macht, vor allem für des Papstes Stellung 
in Italien, schon zu gross erschien, war Philipps Absichten auf Portugal nicht 
günstig gesinnt, musste sich aber, wie in manchem andern, seinem Willen 
fügen. England und Frankreich sahen beide in der Ausdehnung der spanischen 
Macht eine Gefahr, gelangten aber nicht zu einer Einigung, unterstützten jedoch, 
Elisabeth allerdings nur kurze Zeit, Dom Antonio. Als Heinrich Anfang 1580 
starb, war es ihm, wegen des Widerstandes des Bürgerstandes, noch nicht 
gelungen, die Anerkennung Philipps durch die Cortes zu erreichen. Philipp 
hatte die Mehrzahl der Aristokratie und der hohen Geistlichkeit, sowie die 
ihm sonst nicht angenehmen Jesuiten für sich gewonnen; das mittlere und 
niedere Volk, der niedere Klerus, insbesondere die Mönche, waren und blieben 
dem spanischen Regiment abgeneigt (später „falsche Sebastiane"). Dom Antonio, 
den die nationale Partei zum König ausrief, wurde August 1580 entscheidend 
an der Alcanttirabrücke geschlagen, worauf Lissabon, immer noch der wich- 
tigste Stapelplatz für Gewürze, Elfenbein, Seide und Negersklaven, von den 
Spaniern besetzt wurde. Flotten Dom Antonios und Katharinas vou Medici 
wurden 1582 bei San Miguel und 1583 bei Terceira (Azoren) geschlagen. Zum 
Regenten Portugals setzte Philipp seinen Neffen, den Kardinal Erzherzog 
Albrecht von Oesterreich, ein, dem Gregor 1583 auch die Rechte eines Legaten 
für Portugal verlieh. 

Philipps Kirchenpolitik. Auch dem Papsttum gegenüber 
war Philipp der schärfste Vertreter der spanischen Tradition, 
die dem Papst in den überschwenglichsten Ausdrücken Ver- 
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ehrnng zollte, solange er den Spaniern zu Willen war, bei einem 
Gegensatz der Interessen aber keine Rücksichten kannte. Philipp 
wollte noch mehr als Karl der Schutzherr der Kirche 
sein, mit bestimmendem Einfluss auf deren Politik, 
ja selbst auf ihre dogmatische Elitwickelung. Die 
Autorität der Kirche und die Bemühungen, diese wieder auf- 
zurichten, sollten auch der spanischen Politik dienen, die Re- 
stauration der Alleinherrschaft der Kirche sollte 
mit der Aufrichtung einer spanischen Weltmonarchie 
zusammenfallen. In Spanien übten Staat und Regierung 
der Kirche und dem Klerus gegenüber sehr weitgehende Rechte 
und Befugnisse aus, z. B. das Recht, vermittelst „Berufungen 
wegen Missbrauches" Urteilssprüche der geistlichen Gerichts- 
höfe abzuändern, selbst Exkommunikation und Amtsentsetzung 
von Geistlichen aufzuheben. Auch in Neapel und Sicilien besass 
der Staat der Kirche gegenüber bedeutende Befugnisse. Bei 
entstehenden Konflikten wahrte Philipp diese Rechte mit rück- 
sichtsloser Entschiedenheit, und meistens sah der Papst sich ge- 
zwungen, durchaus nachzugeben. Bei Papstwahlen bezeichnete 
Philipp offen diejenigen der Kandidaten, die er sich als Papst 
gefallen lassen werde, oder wenigstens die, die er nicht annehme 
(„Exclusive", später auch von Oesterreich und Frankreich geübt). 
Die Vermehrung des gewaltigen Besitzes der Kirche in seinen 
Gebieten Hess er zu, weil die ihm vom Papst meistens ohne An- 
stand bewilligte Besteuerung des Kirchenguts und der kirchlichen 
Einkünfte (Cruzada, Escusado, Subsidio 1 *) die ergiebigste und 
sicherste Einnahme für seine Regierung bildete. 

§ 40. Philipp und England. Hinrichtung Maria Stuarts. Armada. 

Trotz der Seeräuberei der Engländer gegen die spanischen 
Schiffe und Kolonien (z w e i t e E r d u m s e g e 1 u n g d u r c h F r a n z 
Drake, 1577 — 80) hatte Philipp doch, der spanischen Tradition 
folgend, mit England Frieden gehalten. Den Aufforderungen 
zu einem „grossen" oder „heiligen" Unternehmen behufs Be- 
seitigung Elisabeths und des Protestantismus hatte er nicht ent- 
sprochen, weil er den massgebenden Einfluss in Schottland oder 
England nicht mit den Guise oder Frankreich teilen, sondern 
für sich allein haben wollte: Philipp hatte sich begnügt, die päpst- 
lichen Unternehmungen nach Irland zu unterstützen (1579, 1580; 
aber 158;) war Irland wieder England ganz unterworfen) und 
Maria Stuart durch allgemeine Zusagen in ihrem Verhalten Elisabeth 

r ) Die cruzada waren die Erträgnisse des Ablasses, das escnsado ein 
Anteil am Kirchenzehnten, das subsidio eine jeweils fest bestimmte Summe. 
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gegenüber zu bestärken; sein Gesandter Mendoza war der zweite 
Mittelpunkt aller gegen den Protestantismus und Elisabeth gerich- 
teten geheimen Agitationen und Machinationen. Infolge der Ent- 
deckung einer umfassenden Verschwörung wurde Mendoza An- 
fang 1584 aus England ausgewiesen; aber auch jetzt verstand sich 
Philipp nicht zu einer gemeinsamen Unternehmung nach Schottland 
oder England. Sein Gedanke war, Maria Stuart mit einem habs- 
burgischen Prinzen zu verheiraten. Rasch aufeinander folgende 
Aufdeckungen von Verschwörungen führten dazu, dass in England 
Zehntausende sich zum Schutze Elisabeths verpflichteten, die 
katholischen Priester und deren Begünstiger mit noch schärferen 
Strafen bedroht wurden und Maria Stuart Anfang 1585 in strengste 
Haft nach dem Schloss Tutbury kam. Bald darauf wurde vom 
Parlament beschlossen, dass Personen, zu deren 
Gunsten eine Empörung oder ein Attentat gegen 
Elisabeth versucht werde, ihrer Erbansprüche ver- 
lustig gehen und, wenn sie sich beteiligen, von 
einem Ausnahmegericht zum Tode verurteilt werden 
sollten. Maria Stuarts Sohn, Jakob VI., trat zur englischen 
Partei über. 

Nachdem Philipp Anfang 1585 durch sein Abkommen 
mit den Guise Frankreich lahm gelegt hatte, begann er 
eine grosse Unternehmung vorzubereiten, um mit 
spanischen Truppen Grossbritannien dem Katholi- 
cismus und Spanien zu unterwerfen; er untersagte 
Mai 1585 jeden Verkehr zwischen England und Spanien und 
nahm sämtliche englische Schiffe in den spanischen Häfen in Be- 
schlag; Elisabeth schloss (August) ihr Bündnis mit den General- 
staaten (s. S. 107), und der Sieg der Presbyterianer in Schott- 
land machte den König Jakob von ihr abhängig. Eine kampf- 
bereite katholisch-spanische Partei war in Grossbritannien nicht 
mehr vorhanden. Philipp hätte jetzt gerne möglichst bald den 
Angriff ausgeführt, aber Rücksicht auf den niederländischen Krieg, 
noch mehr und länger die Abneigung Alexander Farneses gegen 
den Plan und das Misstrauen des Königs gegen Farnese, die 
Unterhandlungen mit Sixtus V., der den spanischen Eigennutz 
durchschaute und fürchtete, vor allem aber die längst gewohnte • 
Langsamkeit und Unehrlichkeit der spanischen Verwaltung be- 
wirkten eine lange Verzögerung. Drake plünderte 1585 
und 158G Vigo in Galizien, die portugiesische Küste, die ka- 
narischen und die kapverdischen Inseln und zahlreiche Ortschaften 
des spanischen Amerika. Aber England selbst unterliess 
es infolge der Sparsamkeit Elisabeths und ihrer Unterhandlungen 
mit Farnese, sich zur Abwehr gehörig zu rüsten. Maria 
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Stuart erklärte sich 1586 bereit, wenn ihr Sohn nicht wieder 
zur katholischen Religion zurücktrete, ihre Rechte auf die eng- 
lische Thronfolge an Philipp abzutreten, und arbeitete daran, 
dass Jakob, der zu Elisabeth hielt, durch die katholischen 
Lords mit spanischer Hilfe gefangen und Philipp oder 
dem Papst ausgeliefert würde. Eine, vielleicht ganz 
und gar von agents provocateur ins Werk gesetzte, Ver- 
schwörung („Babington versch wörung'*), die mit Wissen 
Philipps und Marias die Ermordung Elisabeths bezweckte, wurde 
August 1580 entdeckt; Babington und V\ andere bald darauf 
hingerichtet, Maria entsprechend dem Gesetz von 1585 vor 
Gericht gestellt, das 25. Oktober gefällte Todesurteil 
8. November vom Parlament bestätigt, 2. Februar 1587 von 
Elisabeth unterzeichnet. Vollstreckt wurde es 8. Februar 1587 
ohne ausdrücklichen Befehl Elisabeths. Den Beamten, der die 
Vollstreckung angeordnet hatte, strafte sie mit längerer Haft. 
Sixtus V. erneuerte den Bann gegen Elisabeth und 
zeigte sich zu grosser Geldhilfe an Philipp bereit, dem Maria 
testamentarisch ihr Anrecht auf England vermacht hatte. 

In Spanien wurde, unter grosser Opferwilligkeit der Pro- 
vinzen und Städte, die „unüberwindliche Armada 1 *, die erste 
grosse Segelkrieg sfiotte der Neuzeit, ausgerüstet, deren Befehl 
Philipp in seiner blinden Vorliebe für die Kastilianer dem see- 
unkundigen Herzog von Medina Sidonia übertrug; Parma sammelte 
in den Niederlanden ein Landheer von oOOOO Mann und eine 
Transportflotte. Zum Glück für England, das erst Mai 1588 
ernste und umfassende Rüstungen begann, wurde die Armada 
durch schweres Unwetter genötigt, sechs Wochen lang 
in den biskayischen Häfen sich zu bergen. In England 
war mittlerweile der geringe Bestand der Kriegsflotte, dank 
dem Patriotismus, auch der Katholiken, durch Kauffahrer und 
Küstenschiffe ergänzt worden. Im Kanal brachten die Eng- 
länder vermittelst der grösseren Beweglichkeit ihrer kleine- 
ren Schiffe, ihrer dem Unterschied angepassten Kampfesweise 
und durch Brander (Ende Juli) der Armada schwere Ver- 
luste bei ; Parma war das Auslaufen durch holländische Schifte 
unmöglich gemacht worden. Der spanische Adnüral entschloss 
sich zur Umkehr und zwar um Grossbritannien herum. 
Die Armada wurde bis Edinburg von den Engländern verfolgt, 
erlitt aber auf der weiteren Fallit durch Stürme noch grössere 
Verluste. 20000 Mann, 81 Schifte und 20 Millionen Dukaten 
waren umsonst geopfert ;die Freiheit Englandsundmittel- 
b a r d e r n ö r d 1 i c h e n Nie d e r 1 a n d e und d e r B es t an d des 
Protestantismus gesichert. 
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§ 41. Fortgang und Ende der französischen Religionskriege. 
Spanien und Frankreich. 1586—1598. 

Achter Religionskrieg. Erst Mitte 1587 begann Heinrich III. 
ernstlich, in wenig aufrichtigem Zusammenwirken mit den Guise, 
den Krieg gegen die Hugenotten. Der Sieg Heinrichs von Na- 
varra bei Coutras wurde nicht ausgenützt, und dann aufgewogen 
durch den Sieg Heinrichs von Guise über ein deutsch-schweizerisches 
Söldnerheer („Krieg der drei Heinriche u ). Die Ligue stellte 
an den König jetzt Forderungen , deren Erfüllung ihre Häupter 
zu Herren Frankreichs gemacht hätte, sie verlangte auch Er- 
richtung eines Inquisitionstribunals in jeder Stadt und Hinrich- 
tung aller mit den Waffen in der Hand gefangenen Ketzer. 
Heinrich Guise erschien, wider das Verbot des Königs, Mai 1588 
in Paris, wo die revolutionäre Erregung schon stark war {„Ligue 
der Sechzehn"). Die Sorbonne hatte verkündet, dass das Volk 
berechtigt sei, Könige abzusetzen. Am „Barrikadentag" (13. Mai) 
wurde der König gezwungen, Paris zu verlassen, wo sich bald 
eine terroristische und ketzerverbrennende Handwerkerregierung 
(„Commune") der Herrschaft bemächtigte. Der schwache König 
unterwarf sich Mitte des Jahres im „Unions vertrag" der Ligue: 
er erklärte u. a. jeden ketzerischen Prinzen der Thronfolge für 
verlustig und übergab den Oberbefehl über alle königlichen 
Truppen den Guise. Aber als die Generalstände von Blois bestrebt 
waren, durch ihre Haltung die Macht der Guise auf Kosten des 
Königtums noch mehr zu heben und zu befestigen, liess der 
König Heinrich von Guise in seinem Vorzimmer durch 
Edelleute und einen Tag später dessen Bruder, denKardinal 
Ludwig von Lothringen, ermorden (Ende 1588). An- 
fang 1589 wurden die Generalstände aufgelöst. In Paris und 
nach seinem Vorgang in den meisten französischen Städten 
wurde der Bruder der ermordeten Guise, Herzog von Mayenne, 
als „Generalstatthalter des Staates und der Krone Frankreich" 
ausgerufen, in Paris organisierte Mendoza, der Gesandte Philipps, 
der sich die Hoffnung auf Beherrschung Frankreichs und damit 
auf Niederwerfung der gesamten Niederlande wahren wollte, 
den Widerstand, die Sorbonne entband das französische 
Volk des Heinrich III. geschworenen Eides, und Sixtus V. 
bedrohte ihn mit dem Bann. Der Fanatismus wurde insbesondere 
durch Predigten niederer Kleriker und Mönche, sowie durch 
Massenprozessionen rege gehalten und geschürt. Für Hein- 
rich III. blieb, da er selbst nur über wenig Truppen verfügte, 
nur übrig, mit Heinrich von Navarra sich zu einen, 
dem er Religionsfreiheit für die Reformierten zu- 
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sicherte. Aber auch loyale Katholiken strömten dem Könige 
zu. Die beiden Heinrich lagerten mit grosser Macht vor Paris 
und hatten Aussicht, es zu bezwingen; da wurde Heinrich III. 
von einem Dominikaner Jacques Clement 1. August 
1 r>81) ermordet. 

Heinrichs IV. Kampf gegen die Ligue und Spanien. In 
Paris wurde die That Clements durch Tedeum und Freuden- 
feuer gefeiert und (der in Navarras Gefangenschaft befindliche) 
Kardinal von Bourbon als Karl X. zum König ausgerufen, Karl 
von Mayenne wurde sein Generalstatthalter. Philipp und der 
Papst unterstützten ihn mit Geld und Truppen. Heinrich IV. 
bestimmte durch Zusagen, welche eine räumlich unbeschränkte 
Religionsfreiheit der Hugenotten ausschlössen, wenigstens einen 
Teil der katholischen Aristokratie, auf seiner Seite zu bleiben. 
Auch ein Teil des Klerus schloss sich ihm an. Er erhielt Geld, 
dann auch Truppen von Elisabeth, von deutschen Protestanten und 
von den Niederlanden. Heinrichs Sieg bei Ivry über Mayenne 
(März 1590) ermöglichte es ihm, Paris, in dem auch ein päpst- 
licher Legat den Widerstand aufrecht erhielt, wieder zu be- 
lagern; als es dem Falle nahe war, wurde es durch Parma 
entsetzt und wieder verproviantiert. Nach dem Tode „Karls X" 
(Mai 1590) nahm Paris eine spanische Besatzung auf, und 
Philipp begann Rechte seiner Tochter Isabelle, durch ihre Mutter 
Enkelin Heinrichs IL, geltend zu machen. Er Hess sich die Ober- 
herrschaft über die Bretagne übertragen , während der Savoyer 
den grössten Teil der Provence besetzte. Unter den bisherigen 
Gegnern Heinrichs wuchs der Zwiespalt zwischen einer gemässigt 
katholischen Partei, die auf nationale Einheit und Integrität 
den grössten Wert legte, und einer extrem katholischen, zumeist 
demokratisch-terroristischen Partei, die bereit war, die Vernich- 
tung des Protestantismus und eine an Souveränität grenzende 
Selbständigkeit der Provinzen und Städte selbst durch eine 
mittelbare Herrschaft Philipps und durch bedeutende territoriale 
Verluste zu erkaufen. Parma hatte Heinrich gezwungen, die 
Belagerung Rouens aufzugeben, musste aber selbst nach den 
Niederlanden zurückgehen (1592). Von Generalständen, die, 
ziemlich unvollständig, Anfang 1593 in Paris zusammentraten, 
erhoffte Mayenne seine Wahl zum König, aber der spanische 
Gesandte forderte Anerkennung des Erbrechts Isabellens und 
bezeichnete als deren zukünftigen Gemahl den Erzherzog Emst, 
später dachte man an ihre Verheiratung mit Karl Guise, dem 
Sohne Heinrichs. Nachdem das Parlament von Paris feierlich 
die Gültigkeit des salischen Gesetzes verkündet hatte, trat 
Heinrich, während eines mit Paris abgeschlossenen Waffen- 
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Stillstandes, im Anschluss an Unterhandlungen von Bischöfen 
beider Lager, innerlich wenig dogmatisch gerichtet und seiner 
Gemütsart nach calvinistischem Wesen fremd, 25. Juli 1503 
feierlich zur katholischen Kirche zurück. Er wies 
aber das Verlangen der Ligue, anzuerkennen, dass sein Ueber- 
tritt und seine Absolution durch den Papst Vorbedingung sei- 
nes königlichen Rechtes sei, zurück und setzte den Krieg, 
im Einvernehmen mit schon 5 A$ der französischen 
Bischöfe, fort. Er z o g, auf Grund einer Abmachung mit dem 
Gouverneur, 22. März 1594 in Paris ein; die spanische Be- 
satzung erhielt freien Abzug. Die Städte der Ligue, wie auch 
die Grossen erkannten ihn grösstenteils bald darauf an, viele 
(so Karl von Mayenne Anfang 1590) gewann Heinrich nach und 
nach durch bedeutende Zugeständnisse von Geld, Einkünften 
und hohen Posten. Die Gefahr, dass die gallikanische Kirche 
durch Ernennung eines Patriarchen sich Rom gegenüber selb- 
ständig stelle, sowie das Bedürfnis eines Gegengewichts gegen 
Spanien überwanden die Bedenken Clemens' VIII. Er er- 
kannte September 1595 Heinrich an, der sich formell 
einer päpstlichen Lossprechung vom Bann unterwarf. Für den 
Krieg, den Heinrich seit Anfang 1595 offen mit Spanien 
führte, gewann er 1596 England und Holland, dann auch 
Venedig und Toskana zu Bundesgenossen. Unter päpstlicher 
Vermittlung schloss Heinrich, ohne Rücksicht auf seine 
Verpflichtungen gegen England und die Niederländer, mit Phi- 
lipp 2. Mai 1598 den Frieden von Vervins. Spanien 
gab alle Eroberungen zurück, so dass der territoriale 
Stand des Friedens von Cateau-Cambresis erneuert 
wurde. Aber Heinrich unterstützte auch fernerhin die Nieder- 
länder mit Geld und Truppen, Spanien seinerseits gegen Hein- 
rich gerichtete Verschwörungen. Mit Savoyen schloss Heinrich 
1601 Frieden; er trat Saluzzo ab gegen Gebiete zwischen Lyon 
und Genf. 

Das „beständige und unwiderrufliche" Edikt von Nantes 

(15. April 1598) war bestimmt, die Hugenotten (nur noch 720 Ge- 
meinden) zu beruhigen und zu befriedigen. Die katholische 
Kirche wurde zur Landeskirche erklärt: sie wurde überall, 
auch in den bis jetzt ausschliesslich protestantischen Gebieten 
zugelassen und erhielt ihre Güter zurück; die Protestanten 
hatten die katholischen Feiertage und die kanonischen Ehegesetze 
zu beobachten, der Kirche auch den Zehnten zu entrichten. Aber 
es wurde ihnen Gewissensfreiheit gewährleistet, Kultus- 
freiheit nur in den Orten, wo sie zur Zeit thatsächlich 
bestand, und in den Schlössern des Adels, aber nicht in 
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Paris mit Umgegend und einigen anderen Städten. Als Staats- 
bürger wurden sie den Katholiken gleichgestellt; sie er- 
hielten für den Norden eigene Kammern in den Parlamenten 
von Paris , für den Süden mehrere chambres mi-parties. Sie 
blieben ein Staat im Staate durch das Kecht, periodische 
Versammlungen nach Art der etats generaux abzuhalten, noch 
mehr dadurch, dass sie Sicherheitsplätze, u. a. La Rochelle, einst- 
weilen behielten. Dieses Edikt fand Missfallen und Widerstreben 
bei den eifrigen Hugenotten, wie bei den Katholiken, insbesondere 
den Parlamenten. Heinrich begünstigte den Uebertritt von Huge- 
notten zur alten Kirche und derartige Konvertiten grundsätzlich. 
Die Jesuiten, die infolge eines Attentats auf den König 1594 
vertrieben worden waren, Hess er 1603 wieder zu und begünstigte 
sie, unter Ausschluss von Spaniern und Italienern, als wertvolle 
politische Werkzeuge. Die sittliche und geistige Kraft der katho- 
lischen Kirche erhöhte der König, indem er im allgemeinen die 
Bischofssitze mit würdigen und hervorragenden Persönlichkeiten 
besetzte. 



Kapitel XII. 

Deutschland 1555-1600. 

§ 42. Deutschland unter Ferdinand I. und Maximilian II. 

Machtverhältnisse der Religionsparteien. In der Or- 
ganisation des Reichs sicherte das katholische Bekenutnis 
der Kaiser und deren Zugehörigkeit zum Haus Oesterreich, noch 
mehr das Uebergewicht der geistlichen Stimmen im Fürstenrat 
dem Katholizismus ein Uebergewicht. Unter den 
weltlichen Territorien überwogen aber schon 1555 
die protestantischen in Norddeutschland entschieden: 
Kurbrandenburg, Kursachsen und Herzogtum Sachsen, Anhalt, 
Lauenburg, Mecklenburg, Pommern und schon zwei der weifischen 
Linien; in Nord Westdeutschland gab es nur noch ein 
katholisches Fürstenhaus, das von Jülich-Cleve, und 
sein Verbleiben beim alten Glauben war längere Zeit unsicher. 
Auch in Süddeutschland überwogen die protestan- 
tischen Fürsten der Zahl nach: Kurpfalz und alle pfäl- 
zischen Nebenlinien, Brandenburg-Ansbach und Kulmbach, Würt- 
temberg, Baden-Durlach und Baden-Baden, aber die zwei 
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mächtigsten Fürsten Ferdinand von Oesterreich 
und Albrecht von Bayern hielten am alten Glauben 
fest. Die grösseren Reichsstädte waren fast alle ganz 
oder beinahe ganz protestantisch, katholisch nur Köln 
und Aachen, in Augsburg war eine bedeutende katho- 
lische Minderheit vorhanden. Noch entschiedener 
überwog der Protestantismus in der Bevölkerung 
des Reichs. In vielen Territorien, deren Fürsten altgläubig 
waren, auch in geistlichen, war die Mehrzahl der Bevölkerung 
der alten Kirche entfremdet, in Bayern verlangten 1553 und 155(> 
Adel und Städte Abschaffung des Cölibats, das Abendmahl in 
beiderlei Gestalt, Verkündigung einer nach dem Evangelium 
gereinigten Lehre. Adel und Städte der Kronländer Oesterreich, 
Steiermark, Kärnten, Krain verlangten 1556 gemeinsam Frei- 
heit der reinen d. h. lutherischen Lehre; hier gewann die Re- 
formation auch immer mehr Boden bei der Bauernschaft. Fürs 
Jahr 1558 schätzte ein fremder Beobachter für ganz Deutsch- 
land die Anhänger des neuen Glaubens auf neun Zehntel der 
gesaraten Bevölkerung, auch in Böhmen war um diese Zeit nur 
noch ein Zehntel katholisch; jedoch mangelte es in den katho- 
lischen Territorien den Nichtkatholiken meistens an fester kirch- 
licher Organisation und einer geordneten Geistlichkeit. Auch an 
geistiger Kraft und Regsamkeit, insbesondere im Schulwesen, war 
der Protestantismus der alten Richtung noch weit überlegen. 

Innere Gesinnung* und äusseres Verhalten der Religions- 
partelen zu einander. Der (1557 und 156(5 bestätigte) Re- 
ligionsfriede beruhte nicht auf dauernder und tief- 
gehender Neigung der beiden Richtungen, den 
gegenseitigen Bestand zu wahren, sondern nur auf 
beiderseitigem Ruhebedürfnis. Auch enthielt der Religionsfriede 
manche unklare und widerspruchsvolle Bestimmungen. Die Ab- 
schaffung des von ihnen nicht anerkannten „geistlichen 
Vorbehalts" verlangten die evangelischen Stände 
schon auf Reichstagen von 1557 und 1559. Der Vorschlag 
der Kurpfalz, als weitergehende „Freistellung* 1 die Gewährung 
der Gewissensfreiheit (womöglich mit exercitium) an die Unter- 
thannen, d. h. der Freiheit des Bekenntnisses zur Confessio 
Augustana oder zur alten Lehre ohne Rücksicht auf die Stel- 
lung der Landesobrigkeit zu verlangen, drang dagegen bei der 
Mehrheit der protestantischen lieichsstände nicht durch. Das „exer- 
citium" hätte aber Kurpfalz selbst schwerlich katholischen Unter- 
thanen gestattet. Schon 1559 traten die Religions- 
parteien mit Beschwerden gegeneinander auf. Jede 
war einer übertriebenen oder voreiligen Furcht zugänglich, die 
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Angehörigen der andern könnten sich, auch unter Beiziehung des 
Auslandes, zu einem Angriff zusammenschliessen, und bei bei- 
den fehlte es von Anfang an nicht an Bestrebungen, 
einen Zusannnenschluss, wenigstens zur gemeinsamen 
Wahrung des Besitzstandes und der rechtlich-politischen Forde- 
rungen, zu erzielen. Aber Rücksicht auf den Frieden des 
Reichs und die ungestörte Entwicklung des eigenen Einzel- 
staats, sowie Enge des Gesichtskreises und Engherzigkeit des 
Strebens, bei den Katholiken lange Zeit hindurch das geringe 
innere Interesse der meisten geistlichen Fürsten und deren 
Abhängigkeit von den Domkapiteln, sowie die Inanspruch- 
nahme Oesterreichs durch innere Wirren und die Türkengefahr, 
bei den protestantischen Ständen zunehmende Uneinigkeit und 
die Scheu des einzelnen, durch kühnes Vorangehen die bei 
Rechtsstreitigkeiten und in Lehnssachen fühlbare Ungunst des 
Kaisers sich zuzuziehen, bewirkten, dass es lange nicht zu 
einer kirchenpolitischen Geschlossenheit und Ent- 
schiedenheit der zwei Parteien kam. 

Die zwei ersten Jahrzehnte nach 1555 besass der 
Protestantismus noch ein Mehr von werbender und 
vordringender Kraft. Die protestantischen Fürsten strebten, 
schon um die längst übliche Versorgung ihrer jüngeren Söhne 
sich zu wahren, die benachbarten Bistümer in ihre Hände zu 
bringen (Meissen verschmolz 1581 ganz mit dem kursächsischen 
Gebiet); 1566 waren alle jenseits der Weser gelegenen 
Bistümer, Hildesheim ausgenommen, in protestantischen 
Händen. Zum Teil wurde hiebei die päpstliche Bestätigung durch 
Heuchelei erschlichen, von 1567 ab war aber deren Voraussetzung 
der Eid auf das Tridentiner Bekenntnis (s. S. 91); die kaiser- 
liche Belehnung wurde einstweilen ersetzt durch „Lehnsindult". 
Fürsten und Städte führten die Säkularisation von 
(reichsmittelbaren) Klöstern und Stiftern (die nach der 
zutreffenden, katholischen Auslegung durch den Religionsfrieden 
implicite verboten war) weiter, manchmal auch ohne Rücksicht 
auf die Schutzrechte anderer Territorialgewalten; 1555 war sie im 
wesentlichen abgeschlossen nur in den sächsischen Gebieten ge- 
wesen. In manchen Reichsstädten wurde den katholischen Minder- 
heiten der Zutritt zu den Aemtern beschränkt oder verschlossen, 
ja sogar deren Zugehörigen das Bürgerrecht entzogen. Andrer- 
seits war schon Ferdinand T. (1556—64, 1558 von den Kur- 
fürsten „erhöht", aber erst Anfang 1560 von Pius IV. als Kaiser 
anerkannt), dem Sinne des Religionsfriedens zuwider, bemüht, 
dem Hat einer 1555 katholischen Reichsstadt, da er nicht volle 
Obrigkeit den Bürgern gegenüber sei, das ins reformandi that- 
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sächlich zu verwehren. Als Ferdinand 1563 die Wahl seines 
ältesten Sohnes Max bewirkte, wurde in die Wahlkapitulation — 
unter Protest der drei protestantischen Kurfürsten — die Ver- 
pflichtung zum Schutz des römischen Stuhls, des Papstes und der 
christlichen Kirche (wie bei Karl V. und Ferdinand I.) aufge- 
nommen. Ferdinand teilte seine Lande: Max erhielt Böhmen, 
Ungarn, Oesterreich ob und unter der Enns, Ferdinand Tirol 
und das übrige Vorderösterreich, Karl Steiermark, Kärnten, 
Krain und Görz („Innerösterreich"). 

Uneinigkeit der Protestanten. Da auf eine ins feinste 
durchgeführte Dogmatik und auf Uebereinstimmung in der „reinen 
Lehre" immer mehr Wert gelegt wurde und die Nachwirkung 
der gewaltigen Persönlichkeit Luthers die Selbständigkeit der 
meisten seiner Anhänger lähmte, so brachen seit Luthers Tod 
(18. Februar 1546) unter den Anhängern der deutschen 
Reformation immer mehr Streitigkeiten aus, die, bei 
der damaligen Verquickung des Staats mit der Konfession, an 
und für sich schon politische Bedeutung hatten. Den Gegensatz 
zwischen den „ Wittenberger n ü (Melanchthon selbst f 1560) und 
den „Gnesiolutheranern u der 1558 eröffneten Universität Jena 
(bedeutendster Wortführer Flacius Ulyricus) verschärfte noch 
die Feindseligkeit zwischen den Albertinern und den Ernestinern. 
Für den Unterschied zwischen streng lutherischer und philippistischer, 
mit dem Calvinismus sich berührender („kryptocalvinistischer"), 
Abendmahlslehre war von Belang der Unterschied der Confessio 
Augustana von 1530 und der von 1540, der eine Spaltung der 
Fürsten 1561 hervorrief. Dieser Unterschied gewann noch an 
Bedeutung, als Friedrich III. (1559—1576) von der Kur- 
pfalz vom Luthertum zu einem gemässigten Calvinis- 
mus übertrat (1563); die Oberpfalz blieb jedoch lutherisch. 
Mit Berufung auf die Variata von 1540 konnte der Kurpfälzer 
beanspruchen, auch jetzt noch als zu den Augsburger Konfes- 
sionsverwandten gehörig behandelt zu werden. Der Calvinis- 
mus derKurpfalz (der vom Kurfürsten Ludwig VI. 1576 — 1588 
allerdings für die grössere Hälfte der Territorien vorübergehend 
beseitigt wurde) vertiefte den politischen Gegensatz 
zwischen Kurpfalz und Kursachsen. August III. 
(1554 — 1586) wollte die Ordnungen des Reichs und die 
Bestimmungen des Religionsfriedens, insoweit seine 
Sonderinteressen nicht dagegen sprachen, gewahrt wissen; 
für die allgemeine Sache und die internationale Stellung des 
Protestantismus hatte er wenig Sinn, einer Verbindung mit 
den nichtdeutschen Protestanten war er durchaus ab- 
hold, dagegen dem Hause Oesterreich freundlich ge- 
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sinnt, zur Verwilligung von Türkenhilfen, schon wegen der Lage 
seiner Lande, sehr bereit und durch enge Freundschaft mit 
dem ersten fürstlichen Vertreter der Gegenreformation, 
Albrecht V. von Bayern (s. S. 94), verbunden; er hielt darauf, 
strenger Lutheraner zu sein. Der calvinistische Friedrich III. 
dagegen wollte vollständigen Sieg des Protestantismus, 
Er Weiterung oder „Erläuterung" des Religionsfriedens, Aus- 
nützung der Notlage der Kaiser, um weitere Zugeständ- 
nisse zu erlangen, Unterstützung der französischen und 
niederländischen Hugenotten und war den Habsburgern 
feindlich gesinnt. Um sein Hauptziel zu erreichen, war er 
auch bereit, sich an Frankreich anzuschliessen und die 
Reichsverfassung zu brechen. Da die Mittel der Kurpfalz 
einer so weitangelegten Politik bei weitem nicht entsprachen, 
so griff Friedrich nicht selten zu unehrlichen Mitteln. Auch 
fehlte es ihm an klugem Masshalten. 

Maximilian II. (ir>64— lf>7<>) hatte als Kronprinz bis zu 
seiner Wahl als Lutheraner gegolten, ein ganzer Katholik 
wurde er nie. Aber Unentschiedenneit des eigenen Wesens, 
wie der Einfluss der habsburgischen Ueberlieferungen und zu- 
nehmende Rücksicht auf seine spanische, streng katholische 
Gemahlin , noch mehr auf Philipp II. und die Aussicht , die 
spanischen Reiche einem seiner Söhne als Erbe zuzuwenden, 
bewirkten, dass immer mehr seine Politik dem Protestan- 
tismus abträglich wurde. Ein leidenschaftlicher Feind des 
Calvinismus, der freilich auch manchem protestantischen Fürsten 
als seelenmörderische Ketzerei erschien, hätte er 1506 vom 
Reichstag in Augsburg gern einen Beschluss zur Ausrottung 
der „Sekte" erwirkt. Aber gerade August III. verhinderte es 
— durch vorzeitige Abreise — , dass Friedrich IIL vom Reli- 
gionsfrieden ausgeschlossen wurde. Die protestantischen 
Stände erklärten hierauf, dass ein solcher Ausschluss 
nicht zulässig wäre, da nur in einem Punkt Friedrich nicht 
mit der Confessio Augustana übereinstimme. Gegen den Herzog 
Johann Friedrich von Sachsen, der den wiederholt ge- 
ächteten Friedensbrecher Johann von Grumbach, einen 
früheren Genossen des Markgrafen Alcibiades von Brandenburg, 
schützte und sich von seinen schwindelhaften Entwürfen be- 
thören liess, verhängte Max Ende löüt> die Acht, die August 
Frühjahr lf>G7 rücksichtslos vollstreckte. Johann Friedrich 
starb lf>95 in harter kaiserlicher Haft. 

Anfänge der Gegenreformation. Die Gegenreformation 
wurde von 1509 an in Baden-Baden ins Werk gesetzt; seit lf>7H, 
mindestens zum Teil im Widerspruche mit der declaratio Ferdi- 
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nandea, im Gebiete des Abts von Fulda und im (Mainzischen) 
Eichsfeld. Der Ferdinandeischen Deklaration, die man 1574 in 
der kursächsischen Kanzlei wieder auffand, sprachen die katho- 
lischen Stände zuerst die Echtheit, dann immer die bindende 
Rechtskraft ab (s. 8. 81). 

Das, 15t>8 — 7i> leidlich gute Verhältnis zwischen Kurpfalz und 
Kursachsen wurde 1574 wieder getrübt durch die brutale Unter- 
drückung der Kryptocalvinisten und bald feindselig. Als die 
Wahl Rudolfs, zumeist und zuerst von Kursachsen und lange 
ohne Vorwissen der Kurpfalz, vorbereitet wurde, wollte Friedrich 
für die Wahl nicht bloss Aufnahme der Ferdinandeischen 
Deklaration in die Wahlkapitulation (mit Insinuierung ans 
Reichskammergericht) und Abschaffung des geistlichen Vor- 
behalts zur Bedingung machen, sondern auch u. a. „Frei- 
stellung der Religion" (auch des „exercitiums"), mittelbar 
selbst in Frankreich und den Niederlanden, erlangen. Kur- 
sachsen Hess seine alleinigeForderung der Anerkennung 
der Ferdinandeischen Deklaration fallen, als die, von 
einem päpstlichen Legaten bearbeiteten, geistlichen Kurfürsten 
hartnäckig widerstrebten und Max die Bestätigung der decla- 
ratio Ferdinandea von sich aus (auch für Rudolf) verweigerte. 
Die protestantischen Kurfürsten begnügten sich am Ende mit dem 
Versprechen des Kaisers, dass die Frage der Deklaration auf 
einein bald abzuflauenden Reichstage gelöst werden solle. Rudolf 
wurde 27. Oktober 1575 in Regensburg zum König gewählt, 
und Fulda und Mainz setzten ihre Gegenreformation mit Hilfe 
der Jesuiten fort. Auf dem Regensburger Reichstag (1570), 
den Gregor XIII. durch den Kardinal Moröne beschickte, mussten 
die Evangelischen die Verhandlung über die Deklaration erzwingen, 
anfangs forderten sie auch, dass die Abschaffung evangelischer 
Unterthanen durch die katholischen Obrigkeiten verboten werde, 
und — mit wenig Nachdruck — allgemeine Freistellung. Maxi- 
milian verlangte ungewöhnlich hohe Türkenhilfe, die 
Anerkennung der Deklaration (durch Einverleibung in den Reichs- 
abschied) war bei der geschlossenen Haltung der Katholiken nur 
zu erreichen, wenn man sie zur unerlässlichen Bedingung der 
Bewilligung machte ; dafür wirkten Kurpfalz und Hessen, boten 
aber dem Kaiser viel zu wenig. Da aber Kursachsen von 
Anfang an, und dann auch Kurbrandenburg, in dieser Sache 
mit dem Kaiser und den katholischen Ständen zusammenging, 
wurde die Türkenhilfe bedingungslos verwilligt, Maxi- 
milian starb noch vor Ende des Reichstags in Regensburg, 
Friedrich IH. 14 Tage später. 

Lehrbuch d. Weltgeschichte. Neue Zeit. 9 
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§ 43. Deutschland 1578—1600. 

Kaiser Rudolf IL. (157f> — lt>12), in Spanien erzogen, 
hatte Philipps Tl. Zurückgezogenheit und autokratisches Selbst- 
gefühl, aber nicht im mindesten dessen Arbeitskraft und -lust. 
Die hohen Hoffnungen der Katholiken und die schweren Be- 
fürchtungen der Protestanten erwiesen sich als etwas übertrieben. 

Zunehmende Spaltung unter den Protestanten. Anfang 1 
des entschiedenen Zusammenhalts der katholischen Stände. 
Der lutherische Kurfürst Ludwig VI. von Kurpfalz 
schloss sich, statt die Mehrheit der Protestanten, die durch die 
Haltung Kursachsens auf dem letzten Reichstag enttäuscht war, 
zu einem entschiedeneren Vorgehen zusammenzufassen, an Kur- 
sachsen an und trat auch der Konkordienf.ormel bei 
(1580). Die Konkordienformel hatte Kursachsen mit Hilfe des 
württembergischen Theologen Valentin Andreae ausarbeiten lassen 
(Bergener Buch 1577). Sie gab dem Gegensatz zu den 
Calvinist en, die den streng lutherischen Theologen für schlimmer 
als die Papisten galten, den schroffsten Ausdruck. Geist- 
liche und Lehrer mussten das Buch unterschreiben oder wurden 
abgesetzt. Da aber manche lutherische Landeskirchen (z. B. Hol- 
stein, Pommern, Anhalt, Hessen, Nürnberg) sie nicht annahmen, 
so war jetzt der deutsche Protestantismus in drei Lager 
gespalten. Calvinistiseh waren Nassau-Dillenburg, die 
Reichsstadt Bremen, Emden und zahlreiche niederrheinische Ge- 
meinden, von 1585 ab durch die vormundschaftliche Regierung 
Johann Casimirs (1585 — wieder die Kur pf alz (seit 1605 
auch Hessen-Kassel). Auf dem Reichstage von 1 582 drohten d i e 
katholischen Fürsten, von nun an zur Benützung aller 
Rechtsmittel entschlossen, den Reichstag zu verlassen, 
wenn der Administrator von Magdeburg, der verheiratete Joachim 
Friedrich von Brandenburg, der keinen Lehnsindult hatte, die 
„Session" ausübe. Joachim reiste dann ab und die Sessionsfrage 
blieb ungelöst. 

Kölner Krieg. Gebhard Truchsess (Freiherr von 
Wald[en]burg), seit Ende 1577 Erzbischof von Köln, be- 
reitete, um eine gräfliche Nonne heiraten zu können, seit 1579 
seinen Uebertritt vor, und vollzog ihn, gegen den Willen der 
Mehrheit des Domkapitels und der rheinischen Stände, sowie 
einer verfassungsmässigen Bestimmung von ]550 zuwider, nach 
militärischen Rüstungen Weihnachten 1582. Er wurde von den 
Ständen des Herzogtums Westfalen, wo die evangelische Mehr- 
heit unter seiner Mitwirkung die katholische Kirche gewaltsam 
beseitigte, seitens der protestantischen Reichsstände mit der 
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That nur von Pfalzgraf Johann Casimir (dessen Bruder, 
der Kurfürst Ludwig während seines Feldzuges starb) unter- 
stützt, aber ungenügend und nicht nachhaltig. Die Kurie 
dagegen ging rasch und energisch vor; Von ihr (Mai 1583) 
gebannt und abgesetzt unterlag Gebhard dem neuge- 
wählten Ernst, den sein Bruder Wilhelm V. von Bayern, 
Spanien und die Kurie unterstützten, in der Kölner Stiftsfehde 
(1582 — 84). Kursachsen und Kurbrandenburg erkannten 
Ernst Anfang 1585 als Kurfürsten an. Im Herzogtum 
Westfalen beseitigten die Jesuiten den Protestantismus beinahe 
ganz; Ernst (seit 1573 Bischof auch von Hildesheim, seit 
1581 von Lüttich) wurde 1585 auch Bischof des schon lange 
von beiden Parteien umstrittenen Münster. Die Gegenrefor- 
mation wurde auch in AngriiF genommen in den ebenfalls über- 
wiegend evangelischen Stiftern Paderborn, Würzburg, Bamberg 
und besonders gewaltsam in Salzburg. 

Kurze Einigung: der Protestanten. Korrespondierende. 
Erste Forderung einer Restitution. Für das Reichskammer- 
gericht berief Rudolf, da die Reihenfolge an einen protestanti- 
schen Fürsten kam, 1588 keine Revisionskommission ein, was 
die Wirksamkeit des Reichshammergerichts zu Gunsten des Reichs- 
hofrats bedeutend schwächte. In Kursachsen kam nach dem 
Tode Augusts (1580) unter dessen Sohn Christian I. der 
„Kryptocalvinismus" nach und nach wieder oben auf, und Kur- 
sachsen schloss sich politisch an Kurpfalz an. Die drei protestan- 
tischen Kurfürsten reichten bei Rudolf 151)0 eine Beschwerde- 
schrift ein, in der sie den geistlichen Vorbehalt durchaus ver- 
warfen, Freistellung forderten und sich gegen Kingriffe des Reichs- 
hofrates in die Kompetenz des Reichskammergerichtes erklärten. 
In seinem scharf abweisenden Bescheid legte der Kaiser den 
Religionsfrieden ganz wie die katholischen Stände aus. 1591 
führte Christian von Anhalt ein von einer Vereinigung protestan- 
tischer Fürsten, worunter die drei Kurfürsten, aufgebrachtes 
Heer nach Frankreich dem noch protestantischen Heinrich von 
Navarra zu. Aber der frühe Tod (Christians 1. (1591) und die, 
von der vormundschaftlichen Regierung des Ernestiners Friedrich 
Wilhelm geleitete, streng lutherische Reaktion in Kursachsen, so- 
wie der Tod Johann Casimirs (Anfang 1592), endlich die wenig 
energische, aber sehr verschwenderische Regierung Friedrichs IV. 
(t 1010) bewirkten, dass der Zusammenschluss unter den Pro- 
testanten sich wieder lockerte. Auf dem Reich stageinRegens- 
b urg 1 594 unterliess es die kursächsische Partei (auch Württem- 
berg), Beschwerden vorzutragen; der sehr weitgehenden Be- 
schwerdeschrift der kurpfälzischen Partei (später „Korrespondenten" , 
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darunter jetzt auch Kurbrandenburg) setzten die katholischen Stände 
eine Beschwerdeschrift entgegen, in der sie u. a. Ausschluss der 
Calvinisten vom Religionsfrieden und Zurückgabe aller seit 
dem Passauer'Vertrag bezw. dem Religionsfrieden 
eingezogenen Stifter forderten. Dem Kaiser wurden 
80 Römermonate Türkenhilfe verwilligt. Die Sessionsfrage blieb 
ungelöst; als Magdeburg im Fürstenrat erschien, verliessen alle 
katholischen Stände den Raum, Magdeburgs und Haiberstadts 
Vertreter verliessen den Reichstag, nachdem Rudolf zugesichert 
hatte, dass dies ihren Rechten keinen Eintrag thun solle. Auf 
dem nächsten Reichstag Ende 1597 und Anfang 1598 
erschienen die Administratoren, dem Kaiser zulieb, gar nicht. 
Die Korrespondierenden (jetzt ohne die Städte) bewilligten dem 
Kaiser, der sich durch seinen Bruder Matthias vertreten Hess, 
nur 40, nicht wie die Mehrheit (>0 Römermonate, erklärten, durch 
den Mehrheitsbeschluss nicht gebunden zu sein, und protestierten 
gegen die übliche Bedrohung der säumigen Stände mit Reichs- 
acht oder schweren Geldstrafen. 

Schwäche des Reichs. Aachen und Bistum Strassburg. 
Die nieder- und mittelrheinischen Reichsgebiete hatten schon 
lange infolge der niederländischen Kämpfe durch Verkehrs- 
hemmungen, Handelssperren, Durchzüge und Einfälle räuberischer 
Söldnerscharen, seit der Kölner Stiftsfehde auch durch Hinüber- 
spielen des eigentlichen Krieges zu leiden. 1598 bezogen die 
Spanier im rheinisch -icestfälischen Kreise Winterquartiere und 
begingen die schwersten Unthaten, besonders gegen Protestanten 
(Wesel vorübergehend wieder katholisch). Die Kreisorganisation 
erwies sich dieser Verletzung der Reichsintegrität gegenüber 
als unzulänglich, zumal da die katholischen Minderheiten der 
betroffenen fünf Kreise die Mehrheitsbeschlüsse nicht befolgten ; 
Kursachsen wollte aus Ruhebedürfnis, der Kaiser und Bayern, 
weil die Sache der „Staaten" und damit der Protestantismus 
hätte daraus Nutzen ziehen können, nur Unterhandlungen; zu, 
überdies unwirksamen, Operationen der Kreistruppen kam es erst, 
als das Gros der spanischen Armee das Reichsgebiet wieder ver- 
lassen hatte. Der Versuch der kurpfiüzischen Politik und Partei, 
ein politisches Bündnis aller Protestanten zu stände zu bringen, 
um im Anschluss an eine Säuberung des Reichsgebiets den 
Gegner Spaniens zu unterstützen, scheiterte. In der Reichs- 
stadt Aachen hatte der Rat 1583 im Widerspruch mit der 15(30 
vom Kaiser auferlegten Ordnung den Anhängern der Confessio 
Augustana die Religionsübung freigegeben und der Protestantis- 
mus immer mehr die alte Kirche zurückgedrängt. Rudolf ver- 
fügte 1593 Wiederherstellung der Alleinherrschaft der katho- 
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tischen Kirche bei Strafe der Acht, diese wurde 1598 durch 
spanische und jülich-clevesche Truppen, nicht ohne zahlreiche 
Austreibungen und Konfiskationen, erzwungen. Ein Nachspiel 
der Kölner Stiftsfehde, die durch Doppelwahl veranlasste Strass- 
burger Stiftsfehde (seit 1592) endete damit, dass der Kardinal Karl 
von Lothringen 1599 vom Kaiser bestätigt wurde und dessen 
elfjährigen Vetter Leopold (seit 1598 Koadjutor von Passau) zum 
Koadjutor erhielt; der protestantische Administrator Johann Georg, 
Sohn des Kurfürsten von Brandenburg, verzichtete 1604 gegen 
eine Geldentschädigung. 

Untergang des livl&ndischen Ordensstaates. Der Schwertorden 
hatte sich nach der Säkularisation Ostpreussens vom Deutschorden gelöst 
Der Ordensstaat, der die Oberherrlichkeit des Kaisers und des Papstes an- 
erkannte, war ein loses Gefüge. Neben dem Orden, der dem Namen nach 
Souverän des ganzen Landes war und unmittelbar den grössten Teil des Ge- 
biets besass, gab es geistliche Fürstentümer (Riga, Dorpat, Oesel, Reval, 
Kurland oder Pilten), weltliche Ritter mit grossen Ländereien und selbständige 
Städte: Riga, Dorpat, Reval. Die sehr abhängige esthnische (finnische) oder 
lettische Bauernschaft war nicht germanisiert worden. Die Refor- 
mation der Städte und dann der Ritter steigerte noch den Mangel an Zu- 
sammenhalt. Auf die Gebiete des Ordens, von deren Zusammenhang mit dem 
Reiche und deren Unabhängigkeit die maritime Stellung der deutschen See- 
städte abhing, mnsste jede Macht ihr Auge werfen, die ein dominium maris 
Baltici erstrebte ; insbesondere waren sie für Russland wichtig als Mittel, um 
durch den Besitz von Ostseehäfen zu freier wirtschaftlicher Entfaltung zu 
gelangen, und später als BrUcke zum Eingreifen in die mitteleuropäischen 
Verhältnisse. IwanderSchreckliche (1534 — 1584), dererste „Tsar*, 
der (die bis dahin tatarisch-islamitischen) Kasan und Astrachan erobert, die 
Don'schen Kosaken unter seine Schutzherrschaft gebracht hatte, und unter dem 
die Eroberung Sibiriens begann, brach 1558 und 1560 mit gewaltiger Macht 
im Ordensgebiet ein. Da vom Reiche keine Hilfe kam und Polen, unter 
dessen Schutz sich der Orden und der Erzbischof von Riga gestellt hatten, 
nicht ausgiebig half, kamen durch Kauf die Stifter Oesel, Reval und Kur- 
land an den Dänenkönig, Est hl and und Stadt Reval begaben sich 
1560 unter dieOberherrschaftSchwedens, und der Heermeister 
Gothard von Ketteier übergab 1561 Livland an Polen und be- 
hielt das Gebiet links der Düna als erbliches Herzogtum 
Kurland unter polnischer Oberlehnshoheit, Iwan blieb Narwa. 
Die Kämpf e Iwans gegenPolen und seine Verbündeten, Däne- 
mark und Lübeck, später Schweden, endeten damit, dass Russland 
1582 in einem durch den Jesuiten Poissevin vermittelten zehnjährigen Waffen- 
stillstand mit Polen alle livischen Besitzungen und in einem dreijährigen Waffen- 
stillstand mit Schweden Esthland und Narwa aufgab. Das Reich hatte für 
das bedrängte Deutschtum dieser Gebiete so gut wie nichts gethan. Der 
Kampf zwischen Schweden und Polen, der vor allem durch den Streit um 
diese Gebiete verursacht war, ermöglichte es später den Moskowitern, sich 
hier festzusetzen. 

Die Türkenkriege. Ungarn und Siebenbürgen. In einem auf 
acht Jahre geschlossenen Frieden trat Ferdinand 1562 an Zapolya Sieben- 
bürgen, an die Türkei Temeswdr (zweites Paschalik) ab und verpflichtete sich 
zur Tributzahlung. Nach seinem Tode verursachten Kämpfe Zapolyas gegen 
Max einen grossen Angriff Solimans, der vor dem durch Zriny heldenmütig 
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verteidigten Szigeth, 71 Jahre alt, starb (1566). Nach dein Fall Szigetks 
zog das türkische Heer sich zurück, und es wurde ein Friede auf acht 
Jahre auf Grundlage des Status quo geschlossen. ((Jeher die türkische 
Eroberung Cyperns und die Niederlage bei Lepanto s. S. 110.) Grössere und 
kleinere Grenzüberfälle, ineist von Seiten der Türken bzw. Siebenbürgens, 
wiederholten sich während des äusserlichen Friedenszustandes. Die Gefahr 
eines grossen Türkenkrieges, die infolge der Wahl Maximilians durch einen 
Teil der Polen (1575) eintrat, verschwand mit dessen baldigem Tode. Schon 
unter Ferdinand begann die systematische Ansiedelung von Serben („Uskoken**), 
die steuerfrei blieben, eine Grenzwacht bildeten und gegen Sold zu Kriegs- 
diensten verpflichtet waren, im südlichen Grenzgebiet des habsburgischen 
Ungarn. Die Türkei griff, obwohl 1590 der Friede auf längere Frist 
erneuert worden war, 1593 wieder an. Als 1595 durch Abfall Sigmund 
Bathorys, der Moldau nnd der Rumänen die Türken von schweren Verlusten 
betroffen worden waren, zog Mohammed III. 1596 selbst aus, nahm Erlau und 
behauptete es in dreitägiger Schlacht bei Keresztes (an der Theiss). Nach 
einigen Jahren überwiegender Erfolge gestaltete sich der Krieg immer un- 
günstiger für die Kaiserlichen (1600 Verlust Kanicskas, der Vormauer Steier- 
marks), auch infolge des Missregiments , der schweren Ausschreitungen der 
Söldner und der politischen und konfessionellen Bedrückung im habsburgischen 
Ungarn und in Siebenbürgen, das Bathory 1597 an Rudolf abgetreten hatte. 
In Siebenbürgen warf sich der Maggare Stephan Böcskay als Fürst auf, indem 
er sich an die Türken anlehnte; er besiegte ein habsburgisches Heer und 
bestimmte die (zum Teil deutsche) Stadt Kaschau in Oberungarn, der jede 
protestantische Religionsausübung untersagt und ihr umfassender Besitz an 
Land gebiet abgesprochen worden war, ihm beizutreten. Ein ungarischer Reichstag 
ernannte ihn zum Fürsten von Ungarn und Siebenbürgen; bald darauf be- 
stätigte ihn der Sultan als König von Ungarn-Siebenbürgen. Die Erhebung 
Böcskays ermöglichte den schon länger erschöpften Türken, obwohl sie durch 
Aufstände in Kleinasien und einen gefährlichen Krieg gegen das schiitische 
Persien (Abbas d. Gr. 1586—1628) in Anspruch genommen waren, wieder 
Fortschritte zu machen. Erzherzog Matthias schloss im Namen 
seines Bruders Rudolf Anf. 1606 mit den ungarischen Ständen und 
Böcskay in Wien einen Friedensvertrag, der den Adeligen, den 
Freistädten und den königlichen Marktflecken, sowie den Grenztruppen freie 
Religionsübung (d. h. katholische oder lutherische oder calvinistische) 
zusicherte, den Ständen Aussicht auf Sicherung ihrer Freiheiten bot und 
Böcskay (f 1610) das Fürstentum Siebenbürgen samt nördlichen und nord- 
westlichen Grenzgebieten zuerkannte (etwa 2000 Q.-M. gegen 1200 Q.-M. 
des österreichischen Ungarns). Gegen Ende des Jahres 1606 schloss 
Matthias einen zwanzigjährigen Waffenstillstand mit den 
Türken auf der für diese günstigeu Grundlage des Status quo, aber ohne 
Verpflichtung zu jährlichem Tribut. Seit 1610 gab es vier ungarische Pa- 
schaliks: Ofen, Temeswär, Kanicska und Erlau. 
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Kapitel XIII. 

Westeuropa in den ersten Jahrzehnden des 

XVII. Jahrhunderts. 

§ 44. Ende des Freiheitskampfes der nördlichen Niederlande. 

Moritz hatte bis 1597 die Gebiete der Utrechter Union von 
spanischen Besatzungen gesäubert (Einnahme Groningens 1594). 
Parmas (zweiter) Nachfolger war von 159(5 an Erzherzog Albrecht, 
Bruder Rudolfs II. Albrecht und seine Gemahlin Isabella, Phi- 
lipps IL Tochter, erhielten 1599 die spanischen Niederlande als 
scheinbar selbständiges Fürstentum, dem Spanien mit Geld und 
Offizieren aushalf. Die gemeinsame Gegnerschaft bethätigten 
Engländer und Holländer hauptsächlich in gemeinsamen Seezügen 
an die spanische Küste (Cadix 1596 erstürmt und ausgeplündert, 
aber nicht gehalten), gegen spanische Kolonien und Silberflotten; 
aber auch zu Lande wurden die Holländer von England 
unterstützt, so in den für sie siegreichen Schlachten bei 
Turnhout (1597) und bei Nieuwpoort (1000). Wie Albrecht 
an Wiedergewinnung der nördlichen Provinzen dachte, so die 
nördlichen an die der südlichen. Spinöla, der seit 1603 den 
Oberbefehl führte und für den Krieg selbst Millionen opferte, 
nahm 1604 nach mehr als dreijähriger Belagerung Ostende. Aber 
diese und andere spanische Erfolge zu Land wurden durch schwere 
Verluste zur See mehr als ausgeglichen, die Albrecht unter- 
stehenden Provinzen waren schwer verödet und hatten bei ge- 
mindertem Erwerb eine grosse Steuerlast zu tragen. Die General- 
staaten bezw. ihre Provinzen und Städte hatten ebenfalls eine 
enorme Schuldenlast aufgehäuft, auch der Steuerdruck war schwer; 
England hatte mit Spanien 1604 Frieden geschlossen, Frank- 
reichs offene und volle Hilfe war nur gegen Verzicht auf volle 
Unabhängigkeit zu erhalten. Ende 1006 begannen Unterhand- 
lungen; das Ergebnis war ein April 1609 abgeschlossener 
zwölfjähriger Waffenstillstand. Spanien erkannte 
die Unabhängigkeit der (sieben) vereinigten Pro- 
vinzen an, gestand ihnen das Recht zu, mit allen überseeischen 
Ländern zu verkehren, die nicht unmittelbar unter spanischer 
Herrschaft standen, und verzichtete darauf, dass Freiheit und 
Oeffentlichkeit des katholischen Kultus für das Gebiet der freien 
Niederlande zugesichert werde. Die freien Niederlande, deren 
geistige Energie, wirtschaftliche Kraft und Erfahrung durch stete 
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Einwanderung aus den Städten der spanischen Niederlande bedeu- 
tend gemehrt worden war, hatten schon den Grund zu reicher 
Entfaltung des geistigen und künstlerischen Lebens, 
grossartiger Entwickelung ihres Handels und ihrer 
Seemacht auf Kosten Spaniens und Portugals, sowie 
der Hansa (auch in der Ostsee) und zu einem Kolonial- 
reich gelegt. Ihr Gesamtstaat war ein loser Staatenbund 
souveräner Glieder, in dem formell zu wichtigen Beschlüssen 
Stimmeneinheit nötig war, aber thatsächlich Holland und See- 
land, die den grössten Teil der gemeinsamen Lasten trugen, 
ein starkes Uebergeivicht hatten. 

Die vor dem Unabhäugigkeitskampfe an materieller und geistiger Kultur 
den nördlichen weit überlegenen südlichen Provinzen hatten ihr Gewerbe und 
ihren Handel beinahe ganz verloren; Antwerpen war auch infolge der Sperrung 
der Scheide (bis 1609 und wieder seit 1648) immer mehr gesunken und ver- 
ödet, Amsterdam immer mehr gewachsen; es wurde an Stelle von Antwerpen 
(und Lyon) erster Weltbörsenplatz. Auch geistig kamen sie zurück, ausser 
in der Kunst, wo sie den grossen, von der italienischen Kunst stark beein- 
flussten, 31 a ler Rubens (1577—1640), Hofmaler Alberts und Isabellens, 
hervorbrachten. Er arbeitete auch für Maria von Medici (s. g. Galerie im 
Palast Luxemburg), von 1628 ab war er längere Zeit als Diplomat thätig. 
Als Maler besass er ungewöhnliche Universalität und Fruchtbarkeit. Sein 
bester Schüler war Antonius van Dyck (1599—1641), hervorragend besonders 
in seinen Porträts. 

Das europäische Gebiet der Niederlande bestand aus den sieben Pro- 
vinzen, dem „zugewandten" Drenthe und den nach 1579 eroberten „Generali- 
tätslanden" Staatsflandern und Staatsbrabant, sowie Gütern des Hauses Oranien. 
Die „Generalstaaten" waren ein ständiger, im Haag sitzender Bundestag, den 
an bestimmte Weisung gebundene Abgesandte der Provinzen bildeten. Eine 
zentrale Gewalt besass der Statthalter (stathonder) . der höchste Beamte der 
Mehrheit der Provinzen, mit dem Recht ausgestattet, in vielen Städten die 
Ratsstellen zu besetzen, vor allem aber Oberbefehlshaber der Land- und See- 
macht; andrerseits der Ratspensionär der Provinz Holland, Präsident der 
Provinzstaateu und eine Art Bundeskanzler. Zwischen den StatÜtaltem aus 
dem Hause Oranien, die streng calvinistisch waren und sich bei dem Streben 
nach monarchischer Gewalt auf die Volksmassen stützten, und den Rats- 
pensionären, den 1'ertretern der gebildeten und religiös milderen haufmanns- 
aristokratie, bestand ein scharfer Gegensatz. Der theologische Streit zwischen 
dem einseitigen Calvinisten Gomärus und dem weniger schroffen Arminius 
(f 1609), den „Kontraremonstranten u und „Remonstranten" zunächst über 
die Prädestinationslehre, dann auch über das Recht der Obrigkeit, in kirch- 
lichen Dingen Verfügungen zu treffen (Dortrechter Synode 1618), erweiterte 
sich zum politischen Kampf, in dem Moritz von Oranien und seine Partei 
siegte. Der greise Oldenbarneveidt wurde 1619 hingerichtet. Die siegreiche 
Partei begann nach Ablauf des Waffenstillstands den Krieg gegen Spanien 
wieder. 

Seit etwa 1600 begannen die freien Niederlande durch Gründung, zu- 
nächst von befestigten Faktoreien, im Kampfe mit Spaniern und Portugiesen 
ihre Handelsherrschaft über die Inseln und Küsten Indiens zu begründen. 
1602 wurde die beinahe souveräne holländisch-ostindische Kom- 
pagnie gegründet, die 1619 Batavia als ihreu Mittelpunkt schuf, 1650—1680 
die Eroberung Javas so ziemlich beendete. Von den Molukken, wo sie 
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sich frühe festsetzte, vertrieb sie die Engländer um 1625 und beherrschte 
alle Sundainseln. 1648 bemächtigte sie sich Malaccas, 1656 war sie 
Herrin von Ceylon. Von 1663 an hatte sie wichtige Plätze auf beiden vorder- 
indischen Küsten und herrschte von Ceylon bis Neuguinea. Das Kap der 
guten Hoffnung war 1601 besetzt worden, die Kolonisation des Kap- 
landes durch „Boeren" begann 1651. Die hart behandelten Ein- 
heimischen zum Christentum zu bekehren bemühten sich die Holländer (ihre 
Niederlassung auf Formosa 1620—60 ausgenommen) nicht. Dem Taikun von 
Japan lieferten sie die Mittel, um die einheimischen (katholischen) Christen 
vollends zu vernichten. Als Japan 1637 sich gegen allen fremden Verkehr 
verschloss, wahrten sie sich durch Demütigungen (u. a. Tribut) eine Faktorei 
auf einer künstlichen Insel bei Nagasaki mit sehr beschränkter Handels- 
befngnis. In Amerika (westindische Kompagnie 1621—1671) mussten die 
Holländer die von 1624 an besetzten Teile Brasiliens 1661 in einem Frieden mit 
Portugal aufgeben. Von Südamerika blieb ihnen nur (holländisch) Guinea 
und die Insel Curacao. In Nordamerika verloren sie Neuniederland (seit 
1614), mit dem 1626 gegründeten Neuamsterdam 1664 an England (seitdem 
New- York). 

Reges, geistiges Leben pulsierte. in den freien Nieder- 
landen. Das Schulwesen, auch das Volksschulwesen, blühte. Von den 
sechs Hochschulen hatte Leyden allgemein europäische Bedeutnng. Die 
Naturwissenschaften wurden eifrig gepflegt, Fernrohr und Mikroskop er- 
funden. Unter den Geisteswissenschaften hatte die klassische Philologie noch 
die Führung; Justus Lipsius (1547—1606) begründete die Altertumswissen- 
schaft. Von Fremden waren als Philologen thätig der französische Calvinist 
ScalTger (1540—1609), Cluver aus Danzig (1580-1623) und Gronov aus Ham- 
burg (1611—77). Vielseitig und auf verschiedenen Gebieten selbständig war 
Hugo Grotius (1583—1645), Geschichtschreiber und Philolog, der die philo- 
logisch-geschichtliche Methode auch auf die heilige Schrift anzuwenden begann ; 
vor allem aber wurde er Schöpfer des Völkerrechts und Naturrechts 
(de jure belli ac pacis 1625), indem er die theologisch-religiöse Begründung des 
Privat- und Staatsrechts beseitigte ; als Anhänger Oldenbarneveldts zur lebens- 
länglichen Haft verurteilt entfloh er 1621 ; 1634—45 stand er in schwedischen 
Diensten. Der Freistaat wurde auch die Heimat derneuerenPhilosophie, 
die Fremde hier schufen: der Franzose Rene Des Cartes (1596-1656), 
zugleich auch Begründer der französischen wissenschaftlichen Prosa, Vertreter 
eines entschiedenen psychologischen Dualismus und der mechanischen Auf- 
fassung der Natur, und der (portugiesische) Jude Baruch (Benediktus) 
Spinoza (1632—77), folgerichtiger Vertreter des Pantheismus und dabei 
Verkünder einer grossartigen Ethik, für seine Person selbst ein Mann 
innerer Freiheit und edler Anspruchslosigkeit. Sein Staatsbegriff führte ihn 
dazu, die religiöse Duldung, andrerseits aber die Hoheit des Staats über 
die Kirche zu begründen. Für Zeitungen blieb Holland lange das muster- 
gültige Land. Neben der gelehrten Pflege des Latein entstand eine poetische 
Litteratur in der einheimischen Volkssprache. 

Die Malerei entwickelte sich in einer der Eigenart des Landes und 
Volkes entsprechenden Richtung zu grosser Blüte. Die Porträtmalerei bildete 
sich rascher aus als die Landschaftsmalerei. Die biblischen, meist alttestauient- 
licheu Stoffe wie die mythologischen wurden realistisch aufgefasst. Die be- 
deutendsten Maler waren: Franz Hals (geb. 1580 (?), | 1666), hervorragend 
als Genre- und Porträtmaler, und Rembrandt Harmenzoon van Rijn (1606 
bis 1669), Meister auch in radierten Porträts und Schöpfer vieler biblischer 
Darstellungen, „der gewaltigste, vielseitigste und prächtigste Meister der ge- 
samten Kunst des XVII. Jahrhunderts," insbesondere unübertroffen in Behand- 
lung des Helldunkels. 
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§ 45. Spaniens wirtschaftlicher Niedergang und innerer Zerfall. 

Schon bei Karls V. Rücktritt war Spanien mit einer be- 
deutenden Staatsschuld (20 Millionen Dukaten) belastet, ein 
Ueberschuss der Ausgaben über die ordentlichen Einnahmen so 
ziemlich schon stehend und der Wohlstand und die Erwerbs- 
kraft des Volks gemindert. Es flössen zwar Philipp, nachdem 
seit 156.-J in den Silbergruben von Mexico und Potosi das Amalgam- 
verfahren eingeführt war, immer grössere Summen als „Quinto" 
der Ausbeute zu, die Abgaben wurden erhöht und vermehrt, 
Geld durch Verkauf von Äemtem und Titeln, Kronrechten und 
Kroneigentum gewonnen; trotzdem stieg die Geldnot und 
die Verschuldung des Staats immer mehr; es kam 
(wie schon 1 557 ) 1 575 und 1 596 zum Staatsbankerott. Bei 
Philipps II. Tod belief sich die Staatsschuld auf 100 Millionen 
Dukaten (etwa :>— 4 Milliarden Mark heutigen Geldwertes). 
Unter seinen Nachfolgern, dem unfähigen und arbeitsscheuen 
Philipp III. (bis 1621, Hauptgünstling und eigentlicher Regent 
der Herzog von Lerma) und dem prunkliebenden Philipp IV. 
(bis 1665 regierender Minister: Herzog Olivarez, 1641 gestürzt) 
nahm die Zerrüttung der Staatsfinanzen, die Verschwendung fin- 
den ungeheuren Hofstaat mit seiner immer mehr sich ausbilden- 
den Etikette, die Unehrlichkeit und Unfähigkeit der Verwaltung 
und der Rechtsprechung, die fiskalische Aussaugung, sowie die 
Verödung des flachen Landes und die Verarmung des Volkes 
immer noch zu. Der Ackerbau war immer mehr beschränkt 
und unergiebig geworden, die spanische Industrie immer mehr 
zurückgegangen. Die Einfuhr überstieg die Ausfuhr ums doppelte, 
der Handel in Spanien selbst, wie die Industrie war etwa zur 
Hälfte in den Händen Fremder ; der Handel mit den amerikani- 
schen Ländern thatsächlich zu 9 /io. Die Besitztümer und Ein- 
künfte der Kirche, besonders der Klöster und der Bischöfe 
waren immer mehr gewachsen; Priester, Mönche und Nonnen 
machten etwa 5°/o, der Adel 6 — 7°/o der Bevölkerung aus. 
Universitäten und Mittelschulen gediehen nach Zahl der Schüler, 
aber von Wissenschaften wurden mit einiger Fruchtbarkeit nur 
noch Theologie und Rechtswissenschaft betrieben. Dagegen er- 
lebte die spanische Litteratur (wie kurz vorher die portu- 
giesische, Luiz de Camoens 1525—80) ihr goldenes Zeit- 
alter (Drama: Lope de Vega 1562—1632 und CahUron 1600 bis 
10*1 ; Roman: Cervantes 1547 — KU 6, Don Quichote). Italienischen 
Schulen und Einflüssen gegenüber selbständig entwickelte sicli eine 
nationale, realistische Malerei in der Schule von Sevilla, deren 
grösste Meister der als Porträtmaler ausgezeichnete Diego Velas- 
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quez (1599—1066) und Estoban Murillo (1618—1682), der 
unübertroffene Darsteller mystisch-frommer Verzückung, waren. 
In der Architektur wurde der Frührenaissancestil, der sog. 
Plateresco, d. i. Goldschmiedstil, der zur Zeit Isabellens und 
Ferdinands aufgekommen war und ein eigentümlich spanisches 
Gepräge hatte, immer mehr zurückgedrängt durch den von Italien 
herüberkommenden Klassicismus (Bau des Escorial 1563 — 1581, 
Kirche, Kloster, Mausoleum, Palast, Bibliothek und Gemälde- 
galerie). 

Ursachen des wirtschaftliehen Verfalls Spaniens. An der stetig 
sich steigernden WeUproduktion von Edelmetall (von Silber verhältnismässig 
mehr als von Gold; 1581-1600 rnnd das Vierfache von 1493-1520) luitte 
Spanien 1545-80 etwa drei Viertel, 1580—1600 etwa fünf Sechstel Anteil. 
Dieser gewaltige Zuwachs von Edelmetall, von dem übrigens gerade in Spanien 
ein beträchtlicher Teil iu profanen und kirchlichen Geräten festgelegt wurde, und 
die dadurch bewirkte, in Spanien besouders grosse, Geldentwertung und Preis- 
steigerung ist nicht als die entscheidende Ursache des Verfalls zu betrachten. 
Für einen grossen Teil des „indischen Golds" war eigentlich Spanien nur 
Speditionsplatz, da es infolge der Weltpolitik Philipps nach andern Ländern 
abfloss. Spanien exportierte, ohne eigentlich einen Ueberfiuss von Produkten 
zu haben, nach den Kolonien und wandte sich im Zusammenhang damit der 
Luxusindustrie zu; der deshalb notwendige Import fremder Produkte 
nmsste bei der geringen Arbeitslust der meisten Spanier und ihrem 
Mangel an Neigung zu einem steten wirtschaftlichen Vor- 
wärtsstreben, der fortwährenden Minderung der arbeitenden Be- 
völkerung dnrch Vermehrung des Adels, des Klerus, der Beamten, Bedienten 
und Bettler, der schweren Belastung des Einkommens aus Ar- 
beit, Gewerbe und Handel durch die Regierung und die 
korrupte Beamtenschaft, endlich bei der schwankenden und meist 
unverständigen Wirtschaftspolitik die heimische Industrie (vor allem Tuch 
und Seide) nach und nach lähmen (zudem Vertreibung der Moriskos, s. II, 
S. 240). Der Getreidebau und damit der kleine und mittlere 
Bauernstand wurde durch althergebrachte Begünstigung 
der Schafzucht, die auch die Cortes im Interesse des Fleischkonsums 
der städtischen Bevölkerung forderten („die Schafe fressen die Bauern"), 
durch Getreidetaxen, die zu den schlechten Kommunikationsverhältnisseu hinzu 
eine entsprechende Verwertung des Produkts erschwerten, und durch Grün- 
dung von Majoraten zurückgebracht. Das städtische Bürgertum 
kam an Kraft und Einfiuss immer mehr zurück: die städtischen (wie die 
staatlichen) Aemter gerieten in die Hände der für die Interessen der Arbeit 
unzugänglichen Hidalgos ; die Vertretung der Städte in den Cortes, die, zum 
mindesten in Castilien, schon Philipp II. zu blossen Geldverwilligungsinaschinen 
herabgedrückt hatte, kam in die von durchaus abhängigen Regierungsbeamten. 

§ 46. England 1588-1625. 

Aufstand Irlands. Die Gewaltsamkeit, mit der die Eng- 
länder in Irland durch Verödung ganzer Gegenden, Massen- 
absehlachtungen und Beschlagnahme weiter Flächen urbaren Landes 
ihre Herrschaft sichern wollten und der englische Landadel sich 
Güter verschaffte, und der Versuch, den Iren, die eben der 
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Gegensatz zu den englischen Gewaltherrn zu treuen Söhnen 
der römischen Kirche gemacht hatte, die englische Staatskirche 
aufzunötigen, riefen 1594 eine gewaltige Erhebung hervor, 
die Hugh O'Neil, Graf von Tyrone, führte, Spanien und die Kurie 
unterstützte und schürte. Der letzte Günstling Elisabeths, Graf 
Essex schloss 1599, mit dem Oberbefehl über eine grosse Streit- 
macht beauftragt, einen unrühmlichen Ausgleich, wurde deshalb 
entsetzt und nach einem unverständigen Erhebungsversuch ent- 
hauptet (1001). Nachdem ein kleines spanisches Heer rasch zur 
Räumung der Insel genötigt worden war, unterwarfen sich 
die Irl ander 1003. Die „Plantation" von Ulster wurde unter 
gänzlicher Entfernuug der Iren seit 1010 durchgeführt. 

Gegen das Ende ihres Lebens minderte sich die Popularität 
und die Lebensfreude der Königin; das Parlament, das über- 
haupt wieder selbständig auftrat, zwang sie zu der Zusage, 
den Missbrauch der Monopole, durch deren Verkauf oder Zu- 
teilung an Günstlinge sie den Aufschwung des englischen Handels 
beeinträchtigte, zu unterlassen. Mit Elisabeth (1003) starben 
die Tudor aus. 

Der Stuart Jakob I. (1003 — 1025) bestieg ohne Schwierig- 
keiten den Thron. Er war pedantisch, entbehrte persönlichen 
Mutes und kriegerischer Eigenschaften und Neigungen. Seine 
Neigung zur Zweideutigkeit war durch seine Stellung und seine 
Schicksale in Schottland sehr entwickelt worden. Von der 
monarchischen Stellung hatte er sehr hohe Anschauungen („semi- 
deus", „rex est lex"), die der damaligen Entwicklung des 
politischen Geistes in England ganz entgegengesetzt waren. Er 
verachtete die erwerbenden Stände und hasste das Puritanertum. 
Mit Spanien schloss er August 1004 einen für dieses günstigen 
Frieden. Aber die Hoffnungen, welche die Katholiken (in England 
nur noch ein geringer Bruchteil der Bevölkerung) auf ihn setzten, 
wurden nicht erfüllt. Er bewilligte anfangs nur den Laien 
Gewissensfreiheit, und bald liess er den (zahlreich von auswärts 
gekommenen) Priestern wieder nachspüren. Die noch recht- 
zeitig entdeckte „Pul verve r schwör ung", d. h. der Plan 
einiger katholischer Laien, bei der Eröffnung des Parlaments 
dieses samt dem König in die Luft zu sprengen (November 1005) 
rief neue Ausnahmegesetze gegen die Katholiken 
hervor, denen jetzt sogar die Ausübung mancher bürgerlicher 
Berufe und mancher Privatrechte entzogen wurde. Von nun 
an galten in England lange die Katholiken als ge- 
schworene Feinde des Staats und des Volks. Aber 
mit dem Puritanertum, das im englischen Protestantismus immer 
mehr herrschend geworden war, wollte der König sich auch nicht 
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vertragen („110 bishop, no king") und ivies die Versuche des 
Parlaments, der Willkür der Regierung, besonders in Erhebung 
von indirekten Steuern und in der Gerichtsbarkeit, entgegen- 
zutreten, hartnäckig zurück (Parlamente von 1604, ltiOK, 1010, 
1614, 1621). Es verschmolzen so puritanische und politisch-frei- 
heitliche, hochkirchliche und absolutistische Bestrebungen. Für die 
vielen, von den meisten Richtern begangenen Rechtsbeugungen 
tnusste der moralisch ebenso tief, als geistig hochstehende Lord- 
kanzler ßaco 1621 mit seiner Absetzung öüssen. In der äusseren 
Politik setzte sich der König mit der öffentlichen Meinung in 
Widerspruch, weil er im 80jährigen Krieg nicht entschieden zu 
Gunsten der Protestanten eingriff, zum Teil aus Rücksicht auf 
Spanien. Der Plan einer Heirat des Thronfolgers Karl mit der 
Infantin Anna, den Karl und der am meisten gehegte und am 
verschwenderischsten ausgestattete Günstling Jakobs, Buckingham, 
abenteuerlich und vergeblich betrieben, steigerte die Miss- 
stimmung. Karl heiratete dann eine Schwester Ludwigs XIII., 
Henriette Marie, er musste dabei nicht bloss Zusagen zu 
Gunsten der englischen Katholiken machen, sondern sich auch 
in einem geheimen Artikel verpflichten, vorkommendenfalls der 
französischen Regierung im Kampf gegen die Hugenotten mit 
der Flotte zu helfen. 

Innere gesellschaftliche Entwickelung. Seit Beginn des XVI. Jahr- 
hunderts war infolge Einhegung des Grossgrundbesitzes (inclosnre) d. h. seiner 
Ausscheidung aus der Feldgemeinschaft und dessen Abrundung durch vertrags- 
mässigen oder gewaltsamen Erwerb der kleinen Bauerngüter, dann durch die 
Einziehung des kirchlichen Grundbesitzes der kleine und mittlere Bauernstand 
genxindert, und mit der Ausdehnung des Grossbetriebs war immer mehr Grund 
und Boden der Weidewirtschaß zugefallen, deren Schafzucht der stets wach- 
senden Tuchindustrie die Wolle lieferte; der aufgekommene „Absentismus" 
der Landlords verschlimmerte noch die Lage der ländlichen Arbeiter. Auch 
der kleinere Handwerkerstand schmolz immer mehr zusammen. So mehrte sich 
das besitzlose Proletariat. Den wenig bemittelten und immer schlechter be- 
zahlten Arbeitern wurde unter Elisabeth die Freizügigkeit genommen, der 
Lohn und die Arbeitszeit distriktweise obrigkeitlich festgesetzt, Landstreicherei 
mit schweren Strafen belegt ; die frühere Annenfiirsorge der Kirche notdürftig 
durch die Armensteuer ersetzt. Wie die englische Industrie (neben Tuch- auch 
Strumpfwaren, Samt u. a.), wuchs auch der englische Handel ; auf Kosten der 
Hansa erlangten die Engländer einen beträchtlichen Anteil am Ostseehandel 
(merchant adventurers, moskowitische Gesellschaft) und am Handel mit der 
iberischen Halbinsel. Die Vorrechte der Hansa wurden durch Elisabeth beseitigt, 
der Stahlhof gesperrt. Der englischen Industrie kam die Einwanderung aus 
den südlichen Niederlanden und die Vernichtung der dortigen Industrie zu gute. 

Von der Hebung des geistigen Lebens zeugten die Entstehung eines 
nationalen Dramas seit 1580, das bald in dem seit 1587 schaffenden Shake- 
speare (1564—1616) seineu grössten Meister erhielt, Vertreter einer wissen- 
schaftlichen Medizin wie Harvey und der Verkünder der induktiv experimen- 
tellen Methode Baco von Verülara (1561—1626). — In der Architektur 
behauptete die Gotik noch die Vorherrschaft, 
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§ 47. Frankreich unter Heinrich IV. und Ludwig XIII. 

Frankreichs Wiedererstarkungr 1598—1610. Anschläge des 
Hochadels, auf Kosten des nationalen Besitzstands und in An- 
lehnung ans Ausland sich Fürstentümer zu schatten, vereitelte 
Heinrich (so Herzog Biron, Gouverneur der Bourgogne, 1002 
hingerichtet; der Herzog von Bouillon, Souverän von Sedan, 
Vater Turennes, Hugenott, 1000 gezwungen, eine französische 
Besatzung in Sedan aufzunehmen). Das Ruhebedürfnis des 
Volkes erleichterte es dem König, der die Generalstände nie 
berief (151W nur Notabeln), auch durch Beseitigung der Selb- 
ständigkeit der Städte die Königsgewalt immer mehr dem Absolu- 
tismus zu nähern. Die Staatsfinanzen brachte er, vor allem durch 
den zähen Protestanten Rosny, Herzog von Sully f in einen guten 
Zustand (auch durch Kassierung vieler Millionen Staatsschulden, 
sowie durch erhebliche Herabsetzung des Zinsfusses der Staats- 
renten). Dem Staat entfremdete Domänen wurden zurückgekauft, 
ihn belastende Renten abgelöst und bald Ueberschüsse zur Bil- 
dung eines grossen Kriegsschatzes erzielt. Eine neue Finanz- 
quelle, die der König 1004 auf Vorschlag des Finanzministers 
Paulet sich eröffnete, die „Patdette", d. h. die Vererb lieh ung 
der seit Franz I. käuflichen Rieht er stellen gegen 
jährliche Bezahlung von 1 Igo des Wertes wirkte mit der Zeit 
unheilvoll. Es entstand nach und nach die noblesse de robe. 
Die ackerbautreibende Bevölkerung wurde durch Ausrottung der 
Gewalttaten des Raubadels und des Jagdunwesens, Unpfänd- 
barkeit des Ackergerätes und des Zugviehs, Milderung der Taille, 
Erleichterung des Getreidehandels zwischen den Provinzen ge- 
fördert. Bestrebt, den Import zu mindern, den Export zu er- 
höhen, schuf Heinrich durch Pflanzung von \ Maulbeerbäumen } aller- 
dings auch in klimatisch nicht geeigneten Teilen des Landes, 
eine französische Seidenmanufaktur und brachte Gold- und Silber- 
weberei, auch die Fabrikation von Teppichen und hauptsächlich 
feiner Tücher rasch empor. Durch Sully geschaffene gute Strassen 
und Brücken kamen dem Verkehr zu gute. Den französischen 
Handel förderte er auch durch Handelsverträge. 1004 wurde 
der Anfang der Kolonisation Kanadas gemacht , das bis dahin 
nur Pelzhändler und Fischer aufsuchten. (1(508 Grundlegung 
Quebecs.) Dem Heerwesen nahm Heinrich möglichst den feudalen 
und gab ihm einen nationalen Charakter. Er schuf ein stehendes 
Heer, etwa 20000 Mann stark, das im Bedürfnisfall rasch ver- 
mehrt werden konnte, und durch Sully eine treffliche Artillerie. 

In seiner äusseren Politik war Heinrich bestrebt, 
Habsburg-Oesterreich möglichst einzuengen und 
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Frankreich die Führung der diesem widerstreben- 
de n M ä c h t e zu verschaffen. Der „grosse Plan u , nach Aus- 
treibung der Türken einen europäischen Staatenbund zu schalten 
aus sechs Erb-, fünf Wahlinonarchien und fünf Freistaaten, ge- 
hört aber wohl mindestens zum grössten Teile Sully und nicht 
dem Könige an. Als Heinrich die jülich-clevische Frage be- 
nützen wollte, um als Verbündeter derprotestantischen 
Union unter Umständen einen grossen Krieg gegen das Haus 
Oesterreich zu führen und Frankreich im Osten auszudehnen, 
predigten katholische Fanatiker gegen diesen Bund mit den 
Ketzern. Ravaillac erstach 13. Mai 1010 den König, 
der im Begriffe war, zu einem der aufgestellten Heere in die 
Champagne abzureisen. Durch diesen Meuchelmord wurde Frank- 
reichs äussere Politik bald in spanienfreundliche 
Bahnen gebracht und seine innere Entwickelung 
auf längere Zeit verwirrt. 

Anfänge Ludwigs XIII. Aufkommen Richelieus. Die 
Unmündigkeit, später die Unfähigkeit Ludwigs XIII. und sein 
Gegensatz zu seiner Mutter ermöglichten es dem Hochadel, 
insbesondere aber dem königlichen Prinzen Heinrich (II.) von 
Conde, der Regierung bedeutende Geldsummen, Pensionen und 
Anteil an der Regierung abzuzwingen. Die Generalstände von 
lßldilö (bis 178!) die letzten) endeten ergebnislos. Mit Conde 
machte ein Teil der Protestanten gemeinsame Sache. Nach der 
Ermordung des Günstlings der Königinmutter Marquis d'Ancre 
(Conclni) 1617 leitete die königliche Regierung Ludwigs Günst- 
ling Luynes bis Ende 1(521. Ein Aufstand des Hochadels, dem 
sich die Königinmutter anschloss, wurde 1020 niedergeworfen; 
den Kampf mit denjenigen Hugenotten, welche die Annexion 
Bearns als Vorspiel einer katholischen Reaktion betrachtet und 
deshalb sich erhoben hatten, beendete der König, da Montauban 
und dann Montpellier glücklich widerstanden, \&22. Im Frieden 
sagte er Wahrung des Edikts von Nantes zu, den Hugenotten 
blieben aber nur die Sicherheitsplätze, die sie noch behauptet 
hatten. August H>24 wurde Jean Armand du Plessis 
de Richelieu leitender Minister. 

Beim Tode seines Vaters war Ludwig XIII. (1610— 1643) neun Jahre 
alt, die Regentschaft fiel seiner Mutter Maria von Medici zu. Diese verab- 
redete 1612 die Vermählung iAidwigs mit der Infantin Anna , wie die ihrer 
Tochter Elisabeth mit dem Infanten Philipp (IV.). Ludwig Übernahm die 
Regierung nominell 1614 und heiratete Anna 1615. 

Richelieu, geb. 1585, frühzeitig verwaist, war ursprünglich für die mili- 
tärische Laufbahn bestimmt, seine Mutter erhielt aber von Heinrich IV. für 
einen ihrer Söhne das Bistum Lucon; Armand machte rasch und mit Erfolg 
seine theologischen Studien und übernahm die Verwaltung des Bistums 1608; 
den Kardinalshut erlangte er 1624. Politisch trat er zum erstenmale in den 
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Generalstanden 1614 hervor und war unter Aucre Mitglied des Staatsrates. 
Geschmeidig vertrat er bei seinem Vorwärtsstreben gauz andere Anschauungen 
als später, z. B. einmal die vollständige Freiheit der Kirche, ein andersmal 
die Selbständigkeit der Provinzen. Bei seiner Regierung war seine Haupt- 
stütze der gewandte Diplomat (Kapuziner-) Pater Joseph (Franz Leclerc du 
Tremblay). 

Richelieus Regiment. Die äussere Politik Hein- 
richs IV. nahm Richelieu auf, indem er, mit Savoyen und 
Venedig" verbündet, die «Spanier aus dem Veltlin und aus (Trau- 
bünden hinauswerfen Hess, obwohl das auch dem Protestantismus 
zu gute kam; freilich stimmte er, in seiner Stellung durch die 
katholisch-spanische Partei sehr bedroht, U>2<> einem Vertrag 
zu, der diese Gebiete nach Schleifung der festen Plätze wieder 
in die Hand Spaniens gab. Auch schloss er H>24 ein Schutz- 
und Trutzbündnis mit den Generalstaaten. Der Zentralisierung 
und nationalen Geschlossenheit des Staats, sotvie der Alleingewalt 
der Krone, die er für Frankreich erstrebte, stand die Sonder- 
stellung der Hugenotten entgegen, die von einem Teil derselben 
auch missbraucht wurde. Bei seinem ersten Hugenottenkriege 
1625/26 wurde er von England (s. S. 141) und Holland mit 
Schiffen unterstützt. Im zweiten Hugenottenkriege, in dem England 
die Hugenotten unterstützte, nahm er nach mehr als einjähriger 
Belagerung La Rochelle 1628 und warf 1629 die Hugenotten 
des Südens und deren Führer Rohan nieder. Er verfuhr aber 
meistens mit grosser Milde und erneuerte das Edikt von Nantes, 
nur dass den Hugenotten die Sicherheitsplätze und das Recht 
der Assemblers genommen waren. Später verbot ihnen Richelieu 
die Anstellung nichtfranzösischer Geistlicher und die Abgabe 
französischer ins Ausland. Den Uebertritt belohnte er, aber 
sonst hielt er streng das Edikt und schützte die Hugenotten gegen 
die Intoleranz der Katholiken. 

Bei seinem Bestreben, die Macht der Krone zu erhöhen, wurde Richelieu 
im ganzen durch die Stimmung der Bauernschaft und des städtischen Bürger- 
tums unterstützt. Gegen den Hochadel, der immer wieder sein durchgreifendes 
Regiment zu stürzen suchte, ging Richelieu mit äusserster Rücksichtslosigkeit 
vor. Durch ausserordentliche Kommissionen Hess er solche Rebellen, die sich 
von Spanien oder vom Kaiser unterstützen Hessen, und hinter denen nicht 
selten des Königs Bruder Gaston von Orleans stand, aburteilen. Einige so 
vollzogene Hinrichtungen waren Justizmorde. Durch energisches Eingi-eifen 
in den Mantuanischen Erbfolgekrieg erreichte er, in zwei Feldzügen über 
Spanien und das mit ihm verbündete Savoyen-Piemont, sowie die Kaiserlichen 
siegreich (1629 und 1630), im Frieden von Chierasco 1631 für den nächst- 
berechtigten französischen Ilerzog von Necers die kaiserliche Belehnung mit 
Mantua y die Räumung Montferrats von spanischen, Graubündens von kaiser- 
lichen Truppen und für Frankreich Pinerölo und die Bundesgenossenschaß 
Savot/ens. Sein unmittelbares Vorgehen gegen das Haus Oesterreich bestimmte 
die Königinmutter und die Mehrzahl des Hofes zum Versuch, Richelieu zu 
stürzen. Aber der König wandte rasch seine Gunst dem Kardinal wieder zu 
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(journie des dupes 1630), und Maria zog sich ins Ausland zurück (f 1641 in 
Köln). Nachdem eine von Orleans veranlasste Erhebung mit den Waffen nieder- 
geworfen war, wurde der Herzog von Montmorency hingerichtet (1632) und 
das Herzogtum Karls von Lothringen, des Schwiegervaters Orleans', (1632/33) 
besetzt. Die letzte Erhebung war kaum entdeckt und bestraft, als Richelieu 
4. Dezember 1642 starb (Ludwig XIII. f Mai 1642). Das Recht des Pariser 
Parlaments, die königlichen Edikte zu amendieren oder durch Verweigerung 
des Eintrags zu verwerfen, hatte Richelieu durch schwere Demütigung oder 
Schädigung der widerstrebenden Mitglieder ausser Uebung gebracht. Die 
noblesse d'e'pee, die durch ausschliessliche Pflege des Waffendienstes an nnd 
für sich schon an Bedeutung verlor, wurde durch Begünstigung der bürgerlidien 
Elentente, auch in der Zentralregierung, zurückgedrängt; den Provinzgouver- 
neuren stellte er regelmässig bürgerliche Intendanten ( r de justice, police et 
hnances") zur Seite, die, von der Zentralregierung unbedingt abhängig, deren 
Allmacht vertraten. In den fünf Provinzen : Dauphine, Bourgogne, Languedoc, 
Provence, Bretagne (pays d'etats), hatten die Stände noch bedeutende Befug- 
nisse. Richelieu vermehrte den Bestand des stehenden Heeres, schuf ein Kriegs- 
ministerium und im Heerwesen durch bürgerliche Beamte Zucht und Ordnung. 
Die noch sehr geringe Kriegsflotte vermehrte er, auch war er bestrebt, die 
Handelsflotte nnd den Seehandel Frankreichs zu mehren und ihm Kolonien 
zu schaffen (Handelsgesellschaften n. a. des iles d'Amärique : Martinique, Guade- 
loupe u. a. Antillen besetzt und kolonisiert). Durch seine kriegerische Politik 
wurde die Steuerlast etwa vervierfacht; sie war besonders drückend in den, etwa 
zwei Drittel Frankreichs umfassenden, pays d'elections, wo, übrigens schon 
längst durch den König ernannte, Ausschüsse die Steuer umlegten, da hier die 
Taille eine persönliche Steuerlast war und vor allem die von ihrer Hände 
Arbeit lebenden Schichten traf. In manchen Provinzen kam es zu Aufständen ; 
die Besitzer von Staatsrenten wurden 4urch bedeutende Herabsetzung der Rente 
geschädigt; in beträchtlichen Teilen des Landes herrschte grosses Elend. 

Eine neue Klasse bürgerlicher Abkunft erlangte Bedeutung: die Staats- 
einkünfte pachtenden und dem Staat Geld vorschiessenden n partisans a (oder 
traitans), meist schon französischer Nationalität. Da die Leute, die solche 
„partis" d. h. Geldgeschäfte mit der Regierung machten, bald in wohlverstan- 
denem eigenen Interesse dem leitenden Finanzminister unbedingt anhingen, so 
erhielt das Wort seine jetzige Bedeutung. 
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Vierter Abschnitt. 

Mitteleuropa Hauptschauplatz des Kampfes 
zwischen Reformation und Gegenreformation; 
Kampf Frankreichs gegen das Haus Oesterreich. 

Englische Revolution. 

Kapitel XIV. 

Vorbereitung des dreissigjährigen Kriegs. 

§ 48. Das Deutsche Reich 1600—1612. Bruch der Reichs- 

verfassuug. 

Lahmlegung der Justizhoheit des Reichs. Das Reichs- 
kammergericht hatte seit lf>93 in vier, an und für sich nicht 
belangreichen, Prozessen die nach 1552 erfolgte oder begonnene 
Einziehung von Klöstern bezw. klösterlichen Einkünften für rechts- 
widrig erklärt. Diese Vierklostersache erschien den „Korre- 
spondenten" , insbesondere Kurpfalz als der planmässige Anfang 
eines allgemeinen Prozesskriegs, der die finanziellen Grundlagen 
der meisten protestantischen Territorien sehr bedrohte. Da in 
dem Deputationstag (s. 8. <S4), der über die eingelegte Revision 
zu entscheiden hatte, das Stimmenverhältnis für die Protestanten 
noch ungünstiger war, als im Reichstag, verlangten die Kor- 
respondierenden, dass solche Sachen im Reichstag entschieden 
würden. Als dieser Forderung nicht entsprochen wurde, traten 
Kurpfalz, Kurbrandenbui'g, Braunschweig aus dem Deputationstag 
1001 aus, und dieser vertagte sich, nachdem die Korrespondieren- 
den erklärt hatten, dass sie der Ausführung von Urteilen, die 
der Reichshofrat in solchen Sachen fällen würde, sich wider- 
setzen würden. Hiemit war die Hoheit des Reichs auf 
dem Gebiete der Zivilgerichtsbarkeit lahmgelegt. 
Auf dem Reichstag von 1603 zeigten sich zwar auch die Korre- 
spondierenden in der Frage der Türkenhilfe nachgiebig; aber 
Kurpfalz, Kurbrandenburg, Braunschweig, Württemberg und 
Pommern verlangten als unerlässliche Vorbedingung für ihre 
weitere Beteiligung an der Revisionsarbeit, dass die Vierkloster- 
und ähnliche Sachen auf den Weg gütlichen Ausgleiches ver- 
wiesen werden. Die katholischen Stände waren fest entschlossen, 
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das abzulehnen; die so drohende Sprengung des Reichstags 
wurde vermieden, indem man den Justizpunkt einem späteren 
Reichstag überwies. 

Donauwörths Aechtungr und Unterwerfung: unter Bayern. 

In Bayern regierte Maximilian (geb. 1573) seit 1583 als 
Mitregent seines Vaters, seit 1597 allein. Ein Mann selbständigen 
Urteils und fester Entschlüsse, grosser Arbeitskraft und Arbeitslust 
und starken Pflichtgefühls schuf er in seinem Herzogtum rasch 
finanzielle Ordnung und entfaltete eine umfassende gesetzgeberische 
Thätigkeit. Eifriger Katholik und Gönner der Jesuiten hielt er 
es für seine Pflicht, der Ketzerei durchaus entgegenzutreten. 
In seinem Lande beseitigte er die Reste von C4ewissensfreiheit ; 
alles, was im Reich der Protestantismus seit 1555 gewonnen 
hatte, erschien ihm als Usurpation. In der damals beinahe ganz 
protestantischen schwäbischen Reichsstadt Donauwörth 
(etwa 4000 Einwohner) überfiel die Volksmenge 1606 eine Pro- 
zession, die, gestützt auf eine formell anfechtbare Entscheidung 
des Reichshofrates, sich über die 1605 vom Rat getroffenen Be- 
stimmungen hinweggesetzt hatte. Max, dem vom Reichshof rat 
der Schutz der Donauwörther Katholiken übertragen war, erwirkte 
1607 Ausfertigung und dann Verkündigung der Reichs- 
acht. Er zog mit 7000 Mann aus, Mitte Dezember ergab sich 
die Stadt ohne Widerstand; sie wurde ihm 1G09 vom Kaiser 
zur Regierung übergeben, bis sie die für sie unerschwinglichen 
Exekutionskosten bezahlt hätte. Max hatte alsbald jede prote- 
stantische Religionsübung verboten, was ein Bruch 
des Religionsfriedens war, da Max staatsrechtlich nicht 
Landesherr war. (1627 wurde der noch vorhandenen evange- 
lischen Minderheit nur die Wahl gelassen, auszuwandern oder 
überzutreten.) 

Regrensburgrer Reichstag 1608 gesprengrt. Auf dem 

Regensburger Reichstag (Anfang 1 60K) forderten die protestanti- 
schen Stände für die verlangte (von Rudolf auch gegen die 
Ungarn bestimmte) Türkenhilfe als Vorbedingung, dass der 
Religionsfriede im Abschiede förmlich bestätigt und — was vor 
allem gegen die jesuitische Polemik und Agitation gerichtet war — 
jede Bestreitung seiner unverbrüchlichen Geltung unter Strafe 
gestellt werde. Der kaiserliche Stellvertreter, Erzherzog Ferdi- 
nand, bestimmte die katholische Mehrheit des Fürstenrats zu 
der Gegenforderung einer Restitutionsklausel, wornach all das, 
was seit 1555 den Katholiken unbilligerweise abgedrungen worden 
sei, zurückzugeben sei. Die Protestanten erhoben Einsprache, 
und da die Restitutionsklausel nicht ausdrücklich verworfen 
wurde, verliess ihre Mehrzahl unter Führung von Kurpfalz 
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den Reichstag, der nun seine Beratungen emsteilte und also ge- 
sprengt war. 

Union und Ligra. Die drohende Zertrennung des Reichs- 
körpers machte in beiden Lagern den Wunsch nach einem Bunde 
stärker, die Protestanten wies insbesondere noch der Donau- 
wörther Fall und die zunehmende Gefahr eines Prozesskriegs 
darauf hin. Die calvinistische Kurpfalz, der Herzog von Würt- 
temberg, die Markgrafen von Ansbach und Culmbach, von Baden 
und Pfalz-Neuburg schlössen lö. Mai 1608 in Ahausen (Kloster 
bei Ansbach) die „Union", zunächst auf zehn Jahre, zum Zwecke 
der Verteidigung der Rechte (aber nicht der Anwartschaften) 
der Glieder; das Direktorium erhielt die Kurpfalz. Noch 1608 
traten bei : der Graf von Oettingen und der calvinistische Herzog 
von Zweibrücken; 1609 Strassburg, Nürnberg und Ulm, An- 
halt; 1610 Kurbrandenburg (seit Mitte 1608 Johann Sigmund 
Kurfürst), Landgraf Moritz von Hessen-Cassel (Calvinist) und 
mehrere Reichsstädte. Die Forderung der Reichsstädte, dass 
jede fremde Macht ausdrücklich vom Bündnis ausgeschlossen 
werde, ging nicht durch. 

Hauptsächlich ein Werk Maximilians von Bayern 
war die katholische Liga, in der sich 9. März 1609 zu- 
nächst auf neun Jahre mit ihm als Bundesoberstem die 
Bischöfe von Würzburg, Augsburg, Konstanz, Regensburg, Passau, 
die Aebte von Kempten und Ellwangen, Ende August auch die 
drei geistlichen Kurfürsten (der Mainzer als zweiter Bundes- 
oberst) zur Abwehr widerrechtlicher Gewalt, insbesondere zum 
Schutz der katholischen Religion verbanden. 1610 traten die 
Bischöfe von Worms, Speier, Strassburg, Bamberg bei. 

Die Jülich-Cleve'sche Frage. Herzog Wilhelm, der selbst geistig- 
und körperlich verfiel, hatte nur einen kinderlos bleibenden, noch vor dem Tode 
des Vaters (1592) geisteskranken Sohn Johann Wilhelm. So war das Aus- 
sterben des Mannsstammes in sicherer Aussicht, und die Frage der Erbfolge 
war bei der so wichtigen Lage der Lande für den Katholicismus und Prote- 
stantismus, für das Haus Oesterreich und dessen Gegner, vor allem die Nieder- 
lande und Frankreich, von der grösuten Bedeutung. Ansprüche auf Jülich, 
Berg, Ravensberg, hatte kraft kaiserlicher Privilegien das Gesamthaus Wettin; 
die durch die Ehe des späteren Kurfürsten Johann Friedrich von Sachsen mit 
Sibylle, der Tochter Johanns von Cleve, begründeten Ansprüche der Ernestine»* 
auf die Gesamtheit der Lande nach Erlöschen des Mannsstamms hatte Karl V. 
1544 anerkannt, aber 1546 dem Herzog Wilhelm das Privileg erteilt, dass 
nach Erlöschen des Mannsstamms auch dessen Tochter und deren männliche 
Nachkommen erbberechtigt sein sollten. Seiner ältesten Tochter Marie Leonore 
sicherte Wilhelm bei ihrer Vermählung mit Albrecht Friedrich von Preussen 
zu, dass sie oder ihre Nachkommen in diesem Falle die Lande allein erhalten 
sollten; da aber Marie Leonore nur eine Tochter hatte, vermählt mit Johann 
Sigmund von Brandenburg, beanspruchte der Sohn der zweiten Tochter Wil- 
helms, Wolfgang Wilhelm von Pfalz -Xeuburg, das Erbe für sich. 



Digitized by Google 



— 149 — 



Der Jülicher Erbfolgekrieg. Nach dem Tode des Herzogs 
Johann Wilhelm (März 1609) ordnete Rudolf in Mandaten 
einstweilige Sequestrierung der Lande an und behielt 
seinem Reichshofrate die Entscheidung über die Erbberechtigung 
vor, wohl mit dem Hintergedanken die Lande fürs Haus Oester- 
reich zu erwerben; aber die Prätendenten, Kurbranden- 
burg und Pfalz-Neuburg, begannen die Besitzergreifung, 
zuerst getrennt ; Johann Sigismund, der sich damals persön- 
lich um Sicherung seiner Nachfolge in Preussen bemühte, 
schloss durch seinen Bruder Markgrafen Ernst mit Neuburg 
10. Juni 1609 den Dortmunder Vertrag, wonach bis zum 
gütlichen oder rechtlichen Austrag des streitigen Erbrechtes 
Brandenburg und Neuburg die Länder gemeinsam besitzen soll- 
ten. Jetzt erlangten die „Possidierenden" mit Aus* 
nähme eines Teils des jülich-bergischen Adels die Huldigung. 
Aber Rudolf ernannte zu seinem Kommissär den Erzherzog 
Leopold, Bischof von Passau und Strassburg, Bruder Fer- 
dinands von Steiermark, der 23. Juli in der Festung Jülich 
erschien und eine Landesregierung aufthat, aber nur über sehr 
geringfügige Streitkräfte verfügte. Weder Erzherzog Albrecht 
noch Spanien leistete ihm die erwartete Hilfe. Christian von Anhalt 
unterhandelte im Auftrag der Possidierenden mit Heinrich IV. 
und mit Fürsten der Union. In Schwäbisch Hall, Februar 
1610, verpflichteten sich die Union, zu der jetzt auch Kur- 
brandenburg gehörte, unter Widerstreben der Städte, und 
Frankreich, den Possidierenden je 5000 Mann zu stellen, 
sowie sich gegenseitig beizustehen, wenn sie wegen der Jülicher 
Sache angegriffen würden. Auch die „Staaten" und Jakob I. von 
England leisteten militärische Hilfe. Die französische Regent- 
schaft schickte nach der Ermordung Heinrichs IV. ein Hilfskorps, 
das aber nach der Einnahme Jülichs (1. September) wieder 
abzog. — Obwohl einige Fürsten der Union in das Bistum Strass- 
burg, wo Leopold, wie in Passau, Truppen unterhielt und sam- 
melte, zwei Einfälle gemacht und andere Bistümer schwer ver- 
gewaltigt hatten, kam es doch zu einer friedlichen Abmachung 
zwischen Union und Liga, u. a. weil dem Führer der Liga jeder 
dynastische Uebergriff oder Machtzuwachs der Habsburger zu- 
wider war. 

Fernere Entwickelung der Jalich-Cleve'schen Frage. Die Miss- 
heUigkeü der Possidierenden nahm immer zu; bei ihrem Streben nach dem 
Besitz von Kirchen und Pfründen begünstigte Nenburg die an Zahl schwächeren 
Lutheraner, Brandenburg die „Reformierten". Wolfgang Wilhelm trat 
Mitte 1613 (was beinahe ein Jahr lang geheim blieb) zum katholischen 
Bekenntnis über undvermählte sichmit einer Schwester Maxi- 
milians. Sigmund von Brandenburg erklärte Ende 1613 nach 
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dein Vorgang zweier Brüder seineu U ebertritt zur reformierten 
Kirche. (Er musste jedoch Anfang 1615 deu lutherischen Gemeinden und 
Geistlichen der Mark Brandenburg gegenüber auf jedeu Zwang und die Er- 
nennung reformierter Geistlichen verzichten. In Preussen, das er 1618 erwarb, 
blieb die Bestimmung aufrecht, dass innerhalb des Protestantismus nur die Re- 
ligiousübung der Confessio Augustana zulässig sei.) Wolf gang Wi lhel in (seit 
August 1614 auch Herzog von Neuburg) fand Geldhilfe bei Bayern und 
dem Kölner Kurfürsten, militärischen Schutz bei Erzherzog Al- 
brecht, der brandenburgische Kurprinz Georg Wilhelm bei 
den Staaten. Die Staaten besetzten Jülich, Emmerich und Rees (1616 
auch Soest nud Lippstadt) , Spimla Wesel. Zum grossen unmittelbaren Krieg 
zwischen Spanien und den Staaten kam es noch nicht. Der Vertrag von 
Xanten 12. November 1614. vermittelt hauptsächlich durch England, Frank- 
reich und die Staaten, bestimmte eine Trennung der Landes- 
verwaltnng; der Kurbrandenburger erhielt Cleve, Mark und Ra- 
vensberg mit Cleve, Wolfgang Wilhelm Jülich-Berg mit (dem über- 
wiegend katholischen) Düsseldorf als Mittelpunkt. Die beiden richteten aber 
nach und nach eine selbständige Regierung ein; die Staaten und Spanien 
räumten trotz gegenteiliger Bestimmung die besetzten Plätze nicht. — 1647 
erkannte im Düsseldorfer Provisionalpertrag Neuburg Kurbratidenburg den 
selbständigen Besitz von Cleve, Mark und Ravensberg, Kurbrandenburg Neuburg 
den ton Jülich-Berg und Ravenstein zu. Nach neuen Misshelligkeiten, beson- 
ders darüber, ob die für den Protestantismus günstigere Bestimmung dieses 
Vertrags betreffs der Besitzabgrenzung der Konfessionen durch den West- 
fälischen Frieden aufgehoben sei (rasch abgebrochener Krieg des grossen Kur- 
fürsten gegen Jülich-Berg 1651), wurde 1666 ein definitiver Erbver- 
gleich geschlossen und 1672 durch einen Religions vergleich ein fried- 
liches Nebeneinander der drei Konfessionen in den Gebieten ermöglicht. 

§ 49. Die religiösen und politischen Wirren in Oesterreich 

nnter Rudolf II. 

Reformation und Gegenreformation in den österreichischen 
Erblanden und Böhmen. Maximilian IL hatte 1571 dem Adel, d. h. Herren 
und Rittern, (aber nicht den Städten) Unter- und Ober-Oesterreichs 
eine „ Assekur ation u bewilligt, nach der die Adelsstände für ihre Person, ihre 
Angehörigen und Unterthanen das Recht erhielten, in ihren Häusern, Guts- 
herrschaften und „zugehörigen" Kirchen die Religion nach der ursprünglichen 
Fassung der Confessio Augustana auszuüben und ausüben zu lassen. Er 
wollte sich damit auch den Gehorsam und die Geldbewilligungen der Stände 
sichern. Der Adel dehnte dieses Recht auf die durch Pfandschaft in seinen 
Besitz gekommenen königlichen Güter und auf die seiner Vogtei unter- 
stellten Kirchen aus. Der Eigennutz und die Herrschsucht des Adels Hess es 
jedoch zu keiner umfassenden und festen kirchlichen Organisation kommen. 
In B ö h m e n , wo die Kraft der akatholischen Richtungen durch den Gegen- 
satz der böhmischen Brüder und der Lutheraner (auch vereinzelter Calvinisten) 
gemindert wurde, gab Max, um die Erklärung Rudolfs zum König zu sichern, 
den zur lutherischen und zur Bruderpartei gehörigen Ständen: 
Herreu, Rittern und Städten, 1575 mündlich die feierliche Zusage, 
dass weder er noch sein Nachfolger sie in ihrem Glauben 
bedrücken oder hindern werden, und einige Wochen später erklärte 
Rudolf, dass er das Versprechen seines Vaters halten werde. Aber dabei 
blieb ein Gesetz von 1508, das die „Pikarden" (Böhmische Brüder) mit den 
schwersten Strafen belegte, sowie die Jurisdiktion des Erzbischufs und des 
utraquistischeu Konsistoriums aufrecht. 
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Beim Regierungsantritt Rudolfs waren in Oberösterreich der Adel 
beinahe ganz, die im Landtag vertretenen Städte, die Marktflecken und Bauern- 
schaften überwiegend protestantisch, in N i e d e r ö s t e r r e i c h ein sehr beträcht- 
licher Teil des Adels nnd seiner Dörfer, wie der städtischen Bevölkerung pro- 
testantisch, aber in den Städten fast alle Kirchen und damit der öffentliche 
Gottesdienst in den Händen der alten Kirche. In Mähren war der (slavische) 
Adel beinahe ganz protestantisch, dagegen die (deutschen) königlichen Städte, 
Iglau und Znaim ausgenommen, katholisch; in Böhmen der hohe Adel in 
seiner überbelegenden Mehrheit katholisch, der übrige Adel und die Städte, Pilsen 
und Budweis ausgenommen, protestantisch oder wenigstens akaiholisch. 

Die Gegenreformation wurde zunächst in Niederösterreich 
in Angriff genommen und zwar zuerstdenStädtengegenüber, energisch 
und erfolgreich seit 1587; ihr Leiter war der Konvertit und Jesnitenzögling 
Klesl, seit 1590 Generalreformator Niederösterreichs. Bis 1602 waren hier 
sämtliche Städte, Wien, Krems und Stein ausgenommen, dazu gebracht, sich 
zu der katholischen Religion zu verpflichten, und die Protestanten von den 
städtischen Aemtern ausgeschlossen. 1596 war den landesfürstlichen Städten 
und Märkten Nieder- und Oberösterreichs das Recht des protestantischen 
Gottesdienstes genommen und der Begriff „zugehörige Kirchen" auf die 
Patronatskirchen eingeschränkt worden. In Oberösterreich wider- 
strebte den Versuchen der Gegenreformation am entschiedensten 
die wehrhafte und selbstbewusste Bauernschaft. Durch Landessteuern, 
Aufgebot und Feudallasten immer mehr beschwert, begann die Bauernschaft 
von etwa drei Vierteln des Landes gegen die Gegenreformation und den (meist 
protestantischen) Adel (1593) sich zu erheben, überliess aber bald ihre Be- 
schwerden gegen die Grundherren dem Schiedsspruch der kaiserlichen Regie- 
rung. Rudolf bewilligte, aber ohne dauernde Folgen, Erleichterung der 
Fendallasten, bestimmte aber, dass nur katholische Geistliche auf dem Lande 
zulässig seiest. Auch in den Städten, selbst in Linz, wurden bis 1600 prote- 
stantische Kirchen und Schulen beseitigt und die Protestanten aus den höchsten 
Landesämtern entfernt. In M ähr en wurde seit etwa 1600 rücksichtslos gegen 
den Protestantismus und die ständischen Rechte des protestantischen Adels 
vorgegangen. Am raschesten drang die G egenref ormation in Inner- 
österreich dem Bürger- und Bauernstand gegenüber durch, wo die über- 
wiegende Mehrzahl des Adels und der Städte und ein beträchtlicher Teil der 
Bauern evangelisch war. Schon Erzherzog Karl (bis 1590) hatte, teilweise 
entgegen der von ihm 1571 bewilligten Religionspacifikation, unter Einwirkung 
eines päpstlichen Nuntius das ,,Exercitium u und die bürgerliche Gleichstellung 
der Protestanten möglichst beseitigt. Sein Sohn Ferdinand (geb. 1571), 
dem die Ausrottung der Ketzerei immer Herzenssache und heilige Pflicht 
blieb, es sonst aber an ernster Arbeitslust und festem Willen fehlte, beseitigte 
hier 1598—1602, indem er Militär verwendete und Bürger und Bauern zur 
Auswanderung zwang, den Protestautismus, nicht ohne Schädignng der 
materiellen und geistigen Kräfte des Landes. Als die seit 1603 eng zusammen- 
geschlossenen protestantischen Herren und Ritter der beiden Oesterreich 
1604 erklärten, dass sie sich der kaiserlichen Auslegung der Konzession 
von 1571 nicht fügen werden, erhob eine seit 1602 bestehende Vereinigung 
der Prälaten und katholischen Adeligen Gegenbe.srhwerden; von Klcsl (seit 1602 
Bischof von Wien) veranlasst, schlug Erzherzog Matthias, seit 1593 Statthalter 
der kaiserlichen Regierung, die Abschaffung der Assekuration von 1571 vor. 
Aber da erfolgte die Erhebung Stephan Bocskays und der Ungarn (s. S. 134). 

Erzherzog: Matthias gegen Rudolf. Rudolf hatte sich nie 
zum Heiraten entschliessen können; an seinem Hof regierten 
seit 1600 die Kammerdiener, und seine Melancholie war infolge 
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geistiger Erkrankung in völlige Scheu vor den Regierungs- 
geschäften und in Misstraueu gegen seine Verwandten ausgeartet. 
Er wurde durch eine Vereinigung von Brüdern und Vettern ge- 
nötigt, seinem Bruder Matthias für Ungarn , wie bald auch zu 
einem Friedensschluss mit den Türken Vollmacht zu geben. 

Rudolf arbeitete nun zuerst den Bemühungen seines 
Bruders Matthias um einen Ausgleich mit den Ungarn und der 
Türkei entgegen, nachher darauf hin, dass die Verträge 
(s.S. 134) nicht ausgeführt werden, was zum gänzlichen Ruin 
der deutschen Linie des Hauses Oesterreich hätte führen können. 
Als es vollends Herbst 1007 in Ungarn wieder zu einer Erhebung 
(der Heiducken) kam, schloss Matthias mit den Ständen 
der beiden Oesterreich undüngarns einenBund zur 
Aufrechterhaltung der beiden Friedensschlüsse gegen jedermann 
(Anfang 1(508), dem die mährischen Stände bald beitraten. 
Matthias musste aber den protestantischen Parteihäuptern Zuge- 
ständnisse machen, die seinem bisherigen politischen und kon- 
fessionellen Bestreben zuwiderliefen. Die böhmischen Stände 
traten aus politischem Partikularismus und, weil der Aufenthalt 
des Kaisers in Prag (seit 1594 ununterbrochen) ihnen vorteil- 
haft war, nicht bei. So konnte Matthias, nachdem er mit 
Heeresmacht in Böhmen eingedrungen war, nicht die gänz- 
liche Abdankung Rudolfs erzwingen; Rudolf bestätigte in 
einem Vertrag (Mitte 1608) endgültig die Friedensschlüsse, 
übertrug Regierung und Krone Ungarns, die Regie- 
rung Oesterreichs und Mährens an Matthias und be- 
stimmte, dass ihm in Böhmen, Schlesien und Lausitz Matthias 
durch eine „freie Wahl" der Stände folgen solle. Doch ver- 
suchte Rudolf sofort mit allen Mitteln, seinem Bruder das ihm 
Entwundene wieder zu entreissen. Andrerseits verpflichteten 
sich einige Tage nach dem Abkommen die unierten Stände von 
Oesterreich, Ungarn, Mähren, der früheren Haltung Matthias' 
eingedenk, insgeheim, sich gegenseitig zur Äufrechterhaltung 
ihrer Privilegien und Rechte und zum Schutz der Freiheit der 
Religionsübung zu unterstützen. Matthias wurde November 1(>08 
zum König von Ungarn gewählt. 

Matthias und die Stände. Majestätsbrief in Böhmen. 
Zwischen den protestantischen Ständen der beiden Oesterreich und 
Matthias, der ihre weitgehenden Forderungen der Gewähr- 
leistung ständischer Rechte, wie der Religionsfreiheit ablehnte, 
kam es März 1009 zu einem Ausgleich, in dem Matthias 
u. a. alle seit Begierungsantritt Rudolfs aufgestellten und durch- 
geführten, einschränkenden Erklärungen der Assekuranz von 1571 
außob. Gegen dieses, den Protestanten auf die Dauer nicht 
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genügende, Zugeständnis erhoben aber die katholischen Stände 
Niederösterreichs Widerspruch. 

In Böhmen musste Rudolf angesichts der Organisation 
(30 Direktoren), des Aufgebots und der Werbungen der pro- 
testantischen Stände 9. Juli 1609 in einem „Majestätsbrief" 
diesen ihre Forderungen bewilligen: gleiche Gewissensfrei- 
heit für die Anhänger des Bekenntnisses von 1575, wie für 
Katholiken; fürHerren, Ritter und königliche Städte 
das Recht, Geistliche ihres Bekenntnisses anzustellen 
und den Gottesdienst ihres Bekenntnisses überall aus z u- 
üben, Leitung eines für das Bekenntnis von 1575 zu schaffenden 
Konsistoriums und der ihm zugewiesenen Prager Universität 
durch Defensoren, die von den Ständen gewählt wurden und 
das Recht erhielten, von sich aus eine Art protestantischen 
engeren Landtag zu berufen. In einem gleichzeitigen Ver- 
gleich zwischen den protestantischen und den katho- 
lischen Ständen wurde u. a. festgesetzt, dass die pro- 
testantischen Unterthanen der königlichen Kron- 
güter das Recht des Kirchenbaus und des Gottes- 
dienstes haben sollten. Zu den Krongütern rechneten dann 
die Protestanten auch die kirchlichen Güter. Schlesien, dessen 
Fürstentümer, Herrschaften und Kronlande damals überwiegend 
protestantisch waren, e r w i r k t e 20. August einenähnlichen 
Majestätsbrief, der allen Klassen von Unterthanen volle 
Freiheit des Gottesdienstes und des Kirchenbaus gewährte. 
Schon vorher schlössen die protestantischen Stände Böhmens und 
Schlesiens ein Schutzbündnis (mit genau bestimmter Verpflichtung 
zu militärischer Hilfe). 

Rudolfs Ausgang. In seinem Plane, durch Krieg mit 
Matthias, wozu er sich sogar um die Hilfe der Union bemühte, 
das Verlorene zurückzugewinnen und dann den Majestäts- 
brief zu vernichten, wurde er von Leopold bestärkt; durch die 
in Strassburg und Passau gesammelten Truppen gedachte Leopold 
auch, sich die Nachfolge in der Kaiserwürde zu erwerben. Den 
Anschlägen des Kaisers gegenüber schlössen sich schon April 1610 
Matthias und die Stände von Mähren, Oesterreich 
und Ungarn wieder zusammen; auch die böhmischen Stände 
begannen Truppen zu werben; dagegen fand Rudolf weder bei 
den deutschen Fürsten noch bei Spanien Hilfe. Eine vom Prager 
Fürstenkonvent vereinbarte Vermittlung vereitelte Rudolf wieder. 
Der Einfall der schon lange nicht mehr besoldeten Truppen 
Leopolds vom Passauer Gebiet aus zunächst in Oberösterreich, 
dann in Böhmen (Ende 1610 und Anfang 1611) bestimmte den 
Prager Landtag, mit widerwilliger Genehmigung Rudolfs, ein 
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Heer aufzustellen. Als Matthias mit seinem Heere in 
Prag erschien, hatten Rudolf und Leopold ihre Truppen schon 
durch Abschlagszahlungen zum Abzug, und später zur Abdankung, 
bestimmt. Rudolf war thatsächlich Gefangener der ständischen 
Truppen, Matthias wurde 23. Mai 1611 zum Könige von 
Böhmen gekrönt, Rudolf, der alle möglichen Projekte er- 
sann, um wieder zur Macht zu gelangen, starb 20. Januar 1(312. 

§ 50. Das Reich und Oesterreich unter Matthias bis 1618. 

Zunehmender Zwiespalt der Religionsparteien im Reiche. 

Dem Interregnum machte die einstimmige WahlMatthias* 
13. Juni IM 3 ein Ende. Die geistlichen Kurfürsten hatten 
ihre Bedenken gegen den Verbündeten protestantischer Stände 
zurückgedrängt, den Protestanten brachte sie dank der 
Haltung Kursachsens keine irgendwie bedeutende Einräu- 
mung. Matthias und ein Teil seiner obersten Beamten, 
insbesondere Klesl, zeigten sich, jedoch ziemlich zaghaft und 
unklar, bereit, in einstweiliger Vermittlung der schärfsten 
und brennendsten der Streitfragen den Protestanten einige 
Zugeständnisse zu machen (z. B. Erteilung von Indult 
an die Administratoren auf Zeit, paritätisch zusammengesetzten 
Deputationstag), damit das Reich nach innen (besonders Justiz) 
und nach aussen (besonders den Türken gegenüber) wieder 
einigen Zusammenhalt und einige Handlungsfähigkeit erlange. 
Aber der Regensburger Reichstag August bis Oktober 
1()13 vertiefte nur den Bruch; die M ehrheit der katho- 
lischen Stände verweigerte jedes Zugeständnis; die 
Mehrheit der protestantischen verlangte eine neue 
Ordnung desReichshofrats derart, dass die Beeinflussung 
durch die kaiserliche Willkür ausgeschlossen werde, einst- 
weilige Suspension der am Reichshofrat schweben- 
den Prozesse, sowie alsbaldige Restitution Donau- 
wörths; endlich dass über diejenigen ihrer Beschwerden und 
Forderungen, die der Kaiser für sich nicht befriedigen könne, 
gütlich, nicht durch Reichstagsbeschluss , entschieden werde. 
Die Korrespondierenden erklärten, bis ihre Forderungen 
bewilligt wären, an keiner Verhandlung mehr teilzu- 
nehmen; aber die katholischen Stände und das Haus 
Sachsen (Koburg ausgenommen) und Hessen -Darm Stadt 
bewilligten ohne Rücksicht darauf dem Kaiser eine T ü r k e n- 
h i 1 f e (zunächst zur Aufrechterhaltung der habsburgischen Ober- 
hoheit über Siebenbürgen). Zum Kampf zwischen den Gegen- 
sätzen kam es jedoch noch nicht infolge der finanziellen Er- 
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Schöpfung, Abspannung und innerer Uneinigkeit, die beiderseits 
vorhanden war. 

Hinderung: der Union und der Liga. Die Union (seit 
April 1612 mit England und 1013 mit den Generalstaaten 
durch Schutzbündnis verbündet) erreichte die erstrebte Ver- 
stärkung durch ein ähnliches Bündnis norddeutscher Prote- 
stanten, vor allem des niedersächsischen Kreises, nicht, und 
Frühjahr 1617 wurde ihr Bestand allerdings verlängert, 
aber, den Forderungen der Städte (jetzt 17 gegen 8 Fürsten), 
die finanziell am meisten aufgebracht hatten, entsprechend, 
nur auf drei weitere Jahre, also bis 14. Mai 1621 
und unter Verweigerung der Aufnahme der Jülicher 
Land'fe. Dies bewirkte den Austritt des Kurbranden- 
burgers, der freilich seine finanziellen Verpflichtungen nur zu 
geringem Teile erfüllt hatte. Neuburg war mit Kundmachung 
des Uebertritts Wolfgang Wilhelms schon 1614 ausgetreten. 
Die Liga brachte Maximilian zunächst zur Auf- 
lösung, als die geistlichen Kurfürsten die Aufnahme des Erz- 
herzogs Maximilian (Inhabers Tirols und Vorderösterreichs) als 
dritten Direktors und die Abänderung ihres Zwecks in eine „christ- 
lich rechtmässige Defension" durchsetzen wollten. 27. Mai 1617 
wurde sie in verkleinertem Umfang und mit dem ursprüng- 
lichen Charakter erneuert, in dem die Bischöfe von Würz- 
burg, Bamberg und Eichstädt und der Propst von Ellwangen 
sich mit Max verbanden. 

Sueeession und Komposition. Matthias lebte in später, 
kinderloser Ehe, die geistlichen Kurfürsten, Spanien, der Papst 
und der Erzherzog Maximilian betrieben deshalb die Nachfolge 
Ferdinands in Böhmen, Ungarn, den Erblanden, sowie im Reich 
durch die Wahl zum römischen König. Die erstere Nachfolge 
machte ihm zwar Philipp III. als Enkel Maximilians II. streitig, 
bis Ferdinand in einem geheimen Vertrag Mitte 1617 ihm Ab- 
tretung der österreichischen Herrschaften und Hoheitsrechte im 
Elsass nebst der Ortenau zusicherte. Die Wahl Ferdinands 
zum römischen König musste, zumal bei dessen konfessioneller 
Stellung, zum mindesten auf die Abneigung von Kurpfalz und 
Kurbrandenburg stossen. Matthias und Klesl hatten es mit der 
„Successionsfrage" nicht so eilig. Klesl bemühte sich mehr um 
einen Ausgleich zwischen den katholischen Ständen und dm Kor- 
respondierenden; diese beharrten aber im wesentlichen auf der 
Forderung einer „Komposition", während jene im allgemeinen 
daran festhielten, dass die Streitfragen durch den Kaiser, dessen 
und des Reichs Organe zu entscheiden seien. Ein Entwurf, 
in dem Maximilian seinem Bruder Matthias eine österreich- 
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spanische Kriegsarmierung, auch zur etwaigen Niederwerfung 
der Korrespondierenden, vorschlug, wurde diesen 1616 in die 
Hände gespielt; das minderte die Aussichten Ferdinands auf 
die Wahl zum römischen König. Dagegen wurde Ferdinand 
vom böhmischen Landtag, dessen protestantischer Mehrheit es 
dem Druck der Regierung gegenüber an Entschlossenheit und 
Einigkeit fehlte, Juni 1617 zum König „angenommen" und ge- 
krönt, in Ungarn 16. Mai zum Könige ausgerufen und 1. Juli 
gekrönt. 

Matthias und die protestantischen Stände Ungarns und 
Böhmens. In Oesterreich war Matthias bald nach den 1609 
erteilten Zusagen (s. S. 152) bemüht, den Protestantismus zu- 
nächst in den Städten durch Verdrängung aus der Verwaltung 
einzuengen. Aber auch die Errungenschaften des protestantischen 
Adels wurden vermittelst eines Bundes des katholischen Adels 
und der Prälaten wieder eingeschränkt; die Landesämter wurden 
überwiegend mit Katholiken besetzt. In Böhmen wurde die 
katholische Mehrheit in der Regierung noch verstärkt ; auf den 
königlichen Kammerg utern wurde dem Protestantismus durch Aus- 
übung des königlichen Patronatsrechtes, das Matthias 1612 dem 
Prager Erzbischof übertrug, und durch Unterstützung der bischöf- 
lichen Jurisdiktion, auf den Herrschaften der Prälaten durch 
eine diese ausschliessende Auslegung des Vergleichs von 1609 
(s. S. 153) Boden entzogen. Einen Kirchenbau in Braunau, das 
dem dortigen Benediktinerkloster unterstand, hatte die Regierung 
schon 1611 verboten, allerdings ohne Erfolg. Eine in Kloster- 
grab erbaute Kirche hatte der Inhaber der Obrigkeit, der Prager 
Erzbischof, mit Zustimmung Matthias' gesperrt. Beschwerden der 
protestantischen Stände auf einem Generallandtag 1615 waren 
wirkungslos. Seit der Annahme Ferdinands zum König wurde 
die Gegenreformation noch kühner. Die Niederreissung der 
Kirche in Khstergrab wurde Ende 1617 angeordnet. Der März 
1618 versuchten Niederreissung der Braunauer widersetzte sich 
die Bevölkerung. Mit entschiedener Verletzung des 
Majestätsbriefes untersagte der Erzbischof den Kloster- 
grabern jede protestantische Religionsübung, und manche 
weltliche Grundherrschaften (u. a. Martinitz) zwangen durch 
hohe Geldstrafen ihre Unterthanen zu katholischer Beichte und 
Kommunion. Die Stadträte überwiegend protestantischer Städte 
wurden aus Katholiken zusammengesetzt, ebenso das Statthalter- 
kollegium mit einer katholischen Mehrheit (sieben gegen drei) 
besetzt, Führern des protestantischen Adels u. a. Thum einträg- 
liche Landesämter entzogen. Als ein protestantischer Sonder- 
landtag eine Beschwerdeschrift an den Kaiser einsandte, ver- 



Digitized by Google 



- 157 — 



bot dieser in einem scharfen, auch mit Strafen drohenden Erlass 
eine zweite, von den Defensoren angesetzte Versammlung bis 
zu seiner eigenen Ankunft. Diese Versammlung wurde doch 
gehalten, ihr aber ein erneutes Verbot mitgeteilt. Die Gesamt- 
heit der Versammelten begab sich auf das Rathaus, um den 
Statthaltern ihre Antwort zu überreichen. Einen Wortwechsel, 
der entstand, benützten einige Herren, vor allem Thum, um 
zwei der anwesenden Statthalter, Slawata undMartiuitz 
für Verletzer des Majestätsbriefes und Feinde des Friedens er- 
klären zu lassen ; dann wurden diese samt dem Sekretär Fabricius 
nach alttschechischer Sitte aus den Fenstern hinaus- 
geworfen (23. Mai 1618). Slawata wurde durch den Fall 
schwer, Martinitz leicht, Fabricius gar nicht verletzt. Dieser 
Fenstersturz (den nur eine kleine Minderheit geplant hatte) 
warf Böhmen ohne jede diplomatische, finanzielle, poli- 
tische Vorbereitung in die Revolution gegen das Haus 
Oesterreich. 



Kapitel XV. 

Der dreissigjährige Krieg. 

§ 51. Der böhmisch-pfälzische Krieg. 

Der böhmische Aufstand bis zur Wahl Friedrichs zum 
böhmischen König. Die am 24. Mai eingesetzte revolutionäre 
Regierung der dreissig Direktoren erwies sich wenig fähig, ebenso 
Graf Thum als Generalkommandant; ihm trat bald Graf von 
Hohenlohe zur Seite. Der Erhebung schlössen sich alle böhmischen 
Städte an, ausser Pilsen, Budweis und Crumma. Die revolutionäre 
Regierung befand sich von Anfang an in finanziellen Schwierig- 
keiten, die später auch Zwangsanleihen, Plünderung der Klöster 
und Beschlagnahme des Grundbesitzes katholischer Edelleute, 
sowie der katholischen Kirche nicht beseitigten. Hilfe wurde 
den Böhmen 1618 nur durch Zuzug von 4000 (insgeheim zur 
Hälfte vom Herzog von Savoyen bezahlten) Söldnern unter Füh- 
rung des katholischen, illegitimen Grafen Ernst von Mansfeld, 
eines echten Condottiere, und von Schiemen; hier war vor allem 
der brandenburgische Markgraf Johann Georg von Jägerndorf, 
Sohn des Kurfürsten Joachim Friedrich, dem die kaiserliche 
Regierung sein Fürstentum rechtlich bestritt, für sie thätig. 
Andrerseits erhielt der Kaiser zunächst nur Gehlhilfe (später 
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auch Truppen) von Spanien. Kardinal Klesl wurde auf Befehl 
der Erzherzoge Ferdinand und Max Juli Iii 18 nach Tirol, später 
nach Rom (bis 1027) verschleppt. Ein Vorstoss des kaiserlichen 
Generals Bucquoi nach Böhmen endete mit dem Rückzug auf 
Budweis; ergebnislos war auch ein Einfall Thums in Oester- 
reich. Mansfeld nahm dagegen Ende November Pilsen. 

Den Vorbereitungen zu einer Vermittlung zwischen den 
Böhmen und dem Kaiser, die Bayern, Mainz, Kursachsen und 
Kurpfalz auf einem Interpositionstag in Eger vornehmen sollten, 
machte der Tod des Kaisers Matthias 20. März 1019 ein Ende. 
Jetzt schlössen sich der Erhebung Schlesien und 
die Lausitz, sowie Mähren (trotz Widerstrebens des bis- 
herigen Führers des protestantischen Adels Zierotin) an. In 
den beiden Oesterreich verweigerten die protestantischen Stände, 
denen gegenüber die katholischen sich selbständig organisierten, 
Ferdinand die Huldigung, die er als Vertreter des Erzherzogs 
Albrecht beanspruchte. Ein Zug Thums vor Wien führte 
weder zur Erhebung des protestantischen Teils der Wiener (die 
protestantische Massendeputation bei Ferdinand 5. Juni, Thum 
vor Wien erst 1 1 . Juni), noch zu ernstem Angriff; dagegen wurde 
Hohenlohe durch das kaiserliche Heer, Juni, schwer ge- 
schlagen. Die Ausnützung dieses Sieges wurde aber unmög- 
lich, als Bethlen Gabor (Gabriel Bethlen), 1613—29 Fürst 
von Siebenbürgen, eifriger, aber in Siebenbürgen toleranter 
Calvinist, sich rasch beinahe ganz Ungarns bemächtigte und 
Oktober, mit den Böhmen und Mähren verbündet, auf Wien 
z o g (s. u.). F e r d i n a n d war, hauptsächlich infolge der Haltung 
Kursachsens, zuletzt einstimmig, 26. August in Frankfurt zum 
Kaiser gewählt und 28. August gekrönt worden, ohne dass 
die protestantischen Kurfürsten irgendwie einen für den Pro- 
testantismus günstigen Ausgleich der böhmischen Wirren ge- 
sichert hätten. Kurpfalz hatte Ferdinands Recht, die böhmische 
Stimme zu führen, anerkannt, aber umsonst versucht, Maximilian 
von Bayern zur Gegenbewerbung zu bestimmen. Böhmen und 
seine Nebenlande, jetzt „böhmische Konföderation", 
hatten, mit beiden Oesterreich zum Schutz der Rechte der 
Stände und der Religion verbündet, Ferdinand für abge- 
setzt erklärt und 26. 27. August den 24jährigen, wenig fähigen 
Kurfürsten Friedrich V. von der Pfalz, Enkel Wilhelms 
von Oranien (1610—1 632), z u m König gewählt. Vor allem 
von Christian von Anhalt dazu bestimmt (nicht durch seine Ge- 
mahlin Elisabeth, Tochter Jakobs I. von England), nahm Friedrich 
die Wahl an, obwohl ihm die Union nur Schutz seiner Erblande 
versprach, und wurde 4. November in Prag gekrönt. 
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Bundesgenossen Böhmens und des Kaisers. Der Böhmen 
Niederlage und Unterwerfung. Thum und Hohenlohe ver- 
einigten sich mit Bethlen Gabor zu gemeinsamem Zug gegen 
Wien (November 1019), aber es fehlte ihnen an Geschütz, und 
Bethlen Gabor zog sich zurück, da eine von Polen unter- 
stützte Erhebung der ungarischen Katholiken ihn von Sieben- 
bürgen abzuschneiden drohte. Bald, nachdem er zum Fürsten von 
Ungarn gewählt war, schloss ermitFerdinandlG. Januar 1 620 
einen Waffenstillstand auf Grund des gegenwärtigen Be- 
sitzes, aber am 25. Januar wieder ein Bündnis mit Böhmen und 
Mähren. August 1020 wurde er zum König von Ungarn gewählt. 
Noch trügerischer erwiesen sich die Hoffnungen der 
Böhmen auf Hilfe seitens der Union, die höchstens an 
einen üeberfall geistlicher Gebiete dachte, Frankreichs, das 
eher bereit war, Ferdinand zu unterstützen, und Englands, 
dessen König bei seiner absolutistischen Gesinnung die böhmische 
Rebellion verabscheute und Spaniens Gunst nicht verscherzen 
wollte. Die Generalstaaten zahlten allerdings Subsidien. Sehr 
schlimm waren die eigenen Verhältnisse Böhmens: 
das Heer wiederholt meuterisch, durch Not und Seuche ge- 
schwächt, die Söldner und die adligen Herren zuchtlos, die Feld- 
herrn unter sich uneinig; der überhaupt wenig opferwillige Adel 
abgeneigt, die schwer gedrückte Bauernschaft (Bauernaufstände) 
durch Zugeständnisse für Unterstützung der Sache zu gewinnen; 
König Friedrich war nicht der Mann, um Besserung zu schaffen, 
sein nach damaliger Sitte ungeheurer Hofstaat und üppiger 
Haushalt steigerte die Finanznot, sein calvinistischer Hofprediger 
verletzte in Wort und That die böhmischen Protestanten. Fer- 
dinand gewann dagegen vielseitige und wertvolle 
Hilfe: die der jetzt wieder umfassenderen (s. S. 155) 
Liga und Maximilians von Bayern, dem er zu einst- 
weiliger Sicherstellung für die Auslagen die deutschen Erblande, 
die er besetzen würde, verpfändete und mündlich Belehnung mit 
der pfälzischen Kur und mit Teilen der kurptälzischen Terri- 
torien zusicherte, vermehrte Geldhilfe von seiten Pauls V. 
( 1 605 — 1621), militärische von Toskana und Polen (Kosaken) , 
in grösserem Umfang von Spanien, das dabei Gebiete zu 
besserer Verbindung Italiens und seiner Niederlande zu erwerben 
gedachte. Durch einen Neutralitätsvertrag zwischen 
Union und Liga, der unter französischer Vermittelung Ende 
Mai 1620 zu stände kam, wurde es Max möglich, die ligistische 
Armee gegen Oesterreich und Böhmen zu verwenden. Gegen 
die Kurpfalz, die nicht anzugreifen die Liga sich verpflichtete, 
war ein spanisches Heer unter Spinola im Anmarsch. 
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Ferdinand gewann sogar protestantische Bundesgenossen, 
den Landgrafen von Hessen-Darmstadt (dessen Erbstreit mit 
Hessen-Kassel wegen des Marburgischen Teils 1648 beigelegt 
wurde) und Johann Georg (K>11 — 56) von Kursachsen. 
Furcht vor den Ernestinern, engherziges Luthertum, Aerger über 
die Böhmen, von denen gewählt zu werden er gewünscht hatte, 
um die Ablehnung beim Kaiser zu verwerten, Verpfandung der 
Lausitz, Zusicherungen betreffs der Säkularisationen in den 
sächsischen Kreisen bestimmten den Kurfürsten, sich dem Kaiser 
anzuschliessen (März 1620). 

Noch Mitte d. J. rückte der Wallone Tilly mit der 
ligistischen Armee in Oberösterreich ein, dessen Stände 
sich bald bedingungslos unterwarfen; mit Bucquoi ver- 
einigt, überschritt er 20. September Böhmens Grenze. 
Am weissen Berge in der Nähe Prags wurde die von An- 
halt geführte böhmische Armee 8. November im Verlauf 
einer Stunde in wilde Flucht geschlagen; der „Winter- 
könig" verliess in der Frühe des 9. November Prag, ob- 
wohl Bethlen Gabor schon nahe war. Prag ergab sich auf 
Gnade und Ungnade, am 11. huldigte es dem abwesenden 
Ferdinand als Erbherrn und König, am 13. die anwesenden 
Stände. Mähren unterwarf sich sehr bald. Die schon 
vor der Schlacht am weissen Berge begonnene Unterwerfung 
der Lausitzen beendete der Kursachse März 1621, Februar 
unterstellte sich auch Schlesien durch seine Vermittelung Fer- 
dinand; den nicht unmittelbar habsburgischen Gebieten blieb 
ihre politische und religiöse Freiheit, der geächtete Markgraf 
von Jägerndorf verlor jedoch sein Land. Pilsen übergab die 
Besatzung gegen Geld März 1621 in Abwesenheit Mansfelds, 
der früher selbst über das gleiche mit Maximilian verhandelt 
hatte. Frühjahr 1622 war wieder ganz Böhmen Ferdinand 
unterworfen. 

Friedrich war über Schlesien und Brandenburg nach 
Holland geflohen; er war so unklug, nicht ohne weiteres förm- 
lich auf Böhmen zu verzichten. Ohne Beiziehung eines 
Kurfürstentages wurde er nach Spruch des Reichshofrates 
23. Januar 1621 in die Reichsacht erklärt (gleichzeitig 
Jägerndorf, Anhalt und Hohenlohe). Anfang 1622 bewilligte 
Ferdinand im Nikolsburyer Frieden gegen Verzicht auf die 
ungarische Krone Bethlen Gabor bedeutende Territorien in Ungarn 
auf Lebenszeit, in Schlesien als erblichen Besitz für etwaige legi- 
time männliche Nachkommenschaft 

Katholische und absolutistische Reaktion in Böhmen, Mähren, 
Oesterreich. Am 21. Juni 1621 wurden in Prag: 24 Herren wegen der 



Digitized by Google 



— 161 — 



Rebellion enthauptet, 3 Bürger gehängt, Ende dieses Jahres setzte man einen 
Konfiskationsgerichtshof ein, der alle, die irgendwie sich schuldig fühlten, 
vorlud. Allen irgendwie Belasteten wurde ihr unbewegliches Eigentum ge- 
nommen, .nach dem Mass der Schuld den einzelnen ein Teil des Gesamt- 
vermügens gelassen, der aber nieder abgeschätzt und in Geld ersetzt wurde, das 
ein Konsortium immer minderwertiger (zuletzt ein Zehntel des Nennwerts) schlug. 
Manche erhielten aber trotz der Festsetzung des Gerichtshofs gar nichts. Den 
Gemeinden wurden ihre Privilegien und im wesentlichen ihr Vermögen ge- 
nommen. Man berechnet den Oesamtwert der so konfiszierten Güter auf 
900 Millionen Mark. Bereichert wurde hiedurch nicht sowohl das schwer 
verschuldete Haus Habsburg, als einwandernde italienische, spanische und 
wallonische, aber auch einheimische Herren, sowie Mönchsorden, insbesondere 
die Jesuiten. DenMajestätsbrief, den ihm Maximilian nach dem Einzug 
in Prag zusandte, hatte Ferdinand alsbald durchschnitten; 1627 wurde 
für Böhmen (und Mähren) eine neue Landesordnung erlassen, welche 
Erblichkeit und ausschliessliches Gesetzgebungsrecht der Krone, sowie könig- 
liche Ernennung der Landesbeamten festsetzte und dem durch die Geistlich- 
keit vermehrten Landtag nur die Mitwirkung in Steuersachen 
beliess. Deutsch wurde zweite, gleichberechtigte Landes- 
sprache, aber bald in Rechtsprechung und Gesetzgebung bevorzugt. Alle 
Nichtkatholiken wurden für rechtlos und vogelfrei erklärt. 
Ende 1621 waren alle andern protestantischen und Oktober 1622, einem Kur- 
sachsen gegebenen Versprechen zuwider, auch die lutherischen Prediger aus- 
gewiesen, die Universität Prag den Jesuiten ganz überliefert worden. Die 
Jesuiten vollzogen mit Hilfe anderer Orden, vor allem aber auch 
militärischen Drucks und rohen Zwangs (Lichtensteinsche Dragoner 
„Seligmacher") die gründliche Gegenreformation. Schliesslich 
wurden alle, die die Rückkehr zur katholischen Kirche verweigerten, aus- 
getrieben. Die Zahl der ausgewanderten Familien (darunter der Pädagog 
Comenius) schätzte man für Böhmen und Nebenlande auf 36 000. In Mähren 
wurde ähnlich verfahren, jedoch ohne Hinrichtungen. In den 
unmittelbar habsbnrgischen Teilen Schlesiens begann die ge- 
waltsame Gegenreformation mit Hilfe der Lichtensteinschen Dragoner erst 1627, 
konnte aber hier den Protestantismus nicht ganz ausrotten. In den beiden 
Oesterreich wurde er gänzlich verboten und die ständischen Rechte sehr ge- 
mindert; in Oberösterreich erhob sich Mai 1626 die protestan- 
tische Bauernschaft, die meisten Städte, mit Ausnahme u. a. des noch 
von den Bayern besetzten Linz, schlössen sich an. Der Widerstand der Bauern 
wurde mit Mühe von Pappenheim und seinem Heere nieder- 
geworfen. Protestantische Gemeinden erhielten sich aber im geheimen. 
In Steiermark und Nebenlanden wurde der protestantische Adel, soweit er 
nicht übertrat, vertrieben. 

Der pfälzische Krieg. 1621 — 1623. Eine spanische 
Armee („burgundische Kreistruppen") hatte seit September 1620 
die Kurpfalz grösstenteils besetzt, zu deren Deckung 
die Union gar wenig geleistet hatte. Diese verpflichtete sich 
April 1621 in einem Vertrag, die Pfalz zu räumen, und löste 
sich im Mai auf. Nach der Aechtung Friedrichs begann Maxi- 
milian die Exekution, Tilly zog von der Oberpfalz in die 
Unterpfalz dem schliesslich ins Elsass zurückweichenden Mans- 
feld nach. Als der Administrator von Halberstadt, der 
wilde („tolle") Christian von Braunschweig ein durch 

Lehrbuch d. Weltgeschichte. Neue Zeit. 11 
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Brandschatzung der westfälischen Stifter aufgebrachtes Heer, 
sowie der für seinen Besitz von Baden-Baden fürchtende, aber 
auch von idealen Motiven geleitete Georg Friedrich von 
Baden-Dur lach ein hauptsächlich mit englischem Geld ge- 
worbenes Heer in Friedrichs Dienste stellten, erschien dieser 
vom Haag aus l(j22 in der Rheinpfalz. Aber nach ihrem Siege 
über T Uly bei Wies loch (27- April) trennten sich Mansfeld 
und Georg. Georg erlitt bei Wimpfen (O.Mai) durch Tilly 
und Cordöva eine zwar sehr ehrenvolle, aber schwere, der 
Ha Iber Städter bei Höchst durch Tilly (20. Juni) eine 
mörderische Niederlage. Tilly nahm 19. September Heidel- 
berg (die „Palatina" nach Rom gesandt). Anfang 1023 war 
die ganzePfalz in den Händen d erLiga, und es begann 
eine gewaltsame Gegenreformation. Auf einem Deputationstag 
in Regensburg, den von den protestantischen Ständen nur Kur- 
sachsen, Kurbrandenburg und Hessen-Darmstadt beschickten, 
wurde Max, für den Gregor XV. (1(521 — 23) arbeitete, ti. Februar 
li>23 die Investitur mit der Kur, unter Zustimmung Hessen- 
Darmstadts, allerdings zunächst nur persönlich auf Lebens- 
zeit, erteilt. Die Oberpfalz hatte er zu Oberösterreich 
hinzu als Pfand für seine Auslagen erhalten. Die Uebertragung 
der Kur erkannte Johann Georg Juni 1024 förmlich an, nach- 
dem er 1623 die (beiden) Lausitz als Pfand erhalten hatte. 

§ 52. Der niedersächsisch -dänische Krieg. 

Tilly gegen den Halberstädter und den Dänen. Friedrich 
hatte schon Herbst li>22 sein Heer entlassen und war wieder nach 
dem Haag gegangen. Mansfeld und Christian waren von Frank- 
reich aus nach den Niederlanden gezogen (Sieg über Cordöva 
bei Fleurus). Mansfeld bezog Winterquartiere in Ostfriesland; 
Christian erschien in Niedersachsen, dann mit verstärktem 
Heer in Westfalen, wurde aber von Tilly, der den nieder- 
sächsischen Kreis besetzt hatte, bei Stadt lohn (f>. und B.August 
1Ü23) sc Ii wer geschlagen. Bethlen Gabor, der ihm Zuzug 
versprochen hatte, setzte sich zu spät in Bewegung und schloss 
November 1U23 Waffenstillstand und Mai H)24 Frieden unter 
für ihn weniger günstigen Bedingungen als 1(522. 

Tilly verjagte den Landgrafen Moritz (September 1023), 
Miel» mit der ligistischen Armee in Niederdeutschland und brand- 
schatzte rücksichtslos. Jakob I. zahlte jetzt Mansfeld und dem 
Halberstädter Subsidien. Gegen die Liga erschien Früh- 
jahr Ii ;2") K ö n i g C h r i s t i a n 1 V. von 1 ) ä n e in a r k (1 5< )S bis 
l*;4s), Herzog von Holstein, im Felde, den der nkdersäcltsische 
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Kreis zum Kreisobersten wählte. Die Einleitung zu einer Resti- 
tution der säkularisierten Stifter gefährdete sein Bestreben, die 
Stiftslande der unteren Elbe und Weser in seines Geschlechtes 
Hände zu bringen und so, wenn auch lose, seinem Reiche an- 
zuschliessen (sein Sohn Friedrich schon Koadjutor von Bremen 
und Magdeburg, Bischof von Verden und Osnabrück). Lange 
und weitverzweigte Verhandlungen endeten 9. Dezember 1625 
mit dem Abschluss einer Allianz zwischen den General- 
staaten, England (Karl n.) und Dänemark, nach der 
die beiden ersten Staaten Geld zu zahlen und Flotten zu stellen 
hatten. Frankreich beschränkte sich darauf, Mansfeld 
Geld zu zahlen. Ein direkter Angriff auf den Kaiser beliebte 
Richelieu noch nicht; er hätte gerne, auf die katholischen Reichs- 
fiirsten gestützt, vermittelt. Auch begann wieder der Krieg mit 
den Hugenotten und im Anschluss daran ein Krieg mit England. 
Gustav Adolf von Schweden wäre bereit gewesen, durch Polen 
nach Schlesien zu ziehen, aber das Verlangen Dänemarks nach 
dem Oberbefehl und die geringe Neigung der andern, zu einem 
zweiten Kriegszug beizutragen, hielten ihn fern. Karl IL bezahlte 
kaum ein Zehntel der zugesagten Subsidien. Wallenstein 
hatte schon Herbst H>25 die von ihm geworbene kaiser- 
lich e Armee, durch die Ferdinand der Liga gegenüber selb- 
ständig wurde, der Tillys zur Seite gestellt. 

Albrecht von Waldstein (seit 1621 „ Wallenstein") entstammte einem 
weitverzweigten tschechischen Geschlecht; geb. 1583 worfle er zuerst in der 
böhmischen Konfession seiner früh verstorbenen Eltern erzogen; im Jesuiten- 
kolleg in Olmütz wurde er kaüwlisch. Er stodierte Angost 1599 bis April 1600 
aof der Nürnberger Universität Altorf, dann in Padua ond Bologna. Von 
ausgedehnten Reisen zurückgekehrt, begann er 1604 die kriegerische iMuf- 
bahiiy zeichnete sich o. a. an der Spitze eines selbst geworbenen Dragoner- 
regiments 1617 im Kriege des Erzherzogs Ferdinand gegen Venedig aus. 
Seit Beginn des böhmischen Aufstandes leistete er Ferdinand wertvolle Dienste; 
nach dessen Niederwerfung benützte er die Reichtümer, die er hauptsächlich 
von seiner ersten Frau ererbt hatte, um 68 konfiszierte Güter weit unter dem 
Preis zusammenzukaufen, darunter die Herrschaft Friedland, auch gehörte er 
dem Konsortium an, das zur Auszahlung der zum Verlust ihres Grundbesitzes 
verurteilten Adeligen (s. S. 161) minderwertiges Geld schlug. Seit 1623 
„Fürst von Friedland", verwandelte er kraft ihm von Ferdinand verlieheneu 
Rechts 1624 seine Gesamtherrschaft Friedland (Mittelpunkt Gitsehin) in ein 
von der Krone nur durch das Lehnsband abhängiges Fürstentum; vollends 
Reichsfürst zu werden mit ausserhalb Böhmens gelegenen Territorien war 
dann eines seiner Hauptziele. April 1625 beauftragte ihn der Kaiser, 15 000 
Mann zu Fuss und 6000 Reiter anzuwerben, Juni wurde er General der ge- 
samten kaiserlichen Armada nwl erhielt den Titel Herzog. Es waren ihm 
auch wichtige politische Befugnisse übertragen worden. Er besass ungewöhn- 
liche Begabung, besonders für die militärische wie finanzielle und wirtschaft- 
liche Organisation und Verwaltung, aber noch ungemessenere Ehr- und Herrsch- 
sucht. Erfinderisch im Entwerfen und Planen liebte er es, auch wo nicht 
allgemeine Interessen es anrieten, einander entgegengesetzte Beziehungen 
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and Bestrebungen zu pflegen, und sprang nicht selten von der einen Richtung 



Interessen und Ziele, aber seine Selbstsucht blieb in ihm stets stärker. Mit 
dieser Selbstsucht war eng verbunden ein fester Olaube an seinen Stern, eine 
durchaus fatalistische Anschauung, die glaubte, die einzelnen Richtlinien des 
Geschicks durch die Astrologie zu erkennen. Leidenschaftlichen Temperaments 
und in Worten aufbrausend und vielfach unvorsichtig, wusste er sich doch 
zu beherrschen und vermied es, schriftlich sich zu binden. Religiös war er 
indifferent, und wenn er später in gewissem Masse für Religionsfreiheit und 
Duldung sich aussprach, so ging das nicht aus innerer Gesinnung, sondern 
nur aus politischer Klugheit hervor. Als Emporkömmling entfaltete er un- 
gewöhnlichen Prunk und liebte es, sich in unnahbarer Einsamkeit über die 
Menschen zu erheben. 

Wallen Steins erstes Generalat bis 1627. Infolge eines 
Sturzes Cliristians war es 1625 nicht zu grösseren Operationen 
gekommen. Mansfeld, der mit seinem Heere nach Schlesien 
und den habsburgischen Erblanden vordringen wollte, suchte, 
auch um sich die Verproviantierung zu sichern, Wallenstein, 
der schon über 50000 Mann verfügte, von der Elbe zu ver- 
drängen, wurde aber 15. April 1626 an der Dessauer Elb- 
brücke schwer geschlagen. Mit Rücksicht auf den Aufstand 
der oberösterreichischen Bauern und in Hoffnung auf eine Ko- 
operation Bethlen Gabors veranlasste Christian IV. Mansfeld, der 
in Kurbrandenburg sein Heer wieder ergänzt und geordnet hatte, 
doch nach Schlesien zu ziehen, das sich aber nicht erhob. Von 
Wallenstein am Einmarsch in Mähren gehindert, zog Mansfeld 
nach Ungarn und legte hier, da Bethlen bald nach seiner 
Vereinigung mit ihm seinen Frieden mit Ferdinand vorbereitete» 
den Oberbefehl nieder; er starb, auf dem W T eg nach Venedig, 
in Bosnien Ende November, kurz nach Christian von Halber- 
stadt. Dem Vordringen Christians IV. südwärts hatte seine 
Niederlage durch Tilly 27. August 1626 bei Lutter am 
Barenberg ein Ende gemacht Nachdem Wallenstein durch 
den Sieg bei Kosel Juli 1627 die Mansfelder aus den kaiser- 
lichen Landen verdrängt hatte, beendete er, jetzt im ganzen 
über 70000 Mann verfügend, die von Tilly schon begonnene 
Eroberung der festländischen Gebiete des Dänenkönigs. 
Eine umfassende Besitzänderung in Norddeutschland 
wurde begonnen; kaiserliche und ligistische höhere Offiziere be- 
mächtigten sich weltlicher Fürstentümer. Wallenstein selbst 
(seit Anfang 1627 Herzog von Friedland), dem der Kaiser 1627 
das schlesische Herzogtum Sagan kaufweise übertragen hatte, 
erhielt Mecklenburg, dessen Herzoge geächtet waren, An- 
fang 1628 als Pfand (Juni 1629 als erbliches Reichslehen). Seine 
Vollmachten als Feldherr wurden 1628 noch erhöht; er erhielt 
auch das Recht, die Obersten zu ernennen. 
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Spaniens und Wallensteins maritime Plane. Wallensteins 
imperialistische Politik und rücksichtsloses Sehalten. Ende 
des Dänenkriegs. Zur völligen Unterwerfung der Dänen wäre 
eine Kriegsflotte nötig gewesen; Wallenstein, seit April 1628 
„General der ganzen kaiserlichen Schiffsarmada zu 
Meer, wie auch des ozeanischen und des baltischen 
Meeres General" hatte schon einige Zeit her einen zunächst 
von Spanien ausgehenden Plan unterstützt. Vor allem, um die 
Holländer schwer zu schädigen, unter Umständen ihre Wieder- 
unterwerfung zu ermöglichen, sollte zur Erneuerung des direkten 
Seehandels zwischen Spanien und den deutschen Küsten unter 
kaiserlichem Schutze eine spanisch-deutsche Handelsgesell- 
schaft gegründet werden; davon erwartete Spanien als 
baldigen Vorteil, dass die Hansestädte ihm Kriegsschiffe stellen 
und in ihren Häfen Bau und Aufenthalt spanischer Kriegsschiffe 
gestatten würden. Auch sollte alsbald eine ausgiebigere Unter- 
stützung Polens gegen Schweden ermöglicht werden. Aber die 
Hansestädte (die wendischen) lehnten den Vorschlag 
September 1628 endgültig ab aus Misstrauen gegen das katho- 
lische Haus Oesterreich, und weil ihr Zusammengehen mit 
Spanien ihnen notwendig die Feindschaft Frankreichs, Englands, 
Dänemarks und Schwedens zugezogen hätte. Versuche, selbst 
in einigen Häfen (besonders Wismar) eine spanisch-kaiserliche 
Kriegsflotte zu schaffen, führten nicht weit, da die spanische 
Silberflotte 1628 von den Holländern abgefangen wurde. Die 
Belagerung der Hansestadt Stralsund, die die Aufnahme 
einer kaiserlichen Besatzung verweigert hatte und von Däne- 
mark und Schweden unterstützt wurde, musste Wallenstein 
Ende Juli 1628 aufgeben, schlug aber 2. September den 
Dänenkönig bei Wolgast. Dieser Versuch, die Hansa der 
Politik Spanien-Oesterreichs dienstbar zu machen, war für Wallen- 
stein, wenigstens so lange, bis er selbst Reichsfürst geworden 
war, der Teil eines Gesamtplanes, dem Kaiser, insbesondere 
auch durch Erwerb des dominium maris Baltici, und 
dem damals für die habsburgische Politik massgebenden Spanien 
die Vorherrschaft in Europa, im Reiche dem Kaiser 
wieder monarchische Gewalt zu verschaffen. Wallenstein 
selbst aber dachte eine Art Vicekaiser zu bleiben, und wahr- 
scheinlich bald an den Erwerb eines zweiten Reichsfürstentums 
(Kurbrandenburgs?). Er und nach seinem Vorgang seine Offi- 
ziere erhoben überall ungeheure Kontributionen, Tafel- 
gelder u. a., auch in Gebieten, die gegen den Kaiser keine 
Feindseligkeit gezeigt hatten, insbesondere in Kurbrandenburg; 
durch Einquartierungen und Werbeplätze, später auch durch 
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Kontributionen, bedrückte er selbst ligistische Lande. 
Seine Armee (bei der viele Protestanten, auch als höhere Offi- 
ziere, standen) hatte die ligistische aus Winterquartieren ver- 
drängt. Seit Anfang 1027 erhob die Liga Klagen gegen 
Wallenstein, Oktober 1*327 der Kurftirstentag in Mühlhausen; die 
Führung der ligistischen Opposition übernahm Max von Bayern 
erst, nachdem ihm Ferdinand in einem geheimen Vertrage die 
erbliche Kur, die Oberpfalz und die rechtsrheinischen Teile 
der Unterpfalz zugesichert hatte. Angesichts des so drohenden 
Zwiespalts mit der Liga und der Gefahr eines Bundes Däne- 
marks und Schwedens schloss Wallenstein 7. Juni 1029 mit 
Christian IV. den Lübecker Frieden, in dem dieser gegen 
Rückgabe seiner festländischen Gebiete auf die niedersächsischen 
Stifter und jede Einmischung in die deutschen Dinge verzichtete. 

Restitutionsedikt. Ferdinand hatte, vom päpstlichen Nuntius Caraffa 
und seinem überhaupt vielfach massgebenden Beichtvater dem Jesuiten Lamor- 
main (Lämmermann) beeinflnsst, die imperialistische Politik Wallensteiiis, 
soweit sie die Stellung zum Ausland betraf, ganz, soweit sie das Reich an- 
ging, wenigstens zum Teil gebilligt, später aber missbilligt. Eine katholische 
Reaktion war 1622, zunächst in Süddeutschland und insbesondere den 1555 pari- 
tätischen Reichsstädten gegenüber, in grösserem Umfange durch Klagen beim 
Reichshofrat und dessen Entscheidungen begonnen worden; seit 1625 suchte man 
norddeutsche protestantische Bistümer zurückzugewinnen. Dadurch sollte auch 
dem Hause Oesterreich in Norddeutschland eine feste Stellung geschaffen werden, 
der noch unmündige Sohn des Kaisers Leopold Wilhelm, schon Bischof von 
Passau und Strasbourg, wurde Ende 1627 zum Bischof von Halberstadt ge- 
wählt, September 1628 zum Erzbischof von Magdeburg durch ein päpstliches 
Breve ernannt. Die landsässigen Klöster waren vor allem dem Jesuiten- 
orden zugedacht. 

Einem von den katholischen Kurfürsten in Mühlhausen ge- 
machten Vorschlag gemäss wurde die katholische Restau- 
ration in einem Akt durch eine vom Reichshofrat entworfene 
kaiserliche Entscheidung, das 8. März 1(529 veröffentlichte 
„Restitutionsedikt' 4 , festgestellt. Der Kaiser schrieb sich 
das sehr anfechtbare Recht zu, auch allein eine authentische 
Interpretation („Decision") des Religionsfriedens zu geben, die 
ganz der katholischen Rechtsauffassung entsprach. Alle reichs- 
unmittelbaren (im ganzen zwei Erzbistümer und zwölf Bistümer ), 
ebenso alle seit 7. September 1552 in protestantischen Besitz gelangten 
mittelbaren Stifter und landsässigen Klöster sollten, weil wider- 
rechtlich erworben, der katholischen Kirche wieder zufallen und 
die neuen, wie überhaupt die katholischen Obrigkeiten, volles ius 
reformandi haben. Auf Verlangen Bayerns wurde auch festgesetzt, 
dass der Religions friede nur die Bekenner der Confessio Augustana 
von 1530 betreffe, dagegen hatte es eine den katholischen Wünschen 
entsprechende Bestimmung über die paritätischen Reichsstädte 
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nicht erreicht. Wall enstein hatte überhaupt, Mecklenburg- 
im ganzen ausgenommen, die katholische Restauration gefördert 
und 1628 den Plan einer umfassenden Restitution noch gebilligt ; 
nachdem das Edikt erlassen war, missbilligte er es 
aus Gründen politischer Zweckmässigkeit und aus Abneigung 
gegen die Liga. Seine Durchführung erfolgte schrittweise; 
1629 und 30 wurden Magdeburg und Bremen (hier auch Leopold 
Wilhelm gewählt), Minden, Verden, Halberstadt mit Beschlag 
belegt. Sie hätte, wäre sie vollständig und dauernd geworden, 
den protestantischen Dynastien die finanziellen und politischen 
Grundlagen ihres Bestandes grösstenteils entzogen; der Prote- 
stantismus wäre politisch so geschwächt worden, dass er eigent- 
lich nur noch von der Gnade des Kaisers hätte leben müssen, 
und das rücksichtslos der Gegenreformation dienende Haus 
Oesterreich hätte in Norddeutschland eine Stellung erhalten, die 
für die nicht deutschen protestantischen Staaten, insbesondere 
Schweden, verderblich werden musste. 

Wallensteins Entlassung. Auf dem Regen sburger Kur- 
fürstentag (Juni — November 1630) verlangten vor allem und 
offen die katholischen Kurfürsten die Entlassung 
Wallensteins, die ihnen auch Sicherung gegen eine dauernde 
Erhöhung der Kaisennacht bieten sollte. Unterstützt und be- 
stärkt wurden sie von Richelieus Diplomaten (Pater Joseph); 
Richelieu, jetzt mit dem Hugenottenkrieg im reinen, war be- 
strebt, die Macht Spanien-Oesterreichs zu mindern, der Frank- 
reich auch im mantuanischen Erbfolgekrieg (s. S. 144) gegenüber- 
stand; er hätte gerne die katholischen Fürsten zum Anschluss 
an Frankreich und zur Neutralität Schweden gegenüber bestimmt; 
Ferdinand entschloss sich Mitte August, Wallen- 
stein zu entlassen, für den nur Spanien thätig war — zu 
einer Zeit, wo Gustav Adolf schon auf deutschem Boden stand. 
Trotzdem erlangte er die Wahl seines Sohnes Ferdi- 
nand (seit Ende 1625 König von Ungarn) zum römischen König 
nicht. Die kaiserliche Armee sollte auf 40000, die ligistische 
auf 20000 vermindert und dem gemeinsamen Oberkommando 
Tillys unterstellt werden. Wallenstein zog sich auf die Ver- 
waltung seiner böhmischen Herrschaften zurück, von jetzt an 
ein Feind der Jesuiten; die kaiserliche Armee war für die 
nächste Zeit durch die von ihm widerratene Entsendung von 
etwa 30000 Mann nach Italien bedeutend geschwächt. 

§ 53. Schwedischer Krieg. 

Schweden 1560—1630. Unter den Söhnen Gustav Wasas brach wilder 
Zwist aus. Der älteste, Erich XIV. (1560—69), der später au Wahnsinn 
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litt, wurde schliesslich von seinem Bruder Johann mit Hilfe des Adels ge- 
stürzt und vom Reichstag entsetzt (1577 vergiftet). Johann XIII. (bis 92), 
Gatte einer Jagellonin, begünstigte die Jesuiten und überhaupt die Gegen- 
reformation, ohne offenen Uebertritt zu wagen. Sein katholischer Sohn Sig- 
mund, seit 1587 Konig ton Polen, folgte ihm in Schunden. Aber die so 
angebahnte Union zwischen Schweden und Polen, das immer mehr der Gegen- 
reformation anheimfiel und dienstbar wurde, und die teilweise Vertragsbrüchigen 
Versuche Sigmunds, eines Schwagers Ferdinands II., in Schweden der alten 
Kirche wieder Boden zu schaffen, stiesseu immer mehr auf Widerstand. 
Gustav Wasas dritter Sohn, Karl von Südermanland , stützte sich auf die 
Masse des Volkes, wurde 1593 Reichsverweser, 1595 für die Zeit der Ab- 
wesenheit Sigmunds durchaus selbständiger Gubernator und nach glücklichem 
Krieg mit Sigmund 1604 erblicher König von Schweden, wobei bestimmt wurde, 
dass der König immer dem lutherischen Bekenntnis anzugehören habe. Ihm 
folgte 1611 sein 1594 geborner Sohn Gustav Adolf, politisch und mili- 
tärisch hochbegabt und vielseitig gebildet. Einen noch unter Karl ausge- 
brochenen Krieg mit Dänemark beendete er Anfang 1613 durch einen Frieden, 
der den früheren Besitzstand festsetzte; nur Eisborg (später „Gotaborg"), 
der einzige schwedische Hafen an der Nordsee, musste durch Geld ausgelöst 
werden. Ein Krieg mit Russland (Michael Feodorowitsch 1613—45, erster 
Romanow) brachte Schweden 1617 Ingermanland und Karelien, die Verbindung 
zwischen Finnland und Esthland. In dem seit 1620 geführten Krieg gegen 
Sigmund, der immer noch die schwedische Krone beanspruchte, und Polen, 
besetzte Gustav den ostprenssischen Hafen Pillau und nötigte die Staude und 
den Herzog (Ostr) Preussens, Kurfürsten von Brandenburg, Bruder seiner Frau, 
zur Neutralität, belastete aber Ostpreussen mit Einquartierung. Ferdinand 
(bzw. Wallenstein) schickte seit 1622 Sigmund wiederholt Truppen zu. Richelieu 
wollte Gustavs Kräfte für einen Angriff auf den Kaiser frei machen. Haupt- 
sächlich durch französische (daneben auch englische und kurbrandenburgische) 
Vermittelung wurde 26. September 1629 ein sechsjähriger Waffenstillstand ge- 
schlossen, der Schweden den Besitz des von ihm eroberten Livland, sowie west- 
und ostpreussische Plätze (darunter Pillau und Memel) überliess. Gustav Adolf 
hatte den Adel zu finanziellen Leistungen und zum Heerdienst vermocht und 
durch Konskription der Bauern ein nationales stehendes Heer geschaffen, das 
taktisch und in der Bewaffnung andern voraus war. Daneben verwendete er 
Söldner, vor allem Schotten. Er war bemüht, Schweden (mit den Neben- 
ländern etwa anderthalb Millionen Einwohner) materiell und geistig zu heben 
(Neudotierung von Upsala und Gründung der Hochschule Dorpat). Seine 
monarchische Stellung und Schwedens Macht war eng an die 
Sache des Protestantismus geknüpft. Dynastisch-politische 
Beweggründe (Gefährdung durch den von Spanien-Oesterreich unterstützten 
katholischen Wasa; Beeinträchtigung der Machtstellung Schwedens durch 
Festsetzung Habsburgs an der Ostsee, Hoffnung im Fall eines Sieges dem 
dominium maris Baltici durch Erwerb deutscher Ostseegebiete noch näher zu 
kommen), aber auch innere protestantische Gesinnung und der 
Drang, dem deutschen Protestantismus, insbesondere den ihm verwandten 
Herzogen von Mecklenburg zu helfen, bestimmten ihn dazu, mit Zu- 
stimmung des schwedischen Reichstages in die deutschen Händel ein- 
zugreifen. 

Gustav Adolfs Erfolgre bis zum Wiederauftreten Wallen- 
steins. Gustav Adolf, der 6. Juli 1630 mit 13 000 Mann auf 
der Insel Usedom gelandet war, nahm mit seinem bald auf über 
30000 Mann vermehrten Heere bis Ende 1630 Pommern, Kol- 
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berg und Greifswalde ausgenommen, ein, wobei er durch die 
Zerstreuung der kaiserlichen Armee in viele Besatzungen und 
durch die längere Unthätigkeit der ligistischen begünstigt wurde. 
Aber ausser dem dazu gezwungenen Herzog von Pommern 
trat ihm nur Magdeburg (August) bei, in das der vertriebene 
Administrator Christian Wilhelm von Brandenburg zurückgekehrt 
war; Wilhelm von Hessen-Kassel und Bernhard von Weimar 
zeigten sich dazu bereit. Die andern protestantischen Fürsten 
hielten sich zurück; die meisten beschlossen auf einem Leip- 
ziger Konvent (Februar bis April 1631) Neutralität, aber 
infolge der Schwächlichkeit Kursachsens rüsteten sie so langsam, 
dass der Kaiser und die Liga ihnen jedes ernstliche Zugeständnis 
in Betreff des Restitutionsedikts versagten. Anfang 1631 schloss 
Gustav mit Frankreich, als durchaus gleichberechtigter 
Bundesgenosse, u. a. zum Zweck der Restitution der Unter- 
drückten einen Vertrag (von Bärwalde), der ihm jährliche 
Subsidien zusicherte; er besetzte bald auch Teile Mecklen- 
burgs. Als Tilly, der ihm Ende Januar an der Oder entgegen- 
getreten war, den grössten Teil seiner Armee vor dem seit 
Ende 1630 blockierten Magdeburg zu konzentrieren begann, 
konnte Gustav April Frankfurt a./O. und Landsberg a./W. nehmen. 
Rücksicht auf die Bedrängnis Magdeburgs Hess ihn auf den 
Einmarsch in die kaiserlichen Erblande verzichten. Aber er 
konnte Magdeburg nicht mehr entsetzen, da er erst 
durch Gewaltandrohung von Kurbrandenburg Küstrin und Spandau 
in seine Gewalt erhielt und ihm dann Johann Georg nicht ge- 
stattete, in seinem Gebiete, von der überlegenen kaiserlich- 
ligistischen Armee entfernt, die Elbe zu überschreiten. Magde- 
burg wurde 20. Mai 1631 durch Sturm genommen; im Kampf, 
durch die Plünderung und den beinahe die ganze Stadt 
zerstörenden Brand kamen mindestens 20000 Menschen 
um. Die Niederbrennung der Stadt wurde jedenfalls nicht von 
Tilly befohlen, dem dadurch eine treffliche Operationsbasis ver- 
loren ging, sondern erfolgte sehr wahrscheinlich auf Befehl des 
schwedischen Obersten Falkenberg, der die Verteidigung geleitet 
hatte und später im Kampf selbst fiel, und durch Eingreifen 
verzweifelter Magdeburger Bürger. 

Georg Wilhelm von Kurbrandenburg überliess jetzt 21. Juni 
in einem Vertrage Gustav Adolf Spandau und freien Pass durch 
Küstrin auf Kriegsdauer und verpflichte te sich zu Subsidien. 
Tilly, den die Neutralität Kursachsens in seinen Operationen 
und in der Verproviantierung sehr hemmte, rückte in Sachsen 
ein. Nun vollzog Kursachsen 11. September den Anschluss an 
Schweden, und die Schlacht bei Breitenfeld (in der Nähe 
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des von Tilly besetzten Leipzig) 17. September endete mit einer 
schweren Niederlage der kaiserlich-ligistischen Armee. 
Der König wies jetzt Kursachsen die Aufgabe zu, in die kaiser- 
lichen Erblande einzudringen; statt nach Schlesien zog jedoch 
Johann Georg nach Böhmen, an dessen Annexion er angesichts 
der anfangs leichten Erfolge eine Zeit lang dachte. Gustav 
Adolf selbst zog dem Main zu, um, ganz wider die Wünsche 
Richelieus, die Liga in ihren Gebieten anzugreifen. In Würzburg 
liess er sich als Herzog von Franken die Erbhuldigung leisten, 
erklärte aber, dieses Herzogtum nur bis zum Ende des Krieges 
behalten zu wollen. Ende d. J. bezog er in Mainz, das die 
spanische Besatzung geräumt hatte, Winterquartiere. Bei 
Verhandlungen mit Bayern, dem Richelieu die zugesagte Hilfe 
versagte, wie mit der Liga überhaupt, forderte der König Resti- 
tution in Böhmen und Nebenländern auf den Stand von 1018, 
Wiederherstellung des Kurpfalzers, Aufhebung des Restitutions- 
edikts, volle Duldung für die Evangelischen, Austreibung der 
Jesuiten; für Schweden zum mindesten Land an der Küste 
Pommerns und Mecklenburgs und ein Protektorat über ein corpus 
evangelicorum. Max weigerte sich aber überhaupt, ohne den 
Kaiser abzuschliessen. Als Tilly Bamberg den Schweden ent- 
rissen hatte (März 1032), zog Gustav Adolf über Nürnberg 
der Donau zu. Er erzwang 15. April, indem er Tilly 
schlug, den Uebergang über den Lech (Tilly starb, 
73 Jahre alt, an einer Wunde in Ingolstadt, das sich hielt); 
rasch brachte er Bayern in seine Gewalt. Den Plan, 
entweder nach dem österreichischen Schwaben oder ostwärts 
zu ziehen, musste er aufgeben, da Wallenstein mit einer grossen 
Armee Kursachsen schwer bedrängte. 

Zweites Generalat Wallensteins. Tod Gustav Adolfs. 
Wallenstein hatte seit Mitte 1031 mit Schweden über ein ge- 
meinsames Vorgehen, auch gegen den Kaiser unterhandelt, aber 
einige Zeit nach der Schlacht bei Breitenfeld abgebrochen, 
da der König ihm nicht die gewünschte Truppenzahl zur Ver- 
fügung stellte. Dezember 1031 verpflichtete er sich, für den 
Kaiser in drei Monaten ein Heer auf die Beine zu bringen ; als 
er 23. April 1032 endgültig dessen Führung übernahm, wurde 
ihm unbeschränkter Oberbefehl im ganzen Reiche, 
mit der Zusicherung, dass König Ferdinand nicht beim Heere 
sein dürfe, übertragen, dazu Vollmacht zu Friedensver- 
handlungen, jedoch wohl keine unbedingte und unwiderruf- 
liche, und das Recht der Konfiskation und der Be- 
gnadigung in eroberten Gebieten. (Eine schriftliche 
Festsetzung der Vertragspunkte ist bis jetzt nicht aufgefunden.) 
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Der Kaiser überwies ihm als einstweiligen Ersatz für Mecklen- 
burg das Fürstentum Glogau und sicherte ihm für später, 
falls auf Mecklenburg zu verzichten sei, genügenden terri- 
torialen Ersatz zu, wahrscheinlich ausserdem noch 
ein Kurfürstentum, Brandenburg oder Pfalz. Unterhand- 
lungen zunächst mit Kursachsen über einen Frieden auf Grund- 
lage der Religionsfreiheit der Reichsstände und der Anerkennung 
des Besitzes der eingezogenen Kirchengüter scheiterten an der 
Bundestreue Kursachsens, sowie am Misstrauen Schwedens und 
seinem Verlangen nach deutschem Gebiete (jetzt ganz Pommern 
und Wismar); dann verdrängte Wallenstein rasch die 
durch die Knickerei und Lässigkeit des Kurfürsten herab- 
gekommene kursächsische Armee aus Böhmen. Nach der 
Vereinigung Wallensteins mit Max war Gustav Adolf 
in die Defensive zurückgedrängt, Bei Nürnberg lagen 
die beiden Armeen sieben Wochen lang einander gegenüber. Ver- 
gebens versuchte der König und 4. September die feindliche 
Stellung zu erstürmen. Am 18. September zog er ab, anfangs 
daran denkend, nach Oberösterreich zu ziehen, wo die Bauern 
sich wiedererhoben hatten. Entschlossen, an den Bodensee zu 
marschieren, war er am untern Lech angekommen, als schwere 
Bedrängung Kursachsens durch Wallensteins Heer ihn zur Um- 
kehr zwang. Nach furchtbarem Ringen endete die Schlacht 
b e i L ü t z e n , nachdem GustavAdolf selbstvon Feindes- 
hand gefallen war, lö. November mit dem Siege der 
Schweden. Am Tage nach der Schlacht rief das schwedische 
Heer (vielleicht noch zu ein Fünftel Schweden) Bernhard 
vonWeimar (geb. 1 (304) zum Feldherrn aus. (Dass Urban VIII. 
für den Schw r edenkönig habe Totenmessen lesen lassen, ist falsch.) 
Wallen stein führte sein Heer nach Böhmen zurück, wo 
er es, auch auf Kosten der kaiserlichen Lande und Beamten, 
wieder in stand brachte und vermehrte. 

Neuordnung: dep Stellung* Schwedens. Der Kanzler Axel 
Ox en stier na (geb. K>8;>), vom schwedischen Reichsrat (die 
Tochter Gustav Adolfs, Christine, war sechs Jahre alt) Anfang 
1633 mit unumschränkter Gewalt zur Leitung der deutschen 
Angelegenheiten betraut, hielt daran fest, dass Schweden einen 
„Rekompens" in Land erhalte. Auf dem Heilb ronner Kon- 
vente (April 1(>33) erreichte er, dass die Protestanten 
Schwabens, Frankens und der beiden rheinischen 
Kreise sich von neuem Schweden anschlössen und seinem Kriegs- 
direktorium sich unterstellten, das, unter Einfluss der französischen 
Diplomatie, durch ein „consilium formatum" (sieben ständische, 
drei schwedische Mitglieder) mindestens äusserlich abgeschwächt 
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wurde. Eine Entschädigung Schwedens, andrerseits die Wieder- 
einsetzung der Kinder des Ende 1532 verstorbenen Friedrich in 
die Unterpfalz wurde vereinbart. Durch neuen Vertrag mit 
Frankreich sicherte Oxenstierna sich dessen Subsidien, da- 
gegen verpflichtete er sich, in allen eroberten Gebieten die katho- 
lische Religion bestehen zu lassen. Aber Unzufriedenheit der 
deutschen Offiziere lähmte die militärische Aktion und veranlasste 
den Kanzler, ihnen für ihre Soldrückstände den Katholiken ab- 
genommene oder abzunehmende Güter als schwedische Kronlehen 
zu überlassen. Bernhard erhielt die Stifter Würzburg 
und Bamberg als Herzogtum Franken. 

Wallensteins zögernde Kriegführung, Unterhandlungen 

und Sturz* Wallenstein versagte dem durch die Fortschritte der 
Gegner an der oberen Donau, wie am Oberrhein schwer bedrängten Max 
von Bayern mit Rücksicht auf den zweiten, den sächsisch-schlesischen 
Kriegsschauplatz ausreichende und ihm unterstehende Truppenhilfe. 
Er war bemüht, den über die schwedische Oberleitung verstimmten Kur- 
sachsen und im Anschluss daran die meisten protestantischen 
Reichsstände durch günstige Friedensbedingungen von Schweden ab- 
zuziehen; daneben unterhandelte er aber auch mit Schweden durch Ver- 
mittelung böhmischer, im Dienste Schwedens stehender Exulanten, zunächst 
um die von diesen befehligte schwedische Armee in Schlesien auf seine 
Seite zu ziehen; als dies nicfct gelang, war er anscheinend bereit, mit 
Schweden, zum mindesten ohne vorherige Einwilligung des Kaisers, abzu- 
schliessen. Auf den Vorschlag, ihn zum König von Böhmen zu machen, den 
die böhmischen Exulanten, dann auch Oxenstierna machten, ernstlich ein- 
zugehen, war er zu klug. Als er Mai 1633 in Schlesien einrückte, be- 
gann er bald, unter teil weiser Kenntnisnahme des Kaisers, mit Arnim, 
demkursächsischenOberfeldherm, zuunterhandeln. Er wollte, 
was er dem Kaiser unterschlug und später ableugnete, das Normaljahr 
(s. S. 178) 1618 bewilligen und schlug Arnim mündlich vor, dass die beiden 
Armeen vereinigt, „ohne Respekt einiger Person wider dieselben, so sich 
unterfangen würden, den Statum Imperii noch weiter zu turbieren und die 
Freiheit der Religion zu hemmen," sich wenden sollten; bald unterhandelte 
er aber auch ebenso „ä part a mit dem alten Grafen Thum, dem die 
schwedische Armee in Schlesien unterstand. Nachdem einerseits Oxenstierna 
als Vorbedingung eines Abkommens verlangt hatte, dass Wallenstein sich 
zum König von Böhmen mache, andrerseits Kursachsen und Kurbrandenburg 
die Trennung von Schweden verweigerten, nahm der Waffenstillstand in 
Schlesien ein Ende, aber zu bedeutenderen Operationen bzw. Erfolgen Wallen- 
steins kam es nicht. 

Wallenstein verlor Spaniens Freundschaft, als 
er dessen Plan, im Elsass unter dem Herzog von 
Feria eine grössere Armee zu bilden, seine Zustim- 
mung und Unterstützung versagte, weil das seinen 
unbeschränkten Oberbefehl im Reich gemindert hätte, und mit 
Hinweis darauf, dass dann Frankreich unmittelbar kriegerisch 
eingreifen werde. Die schwere Gefährdung Breisachs durch die 
Schweden bestimmte den Kaiser, den Einmarsch der spanischen 
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Armee zu gestatten. Nach dem (zweiten) Einfall seines Generals 
Holk in Kursachsen knüpfte Wallenstein wieder Unterhandlungen 
mit Arnim an und zeigte sich bald bereit, sogar mit 
Sachsen und Schweden zusammen abzuschliessen, 
um durch Bekämpfung Spaniens, Bayerns und des Kaisers Frieden 
zu schaffen, gab aber beinahe gleichzeitig seine Zu- 
stimmung zum Einmarsch Ferias und Aldringen den Be- 
fehl, Feria zum Entsatz Breisachs zu unterstützen. Er schloss 
jedoch mit Arnim wieder Waffenstillstand. Als aber Oxenstierna 
verlangte, dass Wallenstein zuerst einen Schritt thue, der ihm 
den Rücktritt zur Sache des Kaisers unmöglich mache, und die 
beiden protestantischen Fürsten sich wenig geneigt zeigten, ihre 
Heere alsbald zur „Kooperation" ihm (wie er verlangte, auch 
und zunächst gegen Schweden) zu unterstellen, griff er nach 
Ablauf des Waffenstillstandes wieder an. Er zwang das von 
Thum befehligte schwedische Heer, das, nach Arnims 
Abzug zum Schutze Sachsens, allein in Schlesien stand, 11. Ok- 
tober 1633 bei Steinau sich kriegsgefangen zu geben, 
und wurde bald Herr von beinahe ganz Schlesien, der 
Lausitz und von wichtigen Plätzen Kurbrandenburgs. 
Unterhandlungen mit Kursachsen und Kurbrandenburg, von denen 
er dem Kaiser ungenaue Kunde gab, führten nicht zum Abschluss; 
Thum gab er bald frei. Wenn Wallenstein seine kriegerischen 
Erfolge als den Anfang einer raschen Vertreibung der Schweden 
betrachtete, so wurden seine Pläne dadurch durchkreuzt, dass 
Bernhard von Weimar das (seit April 1632 von Bayern 
besetzte) überwiegend protestantische Regensburg 14. November 
nahm. Wallenstein, der Bernhard ein anderes Ziel zuschrieb, 
hatte sich zu spät in Bewegung gesetzt, kehrte dann bald 
wieder um und blieb, dringenden Mahnungen des Kaisers 
und Hilfsgesuchen Max' trotzend, unthätig in den böhmi- 
schen Winterquartieren. 

Anfang 1634 weigerte Wallenstein sich, 6000 Mann 
zur Geleitung des Kardinalinfanten Fernando nach 
den Niederlanden abzugeben. Bei den Ratgebern des 
Kaisers und beim Kaiser selbst erstarkte, unter dem Ein- 
fluss Spaniens und Bayerns, immer mehr derEntschluss, ihn 
vom Oberkommando zu Gunsten des Königs Ferdinand zu 
entfernen. Er begann nun auch mit Frankreich an- 
zuknüpfen, dem er auf Kosten Spaniens Landerwerb in den 
Niederlanden und in Italien zudachte, sowie mit Bernhard, 
den er durch Aussicht auf ein süddeutsches Reichsfürstentum von 
Schweden abzuziehen hoffte; seinem Ehrgeiz wäre aber immer noch 
das Ziel, mit Kurbrandenburg und Kursachsen gegen Schweden 
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und Frankreich Frieden zu schatten, das liebste gewesen. Er 
erwirkte 12. Januar H»34 von 49 seiner höheren Offiziere, in- 
dem er mit seiner Abdankung drohte, die deren Ausstände und 
„Rekompense 4 * gefährdete, in Pilsen den „ersten Revers" 
(dessen den Offizieren vorgelegter Entwurf keinerlei „Klausel" 
enthielt). Ein zunächst sehr geheim gehaltenes kaiserliches 
P a t e n t vom 24. Januar (zurückdatiert ?) setzte Wallenstein 
ab und übertrug den Oberbefehl einstweilen an Gallas, ein 
zweites vom 18. Februar erklärte ihn zum Hochver- 
räter und wurde alsbald verbreitet. Wallenstein, den das 
Zögern Arnims und Bernhards, sowie die Haltung eines Teils 
seiner Armee bedenklich machten, Hess sich 20. Februar von 
■M) Offizieren „den zweiten Revers" ausstellen, worin die 
Treue gegen Kaiser und Religion scharf betont war, am 19. 
hatte er aber an Bernhard einen Boten mit der Bitte um Zu- 
sendung von Reiterei gesandt. I m m e r m e h r O f f i z i e r e f i e 1 e n 
von ihm ab, auch durch die Hoffnung bestimmt, aus den Gütern 
G allensteins, deren Konfiskation 20. Februar vertilgt wurde (Ge- 
samtbetrag über 9 Millionen fl. etwa 40 Millionen Mark), 
und seiner Mitschuldigen reich belohnt zu werden. Kr wurde 
— entsprechend einer kaiserlichen Weisung, sich Wallensteins 
durch Gefangennehmung oder Ermordung zu bemächtigen — 
2 ">. F e b r u a r in E g e r ermorde t. Seine Mörder wurden aus 
den eingezogenen Gütern reich belohnt. 

Niederlage der Schweden. Präger Friede. König Fe r- 
dinand, jetzt Führer der Wallensteinschen Armee, nahm, 
durch Uneinigkeit Bernhards und Horns begünstigt, 2(1. Juli 
Regensburg und brachte, mit dem Kardinalinf an teil 
vereinigt, f>. und i >. September 1 ( >34 den Schweden eine 
vernichtende Niederlage bei Nördl ingen bei. Beinahe 
ganz Süddeutschland kam in die Hände des Kaisers bezw. der 
Liga. Seit Juni 1 ( >;U geführte II n t e r h a n d 1 u n g e n z w i s c h e n 
Kursachsen und dem Kaiser hatten nun zum Endergebnis 
den Frieden von Prag 30. Mai 1»>35. Kursachsen hatte 
nicht nur seine anfänglichen Forderungen, u. a. Duldung der 
Lutheraner auch in allen kaiserlichen Gebieten, nicht bloss in 
einigen Teilen Schlesiens (Herzogtümer Liegnitz, Brieg, Wöhlau, 
Oels, Stadt Breslau), und KU 2 als Normaljahr, sondern auch die 
Bestimmungen des Pirnaer Präliminarvertrags vom 24. November 
1G:>4 abgemindert; der Kaiser, dem es widerstrebte, durch 
Abtretung des Elsass an Frankreich sich Frankreichs Wohl- 
wollen zu erkaufen, Hess, a u c h u n t e r Z u s t i m m u n g e i n e r 
Mehrheit seiner Ordenstheologen, vom Programm 
der Gegenreformation etwas nach. Den Ständen 
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der Confessio Augustana wurde der Besitz der am 
12. November 1627 innegehabten geistlichen Güter 
auf 40 Jahre zugesagt, jedoch ohne Sessionsrecht, demnach 
auf so lange das Restitutionsedikt suspendiert. Kursachsen 
erhielt die Lausitz als böhmisches Lehen und einige 
Aemter des Stifts Magdeburg, ein Sohn des Kurfürsten dieses 
Stift auf Lebenszeit. Den andern protestantischen Ständen wurde 
der Beitritt zum Vertrag und damit zum Genuss der Vorteile 
mit einigen Ausnahmen (u. a. Herzog von Württemberg, dem 
er 1037 aber doch ermöglicht wurde) offen gehalten, jedoch den 
Söhnen des verstorbenen Kurpfälzers nur eine standesgemässe Ver- 
sorgung zugedacht. Das reservatum ecclesiasticum erkannte Kur- 
sachsen an. Es sollte nur eine Reichsarmee geben, von der ein 
Viertel dem Oberbefehl des Kursachsen, ein Viertel dem des 
Kurbayern, nachdem er dem Vertrag sich angeschlossen hatte, 
unterstellt wurde. Die Liga hörte damit auf. In einigen 
Monaten erfolgte der Beitritt der meisten bedeuten- 
deren protestantischen Reichsstände, Kurbrandenburg 
wurde dabei die Anwartschaft auf Pommern garantiert; der 
Landgraf Wilhelm von Hessen-Kassel (f 1637) verblieb bei den 
Gegnern des Kaisers. 

Da der Prager Friede dem deutschen Protestantismus nicht 
genügende Gewähr sicheren Bestandes bot, andrerseits Kur- 
sachsen Schweden mit Rücksicht auf Kurbrandenburg als terri- 
toriale Entschädigung höchstens Stralsund anbot, so wurde durch 
ihn noch mehr als durch die Schlacht bei Xördlingen Frank- 
reich, das damals schon seinen „ legitimen u Anspruch auf die 
Rheingrenze im Auge hatte, es ermöglicht, durch Ver- 
längerung des Krieges einen Teil dieses Zieles zu 
erreichen. 

§ 54. Der französisch-schwedische Krieg. 

Bis zum Tode Bernhards von Weimar. Frankreich 
war seit Sommer 1632 mit Zustimmung des Kurfürsten im Besitz 
von Trier, Koblenz und Ehrenbreitstein, seit Herbst 1632 Herr 
von Nancy (s. S. 145) und seit 1C>33 unter Kraftloserklärung 
der kaiserlichen Oberlehnsherrlichkeit vom ganzen Herzogtum 
Lothringen; 1(533—34 hatte es wichtige elsässische Positionen 
durch Uebergabe seitens der Kriegführenden (Oktober 1 f}34 auch 
Philippsburg , das Januar 1635 die Kaiserlichen ihnen wieder 
entrissen) erhalten. Es schloss April 1035 eine Allianz mit 
Holland (wie mit italienischen Staaten) und erklärtes panien 
im Mai den Krieg, nachdem die Spanier ihm Trier entrissen 
hatten. Es ermöglichte Schweden, mit dem es sich zu gemein- 
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sanier Bekämpfung des Hauses Oesterreich im April verbunden 
hatte, seine volle Kraft für den deutschen Krieg ein- 
zusetzen, indem es einen neuen 26jährigen Waffen- 
stillstand mit Polen vermittelte, worin Schweden die 
besetzten westpreussischen Plätze räumte, Polen aber Livland 
vorläufig aufgab. 

Es fehlte aber Frankreich noch an einer kriegsgeübten Armee 
und an tüchtigen Feldherren. Bernhard von Weimar über- 
nahm Oktober 1635, gegen Zahlung von Subsidien und Zusiche- 
rung der Landgrafschaft Elsass und der Landvogtei Hagenau 
als unabhängigen Fürstentums, ein Heer von 18000 Mann zu 
Frankreichs Verfügung zu halten. Aber während die Schweden 
auf dem nordöstlichen Kriegsschauplatz, wenn auch nicht 
dauernde, so doch bedeutende Erfolge errangen (u.a. Sieg 
Baners bei Wittstock 4. Oktober 1636), wurde Frankreich 
1635 — 37 wiederholt auf eigenem Gebiet heimgesucht. 
Erst 1638 wandte sich auch am Rhein das Glück. Nach zwei 
Schlachten nahm Bernhard im Frühjahr Rh einfei den und 
bald darauf Freiburg, nach Besiegung zweier Entsatzheere 
17. Dezember Breis ach. Aber Bernhard starb, in Verhand- 
lungen mit Frankreich begriffen, das ihm ein unabhängiges Fürsten- 
tum in diesen Gebieten nicht gewähren wollte, Juli 1639. Sein 
Testament wurde nicht ausgeführt ; sein Heer übergab sich 
als besonderes Korps 9. Oktober unter unmittelbar 
französische Führung und die oberrheinischen Plätze 
an Frankreich. Georg von Braunschweig-Lüneburg schloss 
April 1640 mit Frankreich ein Bündnis. 

Die letzten Jahre des Kriegs. Der Krieg wurde immer 
mehr einBeutekrieg, auch die schwedischen Generale und 
Soldaten (etwa ein Zehntel noch Schweden) verübten ungewöhn- 
liche Erpressungen und Verwüstungen. Im Osten verlief er 
sehr wechselvoll, aber mit zunehmenden Vorteilen 
der Schweden. Bantr, der Mitte 1637 sich nach Pommern 
zurückgezogen hatte, siegte April 1639 bei Chemnitz und fiel in 
Böhmen ein, das er Frühjahr 1640 räumte; von Mitteldeutsch- 
land aus erschien er Anfang 1641 vor Regensburg, wo Sep- 
tember 1640 bis Oktober 1641 ein Reichstag in Anwesenheit 
Ferdinands III. (1637- 57) tagte; zurückgedrängt starb er 
Mai 1641 in Halberstadt. Sein Nachfolger Torstenson nahm 1642 
Olmütz und schlug die Kaiserlichen bei Breitenfeld (2. November), 
fiel 1643 in Böhmen ein und lag lange in Mähren. Nach Nieder- 
werfung der Dänen drängte er Gallas 1644 aus Holstein zurück, 
schlag dann die Kaiserlichen bei Wittenberg (3. Dezember) und, seit 
Anfang 1645 wieder in Böhmen, 6. März bei Jankau, vermochte 
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aber den Uebergang über die Donau nicht zu bewerkstelligen 
und zog sich, nachdem der Fürst Siebenbürgens Rdkoczy und die 
ungarischen Protestanten mit dem Kaiser Frieden geschlossen 
hatten, aus Oesterreich nach Nordost-Böhmen zurück (August 1645). 
Im Westen wechselten die Erfolge ebenfalls, aber an- 
fangs mehr zu Gunsten der Kaiserlichen: Sieg der Wei- 
maraner und Hessen Anfang 1642 bei Crefeld über Kaiserliche 
und Bayern, des Herzogs von Enghien bei Hocroy über die 
Spanier Mai 1643, aber Niederlagen Guibriants bei Cannstatt 
und (November) bei Tuttlingen; 1644 Verlust Freiburgs, jedoch 
nach Ankunft Enghiens Gewinn wichtiger oberrheinischer Plätze, 
1645 schwere Niederlage Turennes bei Mergentheim (Mai) und 
nur mühsam errungener Sieg Enghiens bei Allersheim (August), 
darauf Rückzug der Franzosen auf Philippsburg. 

Die weifischen Herzoge hatten Anfang 1642 den Prager 
Frieden angenommen und sich zur Neutralität verpflichtet, da- 
gegen war Friedrich Wilhelm, seit 1640 Kurfürst von Branden- 
burg, Mitte 1642 durch Vereinbarung eines Neutralitätsvertrags 
mit Schweden von der Seite des Kaisers abgetreten. September 1645 
schloss Kursachsen unter sehr ungünstigen Bedingungen ein 
Sonderabkommen mit Schweden. Der Friede mit Dänemark gab 
Schweden das Recht, das Erzstift Bremen zu besetzen. Der 
Wert der spanischen Hilfe minderte sich für den Kaiser 
immer mehr durch die Seesiege der Holländer, vor allem 
durch den Abfall Portugals und Cataloniens (seit Ende 
1640), das sich an Frankreich anschloss. 1645 verstand sich 
der Kaiser dazu, Gesandte der Reichsstände zu den Friedens- 
verhandlungen zuzulassen. Vereint überzogen die Franzosen 
unter Turenne und die Schweden unter W T rangel 1646 Bayern, 
4. Januar 1647 nahm Wrangel Bregenz. Max schloss März 1647 
einen Neutralitätsvertrag mit Frankreich und Schweden, 
sagte ihn aber September Schweden wieder auf. Die 
Kaiserlichen (Feldherr der Calvinist Melander Graf von Holz- 
apfel) und die Bayern wurden von den wiederveremigten Turenne 
und Wrangel bei Zusmarshausen (bei Augsburg) Mai 1648 ge- 
schlagen, Bayern, dessen Kurfürst nach Salzburg flüchtete, über- 
schwemmt, aber durch Pikkolomini bis Oktober wieder befreit. 
Königsmark nahm 26. Juli durch Ueberrumpelung den 
Hradschin und die Kleinseite von Prag ein, seit Anfang 
Oktober wurde Prag unter Leitung des neuen schwedischen 
Oberfeldherrn, des Pfalzgrafen Karl Gustav, bis zum Abschluss 
eines Waffenstillstands 2. November beschossen. 9. November 
kam die Nachricht, dass in Münster (und Osnabrück) 
24. Oktober der unter Garantie Schwedens und 
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Frankreichs gestellte Westfälische Friede abge- 
schlossen worden war. Der Krieg zwischen Spanien 
■und Frankreich dauerte fort. 

§ 55. Der westfälische Friede. 

t 

Gang 1 der Verhandlungen. Die eigentlichen Friedensverhandlungen 
begannen in Osnabrück mit den Schweden, in Münster mit den Franzosen statt 
am 25. März 1642, wie ein 25. Dezember 1641 zwischen Schweden und dem Kaiser 
abgeschlossener Präliminarvertrag festgesetzt hatte, erst Juni 1645. In Münster 
war auch der päpstliche Nuntins Chigi erschienen , hier erschienen die Ver- 
treter der katholischen, in Osnabrück die der evangelischen Reichsstände. Sekweden 
vertrat neben seinen territorialen Forderungen die Interessen des deutschen 
Protestautismus, die Frankreich nur insoweit wichtig waren, als sie eben auch 
ein Gegengewicht gegen den Kaiser bildeten. Den territorialen Forderungen 
Frankreichs gegenüber, die ihm als Habsburger und auch als Deutschem be- 
sonders widrig waren, hätte Ferdinand III., der zwar gläubiger Katholik, 
aber von den Jesuiten weniger abhängig war als sein Vater, sich gerne mit 
Schweden verbündet; Bayern dagegen trat für die französischen Ansprüche ein. 
Aber Schweden verlangte für sich ganz Poramern und für Brandenburg als 
Ersatz Schlesien. April 1646 willigte Ferdinand in die Abtretung der ganzen 
Landgrafschaft Elsass und des Sundgaus, später auch in die von Breisach 
und Philippsburg. Friedrich Wilhelm suchte für sein Hauptziel, den Erwerb 
ganz Pommerns, das nach dem Tode des letzten Herzogs (März 1637) von 
Rechtswegen Kurbrandenburg gehörte und brandenburgisch werden wollte, 
einen Rückhalt an Frankreich und am Kaiser. Er gab nur langsam und stück- 
weise nach. Friedrich Wilhelm setztedann unter Widerstreben 
Kursachsens durch, dass den Reformierten die gleichen 
Rechte wie den Angehörigen der Confessio Augustana zugestanden 
wurden. 

Für seine Erblande verweigerte der Kaiser hartnäckig die Restitution 
des weltlichen Besitzstandes von 1618 und die „Autonomie", d. h. freie pro- 
testantische Religionsübung. In Betreff des Besitzes von Kirchengut ver- 
langten Schweden und die protestantischen Stände anfangs für das Reich das 
Nonualjahr 1618 samt Abschaffung des geistlichen Vorbehalts, der Kaiser und 
die katholischen Stände forderten sehr lange den Normaltermin 1. Januar 1680, 
später 1627. Dem Kompromiss: Normaltermin 1. Jannar 1624 widerstrebte 
lange auch ein Teil der katholischen Reichsstände. 6. August 1648 wurde 
der Friede zwischen Kaiser, den Reichsständen und Schweden fertig. Unter 
dem Druck Bayerns und der Erfolge der Schweden schioss der Kaiser 24. Oktober 
auch den Frieden mit Frankreich ab. Der von Frankreich vertriebene Herzog 
von Lothringen und der burgundische Kreis d. h. Spanien wurden nicht in 
den Frieden eingeschlossen, Oesterreich durch eine allgemeine Bestimmung 
verpflichtet, Spanien im weiteren Krieg nicht zu unterstützen. Wie früher 
ein Nuntius, so erhob der Papst InnocenzX. selbstdurchdieBulle: 
Zelo domus dei 28. Nov. 1648 feierlich Verwahrung gegen alle die Be- 
stimmungen des Westfälischen Friedens, welche die Rechte des römischen 
Klerus und der katholischen Kirche verletzen. Aber fürsorglich war jeder 
Widerspruch irgend einer Macht für nichtig erklärt worden. 

I. Territoriale Bestimmungren. Schweden erhielt ganz 
Vorpommern mit Rügen, von Hinterpommern Stettin, 
Garz, Damm, Golnau, die Insel Wollin nebst dem frischen 
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Haff; die Stadt Wismar; die Bistümer Verden und 
Bremen mit Reichsstandschaft als weltliche Herzogtümer. Es 
beherrschte somit die Mündungen der Oder, der Elbe und der 
Weser (Mitglied des westfälischen, des nieder- und des ober- 
sächsischen Kreises). Ausserdem erhielt es zur Ablohnung seiner 
Soldaten fünf Millionen Thaler, die die Reichskreise, den öster- 
reichischen, burgundischen und bayrischen ausgenommen, auf- 
bringen mussten. 

Frankreich erhielt jetzt vom Reiche Metz, Toul und 
Verdun zu souveränem Besitz ; ferner mit aller Jurisdiktion und 
voller Souveränität , aber unter Wahrung der Zugehörigkeit 
zum Reiche die österreichische „Landgrafschaft" Elsass 
(d. h. den grössten Teil des Ober- und einige Herrschaften 
des Unterelsasses) samt dem Sundgau und unter noch mehr 
sich widersprechenden Bestimmungen die Landvogtei über 
zehn elsässische Reichsstädte (dafür zahlte es an die 
Tiroler Linie des Hauses Habsburg 3000000 Livres); Breis ach 
und das Besatzungsrecht von Philippsburg; aber nicht 
die Reichsstandschaft. 

Die Eidgenossenschaft und die freien Niederlande 
(Friede mit Spanien 30. Januar 1648) schieden gänzlich 
aus dem Reichsverbande aus. 

Bayern blieb die Kurwürde und die Oberpfalz (wo- 
mit der Kaiser seiner finanziellen Verpflichtungen enthoben wurde), 
der Sohn des Winterkönigs Karl Ludwig bekam nur die 
Rheinpfalz, etwa die Hälfte des früheren Gebiets — dies 
eine Ausnahme von der allgemeinen Restitution des weltlichen 
Besitzstandes von 1618 — und eine achte Kur. Kur- 
sachsen erhielt endgültig die Lausitz; Hessen-Cassel 
die Abtei Hersfeld; Mecklenburg als Ersatz für Wismar die 
Stifter Schwerin und Ratzeburg als weltliche Fürstentümer; 
Kurbrandenburg den grösseren Teil Hinterpommerns, 
und als Entschädigung für das übrige Pommern die Bistümer 
Halberstadt, Minden, Camin (in Pommern) als weltliche 
Herzogtümer und die Anwartschaft auf Stift Magdeburg ohne 
die vier 1635 an Kursachsen überlassenen Gebiete (infolge Be- 
setzung der Stadt schon 1666 thatsächlich brandenburgisch, 
formell 1680). 

Die Stadt Bremen, deren Reichsunmittelbarkeit 1654 in Regensburg 
feierlich proklamiert wurde, suchte Schweden seit 1653, auch mit kriegerischer 
Gewalt, unter seine Landeshoheit zu bringen, es erkannte aber angesichts einer 
Allianz der Generalstaaten, Dänemarks, Kurbrandenburgs und zweier Weifen 
1666 deren Reichsunmittelbarkeit an (1669 der letzte eigentliche Hansetag). 
In den Besitz Hinterpommerns kam Kurbrandenburg erst 1653, nachdem es 
Schweden auch die Stadt Camin überlassen hatte. Die „Ucenten" (Seezölle, 



Digitized by Google 



— 180 — 



Schiffsgelder, Strafgelder) Hinterpommerns hatte Schweden ganz beansprucht, 
wie es die von Mecklenburg ganz bekam; es begnügte sich mit der Hälfte, 
da der Kaiser, um die Wahl seines Sohnes Ferdinand zu erzielen, ihm bis 
znm gütlichen Ausgleich mit Brandenburg Belehnung und Reichsstandschaft 
durchaus versagte. 

Die Landvogtei über die zehn elsässischen Reichsstädte (Hagenau, Colmar, 
Schlettstadt, Weissenburg, Landau, Oberehnheim, Rosheim, Münster im Thal, 
Kaisersberg und Türkheim) war eigentlich nur ein mit gewissen Rechten 
verbundenes Amt. Sie wurde als souveräner Besitz an Frankreich übertragen, 
andrerseits bestimmt, dass die Städte beim Reich verbleiben sollten. Der Kaiser 
hoffte wohl, unter günstigen Verhältnissen Frankreich diesen Besitz wieder 
nehmen zu können, während Frankreich entschlossen war. eine wirkliche 
französische Staatshoheit aufzurichten, was es 1658 zunächst in der Gerichts- 
barkeit einleitete, 1673 durch Besetzung, Entwaffnung und Schleifung der 
Befestigungen vollendete. 

Das Reich zerfiel um 1648 in etwa 1700 Staaten bzw. mit Hoheitsrechten 
versehene Herrschaften, darunter 4 Erzbistümer, 19 Bistümer (Lübeck luthe- 
risch, Osnabrück abwechselnd katholisch und lutherisch = lüneburg-weltisch), 
über 700 Propsteien, Abteien und Klöster. Die bayerischen Wittelsbacher 
hatten 1583 — 1761 das Erzbistum Köln, fast ebensolang das Bistum Lüttich, 
daneben mit Unterbrechungen die Bistümer Hildesheim, Paderborn, Münster, 
Regensburg und Freising inne. 

II. Bestimmungen über Rechte und Besitzstand der Be- 
kenntnisse. Der 1. Januar 1<>24 wurde als Norm für den 
Besitzstand der beiden Konfessionen (Confessio Augustana 
und Reformierte als Ein Bekenntnis betrachtet) an mittelbaren 
und unmittelbaren Stiftern festgesetzt, so dass das Reser- 
vatum ecclesiasticum , auch zu Gunsten des protestantischen 
Besitzes, unbezweifelte Rechtskraft erhielt. Der 1. Januar 1624 
wurde aber auch Normaltermin derart, dass anders- 
gläubige n Unter thanen gegenüber, deren Religions- 
übung auf diese Zeit zurückging, das ius reformandi 
der Territorialgewalt in Wegfall kam (so dass die Ferdi- 
nandeische Deklaration mit diesem neuen Termin auch auf evan- 
gelische Herrschaften ausgedehnt wurde). Von dieser Be- 
stimmung (wie von der Amnestie) wurden jedoch die 
österreichischen Erblande im ganzen ausgenommen. 
Calvinistische bzw. lutherische Landesherren hatten lutherischen 
bzw. calvinistischen Unterthanen gegenüber kein ius reformandi. 
Sonst sollten die Landesobrigkeiten andersgläubigen Unterthanen 
entweder eine für die Ordnung ihrer Angelegenheiten genügende 
Frist zur Auswanderung geben oder Hausandacht und den Besuch 
auswärtiger Küchen und Schulen gestatten. Aber die unmittel- 
bar unter der Krone stehenden Schlesier sollten nicht Religions- 
halber zum Auswandern gezwungen werden und ein beschränktes 
Recht des Kirchenbaus haben. 

Die protestantischen Bischöfe und Prälaten er- 
hielten Sitz und Stimme im Reichstage. Ein Jahr nach 
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genügendem Ausweis über Wahl und Postulation sollte sie der 
Kaiser belehnen. Das Reichskainmergericht wurde pari- 
tätisch zusammengesetzt: der Kaiser ernannte den Kammer- 
richter und die vier Präsidenten, von denen zwei lutherisch sein 
mussten, von den 50 Beisitzern zwei nach freier Wahl; je 24 
sollten katholisch bezw. protestantisch sein. F ü r a 1 1 e (unmittel- 
baren und mittelbaren) Religionssachen wurde im Reichs- 
tag die Majorisierung ausgeschlossen, itio in partes und 
gütlicher Ausgleich festgesetzt: das Corpus Evangelicorum 
konstituierte sich 1653 unter dem Vorsitz Kursachsens. 

III. Staatsrechtliche Bestimmungen. Den Reichs- 
ständen wurde volle Landeshoheit zugesprochen, so- 
wie die Befugnis, unter sich und mit dem Auslande Bündnisse 
zu schliessen, wofern sie nicht gegen Kaiser und Reich, den 
Reichsfrieden, insbesondere den Westfälischen Frieden und den 
Treueid an Kaiser und Reich Verstössen. Die Reichsstädte 
wurden den Fürsten formell gleichberechtigt. Das Recht, 
Krieg zu erklären, Frieden zu schliessen, Festungen im 
Gebiet der Reichsstände zu bauen und die alten mit Be- 
satzungen zu versehen, fiel dem Reichstag ausschliess- 
lich zu. Zu einem Beschluss war Uebereinstimmung der 
drei Kurien nötig. 

Einzelgestaltung der Reichsverfassung. Minderung der Rechte 
der Landstände und der Städte. Im ganzen gab es am Reichstag 
240 Stimmen : 8 der Kurfürsten, 69 der geistlichen, 96 der weltlichen Fürsten, 
2 der nichtgefürsteten Prälaten, 4 der Grafen nnd Herren und 61 (später 51) 
der Reichsstädte. Die alten Revisionssachen des Reichskammergerichts sollten 
nach einem Reichsabschied von 165S durch eine paritätisch zusammengesetzte 
Kommission von November 1654 ab aufgearbeitet werden. (Mai 1767 begann 
die Arbeit.) Für den weiter bestehenden Reichshofrat erliess Ferdinand III. 
1654 eine neue, den Forderungen der protestantischen Reichsstände gar wenig 
entsprechende Ordnung; die „einigen" protestantischen Mitglieder (6 von 24), 
die von nun an vorhanden sein mussten, durften nur ausserhalb Wiens ihren 
Kult ausüben. Eine Konkurrenz des Reichshofrats und des Reichskammer- 
gerichts war von nun an durch gegenseitige Anerkennung der „Prävention" 
ausgeschlossen. Die Reichsstädte durften seit 1653 erst, nachdem die zwei 
oberen Kurien sich geeinigt hätten, ihrerseits abstimmen. Von 1663 an ver- 
wandelte sich der Reichstag, da der zusammengetretene mit seinen 
Aufgaben nicht fertig wurde, in einen ständigen Oesandtenkongress, 
an dem den Kaiser ein Reichsfürst als Prinzipalkommissar vertrat und Mainz 
als Erzkanzler durch einen Vertreter die Geschäfte leitete; damit kam die 
ordentliche Reichsdeputation in Wegfall (nur die Vorbereitung der Geschäfte 
hatten noch Deputationen von im ganzen 18 Mitgliedern). Ein vom Kaiser 
nicht mit Veto belegtes, sondern „ratihibiertes Reichsgutachten" hiess seitdem 
„Reichsschluss" . Die Frage, ob in Steuerfragen Majorisierung gelte, bzw. 
welche Majorität, kam nie zu grundsätzlicher Entscheidung. Die Kreise 
verloren, je mehr sich die Selbständigkeit der Territorien, insbesondere der 
grösseren, ausgestaltete, immermehr die Möglichkeit, ihre Wirksamkeit zu 
erweitern, und an thats äch licher Bedeutung. 
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Das Streben der Terri torialfürsten nach Schaf f uug des 
„miles perpetuus" erhielt einen verfassungsmässigen Rück- 
halt durch den Reichsabschied von 1654, der festsetzte, dass die Unterthanen 
zur Erhaltung der nötigen Festungen und Garnisonen „mit hilflichem Bei- 
trag gehorsamlich an Hand zu gehen schuldig seien". Die Landstände er- 
hielten sich in alter Weise nur in Sachsen, Braunschweig, 
Hessen, Württemberg und Mecklenburg. In Bayern, Oester- 
reich und den preussisch-brandenburgischen Territorien 
wurden sie zu völliger Bedeutungslosigkeit herabgedrückt. 
Den landsässigen oder nicht unzweifelhaft reichsunmittelbaren Städten wurde 
ihre Selbständigkeit nach und nach genommen (so Münster 1661, Erfurt 1664, 
mit Zusicherung der Gültigkeit des Normaljahrs 1624, Magdeburg 1666, 
Braunschweig 1671). 

Wenn Samuel Pufendorf die damalige Gesamtverfassung des Reichs in 
Severini de Monzambano „de statu imperii" (1661) als irreguläre aliquod corpus 
et monstro simile bezeichnet , so ging das vor allem auf die Unmöglichkeit, 
das Reich unter eine der drei aristotelischen Staatsformen unterzubringen. 

Die österreich-habsburgischeii Erblande kamen, da die 
kirchenrechtlichen Bestimmungen des Westfälischen Friedens zumeist auf sie 
keine Anwendung fanden, noch mehr ausser Zusammenhang mit 
dem eigentlichen Reich. Für die österreichischen Protestanten (in 
Oesterreich unter der Enns allein noch 172000 offene Anhänger der Confessio 
Augnstana) traten die protestantischen Fürsten in überwiegender Mehrzahl 
dem Kaiser gegenüber nach 1648 nur zaghaft ein. 

§ 56. Materieller und geistiger Rückgang Deutschlands infolge 
des Krieges. Entwickelung seiner Kultur im XVII. Jahrhundert. 

Der Wohlstand war durch die Kontributionen, durch die Er- 
pressungen und Zerstörungen der Heere und ihres Trosses ver- 
nichtet, die (auch durch Seuchen) bedeutend geminderte 
Bevölkerung verwildert (in manchen Gegenden zeitweise 
Kannibalismus) und geistig und sittlich herabgekommen. 
Am schwersten war das offene Land betroffen: viele 
Dörfer waren gänzlich zerstört, grosse Flächen früher urbaren 
Landes verödet oder versumpft und von wilden Tieren bevölkert, 
die Wasserläufe nicht mehr geregelt, das Nutz- und Zugvieh vielfach 
beinahe ganz geschwunden } der Grundbesitz schwer verschuldet, 
ein beträchtlicher Teil der noch vorhandenen ländlichen Bevöl- 
kerung jeder Zucht und Arbeit entwöhnt, das Volksschulwesen 
gänzlich zerfallen, eine Masse Landstreicher oder gar Räuber, 
(entlassene Söldner, deren Weiber und Kinder, heimatlos ge- 
wordene Bauern) durchstreiften die Lande. Die Kulturarbeit 
von Jahrhunderten an Boden und Bevölkerung war 
vernichtet. Der Bauernstand wurde in grossen Teilen 
Deutsehlands immer mehr entrechtet und belastet; im 
Osten („Ostelbien", Böhmen und Mähren) verfiel er zu grossem 
Teile der „Leibeigenschaft". 

Nicht so schwer, wie die Landwirtschaft und die bäuerliche 
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Bevölkerimg, aber an und für sich noch sehr schwer, waren 
die Städte, Gewerbe und Handel geschädigt. Auch 
manche Städte lagen wüste, in den meisten war ein grosser Teil 
der Häuser leer und zerfallen. Die städtischen Gemeinwesen waren 
verarmt und schwer verschuldet^ das deutsche Kumtgewerbe beinahe 
vernichtet, die Industrie, vor allem die Leineweberei und Tuch- 
macherei, sehr geschwächt und gesunken. Der deutsche Handel 
war bedeutend zurückgedrängt, jedoch hatten Hamburg, Bremen, 
Lübeck, Danzig noch Anteil am Welthandel, wenn auch ihre 
Abhängigkeit von den Engländern und Holländern immer mehr 
wuchs. Leipzig blühte verhältnismässig, die oberdeutschen Städte 
(insbesondere Augsburg und Nürnberg) wahrten noch ihren Ver- 
kehr mit Oberitalien, Lyon, Oesterreich und Ungarn. 

Laster und Aberglaube hatten sehr zugenommen; 
Hexenwahn und Hexenverfolgung bei Protestanten eben- 
sosehr, wie bei Katholiken, sich noch gesteigert. Bekämpfung 
mehr des Hexenprozesses, als des Hexenglaubens, auch durch 
katholische Theologen, war lange fruchtlos. Das National- 
geftihl war beinahe ganz geschwunden; sklavische Nach- 
äffung fremder Sitte und Sprache nahm überhand. 
Die Stände schlössen sich immer mehr gegeneinander ab, und, 
wie die höheren Stände geringschätzig auf die niederen herab- 
sahen, so wurde die Kluft zwischen den Gebildeten und den 
Ungebildeten immer grösser. Das Bildungsniveau war allgemein 
gesunken, die Schulen und Lehrer jeder Gattung, wie auch die 
Geistlichkeit gemindert und herabgekommen. Nur die grosse 
Zähigkeit und Ausdauer germanischen Wesens, insbesondere auch 
die nach und nach sich regenden innersten Kräfte des Protestan- 
tismus ermöglichten ein allmähliches Emporarbeiten aus dem 
tiefen, materiellen und geistig-sittlichen Verfall. 

Die Schätzungen der Hinderung der gesamten Bevölkerung des Reichs (auf 
die Hälfte oder gar ein Drittel) sind durchaus unsicher. Zweifelhaft sind auch 
Einzelangaben über den Bevölkerungsveriust einzelner Länder (z. B. Herzog- 
tum Württemberg i. J. 1634: 313000, i. J. 1641 : 48000, i. J. 1645 : 65000 Ein- 
wohner). Augsburg hatte 1632 : 80000, 1648: 18000, Olmütz 1630: 30000, 
1650: 1675, Berlin-Cölln um 1600: 12000, 1640 : 6—7000 Einwohner, 1648 
nur 800 Bürger. In Württemberg lagen 1654 noch 8 Städte, 45 Dörfer in Asche, 
40 000 Morgen Weinberge, 248000 Morgen Acker- und Gartenland, 24000 Mor- 
gen Wiesen unbebaut. Im Norden des Reichs blieb noch vier Jahrzehnde lang 
ein Drittel des Bodens unbebaut. Am schwersten wurde der Weinbau be- 
troffen. — In ihrer Verschuldung fanden die Reichsritter Schutz gegen die 
Gläubiger durch kaiserliche Moratorien. Ein Reichsabschied von 1654 setzte 
Bezahlung der geliehenen Kapitalien innerhalb zehn Jahren fest, gestattete 
aber die Nichtbezahlung von mindestens drei Viertel der infolge des Kriegs 
rückständig gebliebenen Zinsen. 

Entwickelung der Gutsherrschaften im Nordosten. Infolge der 
Zunahme der Söldnerheere wandten sich im Nordosten die Ritter seit Be- 
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ginn des XVI. Jahrhunderte dem landwirtschaftlich enCrrossbetrieb 
zu, den die sich mehrende Möglichkeit des Absatzes in die Städte und 
überseeischer Ausfuhr lohnend machte. Auch die Grundherrschaften 
der Landesherren (,,D omiine u 4 *) und der Korporationen (insbesondere der 
Städte) wandelten sich in Gutsherrschaften um. Die Ritter nützten 
hiebei, vielfach von den Landesfürsten unterstützt, die von ihnen nach und nach 
erworbenen obrigkeitlichen Rechte und Forderungen (s. II S. 163), sowie ihre 
ständischen Rechte afls. Die für den Grossbetrieb nötige Vermehrung des in 
eigenem Besitz befindlichen Landes wurde durch Einziehung von Bauernstellen, 
die infolge von Seuchen oder Kriegen verödet waren, durch „Absetzung" „ mut- 
williger" Bauern (Bauernlegen u. a. 1653 als Recht des kurbrandenburgischen 
Adels vom grossen Kurfürsten anerkannt), sowie durch freiwilligen oder er- 
zwungenen Auskauf von Bauern gewonnen; die nötigen tierischen und mensch- 
lichen Arbeitskräfte verschaffte die Steigerung der Spanndienste der „Bauern 4 ', 
der Handdienste der „Kossäten", .Büdner 44 , „Häusler 4 ', „Kätner 44 („Scharwerk 44 , 
„Robot 4 ') und die Durchführung des Gesindezwangs der Kinder der Bauern. Die 
Herabdrüchung eines grossen Teils der Bauern in schlechteres Besitz- und Personen' 
recht: vom Erbzinsrecht in erbliches „Lassitenrecht u („Lassit" = einer, der gegen 
Dienste, Leistungen und Abgaben ein eingeschränktes Nutzungsrecht auf fremde 
Grundstücke hat), vom erblichen in nnerbliches, vielfach kündbares Lassitenrecht 
(letztere begründet durch die Gleichstellung der „Pacht 4 ' mit der römischen 
conductio) und die Beseitigung der Freizügigkeit erweiterte und sicherte die 
Verfügung über die Arbeit der Bauern. Die Verwüstungen des 30jährigen 
Krieges ermöglichten den Gutsherrschaften (jetzt zum Teil gewesenen Offizieren, 
die sich angekauft hatten), verlassene Bauernstellen entweder unmittelbar an 
sich selbst zu ziehen oder, meist in kleineren Stücken, besitzlos gewordenen 
Leuten zu schlechterem Recht und mit grösserer Belastung zuzuteilen. In 
Pommern, Preussen, Uckermark, Neumark, Böhmen und 
Mähren verfiel bis Ende des XVII. Jahrhunderts der grösste 
Teil der ländlichen Bevölkerung der „Leibeigenschaft 44 d. h. 
der Guteunterthänigkeit mit unerblich-lassitischem Besitz, ohne jede Freizügig- 
keit und mit Heiratsunfreiheit. Hie und da Hessen die Fronen dem Bauern 
so wenig Zeit, dass er sein Feld bei Nacht oder am Sonntag bestellen musste. 
Der Erbunterthänigkeit und dem Arbeitszwang stand aber bei Büdnern, Häus- 
lern, Kötnem, wie bei den Insten (den in gutsherrlichen Arbeiterwohnungen 
Untergebrachten) die Versorgungspflicht der Guteherrschaft gegenüber. Leib- 
eigenschaft im eigentlichen Sinne (— ländliche Sklaverei 
auch zum Erwerb beweglichen Vermögens unfähiger und nach Belieben auch 
ohne das Gut veräusserbarer Individuen) kam 1680—1780 in Ländern vor, 
wo der Adel den Staat ganz beherrschte : in 0 s t h o 1 s t e i n , M e c k le n b u r g, 
Neu vorpommer n, vereinzelt auch in der Ucker- und Neumark. — Wirtschaft- 
lich und rechtlich besser war die Lage der „Kölmer 44 in Ostpreussen, der Lehns- 
(Frei (schulzen, wie überhaupt der Bauern in Niederschlesien. — Im Gebiet der 
preussischen Monarchie führte seit 1763 das Aufkommen einfes entwickelteren 
Betriebs zum Entstehen geschlossener Rittergüter durch Zusammen- 
legung und Ausscheidung aus der Gemenglage mit den bäuerlichen Landstücken. 

In Süd- und Westdeutschland kam es im allgemeinen nicht 
zur Gründung grosser Gutsherrsc haften. Jedoch wurden vielfach die 
Bauern mit mehr Forst' und Baufronen und durch eine Steigerung der Natural- 
und Geldzinse (die im Nordosten nach und nach zurücktraten) belastet. Brutale 
Misshandlung kam auch vor; schwer litten die Bauern durch den „Jagteufel" 
der Herren und Fürsten, Jagdfronen und sehr blutige Jagdgesetze (auch in 
Kursachsen und Kurbrandenburg). In Niedersachsen (Hannover) waren 
unter Einwirkung der Grundherrschaften gegen Ende des Mittelalters grössere 
Bauernhöfe (sog. Meierhöfe) entstanden, die in der Hand frei(gelassen)er 
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Bauern waren durch (tbatsächlich oft erblichen) Lebenspacht. Kölner hiessen 
hier huflos gewordene Laten (s. II S. 49), die im Besitz ihres Wohnhauses, 
des Haus- wie des Feldgartens geblieben waren. Daneben gab es „Leib- 
eigene", die bei wesentlich freiem Besitzrecht den Todfall u. a. entrichteten. 
Auf den Meierhof wurde die landesherrliche Grundsteuer als dingliche Abgabe 
gelegt, deshalb machten die Landesherren den Meierbesitz für 
den „Anerben" ohne Entschädigung der Geschwister erblich. (Ueber- 
haupt verschafften manche Landesregierungen in ihrem 
finanziellen Interesse den Bauern Entlastung und Befrei- 
ung den Grundherrschaften gegenüber.) Als infolge des 30jährigen 
Krieges viele Meierhöfe zersplittert worden waren, setzte der Staat deren 
Wiedereinrichtung durch. Der Staat bevormundete die Inhaber, verbot u. a. Ver- 
schuldung, der Grundherr bezog nur noch eine Rente, die nicht erhöht werden 
durfte. Manche Meier zahlten jedoch auch Totfall. In Bayern hatte das Land- 
recht 1616 den „Hofmarchsherrn" durchaus das „Bauernlegen" gestattet. Aber 
die im Obereigentum des Adels befindlichen Bauernhöfe bildeten nicht einmal 
ein Viertel der Gesamtzahl, viele davon waren „einschichtig", und über die 
Entfernung einer Meile hinaus hob das Landrecht die Fronlast auf, für die 
Emtegeschäfte gab es überhaupt keine Fronpflicht der Bauern. Auch hatte 
jeder (nicht leibeigene) Bauer freies Abzugsrecht, der Gesindezwang war seit 1553 
abgeschafft. Zudem hatten die Landstände und damit der Adel im XVII. Jahr- 
hundert nur noch geringe politische Bedeutung, lieber die Hälfte der Bauern- 
höfe befand sich im Obereigentum der Kirche, die dem Gedanken eines land- 
wirtschaftlichen Grossbetriebs fern blieb. 

Hexenwahn. Gegen die (auch in Frankreich und England sehr häu- 
figen) Hexenprozesse hatte 1563 der gemässigte Katholik Johann Weger, 
Cleve'scher Leibarzt, in einem oftmals aufgelegten Werk angekämpft, dann u. a, 
1585 der Calvinist Witekind, Professor der Mathematik in Heidelberg, der 
Lutheraner Prätorius (1602); aber auch zahlreiche litterarische Verteidiger 
der Hexenprozesse fanden sich bei allen Konfessionen, die zähesten waren 
Juristen, wie überhaupt diese grössere Schuld an deren Unzahl und der An- 
wendung der Tortur hatten als die Geistlichen. Um die Wende des XVI. 
und XVII. Jahrhundeiis nahm die Zahl der Prozesse immer mehr zu, ihre 
Opfer waren Personen jeden Alters und Standes, bei weitem mehr weiblichen 
als männlichen Geschlechts. Es wurden z. B. (im Kanton Bern in den Jahren 
1591—1601 über 300) in Darmstadt im Jahr 1585: 17, in der kursächsischen 
Grafschaft Henneberg im Jahr 1612: 22; in Ellwangen 1612: 167, in den 
Jahren 1627—30 in Offeuburg 60, im Bistum Würzbnrg über 200, im Bistum 
Bamberg 285 Personen wegen Hexerei hingerichtet, im Erzbistum Salzburg 
noch im Jahr 1678 : 97. Das Verbot des Papstes Gregor XV., jemanden wegen 
Hexerei mit dem Tode zu bestrafen, wenn nicht ganz zweifellos nachgewiesen 
sei, dass der Beschuldigte selbst durch böse Kunst jemand getötet habe, war 
in den meisten katholischen Territorien lange fruchtlos. Manche Jesuiten 
traten frühe als Bekämpfer der Hexenverfolgung auf, der be- 
deutendste war der Graf FriedrichvonSpeein seiner anonym erschienenen 
Cautio criminalis (1631); jedoch nahmen die Verfolgungen noch geraume Zeit 
zu. Wirksamer war das Werk des Niederländers Becker („Bezauberte 
Welt" 1691) und die litterarische Thätigkeit Thomasius' (s.u.) 1701—12. 
Die Aufklärung und die höhere Bildung der oberen Beamten machten dann 
den Greueln nach und nach ein Ende; im Reiche wurde die letzte Hexe im 
Würzburgischen 1749 verbrannt, in Landshut aber noch 1756 ein Hjähriges 
Mädchen, weil es „mit dem Teufel gewettet" hatte, enthauptet (in Glarus letzte 
Hinrichtung wegen Hexerei 1782). — In der strafrechtlichen Praxis minderten 
sich seit Beginn des XVIII. Jahrhunderts die Verstümmelungen und martervollen 
Todesstrafen, welche die Carolina noch beibehalten hatte, nach und nach. 
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Materielle und geistige Kultur. Die Alchimie (mit ihrem Stein 
der Weisen , ihrem Lebenselixier und der Verwandlung unedler Metalle in 
Gold) fand noch im XVIII. Jahrhundert „Adepten" und den Tod fürchtende 
und goldgierige Anhänger. Sie führte jedoch cm mancher wichtigen Entdeckung 
(z. B. Phosphor 1669, Porzellan 1709). Die Astrologie mit ihren „Nati vi täten" 
und „Prognostika" hatte dem grossen Astronomen Johann Kepler 
(geb. 1571 in Weil d. St, 1601 — 13 Hofmathematikus des Kaisers Rudolf II. 
als Nachfolger Tycho de Brahes, f in Regensburg 1630), dem mathe- 
matischen Begründer des kopernikanischen Weltsystems, 
noch die Mittel zum Lebensunterhalt verschafft: der Glaube an sie minderte 
sich aber früher als der an die Alchimie. Die Zünfte, an deren Ab- 
schaffung man sogar im XVIII. Jahrhundert dachte, verloren, endgültig durch 
einen Reichsschluss vom Jahr 1671, ihre Autonomie und wurden zu dienenden 
Werkzeugen der staatlichen Gewerbepolizei. Ihrer selbstsüchtigen Ausnützung 
zur Fernhaltnng von Wettbewerb suchte man vorzubeugen. Dem Aufkommen 
von Arbeitsmaschinen widerstrebte der Handwerkerstand, teilweise mit Beihilfe 
der Behörden. Der Erfinder einer Bandmaschine wurde 1680 in Danzig er- 
tränkt, 1685 wurde die Strickmaschine verboten, der Raddampfer des Physikers 
Denis Papin wurde 1707 in Fulda von Fischern zerschlagen. Der Bergbau 
blühte ziemlich rasch wieder auf. 

Die bildende Kunst arbeitete nur für die obersten Schichten der Be- 
völkerung. In der Baukunst, die einen grossen Aufschwung nahm, wurde 
der Barockstil 1 ) zuerst im Norden nach dem Vorgang der Niederländer, 
im Süden unmittelbar nach italienischen Mustern, später im Stile Ludwigs XIV. 
(s. S. 213) vorherrschend. Dem allgemeinen Zuge zum Prunk entsprechend 
bevorzugte man in der dramatischen Kunst mit ungeheurem Aufwand die Oper. 
Die deutsche Musik entwickelte sich überhaupt durch ernstes Studium 
fremder Schöpfunsren ihrer grössten Blüte und Originalität entgegen (Georg 
Friedrich Händel 1685-1759 und Johann Sebastian Bach 1685—1750). 

Das Volksschnlwesen hob zuerst unter den Fürsten (mit scharfem Schul- 
zwang) Herzog Ernst der Fromme von Gotha (1601—1675). Volksschnllehrer 
waren beinahe überall Handwerker (in Kurbrandenburg-Preussen auf den Guts- 
herrschaften sonst nicht mehr gut verwendbare Individuen, später allgemein 
auch entlassene Soldaten). Auch das gelehrte Mittelschulwesen litt unter der 
geringen Bezahlung und Wertschätzung der Lehrer. Träger der Kultur 
des mit 1648 beginnenden Zeitalters wurde die höfische Welt, der 
hohe und der niedere Adel (gegen Ende des XVII. Jahrhunderts kam 
der Brauch auf, hervorragende Bürgerliche, besonders Beamte und Gelehrte, 
zu adeln). Die führende Stellung der Theologie hörte auf, die Wertschätzung 
des klassischen Altertums minderte sich. Dagegen werden die Realien: 
Geschichte, Geographie, Hechts- und Staatswissenschaften, die Mathematik, 
Physik und Mechanik, sowie die Kenntnis fremder lebeuder Sprachen , des 
Französischen und des Italienischen, endlich die Fertigkeiten des Kavaliers 
hoch gewertet. Die Aufnahme der französischen Bildung, die damit verbunden 

*) Dem nach Pomp und Pracht strebenden Barockstil (haroque schief- 
rund) ist es eigentümlich, die Formen bis zum Uebertriebenen und Ueber- 
ladenen zu verstärken und durch geschweifte und gekrümmte Linien , sowie 
durch scharfe Kontraste den Schein der Kraft und des Lebens hervorzurufen. 
Er tiberwuchert die Renaissancemotive, die er als Grundlage beibehält, mit 
spielenden Zieraten oder reisst sie aus dem Zusammenhang und entkleidet 
sie so ihrer ursprünglichen Bedeutung. Die Architektur wird malerisch anf- 
gefasst und behandelt , welche Richtung am meisten im „Jesuitenstil * sich 
bethätigt. In Italien war der bedeutendste Vertreter des Barockstils Bernini 
(1598—1660), auch frnchtbar als Bildhauer. 



Digitized by Google 



— 187 — 



war, verdrängte lange die vorher wirksame Richtung anf Ausbildung des 
Nationalen, machte aber der eingetretenen Verwilderung nach und nach ein Ende. 
Für diese Kavaliersbildung gründete man vielfach Ritterakademien : z. B. 1655 
in Lüneburg, 1709 in Cassel (als eine Art Erneuerung des im Krieg zu Grunde 
gegangenen Collegium Mauritianum vom Jahr 1618), in Brandenburg 1704, 
in Berlin 1705. Verkörpert war dieses neue höfische Bildnngsideal in dem 
ausserordentlich vielseitig begabten, thätigen und strebenden Gottfried Wil- 
helm Leibniz (1646 — 1716, in der Geschichte der Philosophie bedeutend 
durch seine Monadenlehre, die Annahme der „prästabilierten Harmonie" 
und durch seine Theodicee), der unerschöpflich war in Entwürfen, durch 
staatliche Nutzbarmachung und Organisierung der Wissenschaft die Kultur 
der Menschheit, insbesondere Deutschlands, zu reformieren. Diese modernen 
Anschauungen und zugleich eine entschieden nationale Richtung vertrat im 
Kreise der Universitäten Christian Thomas(ius) 1655—1728, 
der 1687 es wagte, in deutscher Sprache zu lesen, eifriger Bekämpfer des 
Hexenprozesses und der Folter. 1694 wurde die erste moderne Universität 
Halle, 1700 die Gesellschaft der Wissenschaften zu Berlin 
gegründet. In Halle wirkte auch Hermann Francke (1663 — 1727). An- 
hänger des von Philipp Jacob Spener (1635—1705) geschaffenen Pietismus, 
der zu Anfang ein praktisches Christentum des Handelns und Fühlens (collegia 
pietatis) der in Formeln erstarrten scholastischen Dogmatik der protestan- 
tischen Theologie entgegenstellte. 

Die Feindseligkeit der Konfessionen war mit dem Ende des 30jährigen 
Kriegs noch nicht geschwunden. Aber die Thatsache, dass der lange dog- 
matische Streit mit einem Rückgang der Sittlichkeit verbunden gewesen war, 
und die Erinnerung an die Leiden und Greuel des Kriegs schwächten die 
Gefühlswirkungen dieser Feindseligkeit beim Volk, besonders aber bei den 
Gebildeten, immer mehr. Bestrebungen des Helmstädters Georg Calixt 
(f 1656) und seiner Schüler, auf Grund umfassender Forschung über dein 
Unterschied der Konfessionen eine höhere Einheit weniger grosser Funda- 
mentaisätze des Glaubens herauszubilden, minderte freilich die Widerstands- 
kraft des Protestantismus und führte zum Uebertritt mancher Gelehrten, wie 
sie dem von Angehörigen protestantischer Fürstenhäuser zur Deckung diente. 



Kapitel XVI. 

Das festländische Europa 1648—60. 

§ 57. Frankreich unter Mazarin. 

Mazarin und die Fronde. Nach Richelieus Tode trat an 
seine Stelle der Italiener Kardinal Mazarin. Als Lud- 
wig XIÜ. Mai 1043 starb, sicherte er sich die leitende Stellung, 
indem er der ihm geneigten Anna von Oesterreich (Spanien ), dem 
Testament ihres Gemahls zuwider, vermittelst des Parlaments 
unbeschränkte Regentschaft für ihren 1638 geborenen Sohn Lud- 
wig XIV. verschaffte. Nachdem eine gegen sein Leben gerichtete 
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Verschwörung unterdrückt war, war er seit September 1643 
Herr des Staats. Aber die Habsucht und der Nepotismus 
Mazarins, schlechte Finanz Wirtschaft und immer wachsender Steuer- 
druck führte zu lokalen Bauernaufständen und zur Opposition 
des Pariser Parlaments, dem sich die drei andern sou- 
veränen Gerichtshöfe Mai 1648 anschlössen, um eine regelmässige 
Kontrolle der Staatsverwaltung und Gewährleistung der persön- 
lichen Freiheit zu erwirken. Als Anna und Mazarin weitgehende 
Zugeständnisse, die ihnen die Barrikaden der Pariser abgenötigt 
hatten, mit bewaffneter Hilfe Condes abzuschütteln versuchten, 
verband sich das Parlament mit unzufriedenen Hoch- 
adligen; aber diese traten mit Spanien in Beziehungen. So 
schloss die „ F r o n d e p a r 1 a m e n t a i r e " , und dann notgedrungen 
auch die ihr verbündeten Hochadligen, Frieden mit der Regentin 
und Mazarin März 1649. Die Verhaftung des nach Allgewalt 
strebenden Cond6 führte zur Erhebung Guyennes und Poitous, 
zum Uebertritt Turennes zu Spanien (la „Fronde princiere"), 
zur Erhebung Gastons von Orleans und Pauls von Gondi (1649), 
sowie Anfang 1650 zu Mazarins Verbannung durch das Parlament 
und Flucht nach Köln. Baldiger Zwiespalt zwischen Parlament 
einerseits, dem Klerus und der Aristokratie andrerseits, wie 
zwischen Condi und Conde und Condes Uebertritt zu Spanien 
ermöglichten es, dass Mazarin mit einem kleinen Söldnerheer 
nach Frankreich zurückkehrte. Er gewann Turenne gegen Condi; 
Conde herrschte in Paris einige Monate 1 652 mit Hilfe des Pöbels 
und wurde, als er es verlassen musste, spanischer General 
Oktober 1(552 zog König Ludwig, Februar 165;3 Mazarin wieder 
in Paris ein. Dem Parlament wurde verboten, sich irgendwie 
mit politischen Dingen und der Finanzverwaltung zu beschäftigen, 
alle Steueredikte und finanziellen Missbräuche traten wieder in 
Kraft, und in allen Provinzen wurden die Intendanten wieder 
eingesetzt. April 1655 sprach Ludwig XIV., seit September 
1651 volljährig, Juni 1654 gekrönt, in einem Lit de justice seine 
absolutistischen Anschauungen aus, die in dem Wort: L'ötat 
c'est moi ihren bezeichnenden Ausdruck haben. 

Der Krieg gegen Spanien wurde seit 1654 auf dem nieder- 
ländischen und pyrenäischen Kriegsschauplatz energisch geführt. 
Die Vereinzelung Spaniens sicherte der „Assistenzartikel" der 
Leopold I. auferlegten Wahlkapitulation, der ihm jede Unter- 
stützung Spaniens untersagte (und der bald darauf abgeschlossene 
Rheinbund). Turenne vernichtete (von englischen Truppen unter- 
stützt) 1658 die letzte von Spanien aufgebrachte Armee bei 
Dünkirchen. Nach dem Tode Cromwells (s. S. 204) wurde 
November 1659 der Pyrenäische Friede unterzeichnet, in 
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dem Frankreich Artois (mit Arras) und Plätze in Flandern, 
Hennegau, Luxemburg erhielt, alles Gebiet bis zum Kamm der 
Pyrenäen und Pinerolo behielt und die (Mitte 1000 vollzogene) 
Heirat Ludwigs XIV. mit Maria Theresia, Tochter Philipps IV, 
verabredet wurde. Ludwig verzichtete auf jede Erbfolge in den 
Ländern der spanischen Monarchie, wenn, was natürlich nicht 
geschah, die Mitgift an bestimmten Terminen bezahlt würde. 
Conde erhielt alle seine Stellungen, Karl IV. von Lothringen 
sein Land, um manches vermindert, wieder, aber Nancy sollte 
geschleift werden und das Laud immer französischen Truppen 
offen stehen. Frankreich erkannte die volle Souveränität Phi- 
lipps IV. in dem territorialen Umfang vor 1641 an und ver- 
pflichtete sich, Portugal nicht mehr zu unterstützen, that das 
jedoch mittelbar durch Ueberlassung von Offizieren und Soldaten, 
seit 1007 wieder unmittelbar. Spanien erkannte Februar 
1008 im Frieden von Lissabon Portugal als unab- 
hängiges, souveränes Königreich an (Don Pedro Prinz- 
regent 1007 — 1083, dann bis 1705 dritter König Portugals aus 
dem Hause Braganza). Cataknien, das sich 1040 für seine 
partikularen und ständischen Freiheiten erhoben hatte, waren diese 
von Philipp IV. 1052 zugestanden worden. Der Aufstand in Neapel 
(Masaniello Juli 1047) war April 1048 niedergeworfen worden. 
Den Frieden mit Spanien hatte Mazarin beschleunigt, da Gefahr 
vorhanden war, dass der nordische Krieg (s. S. 191 ff.) zu einem 
allgemeinen sich ausgestalten und so Spanien bedeutende Bundes- 
genossen gewinnen könnte. Mazarins letzter diplomatischer Erfolg 
war die Beilegung dieses Krieges derart, dass Schweden Gross- 
macht blieb. Mazarin starb März 1001 mit Hinterlassung eines 
Vermögens von 200 Millionen Francs heutigen Geldwerts. Will- 
kür und Unverantwortlichkeit der Regierung hatte er noch ge- 
steigert. Ludwig XIV. war alsbald entschlossen, selbst „sein 
erster Minister zu sein". 

§ 58. Deutschland 1648—1660. Erster Nordischer Krieg. 

Kaiserwahl. Rheinbund. Die allmähliche Herstellung des 
Friedenszustandes durch Truppenabdankung und Räumung und 
der entsprechende Vollzug der Restitutionen bezw. der Zahlung 
an Schweden wurden auf einem militärisch-diplomatischen E x e- 
kutionskonvent in Nürnberg April 1049 bis Juli 1051 ge- 
regelt. Erst Frühjahr 1652 war das Reichsgebiet ganz von fremden 
Truppen geräumt; jedoch behielt Karl von Lothringen (eigen- 
williger Parteigänger Spaniens) feste Plätze am Mittelrhein und 
vergewaltigte (wie auch Oondi) die westlichen Reichsgebiete. Als 
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er Ende 1053 in das Bistum Lüttich einbrach, war der erste, 
der sich anschickte, dem Kölner Kurfürsten Hilfe zu senden, 
der Kurbrandenburger ; aber die Gefangensetzung Karls durch 
den spanischen Statthalter selbst (Februar 10;>i) machte der 
Kriegsgefahr und der Beunruhigung des Reichsgebiets ein Ende. 
Derartige Unsicherheit des Friedensstandes einerseits, andrer- 
seits die Schwäche des Reichs bezw. der geringe Wille des 
Kaisers, zu helfen, aber auch vielverbreiteter Drang, grosse 
Politik zu treiben, führte seit 1050 zum Abschluss einer Reihe 
von Fürstenbündnissen im Westen des Reichs (1052 Hildesheimer 
Allianz, 1054 55 die rheinische [Kölner], bald unter Führung 
Mainz'). Der 1053 zum König gewählte älteste Sohn Fer- 
dinands III. starb Mitte 1054. Mazarin, auch dadurch ge- 
reizt, dass der Kaiser Spanien Truppen nach den Niederlanden 
und Italien zugesandt hatte, suchte, von Schweden unterstützt, 
dem Haus Habsburg die Kaiserkrone zu entwinden; 
die Bewerbung für seinen jungen König gab er bald auf, betrieb 
aber die Kandidatur Ferdinand Marias von Bayern (1051 — 79), 
der jedoch bald seine Unlust kundgab. Dem durch den Tod 
Ferdinands III. April 1057 eingetretenen Interregnum machte 
Mitte 1(558 die WM des jüngeren, 1040 geborenen Kaisersohnes 
Leopold (Ignatius) ein Ende. In die Wahlkapitulation war der 
Assistenzartikel (s. S. 188) aufgenommen, der den Interessen 
Frankreichs zu dienen bestimmt war, aber aucli denen des Reichs 
entsprach. Durch Verschmelzung der Hildesheimer und der 
rheinischen Allianz entstand einige Wochen nach der Kaiser- 
wahl der Rheinbund, der nach der Meinung des Kurmainzers 
(Johann Philipp von Schönborn) nur dazu dienen sollte, Habs- 
burg zur Einhaltung des Assistenzartikels zu zwingen. Der 
Beitritt Frankreichs sollte einen Rückhalt gegen Habsburg 
verschaffen. Mitglieder des defensiven Bündnisses waren: Mainz, 
Köln, Trier, Pfalz, Neuburg, Schweden (für Bremen und Verden), 
die drei Braunschweig-Lüneburger, Hessen, bald auch Württem- 
berg. Der Zweck war Aufrechterhaltung des Westfälischen 
Friedens und des Assistenzartikels. Er wurde 1 000 auf weitere 
drei Jahre verlängert, 1005 trat Kurbrandenburg bei; 1008 
hörte der Bund, der sich überhaupt als sehr locker erwies 
und Frankreich nicht so grosse Dienste leistete, als es gehofft 
hatte, auf. 

Der erste nordische (schwedisch-polnisch-dänische) 
Krieg: 1655— 1660. Schwedens Grossmachtstellung und 
Heeresmacht war nur zu erhalten, wenn der Krieg 
das Heer unterhielt und mittelbar das Land bereicherte. 
Zudem war seit dem Tode Gustav Adolfs der grösste Teil der 



Digitized by Google 



- 191 - 



Krongüter und -einkünfte dem Adel anheimgefallen und konnte 
durch „Reduktionen" Zurücknahmen) nur gewaltsam und 
langsam wieder gewonnen werden. Nach Abdankung der 
Königin Christine (Juni 1054; Ende d. J. Uebertritt zur 
katholischen Kirche; f 1(589 in Rom) war König Karl X. Gustav 
Pfalzgraf von Zweibrücken, ein Neffe Gustav Adolfs. Er 
wählte den Krieg gegen Polen, dessen König Johann Casimir 
(früher Jesuit und Kardinal) die pfälzische Thronfolge in Schweden 
bestritt und Livland zurückforderte. Der Krieg sollte zum min- 
desten beträchtliche Ausdehnung des schwedischen Küstenbesitzes 
samt entsprechendem Hinterland, und durch Vervollständi- 
gung des Dominium maris Baltici, vor allem auch die 
Möglichkeit einer hohen Besteuerung des holländischen 
und englischen Ostseehandels bringen. Erwerb polnischer 
Binnengebiete sollte eine bessere Deckung gegen den Moskowiter 
schaffen, der damals Polen bekriegte. Der Kurfürst von 
Brandenburg konnte (als Herzog von Ostpreussen 
s. S. 150) in dem Kampfe nicht lange Neutralität wahren, 
schon wegen der Kosten des Heeresunterhaltes. Sein Ziel 
war die Erlangung der Souveränität in Preussen. 
Aber eine dauernde Verstärkung der schwedischen Macht an 
der Ostsee minderte die Aussicht auf Erwerb Vorpommerns, 
und es war von ihr weit grössere Abhängigkeit des Herzogtums 
Preussen, als sie die polnische Oberlehnsherrlichkeit mit sich 
brachte, zu befürchten, sowie eine Minderung der Einkünfte aus 
den Häfen Pillau und Memel und der freien Verfügung über diese. 
Andrerseits war Polen, das der Auflösung entgegenging (seit 
1652 immer häufigere Ausübung des liberum veto) und ganz von 
jesuitischem Geiste beherrscht war, ein Bundesgenosse zweifel- 
haften Werts und für den Protestantismus des grossen Kurfürsten 
wenig anmutend. Auch neigte Friedrich Wilhelm als Leiter eines 
nach Abrundung strebenden Staatswesens, das arm an aufrich- 
tigen Freunden war, überhaupt dazu, für dieses Hauptziel sich 
verschiedene Wege offen zu halten. 

Der grosse Kurfürst auf selten Schwedens. Karl Gustav 
unterwarf rasch den grössten Teil Polens. Friedrich 
Wilhelm war mit seinem Heer (etwa 18000 Mann) in Ostpreussen 
erschienen und schloss mit den Ständen Westpreussens, die Städte 
Danzig, Thorn, Elbing ausgenommen, ein Defensivbündnis ; aber 
das mit den Niederlanden geschlossene Bündnis blieb unwirksam; 
Karl Gustav erschien in Preussen und engte den Kurfürsten 
immer mehr ein. Der Kurfürst schloss Anfang KiöO den 
Königsberger Vertrag, der das Herzogtum Preussen 
als schwedisches Lehen erklärte und den Kurfürsten weit 
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Bistum Ermeland als schwedisches Lehen zusicherte. Durch 
eine Erhebung der auch konfessionell fanatisierten Polen 
bedroht, gewährte Karl Gustav im Marienburger 
Bündnis Mitte 1056 dem Kurfürsten, der seine ganze Armee 
gegen Polen stellte, Aussicht auf souveränen Besitz 
polnischen Gebietes (aber nicht die von ihm so sehr ge- 
wünschte „Kommunikationslinie" zwischen Neumark und Ost- 
preussen). Das schwedische und das kurbrandenburgische Heer 
erfochten 28. bis 30. Juli 1656 gegen ein vielfach überlegenes 
litauisch-polnisch-tatarisches Heer den Sieg bei Warschau, 
die erste Probe der Tüchtigkeit der jungen kur- 
brandenburgische n Armee und des Feldherrntalents des 
Kurfürsten. Aber auf die Dauer besserte dieser Sieg die Lage 
Karl Gustavs nicht. Nun griffen auch die Russen Schweden in 
Ingermanland, Esthland und Livland an (vergebliche Belagerung 
Rigas durch Zar Alexei). Karl Gustav wurde in West-, der 
Kurfürst in Ostpreussen durch Johann Casimir Herbst d. J. 
schwer bedroht. Im Vertrag von Labiau November 1656 
bewilligte Karl Gustav dem Kurfürsten gegen ein ewiges Bündnis 
(den Polen, nicht den Russen gegenüber) Souveränität in 
Ostpreussen und Ermeland. 

Der grosse Kurfürst Mitglied der Koalition gegen 
Schweden. Als Mai 1657 Oesterreich mit Polen ein Bünd- 
nis schloss und Karl Gustav sich gegen Friedrich III. von 
Dänemark (1648—70), der in schwedisches Gebiet eingefallen 
war, wandte, schloss jedoch der Kurfürst unter Vermittlung 
der österreichischen Diplomatie mit Polen September 1657 
den Vertrag von Wehlau (ergänzt durch den Bromberger, 
November). Der Kurfürst wurde unter Verzicht auf jede Er- 
oberung (auch auf Ermeland) souveräner Herzog von 
Preussen; er schloss als solcher mit der Republik Polen 
ein ewiges Freundschaftsbündnis und verpflichtete sich 
für den Krieg zur Stellung von mindestens 6000 Mann. Er 
erhielt die hinterpommerschen Aemter Lauenburg und Pütow (die 
1637 an Polen gekommen waren), das Stift Draheim und die 
Stadt Elbing. Karl Gustav hatte August 1657 bis Februar 1658 
das dänische Land bis vor Kopenhagen siegreich durchzogen, 
er legte dem Dänen den sehr ungünstigen Frieden von Roesküde 
auf. Mitte 1658 griff er aber t da Dänemark den Frieden nicht 
rasch ausgeführt hatte, wieder an, um die Kalmarer Union, jetzt 
zu Gunsten Schwedens, wieder aufzurichten. Dem schwer be- 
drängten Kopenhagen machte ein Sieg der niederländischen Flotte 
über die schwedische die Seeseite wieder frei; Polen, Oester- 
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reicher unter Montecuccölijind Kurbrandenburger unter 
dem Kurfürsten selbst (Schutz- und Trutzbündnis der beiden 
Mächte gegen Schweden Februar 1(>58) besetzten rasch 
die meisten festländischen Gebiete Dänemarks, aber 
die Niederländer, der freien Fahrt durch den Sund wieder sicher, 
versagten, auch aus Besorgnis vor einem Konflikt mit Eng- 
land und Abneigung gegen Oesterreich und Polen, nach der 
Eroberung Fünens ihre Mitwirkung zu einer Landung auf 
Seeland. Seit Sommer 1659 drang eine zweite kaiserliche 
Armee, dann bald auch der Kurfürst in Schwedisch- 
Pommern ein. Der pyrenäische Friede (s. S. 188) ermög- 
lichte Frankreichs Einmischung und minderte die Kriegslust 
Oestereichs, dem ohnehin auch Polen misstraute. Am 3. Mai 
10(50 kam nach dem Tode Karl Gustavs (Februar) der Friede 
von Oliva zwischen Schweden, Polen, dem Kaiser 
und Kurbrandenburg zu stände, der Schweden (wie der 
Mitte 1(501 mit Russland geschlossene Friede von Kardis) an 
der Ostsee seine alten Besitzungen, Polen Westpreussen 
wieder zuwies, das Herzogtum Preussen zum souve- 
ränen Besitz des Kurbrandenburgers erklärte. Im 
Frieden von Kopenhagen, Juni, trat Dänemark Scho- 
nen, Blekingen und Halland an Schweden ab, so 
dass dieses seine natürlichen Grenzen erhielt. Russland erlangte 
in einem Vertrag von 1607 von Polen ansehnliche Gebiets- 
abtretungen: u. a. Smolensk und Kiew; 1681 in einem Vertrag 
mit dem Sultan beide Ukrainen. 

Absolutismus in Dänemark und Schweden. In Dänemark hatte 
der Eigenwille und die opferscheue Selbstsucht des Adels, der das Königtum 
immer mehr durch Wahlkapitulationen einschränkte, jede Reform, insbesondere 
eine zweckgemässe militärische Organisation unmöglich gemacht. Die Erfah- 
rungen der zwei Kriege gegen Karl Gustav führten einen raschen UmschwiiDg 
herbei. Der König erwirkte, auf das emporstrebende Bürger 
tum und den Klerus gestützt, Oktober 1660 Erblichkeit der 
Krone, auch in weiblicher Linie, und bald darauf unumschränkte 
Souveränität. Daran schloss sich eine Aenderung der gesamten Staats- 
verwaltung und die Errichtung einer stehenden Land- und Seemacht 
an. Dem Bauernstand brachte der Absolutismus aber keine Erleichterung, unter 
Christian V. (1670—99) erhielt der neue (zum Teil deutsche) Hofadel sogar Recht- 
sprechung über Leben und Tod seiner Bauern und Diener. Eine „Reduktion" 
der Krongüter wurde jedoch schon 1660 eingeleitet. 

In Schweden benützte die Aristokratie die Unmündigkeit Karls XI. 
(1660 — 97), um auf Kosten des Königtums die Befugnisse des Senats (und 
des Reichstags) zu erhöhen. Die finanzielle Zerrüttung des Staats, die Ab- 
neigung der drei andern Stände gegen den Adel, der Interessengegensatz 
zwischen dem hohen und dem niederen Adel, endlich kriegerische Miss- 
erfolge (s. S. 218) ermöglichten es Karl XI. (seit 1672 mündig), 1680 den 
Plan einer neuen Reduktion durchzusetzen und die Krone vom Senat unab- 
hängig zu stellen, sowie 1682 dem Königtum unumschränkte, an 

Lehrbach d. Weltgeschichte. Neue Zeit. 13 
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die Mitwirkung des Reichstags nicht mehr gebundene, ge 8 e tzge bend v H v- 
walt zu verschaffen. Die Reduktion schuf der Krone bedeutende Hinkünfte 
und ermöglichte ohne Kriegführung den Unterhalt einer ansehnlichen Laud- 
und Seemacht, hier schützte sie auch den Bauernstand vor der drohenden 
Herabdrückung. Aber die Ausdehnung der Reduktion auf nicht- 
skandinavische Provinzen war mit schweren Gewaltsamkeiten ver- 
bunden. Sie griff in L i v 1 a n d bis in die Ordenszeit zurück und nahm 
dem Adel fünf Sechstel seines Grundbesitzes. Der Führer des livisehen Adels. 
Patkul, wurde mit drei andern wegen Hochverrats 1694 zum Tode ver- 
urteilt, flüchtete aber ins Ausland. 

§ 59. Der grosse Kurfürst. Ziele und Erfolge seiner inneren 

Politik. 

F r i e d r i c h \V i 1 h e 1 m s H a u p t b e s t r e b e n war einerseits 
als sichere Grundlage der Entwicklung und Ausdehnung der 
Kurbrandenburgischen Macht ein stehendes (geworbenes) Heer 
zu schaffen und zu unterhalten, andrerseits die in getrennte 
Gruppen zerfallenden Territorien durch Einheit der 
Verwaltung und des landesfürstlichen Beamtentums 
unter sich zu verbinden, so ein gemeinsames Staatsbewußt- 
sein vorzubereiten und seine fürstliche Macht zu er- 
höhen. Der Schaffung des miles perpetuus, wie der einer 
einheitlichen Verwaltung widerstrebten die Stände der 
einzelnen Territorien, die in erster Linie ihre Sonderinteressen 
vertraten und bestenfalls nur provinzialen Gemeinsinn hatten. 
Diesen Widerstand beseitigte Friedrich Wilhelm 
in Kurbrandenburg u. a. durch ein Zugeständnis an den Adel 
auf Kosten der Bauern 1653 (s. S. 184), in Preussen, wo er 
am zähesten war, mit grösserer Gewaltsamkeit als sonst (Ge- 
fangensetzimg des Königsberger Schöppenmeisters Roth, der 
nach Ii »jähriger Gefangenschaft H578 starb, und Enthauptung 
des auf polnischem Gebiet festgenommenen Christian Ludwig 
von Kalckstein U)72). Am meisten wahrten noch die Stände 
ihre Rechte in Cleve-Mark. Bei Schaffung des stehenden Heeres 
leisteten dem Kurfürsten grosse Dienste der < Jberösterreicher 
Georg r. Derfflinger, insbesondere durch Schulung der Reiterei 
(seit 1(370 Feldmarschall, f IUI);')), und der Märker Otto Christoph 
r. Sparr durch Ausbildung der Artillerie und des Befestigungs- 
wesens. li)S[> war das Heer etwa 30000 Mann stark und 
kostete jährlich an zwei Millionen Thaler, über */s der gesamten 
Staatseinkünfte (Gesamtbevölkerung etwa 2 Millionen). 

Friedrich Wilhelm verwandte grossen Eifer auf Hebung 
der Landwirtschaft (insbesondere durch Beiziehung von 
fremden Kolonisten, u. a. Holländern), des Gewerbes (auch 
durch Einwanderung, daneben von merkantilistisdien Anschau- 
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ungen [s. 8. 212] geleitet durch Verbot der Einfuhr von gewerb- 
lichen Erzeugnissen, der Ausfuhr von Rohstolfen) und des Han- 
dels (Bau des Friedrich Wilhelms- [Müllroser] Kanals 1602 — 
der einen Teil des Verkehrs zwischen Breslau und der Nordsee 
durch die Marken lenkte; Ausbildung der brandenburgischen 
Post — Oberpostmeister Michael Mathias). Die Gründung einer 
Kriegsflotte, der afrikanischen Ilandelskompagnie und kurbranden- 
burgischer Kolonien an der Guineaküste entsprach melir einem 
allgemeinen Zuge der Zeit, als den wirklichen Verhältnissen 
des kurbrandenburgischen Staates, war aber eine Art Programm 
für spätere Zeiten. Am wenigsten Erfolg hatte des Kurfürsten 
Kirchenpolitik; gegen die ihm unterstehenden Katholiken (z. B. 
im Halberstädtischen, in Cleve-Mark) im allgemeinen tolerant, 
wünschte er den Streit der verschiedenen Richtungen des Prote- 
stantismus zu beseitigen , fand aber von Seiten der Lutheraner 
den zähesten Widerstand (Paul Gerhardt). In Preussen er- 
reichte er immerhin so viel, dass 1663 die Stände den Refor- 
mierten den Zutritt zu den Aemtern und drei Kirchen bewilligten. 
Einen bedeutenden Zuwachs an geistigem, zum Teil 
auch an materiellem Kapital verschaffte der Kur- 
fürst seinem Staate durch das Edikt von Potsdam 
(X. November 168f>), etwa 20000 Hugenotten wanderten 
ein („Kolonie" in Berlin, Magdeburg, Halle). Friedlich Wilhelm 
hatte national-deutsches Empfinden, jedoch war für seine äussere 
Politik nicht so sehr dieses massgebend, als das allerdings that- 
sächlich Deutschlands Interessen förderliche Ziel der Abrundung 
der brandenburgischen Territorien, sowie das der Erhaltung 
seines stehenden Heeres als der Hauptstütze und des Haupt- 
werkzeugs seiner Bestrebungen. 

Friedrich Wilhelm, geb. 16. Februar 1620 (f 29. April 1688), ein 
Neffe des „Winterkölligs" und Gustav Adolfs, lebte 1627 — 34 in Küstrin, 
dann etwa vier Jahre in Holland, wo er einen Einblick in die Weltpolitik 
und in entwickeltere wirtschaftliche Verhältnisse, kriegerische Schulung, sowie 
auch Sinn für Kunst und Prunk gewann. Die Politik, die sein Vater Georg 
Wilhelm befolgte, und die für diese massgebende Persönlichkeit des katholischen 
Adam von Schwarzenberg waren dem jungen Kurprinzen schwer verhasst. 
Seit 1. Dezember 1640 Kurfürst, brach er den Krieg gegen Schweden ab (s. S. 177 ). 
minderte von Preussen aus immer mehr die Macht des Ministers v. Schwarzen- 
berg, der März 1641 starb, und löste, auch wegen grosser Finanznot, die 
unbotmässige, mehr kaiserliche als kurbrandenburgische Armee grösstenteils 
auf. Er begann aber 1644 in allen drei Hauptterritorien ein stehendes Heer 
zu bilden; seit 1660 wurde die Armee nicht mehr aufgelöst. Unterhandlungen 
über eine Ehe mit Christine von Schweden zerschlugen sich Ende 1645. Das 
französische Anerbieten der Hand einer Base Ludwigs XIV. lehnte der Kur- 
fürst ab, da er, trotz damaliger enger Beziehungen zu Frankreich, doch nicht 
unbedingt sich Frankreich unterstellen und mit dem Kaiser brechen wollte. 
Er h e i r a t e t e E n d e 1 646 L u i s e H e n r i e 1 1 e v o n 0 r a n i e n (geb. 1627). 
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Tochter des Generalstatthalters Friedrich Heinrich (f 1647). Nach deren 
Tode 1667 vermählte er sich 1668 mit Sophie Dorothea von Holstein-Sonder- 
burg-GIücksburg. Unter dem bestimmenden Einfluss des Grafen Friedrich 
von Waldeck verfolgte die kurbrandenburgische Politik eine Zeit lang (165S 
bis 1657) den Plan, ein umfassendes Bündnis deutscher Fürsten nnter Branden- 
burgs Führung zu stände zu bringen, um durch Eingreifen in den französisch- 
spanischen Krieg und mit Hilfe Frankreichs die Habsburger aus der kaiser- 
lichen Stellung zu verdrängen („Wald eck' scher Unionsplan"). 

Des Kurfürsten Steuerreform fand den hartnäckigsten Wider- 
stand der Ritterschaft in der Mark Brandenburg. Die Kontribution, eine 
direkte Kopf- und Grundsteuer, traf die ursprünglich ritterschaftlichen Güter 
des Adels gar nicht, belastete die Bestgestellten am wenigsten und wurde beim 
Darniederliegen von Gewerbe und Handel von den meisten Steuerträgern zu 
den bestimmten Terminen nicht aufgebracht. Sie sollte durch die in den 
Niederlanden längst übliche „A c c i s e", eine indirekte Steuer auf so ziemlich 
alle Gegenstände des Verzehrs, ersetzt werden. Diese Accise vor allem 
hat in vielen deutschen Staaten der fürstlichen Landeshoheit es 
ermöglicht, sich zu voller Souveränität zu entfalten und 
finanziell von den Landständen unabhängig zu machen, sowie stehende Heere 
zu unterhalten. In den cleve'schen Städten war sie schon länger, in denen 
Preussens fakultativ seit 1656 eingeführt. Sie wurde 1658 in Berlin-Kölln 
eingeführt, 1667 in allen kurfürstlichen Städten, 1687 auch in den ritter- 
schaftlichen und stiftischen Landstädten und Flecken und kam mit der 
Zeit unter volle landesherrliche Verwaltung. — Die Staats- 
post machte der Kurfürst dem Privatverkehr dienstbar; trotz der Gegen- 
bemühungen der seit 1615 erblich mit dem Reichsgeneralpostamt belehnten 
Taxis gestand der Kaiser das Postregal (das auch Oesterreich, Kursachsen n. a. 
ausübten) 1666 Kurbrandenburg zu. Die Post ergab gegen Ende seiner Re- 
gierung beträchtliche Ueberschüsse. Das 1643 abgeschaffte Salzmonopol hatte 
der Kurfürst 1652 wieder eingeführt, 1651 schlng er, in der Finanznot, sehr 
minderwertige Silbermünzen, die 1660 auf die Hälfte des anfänglichen Nenn- 
wertes herabgesetzt wurden. 

Die Kriegskommissare, ursprünglich die vom Fürsten ernannten, kontrol- 
lierenden Beigeordneten der Obersten und Generale der Soldtruppen, erlangten 
als Oberkommissäre in den einzelnen Provinzen , da sie nicht nur mit Ver- 
pflegung und Einquartierung, sondern auch mit dem Einzug der Natural- 
lieferungen betraut wurden, auch in der Zivilverwaltung immer grössere und 
den ständischen Freiheiten abträglichere Bedeutung; für die Bezirke wurden 
ihnen unterstellt: Land-, Quartier- oder Marschkoramissäre; ihnen übergeordnet 
war das Generalkriegskommissariat, es wurde mit der Zeit auch zu 
einer obersten Steuer- und Landesbehörde. In den Städten erlangten 
die reisenden Stenerkommissare eine weitgehende Polizeiaufsicht, Kontrolle 
der städtischen Verwaltung, sowie umfassende Verwaltungsgerichtsbarkeit. 
Der seit 1651 aus Fürsten, Adeligen und Bürgerlichen aller Landesteile 
zusammengesetzte geheime Rat wurde für lange Zeit „der Mittelpunkt 
der kirchlichen, politischen, militärischen und finanziellen Politik im Staate, 
das treibende Prinzip im Kampfe gegen die Stände und für die Zusammen- 
• fassung der staatlichen Kräfte". 

Kurbrandenburgische Kriegsflotte und Kolonien. Im Krieg gegen 
Schweden erteilte der Kurfürst dem holländischen Heeder Kaule zuerst „Kom- 
missionspatente" zur Aufbringung schwedischer Handelsschiffe, wobei er sich 
sechs Prozent der Beute ausbedang, dann stellte ihm dieser als „Generaldirektor 
der Marine" gemietete Kriegsschiffe zur Verfügung, von HO Fahrzeugen war 
1681 nur eines Eigentum des Kurfürsten, ein gekapertes, spanisches Kriegs- 
schiff. Raule veranlasste die Wiederaufnahme früher gehegter Kolonialpläne. 
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1682 wurde die afrikanische Handelskompagnie unter Beteiligung des Kur- 
fürsten, des Kurprinzen und hoher Beamter und Militärs gegründet und 
i. Januar 1683 die kurbrandenburgische Flagge auf „Gross-Friedrichsburg" 
gehisst, 1684 in dessen Nähe das kleinere Fort Dorothea, 1685 auf wüster 
Öegend der dänischen Insel St. Thomas in Westindien zum Betrieb des 
Sklavenhandels eine Handelsstation gegründet. Sitz der Handelskompagnie war 
statt Pillau seit 1683 Emden; die ostfriesischen Stände traten mit ansehn- 
licher Einlage ein (wie der Erzbischof von Köln). Das Unternehmen wurde 
aber von Anfang an von der westindischen Kompagnie der Holländer feind- 
selig gehemmt und bekämpft; 1691 war es dem Bankrott nahe. König 
Friedrich I. übernahm es 1711 auf eigene Rechnung, Friedrich Wilhelm L 
verkaufte die Niederlassungen 1721 an die Holländer um 7200 Dukaten. 



Kapitel XVII. 

Erste englische Revolution. 

§ 60. Karl I. von England. 

Karl I. 1623—1629. Karl I. (geb. 1600) war persönlich 
tapfer, sittlich rein, aber von stolzem Benehmen und in der 
Politik unehrlich. Verständnis für die eigenartigen Traditionen 
und Einrichtungen Englands, für den Geist, der t vor allem im 
Mittelstande immer mächtiger wurde, wie überhaupt für seelische 
Eigenart, ging ihm ab. So verfolgte er hartnäckig die- 
selben absolutistischen Anschauungen, wie sein 
Vater, während das Parlament fortfuhr, in Anknüpfung an die 
vortudorschen Zeiten eine Einschränkung der königlichen Will- 
kür zu erstreben. Zuerst die Richtung, dann die Misserfolge 
der äusseren Politik, auch Karls freundlichere Haltung der katho- 
lischen Kirche gegenüber machten es noch abgeneigter, dem 
geldbedürftigen Könige die gewünschten Summen zu bewilligen. 
Das Parlament von 1625 bewilligte dem jungen König das Tonnen- 
und Pfundgeld nur zunächst auf ein Jahr, nicht, wie seither 
üblich, für die ganze Regierungszeit. Die vom Unterhaus gegen 
Buckingham (u. a. wegen der Mitwirkung bei der Belagerung 
La Rochelles s. S. 144) erhobene Anklage auf Hochverrat wurde 
durch die Auflösung des Parlaments 1026 unwirksam. Ein neues 
Parlament betonte scharf den konstitutionellen Grundsatz, dass 
der Monarch nicht Unrecht thun, aber deshalb keine staatsrecht- 
lich gültigen Massnahmen treffen könne ohne „Gegenzeichnung" 
durch einen verantwortlichen Minister, und erzwang 1628 die 
königliche Zustimmung zu der petition of right, Bitt- 
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schrift ums Recht, in der jedes Zwangsanieheu, jede Erhebung' 
einer vom Parlament nicht bewilligten Abgabe, jede Verhaftung 
ohne Angabe der Gründe für unstatthaft erklärt und die An- 
wendung des Martialgesetzes den Bürgern gegenüber von nun 
an als Rechtsbruch verpönt war. Der König war aber entschlossen, 
diese Bestimmungen zu verletzen, wie er ohne Bewilligung des 
Parlaments das Pfund- und Tonnengeld erhob. Als das Parla- 
ment eine Remonstranz gegen Buckingham erhob, wurde es ver- 
tagt. Btickingham wurde August von einem Offizier Fei ton er- 
mordet. In seiner neuen Session Anfang 1 029 erhob das Parla- 
ment entschiedenen Widerspruch gegen eine königliche Verfügung, 
die zu Ungunsten des strengen Calvinismus Disputationen über 
die 39 Artikel verbot und die Entscheidung über Lehre und 
Disziplin ausschliesslich dem in Konvokationen vereinigten Klerus 
d. h. den Bischöfen zuwies, und versagte die Bewilligung des 
Pfund- und Tonnengelds. Der König löste es im März auf und 
liess sieben Unterhausmitglieder verhaften (John Eliot f im 
Tower Ende 1632). 

Karls Regierung ohne Parlament 1629—40. Kirchliehe 
Bewegung in Schottland. Thomas Wentworth, den der 
König 1638 zum Lord Strafford erhob, früher ein Führer 
der Opposition, jetzt ebenso fähiger als rücksichtsloser Ver- 
treter des Absolutismus, schuf seit 1032 in Irland als (Lord-) 
Statthalter Ruhe und mit Hilfe eines gefügigen Parlaments 
dem Königtum Einkünfte und ein kleines stehendes Heer. Ihm 
eng befreundet war William Land, seit 1033 Erzbischof 
von Canterbury, der, ein Freund der „Schönheit der Heilig- 
keit", einen prachtvollen Ritus wieder einführte. Puritanische 
Haltung und Kritik wurde mit Hilfe der „Hohen Kom- 
mission" und der „Sternkammer" unterdrückt und be- 
straft. Die Auswanderung nach Nordamerika nahm immer 
mehr zu. Dagegen wurden die Katholiken milde behandelt und 
deren Geistliche meistens nicht behelligt. Daran, England der 
katholischen Kirche, so wie sie war, zuzuführen, dachte Laud 
jedoch nicht. Um die Finanzen in bessere Ordnung zu bringen, 
griff die Regierung, neben Monopolen und Erhebung anderer 
nicht bewilligter oder längst abgekommener Steuern, seit 1034 
auf Grund des Spruchs eines korrupten Gerichts, zur Erhe- 
bung von Schiffsgeld: früher war bei drohender Kriegs- 
gefahr den Küstenstädten die Stellung von Schiffen auferlegt 
worden; in Geld umgewandelt sollte daraus von 1635 ab eine 
allgemeine und stehende, die Subsidien des Parlaments er- 
setzende Steuer werden. Seit 1030 stiess die Erhebung auf ver- 
einzelten Widerstand, allgemeiner wurde er durch die Steuer- 
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Verweigerung und den Prozess John Hampdens, obwohl 
dieser von der Mehrheit des Gerichts verurteilt wurde (l(>;*s), 

D i e dem Katholicismus in Ritus und Handhabung der epi- 
skopalen Gewalt durch Laud angenäherte englische Staats- 
kirche, eine Hauptstütze des Absolutismus, sollte auch 
Schottland (und Irland) auferlegt und damit die politische 
Verschmelzung der Lande eingeleitet werden. Liturgie und 
Bischofsgewalt der anglikanischen Kirche wurde 1030 in Schott- 
land eingeführt. Hiegegen wurde der „Oovenant" (s. S. lir>) 
v. J. 1557 erneuert und umfasste bald den grössten Teil der 
Schotten; die Bewegung richtete sich dann auch gegen das 
bischöfliche Amt überhaupt, wie gegen jedes Recht des Königs, 
die kirchlichen Dinge selbständig zu ordnen, schliesslich wollte 
das schottische Parlament auch dem König das Recht, militärische 
und andere Aemter zu besetzen, schmälern. In England wurde 
das „Kurze Parlament" bald nach seinem Zusammentritt auf- 
gelöst, da das Unterhaus dem König vor Erledigung seiner Be- 
schwerden jede Bewilligung versagte, aber, da auch der zweite 
„Bischofskrieg" für Karl unglücklich verlief und die Schotten 
Newcastle besetzten, musste einige Monate nachher ein neues 
Parlament berufen werden. 

Karl und das lange Parlament 1640—42. Das „lange 
Parlament" (bis 1 *>(50) trat November 1640 zusammen. Von 
Misstrauen gegen den König geleitet und entschlossen, alle 
Uebergriffe zu ahnden und für die Zukunft unmöglich zu machen, 
ja sogar dem Königtum das Parlament als höhere Ge- 
walt ü b e rz u o r d n en , erwirkte das Unterhaus durch Anklagen 
vom Oberhaus die Verhaftung Straffords und Lauds. Straffords 
Verurteilung wegen Hochverrats wurde formell ermöglicht durch 
eine bill of attainder (ursprünglich Schändungs- oder Aechtungs- 
bill), ein Anklagegesetz mit rückwirkender Kraft, das eine nur 
geringe Mehrheit des Oberhauses annahm. Nachdem Karl ihr 
die königliche Zustimmung erteilt hatte, wurde Strafford 
12. Mai 1041 enthauptet (Laud erst Anfang 1045). In der 
nur mit geringer Mehrheit durchgedrungenen „grossen Remon- 
stranz" forderte das Unterhaus Ende 104 1, dass der König zur 
Leitung der Staatsgeschäfte nur solche Personen verwende, die 
des Parlaments Vertrauen besässen, sowie Entfernung der 
Bischöfe aus dem Oberhause und Neuregelung der kirchlichen 
Dinge durch eine englisch-schottische Generalsynode und das 
Parlament. Infolge einer blutigen Erhebung der Iren gegen die 
Gutsherrn und Pächter beschloss das Parlament, die katholische 
Religion in Irland überhaupt nicht mehr zu dulden und wurde gegen 
den König und seine Gemahlin noch misstrauischer. Der miss- 
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glückte Versuch Karls, die fünf von ihm beim Oberhaus des 
Hochverrats angeklagten Führer des Unterhauses, u. a. Pym und 
Hanipden, zu verhaften (4. Januar 1(>42), führte zum Bruch 
zwischen König und Parlament, das bald für sich, zum 
mindesten auf einige Zeit, Mitverfügung über die „militia w ver- 
langte (wie strenge Befolgung der Strafgesetze gegen die Katho- 
liken). 

Krieg: zwischen König und Parlament. Der Krieg zwi- 
schen der königlichen Regierung in York, dann in Oxford, wo- 
hin sich auch eine Minderheit der Gemeinen und die Mehrheit 
der Lords begaben, und der Parlamentsregierung in Westminster, 
zwischen den Parlamentsheeren der „Bundköpfe" (nach der Haar- 
tracht mancher Puritaner) und den königlichen Heeren, den „Ka- 
valieren", begann Mitte 1042. Für den König war das Land nörd- 
lich vom Humber und der grösste Teil des Westens, besonders 
Wales, sowie die überwiegende Mehrzahl des Adels und der von 
diesem abhängigen Leute. Ueber die Flotte verfügte das Parla- 
ment ; auch finanziell war es dem Könige überlegen. Das Parla- 
ment gewann 1 1)4)5 durch Vereinbarung eines Covenants und Zu- 
sicherung von Subsidien die Hilfe der Mehrheit der Schotten, 
während die Hilfe teils katholisch-keltischer Iren, teils könig- 
licher, in Irland verwendeter Truppen, die ein Waffenstillstand 
mit den aufständischen Iren für Karl frei machte, wenig leistete 
und manchen seiner Sache abwendig machte. Nach anfänglichen 
Erfolgen der Königlichen unter Prinz Ruprecht (Sohn des Winter- 
königs) ging der Norden dem König verloren durch den Sieg 
der Schotten und des Parlamentsheeres bei Marston- 
moor (Juli 1(344), der hauptsächlich ein Werk Oliver 
Cromwells (geb. 1599) und seiner „Eisenrippen" war; 
aber die Generale des Parlaments führten besonders im Süden 
den Krieg zu bedächtig und nützten errungene Vorteile nicht 
aus. Schon waren die Puritaner gespalten in die 
Presbyterianer, die eine Staatskirche, im wesentlichen nach 
schottischem Muster, ohne jede Freiheit der Individuen oder 
Gemeinden und mit Ausschluss jeder Toleranz wollten, und die 
Indep enden ten, die jeder Uniformität in Glaube und Pre- 
digt und jeder Unterordnung unter Synoden widerstrebten und 
für Duldung aller christlichen Richtungen waren (die meisten 
jedoch gegen Zulassung öffentlichen katholischen Gottesdienstes). 
Cromwell, „der grosse Independent u , zwang dem 
Parlament die Schaffung einer einheitlichen Armee 
(unter dem Oberbefehl Lord Fairfaxs) und die Selbstent- 
äusserungsbill ab, blieb aber selbst Mitglied des Unterhauses 
und Befehlshaber der Reiterei. Die Schlacht bei Naseby 
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(Juni- 1845), die durch Cromwells Verdienst mit dem Siege des 
Parlamentsheeres endete, leitete das gänzliche Unterliegen 
des Königs ein, der Ende dieses Jahres im wesentlichen nur 
noch Oxford inne hatte; geheime Briefschaften, die den Puri- 
tanern in die Hände fielen, bewiesen des Königs Bemühen um 
die Hilfe der irischen Rebellen und fremder Truppen, sowie die 
Unehrlichkeit von ihm geführter Friedensunterhandlungen. Karl 
begab sich Mai 1040 ins Lager der presby terianischen 
Schotten, vor Abschluss der mit ihnen geführten Verhandlungen, 
verweigerte aber, auch nachdem seinem Befehl gemäss Oxford 
der puritanischen Armee übergeben war, die Anerkennung des 
Covenants und der presbyterianischen Kirchenverfassung Eng- 
lands. Die Schotten lieferten Anfang 1 047 den König 
dem Parlamente aus, das ihnen ihre Kriegskosten zahlte. 

Politische Obmacht des puritanischen Heeres. Hinrich- 
tung des Königrs. Der Gegensatz zwischen Parlament und 
Heer, das dem Plan seiner teilweisen Auflösuug und der Verbind- 
lichkeit des Covenants für die Offiziere widerstrebte, bot Karl 
(xelegenheit, mit beiden Seiten zu unterhandeln; seine 
Entführung von Holmby nach Newmarket sicherte das Heer vor 
der Gefahr eines ihm nachteiligen Abkommens zwischen König 
und Parlament. Unterhandlungen mit den Offizieren (Ire ton, 
auch Cromwell) über ein verhältnismässig günstiges Abkommen 
zog Karl hin, in der Hoffnung, mit Hilfe der Schotten einen 
neuen Krieg zu erregen ; die Vorschläge des Parlaments, das der 
jetzt feindseligen Haltung der City gegenüber den Schutz der 
Armee nötig hatte, wies er, auf die Insel Wight geflüchtet, 
Ende 1047 ab, nachdem er mit schottischen Kommissären einen 
Vertrag gegen England geschlossen hatte. Das „ Soldatenparla- 
ment u der Offiziere und „Adjutatoren" beschloss jetzt, Karl 
Stuart, „den Blutmann", zur Rechenschaft zu ziehen. Die roya- 
listischen Erhebungen wurden niedergeschlagen, nach einem 
Siege über die schottische Armee rückte Cromwell 
in Schottland ein, wo überdies schon eine Gegenpartei sich 
erhoben hatte. Neue Verhandlungen des Parlaments mit Karl, 
bei denen er sich in kirchlichen Dingen noch hartnäckig zeigte, 
durchkreuzte das Heer. Nachdem es eine Remonstranz des Heeres, 
die Karls Prozessierung forderte, abgewiesen hatte, wurde das 
Unterhaus Dezember 1048 von den presbyterianischen 
Mitgliedern gesäubert (Oberst Prides „Purganz"), und das 
„Rumpfparlament" beschloss, das nur noch \2 Peers 
zählende Oberhaus missachtend, Karl vor ein Ausnahme- 
gericht zu stellen. Karl wurde 27. Januar 1049 „als 
Tyrann, Verräter, Mörder und Feind des Gemeinwesens" zum 
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Tode verurteilt und :$(). .Januar enthauptet. Die Independenten 
beriefen sich hiebei auf die „Volkssouveränität", in Wirklich- 
keit war es die That einer durch Waffengewalt herrschenden 
Minderheit, die der monarchischen Gesinnung und dem Rechts- 
gefühl der überwiegenden Mehrheit widersprach. 

§ 61. England als Republik 1649—1660. 

Innere Entwickelung" bis 1658. Nur der Herrscherkunst 
und durchgreifenden Energie Cromwells, insbesondere aber den 
Erfolgen seiner äusseren Politik war es möglich, die Republik 
(„Commonwealth"), der, wie früher dem Absolutismus Karls I., 
jeder Rückhalt an der englischen Selbstverwaltung fehlte und 
die besitzenden Klassen bald immer mehr widerstrebten, längere 
Zeit aufrecht zu erhalten. Die nach Abschaffung des Ober- 
hauses und des Königtums eingesetzte parlamentarische 1 ) 
Regierung durch einen Staatsrat, dessen Zusammen- 
setzung das Parlament bestimmte, dauerte formell bis Ende 
1053. Royalistische oder presbyterianische „Rebellen" wurden 
von Ausnahmegerichten abgeurteilt; die Partei der Levellers 
(Gleichmacher), die agrarische Reformen oder gar Umwälzungen 
verlangten, besonders im Heere, mit harter Hand unterdrückt. 
Irland, wo die katholischen Rebellen und die Rovalisten Frieden 
geschlossen hatten, aber doch der rechten Eintracht entbehrten, 
wurde zuerst von Crom well (August 1 049 bis Frühjahr 16f>0), 
dann von Ir e ton u. a. niedergeworfen unter schweren 
Greueln, die man durch alttestamentliche Vorgänge recht- 
fertigte; dann wurde die heimische Bevölkerung im ganzen 
aus Ulster, Leinster und Munster, mit oder ohne teil- 
weise Entschädigung durch Grund und Boden im unfruchtbaren 
und öden Connaught, ausgetrieben und puritanische Veteranen, 
sowie andere Kolonisten aus England und Schottland ange- 
siedelt. Tausende von Kriegsgefangenen verschleppte man in die 
Sklaverei nach AVestindien. Die Schotten, die Karl II. her- 
beigerufen und zur Beschwörung des Covenant, aber auch zur 
Verleugnung von Vater und Mutter bestimmt hatten , schlug 
Crom well ;j. September U>f>0 bei Dun bar und, nachdem Karl 
verfrüht in England einmarschiert war, 3. September 1(551 bei 
W o r c e s t e r. General Monk beendete die Unterwerfung Schott- 
lands. Das Rumpfparlament, dessen Finanzgebarung 

.*) Parlamentarisch regierte Staaten sind solche, in denen das Staats- 
oberhaupt die Zusammensetzung der obersten Regierung (Ministerien) nach 
dem Willen der Mehrheit der Volksvertretung vornimmt bezw. ändert, also 
wechselnde Parteiregierungen einsetzen muss. 
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mangelhaft und teilweise unlauter war, und das in kirchlichen 
Dingen eine einseitig presbyterianische Richtung verfolgte, wider- 
strebte seiner gänzlichen Ersetzung durch Neuwahlen und wurde 
von Cromwell April 1 «»52 gesprengt. Der Lordgeneral 
4 'romwell regierte jetzt mit Hilfe eines neuen Staatsrates, der 
zu */s aus Offizieren bestand. Ein von diesen aus Listen puri- 
tanischer Vertrauensmänner ausgelesenes „kleines Parla- 
ment" (Bareboneparlament) , dem Cromwell die Souveränität 
übertrug, war bei allem Uebermass von Gottseligkeit doch viel- 
fach von modernen Ideen geleitet; als es die Interessen wichtiger 
Berufsstände gefährdende Reformen (z. B. Abschaffung des 
Zehnten) unternahm, das Heer einschränken, andrerseits zur 
Vorbereitung der „fünften Monarchie", d. h. der Herrschaft 
Christi völlige Niederwerfung der Niederlande wollte, wurde es 
Dezember 1053, teils gütlich, teils durch Waffengewalt zur 
Auflösung gebracht. 

Eine neue Verfassung wies dem lebenslänglichen Lord 
Protektor Cromwell („Hoheit" — Hof halt in Whitehall) 
Regierung, Verordnungsrecht und Kriegshoheit über eine 
stehende Streitmacht von bestimmter Höhe, sowie 
Leitung der äusseren Politik zu; Schottland und Irland 
wurden mit England vereinigt (je 30 Sitze im Parlament; 
England 340), von der Kultfreiheit blieben Papisten und Episko- 
pale ausgeschlossen. Dem Parlament, dessen Wahl in 
einer für die Städte günstigen Weise neugeordnet wurde, wurde 
die Gesetzgebung vorbehalten. Aber als das neue 
Parlament, von dessen Wahl man alle „Malignanten" aus- 
geschlossen hatte, wiederholt versuchte, die Macht des Protektors 
zu seinen Gunsten einzuschränken, und die Summe für die militia 
höchstens für die Lebenszeit Cromwells festlegen wollte, wurde 
es Januar 1055 aufgelöst. Willkürliche Verhaftung 
sich immer mehr; die wohlhabenden Royalisten wurden mit 
einer Einkommensteuer von 10°/o belastet und im Sommer das 
Militärregiment so organisiert, dass die Generalmajore 
der zwölf Distrikte auch für Verwaltung und Gericht grosse 
Vollmacht erhielten. Als ein grosses Deficit ein neues Parlament 
nötig machte, wurde den trotz grossen Drucks gewählten etwa 
100 Oppositionellen vom Staatsrat der Zutritt verweigert. Die 
ihm dann angebotene Königskrone, der beträchtliche Teile des 
Heeres widerstrebten, lehnte Cromwell ab, nahm aber sonst die 
neue Verfassung an (Mai 1057), die ein Oberhaus schuf, 
dessen Mitglieder der Protektor ernannte, und diesem das Recht 
verlieh, seinen Nachfolger zu ernennen. Ein Parlament 
der neuen Verfassung mit nur schwach besetztem Oberhaus 
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wurde Anfang 1658 nach 14 Tagen wieder aufgelöst. Die 
royalistischen Komplotte mehrten sich trotz blutiger Unterdrückung. 

Aeussere Kämpfe und Erfolgre. Den Krieg mit den 
Niederlanden 1 652 -1054, den hauptsächlich der Gegensatz 
der merkantilen Interessen verursachte, leitete die Navigations- 
akte vom 5. August 1651 (durchaus gültig bis 1821, im wesent- 
lichen aufgehoben 1849) ein, nach der fremde Produkte entweder 
nur von englischen Schiffen oder von solchen des (europäischen) 
Ursprungslandes in England eingeführt werden durften. Die 
englische Kriegsflotte, für die der Vernichtungskampf 
gegen die Seeräuberei des Prinzen Ruprecht 1649 — 51 eine Vor- 
schule gewesen war, erwies sich nach schwerem Ringen schliess- 
lich überlegen; im Frieden April 1654 erkannten die 
Staaten die Navigationsakte an, und Holland, damals 
von den Aristokraten regiert, verpflichtete sich, Wilhelm III. 
von Oranien, durch seine Mutter Enkel Karls I. (geb. 1650), 
weder jemals zum Statthalter zu ernennen, noch seine Ernennung 
zum Generalkapitän der Staaten zuzulassen. Mit Schweden schloss 
Cromwell einen Freundschafts- und Handelsvertrag. Spanien und 
Frankreich bemühten sich beide um die Hilfe Englands, der 
Krieg mit Spanien hatte thatsächlich schon begonnen 
(Jamaica 1655 erobert), als Cromwell mit Mazarin März 1657 ab- 
schloss, der den Herzog von Savoyen hatte bestimmen müssen, 
die entsetzliche Verfolgung der Waldenser einzustellen. Das 
gemeinsam eroberte Dünkirchen fiel der Verabredung gemäss 
an England (Karl II. verkaufte es 1662 an Frankreich). Unter 
Cromwell hatte die englische Kriegsflotte auch im Mittelmeer 
geherrscht (u. a. Beschiessung von Tunis); sie war die erste 
geworden. 

Ueberg-angr zur Restauration. OliverC romwell starb 
3. September 1658. Sein ältester Sohn und Nachfolger, 
der wenig fähige Richard Cromwell fand gegen das Heer, 
das ihm als einem Nichtmilitär nicht unterstehen wollte, wie 
gegen die strengen Republikaner kurze Zeit einen Rückhalt an 
einem nach der alten Ordnung gewählten Parlament, aber die 
durch dessen Beschlüsse bedrohte Offizierspartei („Armee- 
rat") nötigte ihn, das Parlament aufzulösen und den „Rump" 
(anfangs 42 Mann) wieder zu berufen (Mai 1659). Das 
Heer ernannte selbst einen Oberkommandanten, und Richard 
dankte ab gegen Zahlung der von seinem Vater überkommenen 
Schulden. Der Gegensatz zwischen dem Heer und dem Rump 
(Oktober nach einem Siege des Heeres über eine royalistische 
Erhebung gewaltsam vertagt) gab dem in Schottland befehlenden 
Mo nk Gelegenheit einzugreifen: zuerst verweigerte er die An- 
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erkemmng des Armeerats und des von diesem eingesetzten, ge- 
mischten Wohlfahrtsausschusses und setzte sich zur Ver- 
teidigung des Parlaments in Bewegung; er zog zum 
Schutz des von einem Teile des englischen Heeres wieder ein- 
berufenen Rumps gegen die City und deren Milizen in London ein, 
aber, so Herr der Lage geworden, Hess er die Rück- 
berufung aller Ausgeschlossenen ins Parlament be- 
schliessen (Februar 1060). Das „lange Parlament" löste 
sich jedoch bald auf, nachdem es die Wahl eines neuen 
ausgeschrieben hatte. Jetzt trat Monk als „Geburtshelfer der 
Restauration" hervor. Nachdem Karl in der Deklaration von 
Breda (4. April) Amnestie (höchstens vier Personen ausgenommen) 
und Gewissensfreiheit — unter, Vorbehalt der Zustimmung des 
Parlaments — zugesagt hatte, wurde er von der „Konven- 
tion" (d.h. einem Mangels einer rechtmässigen Regierung ge- 
wählten und zur Feststellung einer neuen Staatsordnung be- 
stimmten Parlament) zum König ausgerufen und zog 
29. Juni 1(360, wie ein Heiliger begrüsst und be- 
wundert, in London ein. 



Zweiter Zeitraum 1660—1789. 

Erster Abschnitt. 

Die Zeit Ludwigs XIV. und Peters d. Gr. 

Kapitel XVIII. 

Restauration und zweite Revolution in England. 

§ 62. Karl II. 1660—1685. 

Die Zeit der Restauration der Stuarts. Karl II. hatte 
Sinn für Kunst und Wissenschaften, war aber äusserst ge- 
nussliebend und ausschweifend; selbst korrupt steigerte 
er die sittliche Verderbnis der höheren Gesellschaft Englands, 
das nach der Herrschaft des überemsten Puritanismus dem andern 
Extrem zuneigte. Karls stetiges, vor allem durch seine Mai- 
tressenwirtschaft bewirktes Geldbedürfnis bestimmte vielfach 
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seine innere und äussere Politik, zuletzt war er ein Pen- 
sionär Ludwigs XIV. Er hat den Glauben der Nation an 
das göttliche Recht des Königtums moralisch vernichtet. — Die 
Union Irlands und Schottlands wurde wieder aufge- 
hoben, die Armee aufgelöst (es gab nur noch königliche 
Garden). Die „KönigsntÖrder" wurden abgeurteilt und zehn hin- 
gerichtet, ebenso einer Zusage, die Karl dem Konventionsparla- 
ment gegeben hatte, zuwider,' ein nicht an dem Prozesse Karls 1. 
beteiligter Republikaner ; d e r P r e s b y t e r i a n i s m u s durch den 
Uniformitätsakt unterdrückt, und die Bischofskirche 
durch Entsetzung von etwa 1800 dissentierenden Geistlichen 
(l«;i).-J)> durch den Konventikelakt und durch eine Bill, die den 
nicht der Staatskirche angehörten Geistlichen den Aufenthalt 
in Städten und deren Nähe v er not, wieder zur Alleinherr- 
sch a f t gebracht. Die Gefügigkeit des ersten, unter ihm ge- 
wählten Parlaments (1i>(>1 — 1G7V») ermöglichte es Karl, seine 
Regierung äusserlich konstitutionell zu führen. Ein Krieg mit 
d e \\ Niederlanden U> ü 4— ( > 7 (seit Anfang 1 G< >(> Frankreich 
Bundesgenosse der Niederlande) führte l(i(*>7 zu schwerer Be- 
drohung Londons. Das nach dem Frieden von Breda eingesetzte 
servile Ministerium erhielt nach den Anfangsbuchstaben seiner 
Mitglieder (Clifford, Arlington, Buckingham, Äshley, Lauderdale) 
den Namen C(d>al- ( Caniarilla) Ministerium. Zwei seiner Mit- 
glieder wussten auch davon, dass Karl im geheimen Vertrag 
von Dover (Juni 1(>70) (s. S. 215) u. a. für später die Ueber- 
fiihrung Englands zur katholischen Kirche zusagte und sich im 
voraus dafür bar bezahlen liess. Als der die protestantischen 
Niederlande bekämpfende König durch eine Deklaration den 
Nonkonformisten und Rekusanten Indulgenz , den < Katholiken, 
um die es ihm dabei zu thun war, beschränkte Kultusfreiheit 
gewährt hatte, bestritt das Parlament diese Anwendung des 
Dispensationsrechtes. Um zur Kriegführung weitere Subsidien 
zu erlangen, nahm der König die Erklärung zurück und stimmte 
der (bis 1821) gültigen) Tes takte zu, die allen Inhabern 
eines Staatsamtes oder einer Offizierstelle den „Test- 
eid* auferlegte, dass sie den kirchlichen Supremat 
des Königs anerkennen, die Lehre von der Trans- 
substantiation verwerfen und das Abendmahl der 
anglikanischen Kirche empfangen (1(37;)); 1(578 wurden 
entsprechende Zusicherungen den Mitgliedern der 
beiden Häuser auferlegt. Das Misstrauen und der Hass 
des Volkes gegen die Katholiken hatte dazu geführt, dass eine 
falsche Denunziation von einem grossen katholischen Komplott, 
•las die Niedermet zelung der Protestanten bezwecke, Glauben 
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fand und unschuldige Katholiken hingerichtet wurden. 
Der König genehmigte, um für eine Neuwahl gute Stimmung zu 
machen, die Habeascorpusakte, die, an alte Bestimmungen 
anknüpfend, Schutz gegen jede willkürliche Verhaf- 
tung oder Ausdehnung der Untersuchungshaft bietet 
(1<>79). 

Der Kampf um die Ausschliessung des Bruders des 
legitimer Kinder ermangelnden Königs, des offen katholi- 
schen Jakob von York, von der Erbfolge führte zu 
wiederholter Auflösung des Unterhauses und zum Gegensatz 
zweier Parteien, der Petenten, von ihren Gegnern W h i g s 
genannt, die für dieExklusionsbill eintraten und dem Volk 
das Recht des Widerstands gegen ungerechte Regie- 
rung zusprachen, und der Rekusanten, von den Gegnern Tori es 
genannt, die die Ausschliessung bekämpften und die 
Anschauung unbedingter Gehorsamspflicht gegen den 
König und seine Regierung vertraten. Beides waren aristo- 
kratische Parteien; die Tories vertraten später die Inter- 
essen der „Hochkirche" und des Grossgrundbesitzes, die 
Whigs wollten für die Dissidenten mehr freie Bewegung und 
vertraten die Interessen des städtischen und aristo- 
kratischen G r o s s k a p i t a 1 s. Die Whigs wurden immer mehr 
zurückgedrängt, auch durch materiell widerrechtliche Abände- 
rung der Freibriefe vieler Städte und Grafschaften; das „Roggen- 
hauskomplott" einiger Leute niederen Standes zur Hinrich- 
tung mehrerer Häupter der Whigs benützt. In Schottland 
waren Bischöfe und königlicher Supremat wieder ein- 
geführt worden, gegen renitente presbyterianische Gemeinden 
und Prediger wurde mit Einquartierung von Soldaten und Hoch- 
ländern und mit Hinrichtungen vorgegangen, 1081 ein im wesent- 
lichen den Covenant verwerfender Testeid eingeführt; dieses 
Schreckensregiment steigerte sich noch unter Jakob II. 
In Irland wurden zwei Drittel ihres Grundbesitzes den eng- 
lischen Ansiedlern (s. S. 202) belassen, ein Drittel zur Befriedi- 
gung von Katholiken, deren Unschuld bis zu einem gewissen 
Zeitpunkt erwiesen war, verwendet. lf>8G verbot das Unter- 
haus jede Vieheinfuhr aus Irland. 

§ «3. Jakob II. 1685—88. Zweite Revolution und Wilhelm HJ. 

Auf Karl IL, der Februar 108;") nach Empfang des katho- 
lischen Sterbsakraments starb, folgte ohne jede Schwierigkeit 
Jakob IL Nur kurze Zeit verhüllte er seinen Entschluss, 
England zu Rom zurückzuführen und dem Königtum 
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absoluteGewalt zu verschaffen, durch entgegengesetzte 
Versicherungen. Die verunglückten Aufstände Argyles in Schott- 
land und seines illegitimen Neffen Monmouth in England ermög- 
lichten ihm, sein Heer zu vermehren; des Oberrichters Jeffreys 
„blutige Assisen" trafen über 300 mit Hinrichtung, über 800 mit 
Verschleppung nach den überseeischen Besitzungen. Als das 
Parlament an der (vom König schon mannigfach verletzten) 
Testakte wenigstens formell festhielt, Hess er sich nach dessen 
Vertagung durch eine Kommission von Richtern das Dispensa- 
tionsrecht zusprechen, ernannte immer mehr katholische 
Offiziere, nahm Katholiken in den englischen und 
irischen Rat auf, in Irland wurde der katholische Graf 
von Tyrconnel Anfang 1087 auch äusserlich der mäch- 
tigste Beamte. Bei seinem Bemühen, England und Schott- 
land wieder katholisch zu machen, wurde er von Jesuiten be- 
raten, dagegen fand er bei Innocenz XL, dem die Macht und 
der Uebermut Ludwigs XIV. schon zu gross war, wenig Bei- 
fall. Weil ihm die Staatskirche ihre Mithilfe zum Werke ver- 
sagte, hoffte er durch die Indulgenzerklärung April 1687, 
die den Testeid abschaffte, die bis dahin aufs schwerste ver- 
folgten protestantischen Xonkonformisten wenigstens zur Neu- 
tralität zu bestimmen ; aber die meisten Sekten waren dafür zu 
weitsichtig. Versuche, die einstweilige Parität auch den Uni- 
versitäten Cambridge und Oxford aufzuzwingen, und die Ver- 
haftung von sieben Bischöfen, die sich geweigert hatten, die neu- 
verkündigte Indulgenzerklärung von den Kanzeln zu verlesen, 
entfremdeten dem Könige auch die gemässigten Tories und schar- 
ten auf einige Zeit um die Hochkirche alle entschiedenen Pro- 
testanten; die Geburt eines Kronprinzen (10. Juni 1688), 
bei der man vielfach ohne Grund an eine Unterschiebung glaubte, 
steigerte die Gefahr für den Protestantismus. Eine 
Vereinigung hochgestellter Tories undWhigs sandte 
an Wilhelm III. von Oranien, seit 1677 Gemahl Marias, 
der älteren der beiden protestantischen Töchter Jakobs aus 
dessen erster Ehe, die Aufforderung, sich bewaffnet 
einzumischen (Mitte des Jahres). Der Bevormundung 
widerstrebend, lehnte Jakob ein ihm von Ludwig XIV. angebo- 
tenes Bündnis ab. Mit Zustimmung der Generalstaaten, deren 
Gebiet auch kurbrandenburgische Truppen während der Expedi- 
tion schützten, landete Wilhelm 15. November mit etwa 
14000 Mann an der Küste von Devonshire zum Kampfe „für 
die protestantische Religion und ein freies Parlament". Jakob, 
dem eigene Mutlosigkeit und sich mehrender Abfall den Wider- 
stand unmöglich machte, flüchtete 18. Dezember nach Frank- 
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reich, wo ihm Ludwig XIV. in St. Germain en Laye ein präch- 
tiges Asyl bereitete. Eine Konvention betrachtete Jakobs 
Flucht als Abdankung und übertrug 13. Februar 1689 die 
Krone Wilhelm (1680—1702) und seiner Gemahlin 
Maria, deren leiblichen Nachkommen, bezw. den Nachkommen 
Marias aus einer zweiten Ehe, falls aber Maria kinderlos stürbe 
(was 1605 eintrat), Jakobs zweiter Tochter Anna und deren Kin- 
dern. Die Regierungsgewalt erhielt Wilhelm allein. 
Eine vom Königspaar angenommene „Erklär ungderRechte" 
bildete ein neues Staatsgrundgesetz, das der Krone die Befugnis, 
von Gesetzen zu dispensieren, ohne Bewilligung des Parlaments 
Steuern zu erheben und ein stehendes Heer, das man als eine 
nur je für ein Jahr zu bewilligende Ausnahmeeinrichtung be- 
trachtete, zu unterhalten, absprach, Unabhängigkeit der Gerichte 
und Verantwortlichkeit der Minister dem Parlament gegenüber 
verbürgte. Jeder König wurde verpflichtet, beim Regierungs- 
antritt treue Wahrung der Freiheiten des Volks sowie des eng- 
lischen Protestantismus zu beschwören. Die Uniformitäts- 
akte wurde aufrecht erhalten, aber den protestan- 
tischen Dissenters Duldung in Aussicht gestellt. 

Fernere Entwiekelung des englischen Konstitutionalismus. Die 
normale Höchstdauer der Parlamente wurde 1694 auf drei , 1715 auf sieben 
Jahre bestimmt. 1782 begann die regelmässige Praxis des Ministerwechsels 
nach Massgabe der Mehrheit des Unterhauses. Unter Georg III. (1760 
bis 1820) wurde auch für den König eine besondere „Zivilliste u festgesetzt, 
während die Erträgnisse der Krondomänen durchaus der allgemein-staatlichen 
Verwendung zufielen, und verlegte sich der Schwerpunkt der 
Staatsgewalt vollends in das Unterhaus. Schottland wurde 
1707 mit England „unier t", derart, dass protestantischer König, Parla- 
ment und Staatshanshalt geroeinsam wurden, Schottland aber seine eigenen 
bürgerlichen Gesetze. Gerichtshöfe und presbyterianische Kirchenverfassung 
behielt. In Irland blieben die katholischen Kelten politisch 
entrechtet; die Katholiken waren sogar mancher bürgerlichen 
Rechte beraubt, mussten an die protestantischen Pfarrer Zehnten und für 
Nichtbesuch des protestantischen Gottesdienstes Geldstrafe zahlen. Irlands 
Landwirtschaft, Gewerbe und Handel war zu Gunsten des 
englischen vielfach belastet. Verschwörungen und Aufstände wurden 
grausam unterdrückt. Die Union mit England wurde Irland 1800 
auferlegt, damit aber gegenseitig Handel und Verkehr frei. 

Kultur in England im XVII. Jahrhundert. Der Aufschwung 
des Handels und der Industrie hatte während der Restauration be- 
trächtlich zugenommen. Unter Wilhelm III. hatten die Kriege mit Frankreich 
und die Einwanderung von Hugenotten eine bedeutende Förderung der In- 
dustrie in Leinen, Glas, Hüten, Messer-, Seidewaren u. a. zur Folge , für die 
das Kapital in zahlreichen Aktiengesellschaften sich sammelte. Die 1600 ge- 
gründete, mit staatlichem Monopol ausgestattete „Ostindische Handels- 
gesellschaft'*, die erste reine Aktiengesellschaft, von Anfang an ein ge- 
winnreiches Unternehmen, hatte 1639 Madras, um 1660 Kalkutta gegründet. 
1664 erhielt sie Bombay, das Karl II. seine Gemahlin Katharina von Portugal 
als Mitgift zugebracht hatte. Unter Karl II. erhielt sie auch das Recht des 
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Territorialbesitzes und der Kriegführung gegen Nichtchristen, sowie der Münz- 
prägung. Ueber die nordamerikanischen Kolonien s. § 92. 

Die Industrie wurde gefördert auch durch eifrigePflege derXatnr- 
wissenschaften und Mathematik. (Isaac S. Newton, 1642 -1727, 
Begründer einer Naturwissenschaft, die den gesamten Verlauf des natürlichen 
Geschehens aus mechanischen Kräften erklärt.) Die bedeutendsten Dichter 
waren der Idealist Mi 1 ton (1608—1674), eifriger Anhänger des Puritania- 
mus und publizistischer Vorkämpfer der Republik, Dichter des „Verlorenen 
Paradieses", und der lebenslustige Spötter Butler (1612 — 1680), der in sei- 
nem „Hudibras" die Puritaner satirisch und karikierend verhöhnte. Thomas 
Hob b es (1588—1679), der lange in Paris lebte, vertrat als Bekämpfer des 
Aberglaubens und der Theologie eine naturalistische, das Kausalitäts- 
gesetz streng durchführende Auffassung der Welt und des Men- 
schen; er Hess den Staat, dem er zur Abwendung des Krieges aller 
gegen alle absolute Autorität, auch den Kirchen gegenüber, zusprach, 
aus einem Vertrage hervorgehen, in dem die Unterthanen auf ihre Rechte 
verzichten ; das positive Recht war so auf dem Naturrecht begründet. John 
Locke (1632—1704), für seine Person, wie Newton, gläubiger Christ, leitete 
alle Erkenntnis aus Erfahrung und Induktion ab (Sensualismus), 
lehrte Toleranz (die von Rom abhängigen Papisten und Gottesleugner aus- 
genommen), begründete die Lehre von der Volkssouveränität 
und leitete den Staat als Rechts- undVerfassungsstaat mitgeteilten 
Gewalten aus einem Vertrag zwischen Volk und Regierung ab. 



Kapitel XIX. 

Frankreichs Vorherrschaft unter Ludwig XIV. 
Verdrängung der osmanischen Macht aus 
Ungarn und Siebenbürgen. 

§ 64. Ludwig XIV. und sein Regiment in Frankreich. 

Ludwig XIV. hatte nur mangelhafte Bildung genossen, 
jedoch war er von Mazarin frühe mit Regierungsgeschäften be- 
kannt gemacht worden und besass, ohne genial zu sein, viel 
Verständnis für die Politik, reifliche Ueberlegung und gute Be- 
obachtung der Verhältnisse und der Menschen. Grosse und 
geregelte Arbeitsamkeit zeichnete ihn bis in sein hohes Alter 
aus. Aber er ermangelte tieferen menschlichen Gefühls, und 
rücksichtslos bethätigte er seine Grundansc hauung, dass 
er als Statthalter Gottes („omni nomine major, solo Deo 
minor") blinden Gehorsam und eine Art übermensch- 
licher Verehr ung („le roi soleil") beanspruchen, sowie 
nach Willkür als einziger Eigentümer mit dem Ver- 
mögen der Unterthanen schalten und über deren 
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Freiheit (Missbrauch der lettres de cachet) verfügen dürfe. 
Den Adel schloss er thatsächlich im allgemeinen von 
allen höheren, wirklich bedeutenden Staatsämtern aus, 
beliess ihm aber die sehr einkommensreichen Gouverneurstellen 
(die meist in absentia bekleidet wurden) und verschwenderisch 
bezahlte Hofämter. Auch die Geistlichen wurden von den 
Ministerposten ausgeschlossen, die mit Leuten bürger- 
licher Abkunft, später auch nur mittlerer Begabung, besetzt 
wurden. Den Klerus betrachtete Ludwig als den ersten Stand 
des Königreichs, übertrug aber so ziemlich alle, wirklich mit 
geistlichen Funktionen verbundenen Kirchenstellen an, zumeist 
geistig und sittlich würdige, Persönlichkeiten bürgerlicher Ab- 
kunft. Dagegen wurden die Parlamente auf ihre gerichtlichen 
Obliegenheiten beschränkt und ihnen vor der Einregistrierung 
der Dekrete keine remontrance zugelassen. Louvois, ein 
Zivilist, dem sein Vater Michel Le Tellier vorgearbeitet hatte, 
schuf, seit 1666 massgebender Leiter des Kriegsministeriums, 
durch wesentliche Einschränkung der Verkäuflichkeit der Offiziers- 
stellen und Ausmerzung des Kriegsspekulantentums ein vom 
König abhängiges, zentralisiertes und stetig kon- 
trolliertes stehendes, aber immer noch in der Regel ge- 
worbenes, jedoch überwiegend nationales Heer (1(578: 
100000 Mann Garnisonen ; 120000 Mann Feldtruppen, worunter 
30000 Fremde). Der eigentliche Leiter der seit 1669 ge- 
schaffenen Artillerietruppen war Vauban, der erfolgreiche 
Belagerer von 53 und Erbauer von 33 Festungen, sowie Organi- 
sator eines Stabs von Genieoffizieren (noch keine 
Genietruppen). 

Jean Baptiste Colbert (f 1683) brachte, seit 1665 contrö- 
leur genäral — für seine Zeit — Ordnung und Ehrlichkeit in 
die Finanzverwaltung, minderte die Staatsschuld u. a. auch 
(wie Sully) durch Reduktion der Staatsrenten und vermehrte, 
insbesondere durch Erhöhung und Zusammenlegung der Zölle, 
die Staatseinnahmen. Im allgemeinen ein Anhänger 
des „Merkantilismus" suchte er Industrie und Han- 
del durch Schutzzölle auf Fabrikate oder gar durch 
Einfuhrverbote und Ausfuhrzölle auf Rohstoffe, zum Teil 
auf Kosten der Landwirtschaft, zu heben. Er schuf 
durch Begünstigung oder Erteilung bezw. königliche Ausübung 
von Monopolen neue Industriezweige (insbesondere Luxus- 
industrie), von denen manche blühten, reglementierte aber die 
gewerbliche Erzeugung bis ins einzelste. Das Strassenwesen 
hob er und gab die Anregung zum Bau des Kanals von 
Languedoc (1681 vollendet). Er veranlasste die Gründung, 



Digitized by Google 



919 — 



meist wenig gedeihender, Handelskompaynien , vermehrte und 
förderte die französischen Kolonien (kleine Antillen, Senegal, 
Insel Bourbon, Organisation und grössere Besiedelung Canadas, 
Gründung von St. Louis- Louisiana, das sich aber sehr langsam 
entwickelte), machte die Kriegsflotte so ansehnlich, dass- 
etwa 2f> Jahre lang Frankreich die See beherrschte 
und trug u. a. durch Bau von Häfen und Prämien zur Ver- 
mehrung der Handelsflotte bei. Aber die Bauten (Versailles, 
seit 1682 Residenz, Trianon, Marly), der üppige Hofhalt und 
die verschwenderische Freigebigkeit Günstlingen gegenüber, am 
meisten aber die masslose Weltmachtpolitik Ludwigs störten das 
Gleichgewicht der Finanzen noch zur Zeit Colberts, der zur 
Wiederaufnahme des Aeinterschachers , zur Vermehrung der 
schwebenden und der fundierten Schuld greifen musste. Für 
die erstere schuf er eine staatliche Zentralsparkasse, die „Caisse 
des Emprunts", und für die letztere verwandte er zuerst, seit 
1079, die öffentliche Zeichnung. Als Colbert starb, war er all- 
gemein verhasst. 

Den Stellen des colonel und des capitain, deren Käuflichkeit blieb, aber 
durch Alter und Verdienste geregelt wurde, wurden die vom König besetzten 
eines lieutenant-colonel und lieutenant zur Seite gestellt. Die Zweiteilung 
der Infanterie in mousquetaires und piquetaires wurde nach und nach be- 
seitigt, indem die fusiliers. deren Steinschlossgewehr mit dem 1679 von 
Vanban erfundenen Bajonnett versehen wurde, immer mehr aufkamen, bis 
sie 1703 die gesamte Infanterie bildeten. Im Zusammenhang damit gewann, 
die Infanterie an Bedeutung. Louvois s»"huf feste und bewegliche Magazine,, 
feste und ambulante Lazarete und gründete das Invalidenhotel. Für den 
nichtprivilegierten Teil der Bevölkerung war die unentgeltliche Einquartierung 
durchmarschierender Soldaten eine schwere Last. 

Der Merkantilismus beruhte auf der Grundannahme, dass der 
Vorrat an gemeinem Edelmetall das Mass des Reichtums eines Landes be- 
stimme und das Geld durch den Handel, vor allem die eigene Ausfuhr ver- 
mehrt werde, dass also die Haudelsbalance (-bilanz) zuverlässige Kunde von 
der Aenderung des Wohlstandes des Landes gebe. Er erstrebte insbesondere 
«lie Ausfuhr verarbeiteter Gegenstände. Colbert verbot, auch durch eine drei- 
jährige Teuerung bestimmt, wiederholt die Ausfuhr des Getreides ins Aus- 
land oder auch aus den einzelnen Intendantlirbezirken (generalites) ; er war 
allerdings daneben bemüht, den Bauernstand zu schützen u. a. wieder durch 
die Bestimmung, dass ihm das zum Betrieb nötige Geräte und Vieh nicht ab- 
gepfändet werden durften , woran sich freilich der Staat als Gläubiger nicht 
hielt. Aber schon 1675 kam es infolge des schweren Steuerdrucks zu Bauern- 
aufständen in der Bretagne und Gascogne. Zu einem einheitlichen Zollgebiet 
konnte Colbert nur 20 Provinzen zusammenfassen. Die bureaukratische 
Zentralisation der Verwaltung liess den Unterschied der Oberbezirke: pays 
d'election, pays d'Etats und eigentliche Intendanzen bestehen. Die nur auf 
Zeit angestellten Intendanten besassen auch Gerichtsbarkeit, und die Parla- 
mente wurden von ihnen beaufsichtigt und in ihrer Thätigkeit nach Willkür 
beschränkt. Die höchste Kegierungsbehörde war der Co n seil d'Etat (en 
haut), dessen Mitglieder „mini st res (de l'^tat)" waren. Der Hofstaat 
Ludwigs und seiner Verwandten zählte etwa 5000 Beamte und Diener. Dieser 
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französische Hof wurde für viele deutsche Höfe tonangebendes Muster mit 
seiner Etikette und Pracht, seinen kostspieligen Bauten, von denen Versailles 
^Baumeister Le Vau und dann Hansart) allein, ohne die von fronenden 
Bauern oder Soldaten geleistete Arbeit, etwa 500 Millionen Mark heutigen 
-Geldwertes kostete, und mit seiner offen zur Schau getragenen Unsittlichkeit 
neben der peinlichsten Kirchlichkeit (Maürexsen Ludwigs zuerst Fräulein de la 
Yalliere, dann zwei Jahre noch neben dieser seit 1667 die nicht verwitwete 
Madame de Montespan, die bis 1690 am Hofe blieb; nach dem Tode seiner 
Gemahlin [168S] heiratete Ludwig 1684 die Erzieherin seiner und der Montespan 
Kinder, die seit 1660 verwitwete Mme. Scarron [geb. d'Aubign£, f 1719], die 
«r zur Marquise von Maintenon erhob). Im Dienste des Königs, seines Ruhms 
und seiner alles bedeutenden Hoheit kam die akademisch-klassicistische (römisch- 
italienische) Richtung der bildenden Künste vollends zur Herrschaft (in 
der Architektur der Barockstil g. S. 186). Zentralisierend und uniformierend 
wirkte die Schaffung der Academie royale de peinture et sculpture 1664, 
deren erster Leiter der Maler Lebrun (1619 —1690) die Säle von Versailles 
schmückte und die Vorlagen für die königliche Gobelinsfabrik schuf. Die 1666 
geschaffene Äcadimie de France ä Korne lieferte die malerische und plastische 
Dekoration der königlichen Gärten und Gebäude. Der glänzendste Vertreter 
der klassicistisch-römischen Richtung der Malerei war Nicolas Poussin 
<1594 — 1665), der Meister der heroischen Landschaft Claude Gel6e, genannt 
Lorrain (1600—82). Original-national blieb nur die Porträtmalerei. Den 
Park von Versailles schuf der geniale Gartenkünstler Le Nötre 
(1613-1700). 

Auch die französische Litteratur, insbesondere das Drama, 
«r lebte unter Ludwig XIV. ihr goldenes Zeitalter. Auf die 
formelle Seite übte die 1635 gegründete Acadeinie fran^aise immer 
grösseren Einfluss. Die klassische französische Tragödie mit ihrer Beob- 
achtung der drei aristotelischen Einheiten, ihrem Alexandriner, ihren aus 
fremden Völkern und fernen Zeiten, vor allem dem Altertum entnommenen 
Stoffen begründete schon Pierre Corneille (1606-81), dessen vom Hof 
nicht beeinflusste Wirksamkeit vor die Epoche Ludwigs fällt. Höfischer 
Dramatiker der Glanzperiode Ludwigs war Jean Racine (1639—99), der 
sich vor Corneille durch grössere psychologische Vertiefung auszeichnete. Er 
schuf 1667—77 Dramen antiken, und 1690, von Frau von Maintenon veran- 
lasst, biblischen Stoffes. Er war bei seiner Thätigkeit vielfach beraten von 
dem Meister des französischen (Sitten- und Charakter-) Lustspiels 
Jean Baptiste Moliere (ursprünglich Poquelin, 1622 — 73). Noch mehr als 
Moliere war ein echter Vertreter französischen Geistes der nicht in der Hof- 
luft lebende Jean de la Fontaine (1621—95), dessen bedeutendstes Werk 
seine Fabeln sind. Als Kritiker nnd Theoretiker wurde für die Kunst- 
dichtung massgebend B o i l e a u-Despreaux (1636 — 1711), der jedoch in seinen 
Satires und Epitres, noch mehr in seinen Oden hinter seinem Vorbild Horaz zu- 
rückblieb. In den letzten Jahrzehnden seines Lebens begünstigte Ludwig die 
Oper. — Die rhetorische Richtung und Begabung des französischen Wesens 
verkörperte sich auch in bedeutenden Kanzelrednern u. a. Bossuet 
(1627-1704), 1669—1681 Erzieher des Dauphin, der 1711 starb (Verfasser 
einer Uebersicht der Weltgeschichte und einer Politik, sowie Veranstalter 
von Klassikerausgaben „in usum Delphini"), der seine kirchengeschichtlichen 
Kenntnisse zu der Bekämpfung des Protestantismus verwandte. Francis 
Fenelon, 1651—1715 Erzieher des hoffnungsvollen „petit Dauphin" Louis 
von Bourgogne, der 1712 starb, schrieb u. a. für seinen Zögling die aventures 
de T616maque, welche über die Aufgaben der Regierung wesentlich andere 
Anschauungen enthalten als die des Sonnenkönigs. Der bedeutendste 
der Prosaiker war aber Blaise Pascal, 1623 — 62 , einerseits Bekämpfer 
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der Jesuiten (Petites Lettres oder le8 Provinciales), andrerseits Verfechter 
der katholischen Religion (Pensees). 1663 wurde die Akademie der In- 
schriften und der schönen (humanistischen) Wissenschaften („lettres"), 1666 
die der (exakten) Wissenschaften („sciences") geschaffen. Aber für wahrhaft 
freies Forschen und Denken liess der enge geistige Horizont des absoluten 
Herrschers keinen Raum. 

§ 65. Erster Türkenkrieg Leopolds I. Ludwigs XIV. erster 

und zweiter Eroberungskrieg. 

Erster Türkenkrieg Leopolds. Die kaiserliche Einmischung- 
in einen Streit um die Besetzung des siebenbürgischen Fürsten- 
tums bestimmte den Grossvesier Achmed Köprili zu einem grossen 
Kriegszuge; September 1663 nahm er Neuhäusel. Der Kaiser 
erhielt Hilfe von Kurbrandenburg, Kursachsen, 1664 vom Reich 
und vom Rheinbund, dessen eigene Armee zur Hälfte aus (7 — 8000) 
französischen Soldaten bestand. Montecuccöli erfocht mit 
dieser Hilfe einen Sieg beim Kloster St. Gotthard an 
der Raab über die vielfach überlegene türkische Streitmacht. 
Aber aus Misstrauen gegen einen unzufriedenen, beträchtlichen 
Teil der ungarischen Magnaten uud gegen Frankreich schloss 
der Kaiser den FriedenvonVasvar (Eisenburg) auf 20 Jahre. 
Die Türken behielten Grosswardein und Neuhäusel und errich- 
teten ein fünftes Pasclialik Grosswardein; Siebenbürgen blieb 
der türkischen Oberherrlichkeit überlassen. Venedig trat das 
seit 1645 gegen die Türken. (auch mit deutscher Hilfe) ver- 
teidigte Kreta 1671 an den Sultan ab. 

Devolutionskrieg (I. Raubkrieg) Ludwigs XIV. Frankreich 
sollte durch den Erwerb der spanischen Niederlande abgerundet 
werden, den Verzicht seiner Gemahlin Maria Theresie behandelte 
Ludwig als hinfallig (s. S. 189) und nahm das in Brabant geltende 
Devolutionsrecht in Anspruch, nach dem das Vatergut beim Ab- 
schluss einer zweiten Ehe Eigentum der Kinder der ersten Ehe 
wurde und nach des Vaters Tode ausschliesslich in deren Besitz 
überging. Spanien lehnte diesen Anspruch ab, Philipp IV. hatte 
das Erbrecht seiner Tochter aus zweiter Ehe Margarete Therese 
zugewiesen, die 1666 den Kaiser Leopold heiratete. Ohne Kriegs- 
erklärung marschierte Turenne Mai 1 667 in dem wehrlosen Belgien, 
Conde Anfang 1668 in der Franche-Comte ein. Vorbereitungen 
zu einer grossen Koalition vereitelte die französische Diplomatie 
durch einen Neutralitätsvertrag mit Kurbrandenburg (den der 
Kurfürst einging, um nicht durch die Wahl eines französischen 
Prinzen zum König von Polen eingeengt zu werden) Ende 1667 
und einen geheimen Vertrag mit Leopold I. (Anfang 1668) über 
die Teilung der spanischen Gebiete nach dem Tode Karls II. 
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(geb. 1605—1700), den man allgemein bald erwartete. 

England, Holland, die ihren Seekrieg Mitte 1667 durch 
einen Frieden beendet hatten (s. S. 206), und Schweden 
schlössen eine „Tripelallianz", um Frankreich gegen Ueber- 
lassung eines Teils der Beute zum Frieden zu bestimmen. Der 
Friede von Aachen (Mai 1688) beliess Frankreich seine 
Eroberungen in Flandern, die mitten in spanischem Gebiete 
lagen, u. a. Lille, Douai, Tournai, Charleroi. 

Die Vorbereitung: des zweiten Raubkriegs. Die freien 
Niederlande, die ihm auch als Stätte einer freien Presse und 
als vom Protestantismus beherrscht verhasst waren und gegen 
Frankreichs Schutzzollpolitik schliesslich einen Zollkrieg führ- 
ten, für die Einmischung zu züchtigen und womöglich zu ver- 
nichten, war Ludwig alsbald entschlossen. Die Tripelallianz 
konnte schon wegen des maritimen und kommerziellen Gegen- 
satzes zwischen England und Holland nicht lange bestehen. 
Die Persönlichkeit Karls II. ermöglichte vollends den Abschluss 
des geheimen Allianzvertrags von Dover (s. S. 206), 
in dem England einige niederländische Plätze zugewiesen 
wurden. Die Besetzung Lothringens August 1670 be- 
reitete den Angriff militärisch vor. Zu diesem Angriff gewann 
Frankreichs Diplomatie und Geld die unmittelbare Mit- 
wirkung mancher deutschen Fürsten, besonders solcher, 
denen die Niederländer noch Festungen vorenthielten, wie des 
von den zwei Fürstenberg geleiteten Kurköln-Lüttichers (s. S. 180), 
des Bischofs Christoph Bernhard von Münster, des alten Gegners 
der Niederlande (Münsterscher Krieg 1665—66), bald auch des 
katholisch gewordenen Johann Friederich von Hannover; andere 
verstanden sich zu Neutralitätsverträgen, wie Ferdinand Maria 
von Bayern und Philipp Wilhelm von Neuburg. Dagegen 
hatte zwar Friedrich Wilhelm von Brandenburg noch 
Ende 1669 in einem geheimen Subsidienvertrag sich verpflichtet, 
nach dem Tode Karls II. zum Erwerb der spanischen Nieder- 
lande Frankreich ein Hilfskorps zu stellen ; aber in Anbetracht 
der schweren Gefahren, die Frankreichs Herrschaft über die 
Rheinmündungen für Kurbrandenburg, für den Protestantismus 
und für das Reich mit sich bringen musste, widerstand er der 
Lockung ansehnlichen Gebietserwerbs durch Teilung der freien 
Niederlande. Er schloss 6. Mai 1672 mit den General- 
staaten, obwohl sie auch ihm noch Festungen in Cleve vor- 
enthielten, einen Bündnisvertrag, in dem er sich ver- 
pflichtete, ihnen gegen einen Angriff mit 20000 Mann offen und 
unmittelbar beizustehen. Der Kaiser hatte November 1671 — 
trotz der ihm bekannten engen Verbindung der französischen 
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Diplomatie mit einer Verschwörung ungarischer Magnaten — 
einen Neutralitätsvertrag geschlossen. Schweden schloss 
mit Frankreich, weil es besser zahlte als die Niederlande, 
April 1()72 ein zehnjähriges Bündnis, in dem Schweden 
sich verpflichtete, jeden Reichsfürsten anzugreifen, der Holland 
beistehen würde. Der damalige Leiter der Niederländischen 
Politik Johann de Witt erkannte die von Frankreich drohende 
Gefahr ziemlich spät ; aber selbst die von ihm für notwendig er- 
kannte Vermehrung des Landheeres war infolge des Widerstands 
der Mehrheit seiner Partei nur zum Teil durchgeführt worden. 

Der holländische Krieg: bis zur Erklärung 1 des Reichs- 
kriegs 1672 — 74. England erklärte den Niederlanden zuerst 
den Krieg (Seeschlacht bei Solsbay zwischen der englisch- 
französischen und der holländischen Flotte unter de Ruyter 
Juni), Frankreich, Köln-Lüttich und Münster im April, Die 
schlecht vorbereiteten und uneinigen Niederlande wurden von 
verschiedenen Seiten zugleich angegriffen ; die französische Haupt- 
macht drang aus dem Lütticher und Kurkölner Gebiet vor 
(clevische Festungen wurden jetzt von Frankreich besetzt). 
Schnelle Fortschritte und Eroberungen der Franzosen und die 
Verzweiflung grosser Teile der niederländischen Handelsaristo- 
kratie brachten „Holland in Not"; ein Friedensanerbieten, das" 
Frankreich die Generalitätslande u. a. abtrat, wies Ludwig durch 
höhere Forderungen ab. Aber nachdem Wilhelm III. von 
Oranien (geb. K>50) zuerst Statthalter der Provinz Holland, 
dann Generalkapitän und Generaladmiral der ge- 
samten Republik geworden war (Juli), that das Durch- 
stechen der Deiche dem französischen Vordringen Einhalt. 
Der Sieg der oranischen Partei über die Aristokraten und der 
Entschluss der Volksmasse zu zähem Widerstande gegen Frank- 
reich wurde besiegelt und geschändet durch dietumultuarische 
Ermordung der Brüder Jan und Cornelius de Witt im 
Haag (August). Der Befehl, den Ludwig bei seiner Rückkehr 
nach Frankreich hinterliess („manger le pays u ), wurde von 
Luxemburgs Heer durch Misshandlung und Plünderung der Be= 
wohner nach Kräften befolgt. Der Kurbrandenburger hatte 
den Kaiser Juni zum Abschluss eines Bündnisses 
behufs Schutzes der Friedensverträge seit 1648 
bestimmt; jedoch erklärte keiner von beiden Frankreich den 
Krieg. Dem Kaiser war es nur darum zu thun, durch kriegerische 
Demonstrationen einigermassen das Reich zu schützen, er stellte 
10000, Brandenburg 12000 Mann. Des Kaisers damaliger Minister 
Lokköwitz (Oktober Hub gestürzt und bald vom Hofe verwiesen) 
wollte Frankreich zulieb Kurbrandenburg von energischem Ein- 
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greifen zurückhalten. Wenig einhellig und erfolgreich 
operierte Friedrich Wilhelm mit dem kaiserlichen 
Heer zusammen, das zuerst Montecuccoli, dann Bournonville 
befehligte, am Ober-Rhein, Main, schliesslich in Westfalen bis 
Februar 1673 und wurde abgehalten, den Niederlanden 
unmittelbar Hilfe zu bringen, weshalb deren Regierung 
ihm die fernere Zahlung von Subsidien verweigerte. Daher 
schloss er, von Turenne jetzt an der Weser bedroht, mit 
Ludwig (und dessen Verbündeten) Juni 1673 gegen Zusage 
einer reichen Geldentschädigung, aber unter Vorbehalt sei- 
ner Pflichten gegen das Reich (Juni 1073) den Frieden 
von Vossem (Hauptquartier Ludwigs bei Löwen), in dem er 
die cleve'schen Festungen zurückerhielt. 

Von Mitte 1673 ab gestaltete sich jedoch die Lage für 
Frankreich ungünstiger. Wilhelm von Oranien nahm September 
Naarden; neue Uebergriffe Ludwigs steigerten im Reiche die, 
insbesondere auch gegen das verderbliche wirtschaftliche Ueber- 
ge wicht Frankreichs (die „französische Goldgrube") vorhandene, 
nationale Erregung, und der Kaiser entschloss sich jetzt 
gegen Frankreich offen vorzugehen; er schloss 
mit Spanien, Holland, dem landesflüchtigen Herzog Karl 
von Lothringen, bald auch mit Dänemark und Sachsen 
ein Bündnis, um den Besitzstand von 1660 wieder aufzurichten. 
Montecuccoli zwang Turenne, sich nach dem Elsass zu- 
rückzuziehen, und nahm, mit einer von Oranien geführten 
niederländisch-spanischen Armee vereinigt, Bonn (November); 
die Franzosen räumten unter schweren Erpressungen die 
Niederlande. Karl TL wurde nun durch die öffentliche 
Meinimg genötigt, Frieden mit den Niederlanden zu schliessen 
(Februar 1674). Wilhelm von Fürstenberg, den Minister des 
Kurkölners, Hess Leopold in Köln, wo seit Juni 1673 ein Friedens- 
kongress tagte, gefangen setzen (bis zum Friedensschluss). Der 
Kaiser gewann die braunschweigischen Herzoge von 
Celle, Wolfenbüttel, Osnabrück, die schon länger eine 
ansehnlichere Truppenmacht unterhielten, durch Subsidien 
(April) und bestimmte Münster und Kurköln zum Frie- 
densschluss. Am 24. Mai 1674 wurde der Reichskrieg 
erklärt; auf Seiten Frankreichs blieben nur Bayern (seit Mitte 
1672 dessen mittelbarer Bundesgenosse) und Hannover; Fried- 
rich Wilhelm schloss gegen Zusage von niederländisch- 
spanischen Subsidien 1. Juli 1674 ein Offensivbündnis 
gegen Frankreich. Turenne hatte seit Februar die erste 
Verwüstung der Rheinpfalz vollzogen; Vauban eroberte in An- 
wesenheit Ludwigs (Mai und Juni) die Franche-Comte. 
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Der Krieg: des Reichs und seiner Verbündeten gegen 
Frankreich Mitte 1674—1678, Brandenburgs (und des Reichs) 
gegen Schweden 1675—1678. Der Koalition gegenüber be- 
hauptete Frankreich, wenn auch mit Mühe, sein Ueber- 
gewicht, zumal da Oesterreich bis 1675 nur bedächtig vor- 
ging und später durch einen von Frankreich und Polen (König 
Johann Sobieski 1674 — 96) unterstützten Aufstand von Ungarn 
(die Emmerich Tököly führte), wie Spanien durch einen Aufstand 
Messinas gehemmt wurde. Zur See war es siegreich (de 
Ruyter f 1676, zum zweitenmale an der Küste Siciliens ge- 
schlagen). Turenne siegte bei Sinsheim (an der Eisenz) Juni 1674, 
ging aber im Herbst über den Rhein zurück; nach der unent- 
schiedenen Schlacht bei Ensisheim (s. w. von Strassburg) [Oktober] 
erschien Friedrich Wilhelm mit 20000 Mann, konnte aber, durch 
Bournonville gehemmt, trotz der Gunst der Verhältnisse, Turenne 
keine Hauptschlacht liefern und dessen Rückzug nicht verum* 
dein; Turenne verdrängte dann durch einen ebenso kühnen 
als planmässigen Winterfeldzug Dezember 1674 bis Januar 1(575 
die Gegner aus dem Elsas s. Sein Fall bei Sassbach (süd- 
lich von Rastatt) Juli 1675 wurde nicht rasch ausgenützt, doch 
überschritt bald darauf Montecuccoli den Rhein wieder. Auf 
dem niederländischen Kriegsschauplatz blieb das blutige Ringen 
Condes und Wilhelms III. bei Setinef (bei Charleroi) August 1674 
unentschieden und machten die Franzosen ansehnliche Fort- 
schritte, dagegen errang Karl IV. von Lothringen an der Konzer 
Brücke (Saar-Mosel) über Orequi August 1675 einen wertvollen 
Sieg. Hier zeichneten sich die braunschweigischen Truppen aus. 

Die Regierung Schwedens liess, von Frankreich durch 
neue Subsidien bestimmt, durch die Neutralität Kursachsens und 
ein Bündnis mit Bayern gedeckt, von Ende 1674 an etwa 16000 
Mann in der Mark Brandenburg unter schweren Erpressungen 
einrücken, mit dem letzten Zweck, von hier aus den Franzosen 
die Hand zu reichen. Der Kurfürst, dem der Kaiser und die 
Niederlande sich rasch zur Bundeshilfe bereit zeigten, erschien 
von Franken aus unerwartet schnell mit Kavallerie und Dra- 
gonern, überfiel Rathenow (25. Juni) und schlug das sich zu- 
rückziehende schwedische Hauptkorps bei Fehrbellin 
(28. Juni); in einigen Tagen war die Mark gesäubert. Das 
Reich erklärte 17. Juli Schweden den Krieg, bald 
darauf Christian V. von Dänemark, der sich in einem Vertrag 
mit Kurbrandenburg Rügen ausbedang, und die Niederlande. Zur 
See wurde Schweden von einer niederländischen und einer 
dänischen Flotte (und einigen brandenburgischen Schiften) er- 
folgreich bekämpft ; zu Land behauptete es sich gegen Däne- 
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mark, dagegen verlor es, vom Kurfürsten, den braun- 
Schweiger, münstersche und kaiserliche Truppen 
Unterstützten, schliesslich mit 50 — 60000 Mann bekriegt, bis 
1078 alle seine deutschen Besitzungen (Anfang 1078 
Einnahme Stettins, September Eroberung Rügens, Oktober Ueber- 
gabe Stralsunds, November Greifswalds). 

Friedensschlüsse. Die Niederlage des Oraniers bei Montcassel 
1677 steigerte die Friedenssehnsucht der erschöpften Niederländer 
und schwächte die Stellung der oranischen Partei ; Ludwig, dessen 
Armee in den Niederlanden immer mehr Fortschritte machte, zeigte 
sich schliesslich bereit, den Niederlanden jede Gebietsabtretung 
zu erlassen und den für sie günstigen Handelsvertrag von 1662 
wieder zuzugestehen. Auf diese Bedingungen hin schlössen die 
Generalstaaten 10. August 1678 in Nimwegen, wo seit 
Herbst 1676 ein Friedenskongress tagte, für sich ab; Spanien 
schloss 17. September ab und trat an Frankreich die 
Franche-Comte und 16 niederländische Grenzplätze 
ab, u. a. Cambrai, Valenciennes, St. Omer und Ypern, wogegen es 
Courtray, Oudenarde, Charleroi u. a. zurückerhielt. Der Kaiser, 
von den Ungarn und Türken im Rücken bedroht, ent- 
schloss sich nicht, mit Kurbrandenburg und Dänemark den Krieg 
gegen Frankreich und Schweden weiterzuführen, der bei günsti- 
gem Verlauf vor allem eine Machterweiterung Kurbrandenburgs 
ergeben musste; auch war er mancher Reichsfürsten gar nicht 
sicher. So schloss auch er 5. Februar 1679 mit Ludwig 
Frieden: Ludwig behielt das von Crequi November 1672 
eroberte Freiburg i. Br. , verzichtete aber auf das Be- 
satzungsrecht von Philippsburg, das der junge Karl V. 
von Lothringen, Neffe Karls, 10. September 1676 genommen 
hatte. Der "Reichstag nahm diesen Frieden 23. März an. Loth- 
ringen blieb (bis 1697) in französischem Besitz, da Karl den ein- 
schränkenden Bedingungen, unter denen er sein Land zurück- 
erhalten sollte, sich nicht fügen wollte. In all diesen Frie- 
densverträgen hatte Ludwig für Schweden den alten 
Besitzstand durchgesetzt. 

Friedrich Wilhelm hatte Anfang 1679 in raschem 
Winterfeldzuge die eingedrungenen Schweden aus Ostpreussen 
hinausgeworfen. Aber in Cleve und dann an der Weser von 
einer französischen Armee angegriffen, musste er sich 29. Juni 
1679 zum Frieden von St. Germain en Laye verstehen, der 
ihm nur den grössten Teil des 1653 an Schweden abgetretenen 
Uferstrichs an der rechten Oder und den Verzicht Schwedens 
auf die Hälfte der hinterpommerschen Licenten brachte. Er 
wäre bereit gewesen für Stettin halb Cleve an Frankreich ab- 
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zutreten. September schloss auch Dänemark mit Schweden auf 
Grundlage des alten Besitzstandes Frieden. Friedrich Wil- 
helm, dem der Erwerb von Schwedisch-Pommern erstes Ziel 
war, war nun von schwerem Groll gegen seine früheren Ver- 
bündeten, insbesondere gegen den Kaiser erfüllt („Exoriare 
aliquis nostris ex ossibus ultor u , Inschrift einer Medaille); er 
forderte die nach dem Tod des letzten Piasten vom Kaiser 
als böhmisches Lehen eingezogenen Herzogtümer Liegnitz, 
Brieg, Wo hl au (in denen die Gegenreformation jetzt rücksichts- 
los begann) auf Grund der Erb Verbrüderung von 1537 und 
das Fürstentum Jägerndorf (s. S. 160). Er suchte 
einen Rückhalt an Fran kreich, mit dem er Oktober 1679 
eine geheime „Engere Allianz" schloss, wobei er sich gegen 
jährliche Subsidien auch im allgemeinen verpflichtete (wie kurz 
vor ihm Kurbayern, bald nachher Kursachsen), bei der nächsten 
Kaiserwahl für Ludwig XIV. oder den Dauphin, zum mindesten 
für den Frankreich genehmen Bewerber zu stimmen. Anfang 
1681 verpflichtete er sich in einem zehnjährigen Bündnis, un- 
bedingt auf Anruf des andern Hilfe zu leisten; bei einer Er- 
weiterung dieses Vertrags wurden Anfang 1682 die Subsidien 
auf 400000 Lires erhöht. Noch Februar 1684 versprach er 
insgeheim jedem Beichsbeschluss, der zu einem Krieg mit Frank- 
reich führen konnte, sich mit allen Mitteln zu widersetzen. 

§ 66. Ludwig XIV. auf der Höhe seiner Macht und seiner 
Herrschsucht. Erste Hälfte des zweiten Türkenkriegs Leopolds I. 

Die Reunionskammern. Die durch Unterwerfung der zehn 
Reichsstädte (1673), der Reichsritterschaft und des Bistums Strass- 
burg im Elsass eingeleitete Abrundung wurde unter* frivoler An- 
wendung von Rechtsformen in der widerrechtlichsten Weise durch 
die Reunionskammern (in Metz, Besangon, Breisach) voll- 
zogen. Was diese für „üependenzen" der seit 1648 förmlich 
an Frankreich abgetretenen Gebiete, vielfach auf die fernsten 
Zeiten zurückgreifend, erklärten, wurde 1680 besetzt. Betroffen 
wurde u. a. Karl XL von Schweden (Zweibrücken), Württemberg 
(Mömpelgard), Trier, Rheinpfalz, auch Wilhelm III. von Oranien. 
Strassburg, gegen das ein Heer von 35000 Mann aufgeboten 
wurde, kapitulierte 30. September 1681 (an welchem Tage 
auch Casale in Montferrat besetzt wurde); der Bischof Franz 
Egon von Fürstenberg begrüsste 23. Oktober Ludwig im Münster, 
das dem katholischen Kultus zurückgegeben wurde. Das Reich 
war nicht schlagfertig, die Reichskriegs Verfassung von 1681 
(Reichskriegskasse, Kreiskriegskassen) wurde ohnehin nur in 
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den „vorderen", durch eine Assoziation verbundenen Kreisen 
durchgeführt, die kein grösseres „Haustruppen" unterhaltendes 
Territorium hatten. Dagegen bot die Laxenburger Allianz des 
fränkischen und oberrheinischen Kreises mit dem Kaiser (Juni 
1682), noch mehr der Anschluss Max Emanueh von Bayern 
(1679 — 1726), der ein stehendes Heer zu schaffen begann, durch 
eine Defensivallianz Anfang 1683, sowie derjenige Ernst Augusts 
von Hannover und die freundliche Stellung Johann Georgs HI. 
von Kursachsen (1680 — 91) die Aussicht erfolgreichen Wider- 
standes. Aber der Türkenkrieg und die Haltung Kurbranden- 
burgs bestimmten den lange widerstrebenden Kaiser einzuwilligen, 
dass 15. August 1684 das Reich im Waffenstillstand von Regens- 
burg Ludwig auf 20 Jahre den Besitz aller bis zum 1. August 1681 
weggenommenen Gebiete zuerkannte, sowie den Luxemburgs, das 
Vauban nach einer Kriegserklärung den Spaniern abgenommen 
und Spanien selbst auf so lange abgetreten hatte. 

Zweiter Türkenkrieg Leopolds I. 1683—89. Entsetzung: 
Wiens. Misserfolge den Russen, wie früher den Polen gegenüber 
wollte der Grossvesier Kara Mustäpha, auch um sich zu be- 
haupten, .durch einen grossen Kriegszug gegen Oester- 
reich — (Jen letzten Vorstoss der Osmanen nach Mitteleuropa — 
wieder gut machen. Tököly, 1682 vom Sultan zum Herrscher 
Ungarns proklamiert, war bereit, mit seinen „Kuruzzen" die 
Türken zu unterstützen. Der Kaiser fand angesichts der 
Gefahr, finanzielle und diplomatische Hilfe beilnnocenz XI. ; 
Johann Sobieski, vom französischen Gängelband sich be- 
freiend, schloss 31. März 1683 ein enges Waffenbündnis mit 
dem Kaiser. Sommer dieses Jahres kam Zuzug vom fränkisch- 
rheinischen Kreis, Johann Georg III. von Kursachsen führte 
10000 Mann, ebensoviel Max Emanuel von Bayern herbei. Sehr 
grosse Truppenhilfe, die Ludwig XIV. anbot, hatte Leopold 
klugerweise abgelehnt. Kurbrandenburg sandte Johann Sobieski 
1200 Mann zu, die aber erst nach Wiens Befreiung eintrafen 
und mitwirkten. Den etwa 200000 Türken hatte der Kaiser 
nur 40000 Mann entgegenstellen können, so dass eine offene 
Feldschlacht unmöglich war. Das seit 17. Juli von den Türken 
eingeschlossene, von Rüdiger von Starhemberg mit etwa 20000 
Mann verteidigte Wien wurde im letzten Augenblicke durch 
den Sieg am Kahlenberg, 12. September 1683, an dem Karl 
von Lothringen mindestens ebensoviel Anteil hatte, als Johann 
Sobieski, entsetzt. Ende Oktober wurde noch Gran erobert, 
März 1684 schloss der Kaiser mit dem Papst , Venedig, Polen 
und Malta eine heilige Liga. Eine Kreuzzugsstimmung ging 
noch einmal durch die christliche Welt (1686 schloss auch Russ- 
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land dem Kampfe sich an). Unter der Führung Karls von Loth- 
ringen und Ludwigs von Baden errangen die kaiserlichen Heere, 
wesentlich verstärkt durch kurbayerische und kursächsische (seit 
1686 auch kurbrandenburgische) und andere deutsche Truppen, 
über die Türken, wie über die aufständischen Ungarn Erfolge 
(u. a. 1685 Eroberung von Neuhäusel, Kaschau und Eperies, 
September 1686 von Ofen, 1687 grosser Sieg beiMohacs). 
Mit der Niederbeugung der ungarischen Aristokratie unter ein 
strammeres monarchisches Regiment verbanden sich anfangs 
noch Gewaltsamkeiten gegen den Protestantismus (Blutgericht des 
Generals Caraffa in Eperies, nach einiger Zeit durch dessen 
Abberufung eingestellt). Jedoch wurde, als Anfang 1688 der 
ungarische Reichstag die Erblichkeit der Krone anerkannte 
und auf das seit 1222 verbriefte Adelsrecht der Rebellion ver- 
zichtete, den Protestanten örtlich beschränkte Religions- 
freiheit gewährleistet (aber ohne ius reformandi der prote- 
stantischen Grundherren). Freilich gelang es den Jesuiten auch 
fernerhin dem Protestantismus nach und nach viel Boden zu ent- 
ziehen. Auch Siebenbürgen erkannte 1688 die habsbur- 
gische Oberherrschaft an. Belgrad wurde unter Führung 
MaxEmanuels von Bayern September 1688 genommen. Ludwig 
von Baden erfocht noch 1689 drei Siege in Serbien, und Leopold 
hoffte mindestens Bosnien und die Herzegowina, womöglich auch 
Serbien unter seine Oberherrschaft zu bringen. DieVenetianer 
hatten 1685 — 87 unter Morosini, zum Teil mit deutschen 
Kräften, Morea erobert (Athen 1 687 genommen, 1 689 wieder 
verloren). 

Ludwigs XIV. Kirchenpolitik. Gallikanische Deklaration. 

Für Ludwig, der die Päpste wiederholt seine Macht und seinen 
Eigenwillen in schroffer Weise fühlen Hess, waren die Frei- 
heiten der gallikanischen Kirche gleichbedeutend 
mit der Beherrschung der Kirche durch die Krone. 
Das dem König in manchen Kirchenprovinzen zustehende Regalien- 
recht (Bezug der Einkünfte und Ausübung der Kollationsrechte 
während der Erledigung von Bistümern) dehnte er 1673 ohne 
weiteres auch auf die südlichen aus. Das Widerstreben zweier 
Bischöfe wurde 1678 von Innocenz XI. unterstützt, der 1681 
einen der Krone gefügigen Erzbischof exkommunizierte. Durch 
eine assemblee generale des Klerus Hess der König 19. März 1682 
die von Bossuet verfasste „gallikanische Deklaration" 
beschliessen ; von ihren vier Artikeln nahm der zweite die 
eine Superiorität der Konzilien feststellenden De- 
krete von Konstanz wieder auf, der vierte zog die Un- 
fehlbarkeit des Papstes in Abrede. Diese Deklaration sollte 
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allen ünterthanen eine feste Norm sein und von allen Lehrern 
der Theologie unterschrieben werden. Innocenz XI. verweigerte 
jedem vom König ernannten Bischof, der sie unterschreiben 
würde, die kanonische Einsetzung. Erst mit Innocenz XII. 
(1691—1700) kam es 1093 zum Ausgleich: der König ver- 
zichtete auf die zwangsweise Durchführung der Deklaration, der 
Papst gestand die Ausdehnung des weltlichen Regalienrechtes 
zu. Aber 1695 sprach ein königliches Edikt der Kirche vollends 
jede weltliche Gerichtsbarkeit ab, während ihrer geistlichen Ge- 
richtsbarkeit gegenüber der staatliche Eingriff durch den appel 
comme d'abus gewahrt blieb. 

Jansenismus. Die zwei Bischöfe, die dem königlichen Re- 
galienedikt sich nicht fügten, waren Anhänger des Jansenismus. 
Die Wiederaufnahme der augustinischen Lehre von der Gnaden- 
wähl durch den Niederländer Cornelius Jansen (1585—1638) 
fand in französischen Kreisen (Familie Arnauld; Pascal s. S. 213) 
viel Anhang; Mittelpunkt der Jansenisten wurde Port Royal. 
Da die Jesuiten gegen diese Lehre auftraten und deren Ver- 
werfung durch die Kurie (1653 und 1656) erwirkten, so trat 
der „Jansenismus" in entschiedenen Gegensatz zu dem Jesuiten- 
orden, war aber dem Protestantismus keineswegs freundlich. 
Das Verhalten der Regierung gegen den Jansenismus wechselte. 
Der Kampf ruhte 1669—1702. Wieder erneuert, fährte er in 
Holland zu einem Schisma. Es besteht noch heute eine Jan- 
senistische Kirche mit einem Erzbischof zu Utrecht. 

Unterdrückung* des Protestantismus. DieHugenotten, 
mindestens noch ein Zwölftel der Gesamtbevölkerung, hatten 
sich zur Zeit der Fronde sehr loyal gehalten und Lud- 
wig ihnen 1652 unbeschränkten Genuss des Edikts von Nantes 
zugesagt. Aber der Klerus richtete sehr bald an den 
König Bitten um Einschränkung der Hugenotten zu- 
nächst durch möglichst wörtliche bezw. rabulistische Auslegung 
des Edikts, und der König selbst empfand es als An- 
massung, dass Ünterthanen eine andere Religion 
als er hatten; von 1680 ab kam noch der Einfluss der Frau 
von Maintenon hinzu. Von 1661 an betrieb man den Uebertritt 
zum Katholicismus durch Eingriffe in die elterlichen Rechte, 
durch die umfassendsten und rücksichtslosesten Bekehrungs- 
versuche und alle möglichen Gnaden für die Uebertretenden, 
und erschwerte das Festhalten am reformierten Glauben durch 
Ausschluss von den Aemtern, der Steuerpacht und dem Betrieb 
der Handwerke. 1670 untersagte man den Protestanten die 
Auswanderung, 1680 hob man die gemischten Kammern bei den 
Parlamenten auf. 1681 wurde siebenjährigen Kindern protestan- 
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tischer Eltern das Recht zugesprochen, durch Uebertritt sich von 
der elterlichen Gewalt zu befreien und ihr Erbteil zu erhalten. 
Die Hugenotten suchten durch Bittschriften an den König wieder 
zu ihren Rechten zu kommen. Als im Süden auf den Stätten zer- 
störter Kirchen zum Gebet versammelte Hugenotten gegen An- 
griffe sich wehrten, wurden manche hingerichtet, viele vom Pöbel 
abgeschlachtet. Die „Dragonaden" mit ihren Greueln wurden 
seit 1081 angewendet, 1085 organisiert und erzwangen die Be- 
kehrung, auch mancher Städte. Einem Gesuch der assemblee 
generale des Klerus entsprechend, hob der König 25. Oktober 
1685 das Edikt von Nantes auf. Die Ausübung der pro- 
testantischen Religion wurde untersagt, die Erzie- 
hung aller Kinder der Hugenotten im katholischen 
Glauben angeordnet („Kinderjagden") ; bei schwerster Strafe 
(anfangs Galeeren-, später Todesstrafe) wurden die protestanti- 
schen Geistlichen verbannt, den Laien dagegen die Auswande- 
rung verboten. Gegen die erwachsenen Hugenotten setzte man 
die Dragonaden fort. Der Herzog von Savoyen wandte sie, noch 
greulicher, gegen die Waldenser an. Papst Innocenz XL miss- 
billigte diese Bekämpfung der Ketzerei, lieber 400 000 Huge- 
notten verliessen in den Jahren 1680 — 1750 Frankreich, 
im ganzen an Charakter, Geist und Leistungen die tüchtigsten 
Leute. Sie fanden Aufnahme vor allem in England, Hol- 
land, Genf, Zürich, Bern und in Deutschland ausser 
in Kurbrandenburg (s. S. 195) auch in Hamburg, Frankfurt, 
Hessen-Kassel, Baden-Durlach, den braunsehweigischen Landen. 

Ludwig: XIV. und das Reich 1684—88. Ludwig bekriegte 
seit 1684 Genua, Anfang 1685 musste es sich unterwerfen und 
so ziemlich seine gesamte Kriegsflotte ausliefern. Die Aufhebung 
des Edikts von Nantes hatte jede protestantische Bundesgenossen- 
schuft unmöglich gemacht. Da Ludwig ihm nicht zu Pommern 
verhelfen wollte, andrerseits die Thronbesteigung .Jakobs II. eine 
schwere Gefahr für den Protestantismus war, hatte dergrosse 
Kurfürst schon vorher begonnen, sich langsam von der 
f r a n z ö s i s c h e n A 1 1 i a n z 1 o s z u s c h ä 1 e n. Anfang 1685 nahm 
er das Bündnis mit den Niederlanden wieder auf, Anfang 1686 
schloss er ein Defensivbündnis mit Schweden. Verhandlungen 
mit dem Kaiser führten nur langsam und schrittweise zu einem 
Ergebnis: Anfang 1686 verpflichtete sich Kurbranden- 
burg gegen ein Subsidium dem Kaiser mindestens 
7 000 M a im Türkenhilfe zu stell e n (es stellte 8000). Ueber 
die schlesische Frage einigte man sich dahin, dass Kurbranden- 
burg auf seine Forderungen gegen Abtretung des 24 D-Meilen 
grossen S c h w i e b u s e r Kreises verzichtete. Aber die öster- 
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reichische Diplomatie bestimmte den Kurprinzen Friedrich gegen 
ein alsbaldiges Geschenk von 10000 Dukaten sich insgeheim zu 
verpflichten, den Kreis nach seinem Regierungsantritt gegen eine 
bestimmte Entschädigung dem Kaiser zurückzugeben (geschah 
1(505). März 168(5 kam ein 20jähriges geheimes Defensiv- 
bündnis zu Stande, in dem der Kaiser und Kurbranden- 
burg sich verpflichteten, gegen alle fernere Ver- 
gewaltigung des Reichs zusammenzustehen, und Kur- 
brandenburg Subsidien zugesagt wurden. 

Der neue Streitfall über die pfälzische Succession 
war ausdrücklich eingeschlossen. Mit Karl war 1(385 die Linie 
Pfalz-Simmern im Mannsstamin ausgestorben uud die 
Kurpfalz dem katholischen Philipp Wilhelm von Neuburg (f 1(500) 
zugefallen (der die den Reformierten zugesagte Religionsfreiheit 
und Gleichberechtigung einhielt). Ludwig XIV. verlangte 
für seine Schwägerin, Elisabeth Charlotte, Schwester 
des verstorbenen Kurfürsten, auch den gesamten All o (Hal- 
be sitz des Hauses Pfalz-Simmern: die Fürstentümer Lautern 
und Simmern, das Amt Germersheim u. a., und reichte eine ent- 
sprechende Klage beim Reichstag ein. Die, zuerst vom fränki- 
schen Kreise angeregte, Mitte 1(58(5 abgeschlossene Augsburger 
Allianz (Mitglieder: der Kaiser, Bayern, der fränkische Kreis, 
Schweden und Spanien, später auch der oberrheinische Kreis, 
Kurpfalz u. a.) bereitete den Widerstand gegen Frankreich vor, 
bildete aber noch nicht dessen Organisation. Ludwig ver- 
langte, da ss das Reich, damit er nach Beendigung des 
Türkenkrieges gegen einen Angriff gesichert sei, mit ihm Frie- 
den sch Hessen solle; eine päpstliche Vermittelung zwischen 
Ludwig und dem Kaiser war erfolglos. Innocenz XL er- 
nannte, als der schon Anfang d. J. zum Koadjutor erwählte, 
aber vom Papst nicht bestätigte Kardinal Wilhelm von Fürsten- 
berg, schon Bischof von Strassburg, nach dem Tode Maximilian 
Heinrichs bei der Wahl nicht zwei Drittel der Stimmen erhielt, 
Mitte K5SS den jüngeren Bruder des bayerischen Kur- 
fürsten Joseph Clemens, auf den eine Stimmenminderheit 
gefallen war, zum Erzbischof von Köln. 

§ 67. Dritter Eroberungskrieg Ludwigs XIV. 1688—91. 

Ludwig erliess jetzt ein Kriegs manifest, er hoffte 
das Reich rasch zu einem demütigenden Frieden zu bringen. Ein 
französisches Heer überzog die Pfalz (ein Streif korps 
auch Württemberg), ein zweites die Gebiete der geist- 
lich e n K u r f ü r s t e n. Zuerst traten zur Abwehr auf die nord- 
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deutschen protestantischen Fürsten, insbesondere Johann Georg III. 
von Sachsen und Kurfürst Friedrich III. von Brandenburg („Magde- 
burger Konzert"); das Reich erklärte 24. Februar 1080 den 
Krieg. Leopold setzte aber — dem Wunsche Hollands und 
Englands zuwider — den Türken krieg fort. Mit dem 
Kaiser schlössen Mai 1089 Holland und Wilhelm III. 
von England, der alte und zäheste Gegner der französischen 
Vorhemchaft, dessen englisches Königtum (s. 8. 209) für Ludwig 
von Anfang an ein schwerer Misserfolg und Nachteil war, einen 
Kriegsbund, dem Spanien Mitte 1090 beitrat; der Koalition 
gehörte seit 1090 auch Viktor Amadeus von Saeoyen an, bis 
seinen Uebertritt Ludwig mit der Abtretung von Casale (1095) 
und Pinerolo (1090) erkaufte. Schweden zog sich schon 1091 
wieder zurück. 

In Deutschland zeigte sich 10 89 ein grosser kriege- 
rischer Aufschwung. Die Franzosen mussten nach 
und nach die besetzten Gebiete räumen, verwüsteten 
aber nach einem Befehle und Plane Louvois' die Rheinpfalz: 
im März wurden Schloss und Stadt Heidelberg in Brand gesteckt 
(von letzterer jedoch nur 30 Häuser vollständig zerstört), Mann- 
heim, das 1053 mit Bewilligung allgemeiner Religions- und Ge- 
werbefreiheit gegründet worden war, wurde gänzlich zerstört 
und blieb bis 1097 wüste, im Mai wurden Worms, Speier samt 
Dom und Kaisergräbern, Oppenheim zerstört, ausserdem sehr 
viele kleinere Städte und Flecken. Der kriegerische Auf- 
schwung und der Z usammenhalt minderten sich aber 
bald, auch infolge grosser Misshelligkeiten zwischen dem Kaiser 
und einzelnen „armierten Ständen" , besonders Kursachsen und 
Kurbrandenburg, über Winterquartiere, Subsidien und Geld- 
assignationen auf die nicht armierten Reichsstände. Der Türken- 
krieg, der überdies unglücklich verlief, schwächte die Kräfte 
Frankreich gegenüber. Wilhelm und sein Heer wurde dem 
festländischen Kampf entzogen, da Jakob mit französischer 
Hilfe in Irland sich festsetzte. Jakob wurde zwar Juli 1090 
von Wilhelm an der Boyne geschlagen und floh wieder 
nach Frankreich. Aber die Franzosen erfochten in den Nieder- 
landen den Sieg bei Fleurus, in Italien den bei Staffarda. 
In den Niederlanden waren auch 1091 — 93 die Franzosen sieg- 
reich (bei Stenkerken August 1092 und bei Nerwinden 
Juli 1093 über König Wilhelm); dagegen wurde die französische 
Flotte am Kap la Hogue Mai 1092 von der englischen ge- 
schlagen. In Süddeutschland suchte die französische Mord- 
brennerei 1092 Baden und Württemberg heim; Mai 1093 wurde, 
da die Franzosen noch auf dem Vormarsch begriffen waren, 
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wohl ohne Befehl der französischen Heeresleitung, Heidelberg 
bis auf wenige Häuser niedergebrannt, beim Abzug der Fran- 
zosen der nicht vollständig durchgeführte Befehl zur Sprengung 
des Schlosses gegeben. Württemberg und die Pfalz wurden im 
Sommer noch einmal veno listet. Nach Zurückdrängung der Fran- 
zosen über den Rhein führte Ludwig von Baden, der Ende 1692 
den Oberbefehl übernommen hatte, den Krieg immer mehr 
„mit der Hacke und dem Spaten". Ein Einfall ins Elsass 
führte 1694 nur zu schweren Plünderungen und Erpressungen. 
Aber auch Frankreich, das nur durch Umwandlung vieler 
Privatgeschäfte in königliche Aemter und deren Verkauf, durch 
Veräusserung von Domänen und Münz Verschlechterung seine 
Mittel aufgebracht hatte, und dessen Bevölkerung (auch infolge 
schlechter Ernten) schwere Not litt, konnte seit 1094 (Kata- 
lonien ausgenommen) nicht mehr offensiv vorgehen. Ludwig 
erstrebte einen Frieden. Wilhelm III., der 1 (590 Namur wieder- 
gewonnen hatte, suchte, nachdem Savoyen zu Frankreich 
übergetreten und zwischen der „grossen Liga" und Frankreich 
für Italien ein Waffenstillstand abgeschlossen war, ebenfalls 
Frieden, worin ihn eine Münzkrisis in England bestärkte. 
Die Aussicht auf baldige Eröffnung der spanischen 
Erbfrage lockerte die Liga. Im Reiche steigerte das 
Bemühen der kleineren westdeutschen Reichsstände (Frankfurter 
Assoziationsrezess Anfang 1697), gemeinsam zu einem eigenen 
stehenden Heere zu kommen, nur noch die Uneinigkeit. Nachdem 
Ludwig sich mit Holland und England im allgemeinen über die 
Friedensgrundlagen verständigt hatte, wurde auf dem Schlosse 
R y s w i c k über Frieden verhandelt, Wilhelm billigte den Vor- 
schlag, dass Ludwig entweder Strassburg oder Breisach und Frei- 
burg gelassen werden sollte. Holland, England und Spa- 
nien schlössen 20. September 1697 Frieden: Spanien 
erhielt alle seit 1679 verlorenen Plätze zurück, und Wilhelm 
wurde von Ludwig als König von England anerkannt. 
Einen von Ludwig dem Reiche gesetzten Termin für die Wahl 
zwischen Strassburg und Freiburg-Breisach Hess die kaiserliche 
Diplomatie verstreichen. Kaiser und Reich schlössen 
30. Oktober Frieden, in dem Frankreich seiner 
jetzigen Forderung gemäss Strassburg als aner- 
kannter Besitz blieb. Freiburg und Breisach wurden 
an das Haus Oesterreich, Philippsburg und Kehl an 
Kaiser und Reich zurückgegeben (Philippsburg erhielt 
dann der Bischof von Speier, Kelil der Markgraf von Baden- 
Baden). Auf die durch die Reunionen erworbenen 
Gebiete, Strassburg ausgenommen, hatte Ludwig 
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verzichtet, ebenso auf die beanspruchten pfälzischen 
Gebiete. Clemens blieb Erzbischof von Köln, und Leopold von 
Lothringen erhielt sein Herzogtum wieder (ohne Marsal, Longwy 
und Saarlouis). 

Ryswicker Klausel. Hannovers Kurfürstentum. Karl August 
von Kursachsen, König von Polen. Mehr auf Betreiben des Pfälzer 
Kurfürsten Johann Wilhelm 1690 — 1716. als aus eigenem Antrieb erzwangen 
die Franzosen «reifen Ende der Verhandlungen die Einfügung: einer Klausel 
«les Inhalts, duss in den Orten, die Frankreich zurückzugeben habe , die 
katholische Religion im gegenwärtigen Zustand verbleiben solle. Diese Klausel 
diente Johann Wilhelm und seinem Bruder Karl Philipp (1716 — 1742) dazu, 
ihre vielfache Einschränkung und Verfolgung des Protestantismus reehtlieh 
zu beschönigen. Seitdem die Kur-Pfalz 1685 in katholische Hände gekommen 
war, begann man (insbesondere Leihniz) für Errichtung einer Hannoverschen 
Kur Stimmung zu machen. Die Bemühungen Ernst August« von Hannover 
(Kalenberg), eine dritte, neutrale Partei zu bilden , nötigten den Kaiser, ihn 
Ende feierlich mit der Kur zu belehnen, nachdem Ernst August und 

sein Bruder Georg Wilhelm von Celle sich verpflichtet hatten, gegen die 
Türken und auch gegen Frankreich auf eigene Kosten ansehnliche Truppen 
zu stellen, und eine „Ewige Union** zwischen dem Kaiser und dem brann- 
schweig-lünebnrgischeu Hause, insbesondere in Hinsicht auf die spanische Erb- 
folge, abgeschlossen war. Die feierliche Aufnahme Hannovers (des Kurfürsten 
Georg Ludwig. 1698—1727, seit 1705 auch Herrn von Celle) in das Kurfürsten- 
kollegium erfolgte jedoch infolge Widerstrebens der katholischen Fürsten, aber 
auch der Brannschweiger Linie der Weifen, erst kraft Keichstagsbeschlusses 
September 1708. Das Gebiet des neuen Kurfürstentums war vermehrt durch 
da« Herzogtum Lauenburg, das Georg Wilhelm von Celle nach dein Aussterben 
der askanischen Herzoge 1689 besetzt hatte; 1716 erfolgte die kaiserliche 
Belehnung. 

Das Kurhaus Sachsen wurde dagegen katholisch. Als 
Bewerber um die polnische K ö n i g s k r o n e trat nach dem Tode 
Sobieskis Friedrich August, seit 1694 Kurfürst von Sachsen, auf und 
wurde dann auch von Wien unterstützt. Er trat 1. Juni 1697 bei Wien zur 
katholischen Kirche über; es gelang ihm durch Geld, Entfaltung militärischer 
Macht und glänzende Vorbei ssuugen, dem französischen Gegenkönig Prinzen 
von Conti das Betreten Polens unmöglich zu machen : 15. September wurde er 
in Krakau gekrönt. Kursachsen behielt jedoch die Direktiou des corpus 
Evangelicorum. 

§ 68. Der zweite Tiirkenkrieg Leopolds V. von 1690—1699. 

Die T ü r k e n eroberten unter Führung des neuen Gross- 
vesiers Mustafa Köprili 1 ()!><) alles Gebiet südlich von der 
Donau und Save, (Oktober) auch Belgrad wieder; beim 
türkischen Heere befanden sich viele französische Genie- und 
Artillerieoffiziere. Jedoch verdrängte Ludwig von Baden 
den „Fürsten von Siebenbürgen" Tüküly wieder aus diesem 
Lande und erfocht 1*1. August 1091 unter Mitwirkung von 
Kurbrandenburgern den für die Türken äusserst verlustreichen 
Sieg b e i S a 1 a n k e m e n (zwischen Belgrad und Peterwardein) ; 
Mustafa Köprili selbst fiel. Mitte 1092 eroberten die Kaiserlichen 
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Peter wardein. Lange wurde nun der Krieg von den Kaiserlichen 
mit geringem Nachdruck und Erfolg geführt (lfi95— 97 Fried- 
rich August der Starke von Sachsen Oberfeldherr). 1G95 und 
9<> erlangten die Türken (Sultan Mustafa II. 1695—1703) wieder 
Erfolge. Prinz Eugen von Savoyen, Mitte 1097 mit dem 
Oberbefehl betraut, organisierte rasch das zerrüttete Heer, 
ordnete die Verproviantierung, schlug einen oberungarischen Auf- 
stand nieder und errang 11. September 1097 den bedeutenden 
Sieg b e i Z e n t a an der Theiss über das vom Sultan selbst ge- 
führte türkische Heer, das gewaltige Verluste erlitt; er brannte 
auf einem Streifzug nach Bosnien Serajewo nieder. Aber infolge 
schwerer Erschöpfung der kaiserlichen Kräfte, besonders der 
Finanzen, kam es zu keinen bedeutenderen Erfolgen mehr. Unter 
Vermittlung der Seemächte folgte einem Oktober 1<>9K abge- 
schlossenen Waffenstillstand Januar 1099 der Friede von 
Karlöwitz. An Oesterreich trat die Türkei Ungarn 
mit Ausnahme des Banats, Siebenbürgen und den grössten 
Teil Slavoniens ab, an Polen Kameniec, Podolien und die 
westliche Ukraine, an Venedig dalmatisches Gebiet, Morea (ohne 
Korinth), die Inseln Santa Maura und Aegina. Ansehnliche 
militärische Kräfte und ein Gegengewicht gegen die Magyaren 
gewann Oesterreich durch die Einwanderung grosser Massen von 
Serben in die dünnbevölkerten Gebiete zwischen Save und Drave. 
In Ungarn und Siebenbürgen kam es, zum Teil infolge des harten 
und der Verfassung wie den Rechten des Protestantismus feind- 
seligen habsburgischen Regiments bald wieder zu Aufständen 
(Franz II. Rakoczy). 

Prinz Eugen, geb. 18. Oktober 1663 (-J- 1736). entstammte der Neben- 
linie Carignan des Hauses Savoyen. Seine Mutter , Olympia Mancini, Gross- 
nichte Mazarins (erste Jugendliebe Ludwins XIV.) mnsste nach dem Tode 
ihres Üemahls (1673) nach Krüssel flüchten und durfte Frankreich nicht mehr 
betreten. Ludwig XIV. hatte ihn zur kirchlichen Laufbahn bestimmt und 
verschloss ihm die militärische. E r t r a t deshalb 16S3 in österreichische 
Dienste, zeichnete sich schon in diesem Jahre, noch mehr bei den Be- 
lagerungen von Ofen und Heigrad aus. Er besass entschlossene und feurige 
Thatkraft, strategischen Scharfblick und mildes, menschenfreundliches Wesen 
dem gemeinen Manne gegenüber. Kr war nicht bloss gross als mili- 
tärischer Organisator und Führer, sondern auch als Staats- 
m a n n. 
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Kapitel XX. 

Die Erhebung Oesterreichs zu einer euro- 
päischen Grossmacht und Englands zur ersten 
See- und Handelsmacht. 

§ 69. Die Frage der spanischen Erbfolge nnd die Gruppierung 

der Mächte. 

Die spanische Erbschaft. Die Kränklichkeit und Kinder- 
losigkeit Karls IT. Hess das baldige Aussterben des Manns- 
stamnis der spanischen Habsburger erwarten. Anspruch auf das 
Erbe inachte für einen seiner beiden Söhne Kaiser Leopold I. als 
Haupt der deutschen Linie des Hauses Habsburg und als Gemahl 
der zweiten Tochter Philipps IV. ; aber auch Ludwig XIV. be- 
anspruchte trotz des Verzichts seiner Gemahlin, der älteren Tochter 
Philipps IV. (s. S. 189), das Erbe für sein Haus. Die Seemächte 
England und Holland widerstrebten im Interesse des europäischen 
Gleichgewichts und zugleich ihrer maritimen Stellung jeder dieser 
beiden Lösungen; andrerseits wiesen Regierung und Volk in 
Spanien den Gedanken einer Teilung der Gesamtmonarchie zu- 
rück. Sollte weder ein Habsburger noch ein Bourbon Erbe der 
spanischen Krone werden, so hatte das nächste Anrecht der 
einzige Sohn des bayrischen Kurfürsten Max Emanuel und seiner 
ersten Gemahlin Maria Antonie, der einzigen Tochter Leopolds 
und seiner spanischen Gemahlin. Aber der Kurprinz Joseph 
Ferdinand, den Karl IL zu seinem Nachfolger im Gesamtreich 
erklärte, starb kurz darauf ((>. Februar 1(599). Nun schlössen 
die Seemächte mit Frankreich (März 1700) einen (zweiten) 
Teilungsvertrag, wonach Leopolds zweiter Sohn Karl Spanien, 
die Niederlande und die Kolonien, Frankreich die italienischen 
Besitzungen Spaniens, bezw. Lothringen im Austausch gegen Mai- 
land, erhalten sollte; aber dieser Teilungsvertrag stiess in Spanien 
auf entschiedenen Widerstand, und der sterbende Karl II. setzte 
in seinem Testament Philipp von Anjou, den zweiten 
Enkel Ludwigs XIV., zu seinem Gesamterben ein mit der 
Bestimmung, dass die unteilbare spanische Monarchie nie mit 
einer andern vereinigt werden dürfe und also in zweiter Linie 
Philipps jüngerer Bruder, der Herzog von Berry, in dritter 
Linie Erzherzog Karl, in vierter der Herzog Viktor Amadeus II. 
von Savoyen, als Nachkomme Philipps IL, Erbe der spanischen 
Krone sein solle. Karl II. starb am 1. November 1700, und 
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am 16. November erklärte Ludwig XIV. feierlich die An- 
nahme der spanischen Krone durch seinen Enkel. 
Die grosse Allianz gegen Frankreich und Philipp V. 

Oesterreich, das unter keinen Umständen die italienischen 
Besitzungen Spaniens in fremde Hände fallen lassen wollte, b e- 
s c bloss jetzt den Krieg. In England und Holland herrschte 
Abneigung gegen den von Wilhelm HI. und dem Staats- 
pensionär Heinsius als notwendig erkannten Krieg; als aber 
Ludwig XIV. sofort seine Truppen in dem von dem General- 
statthalter, Kurfürsten Max Emanuel, nicht verteidigten Belgien 
einrücken Hess und alle politischen und merkantilen Zugeständ- 
nisse verweigerte, die für Holland Philipps von Anjou Nachfolge 
in der spanischen Gesamtmonarchie hätten annehmbar machen 
können, brachte Wilhelm III. am 7. September 1701 zwischen 
den beiden Seemächten und Oesterreich die „grosse 
Allianz" zu stände, wonach der Kaiser als „Satisfaktion für 
seine Ansprüche" die spanischen Niederlande, das alte Reichs- 
lehen Mailand, Neapel und Sicilien, die Seemächte Garantieen 
für die Freiheit ihres Handels bekommen und die von ihnen zu 
erobernden spanischen Kolonien behalten sollten, während be- 
treffs Spaniens selbst nur festgesetzt wurde, dass es nie mit 
Frankreich vereinigt werden solle. Als vollends Ludwig XIV. 
nach dem Tod Jakobs II. am lt>. September 1701 das Thron- 
recht von dessen Sohn „Jakob III." feierlich anerkannte, während 
die englische Successionsakte vom 12. Juni 1701 fest- 
setzte, dass im Fall des kinderlosen Todes der Prinzessin Anna 
die Thronfolge an die Kurfürstin Sophie von Hannover, die 
Tochter des Winterkönigs und Enkelin Jakobs I., also an das 
Haus Hannover übergehen sollte, wurden vom Parlament 
bereitwilligst die grössten Mittel für die Kriegführung zur Ver- 
tilgung gestellt. Dagegen hatte Viktor Amadeus von Savoyen, 
Schwiegervater Philipps von Anjou, sein Bündnis mit Frankreich 
erneuert, Papst Clemens XI. war ebenfalls für Frankreich ge- 
wonnen, und in Mailand, Mantua und Neapel standen seit An- 
fang 1701 französische Truppen. In Spanien selbst war Philipp V. 
von den Kastilianern mit Jubel aufgenommen worden, während 
Katalonien, Aragonien und Valencia der habsburgischen Thron- 
folge geneigt waren. 

Königtum in Preussen. Das Reich gegen Frankreich. 
Von den grösseren deutschen Staaten kam für den spanischen 
P>bfolgekrieg nicht in Betracht das Kurfürstentum Sachsen, da 
Kurfürst Friedrich August (I.), der Starke (U><)4— 1733), 
seit 161)7 König August II. von Polen (s. S. i>i>8), ausschliess- 
lich durch den nordischen Krieg (s. § 73) in Anspruch 
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genommen war. Dagegen verzichtete Kurfürst Friedrich III. 
von Brandenburg (K>88— 1701 Kurfürst, bis 1713 König als 
Friedrich I.) auf jede Wahrnehmung der brandenbnrg-preussischen 
Interessen in der nordischen Verwicklung, um seinen durch die 
polnische Königskrone August« II. und durch die Aussicht des 
hannoverschen Hauses auf die englische Krone noch gesteigerten 
Wunsch nach dem Königstitel zu befriedigen. Das Mittel, des 
Kaisers Einwilligung zu gewinnen, war der unbedingte An- 
schluss an die kaiserliche Politik: im Krontraktat 
vom 1 C). November 1 700 stellte der Kurfürst zur Verteidigung 
der kaiserlichen Erbrechte ein besonderes Hilfskorps von 8000 
Mann zur Verfügung, wogegen der Kaiser versprach, wenn der 
Kurfürst als souveräner Herzog von Preussen die Königskrone 
annehme, ihn in dieser Würde anzuerkennen. Am 18. Januar 1701 
setzte Friedrich I. als König in Preussen sich und seiner 
Gemahlin zu Königsberg die Krone aufs Haupt. Am 30. Dezember 
1701 trat König Friedrich T. der grossen Allianz 
bei, wogegen die Seemächte seine Königswürde anerkannten. 
Andrerseits schloss Kurfürst Joseph Clemens von Köln 1701 mit 
Frankreich ein Bündnis, und sein Bruder, Kurfürst Max Emanuel 
von Bayern, von Ludwig durch glänzende Versprechungen ge- 
wonnen , berei tete sei nen offenen A b f a 1 1 v o m K a i s e r v o r. Der 
Absicht des auf die jüngere, kurfürstliche Linie des weifischen 
Hauses eifersüchtigen Herzogs Anton Ulrich von Braunschiveig- 
Wolfenbüttel, ebenfalls Frankreich zu unterstützen, kam Georg 
Ludwig, seit Hi08 Kurfürst von Hannover, der durch eine enge 
Union mit dem Kaiserhaus verbunden war (s. S. 228), durch 
einen Ueberfall zuvor, infolge dessen Anton Ulrich floh (Früh- 
jahr 1702); sein Bruder, der die Kegentschaft für ihn übernahm, 
fügte sich. Am 30. September 1702 wurde in Regensburg der 
Reichskrieg gegen Frankreich beschlossen. 

Oranischer Erbschaftsstreit; England nach Wilhelms III. 
Tod. An Preussens Stellung änderte auch der oranische Erb- 
schaftsstreit nichts: Wilhelm III., der Ii). März 1702 starb, 
hatte nicht den preussischen König, den Sohn der Oranierin Luise 
Henriette, sondern das Haupt einer Nassauer Seitenlinie, Johann 
Wilhelm Friso von Nassau-Diez, zu seinem Universalerben ein- 
gesetzt; Preussen focht das Testament an und ergriff von den 
zum Reich gehörigen Teilen der Erbschaft, den Grafschaften 
Mörs und I Augen } sofort Besitz. Auf Wilhelm III. folgte in Eng- 
land seine Schwägerin Anna(l 702— 14), zweite Tochter Jakobs 11. 
und der Anna Hyde, die von ihrer Freundin, der Gemahlin des 
John Uhurchill, Herzogs von Marlborough, geleitet, der Kriegs- 
partei, d. h. den Whigs, die politische Führung überliess; in 
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den Niederlanden erhielt Wilhelm III. keinen Nachfolger (erst 
1747 wurde die Erbstatthalterschaft eingerichtet); die äussere 
Politik der Generalstaaten leitete Ratspensionär Heinsius. 

§ 70. Der spanische Erbfolgekrieg. 

Die Feldzüge 1701—9. Die ersten Kriegsjahre brachten 
keine entscheidenden Erfolge : auf dem italienischen Kriegsschau- 
platz setzte sich Prinz Eugen von Savoyen durch seinen Sieg 
über Catinat bei Carpi (.luli 1701) in der Lombardei fest und 
behauptete sich der französischen Uebermacht unter Vendöme 
gegenüber mühsam bei Luzzara (August 1702); am Niederrhein, 
wo der geniale, aber ehrgeizige und wenig charaktervolle Marl- 
borough (KiöO— 1722) als Oberfeldherr der grossen Allianz 
seitens der Niederländer keine kräftige und verständnisvolle 
Unterstützung fand, wurde wenigstens das Erzbistum Köln und 
das Bistum Lüttich von den Verbündeten erobert; vom Ober- 
rhein drang Villars erst 1703, nachdem Max Emanuel mit der 
Überrumpelung der Reichsstadt Ulm (September 1702) seine offene 
Stellungnahme gegen den Kaiser eingeleitet hatte, über den 
Schwarzwald nach Schwaben und Bayern vor. Zwar scheiterte 
der Angriff Max Etnanuels auf Tirol völlig an dem tapferen 
Widerstand der Bevölkerung; aber Süd Westdeutschland behaupteten 
die verbündeten Franzosen und Bayern siegreich, und gleichzeitig 
machte eine 1702 ausgebrochene Erhebung der Ungarn unter 
Franz Räköczys II. Führung bedrohliche Fortschritte; andrer- 
seits nahm der Aufstand der Hugenotten in den Cevennen, der 
tapferen „Camkarden" (so genannt nach den weissen Hemden, die 
sie trugen), 1702—5 einen Teil der französischen Streitkräfte 
in Anspruch, war aber freilich bei der Entfernung aller Kriegs- 
schauplätze von vornherein aussichtslos. Portugal hatte sich 
in einem Vertrag, der es zu einer Domäne des englischen 
Handels machte, mit d e n S e e m ä c h t e n verbunden, worauf 
der Erzherzog Karl, als König Karl III. von Spanien 
jetzt seitens der verbündeten Mächte anerkannt, September 1703 
sich nach Spanien begab; und die allmähliche Eroberung 
fast ganz Oberitaliens durch die an Zahl weit überlegenen 
Franzosen hatte zur Folge, dass Viktor Amadeus, mit Recht 
für seine Selbständigkeit besorgt, ohnedies von Ludwig in seiner 
Hoffnung auf territorialen Gewinn hingehalten, Oktober 1703 
das französische Bündnis mit dem österreichisch- 
englischen vertauschte. 

Das französisch-bavrische Hauptheer unter Tallard wurde 
13. August 1704 in der Schlacht bei Höchstäd t (oder Blind- 
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heim) an der Donau von Marlborough, der den Kern seines 
Heeres aus den Niederlanden herangeführt hatte, und Prinz Eugen 
völlig geschlagen und darauf Bayern in österreichische 
Verwaltunggenom in en, ganz Süddeutschland von den Fran- 
zosen gesäubert. 170. r > folgte auf Leopold sein thatkräftiger Sohn 
Joseph I. (1705 — 11), der über die Kurfürsten von Köln 
und Bayern die Reichsacht verhängte; eine Erhebung 
der bayrischen Bauern gegen das drückende österreichische Regi- 
ment wurde niedergeschlagen. 1 7< M> wurden vonMarlborough 
durch den Sieg bei R am Uli es (in der Nähe von Brüssel) die 
spanischen Niederlande erobert, von Prinz Eugen 
durch den Sieg bei Turin, zu dem die Preussen unter Leo- 
pold von Dessau viel beitrugen , d i e F r a n z o s e n gezwungen, 
die Belagerung dieser Stadt autzugeben und Oberitalien zu 
räumen; und in Spanien wurde, freilich nicht für lange, Madrid 
von Truppen Karls III. besetzt. Die Hoffnung Ludwigs XIV., 
Karl XII. von Schweden, der damals als Sieger in Sachsen stand 
(s. S. 241), zum Eingreifen in Bayern oder wenigstens zu diplo- 
matischer Vermittelung zu bestimmen, ging nicht in Erfüllung. 
1707 wurde von den österreichischen Truppen ein Teil des 
Kirchenstaats und Neapel besetzt, während ein Angriff auf 
Toulon scheiterte. 1708 siegten Marlborough und Prinz 
Eugen bei Oudenarde und eroberten Lille, die stärkste 
nordfranzösische Festung, während gleichzeitig die aufständischen 
Ungarn von General Heister siegreich niedergeworfen wurden. 
Friedensverhandlungen, die jetzt Ludwig XIV. einleitete, scheiterten 
an dem Verlangen der Verbündeten, dass Frankreich selbst zur 
U eberlief erung Spaniens an Karl III. mitzuwirken habe. Nach 
dem blutigen Sieg der Verbündeten bei Malplaquet 
(September 1 TO*.») wurde diese Forderung in verschärfter Weise 
wiederholt und damit noch einmal die Gelegenheit versäumt, zu 
einem Frieden zu gelangen, der alle wesentlichen Interessen 
der Verbündeten befriedigt und Deutschland den Besitzstand 
im Elsass, wie er durch den westfälischen Frieden festgesetzt 
war, und zwar mit Anerkennung der deutschen Auslegung der 
betreffenden Bestimmungen (s. S. ISO), zurückgegeben hätte. 

Zerfall der grossen Allianz. Das erschöpfte F r a n k r e i c h, 
dem der Winter 1 70*.)/10 noch eine schwere Hungersnot gebracht 
hatte, war allerdings aus eigener Kraft zu längerem Wider- 
stand kaum mehr fähig; nur in Spanien, wo Karl III. 1710 
zwar in Madrid einziehen konnte, aber dann endgültig auf Kata- 
lonien beschränkt wurde, hatten die französischen Waffen unter 
Vendöme jetzt das entschiedene Uebergewicht. Aber der Regie- 
rungswechsel in England, wo Königin Anna, mit der 
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Herzogin Marlborough zerfallen, in Uebereinstimmung mit der 
auch in den Neuwahlen zum Ausdruck gekommenen öffentlichen 
Meinung 17 10 das whiggistische durch ein Toryministerium (mit Lord 
Bolingbroke) erse tzte, bereitete einen Umschwung in der euro- 
päischen Politik vor, der dann durch den Tod Josephs I. 
(17. April 1711) unvermeidlich wurde. DaJosephl. nur Töchter 
hinterliess, folgte ihm sein Bruder Karl in Oesterreich, wo der unga- 
rische Aufstand durch den, Ungarn seine eigene Verfassung be- 
lassenden, Frieden von Szatmar (1. Mai 1711) auch formell beendet 
wurde, ebenso als Karl VI. (1711 — 40) in der Kaiserwürde 
(12. Oktober), nach Festsetzung einer „beständigen" Wahlkapitu- 
lation. Eine Vereinigung der spanischen Gesamtmonarchie mit 
Oesterreich in der Hand des Kaisers bedeutete eine Aufhebung 
des europäischen Gleichgewichts, die England zu Gunsten des 
Hauses Habsburg so wenig dulden wollte als zu Gunsten Frank- 
reichs. Deshalb einigte sich die englische Regierung in geheimen 
Unterhandlungen mit Frankreich über die entscheidenden Punkte 
der Friedensbedingungen, Oktober 1711, entsetzte Marlborough 
des Oberbefehls und entzog dem Prinzen Eugen, der vergebens 
selbst nach London gegangen war, um den Fortbestand der 
grossen Allianz zu erhalten, die Mitwirkung der englischen 
Truppen für den Feldzug von 1712, was dem Marschall Villars 
ermöglichte, auf dem niederländischen Kriegsschauplatz einige 
Vorteile zu gewinnen. 

Die Friedensschlüsse. Nach fimfvierteljährigen Unterhand- 
lungen wurde zwischen England, Holland, Preussen, 
Portugal und Savoyen einerseits, Frankreich andrer- 
seits 13. April 1713 der Friede von Utrecht geschlossen, 
dem Spanien beitrat. Die Hauptbestimmungen waren : Spanien mit 
den Kolonien behielt Philipp F., der für sich und seine Nachkommen 
einen unbedingten, vom Pariser Parlament in einer königlichen 
Sitzung einregistrierten, Verzicht auf die französische Krone ge- ' 
leistet hatte; England erhielt von Frankreich: Akadien (Neubraun- 
schweig und Neuschottland) und Neufundland, das Versprechen 
der Schleifung des Hafens und der Festungswerke von Dünkirchen, 
einen günstigen Handelsvertrag und die Anerkennimg der hannover- 
schen Thronfolge; von Spanien: (Hbraltar, das 1704, und Menorka, 
das 1708 von den Engländern erobert worden war, und einen 
günstigen Handelsvertrag, u. a. das Monopol des Negerhandels 
nach den spanischen Kolonien (Asiento, s. S. 12); Holland: das 
Zugeständnis der Scheidesperre und eine Barriere von Festungen 
in den spanischen Niederlanden; Preussen: die Anerkennung der 
Königswürde und von der oranischen Erbschaft, ausser Mörs und 
hingen (s. S. 232), Neuenburg und Valengin, von denen 1 707 Be- 
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sitz ergriffen worden war, dazu als Entschädigung für Orange 
das Oberquartier Geldern; Savoyen: Sicilien als Königreich und 
das Recht der eventuellen Nachfolge in Spanien, dessen prak- 
tische Bedeutung jedoch Philipp V. durch ein neues Erbgeseta 
bedeutend minderte. 

Nach einem weiteren Feldzug am Oberrhein, der zur Wieder- 
eroberung Landaus und Freiburgs durch Marschall Villars führte, 
wurde zwischen Frankreich und Oesterreich 7. März 
1714 der Friede von Rastatt, zwischen Frankreich 
und dem Reich s. September 1714 der Friede von Baden 
(an der Limmat) geschlossen : Frankreich gab, entsprechend den 
Utrechter Festsetzungen, Breisach, Freiburg und Kehl zurück, 
behielt aber alle seine früheren Erwerbungen auf dem linken 
Rheinufer; die Ryswicker Klausel (s. S. 228) wurde erneuert ; 
die Kurfürsten von Köln und Bayern wurden in alle ihre Rechte 
und Besitzungen wieder eingesetzt, wobei sich der Kaiser Aus- 
tausch Bayerns gegen andere Gebiete vorbehielt. Die spanischen 
Niederlande, Mailand, Neapel und Sardinien kamen, wie schon 
im Utrechter Frieden vorgesehen war, an Oesterreich. Zwischen 
Karl III. und Philipp V. wurde ein formeller Frieden nicht ge- 
schlossen. — Letzterer verhängte in Katalonien schwere Straf- 
gerichte und hob hier, wie in Aragonien und Valencia, die alten 
Verfassungen vollends auf. 

§71. West- und Siideuropa nach dem spanischen Erbfolgekrieg. 

Die neuen Regierungen in England, Frankreich und Spanien. 

In England folgte auf Königin Anua 1714 der erste König aus dem 
w elfisehen (hannoverschen) Hans Georg 1. (1714—27); sogar der eng- 
lischen Sprache unkundig, überliess er die Regierung ganz seinen Ministern, 
die er sofort aus der Partei der Whigs nahm. Ein schottischer Aufstand zu 
Gunsten Jakob Stuarts wurde rasch unterdrückt (Anfang 1716). Die Stuart'sehe 
Erhebung war von Ludwig XIV. begünstigt worden, der aber 1. Sept. 1715 
starb; er hinterliess Frankreich, das in seiner Industrie zurück- 
gekommen, sehr verarmt, mit Staatsschulden von etwa 12 Milliarden heutigen 
Geldwerts belastet war und seit lange an einem regelmässigen Fehlbetrag von 
bedeutender Höhe litt, seinem fünfjährigen Urenkel Ludwig XV. (1715—74), 
für den unter Zustimmung des Pariser Parlaments, aber im Widerspruch mit 
Ludwigs XIV. Testament, der Herzog Philipp von Orleans, der geistvolle, 
aber liederliche Sohn der Elisabeth Charlotte von der Pfalz, die unumschränkte 
roruiutid.se/iaft/ic/ir Regierung an sich riss; dieser machte zum leitenden Minister 
seinen Erzieher, den sittenlosen Abbe Dubois. In Spanien beherrschte den 
König Philipp V. seine zweite Gemahlin Elisabeth von, Parma, die den 
Vermittler ihrer Ehe, Kardinal Alberöni, zum allmächtigen Minister machte; 
dieser war bemüht, durch Reformen im lunern Spanien wieder emporzubringen, 
aber seine äussere Politik ging, den ehrgeizigen Absichten der Königin ent- 
sprechend, darauf aus, die durch den Ctrechler Frieden geschaffene Lage zu 
Gunsten Spaniens zu ändern und deshalb den Mächten, die den Frieden ge- 
schlossen hatten, Schwierigkeiten zu bereiten, Grossbritannien durch Fnter- 
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Stützung des Stuart'schen Aufstandes und durch Verwicklung in die nordischen 
Händel , Frankreich durch Unterstützung der Opposition des Adels gegen 
die Regentschaft, die im Anschluss an England und Holland eine Stütze suchte. 
Die Gelegenheit zur Verwirklichung seiner Plane schien der inzwischen von 
der Türkei begonnene Krieg zu bieten. 

Der türkisch-österreichische Krieg 1716—18. Die Türkei 
hatte 1715 durch einen plötzlichen und übermächtigen Angrifft/er 
Republik Venedig Morea entrissen, aber durch diesen Bruch des 
Friedens von Karlowitz bewirkt, dass auch Oesterreich in den 
Krieg eintrat. Während Korfu von Matthias von der Schulenburg 
für Venedig ruhmreich behauptet wurde, schlug Prinz Eugen 
die Türken bei Peterwardein und eroberte Temesvar 
und das Banat (17 IG); 1717 nahm er nach einem glänzenden 
Sieg über das türkische Entsatzheer Belgrad; 1718 musste 
die Pforte den Frieden von Passarö witz schliessen, in dem 
sie Morea und Kandia behielt, aber an Oesterreich das Banat mit 
Temesvar, das nördliche Serbien mit Belgrad und die kleine 
Walachei bis zur Aluta , an Venedig eine Reihe fester Plätze 
an der dalmatischen und albanesischen Küste abtrat. 

Die Quadrupelallianz. Spanien hatte 1717 Sardinien weg- 
genommen, und 17 in wurde Sicilien erobert; aber die Qua- 
drupelallianz zwischen England, Frankreich, dem 
Kaiser und Holland zwang Spanien durch den Sieg der 
englischen über die spanische Flotte beim Kap Passaro (11. August 
1718) und durch den Einmarsch eines französischen Heeres in 
Spanien (17 11)) zur Annahme der von ihr festgesetzten Bedingungen : 
der Kaiser erkannte Philipp V. als König von Spanien an, Philipp 
verzichtete auf die einstigen Nebenländer Spaniens in Europa, 
erhielt aber für seine Söhne zweiter Ehe die Anwartschaft auf die 
voraussichtlich bald durch Aussterben der Farnese und Medici 
in Erledigung kommenden „Reichslehen" Parma- Piacenza und 
Toskana; ausserdem tauschte Oesterreich Sicilien ein gegen das 
„Königreich Sardinien", das an Savoyen kam. Alberoni 
wurde Dezember 1719 entlassen und aus Spanien verbannt, und 
Januar 1720 schloss Philipp V. auf obige Bedingungen Frieden. 

Die Friedensjahre in Frankreich und England. Zu der finanziellen 
Erschöpfung Frankreichs hatte auch das Steuersystem viel beigetragen, das 
einen grossen Teil der Brutto-Einnahmen den .Finanzpachtern, bezw. -Beamten 
zuwandte und das ganze wirtschaftliche Leben durch einseitige Belastung der 
armen und erwerbenden Klassen, durch Verteuerung der notwendigen Lebens- 
mittel und durch Zölle, besonders die Binnenzölle, unterband. Zunächst half 
sich die Regentschaft mit einer Verwandlung der schwebenden Schuld in eine 
konsolidierte, bei der die Staatsgläubiger 67% verloren, mit einer Münzver- 
schlechterung um 20% und. in Wiederaufnahme einer Einrichtung Richelieus, 
mit der Einsetzung eiiier chambre de justice, die die Rechtmässigkeit der 
Erwerbung der grossen Vermögen prüfen und je nach Befund Konfiskation 
verhängen sollte, in Wirklichkeit aber bald nichts als ein Mittel zur Bereicherung 
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für die einflussreichen Kreise, insbesondere die „roue* u des Regenten, wurde. 
Von 1716 an folgte man den Ratschlägen des Schotten Law (1671—1729), 
die auf eine unmässige Ausnutzung des Kredits durch Ausgabe einer Masse 
ungedeckten Papiergelds hinausliefen. Laws vor Mitte 1716 errichtete Privat- 
notenbank wurde Ende 1718 in eine königliche verwandelt, Mai 1719 durch 
Verschmelzung der seit .Sommer 1717 gegründeten „compagnie d'occident" 
mit andern Handelsgesellschaften die „compagnie des Indes" gebildet und dieser 
zuerst das Münzregal, dann die O'eneralpacht ubertragen gegen die Verpflich- 
tung, dem Staat die Rückzahlung der fundierten Staatsschulden im Retrag 
von mehr als 2 Milliarden 1. (11. I 1 /* fr. Silbergewicht) durch ein Anlehen 
zu ermöglichen, das zu 3% verzinst wurde; bald erhielt die Kompagnie auch 
das Tabaksmonopol und Anfang 1720 sogar die (i euer alkont rolle der Staats- 
finunzcn. l>ann wurde bestimmt, dass Metall nur noch zu kleinen Zahlungen 
verwendet werden dürfe, und endlich die königliche Hank mit der compagnie 
des Indes verschmolzen. Anfangs erreichte der Kurs der Aktien der Kompagnie, 
mit denen auch die fremden Staatsgläubiger bezahlt wurden, eine schwindel- 
hafte Höhe. Gegen das ganze „System" erhoben zuerst die Höfe des Parla- 
ments Einsprache, und die Zurückziehung des Metallgelds aus dein öffentlichen 
Verkehr zu Gunsten der königlichen Bank, sowie der Eifer, womit man in 
den Kreisen der Regentschaft den Besitz an Aktien „realisierte", entzog den 
Aktien rasch allen Kredit : 10. Oktober 1720 musstcn die Noten (mehr als 
3 Milliarden) ausser Kurs gesetzt, die Bank geschlossen werden. Law, seiner 
Stellung als tieneralkontrolleur euthoben, floh vor der Wut des Volkes; er 
starb 1729 arm in Venedig. 1 ) Die Reformen, zu denen der zeitweilige Geld- 
überfluss angeregt hatte, wurden rückgängig gemacht oder unterblieben; mit 
einem ungeheuren Verlust am Nationalwohlstaud war der einzige Vorteil einer 
nicht sehr bedeutenden Verminderung und einer wesentlich niedrigeren Ver- 
zinsung der Staatsschuld erkauft. 

In der auswärtigen und Kirchenpolitik vollzog der Regent einen völligen 
Wechsel: seit 1720 suchte er engsten Anschluss an Spanien und brach den 
Widerstand der Jauseuisten gegen die Bulle Unigenitus, die auf Betreiben der 
Jesuiten Quesnels „Neues Testament" 1723 verboten hatte. Montesquieu' s (s. 
S. 257) „persische Briefe" zeichneten mit treffendem und beissendem Witz die 
staatlichen, kirchlichen und gesellschaftlichen Zustände, sowie die massgebenden 
Persönlichkeiten des damaligen Frankreich. Nachdem Orleans Dezember 1723, 
einige Monate nach Dubois, gestorben war, übertrug Ludwig XV., seit Februar 
1723 mündig, die Führung der Geschäfte dem Herzog von Bourbon, der, gegen 
Spanien wegen seiner Annäherung au Oesterreich verstimmt, die Verlobung des 
jungen Königs mit einer spanischen Infantin rückgängig machte und ihn mit 
der Tochter des abgesetzten Polenkönigs Lesczynski, Maria, vermählte (1725). 
Der Versuch Bonrbons, den jungen König seinem Erzieher, dem Kardinal 
Fleury , zu entfremden , führte dazu, dass vielmehr Fleurv leitender 
Minister (1726 — 1743) wurde, durch den Frankreich eine sparsame, geord- 
nete und nach aussen wenigstens für längere Zeit friedfertige Regierung erhielt. 

In England wurde durch die whiggistische Regierung, an 
deren Spitze 1721—42 Robert Walpole stand, mit grösster Folgerichtigkeit 
und Umsicht und glänzendem Erfolg die Politik in den Dienst der englischen 
Handelsinteressen gestellt , freilich auch die Herrschaft des Geldes im poli- 
tischen Leben auf viele .Tahrzehnde befestigt; Walpole sicherte sich durch 
Bestechung eine gefügige Parlamentsmehrheit. 



!) Zu einer ähnlichen Börseuschwiudelei führte in England die 1711 
gegründete „Südseegesellschaft" (für den Handel in der südlichen Hälfte des 
Grossen und des Atlantischen Ozeans), die 1720 dem Staat 10 Mill. Pfund 
zur Fnndierung seiner schwebenden Schulden lieh und 1721 zusammenbrach. 
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Kapitel XXL 

Eintritt Russlands in die Reihe der europäischen 

Grossmächte. 

§ 72. Peters des Grossen Anfänge. 

Der zweite Romanow Alexei (1645—76) bahnte durch Zusammenstellung 
der Erlasse der ostrihnischeu Kaiser und der Ukase der Zaren zu einer Art 
Landrecht , das die Lage der unteren Klassen noch verschlimmerte, x ) durch 
Zentralisierung der Verwaltung, durch Heranziehung ausländischer Offiziere 
(der Schotten Lessley und Gordon) und durch Begünstigung der Nieder- 
lassung von Westeuropäern („deutsche Vorstadt" bei Moskau) die Umwand- 
lung Russlands in einen europäischen Staat an. Eine Synode von 1653 führte 
kirchliche Reformen ein, durch die die Verschiedenheiten im Ritus und in 
der Textüberlieferung der heiligen Schrift, insbesondere alle Abweichungen 
von der übrigen orthodoxen Kirche, beseitigt werden sollten, freilich auch eine 
Lossagung der Altgläubigen („Raskolniki" Abtrünnige) von der orthodoxen 
Kirche herbeigeführt wurde. Alexeis ältester Sohn und Nachfolger Feodor 
(1676—82) vollendete den zarischen Absolutismus, der bisher durch den Zwang, 
bei Ernennungen die Rangverhältnisse der Bojaren(=Adels)-Familien zu berück- 
sichtigen, beschränkt war, indem er das Rangbuch verbrennen liess. Nach 
Feodors Tode wurde sein lOjähriger Halbbruder Peter (1682—1725), Sohn 
Alexeis und seiner zweiten Gemahlin Natalia Naryschkin, zum Zaren erhoben; 
aber durch einen Aufstand des nationalmssischen Corps der Strelzg oder Stre- 
lizen (--- Schützen) bewirkte Peters ehrgeizige Halbschwester Sophie, dass ihr 
schwachsinniger Bruder Iwan (f 1696) neben Peter zum Zaren erhoben und 
ihr selbst die Regentschaft übertragen wurde. Zwei Feldzüge zur Unter- 
werfung der Krim, die sie 1687 und 89 unternehmen liess, endeten erfolglos 
und verlustvoll. Darüber kam es zwischen der Regentin und Peter zum 
Streit; Peter, vor einer Erhebung der Strelizen gewarnt, zog sich von Preo- 
braschensk nach dem festen Kloster Troitza zurück (August 1689); nach einigen 
Wochen unentschiedenen Schwankens wurde durch den Uebertritt der aus- 
ländischen Offiziere, besonders Gordons, Peter Herr der Lage ; Sophie musste 
sich in ein Kloster zurückziehen. 

Der junge Alleinherrscher war zunächst bemüht, im Umgang 
mit hervorragenden Ausländern (ausser G o r d o n besonders Lef ort, 
1653 in Genf geboren, auch Baron Keller), durch eigene Anschauung und 
Uebnng, die ihm namentlich die regelmässigen Besuche in der deutschen Vor- 
stadt verschafften, sich eine genaue und praktisch verwendbare Bekannt- 
schaft mit den Errungenschaften westeuropäischer Kultur, 
vor allem auf dem Gebiet des Kriegs- und Seewesens (anfangs vielfach in der 
Form von Kriegsspielen), zu verschaffen. In seinen Neigungen und Gewohn- 
heiten blieb aber Peter immer ein Halbbarbar. Seit 1695 beteiligte sich Russ- 
land an dem Krieg gegen die Türkei (s. S. 229) ; die vergebliche Belagerung 
Asows 1695 führte zur Berufung westeuropäischer Pioniere, Schiffbauer und 
Ingenieure; indem Peter überall persönlich eingriff, wurde eine Kriegsflotte 

*) 1597 war im Interesse des niederen Adels vollständige Schollen- 
pflichtigkeit der Bauern eingeführt und die Haussklavenschaft lebenslänglich 
und unwiderruflich gemacht worden. 
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erbaut, mit deren Hilfe Asow 1696 erobert wurde. Marz 1697 unter- 
n ahm Peter eine Reise, die ihn über Riga, Königsberg und Hannover 
nach Holland, Januar 1698 nach London, über Holland zurück den 
Niederrhein hinauf und dann quer durch Deutschland nach Dresden und 
Wien führte. Auf den Schiffswerften von Amsterdam und Zaardam hatte er 
selbst einige Zeit als Schiff 'szi mm ermann („Peter MicJiailow") gearbeitet, in 
Amsterdam die wissenschaftlichen und technischen Sammlungen besucht; aus 
Holland und England schickte er eine Masse Instrumente und Manufaktur- 
waren, rieh Techniker und Handwerker nach Russland. Von Wien wollte er 
nach Venedig reisen, wurde aber durch die Nachricht von einem Strelizen- 
Auf stand heüngerufen, der, vielleicht von Sophie angestiftet, doch nur der 
Ausdruck der altrussischen Erbitterung über die in der äusseren Erscheinung, 
seinem Umgang und vor allein durch die Reise kundgegebene Vorliebe des 
Zaren für westeuropäisches Wesen war. Peter, bei dessen Rückkehr (Aug. 1698) 
der Aufstand durch Gordon schon niedergeworfen war, verhängte 
nach Zahl und Art entsetzliche Strafgerichte, die zusammen mit 
den Anfängen der Reform, dem Gebot des Bartscherens und westeuro- 
päischer Tracht, die Verbitterung nur steigerten und in die weitesten Kreise 
trugen; Peters eigener Sohn Alexei war einer der entschiedensten Gegner der 
Reformen. Sophie wurde als Nonne in ein Kloster gesperrt (f 1704), das 
Corps der Strelisen aufgelöst (1699), um einem ausschliesslich nach euro- 
päischem Muster organisierten Heer Platz zu machen. An einer 
zusammenhängenden und durchgreifenden Reformarbeit wurde Peter znuächst 
verhindert durch den nordischen Krieg, der ihm vor allein ein Mittel 
werden sollte, um R u s s 1 a n d durch Erwerb der Ostseeküsteu in unmittel- 
bare und innige Verbindung mit dem westlichen Europa zu 
bringen. 

§ 73. Der (zweite) nordische Krieg. 

Karls XII. Siege. Schwedens Machtstellung beruhte 
auf den ausserhalb seiner natürlichen Grenzen gemachten 
Eroberungen und war also eine unsichere, da jeder der 
Nachbarstaaten den Gedanken festhielt, bei Gelegenheit den in 
seinen Bereich fallenden Teil der schwedischen Besitzungen 
zu gewinnen. Dazu kam noch ein Gegensatz zu Däne- 
mark durch den Zwiespalt zwischen der älteren, königlich-däni- 
schen, und der jüngeren, herzoglich-gottorpischen Linie des Hauses 
Oldenburg: erstere forderte die Lehensoberhoheit über den 
gottorpschen Anteil an Schleswig; der Gottorper Herzog Fried- 
rich IV. (HjiU— 1702) hatte, mit Schweden verbündet und 
Schwiegersohn Karls XL, auch von England und Holland unter- 
stützt, diesen Anspruch erfolgreich zurückgewiesen. Bei dem 
Adel Liiiands herrschte infolge der „Reduktion" Karls XL Er- 
bitterung gegen das schwedische Regiment, und der von Schweden 
geächtete Patkul (s. M>4) war bemüht, einen Kriegsbund gegen 
Schweden zu stände zu bringen; die Thronbesteigung des 
15jährigen Karl XII. (UW 7— 1718) schien einem solchen 
die günstigsten Aussichten zu eröffnen. Mai KV.H) schloss August 
der Starke, obgleich die Republik Polen neutral bleiben wollte, 
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mit F r i e d r i c h I V. von Dänemark (16 ( J ( J — 1730), November 
1699 mit Peter ein Kriegsbündnis gegen Schweden, das 
Fiühjahr 1700 überfallen werden sollte. Doch trat Peter erst 
August 1700 in den Krieg ein, nachdem der Friede mit der 
Türkei geschlossen war, der ihn im Besitz von Asow beliess. 
Inzwischen hatte sich nicht nur Riga des sächsischen Angriffs 
erwehrt, sondern Karl XII. durch seine Landung auf Seeland 
den dänischen König zum Frieden von Travendal 
gezwungen: Dänemark musste seinen Bündnissen und seinen 
Ansprüchen an den Herzog von Gottorp entsagen. Alsbald 
wandte sich Karl nach den Ostseeprovinzen und schlug in 
Abwesenheit Peters 30. November 1700 bei Narwa das rus- 
sische Heer, das diese Stadt belagerte, vollständig, Hess aber 
dann die Russen in Ruhe, um den ihm verhassten August zu 
züchtigen. 

Nachdem Karl 1701 die Sachsen aus Livland vertrieben 
hatte, drang er in Polen ein, Avas den Eintritt Polens in 
den Krieg zur Folge hatte. Durch die Siege bei Clissow 
(Juli 1702) und bei Pultusk (April 1703) machte er sich zum 
Herrn des grössten Teils von Polen, so dass er die Absetzung 
Augusts und die Wahl des Woiwoden von Posen, Stanis- 
laus Lesczynski, zum polnischen König (Juli 1704) durch- 
setzen konnte ; aber die Polen blieben in ihrer Mehrheit August 
treu. Nachdem ein letztes sächsischesHeer unter Schulen- 
burg bei Fraustadt (Februar 1700) zersprengt war, zog 
Karl (September) mit seinem Heer durch Schlesien nach Sachsen. 
August blieb nichts übrig, als den von seinen Unterhändlern 
24. September 1700 geschlossenen Frieden von Altranstädt 
zu bestätigen, wonach er für sich und seine Nachkommen auf 
diepolnischeKroneverzichtete; alle Ueberläufer mussten 
ausgeliefert werden, auch Patkul, der seit 1704 als russischer 
Gesandter in Dresden weilte, aber von August infolge eines 
Zerwürfnisses verhaftet worden war; er wurde grausam hin- 
gerichtet. Karl versagte sich dem Ansuchen Ludwigs XIV. 
(s. S. 234), blieb aber mit seinem Heer in Sachsen, das die 
schwere Last der Verpflegung zu tragen hatte, bis Joseph L, 
durch den spanischen Erbfolgekrieg zur Nachgiebigkeit gegen 
die schwedische Forderung gezwungen (31. August 1707), in 
einem Vertrag sich verpflichtete, allen evangelischen Unterthanen 
in Schlesien Geicissensfreiheit und bürgerliche Gleichberechtigung 
zu gewähren und in den Fürstentümern Liegnitz, Brieg, Wolilau, 
Oels und der Stadt Breslau den kirchlichen Rechts- und Besitz- 
stand von 1048 zu Gunsten der Protestanten herzustellen. 

Lehrbuch d. Weltgeschichte. Neue Zeit. 16 
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Die russischen Erfolge und Siege; russisch-türkischer 
Kriegf. Peter d. Gr. hatte die Ruhe, die ihm Karls Eigensinn 
liess, benutzt, um Ingermanland, Esthland und Livland den 
Schweden zu entreissen, die hier auf wenige feste Punkte, haupt- 
sächlich Riga und Reval, beschränkt wurden. Im Newa-Delta 
hatte Peter schon 27. Mai 1703 den Grund zu seiner künftigen 
Hauptstadt Petersburg gelegt, die unter der Arbeit der 
freilich massenweise in dem ungesunden Klima dahinsterbenden 
leibeigenen Bauern rasch emporwuchs und durch die Seefestung 
Kronstadt gegen jeden Angriff einer feindlichen Flotte geschützt 
wurde. Statt die Ostseeprovinzen zurückzuerobern, beschloss 
Karl, als er endlich sich gegen die Russen wandte, den Zug 
auf Moskau, mitbestimmt durch die Versprechungen des Kosaken- 
hetmanns Mazeppa. Siegreich drang er Sommer 1708 bis Mohllew 
am Dnjepr vor, zog aber jetzt, ohne auch nur Löwenhaupt ab- 
zuwarten, der ihm von Kurland 1 1 000 Mann und grosse Vorräte 
zuführte, der Ukraine zu; Löwenhaupt erreichte ihn zwar, 
aber nach Preisgabe seines ganzen Trains und Verlust seiner 
Artillerie, und Mazeppa erschien, statt mit der versprochenen 
Hilfe, als Flüchtling, da ihm nur wenige Kosaken (3000) 
gegen den Zaren folgten. So musste Karl mit seinen 30000 
Mann in der Ukraine überwintern, von der Heimat abgeschnitten 
und aller Hilfsmittel entblösst. Bei Pultawa, das Karl seit 
Mai 1709 belagerte, wurden die Schweden von dem über- 
legenen Heer, das Peter herangeführt hatte, 8. Juli 1709 ver- 
nichtend geschlagen; Karl entkam mit tausend Mann über 
den Dnjepr auf türkisches Gebiet, wo er freundlich auf- 
genommen in Bender sein Quartier aufschlug. 

Zwar gelang es Karl, die Pforte, die russische Angriffs- 
plane befürchtete, und von der Peter durch ein Ultimatum die 
Auslieferung Karls verlangt hatte, zur Kriegserklärung zu 
bewegen (November 1710), und Peter, der an den Pruth vor- 
gedrungen, von der türkischen Uebermacht eingeschlossen wurde, 
schien verloren; aber der Grossvesier, seiner Truppen nicht sicher 
und durch russisches Geld bestochen, schloss 21. Juli 1711 Frie- 
den: Peter musste sich verpflichten, Karl nach Schweden zu- 
rückkehren zu lassen, Asow herauszugeben und Taganrog 
zu schleifen, sowie sich nicht in die polnischen Dinge zu mischen. 
Die Erfüllung dieser Bedingungen wurde verzögert, worauf die 
Türkei von neuem den Krieg erklärte; 24. Juni 1713 wurde in 
Adrianopel der endgültige Friede geschlossen. Karl 
blieb, den Aufforderungen der Pforte zum Trotz, in seinem Lager 
bei Bender; nach tapferem Kampf von den Türken zum Ge- 
fangenen gemacht (Februar 1713), entschloss er sich endlich 
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(November 1714) zur Rückkehr nach dem von seinen Feinden 
bedrängten Schweden. 

Der Zusammenbruch der schwedischen Macht; Karls 
Ausgang:. Schon Sommer 1709 hatte August der Starke 
sein Bündnis mit Schweden und Russland erneuert 
und in Polen und Warschau als König seinen Einzug gehalten. 
Die Schweden mussten die letzten Plätze in Esthland und'Liv- 
lond räumen, die nun unter Gewährleistung der Landesrechte mit 
Russland förmlich vereinigt wurden. Die Neutralität der deutschen 
Besitzungen Schwedens suchten der Kaiser und die Seemächte 
durch das „Haag er Konzert" (20. März 1710) zu sichern, thaten 
aber nichts dafür, und Karl protestierte von Bender aus; so 
drangen die Dänen in Bremen und Verden, sowie in Holstein, 
die Russen in Schwedisch-Pommern (1713 auch in Holstein) ein. 
Deshalb nahm Friedrich Wilhelm I. von Preussen (1713—40) 
auf Grund eines vorläufigen Vertrags mit Russland Vorpommern 
„in Sequester" und schloss 1714 mit Peter einen Vertrag, in 
dem Vorpommern bis zur Peene Preussen, die Ostseeprovinzen 
Russland zugesichert wurden. Karl XII., auf abenteuerlichem 
Ritt durch -Oesterreich nach Pommern zurückgekehrt, warf 
sich nach Stralsund; da er sofortige und bedingungslose Räu- 
mung Vorpommerns verlangte, erklärte ihm Preussen den Krieg 
(Mai 1715) und verband sich mit Hannover; die Preussen nahmen 
Rügen und Stralsund (November und Dezember 1715), aus dem 
Karl noch rechtzeitig nach Schweden entkam. Seine Ver- 
suche, durch die Eroberung Norwegens sich eine Entschädigung 
zu schaffen, endeten damit, dass er 11. Dezember 1718 vor 
Friedrichs hall von einer feindlichen Kugel fiel. Sofort be- 
mächtigte sich der schwedische Adel der Macht: Karls Ver- 
trauter, der Graf Görtz, der mit Peter Verhandlungen über einen 
Sonderfrieden eingeleitet hatte, um an diesem einen Rückhalt 
den andern Feinden Schwedens gegenüber zu haben, wurde ver- 
haftet und durch den auf 11. Februar 1719 einberufenen Reichs- 
tag das Königtum aller Gewalt entkleidet zu Gunsten des Adels, 
der über die Krone verfügte : statt des Herzogs Karl Friedrich 
von Gottorp (1702—39), der als Sohn von Karls XII. älterer 
Schwester das nächste Anrecht hatte, erhielt der Gemahl der 
jüngeren Schwester, Ulrike Eleonore, Friedrich I. von Hessen- 
Kassel (1720—51) die Krone. Graf Görtz wurde in sachlich 
und formell ungerechtem Verfahren als Hochverräter verurteilt 
und hingerichtet (März 1719). 

Die Friedensschlüsse bestätigten das Ergebnis des 
Kriegs, die Vernichtung der Grossmachtstellung 
Schwedens, in Norddeutschland zu Gunsten Preussens, im nord- 
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östlichen Europa zu Gunsten Russlands. In S t o c k h o 1 in schloss 
Schweden 9. November 1719 mit Hannover, 21. Januar 1720 
mit Preussen Frieden: Hannover erhielt die Bistümer Bremm 
und Verden gegen 1 Million Thaler, Preussen Vorpommern östlich 
der Peene gegen 2 Millionen Thaler, sodass der deutsche Besitz 
Schwedens auf den Rest von Vorpommern mit Rügen und Wismar 
beschränkt wurde. Dänemark gab im F r i e d e n v o n F r i e d- 
richsburg (;). Juli 1720) seine Eroberungen gegen (500000 Thlr. 
an Schweden zurück, das aber sich dem Sundzoll unterwarf und 
den Herzog von Gottorp preisgab; die Schleswig-Gottorpischen Be- 
sitzungen wurden mit Dänemark vereinigt und Schleswig widerrecht- 
lich, weil im Widerspruch zu der 14(30 garantierten Zusammen- 
gehörigkeit Holsteins und Schleswigs, unter das (l*»fi5 beschlossene) 
Königsgesetz gestellt, das für Dänemark die weibliche Erbfolge 
festsetzte. Gegen Russland wurde der Krieg fortgesetzt und 
dadurch nichts als eine arge Verwüstung der schwedischen Küste 
erreicht. Im Frieden von Ny Stadt (10. September 1721) 
gab Bussland, dessen Herrscher jetzt den Kaisertitel annahm, 
das ebenfalls eroberte Finnland zurück, behielt aber gegen 
2 Millionen Thaler Ingermanland, Karelien, Esthland und IAvland. 

Polen, das in den Frieden mit aufgenommen wurde, hatte nichts ge- 
wonnen, es musste Stanislaus Lesczynski eine Geldentsckädigung zahlen, und 
durch die Vermählung der einen Nichte Peters, Anna Iivanouma, mit dem 
Herzog von Kurland (1712) war die Vereinigung auch dieses Landes mit 
Russland eingeleitet. Den Versuch , auch in Mecklenburg festen Fuss zu 
fassen dadurch, dass er den Herzog Karl Leopold von Mecklenburg-Schwerin, 
den Gemahl der andern Tochter Iwans, Katharina, hei seinem gewaltthätigen 
Vorgehen gegen die mecklenburgischen Stände unterstützte, hatte Peter der 
Haltung England-Hannovers und Hollands gegenüber aufgegeben (1717). Für 
die Rechte des Gottorpers trat Peter nicht ein, verlobte ihm aber kurz vor 
seinem Tod die eine seiner Töchter; diese Ehe des Herzogs Karl Friedrich 
tw» Gottorp mit Feters des Grossen Tochter Anna eröffnete deiu Haus 
Guttorp die Aussicht auf den russischen Thron. 

§ 74. Russland unter Peter und seinen nächsten Nachfolgern. 

Peters Regierung im Innern. Neben der kriegerischen Thätigkeit 
waren Peters Bestrebungen, Russland unmittelbar zu europäisieren, herge- 
gangen; 1716—17 hatte er seine zweite Reise nach Westeuropa (über Danzig, 
Stettin, Kopenhagen, Amsterdam nach Paris) gemacht. Die Schaffung 
eines Heeres (1725: 210000 Mann) und einer Flotte (1725: allein 
48 Linienschiffe), sowie einer Hauptstadt nach europäischem 
M u s t e r (s. S. 242) war gelungen. Erfolgreich waren auch die Bemühungen 
Peters, in Russland neue Zweige des Ackerbaues einzuführen, den Berg- 
bau zu heben, eine Industrie zu schaffen und namentlich den russischen 
Handel zur Entwicklung zu bringen. Den letzteren Zwecken diente ein 
merkantilistisches Schutzzollsystem, die Anstellung von Konsuln im Auslände, 
die Einrichtung von Jahrmärkten und Börsen, die Einführung von Posten, die 
Anlegung von Häfen und insbesondere von Kanälen, die nach Peters, freilich 
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auch später nicht voll zur Ausführung gelangtem, Gedanken alle Ströme 
Russlauds verbinden sollten. Alles, was der Entfaltung der Macht des 
Staates nach aussen und zur Förderung der materiellen Kultur 
im Innern dienen konnte, wurde von Peter mit Verständnis und, dank 
seiner gewaltigen Willenskraft und persönlichen Hingebung, mit glänzendem 
Erfolg in die Wege geleitet. Aber in der Hauptsache waren es Erfolge, 
die durch Fremde erzielt wurden und Fremden zu gute kamen, 
für die die eigenen Unterthanen rücksichtslos eingesetzt und geopfert wurden, 
und denen die Masse des russischen Volkes gleichgültig und 
zunächst auch ohne die Möglichkeit, einen Gewinn daraus zu ziehen, gegen- 
über stand. Noch mehr war letzteres der Fall bei dem, was Peter für die 
Zwecke höherer Geistesbildung that durch Gründung von Fachschulen und 
Bibliotheken, Anlegung wissenschaftlicher Sammlungen und Stiftung der (einige 
Monate nach Peters Tod eröffneten) Akademie der Wissenschaften. Für das, 
was, allerdings nur in langsamem Fortschreiten, die Masse des russischen 
Volkes geistig und ökonomisch hätte heben können, hatte Peter 
keinen Sinn: er that nichts , um die Organisation eines Volksschulunter- 
richts anzubahnen, und die Leibeigenschaft wurde unter Peter noch schlimmer, 
da er, einem von ihm erlassenen allgemeinen Verbot zuwider, es zuliess, dass 
die Bauern von der Scholle weg und die Haussklaveu von der Familie weg 
an Fabriken verkauft wurden ; auch wurden jetzt alle ländlichen Arbeiter der 
„Seelensteuer u unterworfen. Peters Bestreben, die Tracht zu europäisieren, 
stiess auf den heftigsten, hinsichtlich des Bartverbots auch durch religiöse 
Anschauungen bestimmten, "Widerstand ; mit seinem Wunsch, Ton und Brauch 
der russischen Gesellschaft dem der gebildeten Europäer anzupassen, stand 
sein eigenes Gebaren manchfach in schroffem Widerspruch. So blieb die 
westeuropäische Kultur, die Peter nach Kussland verpflanzte , ein 
fremdes Element im Volkskörper, das zugleich als eine Ursache 
innerer Zersetzung und als ein Hebel des Fortschritts wirkte. 

Die staatlichen Einrichtungen wurden von Peter in b u r e a u- 
kratischein Sinn umgebildet: au die Stelle der erblichen Privilegien trat 
die „Tabelle der Rangstufen" (Tschin), die durch Leistungen im Amt 
verdient werden mussten, an die Stelle des Bojarenrats der Senat (1711), 
der als Zentralbehörde (von regelmässig 9 Mitgliedern) die Oberleitung der 
Rechtspflege, der Finanzen, der inneren Verwaltung und des Heerwesens, 
ausserdem die Befugnisse eines obersten Gerichtshofes erhielt ; für die Einzel- 
verwaltungen wurden neun Kollegien (1718) errichtet; den ungenügenden 
Leistungen des Senats und dem Mangel einer klaren Abgrenzung der Befug- 
nisse sollte die Einsetzung eines „Generalrevisors der Ukase", dann eines 
„Generalprokur ors" (1722) abhelfen. Die grösste Schwäche der neuen 
Verwaltung lag in der Bestechlichkeit der Beamten , die durch Peters drako- 
nische Strenge gegen einzelne Verfehlungen und durch ein geheimes Beauf- 
sichtigungssystem nicht gehoben werden konnte. Die Rechtsprechung litt unter 
dem Mangel einer, von Peter ernstlich angestrebten, aber nicht erreichten, 
einheitlichen Zusammenfassung und Ausgleichung der bestehenden Gesetze und 
Verordnungen, sowie^ unter der Abhängigkeit von den Verwaltungsbehörden. 
Die einzige Schranke gegen Beamtenwillkür blieb der Absolutismus des Zaren. 
Ein Ansatz zur Selbstverwaltung wurde gemacht durch die Einrich- 
tung gewählter Bürgermeister für die städtische Verwaltung und Gerichts- 
barkeit und durch die Schaffung der von den adeligen Grundherren aus ihrer 
Mitte gewählten „Landräte" (Semstwo), welche den Woiwoden, später 
Gouverneuren, der Provinzen als beratende Kollegien zur Seite standen. In 
der Besteuerung entsprach die Praxis dem Grundsatz Peters, dass mit der 
Sorge für den Staatsschatz die Schonung des Volkswohlstands gepaart sein 
solle, keineswegs: die Gegenstände des allgemeinen Gebrauchs waren hoch 
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besteuert, die übermässig hohe Salzstener und noch mehr die Seelensteuer 
(s.v. S.) waren eine schwere Bedrückung gerade der Aermslen. Trotzdem ging 
es nicht ohne Münzverschlechlerungen ab. Andererseits wurden die Einkünfte, 
bei der Einfachheit des Hofhalts und der Lebensweise Peters, von diesem 
fast ganz für öffentliche Zwecke bestimmt, freilich infolge der vielen Unter- 
schlagungen nur teilweise dafür verwendet. 

Vollendet wurde d i e A 1 1 m a e h t des Zaren dadurch, dass er sich 
auch zum Herrn der russischen Kirche machte (,,Cäsaropapismus u ): 
die 1700 zur Erledigung gekommene Stelle des Patriarchen von Moskau wurde 
nicht wieder besetzt; die Verwaltung des Kirchen Vermögens wurde verstaat- 
licht, und 1821 schuf Peter den „heiligen Synod u , dessen Mitglieder, 
Geistliche und ein weltlicher Beisitzer, vom Zaren ernannt werden; dem 
Generalprokuror unterstellt und an die Bestimmungen des von Peter aufge- 
stellten „geistlichen Reglements" gebunden, wurde der Synod das 
Organ, durch welches der Zar auch die geistliche Leitung 
der russischen Kirche ausübt. In religiöser Beziehung war Peter 
gegen die Kulte Andersgläubiger duldsam , soweit keine politischen Rück- 
sichten in Frage kamen , aber auf den Abfall Einheimischer von der ortho- 
doxen Kirche setzte er Todesstrafe; Juden und jüdischen Kult duldete 
er nicht. 

Peters Ausgang und nächste Nachfolger. Auch in Asien wies 
Peter der russischen Politik ihre künftigen Wege durch die 
Eroberung der südlichen und südöstlichen Küstengebiete des Kaspischen Meeres 
(1722—23), die allerdings 1732 an Persien zurückgegeben wurden, während 
die durch den Teilungsvertrag von 1724 der Türkei zugewiesenen Gebiete 1734 
von den Persern unter Nadir Schah zurückerobert wurden. Er starb am 
28. Januar 1725 an den Folgen einer Erkältung, die er sich bei der Rettung 
einiger Soldaten vor der Gefahr des Ertrinkens zugezogen hatte. Von seinen 
Söhnen war der aus erster Ehe, AUxei, wegen seiner altrussischen Gesinnung mit 
Peter zerfallen, von diesem wegen Hochverrats in Untersuchung gezogen worden 
und, nach wiederholter Folterung zum Tode verurteilt, im Gefängnis gestorben 
(1718). Aus der Verbindung mit der aus litauischem Geschlecht stammenden 
Katharina, die. 1702 als Kriegsgefangene in das Haus Menschikows gekommen 
und dann Peters (Geliebte und seit 1712) Gemahlin geworden war, überlebten 
ihn nur die beiden Töchter, Anna (s. o.) und Elisabeth; der einzige Sohn 
aus dieser Ehe war schon 1719 gestorben. Das Hecht, seinen Nachfolger zu 
ernennen, das Peter 1722 dem Zaren beigelegt hatte, konnte er selbst, vom 
Tode überrascht, nicht ausüben. Es folgte ihm seine Witwe Katharina I. 
(1725—1727); sie machte Menschikow, dem sie ihr Glück dankte, Peters 
eifrigsten Gehilfen von hervorragender Leistungsfähigkeit, aber niedrigster Ge- 
sinnung, zum allmächtigen Minister. Dieser setzte durch, dass Katharinas Nach- 
folger der zwölfjährige Sohn des unglücklichen Alexei Peter II. (1727—30) 
wurde, den er mit seiner Tochter verlobte. Aber von der allrussischen Partei 
schon September 1727 gestürzt, starb Menschikow 1729 in Sibirien als 
Verbannter. Die Dolgoruky setzten Rückverlegung der Residenz nach Moskau 
durch, und nach Peters II. Tode wurde statt des nächstberechtigten Erb- 
herzogs Peter von Holstein-Gottorp (Enkels Peters d. Gr., s. S. 244) Anna 
Iwanowna (1730—40), die verwitwete Herzogin von Kurland (s. S. 244), 
auf den Thron erhoben, nach Unterzeichnung einer die Macht der Krone zu 
Gunsten des Adels beschränkenden Wahrkapitulation ; aber nach ihrer Ankunft 
in Moskau machte sie sich sofort znr unumschränkten Herrscherin und ver- 
legte dann die Residenz wieder nach Petersburg; die Regierung überliess sie 
ihrem Günstling Freiherrn von Biron (eig. v. Bühren), den sie 1737 nach dem Tod 
ihres Schwagers Ferdinand, des letzten aus dem Hans Ketteier (s. S. 133), zum 
Herzog von Kurland machte: ihm standen zwei andere Deutsche zur Seite, 
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als Leiter der auswärtigen Politik Ostermann, der Erzieher Peters II., und 
als Führer der bewaffneten Macht Feldmarschall Männich, unter Peter d. Gr. 
Erbauer des Ladöga- Kanals. Kaiserin Anna ernannte zu ihrem Nachfolger 
Iwan, den unmündigen Sohn ihrer Nichte Anna von Mecklenburg und des 
Prinzen Anton Ulrich von Braunschweig, und zum Regenten Biron; diesen 
stürzte die Mutter des jungen Kaisers, um selbst die Regierung zu führen, 
mit Hilfe Münnichs und Ostermanns; aber schon 6. Dezember 1741 machte 
sich Peters d. Gr. jüngere Tochter Elisabeth (1741—60) durch eine Palast- 
revolution zur Kaiserin. (Stammtafel des Hauses Romanow-Gottorp s. S. 303.) 



Kapitel XXII. 

Rückgang der österreichischen und Vor- 
bereitung der preussischen Grossmachtstellung. 

§ 75. Die europäische Politik 1724—1740. 

Die pragmatische Sanktion und die europäische Diplo- 
matie. Karl VI. hatte die testamentarische Bestimmung seines 
Vaters, wonach im Fall des Aussterbens des habshurgischen 
Mannsstamms die Töchter Josephs das erste Anrecht auf das 
habsburgische Gesamterbe haben sollten, am 19. April 1713 
ersetzt durch die pragmatische Sanktion; diese setzte 
die unteilbareEinheit der h ab sburgi sehen Monarchie 
und ihre Vererbung nach dem Recht der Erstgeburt fest, aber 
so, dass die weibliche Erbfolge in erster Linie Karls eigenen 
Töchtern zustehen sollte. Seit sein einziger Sohn Leopold 1710 
gestorben war, drehte sich Karls VI. Politik wesentlich um die 
Sicherung der pragmatischen Sanktion. 

Josephs Töchter erkannten bei ihrer Vermählung mit den Kurprinzen 
von Sachsen und Bayern die neue Erbfolgeordnung an, ebenso bis 1724 die 
Stände aller österreichischen Kronländer. 1725 schloss Karl mit Philipp V. 
von Spanien ein Bündnis, worin beide den gegenseitigen Besitzstand an- 
erkannten und der Kaiser gegen das Versprechen, die spanischen Absichten 
auf Wiedergewinnung von Gibraltar und Menorka zu unterstützen, von Spanien 
Zustimmung zur pragmatischen Sanktion und Begünstigungen für seine 1723 
in Ostende gegründete Handelskompagnie erhielt. Dem gegenüber gingen Eng- 
land und Frankreich, das wegen der Heirat Ludwigs XV. (s. S. 238) mit 
Spanien gespannt war, zusammen, und an sie schloss sich Preussen an im 
Bündnis von Herrenhausen (3. September 1725). Für Friedrich Wilhelms I. 
äussere Politik war die Sicherung mindestens eines Teils der Jülich-Berg' sehen 
Erbschaft beim bevorstehenden Aussterben des Mannsstamms der, seit 1685 
im Besitz der pfälzischen Kur befindliehen, Pfalz-Neuburgischen Linie (s. S. 150) 
der massgebende Gesichtspunkt, während der pfälzische Kurfürst Karl Philipp 
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(1716 — 42) Jülich-Berg auf seine mit dem Erbprinzen der Pfalz-Sulzbachischen 
Linie verheiratete Tochter und damit auf den künftigen Inhaber der pfälzischen 
Kur vererben wollte und auch der Kaiser Ansprüche auf Jülich-Berg als das 
Erbe seiner ersten Gemahlin geltend inachte. Aber bald vollzog sich eine 
vollständige Verschiebung. Friedrich Wilhelm suchte für seine, von 
den Westmächten nicht emsthaft unterstützten, Ansprüche die Unterstützung 
des Kaisers, der durch ein Schutzbündnis mit Russland dessen Garantie für 
die pragmatische Sanktion erlangt hatte: in dem Vertrag von Wusterhausen 
(12. Oktober 1726) erneuerte Preussen das Bündnis von 1700 und garantierte 
die pragmatische Sanktion unter der Bedingung, dass der Kaiser den Verzicht 
des pfälzischen Hauses auf Berg und Ravenstein zu Gunsten Preussens er- 
wirken sollte; der Kaiser fügte sich 1727 dem Ultimatum Frankreichs und 
Englands, wodurch Spanien gezwungen wurde, die schon begonnene Belagerung 
Gibraltars aufzugeben. Nun trat, nach einein ergebnislosen Kongress in 
Soissons, Friedrich Wilhelm, mit Georg II. wegen der Behandlung eines Ehe- 
projekts zwischen ihren beiderseitigen Kindern und kleinlicher preussisch- 
hannöverscher Streitpunkte gespannt, im Wiener Vertrag (23. September 1728) 
endgültig auf die Seite des Kaisers, Spanien aber im Vertrag von Sevilla 
(1729) auf die Seite der Westmächte: im Wiener Vertrag verpflichtete sieh 
Preussen zur unbedingten Unterstützung des Kaisers, der seinerseits den 
Aufall Bergs an Preussen durch Aufgeben seiner eigenen, rechtlich höchst 
anfechtbaren, Ansprüche auf Jülich und Berg in die Wege leiten sollte; im 
Vertrag von Sevilla erhielt Spanien das Recht, für den Infanten Don Karlos 
schon jetzt von Toskana und Parma Besitz zu ergreifen. Der Kaiser, jetzt 
Preussens sicher, schloss 1731 mit Englaud einen Vertrag, wonach er in die 
Besetzung Toskanas und Parmas und die Aufhebung seiner indischen Kom- 
pagnie willigte gegen Anerkennung der pragmatischen Sanktion; Holland und 
Spanien traten dem Vertrag bei. 1732 erreichte der Kaiser auch die Garantie 
des Reichs für die pragmatische Sanktion, unter Protest Bayerns und Kur- 
sachsens. Um auch Kursachsens Zustimmung zur pragmatischen Sanktion zu 
gewinnen, trat der Kaiser nach dem Tode Augusts II. 1733 für die polnische 
Thronkandidatur seines Sohnes, des Kurfürsten Friedrich August II. (1733 
bis 1763), ein; dieser war der Kandidat Russlands, der Frankreichs Stanislaus 
Lesczynski, Schwiegervater Ludwigs XV. 

Der polnische Thronfolgekrieg 1733—35. Stanislaus 
Lesczynski wurde 2. Sept. 1733 mit grosser Mehrheit zum pol- 
nischen König gewählt, aber ein russisches Heer be- 
setzte auf Anrufen der sächsischen Partei Polen und erzwang 
(Oktober) die Wahl Friedrich Augusts II. (als König 
August III.). Auf dies hin erklärte Frankreich, Spanien 
und Sardinien dem mit Russland verbündeten Kaiser den 
Krieg; in dem 1734 beschlossenen Reichskrieg blieben Bayern, 
Pfalz und Köln neutral, Sachsen schickte seine Truppen nach 
Polen, das von Sachsen und Russen ohne Mühe vollständig er- 
obert wurde; Friedrich Wilhelm erklärte sich bereit, mit 50000 
Mann gegen unbedingte Gewährleistung Bergs sich am Krieg 
zu beteiligen, aber als der Kaiser, einem selbständigen und eben- 
bürtigen Vorgehen Preussens abgeneigt, diese verweigerte, be- 
schränkte er sich darauf, für den Reichskrieg am Rhein sein 
vertragsmäßiges Kontingent zu stellen; die Seemächte blieben 
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neutral. Der alternde Prinz Eugen konnte mit seinem schwachen 
Heer nicht hindern, dass die Franzosen 173;* Lothringen und 
Kehl, 1734 Trier und Philippsburg eroberten, zumal da Bayern 
rüstete. In Italien eroberten 1734 die Franzosen und Sar dinier 
die Lombardei bis auf Mantua, die Spanier unter Don Carlos 
von Toskana aus fast ganz Neapel und Sicilien. 1735 kam es 
bei der matten Kriegführung beider Teile zu keinen wichtigen 
kriegerischen Ereignissen. 3. Oktober 1735 schloss der Kaiser, 
über den Kopf seiner Bundesgenossen hinweg, den Wiener 
Präliminarfrieden: Friedrich August wurde als König von 
Polen anerkannt, Lesczynski erhielt seine Güter in Polen zurück, 
behielt den Königstitel und bekam das Herzogtum Lothringen, 
das nach seinem Tod an Frankreich fallen sollte; Frankreich 
garantierte die pragmatische Sanktion. Herzog Franz Stephan von 
Lothringen, der künftige Gemahl der ältesten Tochter Karls VI. 
Maria llieresia, wurde durch das Grossherzogtum Toskana ent- 
schädigt; Oesterreich erhielt Parma und Piacenza, musste aber an 
Don Carlos das Königreich Neapel und Sicilien, als spanisch- 
bourbonische Sekundogenitur, die nie mit Spanien vereinigt 
werden sollte, an Sardinien die westliche Lombardei mit Novara 
und Tortona abtreten. 173<> traten die andern Mächte dem 
Frieden bei, zuletzt auch das Deutsche Reich, das die übrigen 
Eroberungen der Franzosen zurückerhielt, aber Lothringen end- 
gültig verlor. 

Der russisch - österreichische Türkenkrieg: 1736 — 39. 

Russland, infolge von Grenzverletzungen der Krimtataren seit 
1730 im Krieg mit der Türkei, verlangte von Oesterreich die 
vertragsmässige Bundeshilfe; nach dem vergeblichen Versuch 
einer Friedens vermittelung trat Karl VI., in der Hoffnung, auf 
Kosten der Türkei die erlittenen Verluste zu ersetzen, 1737 
selbständig in den Krieg ein. Aber dieser Krieg wurde von 
den österreichischen Feldherrn so unglücklich geführt, dass die 
Türken nach ihrem Sieg bei Krozka 1739 Belgrad belagern konnten; 
der übereilt geschlossene Friede von Belgrad (September 
1730) lieferte den Türken Orsöwa, Belgrad und den 
österreichischen Teil der kleinen Walachei aus; 
Oesterreich behielt von den Erwerbungen des Friedens von 
Passarowitz nur das Banat. Nun schloss auch Pussland, dessen 
Heere unter Münnich zwar glänzende Kriegsthaten ausgeführt, 
aber keine nachhaltigen Erfolge errungen hatten, angesichts 
drohender kriegerischer Verwicklungen mit Schweden Frieden: 
es erhielt Asow zurück, aber mit geschleiften Festungswerken 
und ohne das Recht freier Schiffahrt auf dem Asowschen und 
Schwarzen Meer. 
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§ 76. Prensseii unter Friedrich I. und Friedrich Wilhelm I. 

Friedrichs I. Regierung:. Das Testament des (/rossen Kur- 
fürsten, das die staatliche Einheit der brandenburgisch-preussischen 
Gebiete gefährdete, indem es den jüngeren Söhnen ans zweiter 
Ehe besondere Landesteile als Kegenten allerdings unter der 
Oberhoheit des Kurfürsten zuwies, hatte Kurfürst Friedrich III. 
alsbald aufgehoben. Auch sein politischer Haupterfolg, 
dass er sich und seinem Haus die Königs würde ver- 
schaffte (s. S. 232), war für die Einheit und damit für die 
Zukunft des Staatswesens unmittelbar bedeutungsvoll, formell, 
sofern die verschiedenen Gebiete jetzt erst unter einen einzigen 
Herrschaftstitel zusammengefasst waren, sachlich, sofern die Ertei- 
lung des Privilegium de non appellando für alle zum Reich gehörigen 
Gebiete der preussischen Monarchie (1702) die Voraussetzung für 
eine einheitliche und selbständige Justiz war: 170-5 wurde das Ober- 
appellationsgericht in Berlin errichtet als höchste Instanz für die 
preussische Monarchie ; für die Kurlande blieb diese dem Kammer- 
gericht. Sonst war die Regierung Friedrichs L, der in Ent- 
faltung von Prunk und K uns t pflege nach dem Muster 
Ludwigs XIV. Beruf und Glück des Herrschers sah, 
arm an sachlich wertvollen und dauerhaften Erfolgen. In der 
äusseren Politik war die Zustimmung des Kaisers zu der' Auf- 
hebung des Testaments des grossen Kurfürsten mit der Rück- 
gabe des Schwiebuser Kreises (s. S. 224), die jedoch ein Wieder- 
aufleben der Ansprüche auf die schlesischen Fürstentümer er- 
möglichte, und der Ruhm der preussischen Waffen, die im 
österreichischen Erbfolgekrieg fremden Interessen dienten, mit 
dem Verzicht auf eine selbständige preussische Politik im nor- 
dischen Krieg teuer erkauft. Im Innern folgte auf die Zeit, 
wo Friedrichs Erzieher, der tüchtige und gewissenhafte, aber 
selbstherrische Eberhard von Danckelmann (1(343 — 1722), die 
Geschäfte leitete, nach dessen Sturz 1H«»7 eine verschwen- 
derische und unredliche Günstlingsherrschaft, der 
erst 1711 auf Betreiben des Kronprinzen durch Bestrafung der 
offenkundig Schuldigen und Entlassung des allmächtigen Kolbe 
von Wartenberg ein Ende gemacht wurde. Für die Pflege von 
Kunst und Wissenschaft geschah viel, für Volksbildung so gut 
wie nichts. Eine Schöpfung von bleibendem Wert war die 
Gründung der Universität Halle 1004; das von Nering ent- 
worfene, von dem Hamburger Andreas Schlüter (1004 — 1714) 
ausgeführte Zeughaus, der Umbau des königlichen Schlosses und 
das Denkmal des grossen Kurfürsten, beide von Schlüter, zeichnen 
sieh vor den sonstigen Erzeugnissen des Barockstils dadurch aus, 
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dass ihnen eine selbständige künstlerische Gestaltungskraft bei 
allem Reichtum wirkungsvoller Ausschmückung den einheitlichen 
Charakter innerer Notwendigkeit und Geschlossenheit aufgedrückt 
hat. Die „königliche Sozietät der Wissenschaften" (oder Akademie, 
auf Anregung von Friedrichs Gemahlin Sophie Charlotte, der 
Tochter Ernst Augusts von Hamwrer, gegründet, s. 8. 187) ent- 
faltete noch keine tiefergehende Wirksamkeit. 

Friedrich Wilhelm I. (17 IS— 40) war als Persönlichkeit 
und in seiner Regierung 1 das Gegenstück seines Vaters. Aus- 
schliesslich auf das praktisch Notwendige und Nützliche gerichtet, 
räumte er alsbald mit den Missbräuchen, die unter der vorigen 
Regierung eingerissen waren, gründlich auf und schuf dem 
Staat durch höchste Steigerung seiner finanziellen 
und militärischen Leistungsfähigkeit die sichere 
Grundlage seiner künftigen Grösse, allerdings zum Teil 
auf Kosten auch der berechtigten Interessen eines höheren 
geistigen Lebens, für die er keinen Sinn hatte und haben wollte. 
JSei seinem Regierungsantritt schrieb er Leopold von Dessau: 
„Ich will mein eigener Finanzminister und mein eigener Feld- 
marschall sein; das wird den König von Preussen erhalten"; 
in der That war er ein Selbstherrscher, der mit klarem Ueber- 
blick und sachverständigem, selbständigem Urteil alles selbst 
prüfend und entscheidend die gesamte Verwaltung des Staats 
persönlich leitete, der, gegen sich und andere gleich streng, 
dem Staatszweck, so wie er ihn auffasste, alles rücksichtslos 
dienstbar machte und nach seinen Worten handelte: „Die Re- 
genten sein zur Arbeit erkoren" und: „Die Seligkeit ist für Gott, 
alles andere muss mein sein." 

Der preussischen Verwaltung hat er eine neue einheitliche Organi- 
sation gegeben: nachdem er schon 1712 das „Genei-alkriegskommissariat u zu 
einem Kollegium ausgestaltet, 1713 die Amts- oder Domänenkammern einem 
„Generalfinanzdirekiorium u unterstellt und 1714 in der n Generalrechenkammer a 
eine oberste Kontrollbehörde geschaffen hatte, folgte 1723 die Errichtung 
des Generaldirektoriums, das aus vier Provinzialministerien und dem 
für die ganze Monarchie zuständigen Justizministerium bestand und in vier 
wöchentlichen Sitzungen, gewöhnlich unter dem Vorsitz des Königs selbst, alle 
anfallenden Geschäfte zu erledigen hatte in der Weise, dass je für Preussen, 
für Pommern mit Nenmark, für Kurmark mit Magdeburg und für die kleineren 
Besitzungen im Westen ein „dirigierender Minister" mit seinen Räten die 
Gegenstände der Beratung vorzubereiten und die Beschlüsse des General- 
direktoriums auszuführen hatte; jeder Minister war für sämtliche Beschlüsse 
des Generaldirektoriums verantwortlich. Entsprechend wurden die Amtskammern 
und die Kriegskommissariate der Kreise zu „Kriegs- und Domänenkammern" 
unter Präsidenten vereinigt. Diesen Kammern unterstanden die mit der lokalen 
Polizei- und Finanzverwaltung betrauten königlichen Beamten : fürs platte 
Land die oft (seit Friedrich II. im ganzen regelmässig) auf Grund stän- 
dischen Vorschlags ernannten Landräte, deren amtliche Obliegenheiten Polizei, 
Steuerverteilung, Truppenführnng (im Dienst der Verwaltung) und Trnppen- 
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Verpflegung umfasste, für die Städte die Steuer räte oder Kriegskommissare, 
denen der Stadtrat unterstellt war ; das Recht des letzteren, sich selbst zu 
ergänzen, wurde in ein blosses Vorschlagsrecht verwandelt , auch die Stadt- 
räte ernannte der König. Was vor allem diese Verwaltung so leistungsfähig 
machte, war, dass der König es verstand, durch seine Auswahl, Einwirkung 
und persönliche Ueberwnchung, sowie durch eine auskömmliche und geachtete 
Stellung, die er den Beamten gab, einen unbedingt zuverlässigen, 
pflichttreuen und seinen Aufgaben gewachsenen Beamten- 
stand zu schaffen. 1728 wurde für die auswärtigen Angelegenheiten ein 
besonderes „Kabinettsminirterium" geschaffen. 

Zur bedeutendsten Einnahmequelle des Staates wurden die Domänen 
gemacht, die in Zeitpacht gegeben wurden, nachdem schon 1711 der damalige 
Kronprinz den bei den damaligen bäuerlichen Verhältnissen aussichtslosen 
und für die Einnahmen des Staats bedenklichen Versuch, die Domänen in 
Bauerngüter zu zerschlagen und diese in Erbpacht zu geben, hintertrieben 
hatte. Auch an der Stellung der Domänenbauern wurde thatsächlich nichts 
geändert, obgleich der König „keine leibeigeuen Domänenbauern mehr haben 
wollte* 4 : er wollte , dass der Bauer seine Stelle auf der Domäne erblich be- 
sitze, weil er dann sein Besitztum nicht mehr so vernachlässigen werde ; dafür 
sollte der Bauer eidlich versprechen, auf seinem Hof bleiben zu wollen, wenn 
ihm der Abzug von der Kaminer nicht bewilligt werde, ebenso seine Kinder 
nicht auswandern zu lassen; auch in diesem beschränkten Mass kam die Be- 
freiung der Donulnenbauern wegen des stillen Widerstands der Domänen» 
kainmern nicht zur Ausführung ; nur in Ostpreussen wurden die Domänenbauern 
1719 zu „Freibauern" gemacht, d. h. sie mussten hier von jetzt an für die 
Entlassung, die ihnen aber verweigert werden konnte, kein Loslassungsgeld 
mehr zahlen. Auch die. königlichen Privatbesitzungen („Schatulle - Güter") 
wurden von Friedrich Wilhelm zu Staatsdomänen gemacht, d. h. ihre Erträge 
zur Staatskasse abgeführt, überhaupt der staatliche Domänenbesitz systematisch 
vergrössert und dessen Unveräusserlichkeit gesetzlich festgelegt. Die jährlichen 
Erträge der Domänen wurden unter Friedrich Wilhelm auf 3300 000 Thaler 
gebracht, so dass sie fast die Hälfte der Ausgaben deckten, von denen 
50000 Thaler auf den gesamten königlichen Hofhalt kamen. — Für die 
ganze Monarchie wurde Accise und Kontribution, d. h. Gleichheit 
der Besteuerung durchgeführt, unter vergeblichem Sträuben der 
Stände in manchen Landesteilen, besonders in Ostpreussen, denen gegenüber 
der König „die souverainete wie einen rocher de bronze stabilierte". Die im 
ursprünglichen Kataster als solche aufgenommenen Rittergüter blieben ron der 
Kontribution frei, mussten aber die Verpflichtung zur Stellung von „Hitter- 
pferden* durch eine Steuer (17—40 Thaler) ablösen. 

Den Wohlstand seines Landes zu heben, war der 
König auf alle Weise und erfolgreich bemüht: unter Ver- 
zicht auf eine für das damalige Preussen aussichtslose Kolonial- 
und Welthandelspolitik (s. S. 1 0* >) wurde den Grundsätzen des 
Merkantilsystems gemäss die Gewerbethätigkeit gegen die aus- 
wärtige Konkurrenz durch strenge und unbedingte Verbote, 
nicht ohne gewaltthätige Eingriffe in rein private Verhältnisse, 
geschützt und so namentlich die Tuchfabrikation emporgebracht. 
Die Industrie wurde möglichst in den Städten konzentriert, das 
Zunftwesen unter Beschneidung mancher Auswüchse besonders 
monopolistischer Ausbeutung und kastenartiger Ausschliesslich- 
keit, wohl auch mancher harmloser Gebräuche, unter strenge 
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staatliche Aufsicht gestellt. Auch die Begründung des Volks- 
Schulwesens mit Schulzwang war ein Mittel, die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit der Bevölkerung zu heben. Besonders wohl- 
thätig wirkte die „innere Kolonisation", durch Urbarmachung, 
Vervollkommnung der Bodenkultur, Hebung der Viehzucht, Her- 
stellung und Verbesserung von Verkehrswegen, vor allem durch 
Heranziehung möglichst vieler Arbeitskräfte für Ackerbau und 
Industrie. Preussen war auch unter Friedrich I. ein Asyl für 
verfolgte Protestanten geblieben ; Friedrich Wilhelm I., dem „je 
mehr Menschen, je lieber" waren, gewährte den Ankömmlingen, 
die seinen immer wiederholten Aufrufen folgten, Steuerfreiheit 
für die ersten Jahre, kostenlose Aufnahme in das Bürgerrecht 
und Beiträge zu den Kosten der ersten Einrichtung. Durch d i e 
Aufnahme von 20000 von dem Erzbischof, einem Freiherrn 
von Firmian, vertriebenen Salzburger Protestanten, die 
in Litauen angesiedelt wurden (1732), vervollständigte er das 
„Retablissement Ostpreussens" , das durch die Pest (1709/10) ein 
Drittel seiner Bevölkerung verloren hatte. Zugleich erwirkte 
er durch den Hinweis „auf die dazu überflüssig in Händen haben- 
den Mittel" (eventuelle Schadloshaltung an den katholischen 
Unterthanen Preussens) die Ausbezahlung des vollen Ertrags 
ihrer verkauften Güter an die Emigranten. 

Seine besondere, mit persönlicher Liebhaberei verbundene, 
Fürsorge wandte Friedrich Wilhelm dem Heer zu, auf das 
von den sieben Millionen des jährlichen Staatseinkommens fünf 
verwendet wurden; die Ausgaben für die Riesen des Garde- 
grenadierbataillons waren der einzige Luxus, den sich der spar- 
same König gestattete. Für die Verwirklichung seines Ideals 
der militärischen Ausbildung „geschwind laden, geschlossen an- 
treten, wohl antreten, wohl in das Feuer sehen, alles in tiefster 
Stille", ebenso für die Schaffung einer eisernen Disziplin, die bei 
dem grösstenteils geworbenen Heer durch barbarische Strafen 
aufrecht erhalten wurde, hatte er andern „alten Dessauer" 
(Fürst Leopold von Dessau NiTO— 1747), dem ruhmvollen Führer 
und ausgezeichneten militärischen Organisator (Erfinder des eiser- 
nen Ladstocks und des gleichmässigen Taktschritts), den rechten 
Mann. 

Die preussischen Werbungen wurden im Ausland mit jedem 
Mittel betrieben, sodass sie wiederholt zu Beschwerden anderer 
Staaten Anlass gaben; für das Inland verbot der König 1714 
und 1721 jede gewaltsame Werbung, um möglichst viele Kräfte 
der Erwerbsthätigkeit zu erhalten und nicht die Lust zur Aus- 
wanderung zu beiordern. Dagegen erliess er 1733 das „Kanton- 
reglement", durch welches das Land in „Kantonnements", 
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Rekrutierungsbezirke für die einzelnen Regimenter, eingeteilt wurde, 
doch war der Adel von der Rekrutierung ganz befreit und die 
Aushebung im wesentlichen auf die ländliche und kleinbürger- 
liche Bevölkerung beschränkt: auch wurden die „Kantonisten" 
immer wieder auf längere Zeit beurlaubt, Die Hälfte des 
Heeres bestand immer noch aus Geworbenen, die seinen eiser- 
nen Bestand bildeten. Dan Offizierscorps ergänzte Friedrich 
Wilhelm, der die Ernennung aller Offiziere an sich nahm, grund- 
sätzlich aus Preussen und vorzugsweise, doch nicht ausschliess- 
lich, aus dem Adel. Indem der König selbst durchaus als Mit- 
glied dieses Offizierscorps sich fühlte und gab, hatte er ein 
weiteres Mittel, sich dessen unbedingte Ergebenheit zu sichern 
und auf dessen Geist in seinem Sinn einzuwirken. 

In der äusseren Politik hatte sich Friedrich Wilhelm I. 
mit dem, was Preussen im Utrechter und im Stockholmer Frieden 
(s. S. 235/ti und 8. 244) gewann, begnügt. Von den Mitteln 
einer Grossmachtpolitik, die er nach und nach seinem 
Staate schuf (ein Schatz von 8 Millionen Thaler und ein schlag- 
fertiges Heer von 80 OOD Mann), machte er für die Zwecke, 
die ihm am Herzen lagen, keinen Gebrauch. Das Blut- 
gericht, das in Thorn auf Klage der dortigen Jesuiten wegen 
einer groben Ausschreitung vieler durch die jesuitische Pro- 
paganda gereizter lutherischer Bürger vom polnischen Königs- 
gericht über den Bürgermeister Rösner und neun Bürger ver- 
hängt wurde (1724), konnte er weder durch seine Verwendung 
verhindern, noch that er etwas, um seinem unter Berufung auf 
den Frieden von Oliva eingelegten Protest Nachdruck zu geben. 
Und in der Frage der Bergischen Erbschaft (s. S. 247/H) 
erreichte er mit seinem Bestreben, die preussischen An- 
sprüche ausschliesslich durch Verträge zu sichern, nichts, als 
dass die Erfüllung auch seiner immer mehr ermässigten An- 
sprüche von dem guten Willen Frankreichs abhing, das von 
Oesterreich und Preussen umworben wurde und durch die ein- 
ander widersprechenden Verträge, die es betreffs des Jülich- 
Bergischen Erbfalls mit diesen zwei Staaten 17:51) schloss, beide 
täuschte. 
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Zweiter Abschnitt. 

Die Zeit Friedrichs des Grossen, Josephs II. und 

Katharinas II. 

Kapitel XXIII. 

Das geistige Leben im Zeitalter der Aufklärung. 

§ 77. Die geistigen Strömungen in England und Frankreich. 

England. Im litterarischen und wissenschaftlichen Leben 
Europas nahm im ersten Drittel des XVIII. Jahrhunderts Eng- 
land, wo die damals dort aufkommenden „moralischen Wochen- 
schriften" (die ersten von Steele und Addison) rasch ein wirk- 
sames Mittel wurden, den Ertrag selbständiger geistiger Arbeit 
und die durch sie angeregten Fragen auf wissenschaftlichem, 
politischem und nationalökonomischem Gebiet allen Kreisen der 
„gebildeten Gesellschaft" zugänglich zu machen, eine führende 
Stellung ein (s. S. 209/10). Unter der Nachwirkung der Ideen 
Newtons und Lockes entstand hier die das geistige Leben des 
XVIII. Jahrhunderts beherrschende Weltanschauung der „Auf- 
klärung", die dem Verstand das ausschliessliche Recht, Men- 
schen und Welt zu beurteilen, und die Fähigkeit, die mensch- 
lichen Handlungen und P^inrichtungen mit der Gewissheit vollen 
Erfolgs zu regeln, zuschreibt und die Fragen des sittlichen, die 
Aufgaben des praktischen Lebens mit Eifer zu lösen sucht, aber 
unter Verkennung der durch Natur und Geschichte bestimmten 
Eigenart alles persönlichen, gesellschaftlichen und staatlichen 
Löbens. Der Wunsch, die Pflege der Aufklärungsideen zu orga- 
nisieren, führte im Anschluss an die mittelalterlichen „Bauhütten", 
die Sektierern als „Liebhabern des Handwerks" ein Asyl geboten 
hatten, 1717 zur Gründung der ersten Grossloge des Freimaurer- 
ordens, der bald auch auf dem Festland (1787 in Hamburg, 
1740 in Berlin) weite Verbreitung fand (ihm trat der 177(5 von 
dem katholischen Kirchenrechtslehrer Weishaupt zu Ingolstadt 
nach dem Muster der jesuitischen Organisation gegründete „Per- 
fektibilisten-" oder „Illuminaten-Orden" für einige Zeit zur Seite). 
Von der katholischen Kirche wurde die Freimaurerei sofort be- 
kämpft (1788 zum erstenmal gebannt). 

Eingeleitet wurde die Aufklärung durch Ashley, Graf 
v. Shaftesbury (1679—1713), Enkel des Ministers Karls II. 
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(s. S. 200), den begeisterten Verkündiger einer in bewundernder 
Verehrung der Harmonie und Vollkommenheit des Weltalls be- 
stehenden Naturreligion, an deren Stelle freilich seine vermeint- 
lichen Jünger (namentlich auch in Deutschland) eine Natur- 
betrachtung des platten und äusserlichen Utilitarismus gesetzt 
haben; die für die Aufklarung charakteristische Autfassung der 
Religion wurde der von Toland (f 1722) in einseitiger Ausbildung 
der Ideen Shaftesburys begründete Deismus der „Freidenker" , 
der lehrt, dass Gott die von ihm geschaffene Welt sich selbst 
überlasse, und das Christentum in der „natürlichen Religion" 
aufgehen lässt. Den Grundsatz, dass alles aus natürlichen Ur- 
sachen zu erklären sei, wandte der ebenso geistreiche als be- 
• denkenfreie Bolingbroke (107*— 1751, s. S. 235), auch nach seinem 
unfreiwilligen Rücktritt vom öffentlichen Leben geistiger Führer 
der Tories, auf politische und Kulturgeschichte in dem Sinne 
an, dass er in der Geschichte das Ergebnis der Ausnützung 
der menschlichen Schwäche durch klugen Egoismus und in der 
aufgeklärten Selbstherrschaft die richtige Regierungsform sah. 
Die erkenntnistheoretische Folgerung aus dem Sensualismus zog 
der scharfsinnige Skeptiker Hume (1711 — 70), der Vorläufer des 
„Positivismus", d. h. desjenigen Standpunkts, der Religion und 
Metaphysik als blosse Durchgangsstufen der menschlichen Geistes- 
entwicklung betrachtet und unter Verzicht auf eine einheitliche 
Beantwortung der letzten Fragen sich mit der Klarstellung des 
Inhalts der Einzelwissenschaften und mit der Inangriffnahme 
der einzelnen praktischen oder ethischen Aufgaben begnügt. 

In der schönen Litteratur machte sich die Herrschaft der 
Aufklärung dadurch geltend, dass, bei reger Pflege des Dramas 
(Lüh, 1 «93—1739, Begründer des „bürgerlichen Dramas"), die 
bedeutendsten Erscheinungen der Prosadichtung lehrhaften oder 
satirischen, bezw. polemischen Charakters waren: 1711) verfasste 
Daniel Defoe (1001 — 1719) seine Erzählung „Leben und seltsame 
Abenteuer des Robinson Crusoe", die veranschaulicht, wie der Mensch 
in sich und in der Natur alles findet, was er braucht, um mensch- 
liche Kultur neu zu schaffen; der geistreiche, aber verbitterte 
und innerlich haltlose Ire Jonathan Swift (1007—1745) erhob in 
seinen „Briefen eines Tuchhändlers" (1723) eine furchtbare An- 
klage gegen die Aussaugung und Unterdrückung seines Volkes 
und machte sich in „Gullivers Reisen" mit überlegenem, aber 
oft karikierendem Humor über die Gesellschaft, ihre Einrich- 
tungen und Bestrebungen lustig. Ihm mindestens ebenbürtig an 
satirischer Kraft seiner (von dem geistesverwandten Lichtenberg 
erklärten) Bilder war der Maler und Kupferstecher Hogarth 
(1097—1704). Der Empfindsamkeit und Naturschwärmerei, 
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die der Aufklärung als bezeichnende Ergänzung zur Seite ging, 
* verliehen vor allem Sterne (1713—68) in seiner „empfindsamen 
Reise", Macphersm (1738— 86) in den „Bardengesängen Ossians" 
Ausdruck, während das liebevolle Eingehen auf die Wirklichkeit 
des Landlebens Goldsmith (1728—78) zum Schöpfer der „Dorf- 
geschichte" machte und Bums (1759 — 90) am schottischen Volks- 
lied sich zum lyrischen Dichter bildete. Der Lustspieldichter 
(später Staatsmann) Sheridan (1751 — 1816) geisselte in seiner 
Lästerschule (1777) die gesellschaftliche Lüge und Heuchelei 
seiner Zeit. 

In Frankreich wurden die Ideen der Aufklärung, die hier 
einen Vorläufer an dem Skeptiker Peter Bayle (1(547—1706) 
hatten, der Kritik und dem Kampf gegen die äusserlich noch 
herrschenden, innerlich absterbenden und abgestorbenen Autori- 
täten dienstbar gemacht. Die Stelle der englischen „Wochen- 
schriften", die übrigens Nachahmung fanden, nahmen hier die 
Salons" und litterarischen „Klubs" ein. Montesquieu 
(1689 — 1755) wandte sich von der Satire seiner „persischen 
Briefe" (s. S. 238) der Darlegung seiner Gedanken über die 
richtige Gestaltung der staatlichen Verhältnisse zu, zuerst mit 
kritischer Spitze gegen den Despotismus in den „Betrachtungen 
über die Ursachen der Grösse der Börner und ihres Niedergangs" 
(1734), dann positiv entwickelnd in seinem „esprit des lois" 
(1748), in dem er sein Staatsideal der konstitutionellen Monarchie 
und der Teilung der drei Gewalten, wesentlich nach englischem 
Muster, zeichnete. Francois Marie Arouet de Voltaire (1694 
9 bis 1778), der geistreichste, fruchtbarste und wirkungsvollste 
Schriftsteller der Aufklärung, deren Vorzüge und Schwächen 
auch in seiner Persönlichkeit zum bezeichnenden Ausdruck 
kamen, verschaffte den Newton'schen Theorien in Frankreich 
wie überhaupt auf dem Kontinent Anerkennung; in der Moral- 
philosophie wie insbesondere in der Bekämpfung der Intoleranz 
und der Dogmatik („6crasez l'infäme") folgte er Shaftesbury; 
andererseits bestritt er von seinem deistischen Standpunkte aus 
auch den Materialismus wenigstens als metaphysische Anschau- 
ung ; die Auf klärungsgedanken wollte er aber auf die Besitzenden 
und Gebildeten beschränken. Seine bedeutendste philosophische 
Schrift ist das dictionnaire. philosophique ; als Geschichtschreiber 
verfasste er „histoire de Charles XII." , „siede de Louis XIV. u 
und „Vessai sur les mwurs et Vesprit des nations", als Dichter 
Tragödien (u. a. Zaire, Merope und Tancred), aber auch Lust- 
spiele und zwei Epen, von denen die „Henriade" Heinrich IV. 
als Vertreter der Gewissensfreiheit feiert, das andere, „la pu- 
celle d'OrUans", das Heldentum religiöser Begeisterung und 

Lehrbuch d. Weltgeschichte. Neue Zeit. 17 
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Schwärmerei verzerrt und verhöhnt. Ein grosses Verdienst erwarb 
er sich dadurch, dass er durch seine Bemühungen die Revision 
mehrerer Prozesse erwirkte, in denen Unschuldige das Opfer eines 
verfolgungssüchtigen Fanatismus geworden waren oder werden 
sollten (der schlimmste Fall war der des protestantischen Kauf- 
manns Calas von Toulouse, der seinen Sohn ermordet haben 
sollte, um ihn am beabsichtigten Uebertritt zur katholischen 
Kirche zu verhindern; er wurde 17(32 vom Toulouse r Parlament 
zum Tod auf dem Rad mit Vermögenskoufiskation verurteilt). 
Eine Vereinigung von Männern war bestrebt, die Philosophie 
Lockes und die Ergebnisse wie die Grundannahmen der Natur- 
wissenschaften zur Kritik der überlieferten Weltanschauung und 
der bestehenden Einrichtungen zu benützen. Sie werden als 
Ency kl opädi sten bezeichnet nach der 1 751 — 72 erschienenen 
EncyctopSdie, dictionnaire raisonne' des sciences, des arts et des 
mitten, die neben Buft'oris Histoire naturelle eine Hauptquelle 
des modernen wissenschaftlichen Geistes wurde. Ihr Heraus- 
geber war, anfangs im Verein mit dem Mathematiker d'Alembert 
(1717— 83), der vielseitigste Vertreter dieser Richtung, Diderot 
(1713—84), ein Mann idealen Strebens und Suchens. Die An- 
schauungen und Erörterungen der Encyklopädisten wurden 
fremden Höfen durch die Korrespondenz des Deutschen Grimm 
vermittelt, Den Materialismus vertraten konsequent auch in 
den praktischen Folgerungen der Arzt La Mettrie (Hauptwerk 
„Vhomme machine" 1748) und der deutsche Baron r. Holbach in 
seinem „systbne de la nature" (1770). 

In Gegensatz zu der einseitigen Verstandeskultur der Auf- 
klärung trat Jean Jacques Rousseau (geb. 1712 in Genf, 
f 1778 bei Paris). Er war Autodidakt, und in seinem Wesen 
waren starke, sich widersprechende Grundrichtungen vereinigt. 
Er gelangte so, nach einer viel bewegten Jugend, deren Ver- 
fehlungen er später in seinen Confessions schilderte, weder in 
seinen Anschauungen, noch in seiner Lebensführung zu Stetig- 
keit und Harmonie. Durch eine Preisfrage der Akademie von 
Dijon veranlasst, sprach er sich im Discours sur les lettres et les 
arts (174H) dahin aus, dass die Kultur, insbesondere die Ver- 
vollkommnung der Wissenschaften und Künste, eine entsprechende 
Verderbnis der Seelen zur Folge habe, beklagte jedoch daneben 
die Abgeschiedenheit der Kultur seiner Zeit vom Leben des 
Volks. Im Discours sur Vorigine et les fondements de VinigaW 
parmi les hommes (1755) leitete er aber alle menschlichen Leiden 
und Missstände davon ab, dass der „Naturzustand 11 (d. h. das 
Leben eines kleinen Stammes, der ohne Arbeitsteilung Viehzucht 
und Ackerbau treibt) verlassen worden sei. Diese scharfe Be- 
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tonung des Gegensatzes zwischen „Natur 44 und Kultur, auf die 
ihn vor allem die starke Ausprägung des Gefühls in seiner 
eigenen Persönlichkeit führte, leitete den Bruch mit den Encyklo- 
pädisten ein; bald darauf erfolgte auch wegen des Gegensatzes 
nicht sowohl in den religiösen Lehren als im religiösen Grund- 
gefühl überhaupt der Bruch mit Voltaire, dessen hocharisto- 
kratische Beziehungen wie frivol spöttisches Wesen Rousseau 
ohnehin widerstrebten. In seinem Roman „Nouvelle Hdoise" 
(1761) suchte Rousseau die leidenschaftlichen Empfindungen 
einer „schönen Seele" zu verherrlichen. In seinem „Emile" 
(1702) empfahl er, überzeugt, dass „der Mensch" an sich gut 
sei, eine Erziehung, die unter Anpassung an Individualität und 
Altersstufe sich darauf beschränkt, die Anlagen und Triebe vor 
Verkümmerung wie /vor zu üppiger und einseitiger Entfaltung 



vicaire Savoyard", das Evangelium des Gefühls im Gegensatz 
zur Kirche wie zur Aufklärungsphilosophie. 

Rousseau's „Contrat social" (17G2) zeigt wesentlich 
andere Anschauungen als seine ersten Schriften über die sitt- 
liche Bedeutung des Uebergangs vom Naturzustand zum so- 
zialen Kulturleben, das nach dem contrat an und für sich 
grosse Güter enthält und nur durch Missbrauch zur Tyrannei 
wird. Durch den „sozialen Vertrag" schliesst sich eine grös- 
sere Zahl von Individuen, die an und für sich einander selb- 
ständig und zusammenhangslos gegenüberstehen, weil die Fort- 
dauer des Naturzustands ihnen nachteilig wäre, zu einem „all- 
gemeinen Willen" zusammen, der durch die weiteren Gene- 
rationen fortdauert. Dieses „Volk" schliesst nun aber nicht etwa 
noch einen Herrschaftsvertrag nach dem Gesellschaftsvertrag, 
sondern ist selbst Träger der vollen und unveräusserlichen Sou- 
veränität, die auch nicht durch Repräsentation ausgeübt werden 
kann. Gleichheit und Freiheit der Bürger ist Grundlage und 
Zweck der vom Volk geübten Gesetzgebung; die Regierung ist 
bloss Bevollmächtigter des Souveräns, der sie absetzen und ein- 
schränken kann. Rousseau hat so den Grundgedanken 
des Naturre.chts am radikalsten durchgeführt, indem 
er die Anschauung, dass Macht niemals Recht werden kann 
(„force ne fait pas droit"), konsequent festhielt, ebenso den 
Gedanken der Volkssouveränität, indem er der „volonte" gene- 
rale" innerhalb der Grundlagen des Gesellschafts Vertrags das 
Recht zuerkannte, jede Regierung zu beseitigen ; übrigens unter- 
schied Rousseau zwischen „volonte generale" und „volonte de 
tous", d. h. dem Willen der jeweiligen Mehrheit, welch letzteren 
er nicht für unfehlbar erklärte. Rousseau empfahl kleine Staaten, 
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aber „Demokratien" hielt er kaum für erreichbar. Er sprach 
sich freilich dagegen aus, dass eine und dieselbe Verfassung für 
alle Völker und Zeiten passe, und dachte auch nicht, dass seine 
einzelnen Aufstellungen als ein Katecliismus unbedingt gültiger 
politischer W ahrheiten einfach ins Leben übertragen werden 
können; aber dadurch, dass er als radikaler Naturrechtler in 
abstracto den Staat durchaus von den geschichtlichen Bedingungen 
des Werdens und Seins löste und die menschliche Gesellschaft 
durch einen rein äusserlichen Zusammenschluss einzelner Indi- 
viduen sich bilden liess, hat er doch den Anschauungen und 
Ausschreitungen der Revolution den Weg bereitet. Er wollte 
in seinem Staat eine Staatsreligion, mit den Lehren vom Dasein 
einer allmächtigen, allgütigen, vorsehenden und vorsorgenden 
Gottheit und von einem zukünftigen Leben mit Vergeltung, ein- 
gerichtet, darüber hinaus aber Duldung geübt wissen. 

Physiokraten und Adam Smith. In Gegenwirkung gegen den 
Merkantilismus und unter Einfluss englischer Anschauungen und Entwicklungen 
stellte Quesnay (1694— 1774; Leibarzt Ludwigs XV.) die Lehre der „Phy- 
siokraten" (ursprünglich „economistes") auf, nach der einzige Quelle 
des Reichtums der Boden, bezw. der Ackerbau ist, Gewerbe nnd Handel, weil 
sie nur vorhandene Güter umwandeln und anderswohin bringen, keinen selb- 
ständigen Wert haben und keinen Schutz verdienen. Diese Lehre, die das 
erste durchgeführte System der Volkswirtschaft war, nahm drei Hauptklasseu 
der Bevölkerung an : die allein politisch berechtigten und verpflichteten Grund- 
besitzer, denen der „Reinertrag" in Form des Pachtgeldes zufallt, die Acker- 
bauer („classe productive"), entweder Kleinbauern oder Betriebskapital be- 
sitzende und „grosse Kultur" treibende Pächter, und die Manufakturisten, 
Handarbeiter und Kaufleute („classe sterile"), die nur auf Kosten der andern 
reich werden können; zu diesen drei Hauptklassen kommt noch der „petit 
peuple". Damit die Kaufleute nicht zu grossen Gewinn machen, empfahl 
dieses System freiere und möglichst grosse Konkurrenz; da es andererseits 
möglichst hohe Preise der landwirtschaftlichen Erzeugnisse für erstrebenswert 
hielt, empfahl es für diese nur die Ausfuhrfreiheit, dagegen für Fabrikate 
auch die Einfuhrfreiheit. Das Schlagwort „laisser faire et laisser passer", 
«las nicht erst von Quesnay herrührt, hatte für ihn und seine Schule andere 
und engere Bedeutung, als das heutige „laisser faire, laisser aller". Als 
einzige direkte Steuer für ackerbautreibende Staaten empfahl Quesnay die 
Grundsteuer, er verwarf die Steuerpacht. 

Das physiokratische System berichtigte und überwand 1776 in seinem 
Werk „über den Reichtum der Nationen" der Schotte Adam Smith (1723 
bis 1790), 1751 — 64 Professor der Moralphilosophie (die auch Naturrecht und 
Politik umf asste), durch sein S y s t e m d e s „ I n d u s t r i a 1 i s m u s" oder „sozialen 
Liberalismus" (beide Namen erst später). Für ihn bestimmt sich der Reich- 
tum der Völker nach dem Masse der jährlich neu erzeugten Güter und ist also 
neben der Erde jede Art menschlicher Arbeit, die ihrerseits vom Kapital ge- 
fördert wird, Quelle des Reichtums. Er forderte nicht mit dem Glauben an 
die Möglichkeit alsbaldiger Verwirklichung, sondern mehr als Zukunftsideal 
freieste wirtschaftliche Bewegung des Individuums und volle Freiheit der 
Ein- und Ausfuhr, auf Grund der Annahme, dass zwischen allen Einzelinteressen 
eine natürliche Harmonie bestehe. Den Ackerbau hielt er für nützlicher als 
die Industrie. Eine „mammonistische" Umdeutung, die den Unternehmer von 
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jeder Rücksicht auf Wohl und Wehe der Arbeiter und der Konsumenten ent- 
bindet, hat diese Lehre erst im XIX. Jahrhundert erfahren. 

An den grossen Erfolgen der Realwissenschaften im XVIII. Jahr- 
hundert waren in erster Linie Frankreich und England beteiligt. 1736 stellte 
eine französische Expedition nach Lappland, an der Mauperluis (1695—1759; 
1741 Präsident der Berliner Akademie) teilnahm, durch Gradmessungen die 
Abplattung der. Erde fest, der Anfang eines regelmässigen wissenschaft- 
lichen Betriebs der Geodäsie. In der Geographie wirkten der Däne Bering 
(1680—1741), als Leiter russischer Expeditionen nach dem nördlichen Polar- 
meer, und vor allem der Engländer Cook (1728 — 79) durch seine Entdeckungs- 
reisen (erste und zweite nach der Südsee, dritte nach dem nördlichen Polar- 
meer) bahnbrechend. Die mathematische Methode der Mechanik 
bildeten gleichzeitig der Basler Euler (1707—83 ; in Petersburg 1727—41. in 
Berlin 1741 — 66, dann wieder in Petersburg) und der Franzose d'Alembert 
(1717—83) aus; der Franzose Lagrange (1736—1813; geb. in Turin; 1766 
bis 1787 in Berlin) behandelte Geschichte und System der Mechanik in einem 
für alle Fortschritte dieser Wissenschaft grundlegenden Werk. Lavoisiei- 
(1743- 94) wurde der Begründer der modernen Chemie. Durch die richtige 
Erklärung der Beobachtungen seines Landsmanns Galväni (1737 — 98) kam 
der Italiener Volta (1745—1827) zur Entdeckung der elektrischen Ströme, 
während der Amerikaner Franklin (s. § 92) die Luf t el ektrizität und 
damit den Blitzableiter entdeckte. Für die Meteorologie wurden die 
Verbesserungen, durch welche der Danziger Fahrenheit (1686—1736) und der 
Franzose Rfaumur (1683 — 1757) dem Thermometer wissenschaftliche Verwert- 
barkeit gaben, bedeutungsvoll. Für die Astronomie war in England schon 
1645 die Sternwarte von Greentn'ch gegründet worden; hier machten Hai leg 
(1656—1742) und Bradleg (1692— 1762) ihre Entdeckungen ; der erfolgreichste 
Astronom des Jahrhunderts wurde mit Hilfe der von ihm konstruierten Spiegel- 
teleskopen der Hannoveraner Herschel (1738 — 1822; seit 1768 in England). 
Der Franzose Laplace (1749— 1827) wandte in seiner „Mechanik des Himmel*" 
die Newton'sche Lehre auf die Astronomie an, indem er die gegenseitigen 
Einwirkungen der Himmelskörper im einzelnen entwickelte, und stellte in 
seinem „Weltsystem" seine Hypothese über die Entstehung des Planeten- 
systems auf, unabhängig von Kant, der in seiner „allgemeinen Naturgeschichte 
und Theorie des Himmels" (1755) schon vor ihm dieselbe Hypothese be- 
gründet hatte. 

§ 78. Das deutsche Geistesleben im Zeitalter der Aufklärung. 

In Deutschland wurden die für die Aufklärung mass- 
gebenden Gedanken in ein philosophisches System 
gebracht durch Christian Wolff (1679—1754; 1723 mit 
Androhung der Strafe des Stranges von Halle vertrieben, 1740 
mit grossen Ehren zurückberufen), der mit dem „principium 
rationis sufficientis" alles erklären und beweisen, alles richtig 
stellen zu können glaubte. Seine Philosophie oder „Welt Weis- 
heit" (Thomasius) war ihrem Wesen nach durch ihre mathe- 
matisch -syllogistische Methode und nüchterne Verständlichkeit 
Popularphilosophie , zudem lehrte und schrieb Wolff in deut- 
scher Sprache. Die Anwendung dieser, das Denken der ge- 
bildeten Kreise Norddeutschlands mehrere Jahrzehnde und dann 
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auch die Schulen beherrschenden, Philosophie auf die reli- 
giösen Wahrheiten machte den „Rationalismus" zur mass- 
gebenden Richtung in der protestantischen Theologie. Dessen 
Unfähigkeit, dem Wesen lebendiger Religiosität und der Be- 
deutung der Bibel für das protestantische Christentum gerecht 
zu werden, fand in der Einseitigkeit gewisser, das Empfindungs- 
leben ausschliesslich betonender und künstlich steigernder Rich- 
tungen (der „Brüdergemeinde" in Deutschland, der „Methodisten 11 
in England, zum Teil auch in dem halb rationalistischen Mysti- 
cismus des Schweden Swedenborg) ihr Gegenstück; auf dem 
Boden der theologischen Wissenschaft traten dem Rationalismus 
in fruchtbarer und anregender Weise entgegen die Arbeiten 
Bengels (1687 — 1751), der die Quellen zur vollen religiösen 
Würdigung der neutestamentlichen Schriften erschloss, und 
Semlers (1725—91), der ein richtiges geschichtliches Verständ- 
nis derselben anbahnte. Die in der ersten Hälfte des XVIII. Jahr- 
hunderts sich geltend machenden Bestrebungen der katholischen 
Kirche, dem katholischen Standpunkt einen scharf zugespitzten 
Ausdruck zu geben (1708 Einführung des Feiertags der „unbefleck- 
ten Empfängnis", 1728 Heiligsprechung Gregors VII. unter Pro- 
test der österreichischen Regierung, 1732 Gründung des Redem- 
ptoristen-Ordens durch Alfons Liguori), fanden in dem geistigen 
Leben der Zeit keinen Wiederhall und indirekt eine wissen- 
schaftliche Bekämpfung durch Justus Hennings Geschichte des 
Kirchenstaats der ersten drei Jahrhunderte. Die Jurisdiktion 
des Papstes über die Bischöfe und die selbständige Geltung der 
päpstlichen Bestimmungen über Glauben und Moral bekämpfte 
der Geschichtsforscher Hontheim 1763 unter dem Pseudonym 
Febronius. 

Durch die Auf klärungsphilosophie wurde innerlich vorbereitet 
die Entwickelung des deutschen Geisteslebens zu 
schöpferischer Selbständigkeit, die die zweite Hälfte 
des XVIII. Jahrhunderts dem „Volk der Dichter und Denker" 
brachte; äusseiiich vorbereitet und eingeleitet wurde sie dadurch, 
dass das zunächst noch vorhandene Bedürfnis der Anlehnung an 
gegebene Muster seine Befriedigung bei verschiedenen Autoritäten 
suchte und es so eben diesen Autoritäten gegenüber zu einer 
innner freieren Stellung kam. Die nach innerem Wert und 
Wirkung einzig dastehende Bedeutung der Blüte, deren sich 
das deutsche Geistesleben von 1748 an jahrzehndelang erfreute, 
beruht nicht bloss darauf, dass gleichzeitig der Dichtung und 
der Wissenschaft Deutschlands grosse Geister erstanden, sondern 
vor allem auch darauf, dass die schöne Litteratur sicli mit dem 
ganzen Ertrag der wissenschaftlichen Arbeit , mit dem ganzen 
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Reichtum der religiösen und philosophischen Probleme und Ideen 
erfüllte und auseinandersetzte, was ihr die nicht auszuschöpfende 
Fülle und Tiefe ihres Gehalts gab und zugleich der wissen- 
schaftlichen Geistesarbeit den Zugang zu den weitesten Kreisen 
eröffnete. Die „kritische Philosophie" Immanuel Kants 
(1724 — 1804; Professor in Königsberg) stellte sich die Aufgabe, 
„die Gestalt, in der die Vernunftprinzipien thatsächlich auftreten, 
unter Verzicht auf ihre psychologische Ableitung und meta- 
physische Begründung, an der Fähigkeit zu prüfen, die sie in 
sich selbst besitzen, um allgemein und notwendig in der Er- 
fahrung angewendet zu werden", d. h. einerseits Bedingungen 
und Grenzen der menschlichen Erkenntnis festzustellen, andrer- 
seits innerhalb dieser Grenzen die Vernunft als die autonome 
Gesetzgeberin jeder in sich widerspruchslosen Geistesthätigkeit 
zu erweisen; abgesehen von der grundlegenden Bedeutung, die 
Kant für die weitere Entwickelung der Philosophie, insbesondere 
auch der Aesthetik, gewann, ist seine Lehre vom „kategorischen 
Imperativ" die massgebende Norm für das sittliche Bewusstsein 
der Menschheit geworden. Die Kunst und Litteratur des 
klassischen Altertums lehrten Winckelmann (1717 — 68; „Ge- 
schichte der Kunst des Altertums") und Lessing nicht bloss in ihrer 
vorbildlichen Eigenart würdigen, sondern sie schufen daraus sich 
und andern einen freien geistigen Besitz und damit eine Quelle 
selbständiger Weiterbildung und vielseitigster befruchtender An- 
regung. Der Begründer der methodischen Behandlung der klassi- 
schen Altertumswissenschaft wurde dann Friedrich August Wolf 
, (1759 — 1824); er wirkte an der 1734 gegründeten Göttinger 
Universität. An dieser wirkte auch seit 17(17 Schlözer (1735 bis 
1809) ; im Gegensatz zu einer äusserlich pragmatischen Geschicht- 
schreibung hat er der Geschichte eine lebendige Beziehung auf 
die praktischen Fragen und Aufgaben der Gegenwart gegeben, 
wie andererseits Moser (1720—94), bei entschiedenen Fehlgriffen 
in seinen Hypothesen, doch der Geschichte die Aufgabe und den 
Weg gezeigt hat, die politischen und gesellschaftlichen Zustände 
der Gegenwart aus der Vergangenheit der Völker zu begreifen 
und für das Verständnis dieser Vergangenheit zu benützen. Um 
die Pädagogik hat sich die Aufklärung grosse Verdienste 
erworben, weniger durch die positiven Leistungen der „Phil- 
anthropinisten" (Bax&dow, 1723 — 90), deren Richtung auf natur- 
gemässere Gestaltung der Erziehung und des Unterrichts der 
gemütvolle Pestalozzi (174(1-1*27), von Rousseaus (s. 8. 258) 
Naturevangeliuni begeistert, vertiefte und veredelte, als durch 
den Hinweis auf bisher übersehene, von ihnen selbst freilich in 
ungesunder Einseitigkeit angewandte, Wahrheiten und vor allem 
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dadurch, dass nun erst die Bedeutung der Pädagogik für ein 
gesundes Volksleben und die Pflicht, sie ihren Aufgaben ge- 
wachsen zu machen, zum Bewusstsein gebracht wurde. 

Den bildenden Künsten brachten die ersten Jahrzehnde 
des XVIII. Jahrhunderts als letzten eigenartigen Stil einer be- 
stimmten Kulturperiode , in gewissem Sinne als das Gegenteil 
eines wirklichen Stils, der seine Formen mit innerer Notwendig- 
keit aus der Gesamtheit der für das Kulturleben gegebenen Be- 
dingungen herausgestaltet, das Rokoko (rocaille, Muschel werk), 
das auf einheitliche Formgebung und grosse Wirkungen ver- 
zichtet, um im nichtssagenden, aber lustigen Spiel geschweifter 
Linien und willkürlicher Schnörkel, in der bunten Anhäufung 
zierlicher Ornamente eine regellose Fülle launenhafter Grazie 
zu entfalten, und das da, wo es mit einer ernsten Lebens- 
auffassung zusammentraf, zum v Zopf verknöcherte. Das seiner 
Natur entsprechende Material bot sich dem Rokoko in dem 
Porzellan, für dessen Herstellung nach der von Böttiger er- 
fundenen Methode zuerst in Meissen eine Fabrik errichtet wurde. 
Ein Verdienst erwarb sich das Rokoko um den Gartenbau, der, 
zuerst in England, der vom Barockstil dem Zwang architektonischer 
Regeln unterworfenen Natur ihre Freiheit zurückgab. Mit der 
zuerst äusserlichen und sklavischen Nachahmung der Antike, 
wie sie die Zeit der französischen Revolution brachte, fing für 
die bildenden Künste die bis heute fortdauernde Zeit des Wechsels 
zwischen den in der bisherigen Kunstgeschichte aufgetretenen 
Stilen, des Eklekticismus und des Suchens nach einem neuen Stil 
an. — Mittelpunkt der deutschen Kunstpflege wurde, nach der , 
kurzen Blüte in Berlin unter Friedrich I., Dresden in seinem 
„augusteischen Zeitalter" ( 1 753 kam die sixtinische Madonna 
nach Dresden). 



Kapitel XXIV. 

Die Zeit der drei schlesischen Kriege. 

§ 79. Der Thronwechsel in Preussen und Oesterreich 1740. 

Friedrich IT., 24. Januar 1712 geboren, sollte nach dem Willen seines 
Vaters zum guten Christen, guten Wirt und guten Soldaten erzogen werden. 
Aber die geistige Eigenart des Knaben, dessen Mutter die geistvolle und 
feingebildete Sophie Dorothea, Tochter Georgs I. von England, dessen Lehrer 
ein reformierter Franzose, Dithan , war, entwickelte sich in ganz anderer 
Richtung: er wurde Kenner und einseitiger Bewunderer der französischen 
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Sprache und Litteratur und huldigte teils schöngeistigen und philosophischen 
Neigungen teils einem durch Musik und Theater verfeinerten Lebensgenuss. 
So zerfiel er mit dem einseitigen Vater, der durch seine zuweilen 
barbarische, feineres Empfinden und Selbstbewusstsein des Jünglings (auch 
mit dem Stock) schwer verletzende, Strenge das Gegenteil dessen, was er 
wollte, erzielte, immer mehr, zumal da Friedrich im Widerspruch mit dem 
Vater an dem Gedanken, eine Tochter Georgs II. von England zu heiraten, 
festhielt. Der gescheiterten uchtversuch (1730) hatte zur Folge, dass 
Friedrichs Vertrauter Lieutenant Kalte hingerichtet, er selbst der Kriegs- und 
Doraäuenkammer in Küatrin zugeteilt wurde, wo er arbeiten und die Ver- 
waltungsgeschäfte gründlich kennen lernte. Durch Einwilligung in die Ver- 
heiratung mit der Prinzessin Elisabeth Christitte von Braumchwet g- Bevern, 
einer Nichte der Kaiserin (1733), erkaufte er die Aussöhnung mit dem 
Vater, dessen Zufriedenheit und Vertrauen er sich in wachsendem Mass, 
namentlich als Oberst in lluppin durch Bethätigung militärischen Interesses 
und Verständnisses, erwarb. Die Teilnahme an dem Bheinfeldzug des Jahres 
1734 lehrte ihn die militärische Schwäche des Reichs und Oesterreichs kennen. 
In Bheinsberg (bei Ruppin), wo er, von geistesverwandten Freunden, z. T. 
Franzosen, umgeben, seit 1786 Hof hielt, studierte er den Philosophen der 
„Aufklärung" Wolff, stand mit deren geistreichstem Vertreter Voltaire in 
Briefioechsel und verfasste zwei für seine Auffassung von den Aufgaben der 
preussischen Politik und des Herrschers bezeichnende Schriften, die „Betrach- 
tungen über den gegenwärtigen Zustand des europäischen Staatensystems"' und 
den n Antimachiavell u (Widerlegung der Anschauungen einer durchaus bedenken- 
losen Gewalt- und Machtpolitik, die der Florentiner Nicolo Machiavelli [1469 
bis 1527] in seinem Buch „vom Fürsten" dargelegt hatte, beeinflusst von der 
politischen Praxis seiner Zeit und eigener pessimistischer Beurteilung der 
Menschen und geleitet von dem sehnsüchtigen Verlangen nach einem italieni- 
schen Nationalstaat, zu dessen Schaffung er jede zweckdienliche Verletzung 
von Treue, Recht und Humanität für zulässig hielt). 

Friedrich II. (1740—80) übernahm am 31. Mai 1740 
die Regierung, die er als „erster Diener des Staates", 
aber absoluterHerrscher führte. Seine ersten Regierangs- 
handlungen waren Abschaffung der Folter, Sorge für eine freie 
Presse und die Erklärung „die Religionen müssen alle toleriert 
werden; hier muss ein jeder nach seiner Facon selig werden " 
Der Versuch zur Geltendmachung der Ansprüche seines Hauses 
auf Jülich -Berg, an deren Unterstützung Preussen seine An- 
erkennung der pragmatischen Sanktion geknüpft hatte, begegnete 
der ablehnenden Haltung des Kaisers, sowie Frankreichs und 
Englands. Da bestimmte ihn der Tod Kaiser Karls VI. (Ok- 
tober 1740), die alten Ansprüche seines Hauses auf Teile 
Schlesiens (s.S. 220) a u f z u n e h m e n. Karls Erbin war seine 
23jährige Tochter, Maria Theresia, Gemahlin des Grossherzogs 
von Toskana, Franz (Stephan von Lothringen (s. S. 249), kraft der 
pragmatischen Sanktion, die aber der von Ferdinands I. ältester 
Tochter abstammende Kurfürst Karl Albrecht von Bayern, Schwieger- 
sohn Josephs IL, unter, thatsächlich nicht zutreffender, Berufung 
auf Ferdinands I. Testament (s. S. 71) nie anerkannt hatte; auch 
Kurfürst Friedrich August IL von Sachsen (1733—03, seit 1734 als 
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August III. auch König von Polen, s. S. 249) machte als Gemahl 
der älteren Tochter Josephs I. Ansprüche auf ein Stück des öster- 
reichischen Erbes. Maria Theresia, von ihrem guten Recht auf 
das österreichische Gesamterbe überzeugt, liess sich sofort in 
allen Erblanden huldigen und ergriff, eine geborene Herrscherin, 
die nötigen Massregeln, um in alle Zweige der verlotterten Ver- 
waltung Ordnung und neues Leben zu brhigen und das zur Be- 
hauptung ihres Erbes Nötige vorzubereiten. 

§ 80. Der österreichische Erbfolgekrieg; erster und zweiter 

schlesischer Krieg. 

Erster schlesischer Krieg (1740—42) und Ausbruch des 
österreichischen Erbfolgekriejrs. Friedrich bot Maria Theresia 
gegen Anerkennung seiner schlesischen Ansprüche Unterstützung 
mit seiner ganzen Macht gegen jeden Feind an, rückte aber 
gleichzeitig am IC). Dezember 1740 mit seinem Heer in Schlesien 
ein, das rasch besetzt und durch den Sieg Schwerins bei 
Mollwitz (10. April 1741) behauptet wurde. Jetzt, erhoben 
sich auch die andern Feinde Oesterreichs: der bayerische Kur- 
fürst, durch den Vertrag von Nymphenburg (IS. Mai) mit Spanien 
verbündet, hoffte, im Vertrauen auf Frankreichs Hilfe, die Kaiser- 
krone und den grössten Teil der österreichischen Erblande zu 
gewinnen, in deren Rest sich Sachsen, Sardinien und Spanien 
teilen wollten; Frankreich, das 5. Juni mit Preussen ein Ver- 
teidigungsbündnis auf ir> Jahre schloss, wollte Oesterreich zu 
einer Macht zweiten Rangs herabdrücken. Es folgten Bündnis- 
vertrage zwischen Sachsen und Frankreich, Bayern und Sachsen 
und der Einmarsch der Franzosen und Bayern in Ober-Oester- 
reich ; zugleich wurde England durch die französische Bedrohung 
Hannovers zunächst eingeschüchtert und Russland durch einen 
Krieg mit Schweden (s. S. 2X1) im Schach gehalten. Diesen 
Gefahren gegenüber gewann Maria Theresia, in Press- 
burg 25. Juni gekrönt, durch Gewährung staatlicher Selb- 
ständigkeit Ungarn zur ^Aufstellung der bewaffneten 
Insurrektion" (11. September). Während Franzosen und 
Bayern sich aus dem halb eroberton Ober- und Nieder-Oester- 
reich gegen Böhmen wandten, um hier den Sachsen die Hand 
zu reichen, brachte englische Vermittelung zwischen Preussen 
und Oesterreich den geheimen Waffenstillstand von Kleinschnellen- 
dorf zu stände (i). Oktober); da er aber österreichischerseits 
veröffentlicht wurde, trat Friedrich dem sächsisch-bayerischen 
Vertrag bei, während Sardinien sich 1. Februar 1742 mit Oester- 
reich verband. Nach der Eroberung Prags liess sich Karl Albrecht 
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als König von Böhmen huldigen und wurde nun einstimmig zum 
Kaiser (Karl VII. 1742—45) gewählt. Aber am Tag seiner 
Krönung (12. Februar 1742) wurde München von einem öster- 
reichischen Heer besetzt, ein zweites belagerte die Franzosen in 
Prag, worauf Friedrich von Mähren aus in Böhmen einrückte. 
Sein Sieg bei Chotusitz (17. Mai 1742) bestimmte Maria 
Theresia, mit Preussen Frieden zu schliessen: in dem Prä- 
liminar vertrag von Breslau (11. Juni), dem der endgültige 
Friedensschluss in Berlin (28. Juli) folgte, trat Oesterreich 
an Preussen Schlesien (ausser Teschen, Troppau, Jägem- 
dorf) und die Grafschaft Glatz ab (35 800 qkm = 650 QM 
mit 1200000 Einwohnern). Die andern Feinde Oesterreichs 
hatten „travaille pour le roi de Prusse". 

Fortgang des österreichischen Erbfolgrekriegs und zweiter 
schlesischer Krieg. Jetzt wurden die Franzosen zur Räumung 
Böhmens gezwungen (Dezember 1742), Bayern wurde (Mai 1743) 
aufs neue von den Oesterreichern besetzt, und England, das 
schon seit 1739 gegen Spanien einen Seekrieg ohne durch- 
schlagende Erfolge führte, stellte mitHolland die „prag- 
matische Armee" ins Feld, die durch den Sieg bei Det- 
tingen am Main (Juni 1743) die Franzosen über den Rhein 
zurücktrieb. Die Verträge, welche Oesterreich (September — De- 
zember 1743) in Worms mit England, Sardinien und SacJisen 
schloss, zielten darauf ab, für Oesterreich Bayern zu gewinnen 
und Schlesien zurückzuerobern. Deshalb schloss Friedrich II., 
der eben das durch Aussterben des Fürstenhauses Cirksena 
erledigte Reichslehen Ostfriesland (4000 qkm = 54 QM) auf Grund 
einer, den Versprechungen früherer Kaiser gemäss erfolgten, 
kaiserlichen Verleihung in Besitz genommen hatte, 5. Juni 1744 
mit Frankreich das Bündnis von Versailles und drang mit 
80 000 Mann „kaiserlicher Hilfsvölker u bis ins südliche Böhmen 
vor, musste es aber, von Frankreich, das sich gegen die öster- 
reichischen Niederlande wandte, nicht unterstützt, wieder räu- 
men; unter der Vermittlung des sächsischen Ministers Graf 
Brühl kam zwischen Oesterreich, Sachsen, England und Hol- 
land Anfang 1745 in Warschau eine Quadrupelallianz zur Ver- 
nichtung Preussens zu stände, und nach dem Tod Karls VII. 
(20. Januar 1745) schloss dessen Sohn Maximilian TU. Joseph 
(1745 — 77), der sein Kurfürstentum zurückerhielt, unter Ver- 
zicht auf alle weiteren Ansprüche mit Oesterreich den Fl ieden 
von Füssen (April 1745). Der Sieif, den die Franzosen unter 
dem Marschall Moritz von Sachsen (Sohn Augusts des Starken 
und der Gräfin Königsmark) bei Fontenoy in Belgien erfochten 
(Mai 1745), hatte auf Deutschland keine Rückwirkung. Aber 
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die preussischen Siege bei Hohenfriedberg in Schlesien 
(4. Juni), Soor im nördlichen Böhmen (30. September), Hen- 
nersdorf in der Lausitz und Kesselsdorf in Sachsen (15. De- 
zember) bewirkten den Frieden von Dresden (25. Dezember), 
in dem der preussische Besitz Schlesiens von Oesterreich und 
Sachsen anerkannt wurde und Friedrich den im September ge- 
wählten Franz I. (1745—05), Gemahl der Maria Theresia, 
als Kaiser anerkannte. Friedrich „der Grosse" hatte 
Preussen in die Reihe der europäischen Grossmächte 
eingeführt. 

Ende des österreichischen Erbfolgekriegrs. Für die Nach- 
giebigkeit der Kaiserin waren die Fortschritte der Franzosen 
und Spanier in Oberitalien mitbestimmend gewesen; jetzt ge- 
wannen hier die Oesterreicher unter Browne das Uebergewicht. 
Dagegen rief die Erhebung der Schotten für Karl Eduard, 
Jakobs III. Sohn, 1745 einen grossen Teil der englischen 
Truppen aus den Niederlanden nach England; zwar machte die 
Niederlage bei Culloden (April 1 746) allen Aussichten der 
Stuarts für immer ein Ende, aber der Marschall von Sachsen 
eroberte durch den Sieg bei Bocoux (bei Lüttich, Oktober 1746) 
Belgien. Als er 1747 siegreich in Holland eindrang, wurde 
hier Wilhelm IV., Sohn Wilhelm Frisos (s. S. 232), zum Erb- 
statthalter in den Generalstaaten erhoben, nachdem seit 1702 
die Generalstatthalterwürde unbesetzt gewesen war. Die fran- 
zösische Flotte (Oktober 1747) wurde von der englischen bei 
Kap Finisterre vernichtet; so hielten sich die beiderseitigen Er- 
folge im wesentlichen die Wage. Nachdem 1748 noch Mastricht 
von den Franzosen erobert worden war, wurde am 30. Mai 1748 
zwischen Frankreich, England und Holland der Friede von 
Aachen geschlossen, dem im Oktober Oesterreich, Spanien und 
Sardinien beitraten: Oesterreich trat Parma und Piacenza an 
den spanischen Infanten Philipp ab, Sardinien erhielt die Lom- 
bardei westlich vom Tessin; sonst wurde durchweg der Besitzstand 
vor dem Krieg hergestellt und die pragmatische Sanktion, der 
preussische Besitz Schlesiens und das Kaisertum Franz' I. an- 
erkannt. 

§81. Preussen und Oesterreich in den Fricdensjahren bis 1756. 

Friedrich II. benützte die Friedensjahre, um seinen 
Staat zu höchster Leistungsfähigkeit zu erheben. 
Selbst das Vorbild strengster Pflichterfüllung, „sein eigener 
alleiniger Minister", der alles prüfte und alles entschied, stellte 
er auch an alle Beamten die höchsten Anforderungen. In seiner 
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Finanzpolitik huldigte er dem Merkantilsysteni. Durch Heran- 
ziehung fremder Arbeiter, die für den Anfang von Abgaben 
befreit waren, und durch Einruhrverbote hob er die keimische 
Industrie. Die Trockenlegung des Oderbruchs (1747—56) schuf 
1200 neue Bauernstellen. Zur Hebung des Seehandels wurden in 
Emden zwei Handelsgesellschaften gegründet, die freilich den sieben- 
jährigen Krieg nicht überdauerten, und der Hafen Swinemünde 
angelegt. Verhältnismässig wenig geschah, abgesehen von der 
Reorganisation der Akademie der Künste und Wissenschaften 1744, 
für Schulen und Universitäten; doch wurde 1746 in Berlin die 
erste Realschule gegründet. Die Hauptsorge galt dem Kriegs- 
wesen, auf das 4 /s der Jahreseinkünfte von 12 Millionen Thaler 
verwendet wurden; das Heer wurde auf 150000 Mann und 
zum höchsten Grad der Schlagfertigkeit gebracht 
und namentlich Schlesien durch starke Festungen gesichert; da- 
neben wurde ein Kriegsschatz von 14 Millionen angesammelt. 
Die wichtigste Reform war die des Justizwesens, die 
Samuel v. Cocceji, noch von Friedrich Wilhelm zum Justizminister 
ernannt, 1747 Qrosskanzler , durchführte: die völlige Trennung 
der Rechtsprechung von der Verwaltung, die Schaffung eines 
unabhängigen Richterstands, die Durchführung des Grundsatzes 
rascher und unparteiischer Entscheidung aller Prozesse gaben 
dem absolutistisch regierten Preussen eine mustergültige Rechts- 
pflege, die unentbehrliche Voraussetzung für die Entwickelung 
zu einem Rechtsstaat ; auch schuf Cocceji wertvolle Vorarbeiten 
für das allgemeine preussische Landrecht. Die Früchte dieser 
Musterregierung des aufgeklärten Absolutismus 
zeigten sich am deutlichsten in der unbedingten Treue und 
Opferwilligkeit der neugewonnenen Unterthanen. 

Seine Erholung fand Friedrich, der auf ein Familienleben 
verzichtete, im Umgang mit grösstenteils ausländischen Schrift- 
stellern und Gelehrten, die er in Potsdam und seinem neuerbauten 
Lustschloss Sanssouci um sich vereinigte, und in schriftstelle- 
rischen Arbeiten, von denen die bedeutendste die auch durch 
grösste Wahrheitsliebe ausgezeichnete „histoire de mon temps" 
(erste Abfassung 1746, bezw. 42—43) ist. Das persönliche Ver- 
hältnis zu Voltaire, der 1750 — 53 an Friedrichs Hof weilte, 
endete, durch Voltaire's Schuld, mit einem Bruch ; der briefliche 
Verkehr wurde jedoch später wieder aufgenommen. 

In Oesterreich regierte Maria Theresia in ähnlichem 
Sinn: sie ordnete grundsätzlich die Interessen der Stände und 
Einzelländer denen des Gesamtstaats unter und erstrebte Ver- 
besserung der Finanzen, Hebung der Volkswirtschaft und 
eine Reform des Gerichtswesens, die wenigstens ein ein- 
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heitliches Strafrecht brachte; nur in religiöser Beziehung war 
sie von Friedrichs Toleranz weit entfernt, wahrte und steigerte 
aber die staatlichen Hoheitsrechte der Kirche gegenüber, und 
für das Bildungs wesen (Volksschulen, Mittelschulen und 
Hochschulen) that sie viel. Es lag in den Verhältnissen ihres 
Reiches, dass die Erfolge vielfach langsamer und unvollständiger 
waren (1774 erliess sie die Schulordnung für die von ihr ge- 
schaffene Volksschule). Die raschesten Erfolge erzielte sie mit 
ihren Bern U h u n g e n um Verbesserung des M i 1 i t ä r- 
wesens, wobei sie ihr Schwager Karl von Lothringen, freilich 
in den schlesischen Kriegen kein glücklicher Feldherr, beriet 
(unter ihr wurde die „Militär grenze" als solche organisiert). 
Ihre bedeutendsten Minister waren für das Innere Graf Haug- 
witz, für die Finanzen Graf Chotek, für das Aeussere Graf (später 
Fürst) v. Kauni tz ( 1 753 — 92 S t a a t s k an z 1 e r). Ihr glänzender 
Hof, an den sie den Adel ihrer verschiedenen Kronländer zu 
ziehen verstand, war ein sichtbarer Ausdruck des österreichi- 
schen Staatsgedankens, dem sie und ihre Regierung zum 
erstenmal nachhaltige Wirksamkeit gab. An der Ungarn ein- 
geräumten Sonderstellung rüttelte Maria Theresia nicht, doch 
beförderte sie den Gebrauch der deutschen Sprache. 

§ 82. Die Gruppierung der 31 ächte bis 1756 und der Ausbruch 

der Feindseligkeiten. 

Die politische Lage war durch den doppelten 
Gegensatz zwischen Oesterreich und Preussen und 
zwischen England und Frank reich beherrscht. Zwischen 
Oesterreich und Russland , dessen Politik unter Elisabeth (1741 
bis 1 7(>2) Bestascheff) das Haupt der altrussischen Partei, leitete, 
bestand seit 1746 ein Bündnis, das, dem Namen nach defensiv, 
seine Spitze gegen Preussen richtete; Sachsen, dessen Politik 
Graf Brühl leitete, blieb, ohne dem Bündnis formell beizutreten, 
im engsten Anschluss an Oesterreich und Russland. Dagegen 
bewirkten die kriegerischen Verwicklungen zwischen 
England undFrankreich eine völlige Verschiebung in der 
Stellung dieser Mächte zu Oesterreich und Preussen: zwar in 
Ostindien, wo die englische und die französische Kompagnie in 
dem Bestreben, auf Kosten des zerfallenden Reichs des Gross- 
moguls von Delhi ihre Besitzungen auszudehnen, feindlich zu- 
sammengestossen waren, gab Frankreich nach, indem es 1754 
auf die Verbindung mit den indischen Fürsten verzichtete; aber 
das Bestrehen der Franzosen, in Amerika zwischen Louisiana und 
Kanada eine Verbindung durch Besetzung der Ohiolinie herzu- 
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stellen, führte 1754 zu feindlichen Zusammenstössen mit den 
englischen Kolonien, die sich gegen die französische Umklamme- 
rung im Westen zur Wehre setzten. England eröffnete 1755, 
zunächst ohne Kriegserklärung, den Seekrieg gegen Frank- 
reich durch Wegnahme aller französischen Handelsschiffe im 
nördlichen, atlantischen Ozean ; die förmlichen Kriegserklärungen 
erfolgten im Mai und Juni 1750. Englands verwundbarste Stelle 
war das mit ihm durch Personalunion verbundene Hannaver, 
aber bei der zwischen Preussen und Oesterreich bestehenden 
Spannung wollte weder Preussen durch Unterstützung eines 
französischen Angriffs auf Hannover seine Kräfte Oesterreich 
gegenüber schwächen, noch Oesterreich etwas für den Schutz 
Hannovers thun, ohne dass England die Sicherheit Belgiens 
gewährleistete. Hierauf ging England nicht ein, sondern schloss 
zum Schutz Hannovers September 1755 einen Vertrag mit jRuss- 
landy und Friedrich II. schloss zu demselben Zweck, in der 
Hoffnung, dadurch Russland die Hände zu binden, 16. Januar 1756 
mit England den „Neutralitätsvertrag" von West- 
m inst er (eigentlich von Whitehall), der die Neutralität des 
deutschen Gebiets (unter geheimem Ausschluss Belgiens) sichern 
sollte. Aber die Folge war, dass Kussland sich von England 
trennte und März 1756 mit Oesterreich ein Schutz- und 
Trutzbündnis schloss, und dass Frankreich, wo Kaunitz 
als Gesandter 1751 — 53 den Boden vorbereitet hatte und Lud- 
wig XV. über die Abschwenkung Friedrichs sehr erbittert 
war, Mai 1756 mit Oesterreich ein Freundschafts- und 
Verteidigungsbündnis einging, mit der Verpflichtung zu 
gegenseitiger Unterstützung mit 24000 Mann gegen jeden feind- 
lichen Angriff. Auf dies hin schlug Russland in Wien sofortigen 
Angriff auf Preussen vor, das auf Brandenburg beschränkt 
werden sollte; Kaunitz war, wie auch Sachsen, in der Sache 
einverstanden, wollte aber, weil die Rüstungen noch nicht voll- 
endet waren, die Eröffnung des Angriffskriegs, in den er bis 
dahin auch Frankreich hineinzuziehen hoffte, auf Frühjahr 1757 
verschoben wissen; Ludwig XV. erklärte in einem Kabinetts- 
schreiben seine Zustimmung. 

Friedrich IL, von diesen Planen durch bezahlte säch- 
sische und österreichische Beamte unterrichtet, beschloss, 
gegen den Rat seines Bruders Heinrich und des Ministers 
v. Hertzberg, den Vorteil rascherer Kriegsbereitschaft zur Nieder- 
werfung Sachsens und Oesterreichs zu benützen und so den 
Bund der Feinde im Entstehen zu sprengen. 1 ) Er 

*) Die Ansicht, Friedrich habe aus freiem Entschluss einen Eroberungs- 
krieg begonnen, stützt sich auf Stellen aus dem nur in Bruchstücken bekannten 
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wartete bis Ende August, weil dann ein Eingreifen Russlands 
und Frankreichs in diesem Jahr nicht mehr zu erwarten war, 
und rückte, nachdem er auf eine Anfrage über Oesterreichs 
Absichten eine unbefriedigende Antwort erhalten hatte, Aug. 
17o«j in Sachsen ein. Die Besetzung Dresdens lieferte ihm die 
Originale der zwischen den gegnerischen Mächten gewechselten 
Aktenstücke in die Hände und damit die Möglichkeit, sein Vor- 
gehen in einem memoire raisonne' sur la conduite des cours de 
Vienne et de Saxe zu rechtfertigen. Die Forderung eines Bünd- 
nisses mit Preussen wurde von Sachsen, dessen ungerüstetes 
Heer bei Pirna ein festes Lager bezog, abgelehnt. 

§ 83. Der siebenjährige (dritte schlesische) und der gleichzeitige 

englisch-französische Krieg. 

Die beiden ersten Kriegsjahre. DassächsischeHeer 
musste, nachdem ein österreichischer Entsatzversuch durch 
Friedrichs Sieg bei Lobösitz (1. Oktober) vereitelt worden war, 
ltf. Oktober die Waffen strecken. Doch hatte der lange 
Widerstand es Friedrich unmöglich gemacht, noch in diesem 
Jahr, vor Vollendung der österreichischen Rüstungen, einen ent- 
scheidenden Schlag zu führen; dass die sächsischen Truppen 
zwangsweise dem preussischen Heer einverleibt wurden, war ein 
Fehler, der sich im Verlauf des Kriegs auch militärisch rächte. 
Aber die Beherrschung Sachsens, das in preussische Ver- 
waltung genommen wurde, Brandenburg gegen Süden deckte und 
Friedrich in den Besitz der kürzeren „inneren Linien" setzte, war 
strategisch und finanziell für die weitere preussische 
Kriegführung von entscheidender Wichtigkeit. An- 
dererseits bewirkte der Angriff Friedrichs, dass gegen ihn 
(7. Januar 1757) der Reichskrieg beschlossen wurde, 
und dass gegen den „Störer der öffentlichen Ruhe" Russland 
(Petersburger Konvention vom 2. Februar), Schweden 
(21 . März) und Frankreich (Versailler Vertrag vom 1 . Mai) 
sich durch Kriegs- und Teilungsverträge mit Oesterreich zu einem 
gemeinsamen Angriffskrieg verbanden, der Preussen auf den 

Testament Friedrichs des Grossen vom Jahr 1752, erscheint aber als unhalt- 
bar, da Friedrich die Voraussetzungen , deren Zutreffen er nach einer Stelle 
jenes Testaments als nnerlässliche Bedingung- für das etwaige Wagnis eines 
Eroberungskriegs gegen Oesterreich bezeichnet, im Jahr 1756 unmöglich als 
gegeben betrachten konnte. Dass Friedrich, als er erst um seiner Sicherheit 
willen zum Krieg entschlossen war, für den Fall eines völligen Siegs an Er- 
oberungen gedacht hat, liegt in der Natur der Sache, beweist aber nichts für 
die Annahme, dass ihm der Entschluss zum Krieg durch Eroberungsabsichten 
eingegeben worden sei. 
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Stand vor zurückbringen sollte; Frankreich verpflichtete 
sich zur Stellung von 105000 Mann und zur Zahlung von zwölf 
Millionen Gulden jährlicher Subsidien. Dänemark leimte den 
Beitritt ab. England, wo nach einem wenig glücklichen Anfang 
des See- und Kolonialkriegs der kraft- und geistvolle William 
Pitt das Ministerium des Auswärtigen übernahm, er- 
neuerte zwar 11. Januar 1757 den Subsidienvertrag zum 
Schutz Nordwestdeutschlands, und Braunschweig, Gotha 
und Hessen- Cassel schlössen sich an, aber die englische Hilfe 
erwies sich zunächst wenig wirksam, zumal da Pitt April 1757 
wieder vom Ministerium zurücktrat. 

Friedrich drang Frühjahr 1757 in der Hoffnung, Oesterreich 
zum Frieden zwingen zu können, ehe dessen Verbündete ein- 
griffen, in Böhmen ein: er siegte in der blutigen Schlacht 
bei Prag (G. Mai), aber die Niederlage bei Kolin gegen 
Daun (18. Juni) zwang ihn, die Belagerung Prags aufzugeben 
und bald auch Nordböhmen unter Verlusten zu räumen. Am 
6. Juli siegten die Franzosen bei Hastenbeck über das englisch- 
hannoverahische Heer unter dem Herzog von Cumberland, und 
dieser räumte in der Konvention von Zeven (8. September) Han- 
nover, während ein zweites französisches Heer unter Soubise sich 
mit der „eilenden Reichsexekutionsarmee" vereinigte, um nach 
Sachsen vorzurücken. Aber die von den in Ostpreussen sieg- 
reichen Russen drohende Gefahr ging vorüber, weil die Er- 
krankung der Kaiserin Elisabeth den russischen Feldherrn be- 
stimmte, nach Russland zurückzugehen, die französische Nord- 
armee unter Richelieu blieb unthätig, und Friedrich erfocht mit 
Seydlitz über die Reichsarmee und Soubise bei Rossbach 
(5. November) einen Sieg, der, in ganz Deutschland und noch 
mehr in England mit Jubel aufgenommen, die Feinde aus Thü- 
ringen vertrieb und bewirkte, dass dieenglischeRegierung, 
in die Pitt wieder eingetreten war, die Konvention von Zeven 
verwarf, das neuorganisierte Heer dem Herzog Ferdinand von 
Braunschweig, einem erprobten preussischen General, unterstellte 
und April 1758 den Subsidienvertrag erneuerte mit der 
Verpflichtung, nur im Einverständnis mit Friedrich 
Frieden zu sch Ii essen. Friedrich eilte von Rossbach 
nach Schlesien zurück, das die Oesterreicher nach Besiegung • 
Winterfeldts bei Moys (bei Görlitz) und des Herzogs von Braun- 
schweig-Bevern bei Breslau zur Hälfte erobert hatten ; er s i e g t e 
bei Leuthen (5. Dezember) über den mehr als doppelt so 
starken Feind, der nun Schlesien räumen musste. 

Friedrich auf die Verteidigung* beschränkt. 1758 er- 
öffnete Friedrich den Feldzug mit der vergeblichen Belagerung 

Lehrbuch d. Weltgeschichte. Neue Zeit. 18 
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von Olmütz; von jetzt an war er endgültig in die Verteidigung 
zurückgedrängt, Im Westen war er durch Ferdinand gedeckt, 
der die Franzosen über den Rhein zurücktrieb und bei Cre- 
feld (2ii. Juni) schlug. Friedrich selbst zwang die Russen 
unter Fennor, welche Ostpreussen für ihre Kaiserin in Pflicht 
genommen hatten und Küstrin bedrohten, durch die blutige 
Schlacht bei Zorn dorf (25. August), nach Poramern zurück- 
zugehen und behauptete sich, trotz der durch seine Sorglosigkeit 
verschuldeten Niederlage bei Hochkirch (14. Oktober), in 
der Lausitz, Sachsen und Schlesien gegen Daun. 1759 wurde 
zwar auf dem westlichen Kriegsschauplatz, nach einem fran- 
zösischen Sieg bei Bergen in der Nähe von Frankfurt a. M., das 
Uebergewicht der preussischen Watten von Ferdinand durch den 
Sieg bei Minden (l. August) wieder hergestellt, aber ein russisches 
Heer unter Soltikow und ein österreichisches unter Laudon ver- 
einigten sich nach einem Sieg bei Kay über Wedell in der Nähe 
von Frankfurt a. d. 0. und brachten Friedrich selbst in der 
blutigen Schlacht bei Kunersdorf (12. August) eine völlige 
Niederlage bei; da jedoch die Gegner, selbst geschwächt und 
uneinig, ihren Sieg nicht verfolgten, beschränkten sich die un- 
mittelbaren Folgen auf den Verlust sächsischer Plätze, ins- 
besondere Dresdens. Als Friedrich nach dem Abzug der Russen 
sich nach Sachsen wandte, zog sich Daun zurück, nahm aber 
den ihm in den Rücken gesandten General Finch mit den Resten 
seines im ungleichen Kampf zertrümmerten Korps bei Maxen 
21. November gefangen; ein Teil von Sachsen mit Dresden blieb 
in den Händen der Oesterreicher. 

Die Friedensanerbietungen an Frankreich, über die sich 
England und Preussen verständigt hatten, wurden in Paris, 
gegen den Wunsch des Ministers Choiseul, abgewiesen, und 
Oesterreich und Russland schlössen am 1. April 1760 einen 
neuen Vertrag, nach dem Russland Ostpreussen bekommen sollte. 
Nur mit äusserster Anstrengung, durch rücksichtslose Werbungen 
in ganz Deutschland und Errichtimg von Freikorps, durch wieder- 
holte Verschlechterung der Münze, Ausgabe von „Kassenscheinen" 
und Ausbeutung Sachsens, konnte sich Friedlich militärisch und 
finanziell aufrecht erhalten. Für 1700 hatte er eine Feldarmee 
von \)() 000 meist jungen Soldaten gegen die 220000 Mann der 
Feinde. Die wieder unternommene Belagerung Dresdens musste 
Friedrich aufgeben , um Schlesien zu retten , wo Laudon bei 
Landeshut den General Fonque" besiegt und Glatz genommen hatte; 
Friedrich, von drei feindlichen Heeren umgeben, siegte bei 
Liegnitz (15. August) über Laudon, verjagte dann die Feinde, 
die Berlin erobert, geplündert und gebrandschatzt hatten, und 
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gewann durch den Sieg bei Torgau (i3. November), den 
Zielen entschied, das von Daun inzwischen besetzte Sachsen 
bis auf Dresden zurück. Während 1760 auf dem Kriegsschau- 
platz zwischen Weser und Rhein nichts von Bedeutung vorfiel, 
war dagegen in dem englisch-französischen Kolonialkrieg die 
Entscheidung erfolgt: durch den Sieg bei Quebec (VI. Sep- 
tember), den General Wolfe mit seinem Leben erkaufte, kam 
Kanada in Englands Besitz. 

Politische Verschiebungen; das Ende des Kriegs. Georg III. 
(1700—1820), Enkel Georgs IL, erneuerte noch 1700 den Sub- 
sidienvertrag mit Preussen; als aber Karl III. von Spanien 
August 1701 den „bourbonischen Familienpakt" mit 
Frankreich schloss (der für die äussere Politik ein dauerndes 
Zusammengehen der bourbonischen Dynastien festsetzte), wurde 
Pitt, der deshalb an Spanien den Krieg erklären wollte, ent- 
lassen (5. Oktober 1701) und Preussen der Subsidien- 
v ertrag auf 12. Dezember gekündigt, freilich ohne dass 
dadurch der Ausbruch des Kriegs mit Spanien vermieden 
worden wäre; Ferdinand war auch 1701 den Franzosen gegen- 
über siegreich, bei Langensalza (in Thüringen) und Velling- 
hausen (in Westfalen). Friedrich hatte zwar im „Hungerlayer" 
von Bunzelwitz bei Schweidnitz der vereinigten Uebermacht der 
Russen und Oesterreicher getrotzt (12. August bis ( .). September), 
aber die Eroberung von Schweidnitz durch Laudon (1. Oktober) 
nicht verliindern können, und am 10. Dezember musste sich 
Kolberg den Russen ergeben. So immer enger umschlossen und 
seines einzigen Bundesgenossen beraubt , musste Friedrich auf 
das Aeusserste gefasst sein, als 5. Januar 1702 Kaiserin 
Elisabeth starb, der ihr Neffe Peter III., ein begeisterter 
Bewunderer Friedrichs des Grossen, folgte; nun wurde am 
5. Mai 1702 der Friede zwischen Preussen und Russ- 
land, am 22. Mai der zwischen Preussen und Schweden 
auf Grund des Besitzstands vor dem Krieg geschlossen. Das 
Bündnis, das darauf Peter mit Friedrich schloss, wurde zwar 
durch Peters Sturz (1). Juli) sofort wieder hinfällig, aber das 
russische Hilfsheer unter Tschernitschew half noch durch seine 
Anwesenheit Friedrich den Sieg bei Burkersdorf (21. Juli) 
gewinnen, der die Rückeroberung von Schweidnitz zur Folge 
hatte; und Katharina II. (1702 — 90) erkannte den ge- 
schlossenen Frieden an. Ein Sieg des Prinzen Heinrich bei 
Freiberg i. S. über Oesterreicher und Reichsarmee, der Schrecken, 
den brandschatzende preussische Freikorps in Süddeutschland 
verbreiteten, und die Waffenerfolge Ferdinands, der die Fran- 
zosen fast ganz vom rechten Rheinufer vertrieb, reiften bei den 
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erschöpften Gegern den Entschluss, den jetzt aussichtslosen 
Krieg zu beendigen. Schon vorher waren Frankreich und 
Spanien infolge der siegreichen Verteidigung Portugals durch den 
Grafen Wilhelm von Schaumburg und der englischen Erfolge zur 
See in Friedensverhandlungen mit England eingetreten. 

Im Frieden von Paris (10. Februar 1 7(33) trat Frank- 
reich Kanada und Senegambien an England ab, sowie Louisiana 
an Spanien als Ersatz für Florida , das an England fiel; als 
Westgrenze des englischen Kolonialgebiets wurde der Mississippi 
anerkannt; England, das seine übrigen Eroberungen, namentlich 
Cuba an Spanien, herausgab, erhielt das gleich im Anfang des 
Kriegs von den Franzosen eroberte Menorka zurück. Der ost- 
indische Besitz Frankreichs blieb auf die fünf Plätze beschränkt, 
die ihm heute noch gehören. Der Friede von Huberts- 
burg (15. Februar 17(53), zwischen Preussen einerseits, 
Oesterreich, Sachsen und dem Reich andrerseits, ge- 
schlossen, stellte den Besitzstand vor dem Krieg, ohne 
Entschädigung für einen der Beteiligten, her; Friedrich ver- 
sprach dem ältesten Sohn der Kaiserin Joseph seine Stimme 
für die Wahl zum römischen König, die am 27. März 1703 ein- 
stimmig erfolgte. Das Ergebnis des Kriegs war für Eng- 
land der Besitz der Seeherrschaft und Nordamerikas, 
für Preussen die endgültige Behauptung seiner 
(Trossmachtstellung, für Deutschland der Dualismus 
zwischen einer protestantischen, norddeutschen und 
einer katholischen, halb süddeutschen halb magya- 
rischen Vormacht, für Frankreich die Einbusse 
seiner Marine und seines kriegerischen „prestige" 
auf längere Zeit. Preussen suchte und fand für seine äussere 
Politik, der durch die Folgen des Kriegs als Ziel die Sicherung 
eines dauerhaften Friedens vorgezeichnet war, Anschluss an 
Russland, dessen Haltung im letzten Kriegsjahr für die Rettung 
Preussens entscheidend geworden war, und das seinerseits 
Preussens Unterstützung für seine Zwecke namentlich in Polen 
brauchte. 
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Kapitel XXV. 

Deutschland und das östliche Europa bis zum 
Tod der Kaiserin Katharina II. 

§ 84. Preussen unter Friedrich dem Grossen nach dem Krieg. 

Friedrichs eifriges Bemühen, die Wunden, die der 
Krieg geschlagen hatte, zu heilen, war erfolgreich: 
das Münz wesen, dessen Verschlechterung es Friedrich mög- 
lich gemacht hatte, den Krieg ohne Schulden zu überstehen, 
war schon 1764 wieder geordnet. Vor allem half Friedrich dem 
Ackerbau 1 ) durch Verteilung der für einen neuen Feldzug 
aufgespeicherten Getreidevorräte und der entbehrlichen Militär- 
pferde, den heimgesuchten Provinzen überhaupt durch Steuer- 
erlasse und Verteilung der in der Kriegskasse vorhandenen 
7 Millionen Thaler auf; die Gesamtsumme dessen, was er 
den Provinzen zur Deckung besonderer Bedürfnisse 
überwies, betrug über 20 Millionen Thaler. Für 
Hebung der Ertragsfähigkeit des Landes, um die sich besonders 
v. Brenckenhoff verdient machte, hauptsächlich 1 rockenleg ung 
von „Brüchen" (Warthe- und Netzebruch) und Bau von Kanälen 
(Plauekanal zwischen Havel und Elbe, Finowkanal zwischen 
Spree und Oder, Netzekanal zwischen Oder und Weichsel), wurden 
seit 1703 40 Millionen ausgegeben und im ganzen 300000 Kolo- 
nisten in den verschiedenen Landesteilen angesiedelt. Viel ge- 
schah vom Staat für die Industrie durch Unterstützung schon 
bestehender und Begründung neuer Betriebe, insbesondere der 
Berliner Porzellanfabrik, einer Papierfabrik, verschiedener Wolle-, 

*) Dagegen kam das, was Friedrich für die Regelung und 
Besserung der rechtlichen Verhältnisse der Bauern that, 
nicht über einzelne Ansätze hinaus: 1763 wurde der Zwangs- 
gesindedienst für die Kinder der ostpreussischen Domänenbauern aufgehoben, 
1777 wurde für Pommern, Kurmark, Nenmark und Oberschlesien Erblichkeit 
der Höfe der Üomänenbauern verfügt in der Weise, dass die Bomänenkammer 
den Erben unter den Kindern wählte und an den auf dem Hof lastenden 
Pflichten und Lasten nichts geändert wurde. 1764 (wie schon 1749) wurde 
die Einziehung von (Privat-)Bauernstellen verboten („Bauernschutz"), aber 
dieses Verbot blieb für Ostprenssen unwirksam. Das Gebot, in Pommern 
„absolut und ohne alles Raisoniren alle Leibeigenschaften von Stund an gänz- 
lich abzuschaffen" (1763), machte thatsächlioh der Erbunterthänigkeit mit un- 
erblichem Besitz kein Ende; in Oberschlesien wurde die 1756 und 1763 an- 
geordnete Verwandlung der unerblichen Bauerngüter in erbliche (s. S. 184) nur 
zum Teil dauernd verwirklicht. Auch die Schollenpflichtigkeit der Privat- 
bauern blieb im allgemeinen bestehen. 
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Baumwolle- und Samtfabriken; sogar Einbürgerung der Seiden- 
zucht wurde versucht. Das Berg- undHüttenwesen wurde 
(durch Heinitz) mit bestem Erfolg neu organisiert. Zur Förde- 
rung des Handels wurde die Berliner Bank mit Filialen in 
den Provinzen und die Seehandlung gegründet, durch ein land- 
schaftliches Kreditsystem, Errichtung amtlicher Leihhäuser in den 
Städten und eine allgemeine Hypothekenordnung das Schulden- 
wesen geregelt und der Kredit gehoben. Der jährliche Ge- 
samtertrag von Industrie und Handel des König- 
reichs wurde auf 40 Millionen Thaler gebracht. 
Freilich wurden andrerseits die Anforderungen, die der 
Staat an die Unterthanen stellte, drückend empfunden, 
das streng durchgeführte Schutzzollsystem, das allen Durchgangs- 
handel unmöglich machte, namentlich aber die Steigerung der 
indirekten Steuern und deren, rücksichtslose und nicht einmal 
ehrliche Verwaltung durch die mit Franzosen besetzte „Regie 11 , 
sowie die Staatsmonopole (ausser auf Salz auch) auf Tabak 
und Kaffee. 

Von den Einkünften des Staates wurden \?> Millionen 
Thaler auf das Kriegswesen verwendet, 4 Millionen 
für den Zivildienst, 220000 Thaler für den Hofhalt; 
daneben wurde ein K r i e g s s c h a t z angesammelt (durchschnitt- 
lich 3 Millionen im Jahr). So kam es, dass das Bildungs- 
wesen im ganzen stiefmütterlich behandelt wurde; 
die Schulgesetzgebung war Sache des Staats, das Schulreglement 
von Iii');) führte die allgemeine Schulpflicht durch; die Schul- 
verwaltung verblieb den Kirchen und Gemeinden; doch hob sich 
das höhere Schulwesen, als seit 1771 Justizminister v. Zedlitz das 
Kirchen- und Unterrichtswesen mit Interesse und Verständnis 
für dessen Bedürfnisse und Bedeutung leitete. Der Grundsatz 
der Kultusfreiheit neben Wahrung der staatlichen Hoheitsrechte 
wurde durchweg aufrecht erhalten; den Jesuiten wurde nach 
Aufhebung ihres Ordens die Leitung der katholischen Schulen 
in Schlesien gelassen. Verhältnismässig viel geschah für die 
Förderung der bildenden Kunst: den Bauten Knobeis- 
dorffs aus dem ersten Regierungsjahrzehnd Friedrichs (Opern- 
haus, Sanssouci, Invalidenhaus) schloss sich u. a. das „neue 
Palais" in Potsdam an. Im Justizwesen sorgte Friedrich, 
übrigens nicht ohne vereinzelte Fälle einer gutgemeinten, aber 
sachlich verfehlten Kabinettsjustiz, dafür, dass nicht nur das 
Wort „es giebt Richter in Berlin" wahr blieb, sondern auch 
die formelle Einheitlichkeit der Rechtsprechung durchgeführt, die 
materielle der Verwirklichung nahe gebracht wurde: v. Carmer, 
III 1 .) zum Grosskanzler ernannt, führte 1781 eine Prozessordnung 
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ein und Hess durch Svarez (Schwarz) ein allgemeines Gesetzbuch 
ausarbeiten (das 1794 als „allgemeines preussisches Landrecht" 
in Geltung trat, das erste formell ganz selbständige und in ver- 
ständlichem Deutsch geschriebene Gesetzbuch, überwiegend privat- 
rechtlichen Inhalts). DasHeer, allmählich auf 20( ) 000 Mann 
verstärkt, wurde durch Drill und jährliche Herbstmanöver 
in möglichst gutem Stand erhalten, auch durch Grün- 
dung der Militärakademie und Ingenieurschule für die kriegs- 
wissenschaftliche Ausbildung der Offiziere gesorgt; aber dass 
das Heer, mit Rücksicht auf den Ackerbau, überwiegend aus 
Söldnern bestand, hatte die Beibehaltung der Lineartaktik und 
der Magazinverpflegung zur Folge und bewirkte, zusammen mit 
dem im Offizierskorps herrschenden Geist, eine wachsende Ent- 
fremdung zwischen Heer und Bürgertum. 

An den bestehenden Einrichtungen der Staatsregie- 
rung und Staatsverwaltung änderte Friedrich nichts, 
ausser dass er dem Generaldirektorium Departements für Krieg, 
Handel , Forst- und Hüttenwesen hinzufügte, die gleich dem 
Justizministerium für den Bereich des Gesamtstaats zuständige 
Behörden waren. Insbesondere hielt er die strenge Schei- 
dung der Stände aufrecht: aus Hern Adel gingen die höcfisten 
Beamten (bis auf einen einzigen bürgerlichen Minister) und nach 
dem Krieg auch wieder fast ausschliesslich die Offiziere hervor. 
Die produktiven Stände der Bauern und Bürger blieben von 
jeder Teilnahme an öffentlichen Angelegenheiten ausgeschlossen; 
der Staat war Militär- und Beamtenstaat, ein Mechanis- 
mus, der gut arbeitete, solange ihn die alles überwachende, 
anregende und entscheidende Thätigkeit des unermüdlichen 
Königs beseelte. — Für das deutsche Geistesleben 
zeigte Friedrich Interesse, aber kein Verständnis in seiner 
Schrift de la littirature allemande (1780); aber gerade dass er 
ihm fern stand, hat zusammen mit der Freiheit, die er der 
öffentlichen Meinungsäusserung Hess, der vollen Entfaltung dieses 
Geisteslebens den grössten Vorschub geleistet. 

§ 85. Die Anfänge Josephs II.; die Zustände im Reich. 

1765 folgte Joseph II. (1700 — 90) seinem Vater als Kaiser. 
Er suchte dieser Stellung wieder einen Inhalt zu geben; aber 
der erste Reformversuch, den er unternahm, misslang und blieb 
der einzige : das nie vollständig besetzte und meist unregelmässig 
bezahlte Reichskammergericht krankte an Schwerfälligkeit des 
Geschäftsgangs und Bestechlichkeit; Joseph setzte 1707 eine 
ordentliche Visitationsdeputation ein, die erste seit 1588; als 
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aber mit der (ltiiU durch einen Reichsabschied) angeordneten 
Visitation ernst gemacht werden sollte, löste sich die Deputation 
1770 wieder auf, weil der Erzkanzler einen Katholiken als 
Vertreter eines protestantischen Grafenkollegiums zuliess und 
deshalb die protestantischen Stände ihre weitere Mitwirkung ver- 
sagten. Da der Streit darüber in der Fürstenkurie des Reichs- 
tags weiterging, wurden deren Sitzungen vom kaiserlichen 
Gesandten für längere Zeit aufgehoben, womit der Reichstag 
beschlussunfähig war. Die Reichsverfassung hatte nur noch 
insoweit Bedeutung, als sich etwa die eine oder andere Macht 
ihrer als Titels für Begründung ihrer Forderung bediente. Die 
Mittel- und Kleinstaaten waren Abbilder, zum Teil 
Zerrbilder des aufgeklärten Despotismus, der in den 
Grossstaaten herrschte, wobei je nach der Persönlichkeit des 
Fürsten mehr das Vorbild Friedrichs d. Gr. oder das des Ver- 
sailler Hofes massgebend war; die Landesherrn setzten sich 
über die ständischen Rechte hinweg, teils weil diese ein 
Hemmschuh für die Erfüllung der staatlichen Aufgaben, teils 
weil sie ein Hindernis für die Befriedigung fürstlicher Lieb- 
habereien und Leidenschaften waren. Dass der Württemberg ische 
Landschaftskonsul ent Moser, der sich geweigert hatte, die Sprengung 
der Landschaftskasse durch den Herzog Karl Eugen (1737 — 93) 
gutzuheissen und dafür eingekerkert worden war, wieder befreit 
wurde, verdankte er nur dem thatkräftigen Eintreten Preussens. 
Ein in vielen dieser Kleinstaaten angewandtes Mittel, sich Geld 
zu verschaffen, war der Verkauf von Landeskindern in fremden 
Kriegsdienst. 

Für Oesterreich wurde Joseph von Maria Theresia 
als Mitregent angenommen; als solcher beschnitt er das steife 
Hofzeremoniell und erwarb sich um die österreichischen Finanzen, 
die nach dem Krieg mit einer Staatsschuld von 300 Millionen 
Gulden belastet waren, Verdienste durch Schenkung des von 
seinem Vater ererbten grossen Privatvermögens und Herab- 
setzung des Zinsfusses; aber seinem stürmischen Drängen auf 
durchgreifende Reformen versagte sich seine Mutter, vor allem 
in der Frage der von ihm angestrebten Religionsfreiheit. So 
übte er in den inneren Angelegenheiten bald keinen Einfluss 
mehr aus. Dagegen fand er in der äusseren Politik für seine 
Vergrösserungsplane Unterstützung bei Kaunitz, und hier fügte 
sich Maria Theresia, wenn auch ungern. Seine Bewunderung 
für Friedrich den Grossen, mit dem er 1769 in Neisse und 1770 
in Mährisch-Neustadt eine Zusammenkunft hatte, verhinderte ihn 
nicht, schon damals Wege zu gehen, die ihn mit Preussen in 
Widerstreit bringen mussten. 
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§ 86. Die erste Teilung Polens; Katharina II. in Russland. 

Russland und die skandinavischen Staaten seit 1740. In Russ- 
land hatte Peters d. Gr. jüngere Tochter Elisabeth (1741—62), die sich auf die 
altrussische Partei stützte, Iwan gestürzt und gefangen gesetzt (s. S. 247), 
seine Eltern und die Häupter der deutschen Partei, Graf Ostennann und Feld- 
marschall Münnich, uach Sibirien verbannt. Der Krieg, den Schweden unter 
französischem Eintluss 1741 begonnen hatte, endete nach dein russischen Sieg 
bei Willmarstrand mit dem Frieden von Abo 1743, durch den Russland 
die Südostecke Finnlands bis zum Kyinmenetiuss behaut und Herzog Adolf Fried- 
rich von Holstein-Gottorp, aus demselben Haus, wie der russische Thronfolger, 
die Anwartschaft auf den schwedischen Thron erhielt. Elisabeth, die nur für 
niedrige Genüsse Sinn hatte, bethätigte persönlichen Einflnss auf die Politik 
bloss in ihrer Feindschaft gegen Preussen ; da gegen dieses jetzt Frankreich 
und Russland zusammengingen, nahm Schweden, das unter Adolf 
Friedrich (1751—71), Schwager Friedrichs d. Gr., thatsächlich von deu 
Adelsparteien der französisch gesinnten „Hüte" und der nissisch gesinnten 
„Mützen" regiert wurde, am siebenjährigen Krieg einen unrühm- 
lichen und erfolglosen Anteil. In Russland folgte 5. Januar 1760 
auf Elisabeth der Sohn ihrer Schwester Anna und des Herzogs Karl Friedrich 
von Gottorp Peter III., ein unfähiger und unwürdiger Herrscher, der schon 
am 9. Juli von seiner Gemahlin Katharina II. (1762—96), einer Prinzessin 
von Anhalt-Zerbst, durch einen Militäranfstand gestürzt und bald darauf, 
ohne deren Wissen, von den Brüdern Orlow ermordet wurde. Katharina, eine 
geistvolle und thatkräftige, aber in ihrem Privatleben nichts weniger als tadel- 
lose Frau, die für ihre Person der Aufklärung huldigte und eine für das Reich 
sehr kostspielige Gunstlingswirtschaft trieb (u. a. Gregor Orlow bis 1772, 
Potemkin bis 1774, seit 1775 Herr des „Kaiserreichs von Tauris"), regierte 
nach ähnlichen Grundsätzen und mit ähnlichen Erfolgen, wie Peter d. Gr., jedoch 
unter kluger Schouung der altrussischen Anschauungen und Gewohnheiten. 
Sie verbesserte die Verwaltung durch Schaffung kleinerer Gouvernements, 
trennte die Justiz, bei der es gesonderte Gerichtshöfe für Adelige, Bürger und 
freie Bauern gab, und die Verwaltung, nahm die Kirchengüter in staatliche 
Verwaltung und verwendete die Ueberschüsse für'Armenpflege und Unterricht, 
that viel für Kunst und Wissenschaft, aber nichts für den Volksunterricht 
und übte religiöse Duldung ; ihre Versuche, ein allgemeines Gesetzbuch durch 
eine „grosse Kommission" von Deputierten zu stände zu bringen, blieben 
erfolglos; die Leibeigenschaft wurde unter ihr thatsächlich noch erschwert, 
die Schollenpflichtigkeit auf Kleiurussland ausgedehnt und viele Kronleibeigeue 
an Private verschenkt; ihr Bemühen, die Landwirtschaft zu heben, beschränkte 
sich auf die Heranziehung deutscher Kolonisten. — In Schweden begann 
Gustav III. (1771—92) seine Regierung mit einem unblutigen Staatsstreich, 
der die Macht des Adels brach und den Reichsrat in eine beratende Stellung 
herabdrückte. 

Dänemark bewahrte unter Christian VI. (1780—46), Friedrich V. 
(—1766) und Christian VII. (in dessen Namen von 1784 an der Kronprinz 
Friedrich regierte) den Verwickelungen der grossen europäischen 
Politik gegenüber seine Neutralität. 1778 erhielt Dänemark den 
Oottorpischen Anteil an Schleswig und Holstein, indem ihn der russische 
Thronfolger Paul, Sohn Peters III., abtrat gegen Oldenburg, das gemein- 
same Stammland der dänischen Könige und Gottorpischen Herzoge, das er 
dann seinem Gottorper Vetter Friedrich August überliess. Die innere Regie- 
rung Friedrichs V., der den Grafen Bernstor ff 1751 zum leitenden 
Minister ( — 1770) machte, war bemerkenswert durch das Gedeihen des 
Handels, zum Teil auch der Industrie, noch mehr durch die Blüte des 
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geistigen Lebens, das durch die Uerufnng hervorragender deutscher 
Männer (Klopstocks und Basedows) enge FUhlung mit der deutschen Bildung 
erhielt, nachdem die danische Dichtung in dem Lusts}>ieldichter Holberg (1684 
bis 1754) ihren Höhepunkt erreicht hatte. Unter Christian VIT. (1766—1808) 
führte der Deutsche Struensec, der als Vertrauter des Königs und Günstling 
der Königin 1770 sich vom Leibarzt zum allmächtigen Minister aufschwang 
und im Sinn des aufgeklärten Despotismus mit überstürzten Reformen vor- 
ging, durch die Rücksichtslosigkeit seines Auftretens gegen die Adelsvorrechte 
und vielfache Verletzung des dänischen Nationalgefühls schon 1772 seinen 
Sturz und damit das Ende des deutschen Einflusses in Dänemark, sowie für 
einige Zeit Beseitigung aller Reformen herbei. — 1787 — 88 wurde die Be- 
freiung der Bauern angeordnet. (Stammtafel des Hauses Oldenburg s. S. 303.) 

Die Zustände in Polen. Polen umfasste ein Gebiet von 750000 qkm 
= 13400 QM mit 12—14 Millionen Einwohnern, von denen die Hälfte Russen 
(„Rutheneu*'), drei Achtel Polen bezw. mehr oder minder polonisierte Litauer, 
ein Achtel teils Deutsche, teils Juden waren. Der dem König nicht lehens- 
pflichtige Adel, die r Schlachta", war von allen staatlichen Pflichten 
ausser der des Kriegsdienstes frei und hatte das ausschliessliche Anrecht auf 
alle geistlichen und weltlichen Aemter in der ganzen „Republik"; das einzige 
Recht des W a h 1 k ö n i g s bestand in der Verleihung der durch den Tod des 
bisherigen Inhabers erledigten Aemter auf Lebenszeit. Seit 1652 waren infolge 
des liberum veto ( s. S. 191), nach dem der Widerspruch auch nur Eines „Nuntius" 
gegen einen einzelnen Beschlnss alle Beschlüsse eines Reichstags hinfällig 
machte, bei weitem die meisten Reichstage durchaus ergebnislos, was den 
einzelnen Kronbeamten durchaus willkürliches Schalten ermöglichte; an die 
Stelle der Reichstage traten thatsächlich die Adelsvereinigungen, nach Mehr- 
heitsbeschluss handelnde „Konföderationen", die ihren Willen durchsetzten, 
soweit ihre Macht reichte. Die „Dissidenten", d. h. alle, die sich nicht zur 
römisch-katholischen Kirche bekannten, waren seit 1733 von allen politischen 
Rechten ausgeschlossen. Die wirtschaftlichen Verhältnisse waren 
die denkbar schlechtesten: nur einige (meist litauische) mächtige 
Magnatenfamilien besassen Reichtümer, die freilich ihrer Verschwendung oft 
nicht einmal genügten, nur der mittlere Adel (etwa 30000 Köpfe) besass 
genug, um persönlich unabhängig zu sein, der niedere Adel (1 300 000 Köpfe), 
arm und ungebildet, bildete den bezahlten Heerbann der Mächtigen; eine 
Industrie und einen städtischen Bürgerstand gab es, von Westpreussen ab- 
gesehen, im ganzen nicht; die Masse des Volks bestand aus leibeigenen 
Bauern, die in Schmutz und Elend verkamen. Das einzige sparsame und 
betriebsame Element der Bevölkerung waren die Deutschen und Juden. Polen 
besass nur Eine Festung und eine kleine, wenig brauchbare Armee ; nur die 
völlige Ohnmacht Polens, das sich für neutral erklärte, aber nicht einmal 
den Versuch machte , diese Neutralität zu wahren , hatte die russische 
Teilnahme am siebenjährigen Krieg ermöglicht. Kurz, Polen 
war ausser stand, im Innern oder Aeussern die Pflichten eines Staates zu 
erfüllen. 

Der russisch-türkische Krieg 1768 — 74 und die erste 
Teilung Polens. Katharina Tl., deren Bestreben in der aus- 
wärtigen Politik es war, Polen in seiner bisherigen Abhängigkeit 
von Rnssland zu erhalten und in Schweden den französischen 
Einfluss zu verdrängen, schloss April 17(54 mit Preussen 
ein Schutzbündnis auf acht Jahre , das Erhaltung der be- 
stehenden Verfassungen in Polen und Schweden und für Polen 
insbesondere Wiederherstellung der staatlichen Gleichberechtigung 
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der Dissidenten, sowie die Wahl Stanislaus Poniatowskis zum 
Zweck hatte. Unter russischem Einfluss und Druck wurde als 
Nachfolger Augusts III. (f Okt. 17(3)5; sein Sohn und Nachfolger 
in Kursachsen, Friedrich Christian, f Dez. 17K3) Poniatowski 
Sept. 1 7(>4 zum polnischen König gewählt. Da der polnische Reichs- 
tag 17G6 die Gleichberechtigung der Dissidenten versagte, bildete 
die russisch-preussische Partei die Konföderation von Radom, die 
auf einem ausserordentlichen Reichstag 1707 unter dem Schutz rus- 
sischer Truppen die Gleichberechtigung der Dissidenten beschliessen 
Hess und sie durch einen „ewigen Vertrag" unter den Schutz 
Russlands stellte. Die Gegenpartei bildete die Konföderation von 
Bar 17(iS, und es kam nun zum Bürgerkrieg, in den sich Russ- 
land einmischte, indem es u. a. Bar und Krakau besetzte. Zur 
Verteidigung Polens erklärte jetzt die Türkei aus Anlass 
einer Grenzverletzung an Russland den Krieg; aber die 
Russen drangen unter Romanzow siegreich bis zur unteren Donau 
vor, und der russischen Ostseeflotte unter Alexei Orlow und dem 
Engländer Elphinstone gelang es, in der Bucht von Tschesme 
(Chios gegenüber) die ganze türkische Flotte durch einen Brander 
zu verbrennen (fi. Juli 1770). Jedoch zeigte sich der Absicht Russ- 
lands gegenüber, die Donaufürstentümer (Moldau und Walachei) 
in Besitz zu nehmen, Oesterreich zum Krieg entschlossen, 
nachdem es schon vorher die Grafschaft Zips (südlich der Tatra), 
die durch Verpfändung von Ungarn an Polen gekommen war, 
besetzt hatte. Jetzt griff Katharina einen Gedanken, den ihr 
17()V) Friedrich II. nahe gelegt hatte, auf, nämlich auf Kosten 
Polens eine Verständigung zwischen Russland und Preussen 
einerseits, Oesterreich andererseits herbeizuführen. So kam, 
nachdem Russland auf Erwerbung der Donaufürstentümer ver- 
zichtet und Oesterreich nach manchen Schwankungen und schweren 
Bedenken der Kaiserin zugestimmt hatte, am 5. August 1 772 
der endgültige T e i 1 u n g s v e r t r a g zu stände : Oesterreich erhielt 
die wertvollsten Gebiete, nämlich Galizien (bis zur Weichsel 
und zum San) und Lodomerien (71 000 qkm = 1280 QM mit über 
2V2 Millionen Einwohnern), Bussland, das schon seit 1762 über 
Kurland verfügte, das Land bis zum Dnjepr, I>rujac und zur 
Düna (111000 qkm = 1975 QM mit etwa l 1 /» Millionen Ein- 
wohnern), Preussen die Palatinate Pomereilen (ausser Danzig), 
Kulm (ausser Thorn) und Marienburg (3(5 000 qkm = 041 QM mit 
etwa *U Millionen Einwohnern). Polen fügte sich und musste 
dulden, dass Oesterreich noch ein Stück vom westlichen Podolien 
und auf dies hin Preussen den Netzedistrikt nahm. An Russland 
war ein fast ganz von Russen bewohntes Gebiet, an Preussen 
einst deutsch gewesenes, zum grossen Teil von Deutschen be- 
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wohntes Land gefallen; für Oesterreich bestand der Wert seiner 
Erwerbung in dem natürlichen Reichtum des gewonnenen Landes 
(besonders den Salzbergwerken von Wieliczka), für Preussen darin, 
dass durch Westpreussen , das unter Friedrichs II. Verwaltung 
rasch aufblühte, Ostpreussen mit den Kernlanden der Monarchie 
verbunden war. Friedrich nannte sich jetzt König von Preussen. 

Der russisch - türkische Krieg wurde, nachdem die Russen 
über die Donau gegangen waren und das türkische Heer bei 
Schuinla eingeschlossen hatten, durch den Frieden von Kut- 
schuk-K ainardsche (21. .luli 1774) beendigt: Russland be- 
hielt Kertsch und Jenikale (in der Krim), sowie Kinburn (an der 
Dnjeprmündung) und erhielt über die Donaufürstentümer , die 
ihren Hospodaren zurückgegeben wurden, ein Schutzrecht in 
kirchlichen IHngen, sowie für seine Unterthanen freie Handels- 
schiffahrt in den türkischen Meeren, freie Religionsübung in 
türkischem Gebiet und freien Zutritt zu den heiligen Stätten; 
die Tataren in der Krim und am Kuban, ebenso die (westlichen) 
Kaukasusvölker wurden von der Türkei für unabhängig erklärt. 
An Oesterreich musste die Türkei für die Dienste, die es ihr 
nicht sowohl geleistet als versprochen hatte, die von Rumänen 
bewohnte Bukowina 1775 abtreten. 

§87. Der bayrische Erbfolgekrieg und der deutsche Fürsten- 
bund; der Regierungswechsel in Preussen. 

Bayrischer Erbfolgekrieg. Joseph II. wollte das in naher 
Aussicht stehende Aussterben des kurfürstlich bayrischen Hauses 
benützen, um mindestens einen Teil von Bayern zu erwerben, 
das nach den vom Reich anerkannten Wittelsbachischen Haus- 
verträgen an die Rudoltinische Linie, d. h. an das Pfälzische 
Haus, fallen musste; bei einem Besuch in Versailles 1777 suchte 
er dafür die Unterstützung Frankreichs zu gewinnen, das sich 
aber ablehnend verhielt. Gleichwohl sc bloss Joseph nach 
Maximilian (III.) Josephs Tod mit dem kinderlosen Kurfürsten 
von der Pfalz, Karl Theodor, im Januar 1778 den Vertrag 
von Wien, wonach der grösste Teil Niederbayerns und der 
Oberpfalz an Oesterreich - fallen sollte, Hess auch sofort, sehr 
alte und zweifelhafte Rechtsansprüche benützend, die betreffenden 
Gebiete besetzen und sich huldigen. Aber während Joseph mit 
Karl Theodor weiter verhandelte über einen Austausch ganz 
Bayerns gegen ein aus vorderösterreichischen und niederländischen 
Gebieten bestehendes Königreich, bestimmte Friedrich II. 
den Herzog Karl von Zweibrücken, als künftiges Ober- 
haupt des Pfälzischen Hauses und rechtmässigen Erben Karl 
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Theodors, den Schutz des Reiches gegen Oesterreich 
anzurufen, und schloss mit Friedrich August III. (17(>3 bis 
1827) von Sachsen, der das Allodialvermögen des bayrischen 
Kurhauses beanspruchte, e i n B ü n d n i s. Da die Verhandlungen 
mit Joseph sich zerschlugen, rückten Juli 1778 zwei starke 
preussische Heere in Böhmen ein, doch kam es, da Friedrich, 
im Vertrauen auf die friedlichen Gesinnungen Maria Theresias, 
durch Verhandlungen zum Ziele zu kommen hoffte und das 
österreichische Heer zum Angriff zu schwach war, zu keinem 
Entscheidungskampf; im Herbst räumten die Preussen Böhmen 
wieder („Kartoffelkrieg"). Als auch Katharina II. sich gegen die 
österreichischen Ansprüche erklärte und sich bereit zeigte, Preussen 
beizustehen, gab Joseph nach ; am 1 3. Mai 1 779 wurde unter russisch- 
französischer Vermittlung der Friede von T eschen geschlossen: 
Oesterreich erhielt das Innviertel (östlich von unterer Salzach und 
unterem Inn, 2200 qkm = 40 QM) und trat dafür das 3— 4mal 
kleinere Mindelheimer Gebiet (in Schwaben) an Bayern ab; das 
pfälzische Haus erhi elt Bayern unter Garantie der fest- 
ländischen Grossmächte. Sachsen bekam (3 Millionen Gulden. 
Der Hohenzollersche Erbvertrag von 1752, wonach Ansbach und 
Baireuth nach dem Aussterben beider markgräflichen Linien an 
Preussen fallen sollten, wurde anerkannt (1806 kam er zur Aus- 
führung). 

Deutscher Fürstenbund. Als Maria Theresia 29. November 
1780 gestorben war, schloss Joseph 1781 mit Russland ein gegen 
die Türkei gerichtetes „Schutz "-Bündnis und trat, wie Preussen, 
der „bewaffneten Seeneutralität" 1 ) bei, die Katharina II. 1780 
mit Dänemark und Schweden zum Schutz der freien Schiffahrt 
und des Handels der Neutralen aus Anlass des englisch-ameri- 
kanischen Kriegs (§ 92) errichtet hatte ; zwar versagte er sich 
dem Plan Katharinas, aus der Türkei ein griechisches Kaiser- 
tum als russische Sekundogenitur zu machen, aber er ermög- 
lichte es ihr, 1783 die Krim und dann das Kubangebiet Russ- 
land einzuverleiben. Mit Russlands Zustimmung nahm Joseph 
1784 den Plan der Erwerbung Bayerns wieder auf: 
er wollte Karl Theodor für Bayern die österreichischen Nieder- 
lande als Königreich geben, Limburg, Luxemburg und Namur 
ausgenommen, gegen die er das Erzbistum Salzburg einzutauschen 
gedachte. Während in diesem Sinn Oesterreich mit Karl Theodor, 
Russland mit Karl von Zweibrücken verhandelte, sollte Frank- 

*) Sie enthielt die Grundsätze des modernen Seerechts: die neutrale 
Flagge deckt feindliches Gut mit Ausnahme von Waffen und Munition; eine 
Blockade inuss, um gültig zu sein, vollständig durchgeführt sein; neutrale 
Schiffe haben sonst überall freie Fahrt. 
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reich durch die Gefahr eines Kriegs für den Plan gewonnen 
werden : Joseph verlangte von den Generalstaaten, mit denen Frank- 
reich damals im Begriff war, ein Schutzbündnis zu schliessen, 
Oeffnung der Scheide für die belgische Schiffahrt und drohte 
mit Krieg, als die belgischen Schiffe mit Gewalt am Auslaufen 
verhindert wurden (Oktober 1784). Frankreich bot seine Ver- 
mittlung an, machte jedoch seine Zustimmung zu dem bayrischen 
Tauschplan von der Zustimmung Preussens abhängig. An dieses 
aber wandte sich gleichzeitig (Januar 1785) Karl von Zwei- 
brücken um Hilfe gegen eben diesen Tauschplan, und Fried- 
rich II. schloss nun mit Hannover und Sachsen den 
deutschen Fürsten bund: der „ Assoziationsvertrag" vom 
23. Juli 1785, dem bald die Mehrzahl der deutschen Fürsten 
(auch Kurmainz) beitrat, hatte zum Zweck die Erhaltung des 
bestehenden Besitzstandes aller Reichsstände. Joseph, von 
Russland nicht mehr unterstützt, hatte noch vor der förmlichen 
Gründung des Fürstenbundes auf die Erwerbung Bayerns 
verzichtet. Der Scheidestreit wurde durch Frankreichs Ver- 
mittlung beigelegt: die Generalstaaten verzichteten auf das Be- 
setzungsrecht in den Barriereplätzen, gewährten zwar nicht 
freie Ausfahrt aus, aber doch freie Schiffahrt auf der unteren 
Scheide und zahlten eine Entschädigungssumme für das von 
Joseph beanspruchte Mastricht. 

Friedpich Wilhelm II. Die Gründung des Fürstenbundes 
war der letzte Erfolg Friedrichs des Grossen. Er starb am 
17. August 178G. Sein Nachfolger Friedrich Wilhelm II. 
(178(3 — 97) begann seine Regierung mit dankbar begrüssten 
Reformen, Aufhebung der französischen Regie, des Tabak- und 
Kaffeemonopols und Einsetzung eines OberschulkoUegiums, das das 
gesamte Unterrichtswesen nach einheitlichem Plan umgestalten 
sollte; für Schule und Universitäten wurden grössere Auf- 
wendungen gemacht, Berlin wurde ein Mittelpunkt der Pflege 
der schönen Litteratur und der Kunst Deutschlands. In der 
äussern Politik gaben die Wirren in Holland, wo die von 
demokratischen Anschauungen geleiteten „Patrioten" dem Erb- 
statthalter die Besetzung vieler städtischer Aemter und die 
alleinige Verfügung über die Kriegsmacht streitig machten, 
Gelegenheit zu einem leicht errungenen, aber praktisch wert- 
losen und kostspieligen Triumph: durch einen unblutigen Feld- 
zug wurde der als Generalkapitän suspendierte Erbstatthalter 
Wilhelm V. } Gemahl einer Schwester des preussischen Königs, 
wieder eingesetzt (1787). Im Innern übten Sittenlosigkeit, Fröm- 
melei und Verschwendung des Königs und seiner Umgebung 
(Maitresse Frau Wilhelmine Rietz, seit 1794 „Gräfin Lichtenau") 
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bald einen zersetzenden Einfluss. Wbllner, der mit dem Flügel- 
adjutanten Oberst Bischoff siverder den König beherrschte, erliess 
nach Verdrängung des Justiz- und Kultministers v. Zedlitz sofort 
das „Religio nsedikt" (9. Juli ITHS), das durch Androhung 
der Amtsentsetzung Kanzel, Schule und Katheder von der Aut- 
klärung säubern sollte, aber nur Heuchelei erzeugte; und das 
„erneuerte Zensuredikt" (Dezember 17 88) verhinderte wohl 
öffentliche Besprechung bestehender Missstände, aber nicht das 
Erscheinen von Schmähschriften gegen König und Regierung. 
Die geplante Steuerreform scheiterte an dem Widerstand des 
Beamtentums, es kam nur zur Erhöhung der indirekten Steuern 
auf notwendige Lebensmittel, ohne dass das Anwachsen einer 
beträchtlichen Staatsschuld verhütet wurde. Ergebnisse von 
bleibendem Wert waren die dem König abgerungene Anerken- 
nung des Grundsatzes, dass kein Staatsbeamter ohne 
richterliches Urteil entlassen werden könne, und die 
Einführung des preussischen Landrechts (s. S. 279). 
— Die Politik, die zur Gründung des deutschen Fürstenbunds 
geführt hatte, wurde nicht weiter geführt, wohl aber der Ver- 
such der die Anschauungen des „Febronius w (s. S. 262) ver- 
folgenden deutschen Erzbischöfe, durch die „Emser Punktation" 
vom 25. August 178(> im Einverständnis mit Kaiser Joseph die 
katholische Kirche Deutschlands dem Papst gegenüber selb- 
ständiger zu stellen, dadurch vereitelt, dass der Erzbischof von 
Mainz als Mitglied des Fürstenbunds veranlasst wurde, von der 
Punktation zurückzutreten. — Die Markgrafschaften Ansbach 
und Baireuth (0500 qkm = 115 QM) wurden auf Grund eines 
Vertrags mit Karl Alexander, dem Letzten des markgräflichen 
Hauses, 1792 in preussische Verwaltung genommen. 

§ 88. Oesterreich unter Joseph IL und Leopold II. 

Josephs Refopmpolitik. Das Ziel, das Joseph IL als 
Alleinherrscher in Oesterreich (1780—90) verfolgte, war die 
Vereinigung aller Teile der Monarchie zu einem stramm 
zentralisierten Einheitsstaat deutschen Gepräges: er 
wollte „ohne Rücksicht auf Vorurteile und Vorrechte der ver- 
schiedenen Völker seines Reiches nur das Wohl des Ganzen im 
Auge haben". Aber die Verfolgung dieses Ziels musste ihn an 
und für sich in Widerepruch mit einem grossen Teil seiner Unter- 
thanen bringen, und die Art seines Vorgehens war vielfach 
überstürzt ; so kam es, dass die wenigsten seiner Einrichtungen 
ihn überlebten, während andererseits von seiner Regierung viele 
fruchtbare Anregungen für später ausgingen. Die Stände wurden 
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nicht geradezu aufgehoben, aber ihrer Bedeutung völlig entkleidet 
durch Schaffung eines von den Zentralbehörden in Wien und 
Ofen geleiteten Beamtenstaats, in dem die Beamten der 
Regierungsbezirke und Kreise innerhalb ihres Bereiches mit un- 
umschränkter Machtvollkommenheit regierten ; aber es fehlte die 
wesentlichste Voraussetzung, ein für die neue Aufgabe vorbe- 
reiteter Beamtenstand, woran weder die peinliche Beaufsichtigung, 
noch die finanzielle Sicherstellung der Beamten zunächst etwas 
ändern konnte. Gleichmässige Verteilung der Grundsteuer, die 
der physiokratischen Theorie (s. S. 2l>0) entsprechend die ein- 
zige direkte Steuer werden sollte, wurde angestrebt durch eine 
Vermessung und Einschätzung des gesamten Grund und Bodens, 
die aber zu Ungerechtigkeiten führte, weil sie übereilt wurde 
und thatsächliche Wertunterschiede unberücksichtigt Hess. Zur 
Hebung der heimischen Produktion wurde ein strenges Schutz- 
zollsystem durchgeführt. Dem Verkehr und Handel diente die 
Erweiterung und Besserung des Strassennetzes ; der belgische 
Handel mit Afrika und Ostindien wurde begünstigt, ebenso der 
Levantehandel Triests, und mit der Türkei ein Handelsvertrag ge- 
schlossen, der den österreichischen Kaufleuten eine bevorzugte 
Stellung einräumte. 

Die wohlthätigsten Verwaltungsmassregeln waren die Auf- 
hebung des Zunftzwangs und namentlich die der Leib- 
eigenschaft, 1 ) die freilich nicht bloss die Patronatsherren 
unzufrieden machte, sondern auch die Bauern enttäuschte, weil 
sie zwar Freiheit der Eheschliessung, und der Arbeit, sowie 
Freizügigkeit gewährte, aber ein Unterthänigkeitsverhältnis 
mit fest geregelten persönlichen Leistungen („Robot") und 
Abgaben bestehen liess. Die Einnahmen des Staates hoben 
sich, und eine gewissenhafte Finanzverwaltung stellte das 
Gleichgewicht im Staatshaushalt her, bis die äussere Politik 
eine grosse Steigerung der Staatsschulden herbeiführte. Die 



') D. h. die Erbunterthänigkeit der Privathauern (Patent vom 1. Novem- 
ber 1781). Die Erbunterthänigkeit der Domänenbauern war in Böhmen schon 
von 1776, in Mähren von 1778 an durch Zerschlagung der Meierhöfe in Bauern- 
stellen beseitigt worden. Die „Abstiftung" der nicht „eingekauften" gntsherr- 
lichen Bauern, die kein erbliches Nutzungsrecht hatten und die Mehrzahl bil- 
deten, wurde 1785 durch genaue Regelung sehr erschwert und 1789 ihr Besitz- 
recht zu einem erblichen gemacht, welch letztere Massregel später wieder 
zurückgenommen wurde. Josephs überstürzte „ Urbartairegulierung" von 1789, 
die anordnete, dass binnen Jahresfrist die Leistungen der Bauern an die Grund- 
herren auf höchstens 18°/o des Bruttoertrags der bäuerlichen Stelle abgemin- 
dert werden und der Bauer dann befugt sein solle dafür ein Geldäquivalent 
zu beziehen, wurde ebenfalls nach seinem Tode zurückgenommen, und sie vor 
allem hat einen Stillstand in den agrarischen Reformen bis 1848 bewirkt. 
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Justiz wurde von der Verwaltung getrennt und führte 
den Grundsatz der Gleichheit aller Unterthanen vor 
dem Gesetz streng durch; die Todesstrafe wurde vorläufig 
aufgehoben, aber die entehrenden öffentlichen Strafen, die Joseph 
bevorzugte, waren ein Ersatz von zweifelhaftem Wert Der 
Zweikampf wurde als gemeines Verbrechen bestraft. Da die 
Einführung eines allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches sich 
verzögerte, erliess Joseph das Ehepatent, das die Ehe für einen 
bürgerlichen Vertrag erklärte, jedoch die Mitwirkung der Kirche 
bei der Eheschliessung bestehen liess, und eine Erbfolgeordnung, 
durch welche der Grundsatz der Freiheit des Privateigentums 
ausser für die schon bestehenden Fideikommisse und massig 
grosse Bauerngüter durchgeführt wurde. Das Schulwesen 
behandelte Joseph ausschliesslich vom Standpunkt des 
staatlichen Nutzens aus: die Universitäten, die auch ihm 
lediglich Anstalten zur Heranbildung von Staatsdienern waren, ver- 
loren deshalb zum Teil ihre philosophischen Fakultäten; für die 
Volksschule wurde der Schulzwang durchgeführt, die Selbstän- 
digkeit der Schulverwaltung der Kirche gegenüber angestrebt. 
Die Zensurverordnung (1781) war, ohne volle Pressfreiheit zu 
gewähren, sehr freisinnig. Besonders viel geschah von Joseph 
für wohlthälige Anstalten und für Gesundheitspflege. 

Für Josephs Kirchenpolitik war der doppelte Gesichts- 
punkt der Toleranz und der Staatshoheit massgebend. 
Das Toleranzedikt von 1781 gewährte den Protestanten und 
nichtunierten Griechen freie Religionsübung und bürgerliche, 
den Juden privatrechtliche Gleichstellung, während gegen die 
Sekten hart verfahren wurde. Bas königliche Placet wurde auf 
alle päpstlichen Kundgebungen von öffentlichem und offiziellem 
Charakter ausgedehnt, das Dispensationsrecht des Papstes be- 
schränkt, der Rekurs an den Papst nur für Ehesachen gestattet, 
die Verbindung österreichischer Kleriker mit auswärtigen Oberen 
untersagt, in Pavia, später in jeder Provinz eine staatliche Bildungs- 
anstalt für den Klerus errichtet ; die Bischöfe wurden Rom gegen- 
über selbständiger gestellt und gleichzeitig durch einen besonderen 
Eid in grössere Abhängigkeit vom Staat gebracht. Ein persön- 
licher Besuch des Papstes Pius VI. im Frühjahr 1782 erreichte 
keinerlei Aenderung dieser Kirchenpolitik; vielmehr wurden in 
den folgenden Jahren allein in den böhmisch - österreichischen 
Landen 738 Klöster mit 36000 Ordensleuten aufgehoben, und 
den Religionsfonds, in den ein Teil des Erlöses floss, hatte die 
Hofkammer zu verwalten. Um jede auswärtige J urisdiktion zu 
beseitigen, führte Joseph, ausser für Schlesien, eine Diözesan- 

Lehrbuch d. Weltgeschichte. Neue Zeit. 19 
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einteilutig durch, welche dem Hinübergreifen kirchlicher Sprengel 
über die österreichischen Landesgrenzen ein Ende machte. Die 
Einführung einer neuen Gottesdienstordnung mit Verbot der 
Prozessionen stiess überall auf Widerstand. 

Josephs Ausgang*; Leopold II. In den deutschen und 
slavischen Gebieten Oesterreichs erzeugten die Neuerungen 
Josephs vielfache Unzufriedenheit, besonders bei dem Adel, doch 
ohne dass es zu offener Widersetzlichkeit gekommen wäre. Da- 
gegen rief in Belgien der Versuch, auch hier die Macht und 
den Besitz des Klerus einzuschränken und unter Missachtung der 
bestehenden Sonderrechte einen durch Beamten regierten Ein- 
heitsstaat zu schaffen, gewaltsamen Widerstand hervor, und als 
Joseph 1789 die Verfassung von Brabant („Joyeuse Entree") auf- 
hob, brach, ermutigt durch die französische Revolution, in Brüssel 
der offene Aufstand aus, der trotz der Zurücknahme aller 
Verordnungen zur Errichtung der Republik der „vereinigten belgi- 
schen Staaten u (Januar 1 7 90) führte. Aehnlic he Wirkungen 
hatte die Durchführung der auf Beseitigung des hier noch 
herrschenden Feudalismus und Schaffung des absolutistischen 
Einheitsstaats abzielenden Neuerungen in Ungarn, wozu noch 
als besondere Ursachen der Erbitterung die deutsche Amts- 
sprache und die Nichteinberufung des Reichstags kamen; die 
Verwicklungen der äusseren Politik (§ 89) machten es nicht 
nur Joseph unmöglich, gewaltsam durchzugreifen, sondern legten 
auch die Gefahr einer Verbindung der Ungarn mit Preussen nahe, 
das damals mit Krieg drohte und die aufständischen Belgier 
unterstützte; so nahm Joseph Januar 1790 für Ungarn- 
Siebenbürgen alle Neuerungen zurück ausser dem 
Toleranzedikt und der Aufhebung der Leibeigen- 
schaft. Er starb 20. Februar 1790, nachdem er „alle seine 
Entwürfe hatte scheitern sehen' 4 , weil er ernten wollte, wo 
erst gepflanzt werden musste, und weil er zugleich Eroberer 
und Reformer sein wollte. — Ihm folgte, auch als Kaiser, sein 
Bruder Leopold II. (1790—92), bisher Grossherzog von Toskana, 
das er seinem zweiten Sohn Ferdinand (III.) überliess. Durch 
eine massvolle Politik, die auf die Grundsätze der Maria Theresia 
zurückgriff, dabei aber die zeitgemässesten und wertvollsten 
Reformen Josephs aufrecht erhielt, gelang es Leopold, die 
innere Ruhe und Ordnung herzustellen, nachdem Belgien 
durch ein Heer ohne eigentlichen Kampf rasch zum Gehorsam 
zurückgebracht worden war. Auf Leopold folgte schon 1. März 
1792 sein ältester Sohn Franz II. (römischer Kaiser bis 1806, 
österreichischer bis 1835). 
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§ 89. Der russisch -österreichische Türkenkrieg; zweite und 

dritte Teilung Polens. 

• 

Der russisch - österreichische Türkenkrieg und die 
Schwankungen der preussischen Politik. Katharina II. hatte 
ihre auf Eroberung der Türkei gerichteten Absichten nicht auf- 
gegeben; 1787 machte sie in die 1783 gewaltsam einverleibte Krim 
eine Reise, auf der ihr Potemkin eine Scheinblüte der berührten 
Gebiete als Frucht seines Wirkens vorspiegelte, und schlug bei 
einer Zusammenkunft in Cherson Joseph II. ein Zusammengehen 
gegen die Türkei vor, die noch 1787 an Russland den 
Krieg erklärte in der Hoffnung auf Preussens und Schwedens 
Eingreifen. Aber nun erklärte auch Joseph II. an die 
Türkei den Krieg (Februar 1788), und Gustav III., der die 
Ostseeprovinzen zurückgewinnen wollte, schlug zwar 1788 gegen 
Russland los, schloss aber nach tapferen Waffenthaten ohne ent- 
scheidende Erfolge schon 1790 den Frieden von Werelä auf Grund 
des Besitzstandes vor dem Krieg; seine Absicht, dem französi- 
schen Königtum gegen die Revolution zu Hilfe zu kommen, wurde 
durch seine Ermordung (März 1792) vereitelt. Preussen war 
infolge des holländischen Feldzugs (s. S. 286) mit Holland und 
England verbündet zur Aufrechterhaltung „des europäi- 
schen Gleichgewichts", das der Minister v. Hertzberg in 
künstlichen Berechnungen zum Angelpunkt der auswärtigen 
PolitikPreussens machte : sein Plan war, Oesterreichs vor- 
aussichtliche türkische Eroberungen durch Rückgabe Galiziens 
an Polen auszugleichen und dafür von Polen mindestens die Ab- 
tretung Thorns und Danzigs an Preussen zu erlangen ; er hoffte, 
ohne Krieg das in innere Schwierigkeiten (s. S. 290) und in den 
Türkenkrieg verwickelte Oesterreich zum Eingehen auf diesen 
Plan zwingen zu können, weshalb er den belgischen Aufstand 
unterstützte und die unzufriedenen Ungarn ermutigte, und schloss 
Anfang 1790 Bündnisse mit der Türkei und mit Polen. Aber Eng- 
land wollte weder eine Vergrösserung Preussens noch eine Ver- 
kleinerung der Türkei, und Polen war zu Abtretungen an Preussen 
nicht geneigt. Andererseits gab Leopold II., angesichts der 
inneren Schwierigkeiten, Josephs Eroberungspolitik auf; so kam 
es Juli 1790 zum Vertrag von Reichenbach, worin Preussen 
wie Oesterreich auf Gebietserweiterungen verzichtete; im Frieden 
vonSistöwa 1791 gab dann Oesterreich, dessen Truppen nach 
anfänglichen Misserfolgen Belgrad erobert und bei Kaläfat ge- 
siegt hatten, alle Eroberungen ausser Alt-Orsöva und kleinen 
Gebietsteilen westlich der Unna zurück. Preussen hatte sich 
durch seine Rüstungen in grosse Schulden gestürzt und durch 
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seine zugleich selbstsüchtige und schwächliche Politik bewirkt, 
dass sich jetzt der Fürstenbund auflöste. Die Russen hatten 
1788 Otschakow (westlich von der Bugniündung) und nach ver- 
schiedenen Siegen Ende 1790 Ismail an der Kiliamündung er- 
obert. Aber ohne Oesterreichs Hilfe konnte Katharina, der 
Haltung Preussens und Englands gegenüber, an eine Eroberung 
der Türkei nicht denken; zugleich wollte sie die Hände gegen 
Polen, das sich von dem russischen Einfluss loszumachen suchte, 
frei haben. Deshalb schloss sie nach dem Sieg bei Matschin 
Januar 1792 den Frieden von Jassy, in dem die russische 
Grenze bis zum Dnjestr vorgerückt wurde. 

Zweite Teilung* Polens. In Polen hatte eine „Patrioten "- 
Partei, darin von Preussen bestärkt und vom König Poniatowski 
unterstützt, die Gunst der politischen Lage benützt, um — 
freilich der allgemeinen politischen Lage gegenüber zu spät — 
die Annahme einer neuen Verfassung durchzusetzen 
(Mai 1791), deren Hauptbestimmungen, Erblichkeit des mit an- 
sehnlichen Prärogativen ausgestatteten Königtums im sächsischen 
Mannsstamm, sowie rechtliche und politische Hebung des Bürger- 
stands, Abschaffung des liberum veto und Verbot der Konföde- 
rationen, geeignet gewesen wären, Polen wieder zu einem lebens- 
fähigen Staat zu machen. Aber die russische Partei schloss 
„zur Erhaltung der polnischen Freiheit" die Konföderation von 
Targowicz (Mai 1792), und Katharina liess als Garantin 
der früheren polnischen Verfassung ihre Truppen in Polen 
einrücken, deren vierfache Uebermacht trotz Kosciuszkos 
heldenmütigem Widerstand bei Dubienka den grösseren Teil Polens 
besetzte (Juli 1792). Inzwischen hatten sich Preussen und 
Oesterreich zur Bekämpfung der französischen Revolution ver- 
einigt; Oesterreich war deshalb, auf Eroberungen im Westen 
bedacht, bereit, Russland in Polen freie Hand zu lassen, und 
Preussen, das die polnische Beute Russland nicht allein lassen 
wollte, vollzog nun Polen gegenüber, dessen Patriotenpartei 
Anschluss an das revolutionäre Frankreich suchte, einen völligen 
Stellungswechsel: es verwarf die neue Verfassung, weil erst 
nach dem Schutzbündnis vom April 1790 eingeführt, liess An- 
fang 1793 im Einverständnis mit Russland ein Heer in Polen 
einrücken, „um die Ordnung herzustellen", und schloss mit 
Russland am 23. Januar 1793 einen Teilungsvertrag. 
Der polnische Reichstag versuchte die Abtretung an Preussen 
zu versagen, und das entsprach den Absichten der russischen 
und der jetzt von Thugut geleiteten österreichischen Politik; 
erst als Friedrich Wilhelm IL Miene machte, dem Krieg gegen 
Frankreich zu entsagen, um seine ganze Macht nach Polen 
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werfen zu können, zwang der russische Gesandte Sievers den 
Reichstag in Grodno in der „stummen Sitzung" vom 25. Sept. 
1793, stillschweigend auch in die Abtretungen an Preussen zu 
willigen: Russland erhielt Podolien und das Land 
nördlich davon bis zur Düna (etwa 4000 QM), Preussen 
ausser Danzig und Thorn, die mit Westpreussen verbunden 
wurden, im wesentlichen Grosspolen, genauer die Gebiete 
zwischen Netzedistrikt und Kulmerland im Norden, der oberen 
Pilica im Südosten, Schlesien im Westen, woraus die Provinz 
„Südpreussen" gemacht wurde (etwa 1000 QM). 

Dritte Teilung: Polens. Im März 1794 brach in Warschau 
ein von der Patriotenpartei vorbereiteter Aufstand aus, an 
dessen Spitze bald Kosciuszko als Diktator trat. Die Russen 
wurden aus Warschau vertrieben, und die Preussen eroberten 
zwar Krakau, mussten aber die Belagerung Warschaus aufgeben 
6. September 1794. Allein Suworow, der Held des letzten 
Türkenkriegs, erstürmte, nachdem sein ünterfeldherr Fersen 
Kosciuszko bei Maciejowicze geschlagen und gefangen genommen 
hatte, am 4. November Praga, die östliche Vorstadt Warschaus, 
und erzwang dadurch die Uebergabe Warschaus. Sofort ver- 
ständigte sich (3. Januar 1795) Russland mit Oesterreich, das 
eine Entschädigung für seinen Krieg gegen Frankreich verlangte, 
über die Teilung des Restes von Polen ; für Preussen, das hie- 
nach von ihm in dem Feldzug besetzte Gebiete an Oesterreich 
überlassen musste, war dies der Hauptgrund, um endgültig vom 
Krieg gegen Frankreich zurückzutreten. Am 24. Oktober 1795 
wurde der endgültige Teilungsvertrag unterzeichnet: 
es erhielten Oesterreich Kleinpolen („Westgalizien") und 
Krakau, Preussen das Gebiet von Warschau, Masovien 
und von Podlachien und Litauen die zwischen Bug 
und Niemen gelegenen Teile („Neuostpreussen"), Russ- 
land den Rest. Im ganzen hatte von den Ländern der Krone 
Polen Russland 8500 QM (= 470000 qkm) mit 6 Millionen 
(russischen und litauischen) Einwohnern erhalten, Oesterreich 
2100 QM (= 116000 qkm) mit 4 Millionen, Preussen 2700 QM 
(= 150000 qkm) mit 2 1 /* Millionen Einwohnern. — 28. März 1795 
war auch Kurland „auf die Bitte der Ritterschaft und des Land- 
tags" mit Russland vereinigt worden. 
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Westeuropa vor der französischen Revolution; 
die Begründung der nordamerikanischen Union. 

§ 90. Frankreich unter Ludwig XV. Aufhebung des 

Jesuitenordens. 

Ludwig XV. regierte seit dem Tod des Kardinals Fleury 
(1743) ohne leitenden Minister, ein Spielball der eigenen Launen 
und noch mehr der Künste, durch die ehrgeizige Personen, ins- 
besondere die Marquise von Pompadour, die allmächtige Maitresse 
1745—04, auf den trägen und sinnlichen König Einfluss ge- 
wannen. Die tiefste Erniedrigung erfuhr vollends das französische 
Königtum durch die Erhebung der „Gräfin" du Barry zur könig- 
lichen Maitresse. Die Sitten der „guten Gesellschaft" in Frank- 
reich entsprachen grossenteils dem Beispiel des Königs. Die 
Einrichtung des „schioarzen Kabinetts", das Privatbriefe massen- 
weise eröffnen Hess, und der gesteigerte Missbrauch der „lettres 
de cachet", durch die der König Günstlingen und einflussreichen 
Persönlichkeiten Verhaftsbefehle zur Verfügung stellte, sowie 
das Spiel mit einer geheimen Diplomatie des Königs, die neben 
der amtlichen Frankreichs und dieser oft entgegen arbeitete, 
waren die bezeichnenden Mittel dieser „Selbstregierung", die 
ihre Minister wieder grundsätzlich aus dem Adel nahm. Die 
auswärtige Politik, die 1758— 70 Choiseul leitete, brachte Frank- 
reich Verluste, Schulden und Schande (s. § 83); ihr einziger 
Erfolg war, neben dem Anfall Lothringens 170(5, der Erwerb der 
Insel Corsica, die 1768 von Genua abgetreten und 1769 nach 
Besiegung Paölis unterworfen wurde. Die finanzielle Miss- 
wirtschaft mit der am Hof herrschenden Verschwendung und 
mit dem Unfug der „Pensionen" , die aus der Staatskasse an 
Günstlinge des Königs und andere einflussreiche Privatpersonen 
bezahlt wurden, steigerte den ausschliesslich auf dem Bürger- 
stand, besonders den Bauern, lastenden Steuerdruck ins Masslose 
und zugleich den jährlichen Fehlbetrag auf 100 Millionen fr. 
Die Justiz war nicht nur in ihrer Untersuchung und ihren Strafen 
barbarisch, sondern stand vielfach im Dienst brutalster Willkür 
und religiöser Verfolgung, wogegen-Voltaire in rühmenswerter 
Weise ankämpfte (s. S. 258). Als religiöse Verfolgung betrachtete 
und bekämpfte Voltaire auch das Vorgehen der französischen 
Regierung gegen den Jesuitenorden , das im Zusammenhang mit 
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dessen Unterdrückung durch die andern bourbonischen Höfe 
stand, aber in Frankreich durch den alten Gegensatz zwischen 
Jansenisten und Jesuiten veranlasst war. 

Die Aufhebung des Jesuitenordens. Von den romanischen 
Staaten war Portugal der einzige, wo der „aufgeklärte 
Absolutismus" es zu wirklichen Reformen brachte. Das 
Verdienst hatte der Minister Josephs I. (1750 — 77) Carvalho, 
später Marquis von Pombai, der sich zuerst durch die er- 
folgreiche Fürsorge erprobte, die er nach dem Erdbeben von 
Lissabon (1. November 1755) nieht nur sofort für Herstellung 
der Ordnung und Linderung der Uebel, sondern auch für die 
Erneuerung der Stadt traf. Er führte ein drückendes, hartes, 
nicht selten grausames Regiment, verschaffte aber Portugal eine 
geachtete und gesicherte Stellung in der äusseren Politik, machte 
es wirtschaftlich unabhängig von England, schuf Ordnung in den 
Finanzen, ein einheitliches Recht und ein vom Staat geleitetes 
Unterrichtswesen. Der Widerstand, den die Jesuiten seiner 
auswärtigen und inneren Politik entgegensetzten, bestimmte ihn, 
sie in rücksichtsloser Weise aus Portugal und seinen 
Kolonien (worunter das von Spanien abgetretene Paraguay) 
zu vertreiben (1759). Die Jesuiten hatten, wie durch zu- 
nehmende Einmischung in die weltlichen Dinge, so insbesondere 
durch ausgedehnte Handelsgeschäfte (auch Sklavenhandel) ihre 
Gegnerschaft vermehrt. In Frankreich führte die Weigerung 
des Ordens, für die Handelsschulden eines Ordensmitglieds auf- 
zukommen, zu einer Prüfung seiner Konstitutionen durch das 
Pariser Parlament (1761), und die Weigerung des Ordens- 
generals, an diesen etwas zu ändern, 1764 zur Aufhebung 
des Ordens für Frankreich. In Spanien hatte ein Auf- 
stand, der gegen eine königliche Polizeiverordnung sich richtete, 
und den man den Jesuiten schuld gab, zur Folge, dass Karl III. 
(1759 — 88) sie 1767 ebenfalls vertreiben Hess, und seinem 
Beispiel folgten die bourbonischen Staaten in Italien, 
Neapel und Parma. Die Bedrohung des Herzogs von Parma 
mit dem Bann seitens des Papstes Clemens XIII. bewirkte, dass 
sich alle bourbonischen Staaten gegen den Papst verbanden und 
die Aufhebung des Ordens verlangten. Von Clemens XIV. 
(Franziskaner Ganganelli), dem durch spanischen und französi- 
schen Einfluss gewählten Nachfolger Clemens' XIII., wurde am 
21. Juli 1773 dasBreve (Dominus ac redemptor noster) unter- 
zeichnet, das die Gesellschaft Jesu aufhob, weil sie 
nicht mehr die ansehnlichen Dienste, derentwegen sie gegründet 
worden sei, leiste und es unmöglich sei, solange sie bestehe, 
der Kirche wahren und dauernden Frieden wiederzugeben; be- 
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gründet war das Urteil durch die Uebergriffe des Ordens in 
weltliche Angelegenheiten. Ein Jahr nachher starb Clemens XIV. 
Geduldet blieben die Jesuiten als Weltpriester, die Unterricht 
erteilten, in Preussen und als organisierter Orden in Russland. 

§ 91. Die Anfänge Ludwigs XVI. 

In den letzten Regierungsjahren Ludwigs XV. kam es zu 
einem Streit zwischen dem Königtum und den Parlamenten. 
Als der König einen Prozess gegen den bisherigen Gouverneur 
der Bretagne niederschlug, protestierte das Pariser Parlament 
„gegen die rechtlosen Uebergriffe willkürlicher Gewalt" (1770), 
und da es in seinem Widerstand verharrte, hob derKanzler 
Maupeou das Pariser Parlament und dann die übri- 
ge nParlamente auf und setzte an ihre Stelle königliche 
Obergerichte. Die Massregel, die mit Abschaffung der Käuf- 
lichkeit der Richterstellen eine Reform des Gerichtswesens ein- 
leiten sollte, war formell ein Rechtsbruch und wurde als solcher 
aufs heftigste von der Presse angegriffen. Eine der ersten 
Regierungshandlungen Ludwigs XVI. (1774 — 92), der zwanzig- 
jährig seinem Grossvater folgte, war die Wiederherstellung 
der Parlamente. Der junge König war in seinem Privat- 
leben tadellos, aber für seinen Beruf ebensowenig begabt als er- 
zogen, in Gunstbezeugungen („Pensionen") auf Kosten der Staats- 
kasse verschwenderisch und bei gutem Willen indolent und 
schwach. Diese Schwäche zeigte er gleich zu Anfang seiner 
Regierung darin, dass er sich von seiner Tante Adelaide be- 
stimmen Hess, statt des ehrenwerten tüchtigen Machauld den 
charakterlosen Grafen Maurepas zu seinem ersten Minister zu 
machen. Die Gemahlin des Königs war (seit 1770) Marie 
Antoinette von Oesterreich, die, persönlich sittenrein, aber 
verschwenderisch, durch die Unvorsichtigkeit ihres Benehmens 
der üblen Nachrede Stoff bot und ihre geistige Ueberlegenheit 
über den König benützte, um die Politik nach ihren Launen 
und im österreichischen Interesse zu beeinflussen. Die Unzu- 
friedenheit über die Verluste und Opfer, die das österreichische 
Bündnis Frankreich verursachte, übertrug sich auf ihre Person. 

Dass er den Willen, zu bessern, hatte, bewies der König 
durch die Ernennung Turgots ( 1 727 — 81) zum General- 
kontrolleur der Finanzen. Turgot war im allgemeinen ein 
Anhänger der physiokratischen Schule (s. S. 260) und hatte als 
Intendant in Limoges (seit 1761) sich um die wirtschaftliche 
Hebung dieser Provinz durch seine hingebende, von Menschen- 
liebe und Sachkenntnis getragene Arbeit die grössten Verdienste 
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erworben. Sein Finanzprogramm war: „kein Staats- 
bankerott, kein Anlehen, keine Steuererhöhung"; er 
gab den Getreide- und Mehlhandel, sowie die Getreideeinfuhr frei, 
hob die den Weinbau und Weinhandel lähmenden Schranken auf, 
bahnte eine Erhebung der Steuern durch Beamte an Stelle der 
Verpachtung der Staatsgefälle an, verbesserte den Postbetrieb, 
den er, ebenso wie die Wasserstrassen, verstaatlichte, und setzte 
im Ministerrat die Aufhebung der Zünfte als Zwangsverbände 
durch, ebenso die der Wegfronen, die durch eine auch die privi- 
legierten Klassen treffende Kontribution ersetzt werden sollten. 
Aber diese Reformen wurden nicht mehr verwirklicht: Mai 1776 
erhielt Turgot, einen Tag nach seinem Freund Malesherbes 
(seit Mitte 1775 Minister des königlichen Hauses) seine Entlassung. 
Die Feindschaft der Königin und der vielen, die, in ihren Sonder- 
interessen durch seine Reformen geschädigt, sogar Unruhen 
, („Mehlkrieg" Mai 1775) angestiftet hatten, auch die des Parla- 
ments, wirkte mit; entscheidend war, dass Turgots weite r- 
gehendeReformplane, deren Ziel Heranziehung aller Fran- 
zosen zu den Staatssteuern und ein System beratender „Muni- 
cipalitäten", sowie die Schaffung eines „Rats des nationalen 
Unterrichts", d. h. der Bruch mit dem „ancien rfyime" und der 
dieses tragenden „Hierarchie der Stände" war, dem König 
revolutionär erschienen. Die Entlassung Turgots bedeutete 
den Verzicht auf eine wirkliche Reformpolitik und wurde un- 
mittelbar verhängnisvoll dadurch, dass mit ihm das Hindernis 
einer Teilnahme Frankreichs am Krieg der Nordamerikaner 
gegen England beseitigt war. 

§ 92. England und der nordamerikanische Unabhängigkeitskrieg. 

Die englischen Kolonien in Amerika. England hatte, ausser den im 
Krieg mit Frankreich gewonnenen Gebieten (s. S. 276) an der Ostkiiste Nord- 
amerikas, zwischen 45 und 30 Grad n. Bi\, 13 Kolonien. In dem unter Elisa- 
beth 1584 von Raleigh nominell für England in Besitz genommenen, aber 1590 
wieder aufgegebenen Virginien gründete 1607 eine von Jakob I. bevoll- 
mächtigte Kompagnie eine Kolonie, die, anfangs nur mühsam erhalten, seit 
der Einführung des Tabakbaus (und damit der Sklaverei) 1616 in Aufschwung 
kam und 1619 eine der englischen nachgebildete Verfassung erhielt. Die 
Puritaner f die sich durch Auswanderang den Bedrückungen in der Heimat 
(s. S. 140 und 198) entzogen, gründeten die „Neuengland" -Kolonien 
Massachusetts (1620), Connecticut (1633), Rhode-Island (1636), 
Katholiken, die eine Heimat mit Gleichberechtigung für ihre Kirche wollten, 
unter Lord Baltimore Maryland (1634). In Neuengland wurden Volks- und 
„Grammatik" -Schulen errichtet und 1638 die ernte Universität, das Harvard- 
College in Cambridge (Massachusetts). Seit 1663 wurde Carolina (später in 
Nord- und Süd-Carolina geteilt), das Karl II. 8 Lords geschenkt hatte, 
besiedelt. Aus dem zuerst von den Niederländern (s. S. 137) besetzten Hndson- 
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und Delawaregebiet („Neuniederland" mit Neuamsterdam) wurden die Kolonien 
N e w - Y o r k und New-Jersey. Einen grossen Teil dieses Gebiets erwarben 
unter William Penn (1644 — 1718) die Quäker, die wie einst die Puritaner den 
Verfolgungen in der alten Heimat sich durch Auswanderung entzogen; sie 
gründeten 1681 Pennsy 1 vanien, von dem sich 1691 Delaware abzweigte, 
wie schon 1680 New-Hampshire von Massachusetts. 1733 kam als süd- 
lichste Kolonie die dreizehnte Georgien hinzu. Die Kolonien waren von 
Haus aus teils Eigentümerkolonien , in denen die Krone das Land mit den 
Hoheitsrechten dem oder den Eigentümern zu Lehen übertragen hatte, teils 
Freibriefkolonien, errichtet auf Grund eines von der Krone einer Handels- 
kompagnie erteilten Freibriefs, teils Kronkolonien, deren Verwaltung der Krone 
unmittelbar unterstand. Der Hauptunterschied bestand darin, dass in den Kron- 
kolonien der Gouverneur, der Vertreter der Krone, von dieser unmittelbar, in 
den Eigentümerkolonien (um 1750 nur noch Maryland und Pennsylvanien) von 
dem Lehnsinhaber, in den freien Kolonien (1750 nur noch Connecticut) durch 
Wahl der Ansiedler ernannt wurde. In allen Kolonien war der Selbstverwaltung 
weitester Spielraum gelassen: eine gewählte Volksvertretung beschloss über 
Gesetze und Besteuerung, ein von ihr gewählter Rat führte die Verwaltungs- 
geschäfte unter dem Vorsitz des Gouverneurs; der staatliche Zusammenhang 
mit dem Mutterland war durch dessen grundsätzlich festgehaltene Justiz- und 
Gesetzgebungshoheit gewahrt. 

Schon früh war das Recht der Besteuerung zwischen den Kolo- 
nien und England streitig: Virginien, Massachusetts, New- York sprachen 
dasselbe ausschliesslich ihrer Volksvertretung zu, aber die englische Krone 
legte dagegen ihr Veto ein. Einen weiteren Grund zur Unzufrieden- 
heit bot die englische Handelspolitik, die darauf ausging, die Ko- 
lonien durch Unterbindung ihrer Industrie, Beschränkung ihrer Ausfuhr auf 
England und Zuweisung allen Verkehrs an englische Schiffe zu einem mög- 
lichst aufnahmefähigen Absatzgebiet für die englische Industrie und zu einer 
möglichst billigen Bezugsquelle für Rohstoffe zu machen. Die Auseinander- 
setzung war durch den englisch-französischen Kolonialkrieg verschoben worden, 
in welchem Nationalität und Interessengemeinschaft die Kolonisten zum treuen 
Festhalten an der Sache Englands bestimmte. — Der Wert der Ausfuhr von 
amerikanischen Rohstoffen nach England wurde schon 1700 auf 800 000 Pfund 
berechnet. Die Bevölkerung der Kolonien zur Zeit des Konflikts mit England 
wird auf 2 700000, worunter etwa 600000 Schwarze, geschätzt (1755: 1 200000 
Weisse, dagegen in Canada samt Nebengebieten und Louisiana kaum 100 000). 

Die Entstehung des Konflikts zwischen England und seinen 
Kolonien. Unter der Regierung Georgs III. (1760—1820), der 
sich auf eine bestochene Parlanientsmehrheit stützte, entfaltete 
sich mächtig der Einfluss derPresse und bildeten sich die 
Anfänge eines englischen Radikalismus, die sich sowohl 
gegen die absolutistischen Neigungen des Königs als auch gegen 
die Parlamentsoligarchie, insbesondere gegen die ungleiche Ver- 
teilung des Wahlrechts und die Wahlkorruption richteten. Die 
schärfste Kritik enthielten die „Juniusbriefe" (17G9 und 70; 
wohl von Phil. Francis). Eine Wahlreform wurde noch nicht 
erzielt, aber doch die schliessliche Wiederherstellung des mehr- 
mals vom Parlament trotz immer wieder erfolgter Neuwahl aus- 
geschlossenen und sogar geächteten Journalisten Wilkes. Die 
Hauptschwierigkeit für die Regierung lag in dem Ver- 
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hältnis Englands zu seinen amerikanischen Kolonien, 
die im englischen Parlament nicht vertreten waren und deshalb 
sich weigerten, zu den Zöllen hinzu die ihnen durch Be- 
schluss des englischen Parlaments auferlegten Steuern zu 
zahlen, wählend die englische Regierung sie zur Teilnahme an 
den finanziellen Lasten heranziehen wollte, die dem englischen 
Reich aus den militärischen Aufwendungen für diese Kolonien 
erwachsen waren und durch die Verzinsung der Schuld noch 
erwuchsen. Die Opposition unter Burke und Fox bekämpfte 
diesen Steuer zwang als praktisch undurchführbar; Pitt 
verwarf ihn ebenfalls als ungerecht, wollte aber um so ent- 
schiedener die staatliche Oberhoheit des Reichs über 
die Kolonien gewahrt wissen. In London führte Benjamin 
Franklin (1706—1790, Erfinder des Blitzableiters, s. S. 261), 
„ein seif- made- man", bisher Generalpostmeister der Kolonien, 
als Agent Pennsylvaniens die Sache der Kolonien sehr geschickt. 
Das 1764 vom Parlament beschlossene „Zollgesetz für die Ko- 
lonien und Pflanzungen" wurde wieder zurückgezogen, aber dafür 
eine Stempelakte, die den Kolonien eine Stempelabgabe für Ur- 
kunden jeder Art und für Zeitungen auferlegte, vom Parlament 
angenommen (1765); auch wurde ihnen auferlegt, den zu ver- 
mehrenden englischen Besatzungstruppen Wohnung und Unter- 
halt zu gewähren. Infolge des Widerstands der Kolonien 
(Kongress von 9 Kolonien) wurde auch die Stempelakte 1766 
wieder zurückgenommen, jedoch unter Wahrung des allge- 
meinen Besteurungsrechts der Krone den Kolonien gegenüber. 
Gegen eine grosse Anzahl neuer Hafenzölle, die man jetzt 
einführte, erhob sich in den Kolonien nun auch grundsätzliche 
Opposition, und es wurden Vereinigungen geschlossen mit der 
Verpflichtung, keinen dieser Einfuhrartikel zu kaufen. 1770 
hielt das neue Ministerium North nur noch, um den Grundsatz 
zu wahren, den Zoll auf Thee aufrecht. In den Kolonien bil- 
deten sich Vereine, um die Ausschiffung des zollpflichtigen Thees 
zu verhindern, und am 18. Dezember 1773 wurde im Hafen 
von Boston eine ganze Schiffsladung Thee durch 
Amerikaner, die als Indianer verkleidet waren, ins Meer 
geworfen. Darauf beschloss das Parlament die Sperrung 
des Hafens von Boston und Beschränkung der ver- 
fassungsmässigen Freiheiten für Massachusetts, 
und General Gage wurde als Oberbefehlshaber aller Kolonien 
mit Verstärkungen nach Amerika geschickt. Aber Massachusetts 
setzte der englischen Regierung offenen Widerstand entgegen, 
und in Philadelphia traten September 1774 fünfundfünfzig 
Männer aus allen Kolonien ausser Georgia zu einem Kongress 
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zusammen, der die Wiederherstellung des Rechtszustands von 
1763 verlangte. 

Der Krieg bis zum Eingreifen Frankreichs. Die eigent- 
lichen Feindseligkeiten eröffneten 1775 die blutigen Gefechte bei 
Lexinyton und Bunkershill. Das englische Heer, dessen Kern 
seit 1775 von ihren Landesherrn an England verkaufte deutsche 
Truppen, besonders Braunschweiger und Hessen, bildeten, war 
an kriegerischer Leistungsfähigkeit den amerikanischen Milizen 
überlegen, hatte aber bei der grossen Ausdehnung des Kriegs- 
schauplatzes eine unlösbare Aufgabe ; und in Georg Washing- 
ton (1732 — 99), der sich schon in dem Krieg gegen die Fran- 
zosen 1756 — 62 hervorgethan hatte, gaben sich die Amerikaner 
einen Oberfeldherrn, der sich durch militärische Tüchtigkeit, 
selbstlose Hingabe an die Sache seines Vaterlandes und un- 
erschütterliche Festigkeit allen Schwierigkeiten gegenüber aus- 
zeichnete. Er zwang den neuen englischen Obergeneral Howe, 
Boston zu räumen, und am 4. Juli 1776 sprach nach Vorgang 
und auf Antrag Virginiens der Kongress der vereinigten Kolonien 
in Philadelphia die Unabhängigkeitserklärung der 
„vereinigten Staaten von Amerika" aus; die Berufung auf 
die „allgemeinen Menschenrechte" , der in Amerika selbst hinsicht- 
lich der Sklaven keine Folge gegeben wurde, entsprang wesent- 
lich puritanischen Anschauungen und war geeignet, in Frankreich 
für die Sache der Kolonien Stimmung zu machen : viele Franzosen 
traten als Freiwillige unter dem jugendlichen Marquis von Lafayette 
(1777) in amerikanische Dienste, und Beaumarchais organisierte mit 
geheimer Unterstützung der französischen Regierung grossartige 
Sendungen von Geld und Kriegsmaterial nach Amerika ; er selbst 
wurde freilich darüber zum Bettler, und erst 1835 erhielten 
seine Erben eine Abfindungssumme. Nachdem die Niederlage bei 
Brooklyn (August 1776) von Washington durch die glücklichen 
Ueberfälle von Tretdon (26. Dez. 1776) und Princeton (3. Jan. 
1777) wett gemacht war, wurde 16. Oktober 1777 ein eng- 
lisches Korps aut dem Marsch von Quebeck nach New- York 
bei Saratöga zur Ergebung gezwungen. Jetzt erreichte 
Franklin, seit 1776 Vertreter des Kongresses in Paris, das 
den schlichten Amerikaner mit Begeisterung aufgenommen 
hatte 1 ), dass Frankreich 6. Februar 1778 mit den ver- 
einigten Staaten einenFreundschafts-undHandels- 
vertrag, sowie einen eventuellen Bündnisvertrag 
schloss. 



*) In der Akademie begrüsste ihn d'Alembert mit dem Verse: „Eripuit 
coelo fulmen seeptrumque tyratmis." 
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Fortgang und Ergebnisse des Kriege. Als darauf der 
Herzog von Richmond im englischen Oberhaus die Anerkennung 
der Unabhängigkeit Nordamerikas beantragte, hintertrieb dies 
der todkranke Pitt (seit 1766 Graf Chatam) durch seine letzte 
grosse Rede 7. April 1778; England erklärte an Frank- 
reich den Krieg, an dem seit Mai 1779 Spanien auf Seiten 
Frankreichs teilnahm, und Dezember 1780 auch an Holland, 
als dieses Miene machte, der bewaffneten Seeneutralität (s. S. 285) 
beizutreten. Der Gefahr eines irischen Aufstandes beugten das 
englische und das Dubliner Parlament durch Zugeständnisse vor, 
durch welche die katholischen Iren das Recht des Erwerbs, 
bezw. des vererblichen Pachts von Grund und Boden erhielten 
und Irland Handelsfreiheit gewährt wurde; und im Seekrieg, 
der in der Nordsee und im Mittelmeer, im atlantischen und in- 
dischen Ozean geführt wurde, hatte England das Uebergewicht 
(1780 Sieg bei S. Vincent); auch den Landkrieg gegen das ameri- 
kanische Heer, das seit Ende 1777 von dem früher preussischen 
Offizier v. Steuben als Generalinspektor geschult wurde, führten 
die englischen Generale, namentlich Corn Wallis auf dem süd- 
lichen Kriegsschauplatz, 1778—80 im ganzen glücklich; aber 
Oktober 1781 wurde dieser, von den Amerikanern und einem 
französischen Hilfskorps unter Rochambeau eingeschlossen, von 
seinem Obergeneral Clinton nicht unterstützt, zur Kapitulation 
von Yorktown (in Virginien) gezwungen. Damit war der Krieg 
in Amerika entschieden; in England wurde Frühjahr 1782 ein 
neues Ministerium mit Fox undBurke gebildet, das, nach 
dem Seesieg bei Dominica (kleine Antillen) und der siegreichen 
Verteidigung Gibraltars , 1783 den Frieden von Versailles 
schlos's: England erkannte die Unabhängigkeit der 
vereinigten Staaten an; Spanien behielt das 1782 eroberte 
Menorka und erhielt Florida; Frankreich bekam Tobago (kleine 
Antillen) und (das 1763 abgetretene) Senegambien; England be- 
hielt von den holländischen Besitzungen Negapatnam an der 
Koromandelküste ; sonst wurde im wesentlichen der Besitzstand 
vor dem Krieg hergestellt. 

Die Verfassung der Vereinigten Staaten von Nordamerika. Die 

vom Kongress Ende 1778 festgestellten „Konföderationsartikel" waren erst 
1781 allgemein angenommen worden. Sie wahrten jedem „Staat" volle Sou- 
veränität und überwiesen dem die „Vereinigten Staaten^ vertretenden Kon- 
gress, in dem jeder Staat eine Stimme hatte, und seinem Präsidenten ausser 
der Führung der äusseren Politik so wenig Befugnisse, insbesondere auf 
finanziellem Gebiet, und banden ihn dermassen an die Uebereiustimmung von 
mindestens neun Staaten, dass, was sich noch mehr nach als während des Kriegs 
zeigte, bei dieser Verfassung die Vereinigung keinen langen Bestand haben 
und manchen übernommenen Verpflichtungen nicht nachkommen konnte. Eine 
seit Ende Mai 1787 tagende Konvention schuf, die Ansprüche der kleinen 
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und der grösseren Staaten, wie die Anschauungen des vielfach verbreiteten 
Partikularismus und des Zentralismus ausgleichend, September 1787 eine 
Verfassung, der aber ein Teil der Staaten lange widerstrebte, so dass sie 
erst September 1788 vom Kongress für gültig erklärt wurde und 
Januar 1789 ins Leben trat. Nach dieser Verfassung ist oberster ge- 
setzgebender Körper des Bundesstaats ein Kongress, bestehend aus 
dem Repräsentantenhaus, in das die Wählerschaft der einzelnen Staaten eine 
nach der Zahl der Bevölkerung wechselnde Anzahl von Vertretern wählt, und 
dem Senat, in den jeder Staat zwei Senatoren abordnet. Für letztere Bestim- 
mung ist jede Abänderung durch Revision ausgeschlossen. Der bundes- 
staatlichen Regierung wurde nun zu der äusseren Politik und dem 
Kriegswesen hinzu das Recht, Taxen, Auflagen und Accisen zu 
bestimmen und durch Organe des Gesamtstaats zu erheben, den Handel 
im Innern und nach aussen zu regeln, Münzen zu schlagen und An- 
leihen zu erheben, zugewiesen. Der Senat erhielt noch besondere 
gerichtliche und exekutive Befugnisse, z. B. die Bestätigung der Minister 
(„Sekretäre") und Gesandten, die der Präsident von sich aus ernennt. Die 
oberste Exekutive hat der Präsident, gewählt von Wahlmännern, 
von denen auf jeden Staat so viel kommen, als er Repräsentanten und Sena- 
toren hat; das Suspen siv-Veto des Präsidenten gegen Beschlüsse 
des Kongresses wird durch Wiederaufnahme des Beschlusses mit % Mehrheit 
hinfällig. Für die Berechnung der Bevölkerungszahl der Staaten wurde fest- 
gesetzt, dass zur Zahl der freien Bewohner % der Zahl der unfreien hinzu- 
gerechnet werden solle, was den sklavenhaltenden Südstaaten ein 
Ueberge wicht im Repräsentantenhaus verschaffte. Ein oberstes 
Bundesgericht entscheidet Streitigkeiten zwischen einzelnen Staaten, ist 
oberstes Appellationsgericht und legt in endgültiger Weise die Gesetze der 
Union, wie auch die der Einzelstaaten aus. Nach dem Vorgang der meisten 
Einzelstaaten wurde allgemeine Kult- und Gewissensfreiheit, sowie 
Unabhängigkeit der Kirche und der Schulen vom Staat fest- 
gesetzt. Von dem Gebiet zwischen Alleghanies und Mississippi war der Teil 
nördlich vom Ohio schon 1784 zum Besitz der Union erklärt und 1787 fest- 
gesetzt worden, dass die einzelnen Territorien, sobald sie 60000 
Einwohner zählen, Staaten werden sollten (neue Staaten : 1791 Vermont, 
1792 Kentucky, 1796 Tennessee, 1802 Ohio). Die Sklaverei wurde von 
1801 ab von allem Gebiet nördlich des Ohio ausgeschlossen. Der 
erste und zweite Präsident der Vereinigten Staaten war Washing- 
ton, beidemal einstimmig gewählt. Die neugegründete Bundeshaupt- 
stadt, die 1800 bezogen wurde, erhielt seinen Namen. 

Englands ostindisches Reich. An der W eltstell ungEnglands 
war durch den Krieg nichts geändert, es hatte sein Uebergewicht zur 
See Frankreich, Spanien und Holland gegenüber, deren Handel durch den See- 
krieg ruiniert wurde, aufrecht erhalten; und in Ostindien, wo vor und 
während des siebenjährigen Kriegs die anfangs aussichtsreichere französische 
Kompagnie von der englischen immer mehr zurückgedrängt worden war und 
Robert Olive in siegreichen Kämpfen gegen Franzosen und Einheimische 
bis 1766 der englischen Kompagnie ein grosses Reich (vor allem in 
Bengalen) geschaffen hatte, wurde dieses durch den ersten General-Gouver- 
neur Warren Hastings 1773 — 85 ge^en die Franzosen und ihren Ver- 
bündeten, den Sultan Hyder Ali mn Misore, siegreich behauptet. 1784 wurde 
durch die Indiabill des jüngeren Pitt die Verwaltung der Kompagnie 
der Kontrolle einer, in der Mehrzahl vom König ernannten, staatlichen Auf- 
sichtsbehörde unterstellt und die Ernennung des Generalgouverneurs dem König 
übertragen. Kalkutta wurde zur Hauptstadt des ostindischen Reiches gemacht 
und dieses in die drei Präsidentschaften Kalkutta, Madras und Bombay geteilt. 
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Den schweren Missbräuchen, Bestechlichkeiten und Aussaugungen machte aber 
diese Bill noch für geraume Zeit kein Ende. Eine Erhebung des Sohnes Hyder 
Alis, Tippo Saibf gegen die englische Herrschaft endete 1799 mit dessen 
Niederlage und Tod. — Das 1606 von den Holländern entdeckte Austra- 
lien war, als es James Cook auf seiner ersten Reise 1768—71 von neuem 
entdeckte, sofort für Grossbritannien in Besitz genommen worden 
1788 wurde die erste Kolonie in Australien, Sydney, gegründet. 



Anhang. 

Stammtafel des Hauses Romanow-Gottorp. 

Michael Feodorowitseh 1613-1645 
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Keodor 1676-1682 
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Christian Albrecht 
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V 1694 



Friedrich IV. (1699-1780) 
Christian VI. (1780-46) 
Friedrich V. (1746— 66» 
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f 1702 



Christian August 
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Christian 
Friedrich 

Christian VII. Friedrich (.VIII.') 



1766-1808 



»der Augusten 
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Karl Friedrich Adolf Friedrich, Georg 

t 1789 König v.Schweden Ludwig 
| 1751-71 | 

Christian IX. Peter III. , , Peter I. 

1 1K63 König v. Bussland. GustavIII. KarlXlII. v.Oldon- 

v. Dänemark) 1771-92 1809-18 bürg. 

Gustav IV. 1792 -1809. 



Friedrich VI. Christian VIII. 
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Friedrich VII. 
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Louise Charlotte, Gem. Luudgraf Wilhelm v. Hessen. 

! 

Louise, Gem. Christian IX. 
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Zweiter Teil. 



Neueste Geschichte von 1789 ab. 



Erster Abschnitt. 

Die grosse französische Revolution und Napoleon I. 

Kapitel XXVII. 

Die französische Revolution und der erste 

Koalitionskrieg. 

§ 93. Frankreich vor der Revolution. 

Die französischen Zustände vor der Revolution. Der 

Widerspruch zwischen den zur Schau getragenen 
Anschauungen und Neigungen der herrschenden 
oder tonangebenden Kreise und den thatsächlichen 
politischen und gesellschaftlichen Zuständen, der 
für die letzten Jahrzehnde des aufgeklärten Despotismus über- 
haupt bezeichnend ist, war nirgends so grell und tief, wie in 
dem Frankreich, das Ludwig XV. seinem Enkel hinterlassen 
hatte. Hier war die staatliche und kirchliche Ordnung, 
die eine Hüterin des Rechts, der Sittlichkeit und Religion sein 
sollte, eine Lüge: das Recht war in launenhafte Willkür, Sitte 
und Sittlichkeit in den Schliff gefälliger, das Schlechte verhüllen- 
der und begünstigender Umgangsformen, die Religion in Frömmelei 
oder blosses Zeremoniell ohne inneren Gehalt verkehrt. Die 
oppositionelle Litteratur (s. S. 257 ff.) beherrschte die ge- 
bildeten Klassen, die in ihren Anschauungen und ihrem Ver- 
halten für sich nur noch die Autorität der äusseren Stellung und 
des Zeremoniells anerkannten und so das Gefühl für Autorität 
untergruben. 
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Die privilegierten Stände, Klerus und Adel (etwa 
zwei Prozent der Gesamtbevölkerung), im steuerfreien Besitz 
von ungefähr der Hälfte des Grund und Bodens, genossen 
die grossen materiellen Vorteile ihrer Stellung ohne 
irgend eine entsprechende Leistung für das nationale 
Leben, da der hohe Klerus die Erfüllung der mit den Pfründen 
verbundenen geistlichen Pflichten schlecht besoldeten Vikaren 
überliess, um gleich dem Adel möglichst ausschliesslich sich den 
Genüssen des Hoflebens zu widmen. So gut wie alleLasten 
des Staates, dessen Ausgaben durch die ungeheuren Kosten 
des Hofes, die Pensionen, die Ausgaben für die auswärtige 
Politik, für Heer und Flotte ins Ungemessene gesteigert wurden, 
lagen auf der Masse des arbeitenden Volkes, vor allem 
den Bauern, die nur ein Drittel des Gmnd und Bodens besassen, 
aber vier Fünftel der gesamten Grundsteuer (in manchen Provinzen 
mehr als die Hälfte des bäuerlichen Jahresertrags) aufzubringen 
hatten, schwer unter der Jagdleidenschaft der „Herrn" und dem 
Wildschaden litten und daneben zu harten Fronen und andern 
persönlichen Leistungen verpflichtet waren. Vielfach waren die 
feudalen Rechte (wie Mahl- und Backbann) noch gesteigert 
worden. Dazu kamen hohe indirekte Steuern, gerade auf die 
notwendigsten Lebensmittel (1 Pfund Salz kostete 50 — 70 Cts.). 
Der Bürgerstand der Städte, der etwa ein Fünftel vom Grund 
und Boden besass, litt besonders unter dem Zunftzwang, kraft 
dessen alle Meisterstellen und Gewerbescheine um teures Geld 
gekauft werden mussten. Dem Arbeiter blieb Freizügigkeit und 
Freiheit des Arbeitsvertrags versagt; die gewerbliche Produktion 
war durch eine Unmasse von Reglements eingeengt und der Willkür 
der Aufsichtsbeamten preisgegeben. Das System der Verpachtung 
der Steuern lieferte die kleinen Leute der Willkür und Habsucht 
der Intendanten aus, die Paulette (s. S. 142) hatte einen erb- 
lichen Richterstand geschaffen, der sein Amt grossenteils ohne 
die nötigen Kenntnisse verwaltete und mehr als eine Quelle 
der Bereicherung denn als einen hohe Pflichten auferlegenden 
Beruf ansah. Zugleich wurde dadurch, dass die Richter-, In- 
tendanten- und Offiziersstellen gekauft werden mussten, dass 
(seit 1781) nur Adelige, die acht Ahnen aufweisen konnten, Offi- 
ziere werden konnten und thatsächlich alle hohen Kirchenstellen 
ebenfalls dem Adel vorbehalten waren, die Scheidung der 
Nation in zwei Klassen vollendet: eine Minderheit, für 
die der Staat nur Versorgungsanstalt war, und die 
Masse derer, denen er nur Lasten auferlegte. Die 
Not erzeugte ein zahlreiches Bettler- und Vagabundentum, und 
die Mangelhaftigkeit der Verwaltung und des Gerichtswesens 

Lehrbuch d. Weltgeschichte. Neue Zeit 20 
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machte es unmöglich, der immer mehr um sich greifenden Un- 
sicherheit, besonders auf dem flachen Lande, zu steuern. 

Der Despotismus hatte zur Anarchie geführt, die 
Zentralisation und Vielregiererei entfaltete nur die ihr eigenen 
Nachteile. Es fehlte an Einheit der Verwaltung, an Uebersicht- 
lichkeit und Zweckmässigkeit der territorialen Gliederungen, an 
Einheit des Rechts, an irgendwelcher Sicherheit des Rechts- 
gangs, an zweckmässiger Gerichtsorganisation, an wirtschaft- 
licher Einheit (eine Menge Binnenzölle, Weg- und Durchgangs- 
gelder, eine Masse verschiedener Gewichts- und Masssysteme), 
an einer einigermassen genügenden Aufsicht und Rechnungs- 
führung über die Staatsausgaben, an irgendwie zuverlässiger 
Feststellung der Leistungsfähigkeit der einzelnen und entsprechen- 
der Steuerumlage, an Gleichheit des Steuerwesens in den Pro- 
vinzen, an jeder Statistik. Das Landheer (160 000 geworbene, 
reguläre Truppen, worunter etwa 20000 Fremde, und 60000 
meist aus den Bauern ausgeloste Milizen) krankte am Gegensatz 
zwischen den schlecht besoldeten und einer überharten Disziplin 
unterstellten Soldaten und den vielfach ebenso unfähigen als 
brutalen Offizieren. 

Ludwigs XVI. Regierung 1776—89. Ludwig hatte mit 
der Entlassung Turgots auf einePolitik ernster und 
gründlicher Reformen verzichtet. Durch die Beteiligung 
am nordamerikanischen Freiheitskrieg war die Be- 
geisterung für die Menschenrechte in alle Kreise der Nation 
getragen, zugleich auch der Kampf eines Volkes für seine Frei- 
heit von der Regierung selbst als berechtigt anerkannt worden. 
Die nächste Folge des Kriegs aber war eine ungeheure 
Steigerung der französischen Staatsschuld. Zwar 
wusste der protestantische Banquier Neck er als General- 
direktor der Finanzen (1776 — 81) Anlehen zu billigen 
Bedingungen zu bekommen und so für den Augenblick zu helfen, 
aber tiefergreifende Ersparnisse und Reformen scheiterten am 
Widerstand der Privilegierten, auch der Parlamente. Necker 
konnte nicht verhindern, dass sich der jährliche Fehlbetrag auf 
nahezu 200 MM. Frz. steigerte, und die Veröffentlichung 
seines Finanzberichts (1781), der von der Wahrheit ge- 
rade genug enthüllte, um die öffentliche Meinung auf die 
schlimmsten Schäden und Missbräuche hinzuweisen, führte zu 
seiner Entlassung. Die verschwenderische Verwaltung Calonne's 
(1783—87) beschleunigte die Notwendigkeit sofortiger Abhilfe; 
aber den von ihm vorgeschlagenen Reformen (u. a. einer auch 
die Privilegierten treffenden Zusatzgrundsteuer) versagten sich 
die Ende 1786 berufenen Notabein (vom König ernannte Ver- 
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trauensmänner der Stände). Ein erschreckendes Zeichen dafür, 
welchen Hass und welch schlechten Ruf, wenn auch unverdient, 
die Königin sich zugezogen hatte, war der Halsbandpro zess 
1785. Calonnes Nachfolger, Erzbischof de Brienne (1787—88), 
geriet, als er ebenfalls versuchte, durch ein königliches Edikt 
neue Steuern einzuführen, in Streit mit dem Parlament, das 
diese von der Bewilligung durch die (seit IG 14 nicht mehr be- 
rufenen) Reichsstände abhängig machte, erregte durch Ver- 
haftung von Parlamentsräten und die Aulhebung der in ihrem 
Widerstand beharrenden Parlamente, die durch einen obersten 
königlichen Gerichtshof ersetzt werden sollten, allgemeinen Un- 
willen und musste, da die Staatskasse die Barzahlungen grossen- 
teils einstellte, zurücktreten (August 1788). Die Berufung 
Neckers zu seinem Nachfolger hob noch einmal den Staats- 
kredit; Neck er stellte die Parlamente wieder her und legte 
dem Pariser am 25. September 1788 den Erlass, betreffend 
Berufung der Generalstände, vor; durch die reaktionäre 
Forderung, dass diese nach der 1614 beobachteten Form zu- 
sammentreten sollten, verscherzte das Parlament die Gunst 
der öifentlichen Meinung. Necker selbst setzte, dem Mebrheits- 
beschluss einer zweiten Notabeinversammlung entgegen, durch, 
dass der dritte Stand zweimal so viel Vertreter haben solle, als 
jeder der beiden andern. Die durch einen königlichen Erlass ver- 
fügten Wahlen, bei deren Anordnung sich die Unfähigkeit und 
Unkenntnis des ancien regime offenbarte, waren für den dritten 
Stand indirekte, das aktive Wahlrecht an einen nicht hohen 
Zensus gebunden. Die Wahlbewegung rief eine Menge von 
Flugschriften hervor; zusammen mit den „cahiers", in 
denen die Wünsche der Wähler zusammengestellt wurden, gaben 
sie der Forderung einer Regelung und Beaufsichtigung des Staats- 
haushalts, wie überhaupt einer Verfassung Ausdruck, grössten- 
teils jedoch in gemässigter Haltung und in freudiger Hoffnung 
auf eine Einigung zwischen König und Nation. Selbst der 
doktrinäre Abbe Sieyes, dessen Flugschrift: „Qu' est ce que le 
Tiers-litat?" im allgemeinen abstrakten Theorien huldigt, warnte 
in andern Schriften vor Ueberstürzung. Aber es kam schon, 
zum Teil infolge der Missernte des Jahres 1788 und des darauf 
folgenden strengen Winters, in Stadt und Land zu wilden Ge- 
waltthätigkeiten. 

§ 94. Die verfassunggebende Versammlung (la Constituante) 

1789-91. 

Die Versammlung in Versailles. Am 5. Mai 1789 wur- 
den die Reichsstände in Versailles vom König eröffnet; 
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es waren rund 000 Vertreter des dritten Standes, je 300 des 
Klerus und des Adels. Die Regierung hatte kein Programm, 
sie hatte nicht einmal die Frage entschieden, ob die Vertreter 
der drei Stände getrennt oder zusammen tagen, nach Köpfen 
oder nach Ständen abstimmen sollten. Der König hielt in Wider- 
spruch mit einer früheren bestimmten Erklärung in seiner An- 
sprache am Absolutismus fest. Der dritte Stand, der ge- 
meinsame Tagung verlangte, konstituierte sich, nach einer 
letzten Einladung an die beiden andern Stände zum Beitritt, 
der sofort einzelne Geistliche folgten, am 17. Juni unter seinem 
„doyen" Bailly als „Nationalversammlung"; diese sprach 
die Genehmigung zu vorläufiger Weitererhebung der Steuern, 
sowie die Garantie der Nation für die Staatsschuld aus und 
schwur, als die Kegierung ihren Sitzungssaal schliessen liess, 
am 20. Juni im Ballhaus, nicht auseinanderzugehen, „ehe die 
Verfassung des Königreichs aufgerichtet und fest begründet sei". 
Die Mehrheit des Klerus vereinigte sich am 22. Juni mit dem 
Tiers-etat. Am 23. Juni fand eine königliche Sitzung statt, in 
der die bisherigen Beschlüsse der Nationalversammlung für un- 
gültig erklärt und nur wenige Reformen ziemlich unbestimmt 
in Aussicht gestellt wurden; aber dem Befehl, dass die drei 
Stände zu gesonderter Beratung auseinandergehen sollten, leistete 
der dritte Stand und ein Teil des Klerus keine Folge, und als 
der königliche Zeremonienmeister den Befehl wiederholte, wurde 
er von Mirabeau 1 ) hinausgewiesen. Der König verfügte 
nun 27. Juni die, zum grossen Teil thatsächlich schon voll- 
zogene, Vereinigung der drei Stände. 

Aber schon kam es in Paris, wo das Palais royal des falschen 
und ehrgeizigen Herzogs Philipp von Orleans der Sammelpunkt 
eines demokratischen Klubs wurde, zu Unruhen und Meutereien 
einzelner Truppenteile; die Entlassung Neckers (11. Juli) 
und die hiedurch noch verstärkte Furcht vor einem Staatsstreiche 
steigerte die von geschickten Demagogen, wie Camille Des- 
moulins, geschürte Gärung in Paris, das die Truppen räumten: 
der Wäh ler verein bildete aus Mitgliedern der bisherigen 
Stadtverwaltung und gewählten Vertretern der 120 Distrikte 
eine neue Stadtverwaltung und eine Bürgerwehr 
mit blaurotweisser Kokarde, als den Farben der Stadt 
Paris und der bourbonischen Lilien, den Anfang der National- 



l ) Gabriel Honore Riquetti Graf von Mirabeau, 1749 geb., in Aix vom 
dritten Stand gewählt, war durch seine ausserordentlichen rednerischen und 
schriftstellerischen Eigenschaften, sowie durch seine staatsmännischen Fähig- 
keiten und Kenntnisse der berufene Leiter der Bewegung, wenn er sittlich 
auf gleicher Höhe gestanden hätte. 
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garde, und am 14. Juli stürmten bewaffnete Volksmassen 
die Bastille; dem Fall dieses Staatsgefängnisses, in dem man 
die Zwingburg der Willkürherrschaft sah, folgten blutige Aus- 
schreitungen. Der König rief jetzt Necker zurück und besuchte 
Paris, wo Bailly zum Maire, Lafayette zum Kommandanten der 
Nationalgarde gemacht worden war. Aber nun begann die A u s- 
wanderung des Adels, die an und für sich und bald noch 
mehr durch das Verhalten der „Emigranten" den König in 
eine schiefe Stellung zu der Nation brachte, zumal da zu ihnen 
des Königs jüngster Bruder, Graf Karl v. Artois, gehörte. 
Gegen die Emigranten gerichtet war die Einsetzung 
eines Comite des recherches (des Keims des späteren 
Eevolutionstribunals) durch die Nationalversammlung. In den 
Provinzen hatten sich die meisten Städte eine selbständige Stadt- 
verwaltung gegeben; auf dem offenen Land führte nach dem 
Bastillesturm, zwischen 27. Juli und 1. August, eine Erregung, 
die als panischer Schrecken vor anrückenden Plünderern ( n la 
grande peur") ganz Frankreich durchzuckte, zur Bewaffnung 
derBauern, die dann beschlossen, keine Feudalabgaben mehr 
zu zahlen, und die Schlösser massenweise verbrann ten. 
Die Bauernaufstände bewirkten, dass die National Versamm- 
lung am 4. August auf Antrag des Vicomte de Noailles Auf- 
hebung der Leibeigenschaft und aller feudalen Pflichten 
unmittelbar persönlicher Art, sowie aller feudalen 
Obrigkeit, billige Ablösung aller andern feudalen Rechte, 
Gleichheit der Besteuerung und der Zulassung zu 
allen Aemtern für alle Franzosen beschloss. Um 
die Ruhe in Paris zu erhalten, musste der Staat die Sorge für 
billige Lebensmittel übernehmen und öffentliche Werkstätten für 
die Arbeitslosen einrichten. In den Verhandlungen über die 
neue Verfassung setzte Mirabeau, im ganzen erfolglos, seine 
Kraft für Erhaltung eines starken Königtums in der 
neuen konstitutionellen Staatsordnung ein: am 27. August wurde 
die von Lafayette beantragte Erklärung der Menschen- 
rechte zur Grundlage der neuen Verfassung gemacht, am 
20. September das Verhältnis zwischen der aus Einer Kammer 
bestehenden, alle zwei Jahre neu zu wählenden Volksvertretung 
und dem Königtum dahin geregelt, dass dieses im wesentlichen 
nur das suspensive Veto (das Recht, einem Beschluss der National- 
versammlung die Genehmigung zu versagen mit Wirkung für die 
Dauer von zwei Gesetzgebungsperioden), nicht aber das Recht 
der Auflösung oder Vertagung der Nationalversammlung und 
auch kein wirksames Recht der Initiative haben sollte. Nur 
dass eine hohe Einkommenssteuer beschlossen wurde, um dem 
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drohenden Staatsbankerott vorzubeugen, erreichte Mirabeaus 
Beredsamkeit. 

Bis zum Föderationsfest 14. Juli 1790; die neue Ver- 
fassung. Die Weigerung des Königs, die Erklärung der Menschen- 
rechte schon jetzt zu bestätigen, die in Paris herrschende Teu- 
rung, von dem Herzog von Orleans für die eigenen ehrgeizigen 
Pläne ausgenützt, endlich die durch Verstärkung der Truppen 
hervorgerufene Furcht vor einem Staatsstreich führten zu dem 
Zug der Pariser Weiber nach Versailles, der nach einem nächt- 
lichen Anschlag auf die königliche Familie den König zur 
Uebersiedlung nach Paris zwang ;")./<>• Oktober ; nach vier- 
zehn Tagen folgte die Nationalversammlung, aus der jetzt 
viele Gemässigte austraten. Damit kamen König und National- 
versammlung unter den Einfluss der von einer zügellosen Presse 
(Marafs Vanü du peuple) bearbeiteten hauptstädtischen Bevöl- 
kerung 1 ); auch begann jetzt der Einfluss der allerdings noch 
keine geschlossene Parteien bildenden Klubs auf die politische 
Bewegung. Mirabeau setzte zwar, aus Anlass der empörenden 
Ermordung eines Bäckers Franqois, am 22. Oktober ein Aufruhr- 
gesetz ( „Martialgesetz u ') durch, aber sein Bemühen, als Vertrauens- 
mann der Krone und der Nationalversammlung die Führung in 
die Hand zu bekommen, scheiterte: der König ging auf seinen 
Vorschlag, die Nationalversammlung zu ruhiger Vollendung des 
Gesetzgebungswerks in eine französische Provinzialstadt zu ver- 
legen, nicht ein, und dieNationalversammlungbeschloss 
am 7. November, dass keines ih rer Mitglieder Minister 
werden dürfe; so blieb Mirabeaus Einfluss auf den Zufalls- 
erfolg einzelner grosser Reden beschränkt (z. B. in der Frage 
des Rechts der Kriegserklärung, die vom König zu beantragen, 
von der Nationalversammlung zu beschliessen sein sollte), und 
das Verhältnis, in das er Mai 1790 zum König als dessen ins- 
geheim bezahlter Ratgeber trat, war ein schiefes, obgleich er 
seine Ueberzeugung nicht verkaufte. Noch weniger vermochten 
die Gemässigten ein wirkliches Gegengewicht gegen die be- 
wussten und unbewussten Gegner einer starken Monarchie zu 
bilden, denen der Bericht des Finanzausschusses über die ge- 
heimen Ausgaben des Schatzes (800 Millionen in acht Jahren) 
eine furchtbare Waffe gaben. 

Inzwischen wurde die Verfassung von der Nationalver- 
sammlung in einer Weise ausgebaut, die den König („par la 
gräce de dieu et par la loi constitutionnelle de l'etat roi des 

l ) „Sansculotte*" (culottes die in der guten Gesellschaft üblichen Knie- 
hosen) wurde Parteibezeichnung für die hauptsächlich aus der Masse der Klein- 
bürger uud Besitzlosen sich rekrutierenden Parteigänger der Radikalen. 
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Frangais") auch in der Exekutive beschränkte (Ernennung nur 
eines Teils der Beamten und Offiziere). Frankreich wurde 
in 83 Departements geteilt, die an Stelle der alten Pro- 
vinzen traten; die Departements zerfielen in Distrikte, diese in 
Kantone, diese in Gemeinden. Von allen selbständigen Männern 
des Departements, die mindestens 25 Jahre alt waren und eine 
direkte Steuer im Mindestbetrag eines dreitägigen Arbeitslohns 
zahlten, den „Aktivbürgern 44 , sollten die „Wahlmänner" 
des Departements, deren Zensus 3Vsmal so gross war, von 
diesen die Abgeordneten für die Nationalversammlung (im 
ganzen 745) gewählt werden, die wieder einen höheren Zensus 
und Grundbesitz haben mussten. Von den Wahlmännern waren 
auch die Verwaltungsbeamten der Departements und Distrikte, 
von den Aktivbürgern die Gemeindebeamten zu wählen. Die 
Verwaltung wurde einheitlich geregelt, insbesondere Gleich- 
heit der Münze, des Masses und Gewichts angeordnet. Die Stadt 
Paris wurde in 48 Sektionen eingeteilt, die städtische 
Verwaltung sollte von einem grossen und einem kleinen Rat 
mit einem Maire an der Spitze geführt werden, aber unter dem 
Einfluss der zu einer stehenden Einrichtung gemachten Distrikts- 
versammlungen, deren Besucher Taggelder erhielten. Der Grund- 
satz der Abschaffung der indirekten Steuern wurde ausgesprochen, 
aber nicht durchgeführt; zur direktenSteuer wurden alle 
Franzosen nach Massgabe ihres Einkommens herangezogen. 
Die Rechtsprechung wurde von der Verwaltung getrennt 
und nach den Grundsätzen der Gleichheit vor dem 
Gesetz und der Oeffentlichkeit des Verfahrens ge- 
ordnet, Folter, körperliche Züchtigung und Verschärfung der 
Todesstrafe durch irgend welche Martern abgeschafft; die Richter 
wurden durch die Aktivbürger, bzw. die Wahlmänner auf sechs* 
Jahre gewählt; die Entscheidung der Thatfrage in Kriminalsachen 
erhielten Geschworenen-Gerichte; Pressfreiheit wurde 
eingeführt. Die Kirche wurde durch die „Zivil Verfassung 
des Klerus" (Juli 1790) zu einer rein nationalen An- 
stalt gemacht: die bisherigen Diöcesen wurden aufgehoben, 
jedes Departement erhielt seinen Bischof; die Geistlichen sollten 
gewählt werden und „der Nation, dem König und den Gesetzen 
Treue" schwören, die Bischöfe dem Papst ihre Wahl einfach an- 
zeigen und keinen geistlichen Eid schwören ausser dem, dass sie 
sich zur katholischen Kirche bekennen ; die K i r c h e n g ü t e r waren 
„zur Verfügung der Nation gestellt" und auf sie schon 
Dezember 1789 400 Mill. Frs. „Assignaten" ausgegeben 
worden ; die Besoldung der Geistlichen übernahm der Staat. Den 
Orden war Februar 1790 die Eigenschaft gesetzlich anerkannter 
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Korporationen abgesprochen worden (August 1792 wurde die 
Schliessung der Klöster angeordnet). Das Heer sollte auch 
ferner durch Werbung (mit Ausschluss aller Zwangsmittel) 
ergänzt werden, Soldaten und Offiziere einen serment civique 
schwören; jeder Soldat sollte die Möglichkeit haben, zu allen 
Graden aufzusteigen. Die Aktivbürger bildeten die National- 
garde, deren Bataillone ihre Offiziere selbst wählten; seit 
Mitte 1791 wurde das Heer durch Bataillone von Freiwilligen 
aus der Nationalgarde verstärkt. Endlich wurde (Juni 1790) 
der Adel mit allen Vorrechten und Titeln aufgehoben und 
Gleichheit der „Bürger*' (citoyens) in der Anrede und im ge- 
selligen Verkehr durchgeführt. Bei dem Föderationsfest, 
das am Jahrestag des Bastillesturms, 14. Juli 1790, in Paris 
gefeiert wurde, und bei dem als einer Feier der neuen nationalen 
Einheit sich Vertreter der Nationalgarden des gesamten Landes 
und der Regimenter der Land- und Seemacht versammelten, 
leistete der König den Schwur auf die Verfassung. 

Bis zur Auflösung 1 der Constituante. Sofort nach dem 
Föderationsfest häuften sich die Schwierigkeiten : die u. a. durch 
die ausserordentlichen Ausgaben, besonders für die Ernährung 
und Verwaltung von Paris, und durch die Erschütterung des 
öffentlichen Kredits bewirkte Finanznot führte im September 
zum Rücktritt Neckers und zur Ausgabe weiterer 800 Millionen 
Assignaten ; im November erzwang eine Abordnung des Volks von 
Paris an die Nationalversammlung die Entlassung des Ministeriums, 
das man für die blutige Unterdrückung eines Militäraufstands 
in Nancy durch Bouille (August) verantwortlich machte. Den 
Bruch zwischen der Nationalversammlung und den 
Parisern einerseits, dem König andrerseits ver- 
ursachte vor allem die Zivil Verfassung des Klerus, 
deren Anerkennung so ziemlich alle (dem Adel angehörigen) 
Bischöfe und die grosse Mehrheit der Geistlichen verweigerten, 
und die dann der Papst, vom König befragt, als gegen die 
Grundlagen und Rechte der katholischen Kirche verstossend ver- 
bot; dem König wurde zuerst die Genehmigung der 
Zivil Verfassung abgenötigt, dann bestätigte er auch 
widerwillig den Beschluss, durch welchen den Priestern die 
Leistung des Verfassungseids auferlegt und Er- 
setzung der eid weigernden ( „insermenUs" oder „rSfrac- 
taires u ) durch neu zu wählende verfassungstreuePriester 
( „asser mente's u oder „consUtutionnels" ) verfügt wurde. Durch 
dieses Vorgehen wurde mit der Mehrheit des Klerus der kirch- 
lich gesinnte Teil der Bevölkerung Frankreichs in 
einen unheilbaren Gegensatz zu dem neuen Zustand 
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der Dinge gebracht, vor allem aber der König, der 
von jetzt an immer mehr auf den von seiner Umgebung längst 
gehegten Gedanken einging, sich durch Flucht die Hilfe an 
den Grenzen stehender Truppen und auch des Auslands zu 
verschaffen. Den Rat Mirabeaus, durch einen Staatsstreich die 
Verfassung im Sinn einer gleichmässigeren Verteilung der Macht 
zwischen Volksvertretung und Königtum umzugestalten, befolgte 
der König nicht; aber nach dem Tod Mirabeaus (2. April 
1791), der als erster im „Pantheon 1 * beigesetzt wurde, 
entschloss sich der König, bei einer Ausfahrt nach S. Cloud, 
wo er von einem eidweigernden Priester die Kommunion em- 
pfangen wollte, vom Pöbel zur Umkehr gezwungen, mit seiner 
Familie in eine östliche Grenzfestung zu entfliehen, von wo 
aus mit Hilfe der treugebliebenen Truppen und auswärtiger 
(spanischer und österreichischer) Unterstützung , die man er- 
hoffte, die königliche Autorität wieder hergestellt werden sollte. 
Der Fluchtversuch, in der Nacht vom 20. zum 21. Juni 
unternommen, in isslang, nur der Graf v. Provence, der ältere 
von des Königs beiden Brüdern, entkam über die Grenze ; nach- 
dem die königliche Familie von Varennes nach Paris zurück- 
gebracht war, wurde der König suspendiert. 

Jetzt vollzog sich eine Scheidung der bisher im Jako- 
binerklub vereinigten „Freunde der Verfassung": 
die entschiedenen Demokraten unter den Deputierten (Robes- 
pierre, Petion, Buzot) blieben in dem Klub, dem auch die der 
Pariser Muttervereinigung affilierten Klubs in den andern 
Städten treu blieben, und diese Jakobiner vertraten nun eine 
dem König abgeneigte Richtung; die Anhänger einer konstitu- 
tionellen, aber starken Monarchie bildeten unter Barnaoe, 
Dupont, den beiden Lameth den Klub der „ Feuillants u . Diese 
setzten durch, dass der König wegen des Fluchtversuchs 
nicht zur Rechenschaft gezogen, und dass seine Un- 
verantwortlichkeit anerkannt wurde; eine auf Betreiben 
der Cordeliers, des Klubs der Vertreter des allgemeinen Stimm- 
rechts und republikanischer Bestrebungen (Danton, Desmoulins, 
Marat u. a.), berufene Volksversammlung auf dem Marsfeld, die 
Absetzung des Königs und Berufung einer neuen konstituierenden 
Versammlung verlangte, wurde auf Grund des Martialgesetzes 
von Lafayette gesprengt (17. Juli). Die nochmalige Durchsicht 
der Verfassung durch die Nationalversammlung brachte keine 
wesentlichen Aenderungen, ausser der, dass auch Mitglieder der 
Nationalversammlung sollten Minister sein können. Der König, 
dessen Suspension jetzt aufgehoben wurde, nahm am 14. Sep- 
tember die Verfassung an und wurde wieder eingesetzt. 
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Am 30. September 1791 löste sich die konstituierende National- 
versammlung auf nach Erlass einer allgemeinen Amnestie und 
Zurücknahme des Gesetzes gegen die Emigranten. 

§ 95. Die gesetzgebende Versammlung von 1791—92 und die 
Anfänge des ersten Koalitionskriegs. 

Bis zur Kriegserklärung* an Oesterreich. Die neue 
Nationalversammlung, zu der die Wahlmännerversamm- 
lungen noch vor der Flucht des Königs stattgefunden hatten, 
bestand aus parlamentarischen Neulingen, weil von 
ihr die Mitglieder der Constituante, einem Antrag Robespierres 
gemäss, ausgeschlossen waren. Der Mehrheit, die sich aus An- 
hängern des konstitutionellen Königtums zusammen- 
setzte, stand eine republikanische Linke gegenüber, 
die, von der herrschenden Zeitströmung getragen, durch rück- 
sichtsloses Vorgehen die Leitung der Versammlung mit der Zeit 
an sich riss; die Linke schied sich bald in die Ebene und 
den Berg. I>ie „Ebene" wollte eine Bepublik, in der die „Bour- 
geois", das besitzende Bürgertum, massgebend sein sollten; der 
„Berg" erstrebte eine auf dem allgemeinen Stimmrecht und dem 
Grundsatz voller politischer Gleichheit aller Bärger aufgebaute 
Bepublik. In der Ebene hatten die Girondisten die Führung, 
eine Gruppe, in der ausgezeichnete Redner, wie Brissot, Ver- 
gniaud, Condorcet, Barbaroux, grösstenteils Abgeordnete des 
Departements der Gironde, die Hauptrolle spielten und Frau 
Roland den grössten Einfluss übte; hinter dem Berg („mon- 
tagnards") stand jetzt der Jakobinerklub, ausserdem die Mehrheit 
der Pariser Mtcnicipalität mit dem neuen Maire Petion, die Masse 
der Passivbürger, insbesondere das Proletariat von Paris, mit 
ihren Pikenmännern. Massenaufzüge, die „zu den Ehren der 
Sitzung" zugelassen wurden, und die Kundgebungen der aul 
den Galerien zahlreich anwesenden „Patrioten" beiderlei Ge- 
schlechts übten auf die Beratungen einen immer stärkeren Druck 
aus. Der König und Hof versäumten es, durch entschiedenes 
Zusammengehen mit der gemässigten Partei diese zu stärken 
und zu einer Stütze für sich zu machen. Schon im November 
fasste die Versammlung gegen die eidweigernden Priester und 
die Emigranten Beschlüsse, denen der König seine Genehmigung 
versagte. 

Zum Sturz des Königtums führte die äussere 
Politik und der nicht unbegründete Verdacht, dass Hof und 
König geheime Verbindungen mit den auswärtigen Mächten 
unterhalten: schon im August 1791 hatten Leopold II. und 
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Friedrich Wilhelm TL in Pillnitz (bei Dresden) eine Erklärung 
zu Gunsten des Königs von Frankreich veröffentlicht, übrigens 
das vom Grafen von Artois gestellte Ansinnen einer bewaffneten 
Einmischung noch zurückgewiesen; namentlich aber erregte in 
Frankreich der, sachlich wenig bedeutende, Waffenlärm der 
Emigranten Erbitterung, die sich unter dem Grafen von Artois 
im Erzbistum Trier, besonders in Koblenz, auch in Mainz, zu- 
sammenfanden; auch bildete einen Streitgegenstand zwischen 
Frankreich und dem Reich die Schädigung vieler deutscher Reichs- 
stände, die durch die Aufhebung der Feudalrechte, zum Teil auch 
durch die Abschaffung fremder Metropolitanrechte in Frankreich 
betroffen wurden; viele von diesen lehnten eine Geldentschädi- 
gung grundsätzlich ab. Obgleich auf die, von der Aufstellung 
eines starken Heeres an der Ostgrenze begleitete, französische 
Beschwerde hin den Emigranten der Aufenthalt in der Nähe 
der französischen Grenze untersagt wurde, erzwang die National- 
versammlung eine drohende Anfrage an Leopold IL; dieser schloss 
darauf 7. Februar 1792 ein Schutzbündnis mit Preussen, starb 
aber schon am 1. März. Ihm folgte sein kriegslustiger Sohn 
Franz II. (s. S. 290). Die österreichischen Rüstungen wurden 
in Paris der Anlass, dem König ein girondistisches Ministerium 
(mit Roland als Minister des Innern und dem General Dumouriez 
als Minister des Aeussern) aufzunötigen; auf dessen heraus- 
fordernde Note antwortete Oesterreich mit der Forderung der 
Entschädigung der deutschen Reichsstände, sowie des Papstes 
für (das noch von der Constituante mit Frankreich vereinigte) 
Avignon und Venaissin, und nun musste Ludwig XVI. am 
20. April 1792 die Kriegserklärung an den „König von 
Ungarn und Böhmen" beantragen, die fast einstimmig, aber 
unter Widerspruch Robespierres, beschlossen wurde. Während 
die Girondisten von einem Krieg zur Verteidigung der franzö- 
sischen Freiheit sprachen, jedoch auch schon denen, die wollten, 
Aufnahme in diese Freiheit verhiessen, sprach Dumouriez es 
aus, dass der Krieg Frankreich seine „natürlichen Grenzen" geben 
solle; die unmittelbare Folge der Kriegserklärung war die Steige- 
rung der finanziellen Schwierigkeiten, die schon wiederholt zur 
Ausgabe weiterer Assignaten geführt hatten. 

Der Sturz des Königtums. Der französische Angriff auf 
Belgien scheiterte kläglich, worauf das Ministerium Ersetzung 
der Linientruppen in Paris durch 20000 Freiwillige aus den 
Provinzen („Föderierte") beschloss; hiegegen, sowie gegen den 
Beschluss, dass die eidweigernden Priester deportiert werden sollten, 
legte der König sein Veto ein, und nun nahm das girondistische 
Ministerium seine Entlassung. Darauf drang das Volk von Paris, 
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in der Hauptsache aus den Arbeitervorstädten S. Antoine und 
S. Marceau, unter den Klängen der von Rouget de Linie für die 
Rheinarmee gedichteten „Marseillaise" am 20. Juni in die Tui- 
lerien; doch wurde die Gefahr durch die ruhige Haltung des 
Königs abgewendet. Aber die schwächlichen Proteste der Ord- 
nungspartei, insbesondere Lafayettes, gegen derartige Aus- 
schreitungen steigerten nur die Aufregung und die Kühnheit der 
Feinde des Königs, der, selbst nur noch von auswärtiger Hilfe 
Rettung erhottend, sich zu keinem Entschluss aufraffen konnte. 
Zugleich erfolgte dieKriegserklärungPreussens (27. Juni), 
worauf das Vaterland (am 11. Juli) in Gefahr erklärt 
wurde, wenige Tage darauf die Kriegserklärung Frankreichs an 
Sardinien, und der Oberfeldherr des preussisch-österreichischen 
Heeres, Herzog Karl von Braunschweig, erliess (am 
25. Juli) ein Manifest, das in Frankreich nur aufreizend 
wirken konnte. Inzwischen traf die revolutionäre Partei ihre 
Vorbereitungen zu einem neuen Anschlag gegen den König, der 
sich weigerte, ein zweites girondistisches Ministerium zu bilden. 
In der Nacht vom 9. auf 10. August bemächtigten sich Kom- 
missäre von 28 Sektionen des Stadthauses und ersetzten 
die gesetzliche Municipalität durch eine „Commune", 
die sofort den königstreuen Kommandanten der Nationalgarde 
Mandat durch einen der Ihrigen, Santerre, ersetzte. Am 10. 
morgens rückten aufständische Haufen, deren Kern Mar- 
seiller Föderierte bildeten, gegen die Tuilerien; der König 
Hess sich bestimmen, mit seiner Familie sich in die National- 
versammlung zu begeben; die lange erfolgreiche Verteidigung 
der Tuilerien durch ein Schweizer Regiment wurde auf Befehl 
des Königs eingestellt, worauf die Schweizer grössten- 
teils niedergemacht wurden, üie Nationalversammlung be- 
schloss Suspendierung des Königs und Berufung eines 
Nation alkonvents; die königliche Familie wurde in den 
Temple verbracht. 

Sofort wurde ein neues Ministerium, in das Danton, 
einer der Hauptanstifter des 10. August, als Jus tiz minist er 
eintrat, und ein Sicherheitsausschuss gebildet mit dem 
Recht, jeden Verdächtigen zu verhaften. Die Kommune, die 
sich in Permanenz erklärt hatte, entriss, nach dem Grundsatz, 
dass im Zustand der Insurrektion das Volk seine Vollmachten 
unmittelbar ausübe, der Nationalversammlung vollends die 
Führung, sie erzwang Errichtung eines Gerichtshofs 
zur Aburteilung der Gefangenen ohne Appellation 
und setzte einen obersten U e b e r w a c h u n g s a u s s c h u s s (comite 
de surveillance) ein. Reichen Stoff zu Anklagen lieferten vor 
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allem die in den Tuilerien beschlagnahmten Papiere, die eine 
fortwährende Verbindung des Hofs mit den Emigranten und den 
fremden Höfen bewiesen. Lafayette, der versuchte, sein Heer 
gegen die Jakobiner für die Verfassung in Pflicht zu nehmen, 
musste zu den Oesterreichern entfliehen; an seine Stelle trat 
Dumouriez. Auf die Nachricht, dass die preussisch-österreichische 
Armee Longwy erobert habe und der Fall Verduns bevorstehe, 
liess Danton der Kommune die Vollmacht zu Haussuchungen nach 
Waffen und Verdächtigen geben: „der Schrecken sollte 
die Revolution retten". In den ersten Septembertagen wur- 
den die Verhafteten massenweise, mindestens 1500, von einzelnen 
Sektionen unter dem Einfluss Marats in den Gefängnissen ge- 
tötet; der Ueberwachungsausschuss der Kommune verkündete, 
dass das Volk in der Hauptstadt Rache an seinen Feinden und 
Verrätern genommen habe, und forderte zur Nachahmung auf, 
mit Erfolg in Rheims, Lyon, Marseille. Am 20. September 1792 
wurde die Legislative geschlossen, am selben Tag trat 
nach der „Kanonade von Valmy" das Heer der Verbündeten 
den Rückzug aus Frankreich an. 

§ 96. Der Nationalkonvent 1792—95. 

Bis zum Sturz der Girondisten. In den Konvent (Con- 
vention nationale) hatten alle Franzosen vom 21. Jahr an 
in indirekter Wahl wählen, vom 25. an gewählt werden können. 
Er bestand aus 749 Mitgliedern ; die Mehrheit hatten die Giron- 
disten mit ihren Gesinnungsgenossen, das thatsächliche Ueber- 
gewicht war, aus denselben Gründen, wie bei der Legislative, 
auf Seiten des „Bergs*. Am Tag der Eröffnung, 21. September 
1792, wurde das Königtum abgeschafft und die Eine, 
unteilbare französische Republik proklamiert, deren 
Wahlspruch „Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit" war. Die Giron- 
disten beantragten ohne Nachdruck und Erfolg Untersuchung 
der Septembermorde, insbesondere Anklage gegen Marat, ihre 
Gegner warfen ihnen vor, dass sie statt der einen unteilbaren 
Republik eine Föderativrepublik wollen. In Wirklichkeit wollten 
die Girondisten das Ueberge wicht von Paris, in dem thatsäch- 
lich eine Minderheit herrschte, beseitigen und es zu keiner 
Diktatur kommen lassen, während die Jakobiner mindestens 
für die Dauer der auswärtigen Kriege dieses Uebergewicht bei- 
behalten und eine Diktatur zugelassen wissen wollten. Dantons 
Bemühungen, zuerst zwischen den Girondisten und dem Berg 
zu vermitteln, dann an den Girondisten eine Stütze gegen 
die Kommune zu gewinnen, lehnten diese unter dem Einfluss 
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der Frau Roland ab. Sie setzten durch, dass die Kommune 
vom 10. August durch eine andere ersetzt wurde, die ihnen 
aber noch feindlicher war. Dem Verlangen des Bergs, dass der 
abgesetzte König als Hochverräter gerichtet werden solle, kamen 
die Girondisten mit dem Antrag auf Anklage des Königs 
(6. November) zuvor. Nachdem in den Tuilerien neue, noch ' 
kompromittierendere Papiere gefunden worden waren, beschloss 
der Konvent am 3. Dezember, dass „Louis Capet" von 
ihm gerichtetwerde. Der Prozess des Königs, den Tronchet, 
Malesherbes und De Seze verteidigten, endete damit, dass er 
gegen geringe Stimmenthaltung der „Konspiration gegen 
die öffentliche Freiheit und des Attentats gegen die 
allgemeine Sicherheit des Staats" für schuldig er- 
klärt und, nachdem der Antrag, dieses Urteil der Bestätigung 
durch das Volk zu unterstellen, mit grosser Mehrheit abgelehnt 
worden war, in der Nacht vom 1(5./ 17. Januar zum Tode ver- 
urteilt wurde; unter den 30 1 , die gegen 3( >0 für Tod schlecht- 
weg stimmten, war auch der Herzog von Orleans, jetzt „Bürger 
^galiU" ; am 19. wurde sofortige Vollstreckung mit 380 gegen 
310 Stimmen beschlossen. Ludwig ertrug mit edler Fassung sein 
Los; am 21. Januar 1793 endete er unter der Guillotine 1 ). 

Die Hinrichtung des Königs hatte den Krieg mit Eng- 
land zur Folge, wo die öffentliche Meinung jetzt endgültig sich 
für Burke, den Gegner der Revolution, und gegen ihren Ver- 
teidiger Fox entschied, ferner mit Spanien, Portugal, den 
italienischen Staaten ausser Venedig und mit dem 
deutschen Reich, nachdem der Konvent schon am (j. November 
beschlossen hatte, dass Frankreich allen Völkern, die ihre Frei- 
heit zurückgewinnen wollten, seinen Beistand leihen werde, und 
dass in allen eroberten Gebieten die Völker frei, die bestehenden 
Regierungen und staatlichen Ordnungen aufgehoben sein sollten. 
Die verfügte Aushebung von 300000 Mann führte in der königs- 
treuen, eifrig katholischen Vendee den Ausbruch eines 
furchtbaren Aufs tan des herbei (März 1793), und zur selben 
Zeit trafen Unglücksnachrichten vom östlichen Kriegsschauplatz 
und die Kunde vom Verrat des Generals Dumouriez ein, der mit 
den Oesterreichern sich zum Zug gegen Paris verbinden wollte, 
aber von seinen Soldaten verlassen, sich zu jenen flüchten musste. 
Deshalb wurde ein Revolutionstribunal zur Aburteilung 
der Verdächtigen, ein Wohlfahrtsausschuss (Oomite du 
salut public), der bald die Vollmachten einer thatsächlich un- 



*) So genannt nach dem Arzt Gnillotin, der ihre Einführung in der 
Constituante beantragt hatte, seit August 1792 im Gebrauch. 
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beschränkten Exekutivgewalt erhielt, aber noch ziemlich lange 
weniger mächtig war als die Kommune, und ein Sicherheit s- 
ausschuss als oberste Polizeibehörde eingesetzt; die As- 
signaten, für die ausser dem Kirchengut die eingezogenen Güter 
der Emigranten Deckung bieten sollten, erhielten Zwangs- 
kurs, da ihre ungeheure Vermehrung und die Unverkäuflichkeit 
der Güter sie völlig entwertet hatten. Der Versuch der Giron- 
disten, Danton zum Mitschuldigen Dumouriez' zu machen, miss- 
lang. Dagegen setzten sie die Verhaftung Huberts, der in seinein 
„pere Duchesne" das Volk von Paris zur Empörung aufhetzte, 
durch ; aber nun erzwangen die Kommune und die Nationalgarde 
von Paris, aufgehetzt von Robespierre und Marat, während 
Danton zu vermitteln suchte, zuerst Freilassung Heberts und 
dann durch einen Aufstand gegen den Konvent (2. Juni) 
die Verhaftung der Girondisten, ausserdem u. a. Fest- 
setzung eines Höchstmasses für den Brotpreis; am 13. Juni 
erklärte der Konvent, jetzt auf Betreiben Dantons, dass dadurch 
die Freiheit gerettet und die Einheit und Unteilbarkeit der 
Republik erhalten worden sei. Ein Teil der verhafteten Giron- 
disten entfloh und wurde geächtet, die andern wurden in An- 
klagestand versetzt. Auf die Kunde hie von erhoben sich 
die bedeutendsten Städte Frankreichs und 2 /« der 
Departements gegen die in Paris herrschende Partei 
(ein Zeichen der in den Provinzen herrschenden Stimmung war 
die Ermordung Marats durch Charlotte Corday 13. Juli). Die 
französischen Watfen im Osten waren nicht glücklich; Toulon 
nahm eine englische Besatzung auf. 

Frankreich unter der Herrschaft des „Schreckens". 
Diesen Gefahren gegenüber griff der Konvent zu den Mitteln 
des „organisierten Schreckens'*. Die im Juni vom Konvent 
beschlossene , im Juli von den Urwählerversammiungen ange- 
nommene Verfassung , nach der ein Corps legislatif je nur für 
ein Jahr durch allgemeines Stimmrecht in direkter Wahl ge- 
wählt werden, die von diesem beschlossenen Gesetze unter ge- 
wissen Umständen dem Referendum (d. h. einer endgültig ent- 
scheidenden Volksabstimmung) unterliegen und die oberste Re- 
gierungsgewalt eine mittelbar von den Departements gewählte 
Behörde von 24 Personen haben sollte, wurde im August ausser 
Kraft gesetzt Der neubesetzte Wohlfahrtsausschuss, 
dem Danton nicht mehr angehörte, übte mit der Kommune 
unter dem massgebenden P^nfluss Robespierres, gestützt 
auf eine „Revolutionsarmee" von 6000 Jakobinern, eine un- 
beschränkteDiktatur. Durch ein Gesetz vom 1 7 . September 
wurde jeder für verdächtig erklärt und ohne weiteres verhaftet, 
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der nicht beständig seine Anhänglichkeit an die Revolution 
kundgegeben hatte oder kein „certificat de civisme" vorweisen 
konnte; und im Oktober wurde für das Recolutionstribunal, dessen 
treibende Kraft der öffentliche Ankläger Fouquier-Tinville war, 
der Grundsatz aufgestellt, dass die Entscheidung über Schuld 
der Angeklagten, nach dreitägiger Verhandlung ohne Abschluss 
der Untersuchung, dem Gewissen der Geschworenen anheimgegeben 
sein solle. Für eine Eeihe von Gegenständen wurden im Sep- 
tember Zwangspreise, das Maximum", festgesetzt. 

In militärischer Beziehung entwickelte der Konvent 
eine ausserordentliche Thätigkeit: Carnot, Mitglied 
des Wohlfahrtsausschusses, verfügte (statt der zuerst beschlossenen 
„levee en masse") Aushebung aller Franzosen vom 18. bis 
25. Lebensjahr und wurde „Organisator des Siegs", unter- 
stützt durch die Abgesandten des Konvents, die in alle Teile 
Frankreichs und zu den Heeren gingen, um rücksichtslos mit 
allen Hindernissen des Siegs ihrer Partei und der französischen 
Waffen aufzuräumen. Die Vendee wurde in einem erbarmungs- 
losen Vernichtungskrieg verwüstet und entvölkert; der Aufstand 
in der Vendee und Bretagne war damit zwar nicht ganz unter- 
drückt, aber ungefährlich gemacht. Im Lauf des Herbstes 
wurden Marseille, Bordeaux, Lyon unterworfen, im Dezember 
Toulon hauptsächlich durch das Verdienst Napoleon Bonapartes 
erobert, womit die Befreiung des französischen Bodens 
von den auswärtigen Feinden durchgeführt war. 
Furchtbare Strafgerichte wurden von den Konvents- 
kommissären über die abgefallenen Städte verhängt: am 
ärgsten hausten Collot d'Herbois und Fouchi in Lyon, das nach 
einem Konventsbeschlusse von jetzt an ville affranchie heissen 
sollte, und Carrier in Nantes. Gleichzeitig wurde auch in Paris 
unter den „Aristokraten, Reichen und Lasterhaften", den „Gegnern 
der Revolution und des Volks", aufgeräumt; unter den Hin- 
gerichteten waren Marie Antoinette (10. Oktober), viele Giron- 
disten, Egalite, Bailly. 

Auch in der Lebensordnung brach man mit der Vergangen- 
heit: wie schon 1792 an Stelle der christlichen die republi- 
kanische Aera, so trat Oktober/November 1793 an Stelle 
des christlichen der republikanische Kalender 1 ); in 



l ) Das Jahr I begann am 22. September 1792 des christliehen Kalenders, 
das Jahr hatte 12 Monate zu drei lOtägigen Wochen („Dekaden") und fünf 
Schalttage; diese, die „sansculottides". waren nationale Feste der Tugend, der 
Arbeit etc., wozu in jeder „Franciade* (Zeitraum von vier Jahren) der Revolu- 
tionstag, „la grande sansculottide", kam. Die Benennungen der Monate bezogen 
sieh teils auf Wetter und Temperatur, teils auf Feldfrüchte und Feldarbeiten. 
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Mass, Gewicht und Münze wurde das Dezimalsystem 
durchgeführt. Schon September 1792 war Zivilehe und 
Führung von Zivilstandsregistern eingeführt worden; 
jetzt wurde auf Betreiben der Hebertisten (10. November) das 
„Fest der Vernunft" gefeiert und hierauf von der Kommune der 
christliche Gottesdienst untersagt, der thatsächlich schon vorher 
in und ausser Paris allen möglichen brutalen Eingriffen aus- 
gesetzt gewesen war. Doch wurde auf Betreiben Robespierres 
und Dantons am 6. Dezember durch den Konvent der Grund- 
satz der Freiheit des Grottesdienstes ausgesprochen; 
aber die Verfolgung und Hinrichtung christlicher 
Priester ging weiter. 

Am 4. Dezember war die Organisation einer „provi- 
sorischen revolutionären Regierung" vollendet worden 
durch das „grand decret", das alle Behörden ohne Ausnahme 
verpflichtete, dem Wohlfahrtsausschuss und dem Sicherheits- 
ausschuss (den „comites de gouvernement") regelmässig Rechen- 
schaft abzulegen. Während nun die Hebertisten den Schrecken 
noch steigern wollten, waren Danton und seine Anhänger darauf 
aus, angesichts der Siege über die äusseren und inneren Feinde 
ihm ein Ende zu machen; dagegen wollte Robespierre, wenn nötig 
durch Steigerung des Schreckens, seinen und S. Justs vielfach 
von Rousseau beeinflussten Ideen und seiner Person die Herr- 
schaft sichern. Das „Triumvirat" Robespierre, S. Just, 
Couthon brachte zuerst die „enrages", die Hebertisten 
(am 24. März 1794), dann die „Gemässigten", Danton und 
Genossen (5. April) auf das Schafott, wobei jedesmal in die 
Gesamtanklage auch andersartig beschuldigte oder belastete 
Personen einbezogen wurden („amalgame"). Nach dem Sturz 
der Hebertisten war die Revolutionsarmee abgedankt worden, 
und Robespierres Eitelkeit erlebte den Triumph, dass, nachdem 
auf seinen Antrag im Konvent (Mai) „Anerkennung des 
höchsten Wesens und der Unsterblichkeit derSeele 
durch das französische Volk" ausgesprochen war, er bei 
dem Fest zu Ehren des höchsten Wesens (8. Juni) als 
Vorsitzender und Sprecher alle Huldigungen entgegennahm. 
Aber der Schrecken wurde immer mehr gesteigert: 
ein Gesetz vom 10. Juni schaffte Verteidiger und Zeugenverhör 
ab und belegte jede Opposition gegen die Regierung mit Todes- 
strafe; in den sieben Wochen der „grandes fournees" fanden 
1876 Hinrichtungen in Paris statt (in den 13 vorhergehenden 
Monaten 1220). Gegen den „Diktator", der alle bedrohte, ver- 
einigten sich alle Parteien im Konvent : am 9. Thermidor 
(27. Juli) 1794 wurden Robespierre und seine nächsten 
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Digitized by Google 



— 322 — 



Anhänger vom Konvent für verhaftet erklärt und, da sie sich 
der Haft entzogen, geächtet; im Stadthaus von neuem ver- 
haftet, wurden sie am 10. Thermidor hingerichtet, dann 
noch etwa 70 Mitglieder der Kommune. Am 1. August wurden 
die Sitzungen des Revolutionstribunals auf einige Zeit eingestellt; 
endgültig abgeschafft wurde es 31. Mai 1790. 

Die letzten Zeiten des Konvents. Der Konvent, der die 
schlimmsten Auswüchse der terroristischen Gesetzgebung und 
Regierung sofort beseitigte, wurde durch die jetzt vorherrschende 
Stimmung, der die Jeunesse dorie" , in der Hauptsache junge, 
grossenteils gediente Leute des Pariser Mittelstandes, hand- 
greiflichen Ausdruck gab, weiter geführt : die Taggelder für die 
Besucher der Sektionen wurden abgeschafft, alle geheimen Ver- 
bindungen und jede Verzweigung eines politischen Vereins über 
die eigene Stadt hinaus verboten; es folgte die Schliessung 
des Jakobinerklubs (November 1794), die Wiederein- 
führung zuerst der verhafteten Anhänger der Girondisten, 
dann der noch übrigen Girondisten selbst in den Konvent, 
während einige der schlimmsten Schreckensmänner zum Tod, 
andere zur Deportation verurteilt wurden, Aufhebung des 
„Maximums" und des Zwangskurses der Assignaten, 
die nun freilich abermals vermehrt werden mussten (bis Juli 
1795 auf 12 Milliarden). Die Versuche der Jakobiner und 
sozialistisch beeinflusster Arbeiter, durch Einschüchterung und 
Vergewaltigung des Konvents Herstellung der Kommune und 
der Verfassung von 1793, sowie Freigebung der verhafteten 
„Patrioten" zu erzwingen, endeten mit der Niederwerfung 
des Aufstandes vom 20. Mai 1795 durch die National- 
garden unter Legendre; die Führer des Aufstandes wurden teils 
hingerichtet, teils deportiert. 

Gefährlicher waren die Bestrebungen der Roya- 
listen. Zur selben Zeit, wo der arg misshandelte Sohn des 
hingerichteten Königspaars, „Ludwig XVII. 4 *, starb (8. Juni), 
wütete im ganzen Südwesten Frankreichs der „weisse 
Schrecken", durch den die Anhänger des Königtums und der 
eidweigernden Priester an den dortigen Jakobinern entsetzliche 
Rache nahmen, und nur zögernd schritt der Konvent dagegen 
ein ; gleichzeitig landeten Emigrantenscharen, von England unter- 
stützt, auf der Halbinsel Quiberon an der Küste der Bretagne, 
um hier und in der Vendee den Aufstand von neuem zu ent- 
fachen; aber sie wurden von General Roche besiegt, der dann 
dem Bürgerkrieg auch in diesen westlichen Landschaften 1796 
ein Ende machte. Inzwischen hatte der Konvent eine neue 
Verfassung beschlossen: nach dieser sollte aktives und 
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passives Wahlrecht an einen Zensus gebunden sein, 
die gesetzgebende Gewalt zwischen dem „Rat der Fünfhundert" 
und dem „Bat der Alten" so geteilt sein, dass jener die Gesetze zu 
beantragen, dieser sie zu bestätigen oder verwerfen hatte ; jedes 
Jahr sollte aus jedem Rat ein Drittel austreten und durch in- 
direkte Wahlen ersetzt werden; die vollziehende Gewalt sollten 
fünf Direktoren haben, von denen einer jährlich auszutreten 
hatte, um aus einer von den Fünfhundert aufgestellten Liste 
durch Wahl seitens des Rats der Alten ersetzt zu werden. Für 
die ersten Wahlen wurde, zur Verhütung einer royalistischen 
Mehrheit, festgesetzt, dass zwei Drittel beider Räte 
aus bisherigen Konventsmitgliedern bestehen sollten. 
Die neue Verfassung und diese Zusatzbestimmung wurde, die 
letztere mit rund 168000 gegen 96000 Stimmen, von den Ur- 
wählerversammlungen angenommen. Aber gegen diese Wahl- 
beschränkung erhob sich ein grosser Teil der Pariser Bürger- 
schaft; am 5. Oktober 17V)f> wurde der Aufstand von den 
Konventstruppen unter dem Befehl Barras' bezw. des Generals 
Bonaparte 1 ) niedergeworfen. Nach Erlass einer Amnestie 
löste sich der Konvent vom 26. Oktober 1795 auf. 



§ 97. Der erste Koalitionskrieg bis zum Frieden von Basel 

(1792-95). 

Die Schwäche der Koalition bestand von Anfang an in 
dem Interessengegensatz und gegenseitigen Miss- 
trauen der verbündeten Mächte, deren jede aus dem 
Krieg gegen Frankreich für sich möglichst viel Vorteil ziehen 
wollte ; die anfängliche Ueberlegenheit eines besser organisierten 
Heerwesens wurde aus Mangel an Entschlossenheit nicht aus- 
genützt und französischerseits durch kühnen Unternehmungs- 
geist bald ausgeglichen, im weiteren Verlauf durch ausser ste 
Anspannung aller Kräfte und die von Carnot durch- 
geführten Grundsätze einer ganz neuen Art von 



i) Napoleon de Buonaparte, 15. August 1769 (oder Anfang 1768) in 
Ajaccio geboren, 1779 — 83 in der Kriegsschule zu Brienne, dann in der Militär- 
schule zu Paris, 1785 Artilleriebeut enant in Valence, 1789—93 wiederholt 
in Korsika für die Losreissung der Insel von Frankreich thätig, 1793 vom 
Konvent wieder angestellt, Kommandant der Artillerie von Toulon, 1794 als 
ßrigadegeneral bei der italienischen Armee an der Riviera, dann Leiter des 
topographischen Bureaus in Paris, 7. März 1796 zum kommandierenden General 
der italienischen Armee ernannt, 9. März 1796 vermählt mit der Kreolin 
Josejihine Tascher de la Pagerie, Wittce des 1794 hingerichteten Generals 
Beauharnais. 
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Kriegführung weit überholt. Sehr günstig war anfangs für 
Frankreich die Volksstimmung in vielen östlich angrenzenden 
Gebieten, zum Teil auch in Süddeutschland, während im übrigen 
rechtsrheinischen Deutschland die Begeisterung, womit die An- 
fänge der Revolution in weiten Kreisen und von führenden 
Geistern, wie Kant, Klopstock und Schiller, begrüsst worden 
waren, durch den Gang der Dinge in Frankreich rasch ab- 
gekühlt und in ihr Gegenteil verwandelt wurde. Noch im Sep- 
tember 1792 wurde Savoyen, bald darauf Nizza erobert, im 
Oktober die Pfalz, im November durch den Sieg Dumouriez* 
bei Jemappes Belgien. Während Frankfurt die Franzosen 
bald wieder verloren, wurde in Mainz von der „Gesellschaft der 
Volksfreunde" unter der Leitung Georg Forsters die „rheinische 
Republik" errichtet, die dann, von den Koalierten bedroht, ihre 
Vereinigung mit der französischen beantragte, aber nicht mehr 
bewerkstelligen konnte. Dagegen wurden Savoyen mit Nizza 
und Belgien Frankreich einverleibt. 

Der Anfang des Jahres 1793 brachte für Frankreich den 
Weltkrieg (s. S. 318), insbesondere mit England, das unter 
dem jüngeren Pitt als Minister der Aeussern der gefähr- 
lichste und hartnäckig steGegnerFrankreichs wurde. 
Zunächst scheiterte der Versuch, Holland zu erobern; durch die 
Niederlage Dumouriez" bei Neertvinden (18. März) ging Belgien 
wieder verloren, und im Sommer drangen die Oesterreicher sieg- 
reich ins nordöstliche Frankreich ein, während die Preussen 
Mainz zurückeroberten. Aber im Herbst wurde das von Eng- 
ländern und Hannoveranern belagerte Dünkirchen durch den 
Sieg Houchards bei Hondschooten, Maubeuge an der Sambre durch 
den Sieg Jourdans bei Wattignies entsetzt; die Preussen be- 
haupteten sich zwar siegreich in der Pfalz und belagerten 
Landau, zogen sich aber, nachdem Hoche die Oesterreicher unter 
Wurmser aus den Weissenburger Linien geworfen hatte , auf 
Mainz zurück. 

Preussen, durch die polnische Frage (§ 89) in Anspruch 
genommen und finanziell erschöpft, Hess sich zwar durch die 
ihm im „Haager Vertrag" (April 1794) verwilligten englischen 
Subsidien noch einmal bei der Koalition festhalten; aber sein 
Ausscheiden war bei der Wendung, die die polnische Angelegen- 
heit genommen hatte, nur noch eine Frage der Zeit, zumal 
England die Verfügung über das preussische Heer zur Be- 
dingung für die Bezahlung der Subsidien machte. Im Sommer 
1794 eroberte Jourdan durch die Schlacht bei Fleurus 
Belgien zurück, und als die Preussen trotz eines zweimaligen 
Siegs bei Kaiserslautern die Pfalz abermals räumten, war das 
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linke Rheinufer von Basel bis Wesel in den Händen der 
Franzosen; im Januar 1795 wurde auch Holland von 
General Pichegru erobert und zur „bata vischen Re- 
publik" gemacht, worauf die Engländer das Kapland und 
Ceylon besetzten. 

Preussen, das schon Ende 1792 und 1793 geheime Unter- 
handlungen mit der Republik geführt hatte, schloss jetzt durch 
Hardenberg (1750 in Hannover geboren, 1790 Ansbach-Baireuthi- 
scher, dann preussischer Minister) am 5. April 1795 mit der 
französischen Republik den Frieden von Basel, der Frank- 
reich die Besetzung der linksrheinischen Besitzungen Freussens 
bis zum Frieden zwischen Frankreich und dem Deutschen Reich 
zugestand und in einem geheimen Artikel für den Fall der Ab- 
tretung des linken Rheinufers durch das Reich eine durch Frank- 
reich zu gewährleistende Entschädigung Preussens ausbedang, 
wogegen der preussische König die Neutralität Norddeutschlands 
(einschliesslich Hannovers) gewährleistete; die Demarkations- 
linie, welche die französischen Heere nicht überschreiten durften, 
zerschnitt zugleich Deutschland in zwei Teile. Der Basler 
Friede war der Anfang vom Ende des römischen 
Reichs deutscher Nation, für Norddeutschland zugleich der 
Anfang eines Jahrzehnds, in welchem das Interesse für Geistes- 
wissenschaften und besonders für schöne Litteratur in einseitiger 
und ungesunder Weise überwog. Schon im Februar hatte Toskana 
mit Frankreich Frieden geschlossen. Die demokratisch organi- 
sierte batavische Republik überliess Frankreich im Mai alles 
Gebiet südlich von der Maas, Seeland ausgenommen, und ver- 
pflichtete sich zur Hilfe gegen Etigland. Im Juli 1795 schloss 
auch Spanien Frieden, wo die Franzosen siegreich bis an 
die Grenzen Castiliens vorgedrungen waren. Der spanische Teil 
der Insel S. Domingo musste an Frankreich abgetreten werden. 
Dem Friedensschluss folgte 1796 das Schutz- und Trutz- 
bündnis von Ildefonse*, durch welches der allmächtige 
Minister Karls IV. (1788—1808) Godoy, seit dem Basler Frieden 
„Friedensfürst" , Spanien der französischen Kriegspolitik dienst- 
bar machte. 



§ 98. Frankreich und der erste Koalitionskrieg 1795—97. 

Der Krieg. Die Last des Landkriegs gegen Frankreich 
ruhte jetzt fast ausschliesslich auf Oesterreich: seine Heere 
hatten bis Herbst 1795 das rechte Rheinufer von den Franzosen 
gesäubert, und der 1796 mit zwei französischen Heeren unter- 
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nominelle Angriff auf Süddeutschland endete damit, dass Jour- 
dan von Erzherzog Karl, dein Bruder des Kaisers, bei 
Würz bürg (Anfang September) völlig besiegt wurde, worauf 
Moreau sich eilends aus Oberschwaben durch das Höllen- 
thal nach dem Elsass zurückzog. Aber die Entscheidung 
des Kriegs wurde in Italien herbeigeführt. Napoleon Bona- 
parte hatte zum Lohn für die Niederwerfung des Aufstands 
vom 5. Oktober 1795 den Oberbefehl über das fran- 
zösische Heer erhalten, das an der Riviera den Oester- 
reichern und Sardiniern gegenüber stand. In einem glänzenden 
Feldzug, den er zugleich benützte, um die Mittel für den Unter- 
halt seines Heeres zu beschaffen und nach Paris reiche Kriegs- 
beute, auch Kunstschätze, zu schicken, eroberte er Ober- 
italien: zuerst zwang er Sardinien (April 1790) zur Abtretung 
Savoyens und Nizzas und zur Auslieferung seiner wichtigsten 
Festungen: dann wurde Parma und durch den Sieg bei Lodi 
(10. Mai) die Lombardei erobert, worauf Modena, der Kirchen- 
staat und Neapel vom Krieg zurücktraten; endlich wurde nach 
Vereitlung der österreichischen Entsatzversuche durch die Siege 
hei Castigliöne, Bassano, Arcöle und Rivöli (August 1796 bis 
Januar 1797) Man tu a 2. Februar 1797 zur Ergebung ge- 
nötigt. Jetzt schloss der Papst Pius VI. den endgültigen 
Frieden von Tolentlno, worin er Avignon mit Venaissin 
und die drei Legationen (Bologna, Ferrara und Romagna samt 
Ankona) abtrat. Im Frühjahr 1797 drang Bonaparte, in sieg- 
reichen Kämpfen gegen Erzherzog Karl, bis Leoben an der Mur 
(etwa ;-J0 Wegstunden von Wien) vor: am 18. April 1797 wurde, 
als eben Hoche (f September 1797 in Wetzlar) mit der Rhein- 
armee den Rhein überschritten hatte, der Waffenstillstand 
von Leoben geschlossen, wonach Oesterreich Belgien und die 
Lombardei abtrat und dafür den grössten Teil der „terra ferma" 
von Venedig, erhalten sollte. Die Waffenruhe benützte Bonaparte 
dazu, nach dem Muster der französischen Republik die cis- 
alpinische Republik mit der Hauptstadt Mailand 
zu schaffen und Genua in die ligurische Republik um- 
zuwandeln, sowie Venedig eine demokratische Verfassung aufzu- 
zwingen und seine Kriegsschiffe zu nehmen, mit denen Korfu 
und die andern jonischen Inseln besetzt wurden. 

Frankreichs innere Verhältnisse 1795—97. Der Abschluss 
des Friedens zwischen Oesterreich und Frankreich verzögerte 
sich, weil das Direktorium nicht ohne weiteres Bonapartes Ab- 
machungen bestätigen wollte, und weil Oesterreich die inneren 
Schwierigkeiten Frankreichs zur Erreichung günstigerer Be- 
dingungen benützen zu können glaubte. Das Direktorium, 
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dessen Mitglieder unter sich uneins und der Mehrzahl nach un- 
fähige und selbstsüchtige Persönlichkeiten waren, verfolgte 
im Innern eine schwächliche Schaukelpolitik (Jeu 
de bascule") und war seiner Hauptaufgabe, die Staats- 
finanzen in Ordnung zu bringen, so wenig gewachsen, 
dass es durch ungeheuerliche Vermehrung der Assignaten diese 
vollends entwertete und dadurch einen schweren Notstand her- 
vorrief. Unehrlichkeit und Unterschleife in der Verwaltung 
steigerten sich immer mehr; selbst manche der Direktoren be- 
reicherten sich durch Börsenspekulationen. Ein Zeichen der 
herrschenden Unzufriedenheit war, dass die Verschwörung Babeufs, 
deren Ziel eine Umwälzung mit allmählicher Abschaffung des 
Privateigentums war, zahlreichen Anhang und von Seiten jako- 
binischer Kreise Unterstützung fand; die Verschwörung wurde 
noch rechtzeitig (Mai 1790) entdeckt und unterdrückt. Aber die 
Wahlen von 1797 brachten in beide Räte eine royalis tische 
Mehrheit, die sich äusserlich gut republikanisch gebärdete. 
Die Direktoren Carnot und BarthÜemy (der Vermittler des Basler 
Friedens) verkannten die der Republik drohende Gefahr und wollten 
keine Gewalt brauchen. Nach einem missglückten Versuch der 
Mehrheit des Direktoriums (besonders Barras 1 ), durch General 
Hoche die Gegner unschädlich zu machen, bewerkstelligte 
Bonaparte die „Rettung der Republik" durch Sendung 
des Generals Auger eau, mit dessen Hilfe der Staatsstreich vom 
18. Fructidor (4. September 1797) gemacht wurde: Barthelemy, 
Picliegru, der Präsident des Rats der 500, 50 Mitglieder der 
beiden Räte und viele Journalisten wurden verhaftet ; Carnot 
entkam. Die verstümmelten Räte mussten über die Verhafteten 
Deportation nach Cayenne verhängen und die Ungültigkeit der 
Wahlen von 49 Departements aussprechen. Am 30. September 
folgte ein Gesetz, das den Staatsbankerott aussprach : von den 
Renten der Staatsgläubiger wurden zwei Drittel gestrichen 
und das „konsolidierte" Drittel auf 20 Prozent herunter- 
gesetzt; ein anderes Gesetz führte die Zensur ein. Das Direk- 
torium, das seine Rettung Bonaparte verdankte, machte vergebens 
den Versuch, an den Bedingungen, die inzwischen Bonaparte 
Oesterreich gegenüber für den endgültigen Frieden festgestellt 
hatte, zu ändern; Oesterreich, das sich bisher vergebens um 
Russlands Hilfe bemüht hatte und ohne Grund eine Verbindung 
Preussens mit Frankreich befürchtete, nahm jetzt diese Be- 
dingungen an. So gab Bonaparte Frankreich, in dessen 
innere Politik er eben entscheidend eingegriffen hatte, auch den 
Frieden, der Frankreich grössere Vorteile bot, als irgend ein 
früher geschlossener. 
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Friede von Campo Formio. Am 17. Oktober 1797 wurde 
zwischen Bonaparte und Cobenzl der Friede von Campo 
Formio (bei Udine) abgeschlossen. Seine öffentlichen Artikel 
bestimmten, dass Frankreich Belgien und die jonischen Inseln, 
Oesterreich das Gebiet der bisherigen Republik Venedig bis zum 
Gardasee und zur Etsch im Westen (Venetien, Istrien und Dal- 
matien) erhalten, die von Oesterreich anerkannte cisalpinische 
Republik aus der Lombardei mit dem Veltlin, den päpstlichen 
Legationen und Modena bestehen sollte; der Herzog von Modena 
sollte den Breisgau, die Schweiz für das Veltlin das Frickthal 
von Oesterreich erhalten ; zur Herstellung des Reichsfriedens sollte 
ein Kongress nach Rastatt berufen teer den. Die geheimen Artikel 
des Friedens bestimmten, dass der Kaiser seine Truppen aus Süd- 
deutschland zurückzog, dass er in die Abtretung des linken Rhein- 
ufers von Basel bis Andernach iv iiiigte, und dass die dadurch 
geschädigten Reichsstände nach Uebereinkunft mit Frankreich 
auf dem rechten Rheinufer Entschädigungen erhalten sollten, Oester- 
reich für den Breisgau das Erzbistum Salzburg und ein Stück 
von Bayern; Frankreich erklärte sich auf Oesterreichs Ver- 
langen bereit, an Preussen dessen linksrheinische Besitzungen 
zurückzugeben, wodurch dieses von den rechtsrheinischen Ent- 
schädigungen ausgeschlossen war. Die österreichische 
Politik hatte sich an der befreundeten Republik 
Venedig schadlos gehalten und der Kaiser jenen 
Grundsatz der Entschädigungen angenommen, die 
nur auf Kosten der geistlichen Stände des Reiches 
erfolgen konnten und mit Salzburg zu Gunsten Oesterreichs be- 
ginnen sollten; der Kaiser führte dadurch eine einschneidende 
Veränderung der deutschen Reichsverfassung herbei, und zwar auf 
Kosten der Stände, die im ganzen seine zuverlässigsten Stützen 
im Reich waren. — Am 16*. November 171)7 starb Friedrich 
Wilhelm Tl. von Preussen; sein Sohn und Nachfolger Friedrich 
Wilhelm III. (1797—1840), der mit der edlen Luise von 
Mecklenburg- Strelitz in glücklichster Ehe lebte, führte einfache, 
gute Sitte an den Hof zurück, änderte aber in seiner ängstlich- 
gewissenhaften Art, die ihn nur schwer zu entschlossenem und 
selbständigem Handeln kommen Hess, an der äusseren Po- 
litik Preussens nichts und unter Hess auch im Innern 
durchgreifende Reformen; doch wurde das Religionsedikt 
sofort aufgehoben und in die Finanzen durch Sparsamkeit Ord' 
nung gebracht, auch begann seit 1799 die langsame, aber sichere 
Umwandlung der Domänenbauern in freie Leute und mässig 
belastete Eigentümer. 
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§ 99. Wirkungen und Bestrebungen der Revolution auf dem Ge- 
biet des Rechts, der Volkswirtschaft und des Unterrichtswesens. 

Die (erste) französische Revolution ist von grosser geschichtlicher Be- 
deutung auch durch die Schöpfungen, zu denen sie den Anstoss gegeben hat, 
und die, wenn auch viele davon im Drang der Ereignisse zunächst nicht zu 
voller oder unmittelbarer Wirkung kommen konnten, auf die Entwickelung 
von Staat und Gesellschaft in Frankreich und mittelbar weit über dessen 
Grenzen hinaus einen nachhaltigen und zum Teil massgebenden Einfluss ge- 
wonnen haben. 

Auf dem Gebiet des Rechts wurde der Grundsatz d*r persön- 
lichen Freiheit zum erstenmal im Namen des Staats in unbedingter Weise 
zur Geltung gebracht: man berechnet die Zahl der Franzosen, die 1789 von 
der Erbunterthän igkeit oder eigentlicher Leibeigenschaft befreit wurden, auf 
eine Million; 5. Februar 1793 wurde die Sklaverei in den Kolonien aufgehoben. 
Der Grundsatz der bürgerlichen Gleichheit aller Staats- 
angehörigen wurde auf die bisher Zurückgesetzten angewandt durch 
Gleichstellung der Protestanten (denen ein königliches Edikt im Jahr 1787 das 
Recht, als solche Ehen zu schliessen, Gewissens- [aber nicht Kult-] freiheit und 
Zulassung zu allen bürgerlichen Berufen, Richter- und Lehramt ausgenommen, 
gewährt hatte) 24. Dezember 1789, der Juden 27. September 1791, auf die 
bisher Bevorzugten durch die Bestimmung vom 21. Januar 1790, dass auf 
derselben Verfehlung dieselbe Strafe stehe ohne Unterschied des Ranges und 
Standes. Zu einer einheitlichen Neuordnung des Zivilrechts 
kam es trotz der Anläufe, die jede der revolutionären Epochen dazu nahm, 
nicht; die wichtigsten Bestimmungen, die auf diesem Gebiet noch von der 
Constituante getroffen wurden, waren die Befreiung des Grund und Bodens 
von allen Feudallasten (für die dinglichen war eine Entschädigung beschlossen 
und Sommer 1792 näher bestimmt worden, aber geleistet wurde sie nicht) 
und die Regelung des Erbrechts im Sinn der Gleichheit des Anspruchs der 
gleichen Verwandtschaftsgrade. Grundlegend wurde die Neuordnung des 
Strafrechts mit seiner Einteilung der Verfehlungen in Uebertretungen, 
Vergehen und Verbrechen, der Strafen in Ordnungs-, Zuchtpolizei- und Kriminal- 
strafen (diese teils Leibes- und Freiheits-, teils Ehrenstrafen), namentlich aber 
durch die für das Rriminalrecht durchgeführten Grundsätze der Teilung des 
Verfahrens in die Voruntersuchung und das durchaus öffentliche und münd- 
liche Hauptverfahren, der Entscheidung der Thatfrage durch Geschworene, der 
Beschränkung der Strafe auf die Person des Schuldigen, der ausschliesslichen 
Strafbarkeit von Thathandlungen. Abgeschafft waren die Strafen des bürger- 
lichen Todes, des Breunens mit dem Eisen, der Verstümmelungen und der 
Geisseluug, der Einziehung des ganzen Vermögens ; abgeschafft blieb die 1788 
aufgehobene Folter. 

Finanzen und Volkswirtschaft. Die grossen Neuschöpfungen 
eines einheitlichen (Meter-) Masses (1. August 1793) und eines 
einheitlichen Münzsystems (16. August 1793) konnten in der Revo- 
lutionszeit selbst ihre wohlthätige Wirkung noch nicht ausüben. Der Versuch 
einer progressiven Einkommens-Steuer wurde bald wieder aufgegeben, die übrigen 
Steuerreformen kamen nur langsam zur Durchführung, wie überhaupt die neue 
Verwaltung in der Revolutionszeit mit ihren iiinern und äussern Kämpfen 
nicht dazu kam, regelmässig zu arbeiten; der Rückgang der landwirtschaft- 
lichen und gewerblichen Produktion, sowie des Handels (s. u.), die Grösse der 
Summen, die man brauchte, um den Bedürfnissen des Augenblicks einiger- 
massen gerecht zu werden, der Mangel einer geordneten Verwaltung schufen 
eine Finanzlage, in der man sich nur durch die in immer grösserem 
Massstab wiederholten Ausgaben von Assignaten helfen zu 
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können glaubte: zu den von der Constituante ausgegebenen Assignaten im 
Gesamtbetrag von 1800 Millionen kamen Assignaten unter der Legislative für 
900, unter dem Konvent für 7274, unter dem Direktorium für 35 603 Mill. fr. 
hinzu; im selben Mass sank der Kurs der Assignaten (1791 auf 91 Prozent, 
1792 auf 51, 1794 auf 34, 1795 von 18 auf 0,67, 1796 auf 0,29 Prozent), bis 
sie ganz ausser Kurs gesetzt wurden (die aus der Zeit des Königtums schon 
1793, die aus der Zeit der Republik 1799); nachdem die rückständigen Zinsen 
von der Staatsschuld allmählich bis auf 5 Prozent ihres Betrags herabgesetzt 
waren, erfolgte 20. September 1797 eine Herabsetzung der Staatsschuld auf 
Ys ihres ursprüngliclien Betrags (s. S. 327). — Von indirekten Steuern hatte 
die Constituante beibehalten die Stempel- und die Registrierungssteuer (that- 
sächlich wurden auch andere indirekte Steuern noch vielfach forterhobeu); 
neugeschaffen wurde 1791 die Patentsteuer und 1797 und 1798 endgültig ge- 
regelt (1798 ein Markenschutzgesetz mit Markenstener eingeführt); 1798 griff 
man zu der drückenden Fenster- und Thürsteuer. 

Für den Handel war die Aufhebung aller Verkehrsschranken 
innerhalb der Grenzen Frankreichs (5. November 1790) am bedeu- 
tungsvollsten. Aber der Binnenhandel litt unter den allgemeinen Wirkungen 
der Revolution, am schwersten unter dein vom Konvent 11. September 1793 für 
Frankreich (schon 3. Mai für Paris) eingeführten, 24. Dezember 1794 wieder 
abgeschafften „Maximum" (d. h. der Festsetzung eines Höchstpreises für die 
notwendigen Lebensmittel, bald auch für verschiedene Gegenstände des täglichen 
Gebrauchs), ausserdem namentlich unter dem sich immer mehr verschlechternden 
Zustand der Strassen: 1789 gab es in Frankreich öffentliche Strassen in einer 
Gesamtlänge von 10000 Heues (= Wegstunden); diese wurden nicht nur nicht 
vermehrt, sondern verfielen immer mehr, sodass zu „freiwilligen Fronen" auf- 
gefordert werden musste und 1797 (bis 1806) Weggelder eingeführt wurden. 
Der Krieg brachte ein Verbot aller Erzeugnisse der Länder, mit denen Frank- 
reich Krieg führte, insbesondere Englands; 21. September 1793 wurde für den 
französischen Seenandel ein der englischen Navigationsakte (s. S. 204) nach- 
gebildetes Gesetz gegeben. Am 12. Juli 1793 wurde die Anlegung der ersten 
optischen Telegraphenlinie nach der Nordostgrenze augeordnet, die am 80. August 
1794 das erste Telegramm beförderte. 

Für die Ent Wickelung der Industrie war bedeutsam die 
Einführung der Erfindungspatente (31. Dezember 1790 bis 7. Januar 
1791) und vor allem die Aufhebung der Zünfte und Innungen 
(17. März 1791). Aber die Luxusartikel, die die Stärke der französischen 
Industrie ausmachten, gingen während der Revolution nicht mehr; so wurde 
die Seidenfabrikation von Lyon nahezu vernichtet. Die erste französische 
Industrie -Ausstellung (1798) zählte 110 Aussteller. 

Die tiefstgreifenden Wirkungen übte die Revolution 
auf die landwirtschaftlichen Verhältnisse: nicht bloss wurde 
ungefähr Viq des französischen Grund und Bodens von der Revolution ver- 
kauft (für die Gesamtheit der Emigrantengüter berechnet man 370000 Ver- 
käufe im Durchschnittsbetrag von 1630 fr.), wovon der grössere Teil in 
die Hände des Kleinbauernstands überging (ziemlich viel auch in die des 
Gewerbe- und Handelsstands der kleineren Städte), es wurde auch der 
Grund uud Boden frei von allen bisher auf ihm ruhenden Lasten, 
insbesondere den Fronen und dem Zehnten, sowie dem Jagdrecht 
eines bevorzugten Standes, und frei von allen Beschränkungen des 
freien Verfügungsrechts des Eigentümers, was ein weiteres Fortr 
schreiten der durch den Verkauf der Kirchen- und der Emigrantengüter be- 
gonnenen Auflösung des Grossgrundbesitzes bewirkte und die Entstehung 
neuen Grossgrundbesitzes erschwerte. Der sofortige Nutzen für den Anbau 
des Bodens war allerdings gering, weil wiederholte lokale Verbote, etwas 
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anderes als Weizen zn banen, zusammen mit den Bestrebungen, den Preis 
der Körnerfrucht durch gesetzliche Massregeln möglichst nieder zu halten, 
von einer intensiven Ausnützung des Bodens abschreckte. 

Unterrichtswesen. Ein grosses Verdienst erwarb sich die Revolution 
durch die Organisation des Unterrichtswesens. Als dafür mass- 
gebende Grundsätze stellte ein Bericht Condorcets (vom 20. April 1792) auf: 
staatlich organisierter Unterricht, so allgemein, gleichartig und vollständig 
als möglich, allen zugänglich durch vollständige Unentgeltlichkeit, unabhängig 
von der Staatsgetoalt gestellt, um seinem ausschliesslichen Zweck der „Mit- 
teilung von Wahrheiten" dienen zu können; sie kamen aber im Drang der 
politischen Kämpfe nur langsam und unvollständig zur Ausfährung. Das 
„organische Gesetz" vom 25. Oktober 1795 (3. Brumaire IV.) bestimmte, 
dass in jedem Kanton mindestens eine Primärschule mit getrenntem Unter- 
richt für Knaben durch Lehrer, für Mädchen durch Lehrerinnen, in Lesen, 
Schreiben, Rechnen und den Elementen der republikanischen Moral sein solle; 
der obligate Charakter und die Unentgeltlichkeit war aufgegeben; ein Viertel 
der Schüler konnte „wegen Bedürftigkeit" durch die Muuicipalität vom Schul- 
geld befreit werden; die Freiheit der häuslichen Erziehung und der Privat- 
schulen war wiederhergestellt, ebenso die Unterrichtsmethode wieder frei- 
gegeben. Von den „Zentralschulen" sollte mindestens eine in jedem Departe- 
ment sein; zehn Professoren sollten Physik und Chemie, Logik und „Analyse 
der Empfindungen und Gedanken", Staatswissenschaft und Gesetze, philo- 
sophische Geschichte der Völker, Hygiene, Künste und Gewerbe, allgemeine 
Geschichte, schöne Litteratnr, alte und lebende Sprachen, Zeichnen lehren; 
aber den Schülern sollte die Wahl zwischen verschiedenen Kursen freistehen. 
Auch hier war die Wahl der Methode dem Lehrer freigestellt ; anch hier gab 
es Freiplätze für „Bedürftige" (früher „eleves de Ia patrie"). Einzelne dieser 
Schulen blühten, so in Paris, Besan^on, die meisten führten neben den mehr 
und mehr aufkommenden Privatschulen ein kümmerliches Dasein. Für den 
„höheren Unterricht" begnügte man sich, nach Abschaffung der alten Uni- 
versitäten, bis 1795 mit der durch das jeweilige Bedürfnis veranlassten Er- 
richtung einzelner Specialschulen; das „organische Gesetz" bestimmte, dass 
es „e'coles de services publics" (polytechnische Schule, Artillerieschule, Schulen 
für Genie-Offiziere, für Brücken- und Wegebau, Bergbau, Geographie, Schiff- 
bau, Schiffahrt und Marine) und Specialschulen (für Astronomie, Geometrie 
und Mechanik, Naturgeschichte, Medizin, Tierheilkunde, Landwirtschaft, 
Altertümer, Staatswissenschaft, bildende Künste, Musik) geben solle. Die 
bedeutendste dieser Schöpfungen war die von Lamblardie, Carnot u. a. orga- 
nisierte „polytechnische Schule" (seit 1. September 1795), mit Labora- 
torien, Sammlungen und Bibliothek reich ausgestattet; an ihr wirkten Ge- 
lehrte wie Berthollet und Lagrange; der Uuterrichtskurs war dreijährig; 
die Schüler hatten freien Unterricht und erhielten jährlich 1200 fr. Die 
„Normalschule" wurde 20. Januar 1795 eröffnet mit der Bestimmung, die 
Kunst des Unterrichts, besonders in der Moral, beizubringen in einem vier- 
monatlichen Kurs, zu dem je ein mindestens 25 Jahre alter Schüler auf 
20 000 Einwohner, von den Municipalitäten gewählt, mit einem Bezug von 
1200 fr., beigezogen wurde; die Normalschuie, an der ebenfalls die hervor- 
ragendsten Gelehrten wirkten, hörte nach dem ersten Kurs auf und hatte so 
wesentlich den Wert einer bedeutungsvollen Anregung für die Zukunft. Das 
medizinische Studium, das an drei Specialschulen („e'coles de sante" in Paris, 
Montpellier und Strassburg) betrieben wurde, war gegründet auf den prak- 
tischen Unterricht im Amphitheater und Spital und auf „klinische Vorlesungen". 
An Stelle der von Ludwig XIV. gegründeten ecole des jeuues de langue (für 
Heranbildung von Dragomans) führte der Konvent 2. April 1793 Kurse für 
alle Sprachen, die für Politik und Handel von Nutzen sein könnten, ins- 
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besondere die orientalischen, ein; aus der Vereinigung dieser Kurse wurde 
die e'cole speciale des langues orientales. Der jardin des plant es wurde 1795 
zu einem naturwissenschaftlichen Museum mit 13 neuen Lehrstühlen, einer 
Bibliothek und einer Menagerie erweitert, 1795 ein bureau des longitudes 
gegründet. Von der neugeschaffenen militärischen Luftschiffahrt wurde in 
der Schlacht bei Fleurus (s. S. 324) zum erstenmal Gebrauch gemacht. Die 
frühere königliche Bibliothek wurde, bedeutend vergrössert und trefflich 
organisiert, als Nationalbibliothek dem unbeschränkten Gebrauch des Publikums 
zugänglich gemacht, in jeder Departementshauptstadt eine öffentliche Bibliothek 
errichtet. Für alle Urkunden „von Interesse für Geschichte, Wissenschaft 
und Kunst" wurde ein Generalarchiv im Louvre geschaffen. 1794 wurde 
die Errichtung eines Konservatoriums für Künste und Gewerbe mit Modell- 
sammlungen, drei „demonstrateurs" und einem Zeichner verfügt. Das Werk 
der Einrichtungen für den öffentlichen Unterricht wurde gekrönt durch das 
Institut de France, das durch das organische Gesetz vom 25. Oktober 
1795 an Stelle der alten Akademien geschaffen wurde als „Vertretungskörper 
der Republik der Wissenschaften", mit der Bestimmung, an der Vervollkomm- 
nung der Künste und Wissenschaften durch ununterbrochene Forschungen 
und Veröffentlichung von Entdeckungen, sowie durch Korrespondenz mit andern 
gelehrten Gesellschaften zu arbeiten; es hatte drei Klassen (später wieder 
„academies") : für Physik und Mathematik, für Litteratur und schöne Künste, 
für Moral und Politik. (Letztere wurde 1808 von Napoleon beseitigt, 1832 
wieder hergestellt; hinzugekommen war die wiederaufgerichtete Academie 
frangaise und eine Academie des beaux arts, sodass das Institut de France 
heutzutage aus fünf [1806—32: vier] Akademien besteht) 



Kapitel XXVIII. 

Der zweite Koalitionskrieg und die Errichtung 
der Militärmonarchie in Frankreich. 

§ 100. Bonapartes Zug nach Aegypten und der zweite 
Koalitionskrieg bis zum Rücktritt Russlands. 

Der Zug" nach Aegypten. Bis Ende 1797 wurden die 
österreichischen Truppen vom Rhein zurückgezogen, Januar 1798 
von den Franzosen das seiner Flotte und seiner Kunstschätze 
beraubte Venedig an Oesterreich übergeben. Aber die Verhand- 
lungen in Rastatt über den Beichs frieden kamen sofort ins Stocken, 
weil die französischen Gesandten das ganze linke Rheinufer ver- 
langten und Oesterreich als Ersatz die Legationen (s. S. 326) haben 
wollte ; sie gaben nur der französischen Diplomatie Gelegenheit, 
mit den deutschen Mittel- und Kleinstaaten enge Fühlung zu 
bekommen. Der Friede auf dem Festland wurde französischer- 
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seits zur gewaltsamen Verwandlung des Kirchenstaats in eine 
römische Republik 1 ) (Februar 1798) und der Eidgenossenschaft in 
eine demokratische, der Hierarchie feindliche helvetische Einheits- 
republik mit Gleichberechtigung der bisherigen „Zugewandten" 
und „ Herrschaften u (März 1798) benützt, wobei Mühlhausen und 
Genf mit Frankreich vereinigt wurden. Vor allem wurde ein 
entscheidender Schlag gegen England vorbereitet. Diesem drohte 
ein Aufstand der in ihrer Hoffnung auf politische Gleichberech- 
tigung getäuschten katholischen Iren; aber ein Versuch Hoches, 
mit französischen Truppen in Irland zu landen (Ende 1796)» 
war misslungen und eine Wiederholung des Versuchs durch die 
englischen Seesiege über die Spanier (bei Kap S. Vincent Februar 
1797) und über die Holländer (am Texel Oktober 1797) noch 
aussichtsloser geworden. Andrerseits hatten die Engländer seit 
dem Eintritt Spaniens in den Krieg das Mittelmeer geräumt, 
um dafür in Westindien Eroberungen zu machen, wo nur 
S. Domingo (dem Namen nach französisch, thatsächlich seit 1794 
eine Negerrepublik unter Toussaint U Ouvertüre) sich der eng- 
lischen Angriffe erwehrte. Unter diesen Umständen beschloss 
Bonaparte, der, in Paris mit ausserordentlichen Ehren empfangen, 
der eigentliche Leiter der auswärtigen Politik und der kriege- 
rischen Massregeln Frankreichs war, statt des zuerst ins Auge 
gefassten Angriffs auf England einen Zug nach Aegypten, 
das thatsächlich in der Hand der mehr von England als vom 
Sultan abhängigen Mamelukenbeys war, und das als Stützpunkt 
für eine Unternehmung gegen Ostindien dienen konnte. Am 
19. Mai 1798 erfolgte die Abfahrt von Toulon, am 9. Juni die 
Einnahme Maltas, das der Johanniterorden an Frankreich ab- 
trat, am 1. Juli die Landung vor Alexandria, unbemerkt von 
der englischen Flotte unter Nelson, die seit Anfang Mai im. 
Mittelmeer kreuzte. Bon aparte eroberte durch die „Schlacht 
bei denPyramiden" (21. Juli) Kairo, wurde aber durch die 
Vernichtung seiner Flotte in der Seeschlacht bei Abukir 
(2. August) von der Heimat abgeschnitten. 

Der Beginn des zweiten Koalitionskriegs. Von Abukir fuhr 
Nelson auf Pitts Weisung nach Neapel, um dieses Königreich, 
das mit Oesterreich ein Schutzbündnis geschlossen hatte, und 
so womöglich auch Oesterreich in den Krieg zu treiben. Dies 
gelang ihm im Bunde mit Lady Hamilton, der Frau des eng- 
lischen Gesandten, leicht, da der schwache König Ferdinand IV. 
sich ganz von seiner leidenschaftlichen Gemalüin Maria Carolina, 



*) Papst Pius VI. wurde gefangen weggeführt und starb als Gefangener 
in Valence 1799. 
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einer Tochter der Maria Theresia, leiten Hess. Aber der Ein- 
fall in das Gebiet der römischen Republik endete, nach vorüber- 
gehender Besetzung Roms, mit der Auflösung des verlotterten 
neapolitanischen Heers (Dezember 1798); unmittelbar nachdem 
die Franzosen unter Joubert den jungen König von Sardinien 
Karl Emanuel (1790 — 1802) zur Unterzeichnung einer Ab- 
dankungsurkunde und zur Flucht nach der Insel Sardinien ge- 
zwungen hatten, floh auch das neapolitanische Königspaar aus 
seiner aufständischen Hauptstadt nach Palermo, und am 24. .Januar 
1799 verwandelte Championnet, der französische Oberbefehls- 
haber in der römischen Republik, das festländische Königreich 
Neapel in die parthenopäische Republik. Die verschiedenen fran- 
zösischen Uebergriffe, insbesondere die Besetzung der jonischen 
Inseln und Aegyptens, die als Eingriff in das Gebiet der russi- 
schen Interessen erschien, und die Beraubung des Johanniter- 
ordens, reizten den Sohn und Nachfolger der Kaiserin Katharina IL, 
den krankhaft leidenschaftlichen Paul I. (170(5 — 1801), aufs 
äusserste : anfangs einer kriegerischen Politik abgeneigt, wollte 
er jetzt die „Legitimität", d. h. die politischen Zustände 
und Machtverhältnisse Europas, wie sie vor der Revolution ge- 
wesen waren, wiederherstellen. Er nahm die Würde eines 
Grossmeisters des Johanniterordens an und schloss Ende 1798 
mit England und dem König von Neapel, Anfang 1799 mit der 
Türkei ein Bündnis. Preussen Hess sich nicht zur Teilnahme 
am Krieg bestimmen ; dagegen war Oesterreich dazu bereit, da 
es mit Frankreich zu einer Einigung über den Reichsfrieden 
nicht gelangen konnte. Das Einrücken eines russischen 
Hilfskorps in Oesterreich gab der französischen Regie- 
rung Anlass zur Kriegserklärung (Februar 1 7 99) . Während 
Massfoia die Oesterreicher aus Graubünden nach Tirol zurücktrieb, 
siegte Erzherzog Karl bei Stockach (2f>. März) und zwang die 
Franzosen, das rechte Rheinufer zu räumen. Inzwischen tagte, 
da Frankreich nur an Oesterreich den Krieg erklärt hatte, der 
Kongress zu Rastatt weiter, auch nachdem der Kaiser seine 
Gesandten abberufen hatte; die drei französischen Gesandten 
reisten erst ab, als die österreichische Vorhut vor Rastatt er- 
schien, wurden aber von Szekler Husaren überfallen, zwei wurden 
getötet, einer entkam („Bastatter Gesandtenmord u 28-/29. April 
1799). Die Husaren hatten den Befehl gehabt, den Gesandten 
ihre Papiere wegzunehmen, aber das, was man in diesen ge- 
sucht hatte, Beweise, die die annexionslustige Politik Oester- 
reichs gegen den neuen Kurfürsten von Bayern Max Joseph 
(1799—1825: 1. Januar 180(5 König) hätte verwenden können, 
fand man nicht. 
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Der Krieg bis Herbst 1799 und Bonapartes Rückkehr. 

Während Massena, vom Direktorium zum Oberbefehlshaber auf 
dem Kriegsschauplatz nördlich der Alpen ernannt, bei Zürich 
seine Truppen zusammenzog, um die Schweiz zu behaupten, er- 
oberte Suwor off, der Oberfeldherr des russisch-öster- 
reichischen Heeres in Italien, durch seinen Sieg bei 
Cassano an der Adda (April 1799) die Lombardei und den 
grösseren Teil Piemonts. In der Schweiz siegte Erzherzog Karl 
bei Zürich (4. Juni), doch behaupteten die Franzosen die Keuss- 
linie. Gleich der cisalpinischen Republik brach auch die partheno- 
päische zusammen, als Macdonald mit dem Hauptteil der fran- 
zösischen Besatzungstruppen nach Oberitalien abgezogen war; 
in Neapel verhängte Nelson unter Bruch des Vertrags, durch 
den Kardinal Rutfo der französischen Besatzung und allen, die 
sich ihr anschliessen wollten, freien Abzug bewilligt hatte, ein 
furchtbares Strafgericht über die Häupter der parthenopäischen 
Bepublik (Ende Juni); im September brach dann auch die 
römische Bepublik zusammen. Suwor off, der Macdonald in 
dreitägigem Ringen an der Trebbia (17. — 19. Juni) blutig zurück- 
geschlagen hatte, beschränkte durch den Sieg bei Novi über 
Joubert (15. August), der selber fiel, die Franzosen auf 
Genua. 

Um diese Zeit entschloss sich Bonaparte , auf die Nach- 
richten aus Europa, nach Frankreich zurückzukehren. Er hatte 
den grösseren Teil Aegyptens erobert, aber die Belagerung von 
S. Jean d Acre aufgeben müssen (20. Mai 1799) und . dann bei 
Abukir (2. August) ein hier gelandetes türkisches Heer ver- 
nichtet. Er übergab den Oberbefehl über das stark zusammen- 
geschmolzene Heer Kleber und schiffte sich am 22. August mit 
wenigen Begleitern ein. Das ägyptische Unternehmen war aus- 
sichtslos geworden, wenn auch Kleber durch den Sieg bei Helio- 
polis (Januar 1800) sich den Besitz Unterägyptens noch ein- 
mal sicherte; bleibende Bedeutung erhielt es durch die wissen- 
schaftlichen Forschungen französischer Gelehrter, die Bonaparte 
mitgenommen hatte. 

Als Bonaparte am 9. Oktober glücklich in Fr ejus 
landete, war die Kriegslage in Europa wesentlich zu Gunsten 
Frankreichs verändert. Die österreichische Regierung, von dem 
Wunsch erfüllt, den ihr unbequemen Suworoff aus Italien zu 
entfernen, hatte durchgesetzt, dass Erzherzog Karl mit einem 
Teil seines Heeres zur Unterstützung eines englischen Angriffs 
auf Holland dem Niederrhein zu abzog und Suworoff mit seinen 
Russen ihn in der Schweiz ersetzte. Während Suworoff sich 
den V eher gang über den St. Gotthard erzwang, wurden die bei 
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Zürich zurückgebliebenen Bussen und Oesterreicher unter Korsä- 
kow und Hotze von Masstnas Uebermacht vernichtend geschlagen 
(25. September 1799), sodass Suworoff, der drei Tage darauf 
im Muottathal ankam, sich nur unter den äussersten Anstreng- 
ungen und Opfern den Rückzug ins Vorderrheinthal erkämpfen 
konnte; von da ging er nach Feldkirch und dann hinter den 
Lech zurück. Die Franzosen waren wieder Herren der 
Schweiz. Die Engländer hatten ihren Angriff auf Holland mit 
der Wegnahme der ganzen holländischen Flotte glücklich ein- 
geleitet (31. August), aber das englisch-russische Landungsheer 
wurde von General Brune so geschlagen, dass es froh sein musste, 
unter dem Schutz des Waffenstillstands von Alkmar (18. Oktober) 
sich wieder einschiffen zu dürfen. Der russische Kaiser 
aber, über die besonders gegen Sardinien gerichteten öster- 
reichischen Vergrösserungspläne schon längst ungehalten, kün- 
digte auf die Nachrichten vom Schweizer Kriegsschauplatz dem 
Kaiser Franz die Waffengemeinschaft; im März 1800 
brach er auch jede Verbindung mit England ab. 

§ 101. Die Errichtung des Konsulats in Frankreich. 

Der Staatsstreich vom 18. Brumaire. DieDirektorial- 
regierung hatte sich nicht ohne neue Ge waltthätig- 
keiten behaupten können: um das Emporkommen der 
Jakobiner („Anarchisten") zu verhindern, waren am 11. Mai 
(22. Floreal) 1798 mehr als sechzig Wahlen umgestossen und ein- 
fach die Kandidaten der Minderheit für gewählt erklärt worden ; 
trotzdem war das Verhältnis zwischen den Räten und Direktorium 
ein so unleidliches geworden, dass der Rat der 500 am 18. Juni 
(30. Prairial) 1799 den Rücktritt von zwei Direktoren erzwang; 
aber das Direktorium in seiner neuen Zusammensetzung war 
auch sofort wieder mit dem Rat der 500, der jakobinische An- 
wandlungen zeigte, in Streit geraten, und Gesetze, über die 
man sich unter dem Eindruck der äusseren Gefahr einigte, das 
sogenannte Geisseigesetz , das für die sich wieder mehrenden Un- 
ruhen und Gewalttaten ausschliesslich die „Royalisten" des 
betreffenden Bezirks verantwortlich machte, und eines, das ein 
Zwangsanlehen in Form einer progressiven Grundsteuer (bis über 
die Hälfte des Ertrags) einführte, riefen überall die Furcht vor 
Wiederkehr der Konventszeiten hervor. Der Jakobinerklub ent- 
stand, mit weitreichenden Verzweigungen, unter anderem Namen 
wieder, wurde aber bald wieder geschlossen. Der Zerfall 
der Regierungsgewalt und aller inneren Ordnung, das all- 
gemein verbreitete Gefühl der Unsicherheit, das Stocken des 
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Erwerbslebens Hessen eine Aenderung als unabweisbares Be- 
dürfnis erscheinen und entzogen der Regierung jeden Rückhalt 
in der öff entlichen Meinung, auch als die eine Zeit lang ver- 
zweifelte Kriegslage sich besserte. Diese Aenderung schuf der 
Staatstreich Bonapartes vom 18. Brumaire 1799. 

Bonaparte wurde, als er plötzlich in Frankreich erschien, überall mit 
Begeisterung als der Retter aus der Not begrüsst und in Paris von allen 
Parteien umworben. Er verständigte sich mit den Direktoren Sieges und Roger 
Ducos und gewann die wichtigsten der in Paris anwesenden Generale, ins- 
besondere Moreau, ferner den Polizeiminister Fouche", den Minister Talleyrand 
und andere Männer von Bedeutung für seineu Plan, sich durch einen Staats- 
streich an die Spitze der Republik zu stellen; der Pariser Garnison war er 
sicher, ebenso des Rates der Alten, und Präsident des Rates der 500, wo er 
nur auf eine Minderheit sicher rechnen konnte, war seit 1. Brumaire sein 
Bruder Lucian. Der Rat der Alten beschloss, wozu er das Recht hatte, Ver- 
legung der Sitzungen des gesetzgebenden Körpers nach St. Cloud und übertrug, 
wozu er kein Recht hatte, zur Sicherung dieser Massregel Bonaparte den 
Oberbefehl über alle Truppen des Pariser Bezirks. Am 9. November (18. Bru- 
maire) erfolgte die Verlegung nach St. Cloud; am 10. sprengte Bona- 
parte mit Waffengewalt den Rat der 500, dessen Mehrheit seine Anträge 
stürmisch zurückgewiesen und ihn bei seinem Auftreten mit der „mise hors 
la loi" bedroht hatte. Die Anhänger Bonapartes aus beiden Räten beschossen 
darauf ein Gesetz, das die Vertagung der Räte und ihre Vertretung durch 
zwei rasch gebildete Ausschüsse aussprach und die vollziehende Gewalt an 
Bonaparte, Siet/h und Roger Ducos übertrug. Die neue Regierung versprach 
Herstellung des Rechtsschutzes und Wohlstands im Innern, eines ehrenvollen 
und gewinnbringenden Friedens mit dem Ausland. 

Die Anfänge des Konsulats. Schon am 25. Dezember 1799 
wurde die neue, von Sieyes entworfene, von Bonaparte nach 
seinem Ermessen und Streben umgestaltete, Verfassung durch 
allgemeine Volksabstimmung („Plebiscit a ) mit 3000000 Ja gegen 
1500 Nein angenommen. 

Die Konsularverfassung legte die gesamte vollziehende 
Gewalt, Ernennung der Beamten und Richter, Entscheidung über Krieg und 
Frieden, die Initiative in der Gesetzgebung in die Hand eines 
ersten Konsuls, dem zwei weitere Konsuln beratend zur Seite stehen 
sollten. Ueber die vom Staatsrat im Auftrag des ersten Konsuls gestellten 
Gesetzesanträge hatte ein „Tribunat" (von 100 Mitgliedern) zu beraten, ein 
gesetzgebender Körper (von 300 Mitgliedern) nach Anhörung der Gründe des 
Tribunats einfach mit Ja oder Nein abzustimmen. Ein Senat (von 80 Mit- 
gliedern), dessen Zusammensetzung fürs erstemal ganz der Regierung zufiel, 
und der für seine Selbstergänzung an eine Auswahlliste der Regierung ge- 
bunden war, hatte über die Verfassung zu wachen, vor allem den Bestand 
der durch Einziehung des Kirchenguts und der Emigranten güter geschaffenen 
Besitzverhältnisse zu gewährleisten, die 3 Konsuln auf 10 .Talire zu ernennen 
und die Mitglieder des Tribunats und gesetzgebenden Körpers zu wählen; 
das allgemeine Wahlrecht wurde zum Schein gewahrt, sofern alle Mitglieder 
der drei Räte aus den 5000 „Nationalnotabeln" gewälüt werden mussten, deren 
Wahler selbst nur indirekt aus der Volkswahl hervorgingen ; zu den National- 
notabeln gehörten in erster Linie die vom ersten Konsul ernannten Beamten als 
solche. Die Verfassungsurkunde selbst bezeichnete Bonaparte als ersten 
Konsul, als seine Kollegen Cumbacares und Lebrun. Die Verwaltung 
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Digitized by Google 



— 338 — 



wurde sofort neu eingerichtet in einer Weise, die durchweg- die Beamten 
ebenso abhängig nach oben, wie allmächtig nach unten machte. 
Die Richter wurden für unabsetzbar erklärt, aber ihre Beförderung und Ver- 
setzung hing ganz vom Ermessen der Regierung ab. Die Zahl der politischen 
Zeitungen wurde beschränkt und der Regierung das Recht gegeben, staats- 
gefährliche Zeitungen zu unterdrücken. Ein Wehrgesetz bestimmte allgemeine 
Wehrpflicht vom zwanzigsten Lebensjahr an, aber mit dem Recht für Schwächliche 
und für die Höhergebildeten, einen Ersatzmann zu stellen. Die Gleichheit 
aller Franzosen war in dem neuen Staatswesen durchgeführt, aber sie 
bestand in der gleichen Abhängigkeit von der A 1 1 m a c h t der Regierung. 
Der erste Konsul nahm in den Tuilerien Wohnung. 

Der erste Konsul Bonaparte hatte alsbald eine ausserordent- 
liche Thätigkeit entwickelt, um der Aufgabe, die er sich gestellt, 
gerecht zu werden: in den Finanzen konnte nur allmählich 
Ordnung und Gleichgewicht hergestellt werden, doch 
gelang es sofort, den Staatskredit zu lieben und die notwendigen 
Zahlungen zu bewerkstelligen. Selbstverständlich geschah alles, 
um für die Bedürfnisse der Heere zu sorgen, für die das Direk- 
torium thatsächlich nichts mehr gethan hatte. Das Hauptbestreben 
Bonapartes im Innern ging zunächst darauf, Frankreich wieder 
in sich zu einigen. Einerseits wurden diejenigenErrungen- 
schaften der Revolution, die allen Franzosen zu 
gut kamen, Freiheit der Person, des Eigentums, 
der Erwerbsthätigkeit gesichert, andererseits wurden 
diejenigen Massregeln und Gesetze, durchweiche 
grosse Teile der Bevölkerung erbittert worden waren, 
aufgehoben oder gemildert: nachdem schon im November 
die Deportierten begnadigt worden waren, wurde das Geisseigesetz 
zurückgenommen und der Regierung das Recht gegeben , die ver- 
urteilten Emigranten , die darum nachsuchten, zu begnadigen; die 
Verwandten der Ausgewanderten erhielten wieder die bürger- 
lichen Ehrenrechte; alle verhafteten Priester, die versprachen, 
der Verfassung keinen Widerstand zu leisten , wurden begnadigt 
und den katholischen Gemeinden ihre Kirchen zurückgegeben. Das 
endgültige Aufhören der royalisti sehen Unruhen im 
Westen wurde nun rasch und leicht erzielt. 

§ 102. Ende und Ergebnisse des zweiten Koalitionskriegs. 

Marengo und Hohenlinden. Bonaparte hatte zwar als 
erster Konsul sofort friedliebende Briefe an die Herrscher von 
England und Oesterreich geschrieben, war aber entschlossen, 
den Krieg nur als Sieger zu beendigen. Moreau hatte zum Lohn 
für seine Dienste beim Staatsstreich den Oberbefehl über das 
in der Schweiz stehende Heer erhalten; während dieser in sieg- 
reichen Gefechten die Oesterreicher aus Oberschwaben zurück - 
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drängte und schliesslich bis München vordrang, führte Bona- 
parte selbst die „Reserve- Armee 14 im Mai 1800 über den 
grossen S. Bernhard in den Rücken des österreichischen 
Heeres unter Melas, das Genua belagerte; Genua musste zwar 
von Massena wegen Hungers übergeben werden, aber das 
österreichische Heer wurde 14. Juni 1800 bei Marengo 
(in der Nähe von Alessandria) so geschlagen, dass Melas am 
15. den Vertrag von Alessandria schloss, nach dem die Oester- 
reicher Oberitalien bis zum Mincio räumten; auch für den süd- 
deutschen Kriegsschauplatz wurde ein Waffenstillstand (von 
Parsdorf) geschlossen. Bonaparte richtete die cisalpinische Re- 
publik wieder auf, und Oberitalien wie Süddeutschland mussten 
für die Kassen und für die Generale Frankreichs ungeheure 
Summen aufbringen. Der Waffenstillstand , während dessen 
Bonaparte durch Freigebung der russischen Gefangenen und 
Anerbieten Maltas ein Einverständnis mit Paul I. einleitete, 
führte noch nicht zum Frieden; aber am 3. Dezember wurde 
das letzte österreichische Heer von Moreau bei Hohen- 
linden (östlich von München) vernichtet, und gleichzeitig 
schloss Paul L, erbittert, weil die Engländer das inzwischen 
durch Hunger bezwungene Malta für sich in Besitz genommen 
hatten, mit Schweden, Dänemark und Preussen einen Bund zum 
bewaffneten Schutz der Seeneutralität (s. S. 285) gegen England, 
was zur vorübergehenden Besetzung Hannovers durch preussische, 
Hamburgs durch dänische Truppen führte. 

Die Friedensschlüsse von Lunerille und Amiens. Am 
9. Februar 1801 wurde zwischen Frankreich und Oesterreich, 
zugleich im Namen des Reichs der Friede von Luneville 
geschlossen : Oesterreich behielt Venetien bis zur Etsch, es erkannte 
die botanische, helvetische, ligurische und cisalpinische Republik an, 
die von den französischen Truppen geräumt werden sollten, und 
willigte in die Abtretung des ganzen linken Rheinufers (1150 QM 
mit 3 1 /« Millionen Einwohnern); für die daraus entstehenden 
Gebietsverluste sollten die deutschen Laienfürsten auf dem 
rechten Rheinufer entschädigt werden, ebenso der Erbstatthalter 
von Holland und der Grossherzog von Toskana, dessen Land 
der Infant von Parma als Königreich Etrurien erhielt, während 
Parma zur cisalpinischen Republik geschlagen wurde. Neapel 
erhielt den Frieden unter der Bedingung, dass es den wieder be- 
setzten Kirchenstaat räumte, seine Häfen den Engländern ver- 
schloss und eine französische Besatzung in Tarent aufnahm und 
unterhielt. Der Kirchenstaat in den Grenzen, die der Friede von 
Tolentino (s. S. 32t>) festgestellt hatte, wurde dem 1800 in Venedig 
gewählten Papst Pius VII. zurückgegeben. 
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Auch England hoffte Bonaparte mit Hilfe des nordischen 
Bundes bezwingen zu können: England hatte die Wiederauf- 
richtung der Seeneutralität mit Entsendung einer Flotte in die 
Ostsee beantwortet, und Nelson vernichtete (2. April 1801) einen 
Teil der dänischen Flotte vor Kopenhagen; aber die Nachricht 
von der Ermordung Pauls I. (24. März 1801) inachte hier den 
weiteren Feindseligkeiten ein Ende; sein Nachfolger Alexanderl. 
(1801—25) schloss mit England unter Preisgebung der 
Grundsätze der Seeneutralität Frieden. Inzwischen war Pitt 
(März 1801) zurückgetreten; er hatte die politische Vereinigung 
Irlands und Englands mit einem gemeinsamen englisch-irischen 
Parlament durchgeführt, aber was er als notwendige Ergänzung 
dazu betrachtete, die Aufhebung der Testakte (s. S. 206), hatte 
Georg III. verweigert. Pitts Nachfolger Addington war zum 
Frieden geneigt, andererseits hatte Frankreich von einer Fort- 
setzung des Seekriegs nichts mehr zu hoffen, zumal da die Fran- 
zosen in Aegypten, unter Klebers Nachfolger Menou seit Sommer 
1801 durch englische Truppen auf Alexandria beschränkt, sich 
in hoffnungsloser Lage befanden. So einigte man sich, nachdem 
Portugal von Spanien gezwungen worden war, jeder Verbindung 
mit England zu entsagen, (1. Oktober 1801) in London über 
die Bedingungen des Friedens, der 25. März 1802 in Amiens 
endgültig abgeschlossen wurde : die Franzosen , die noch in Aegypten 
standen, sollten auf englischen Schiffen nach Frankreich zurück- 
gebracht werden; Aegypten wurde der lürkei zurückgegeben; 
England behielt von seinen Eroberungen Trinidad und Ceylon, 
Malta sollte dem Johanniterorden zurückgegeben werden, Frank- 
reich Neapel räumen; die jonischen Inseln bildeten eine selb- 
ständige Republik, Ueber see- und handelsrechtliche Beziehungen 
zwischen den vertragschliessenden Mächten war nichts in die 
Friedensbestimmungen aufgenommen, was Frankreich in den 
Stand setzte, den Engländern seinen und seiner Vasallenländer 
Markt zu verschliessen. Im Oktober 1801 erfolgte auch der 
formelle Friedensschluss zwischen Frankreich und Russ- 
land; ein geheimer Artikel bestimmte, dass über die Entschä- 
digungen in Deutschland Frankreich und Russland gemeinsam 
entscheiden sollten; die Vereinigung Piemonts mit Frankreich 
konnte Russland nicht hindern. 

Die Freiheit der Meere benützte Bonaparte, um ein, aus Abteilungen 
der republikanisch gesinnten Rheinarmee gebildetes, Heer nach S. Domingo 
zu schicken. Der grössere Teil der Insel wurde erobert und Toussaint L'Ou- 
verture als Gefangener nach Europa geschickt (1802); aber das französische 
Besatznngsheer erlag grösstenteils dem Klima; die Ueberreste gerieten später 
in englische fiefangensehaft , und S. Domingo verfiel in langjährige innere 
Wirren. Der französischen Tochterrepubliken versicherte sich Bonaparte durch 
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neue Verfassungen , die er ihnen gab. Die batavische Republik erhielt noch 
1801 eine Föderatiwerfasmng, die den Neigungen der Bevölkerung entsprach, 
aber zugleich eine selbständige äussere Politik unmöglich machte; die cis- 
alpinische wurde 1802 in eine „italienische" Republik umgewandelt , zu deren 
Präsidenten Bonaparie sich selbst wählen Hess; die Schweiz, wo es zwischen 
den Anhängern des Alteu und der Einheitsrepublik zum Bürgerkrieg kam, 
machte Bonaparte (Februar 1803) als „Mediator" zu einem Bundesstaat von 
gleichberechtigten Kantonen. Bonaparte wurde „Protektor" dieser Schweizer 
Republik. Wallis wurde als besondere Republik abgetrennt, wegen der Wich- 
tigkeit des Simplon, über den eine Kunststrasse gebaut wurde (1810 wurde 
Wallis mit Frankreich vereinigt). 

Der Reiehsdeputationshauptsehluss vom 24. März 1803 
löste durch die Entschädigungen, die er in Ausführung des das 
Reich betreffenden Artikels des Luneviller Friedens feststellte, 
Verfassung und Bestand des Deutschen Reichs that- 
sächlich auf. Aber noch schlimmer war, dass in der ganzen 
Frage Frankreich mit Russland das entscheidende Wort sprach 
und deshalb auch von der Gewinnsucht der deutschen Fürsten und 
Staaten umworben wurde. Das Ergebnis war im wesentlichen 
folgendes: Oesterreich erhielt für den Breisgau die Bistümer 
Brixen und Trient, der Erzherzog von Toskana das Erzbistum 
Salzburg mit Berchtesgaden als Kurfürstentum, der Herzog von 
Modena den Breisgau; an Preussen fielen ausser einigen Abteien 
und Reichsstädten die Bistümer Paderborn und Hildesheim, der 
grösste Teil des Bistums Münster und die kurmainzischen Be- 
sitzungen in Thüringen, an Hannover das Bistum Osnabrück, an 
Baden die rechtsrheinischen Teile der Rheinpfalz und der Bis- 
tümer Speier, Strassburg, Basel und Konstanz, an Württemberg 
8 schwäbische Reichsstädte (besonders Reutlingen, Esslingen, 
Heilbronn) und mehrere Abteien (besonders Ellwangen), an 
Bayern die Bistümer Würzburg, Bamberg, Augsburg und Freising, 
sowie viele fränkische und schwäbische Reichsstädte (darunter 
Rothenburg o. T. und Ulm); der Erbstatthalter Wilhelm von 
Oranien erhielt Fulda als Fürstentum. Die Entschädigungen be- 
trugen fast durchweg mehr als die Verluste, bei Preussen das 
Dreifache. Von geistlichen Reichsständen blieben nur drei, der 
„Reichserzkanzler und Primas von Deutschland" (v. Dalberg), 
der für Mainz Wetzlar, Aschaffenburg und Regensburg erhielt, 
der Deutschherrn- und der Johanniterorden ; Reichsstädte waren 
es noch sechs: Lübeck, Hamburg, Bremen, Frankfurt, Nürnberg 
und Augsburg. Zwei geistliche Kurfürstentümer waren aufge- 
hoben, dagegen vier neue weltliche geschaffen : Salzburg, Württem- 
berg, Baden und Hessen-Kassel. Im ganzen waren 112 Reichs- 
stände aufgehoben worden. Da der Kaiser sich weigerte, eine 
neue Verteilung der Virilstimmen zu genehmigen , übte jeder 
Reichsfürst zugleich für seine neuen Gebiete deren Stimmrecht 
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aus, wodurch die evangelischen Stimmen ein sehr bedeutendes 
Uebergewicht bekamen. 

Für die politische Zukunft Deutschlands war die 
Verringerung der Zahl der Kleinstaaten, auch die 
ausgedehntere ZusammenfassungverschiedenerStämme 
und Konfessionen in Einem Staatswesen günstig, 
noch mehr und unmittelbarer war für Rechtspflege und 
Verwaltung, für Bildungswesen, für öffentliche 
Sicherheit, für Handel und Erwerbsleben das Auf- 
hören der Zwitterstaaten ein Glück, die auf all diesen 
Gebieten, zu klein, um selbst auch nur den dringendsten Auf- 
gaben zu genügen, bloss ein Hemmnis jeder Entwicklung ge- 
wesen waren. Für die katholische Kirche wurde die 
Säkularisation der Anfang einer En t Wickelung, in der 
sie wieder eine einflussreiche und streitbare Macht im 
Volksleben geworden ist. 

§ 103. Die Errichtung des Napoleon ischen Kaisertums. 

Aenderung der Konsulatsverfassung; die innere Regie- 
rung* des ersten Konsuls. Hand in Hand mit der äusseren 
Politik, die Frankreich gross machte, gingen die Massregeln, 
durch welche Bonapartes thatsächliche Alleinherrschaft allseitig 
gesichert und allmählich in eine erbliche Monarchie umgewandelt 
wurde. Ein niissglückter Anschlag auf das Leben des ersten Kon- 
suls am 24. Dezember 1800 wurde benützt, um viele „Jakobiner" 
deportieren zu lassen, obgleich sich herausstellte, dass der An- 
schlag von Koyalisten gemacht worden war. Am 15. Juli 1801 
wurde zwischen der französischen Regierung und 
dem Papst ein Konkordat geschlossen 1 ); seine wich- 
tigsten Bestimmungen waren Anerkennung der katholischen Reli- 
gion als der Religion der Mehrzahl der Franzosen (wobei aber 
politische Gleichberechtigung und Kultusfreiheit für alle andern 
christlichen Konfessionen und für die Juden bestehen blieb), 
Ernennung der (10) Erzbischöfe und (50) Bischöfe durch den 
ersten Konsul, Bestätigung der ernannten durch den Papst, Ver- 
zicht der Kirche auf die eingezogenen und verkauften Kirchen- 
güter und Verpflichtung des Staats, für den Unterhalt der Kirche 
zu sorgen, Notwendigkeit der staatlichen Erlaubnis zur Verkündi- 

x ) Schon der Konvent hatte Freiheit des Kultus ausserhalb der Oeffent- 
liehkeit und Abschaffung der Zivilkonstitutiou des Klerus beschlossen (Febr." 
1795); aber noch unter dein Direktorium kam es wiederholt zu Verfolgungen 
von Priestern, auch nachdem die Bestimmungen gegen die refraetaires (1797) 
aufgehoben worden waren. 
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gung päpstlicher Kundgebungen und eidliche Verpflichtung der 
Geistlichen zum Gehorsam gegen die Gesetze; alle bisherigen 
Priester, die eidweigernden wie die vereidigten, hatten ihre 
Stellen niederzulegen, die ihnen aber wieder verliehen werden 
konnten. Der Friede von Amiens wurde Anlass, dem Dank 
des französischen Volkes Ausdruck durch eine Verfassungs- 
änderung zu geben, wodurch Bonaparte zum ersten Kon- 
sul auf Lebenszeit ernannt wurde mit dem Recht, 
seinen Nachfolger und seine Mitkonsuln zu ernennen 
(August 1802); die Mitgliederzahl des Tribunats wurde auf die 
Hälfte herabgesetzt, dem Senat das Recht gegeben, Tribunat 
und gesetzgebenden Körper aufzulösen und Gesetze zeitweise 
ausser Kraft zu setzen, aber nur auf Antrag der vollziehenden 
Gewalt, die Zugehörigkeit zu den Wahlkollegien zu einer lebens- 
länglichen gemacht. Das Begnadigungsrecht des ersten Konsuls, 
seine Garde von 8000 Mann und der im Mai 1802 gestiftete 
Orden der Ehrenlegion vollendete den monarchischen Charakter 
der neuen Ordnung. 

Grosse Verdienste erwarb sich die neue Regierung durch 
die planmässig durchgeführten Strassen- und Kanalbauten und 
durch die Schaffung eines einheitlichen, in Beziehung auf Klar- 
heit und Folgerichtigkeit mustergültigen, bürgerlichen Gesetz- 
buchs, des „code Napoleon" (seit 1870 wieder „code civil", 
wie bis 1807), für den vom Konvent und von den 500 wesent- 
liche Vorarbeiten vorlagen 1 ). Das Unterrichts- und Er- 
ziehungswesen wurde (mit Ausnahme der bischöflichen Semi- 
narien) durch die Universite' de France und ihren Grand-mattre 
bureaukratisch u n i f o r m i e r t und zentralisiert, die Schule 
ganz vom Staat und von der Regierung abhängig und ihren 
Zwecken ausschliesslich dienstbar gemacht. Die Einteilung in 
Primär-, Sekundär- und Specialschulen (= Volksschulen, Lyceen 
und Fakultäten) blieb bestehen. Der besonderen Fürsorge des 
ersten Konsuls erfreute sich die polytechnische Schule. 

Errichtung: des Kaisertums. Der letzte Schritt zur Mon- 
archie wurde beschleunigt durch eine royalistische Verschwörung, 
die, auf englischem Boden angezettelt, durch die Verhaftung 
ihrer Häupter Pichegru und Cadoudal (eines einstigen Führers 
der Chouans, der Aufständischen in der Bretagne) vereitelt wurde 



*) Der code Napoleon hat im ganzen allgemeine Geltung in Luxemburg, 
Belgien, dein Kanton Genf und einem Teil von Bern (bis zur Einführung des 
bürgerlichen Gesetzbuchs des Deutschen Reichs, 1. Januar 1900, in Baden, der 
preussischen Rheinprovinz und dem übrigen linksrheinischen Deutschland). 
Ihm nachgebildet, sind die bürgerlichen Gesetzbücher Hollands, Rumäniens und 
der meisten romanischen Kantone der Schweiz. 
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(Februar — März 1804). Honaparte, der eben dem Grafen v. Pro- 
vence vergebens eine reiche Entschädigung gegen öffentlichen 
Verzicht auf sein Thronrecht angeboten hatte, wollte nun zeigen, 
dass er den Bourbonen gegenüber auf dem Boden der Revolution 
stehe; er Hess deshalb den Herzog von Enghien, den er für einen 
Teilnehmer der Verschwörung hielt, durch französische Truppen 
mitten im Frieden auf badischem Boden verhaften und den Prinzen, 
der, wie sich zeigte, an der Verschwörung nicht beteiligt war, 
aber früher gegen Frankreich die Waffen getragen hatte, kriegs- 
gerichtlich aburteilen und erschiessen (21 . März 1804). Pichegru 
entleibte sich selbst, Cadoudal wurde mit mehreren Genossen 
hingerichtet; Moreau, der von der Verschwörung gewusst hatte, 
ohne sie anzuzeigen, wurde zur Auswanderung nach Amerika 
begnadigt. Der Senat wurde jetzt zu der Ansicht gebracht, 
dass die Errichtung einer erblichen Napoleonischen Monarchie das 
einzige Mittel sei, solche Anschläge aussichtslos zu machen und 
so ihrer Wiederholung vorzubeugen. Auf Antrag des Tribun ats 
beschloss der Senat, unter Zustimmung der zufällig in Paris an- 
wesenden Mitglieder des gesetzgebenden Körpers, das „orga- 
nische Senatskonsult" am 18. Mai 1804: es übertrug Napo- 
leon Bonaparte die Kaiserwürde, erblich in seinem und seiner 
Brüder Joseph und Ludwig Mannsstamm; die Zivilliste des Kaisers 
wurde auf 25 Millionen fr., die der Prinzen auf je 3 Millionen 
festgesetzt; die „Grosswürden" und „Grossoffiziere* des Kaiser- 
tums bildeten die Anfänge eines neuen Adels ohne feudale Rechte; 
das Tribunat wurde vollends durch Spaltung in drei Sektionen 
lahm gelegt, das Amt des Senats, über der Verfassung zu wachen, 
im wesentlichen auf Sicherung der bestehenden Eigentumsrechte, 
d. h. Abweisung jedes Versuchs, die Einziehung des Vermögens 
der Kirche und der Emigranten rückgängig zu machen, beschränkt. 
Ein Plebiscit bestätigte die Erblichkeit der Kaiserwürde. Preussen 
und Spanien erkannten das neue Kaisertum sofort an, Oester- 
reich, nachdem dessen Herrscher als Franz I. den Titel 
eines „Kaisers von Oesterreich 1 * angenommen hatte 
(10. August 1804). Am 2. Dezember 1804 setzte Napoleon I., 
vom Papst gesalbt, sicli und seiner Gemahlin die Kaiserkrone 
aufs Haupt. Jetzt wurde der republikanische Kalender, der tat- 
sächlich mehr und mehr ausser Gebrauch gekommen war, auch 
amtlich abgeschafft. ISO") wurde die ligurische Bepublik in Frank- 
reich einverleibt, Parma in französische Verwaltung genommen 
und aus der italienischen Republik das „Königreich Italien" ge- 
macht: Napoleon setzte sich in Mailand die eiserne Krone aufs 
Haupt ('2(1 Mai ISO;")) und machte seinen Stiefsohn Eugen Beau- 
harnais zum Vizekönig von Italien. 
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Kapitel XXIX. 

Das Napoleonische Kaisertum als erobernde 

Weltmacht 

§ 104. Der dritte Koalitionskrieg. 

Neuer Krieg* mit England; die Bildung- der Koalition. 

Zwischen England und Frankreich war schon Mai 1803 
der Krieg wieder ausgebrochen, weil von England, unter 
dem Hinweis auf Frankreichs Einmischung in die innern Ver- 
hältnisse seiner Nachbarländer, die geforderte Beschränkung 
seiner Press- und Asylfreiheit, sowie die Räumung Maltas ver- 
weigert wurde. Alsbald Hess der erste Konsul, ohne Rücksicht 
auf den mit dem Deutschen Reich abgeschlossenen Frieden, das 
Kurfürstentum Hannover durch französische Truppen besetzen; 
das hannoversche Heer leistete, um die Neutralität des Kurfürsten- 
tums zu wahren, keinen Widerstand und ging über die Elbe 
zurück kraft der Konvention von Suhlingen, wurde aber 
trotzdem entwaffnet und aufgelöst (5. Juli 1803). Hannover 
wurde von den Franzosen als erobertes Land behandelt; 
die hannoverschen Soldaten gingen grossenteils über Holstein 
nach England, wo aus ihnen die deutsche Legion gebildet wurde. 
Im Lager von Boulogne wurde ein grosses französisches Heer 
zusammengezogen, um in England zu landen, was aber das eng- 
lische Uebergewicht zur See unmöglich machte, auch als Spanien, 
das zunächst sich auf Subsidienzahlungen an Frankreich be- 
schränkt hatte, durch englische Feindseligkeiten gereizt, offen 
in den Krieg eintrat. Um dieselbe Zeit brachte Pitt, der 
Mai 1804 wieder die Leitung der englischen Politik übernommen 
hatte, eine neue Koalition zu stände; zuerst schloss der 
schwedische König Gustav IV. (1792 — 1809), der sich für den 
berufenen Bekämpfer der Revolution und des aus ihr hervor- 
gegangenen Kaisers hielt, ein Bündnis mit Alexander I., der 
sich gleich Gustav als Garant der deutschen Reichsverfassung 
betrachtete und durch die Einverleibung Piemonts und Genuas, 
durch die Besetzung Hannovers und durch die Gewaltthat gegen 
den Herzog von Enghien gereizt war; am 11. April 1805 kam 
der Kriegsbund („Konzertvertrag") zwischen England und Russ- 
land zu Stande, dem sich Schweden sofort anschloss ; der Zweck 
war, Frankreichs Machtstellung auf die Rhein- und Alpengrenze 
zu beschränken. Am 9. August 1805 trat auch Oesterreich, das 
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schon seit November 1804 in einem Schutzbündnis mit Russland 
stand, der Koalition bei; dagegen hielt Preussen den Anerbietungen 
Frankreichs wie dem drohenden Drängen Russlands gegenüber 
an der Neutralität fest. 

Ulm; Trafalgar; Austerlitz. Während in Italien Erzherzog 
Karl dem über die Etsch gegangenen Massena entgegentrat, 
rückte am 8. September ein zweites österreichisches Heer unter 
Mack in Bayern ein, dessen Kurfürst Maximilian Joseph, schon 
vorher mit Napoleon einig, sich und sein Heer nach Würzburg 
in Sicherheit brachte, um dieses alsbald zu der französischen 
Armee stossen zu lassen. Während Mack an der Iiier zwischen 
Ulm und Memmingen Stellung nahm, warf Napoleon die Massen 
des bei Boulogne versammelten Heeres nach der Donau zwischen 
Ulm und Donauwörth; unterwegs schlössen sich den Franzosen 
die Truppen von Nassau, Hessen- Darmstadt, Baden an, sowie die 
von Württemberg, dessen Kurfürst Friedrich (1797 Herzog, 1803 
Kurfürst, 1800 König, 1816 f) von Napoleon gezwungen wurde, 
die beabsichtigte Neutralität aufzugeben. Bernadotte, der das Be- 
satzungskorps von Hannover nach dem Kriegsschauplatz führte, 
zog auf Napoleons Befehl durch das (ausserhalb der Demarkations- 
linie des Basler Friedens gelegene) Ansbach'sche Gebiet, eine Ver- 
letzung der preussischen Neutralität, die in Berlin kriegerische 
Erregung hervorrief; doch geschah nichts, als dass jetzt auch 
Teilen des russischen Heers der bisher versagte Durchzug durch 
preussisches Gebiet gestattet wurde, während man andererseits 
die französischen Entschädigungsgelder für den in Ansbach an- 
gerichteten Schaden annahm. Mack, von dem französischen 
Heer östlich umgangen und nach der Erstürmung Elchin ff ens 
durch Marschall Ney mit dem Rest seines Heers in Ulm ein- 
geschlossen, kapitulierte am 20. Oktober mit 25000 Mann. 
Daraufhin zog sich auch Erzherzog Karl aus Venetien nach 
Steiermark zurück, von Massena, den er bei Caldiero zurück- 
geschlagen hatte, wenig belästigt ; ebenso wurde Tirol geräumt. 
Der Seekrieg war inzwischen abermals zu Gunsten Englands 
entschieden worden: die französische Mittelmeerflotte 
und die mit ihr vereinigte spanische Flotte wurden am 21. Ok- 
tober 1805 bei Trafalgar (zwischen Cadix und Gibraltar) 
von Nelson vernichtet, der diesen Sieg mit seinem Leben 
erkaufte. 

Ein russisches Heer unter Kutasoiv, das bis an den Inn 
vorgegangen war, zog sich vor der französischen üebermacht 
unter teilweise glücklichen Gefechten nach Mähren zurück, 
wo Kutusow den Oberbefehl über die vereinigten (05000) Bussen 
und (15000) Oesterreicher übernahm; Napoleon, der Anfang No- 
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vember Wien besetzt hatte, folgte ihm mit 00—70000 Mann. 
Inzwischen hatte Preussen, anlässlich einer Zusammenkunft 
Alexanders I. mit Friedrich Wilhelm III. und seiner Gemahlin 
Luise, am 3. November mit Russland und Oesterreich den Pots- 
damer Vertrag geschlossen, worin es sich verpflichtete, eine be- 
waflnete Vermittlung zu übernehmen und im Fall der Ablehnung 
seiner Bedingungen (Herstellung des Königs von Sardinien, Un- 
abhängigkeit Deutschlands, Hollands, der Schweiz und Neapels, 
Abtretung Mantuas an Oesterreich) am 15. Dezember in den 
Krieg einzutreten. Aber der ins französische Hauptquartier 
geschickte Graf Haugwitz wagte diese Forderungen Napoleon 
gar nicht vorzutragen, aus Furcht, dieser könnte dadurch be- 
stimmt werden, mit Oesterreich einen Sonderfrieden zu schliessen ; 
er schlug nur im allgemeinen eine preussische Vermittlung vor 
und begab sich auf Napoleons Aufforderung alsbald nach Wien 
(28. November). Dem Wunsch Napoleons, jeder preussischen 
Einmischung durch eine Entscheidungsschlacht zuvorzukommen, 
kam andererseits der russische Kaiser entgegen, der gegen 
Kutusows Willen den sofortigen Angriff befahl. In der „Drei- 
kaisers ch lacht" bei Austerlitz am 2. Dezember 1805 
wurde das russisch-österreichische Heer völlig geschlagen. Am 
4. Dezember schloss Kaiser Franz einen Waffenstillstand, worin 
er sich verpflichtete, keinen fremden Truppen das Betreten 
österreichischen Bodens oder den ferneren Aufenthalt daselbst 
zu gestatten; am 5. Dezember befahl Alexander die Räumung 
Oesterreichs. Den österreichischen Ländern legte Napoleon eine 
Kontribution von 100 Millionen fr. auf. 

Schönbrunner Vertrag und Friede von Pressburg. Jetzt 
stellte Napoleon in Unterhandlungen mit Haugwitz zu 
Schönbrunn die Bedingungen eines Vertrags fest, 
den Haugwitz, vorbehaltlich der Genehmigung seines Königs, 
am 15. Dezember in Wien unterzeichnete; er bestimmte, dass 
Preussen an Bayern Ansbach, an Napoleon Cleve und Neuenburg 
abtrat, das Kurfürstentum Hannover erhielt und mit Frankreich 
ein Bündnis schloss, durch welches der Besitzstand Frankreichs, 
Preussens und der Türkei sowie die Besitzveränderungen, die 
von Frankreich Oesterreich auferlegt werden sollten, gewähr- 
leistet wurden. Die Bedingung, dass der Vertrag spätestens 
in drei Wochen von Preussen unverändert unterzeichnet sein 
müsse, wurde in Berlin nicht erfüllt; aber den Vertragsentwurf 
benützte Napoleon, um dem Sträuben des Kaisers Franz gegen 
die französischen Bedingungen ein Ende zu machen. Der am 
26. Dezember 1805 abgeschlossene Friede von Pressburg 
legte ausser einer Kriegskostenentschädigung von 40 Mill. fr. 
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Oesterreich folgende Bedingungen auf : es erkannte die Napoleoni- 
schen Ordnungen in Italien an und trat an das Königreich Italien 
Venetien mit Istrien und Dalmatien ab; es erkannte die Sou- 
veränität der neuen Königreiche Bayern und Württemberg, sowie 
Badens an und trat an Bayern Tirol mit Brixen und Trient, Vorarl- 
berg, das österreichische Allgäu, Burgau, den Rest der Bistümer Eich- 
städt und Passau ab, an Württemberg seine Besitzungen in Ober- 
schwaben und einzelne Teile des Breisgaus, an Baden den übrigen 
Breisgau, Konstanz und die Ortenau; Bayern erhielt ausserdem 
Augsburg, Württemberg die in seinem Machtbereich gelegenen 
Besitzungen des Johanniter- und des Deutschordens, sowie die 
Oberherrlichkeit über den reichsritterschaftlichen Besitz in seinen 
Grenzen, Baden ebenfalls die Kommenden, Klöster und Abteien 
seines Bereichs. Oesterreich bekam Salzburg mit Berchtesgaden 
und der Grossherzog von Toskana (s. S. 341) dafür von Bayern 
Würzburg als Kurfürstentum: der Herzog von Modena erhielt 
die in Aussicht gestellte Entschädigung für den Breisgau nicht. 
Oesterreich hatte 63000 qkm = 1140 QM und 2800000 Einwohner 
weniger als vor dem Krieg. 

§ 105. Napoleon und seine Vasallen. 

Die Fürsten von Napoleons Gnaden. Napoleon benützte 
seine Erfolge sofort zu weiterer Ausdehnung und Befestigung 
seiner Macht und Erhöhung seiner Kaiserherrlichkeit. Da Neapel 
die versprochene Neutralität nicht gehalten hatte, erklärte er 
am 27. Dezember 180.") in einem Tagesbefehl: „Die Dynastie 
von Neapel hat aufgehört zu existieren/' Ei- ernannte 
seinen Bruder Joseph zum König beider Sicilien, von Massena 
und Reynier wurde das tapfer verteidigte Gaeta erobert (Juli 
1 800) und in einem schonungslos geführten Kampf der Wider- 
stand der Bevölkerung Kalabriens gebrochen ; das bourbonische 
Königspaar hatte sich nach dem durch die englische Flotte ge- 
sicherten Sicilien geflüchtet. Benevent und Pontecorvo, bisher 
zwischen Neapel und dem Kirchenstaat strittig, erhielten Talleg- 
rand und Bernadette, das von Preussen abgetretene Neuenburg 
Berthier als Fürstentümer. Die andern im Schönbrunner Ver- 
trag Preussen auferlegten Abtretungen, die gewaltthätig noch 
etwas erweitert wurden, benützte Napoleon zur Ausstattung seines 
Schwagers Murat: dieser erhielt als „Herzog von Berg u Cleve 
und Jülich, sowie Berg, wofür Bayern mit Ansbach entschädigt 
wurde. Zum König von Holland wurde am 5. Juni 180ß Na- 
poleons wohlmeinender und gewissenhafter Bruder Ludwig, Ge- 
mahl der Hortense Beauharnais, gegen seinen Willen gemacht. 
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Das Familienstatut vom 31. März I80(j sorgte für strengste 
Abhängigkeit aller Familienglieder, auch der „Souveräne", vom 
Kaiser. Dem neuen Kaisertum sollten Heiraten zwischen An- 
gehörigen des Hauses Bonaparte-Beauharnais und der süd- 
deutschen Fürstenhäuser und die Schaffung eines neuen franzö- 
sischen Adels durch Verleihung des Freiherrn-, Grafen-, Herzogs- 
und Fürstentitels und entsprechender Einnahmen an Napoleons 
verdiente Gehilfen (1808) den äusseren Glanz und daneben zu- 
verlässige Anhänger geben, ein gefügiger Klerus und ein politisch 
zugestutzter Katechismus die religiöse Weihe verleihen; Kunst 
und Geisteswissenschaft in Frankreich mussten einzig der Ver- 
herrlichung des Napoleonischen Euhmes dienen. Mit der Zeit 
wurden die Reste von Pressfreiheit vollends beseitigt, die Un- 
abhängigkeit des Richterstandes und die Sicherheit der Person 
gegen willkürliche Verhaftung thatsächlich aufgehoben, 1807 
dem Tribunat vollends ein Ende gemacht. 

Gründung des Rheinbunds und Ende des römischen 
Reiches deutscher Nation. Die Mittel- und Kleinstaaten Süd- 
west- und Westdeutschlands blieben von den französischen 
Truppen besetzt und wurden ebenfalls zu gefügigen Gliedern des 
Napoleonischen Systems gemacht ; die zunächst Bayern, Württem- 
berg und Baden zuerkannte Souveränität bestand darin, dass 
ihre Herrscher durch keine Schranke im Innern gehindert waren, 
alle Mittel ihrer Länder Napoleon zur Verfügung zu stellen. Die 
Vorteile einer einheitlichen modernen Verwaltung und Rechtsprechung 
musste die Bevölkerung dieser Staaten mit dem Verlust ihrer, 
freilich vielfach überlebten, ständischen Verfassungen bezahlen, 
die als nicht mehr zeitgemäss ohne jeden Ersatz durch Verfügung 
der Herrscher einfach aufgehoben wurden (in Württemberg schon 
am 30. Dezember 1805); das Wesentliche, was dieser neue ^auf- 
geklärte Despotismus" nach französischem Muster brachte, war 
(die freilich nicht überall und vollständig durchgeführte) Freiheit 
der Person und des Eigentums, Gleichberechtigung der Kon- 
fessionen, staatliche Fürsorge für das gesamte Unterrichtswesen, 
Ersatz des Söldnertums durch die Konskription, aber auch eine 
Allgewalt des Staats, der gegenüber die Unterthanen thatsäch- 
lich rechtlos waren, und die gegen das geschichtlich Gewordene, 
insbesondere die Kirche, sich rücksichtslos geltend machte. Das 
thatsächliche Abhängigkeitsverhältnis jener Staaten zu Napoleon 
wurde vertragsmässig festgelegt durch die Gründung des 
Rheinbunds. Am 17. Juli 1806 wurde die (auf 12. zurück- 
datierte) Rheinbundsakte in Paris von den Vertretern 15 deutscher 
Staaten, darunter Bayerns, Württembergs, des Erzkanzlers, Badens, 
Bergs, Hessen- Dar mstadts y der beiden Nassau und beiden Hohen- 
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zollern, unterzeichnet: die Teilnehmer sagten sich förmlich vom 
Reich los und erklärten sich für souverän, der Erzkanzler Dalberg 
(der Napoleons Oheim Kardinal Fesch zu seinem Koadjutor er- 
nannt hatte) wurde „ Fürstprimas 44 mit dem Sitz in Frankfurt a. M., 
gleich ihm erhielten die Herrscher von Baden, Hessen und Berg 
als „ Grossherzoge 44 königlichen Rang. Alle Reichsstände, deren 
Gebiet im Machthereich der Rheinbundsstaaten lag, wurden von 
diesen „mediatisiert u (u. a. die Hohenlohe, Fürstenberg, Wald- 
burg, Turn und Taxis, die letzten süddeutschen Reichsstädte 
Frankfurt und Nürnberg), im ganzen ein Gebiet von 550 QM 
mit 1200000 Einwohnern. „Protektor" des Bundes war der fran- 
zösische Kaiser. Der Bundestag, dessen Vorsitzender der Fürst- 
primas sein sollte, trat thatsächlich nie zusammen; seine Be- 
stimmung erfüllte der Bund dadurch, dass er zu jedem fest- 
ländischen Krieg Frankreichs seine Kontingente, im ganzen 
1)3000 Mann, unter französischem Oberbefehl, stellte. Am 
1. August Hessen Napoleon und die Rheinbundsfürsten ihre Er- 
klärungen in Regensburg übergeben; am 6. August 1806 legte 
Franz II. die Krone des römischen Reichs deutscher 
Nation nieder und erklärte es (formell rechtswidrig, weil 
ohne Mitwirkung des Reichstags) für aufgelöst. Dass die Sou- 
veränität der Rheinbundsstaaten auch in innern Angelegenheiten 
nur so weit reichte, als Napoleons Belieben es gestattete, zeigte 
das Schicksal des Nürnberger Buchhändlers Palm, der eine 
anonyme Schrift ..Deutschland in seiner tiefsten Erniedrigung 4 ' 
verlegt hatte, und deshalb auf Napoleons Befehl vor ein Kriegs- 
gericht gestellt und (26. August 1806) erschossen wurde. Im 
September trat auch das Kurfürstentum Würzburg dem Rhein- 
bund bei. 

§ 106. Preussens Fall. 

Die Verhandlungen bis zum Ausbruch des Kriegs. 

Während Haugwitz in Paris die Annahme der in Berlin vor- 
genommenen Aenderungen des Schönbrunner Vertrags erwirken 
sollte, wurde das preussische Heer am 24. Januar 1806 wieder 
auf den Friedensfuss gestellt. So musste Preussen den Vertrag 
annehmen, den Napoleon am 15. Februar in Paris diktierte, und 
der als einzige wesentliche Veränderung der Schönbrunner Ab- 
machungen für Preussen die Verpflichtung enthielt, den englischen 
Schiffen die preussischen Häfen zu schliessen. Auf dies hin er- 
öffnete das englische Ministerium Fox-Grenville (Pitt war am 
23. Januar 1806 gestorben) den Krieg gegen Preussen mit der 
Wegnahme aller preussischen Schilfe in englischen Häfen (4. April) ; 
die durch Patent vom 1. April vollzogene preussische Besitz- 
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ergreifung von Hannover wäre an und für sich englischerseits 
nicht als Kriegsfall angesehen worden. Napoleon bot schon am 
16. Juni England als Preis eines für Frankreichs Seehandel 
günstigen Friedens u. a. die Rückgabe Hannovers an. Preussen 
seinerseits hatte schon seit Anfang des Jahres mit Russland 
Unterhandlungen geführt, deren Ergebnis ein am 1. Juli zwischen 
beiden Staaten geschlossener Vertrag war: Preussen verpflichtete 
sich, Russland nicht zu bekriegen, Russland, mit seiner ganzen 
Macht für Preussens Unabhängigkeit und Besitzstand einzutreten. 
So hatte es die Politik Preussens, die teils von Haugwitz, 1 792 
bis 1804 und wieder 1806, teils von Hardenberg, 1804—1806 
Minister des Auswärtigen, gemacht wurde, während der König 
zwischen beiden schwankte, dahin gebracht, dass Preussen in 
einen Krieg mit England verwickelt war und vertragsbrüchig 
werden musste, wenn ein Krieg zwischen Russland und Frank- 
reich ausbrach; schuld daran war in letzter Linie, dass man 
im Gefühl der Schwäche den Frieden .um jeden Preis erhalten 
und doch weder auf die Rolle einer Grossmacht noch auf Länder- 
gewinn bei Gelegenheit der europäischen Verwicklungen ver- 
zichten wollte. Auf die Kunde, dass Frankreich die Rückgabe 
Hannovers an England angeboten hatte, befahl der preussische 
König die Mobilmachung; auch die sonstige Haltung Frankreichs 
gab Grund zu Unzufriedenheit und Besorgnissen: während Na- 
poleon bei dem preussischen König den Gedanken der Gründung 
eines die nicht zum Rheinbund gehörigen deutschen Staaten um- 
fassenden Nordbunds anregte, suchte er gleichzeitig Hessen-Kassel 
zum Eintritt in den Rheinbund zu bestimmen; den Hoifnungen 
Bayerns auf Baireuth, Bergs auf Münster und die Grafschaft 
Mark, Hollands auf Ostfriesland gab die Anwesenheit der fran- 
zösischen Truppen in Süddeutschland einen bedrohlich ernsten 
Charakter. Mit der Ablehnung der die Sicherheit der Türkei 
betreffenden französischen Forderungen durch Russland (Ende 
August) war die Erneuerung des französisch-russischen Kriegs 
(der an der dalmatischen Küste nie aufgehört hatte) in unmittel- 
bare Nähe gerückt. Während das preussische Heer, bei dem sich 
das Königspaar befand, unter dem Oberbefehl des unentschlossenen 
Herzogs Karl von Braunsch weig am Nordfuss des Thüringer Walds 
Aufstellung nahm, übergab Knobeisdorff' in Paris am 1. Oktober 
1806 Preussens letzte Forderung , dass Frankreich seine Truppen 
über den Rhein zurückziehe und die Bildung des Nordbunds nicht 
hemme. Napoleons Antwort war der Marschbefehl an sein Heer, 
das sich bei Bamberg zusammenzog und von da gegen die 
sächsische Saale in Bewegung setzte, um die Preussen östlich 
zu umgehen. 
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Der Krieg 1806 — 1807. Das preussische Heer, verstärkt 
durch die Kontingente Kursachsens, Braunschic eigs und der thürin- 
gischen Staaten, war um l k schwächer als das feindliche; tapfer 
und gut gedrillt , war es durch Fechtweise (Liueartaktik), Zu- 
sammensetzung (zum grösseren Teil geworbene Truppen) und 
mangelnde Beweguugslahigkeit (Magazinsverpflegung) im ent- 
schiedensten Nachteil, wohl noch mehr durch die Mangel- 
haftigkeit der Führung, der es an der Einheitlichkeit und teils 
an der richtigen Würdigung der Napoleonischen Kriegskunst, 
teils an mutiger Entschlossenheit fehlte; dazu kam die geringe 
Leistungsfähigkeit vieler für ihre Posten zu alten Offiziere. 
Durch das Gefecht bei Saalfeld (10. Oktober), in dem Prinz 
Louis Ferdinand, der Held der Kriegspartei, fiel, eröffneten sich 
die Franzosen das Saalethal, und am 14. Oktober wurde in der 
Doppelschlacht bei Jena undAuerstädt das Korps des 
Prinzen Hohenlohe von der französischen Hauptarmee unter 
Napoleon vernichteod geschlagen, das preussische Hauptheer 
unter Karl von Braunschweig von Davoüt auf die Trümmer des 
Hohenlohe'schen Korps zurückgeworfen und dadurch ebenfalls auf- 
gelöst. Es folgte die Niederlage der preussischen Reserve-Armee bei 
Halle, Hohenlohes Kapitulation bei Prenzlau, Blüchers Kapitulation 
nach tapfersten Kämpfen, zuletzt in Lübeck, bei Batkau; der Reihe 
nach ergaben sich ohne oder fast ohne Widerstand die Festungen 
der Mark und Pommerns ausser Kolberg. Napoleon, der am 
15. Oktober Preussen KU) Millionen fr. Kriegskontribution auf- 
erlegt hatte, zog am 27. Oktober in Berlin ein, von wo der 
Finanzmiuister Stein die öffentlichen Gelder nach dem Osten 
gerettet hatte ; sonst huldigten die Beamten überall dem Sieger, 
in Berlin sieben Minister, ohne die Genehmigung des Königs 
abzuwarten, entsprechend dem Grundsatz des Berliner Gouver- 
neurs: „Buhe ist die erste Bürgerpflicht". Der Staat Fried- 
richs des Grossen war zusammengebrochen; die Be- 
völkerung zeigte Teilnahmlosigkeit, wo nicht Schadenfreude über 
das Ende, das das Junkerregiment und der Uebermut der Garde- 
offiziere genommen hatte. 

Napoleon, der gleich nach dem Sieg den Kurfürsten von 
Hessen-Kassel und Uranien, den Herrn von Fulda, entthront, den 
bei Auerstädt tödlich verwundeten Herzog von Braunschweig 
geächtet hatte, erliess am 21. November das „Berliner Dekret 11 , 
das Konfiskation aller britischen Waren in dem von ihm be- 
herrschten Teil Europas verfügte, nahm am 11. Dezember das 
zum Königreich erhobene und um den preussischen Kreis Kottbus 
vergrösserte Sachsen, am 15. die Staaten der Erneslinischen Wet- 
finer in den Rheinbund auf und erregte in Südpreussen und Süd- 
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ostpreussen durch das Versprechen der Wiederherstellung Polens 
einen von dem General Doinbrowski geleiteten polnischen Auf- 
stand. Indessen hatte der preussische König, nach wiederholter 
Bitte um Waffenstillstand oder Frieden, den ihm von Napoleon 
angebotenen Waffenstillstand, der Räumung alles Landes west- 
lich der Weichsel verlangte, am 21. November in Osterode (Ost- 
preussen) abgelehnt, entschlossen , den Kampf weiter zu fuhren, 
im Bund mit Russland, das zwar Oktober Krieg mit der Türkei 
angefangen hatte, aber jetzt schon um Polens willen zur kräf- 
tigsten Kriegführung in Preussen entschlossen war. Das Publi- 
kandum vom 1. Dezember 180G verhängte über die Festungs- 
kommandanten, die ohne Not kapituliert hatten, Absetzung, über 
Ingersleben, den Kommandanten von Küstrin, die Todesstrafe, 
drohte für die Zukunft jedem Offizier, der ohne Not eine Ka- 
pitulation abschliessen , jedem Soldaten, der die Waffen weg- 
werfen würde, die Todesstrafe an und stellte jedem, auch dem 
Gemeinen, auf Kriegsdauer Beförderung nach Verdienst und 
Fähigkeit in Aussicht. Aber das Verlangen Steins, dass die 
preussische Regierung im Sinn einer einheitlichen Führung der 
Geschäfte durch verantwortliche Minister umgestaltet werden 
solle, hatte die ungnädige Entlassung Steins zur Folge (4. Jan. 
1807); an Haugwitz' Stelle trat als Minister des Aeussern Harden- 
berg, der Vertreter des russischen Bündnisses. Die preussische 
Kriegführung zeigte jetzt, freilich bei völliger Unzulänglichkeit 
der Mittel, einen besseren Geist: zwar ergaben sich Glogau, 
Breslau, Brieg, Schweidnitz verhältnismässig bald den Rhein- 
bundstruppen unter Vandamme, aber Danzig (unter Kalkreuth) 
hielt sich bis 20. Mai, Neisse bis in den Juni, Kosel und Glatz 
unter Graf Götze, Graudenz unter Courbiere, das kleine Kolberg 
durch das Verdienst der Bürgerschaft, Nettelbecks und Gneisenaus 
bis zum Friedensschluss. Streifzüge kleinerer Abteilungen unter 
Schill und Marwitz beunruhigten die nach Polen vorgerückten 
Franzosen im Rücken, aber zu einer Volkserhebung konnte es 
nicht kommen ohne nachdrückliche Unterstützung von aussen; 
England schloss zwar 28. Januar 1807 Frieden mit Preussen, das 
auf Hannover endgültig verzichtete, griff aber in den festländi- 
schen Krieg nicht ein. 

Nachdem die Russen unter Bennigsen von den Franzosen 
in blutigen Gefechten aus Preussisch-Polen nach Ostpreussen 
zurückgedrängt waren, kam es am 8. Februar 1807 zu der 
mörderischen Schlacht bei Preussisch-Eylau, in der das 
kleine preussische Korps unter IJEstocq den Franzosen den schon 
fast gewonnenen Sieg, wesentlich durch Scharnhorsts Verdienst, 
wieder entriss, so dass der Kampf unentschieden blieb. Die 
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Friedensanerbietungeu, die darauf Napoleon dem preussischen 
König machte, wies dieser zurück, und schloss mit Schweden 
20. April 1807 ein Bündnis zum Zweck der Befreiung Preussisch- 
Pommerns, am 26. April mit Russland den Vertrag von Barten- 
stein, in dem sich beide Teile verpflichteten, die Waffen nicht 
niederzulegen, ehe die Franzosen über den Rhein zurückgedrängt 
seien, für sich aber keine Eroberungen zu machen; auch England 
beteiligte sich und war bald zur Zahlung von Subsidien bereit. 
Aber die Niederlage der Russen bei Friedland (14. Juni 
1807) bewirkte nicht nur, dass diese über den Niemen zurück- 
gingen, worauf die Preussen folgen und Königsberg räumen 
mussten, sondern auch, dass Alexander in Friedensunterhand- 
lungen mit Napoleon trat. 

Der Friede von Tilsit. Alexander I. Hess sich von Napoleons 
Liebenswürdigkeit und noch mehr von den Aussichten, die er 
ihm auf Vergrösserung der russischen Macht eröffnete, völlig 
gewinnen. Vergeblich verstand sich die bisher von Napoleon 
mit Schmähungen verfolgte preussische Königin Luise zu dem 
Versuch, Napoleon persönlich zu einer Milderung der Bedingungen 
zu bestimmen. Am 7. Juli 1807 wurde der Friede von Tilsit 
zwischen den russischen und französischen, am 9. von den 
preussischen Bevollmächtigten unterzeichnet; „aus Rücksicht 
auf Kaiser Alexander" gab Napoleon dem preussischen König 
die kleinere Hälfte seiner Staaten (2856 QM mit 4600000 Einw.) 
zurück ; alles preussische Gebiet westlich der Elbe mit Magdeburg und 
die Erwerbungen der zweiten und dritten polnischen Teilung musste 
Preussen abtreten, ausserdem den Kreis Kottbus, den Sachsen, 
und den Kreis Bialystock, den Russland erhielt; Danzig wurde 
Freistaat mit französischer Besatzung. Süd- und Südostpreussen 
erhielt als „Grossherzogtum Warschau" der König von Sachsen, 
den grösseren Teil der westelbischen Abtretungen Preussens 
mit Hessen-Kassel, Braunschweig und anderen weifischen Ge- 
bietsteilen Napoleons jüngster Bruder .Hröme als „Königreich 
Westfalen"; das Grossherzogtum Berg wurde bedeutend ver- 
grössert (u. a. durch Münster und Grafschaft Mark) ; an Holland 
fiel Ostfriesland; zur Verfügung Frankreichs blieb Hannover, 
Erfurt, Baireuth. Alexander erkannte alle diese, sowie die früher 
von Napoleon vorgenommenen Gebietsänderungen und dessen poli- 
tische Schöpfungen an, überliess an Frankreich die jonischen Inseln 
und trat der Kontinentalsperre gegen England bei. Napoleon 
übernahm die Vermittlung des Friedens zwischen Russland und 
der Türkei und machte zugleich dem russischen Kaiser Aussicht 
auf eine Teilung der Türkei. Frankreich und Russland schlössen 
ein geheimes Schutz- und Trutzbündnis. 
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Nachdem Hardenberg, der den Eintritt Preussens in den 
Rheinbund verhinderte, auf Napoleons Verlangen abgetreten war, 
schloss Kalkreuth 12. Juli 1807 die Königsberger Konvention ab, 
die Räumung des Königreichs Preussen durch die Franzosen 
bis zum 1. November bestimmte unter der Voraussetzung, dass 
die seit Beginn des Kriegs dem Land auferlegten Kontributionen 
rechtzeitig bezahlt oder genügende Sicherheiten für deren Zah- 
lung gegeben wären; aber weder deren Betrag noch der Zeit- 
punkt, bis zu dem sie bezahlt sein sollten, war festgesetzt; bis 
zur Räumung hatte Preussen alle französischen Truppen zu er- 
halten. 

König Gustav IV. von Schweden verharrte im Krieg mit 
Frankreich, weshalb noch im Spätsommer 1807 die Franzosen 
Schwedisch-Pommern besetzten. Gleichzeitig wurde Dänemark 
von den Engländern, die, um ihre Seeherrschaft zu sichern, 
die Auslieferung der dänischen Flotte verlangten und durch die 
Beschiessung Kopenhagens (2.-7. September) erzwangen, in ein 
Bündnis mit Frankreich getrieben. 

§ 107. Napoleon im Bnnd mit Russland. Die Erhebung Spaniens. 

Anbahnung der Herrschaft Napoleons über die pyrenäische 
Halbinsel; Besetzung des Kirchenstaats. Die Weigerung Portugals, 
der Kontinentalsperre beizutreten, bewirkte, dass Napoleon auf Grund des 
27. Oktober 1807 mit Spanien geschlossenen Vertrags von Fontainebleau Junot 
mit einem Heer in der pyrenäisehen Halbinsel einrücken Hess : der König von 
Etrurien, Ludwig IL, ein Enkel des spanischen Königspaars, sollte für sein 
Land, das er an Frankreich abtreten musste (und das Mai 1808 mit diesem 
endgültig vereinigt wurde), mit dem nördlichen Teil Portugals entschädigt 
werden. Portugal wurde November 1807 von Junot besetzt und in fran- 
zösische Verwaltung genommen; die königliche Familie hatte sich vorher 
mit der Flotte und dem Staatsschatz nach Brasilien in Sicherheit gebracht. 
Da der Papst den Beitritt zur Kontinentalsperre verweigerte, Hess Napoleon 
auf die schon 1806 verfügte Besetzung der wichtigsten Häfen des Kirchen- 
staats 2. Februar 1808 die Besetzung Roms folgen und vereinigte bald darauf 
Urbino, Ancona, Camerino u. a. mit dem Königreich Italien. Da auch Oester- 
reich der Kontinentalsperre beigetreten war und die Türkei, um sich gegen 
Russlands Absichten zu sichern, schon 1806 mit Frankreich ein Bündnis ge- 
schlossen hatte, umfasste die Kontinentalsperre jetzt in der That das ganze 
festländische Europa mit Ausnahme Schwedens, das aber durch den Starrsinn 
seines Königs seit Febrnar 1808 auch in einen Krieg mit Russland ver- 
wickelt war. 

In Spanien bewirkten die unwürdigen Beziehungen der Königin und 
des Königs zu dem Friedeusfürsten (s. S. 325) Herbst 1807 ein Zenrürf- 
nis des Kronprinzen Ferdinand mit seinen Eltern und, nachdem dieses not- 
dürftig beigelegt war, 17. März 1808 einen Aufstand in Aranjuez, infolge 
dessen Karl IV. zu Gunsten Ferdinands verzichtete. Napoleon Hess als 
„Verbündeter" Spaniens 100000 Mann uuter Mural einrücken, der, ohne 
Widerstand zu finden, Madrid besetzte und Karl IV. ermutigte, die Thron- 
entsagung zurückzunehmen. Da Sohn und Vater sich an Napoleon wandten, 
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lockte dieser Ferdinand nach Bayonne, wohin auch das alte Königspaar mit 
(lern Friedenstürsten freiwillig kam ; ein am 2. Mai ausgebrochener, von Murat 
blutig unterdrückter Aufstand in Madrid gab den Vorwand zur Verhaftung 
Ferdinands, und Karl IV. trat am 5. Mai, gegen ein Jahrgeld von 7'/2 MiH- fr., 
die spanische Monarchie an Napoleon ab; Ferdinand trat 10. Mai der Verzicht- 
leistung seines Vaters bei. Vorher hatte er durch zwei Erlasse vom 5. Mai 
der von ihm bei seiner Abreise in Madrid eingesetzten Regierungs-Junta 
seine Verhaftung mitgeteilt uud die selbständige Ausübung der Staatsgewalt 
übertragen. 

Kongress in Erfurt. Spanischer Krieg bis 1809. Napoleon 
Hess durch eine nach Bayonne berufene Junta für das durch 
Hinterlist in seine Gewalt gebrachte Spanien eine Verfassung 
nach dem Muster der französischen beschliessen und seinen 
Bruder Joseph zum König von Spanien wählen. An 
Josephs Stelle wurde Murat König von Neapel, an dessen 
Stelle ein vierjähriger Sohn des Königs von Holland Gross- 
herzog von Berg. 

Joseph zog am 20. Juli in Madrid ein, aber schon war, 
auf die Kunde von den Vorgängen in Bayonne, überall in 
Spanien der Volkskrieg entbrannt, geleitet von der Zentral- 
junta in Sevilla und Juntas der verschiedenen Provinzen und 
Städte, geschürt von der Geistlichkeit. General Dupont musste 
mit 20 000 Mann bei Bat/len am 21. Juli 1808 die Waffen strecken,. 
ein französisches Geschwader im Hafen von Cadix sich ergeben, 
worauf Joseph über den Ebro zurückging. Ein englisches Heer, 
das in Portugal landete, zwang unter dem in Indien erprobten 
Wellesley die Franzosen unter Junot zu der Kapitulation von 
Cintra (30. August), kraft deren sie Portugal räumten, um auf 
englischen Schiffen an die französische Küste gebracht zu wer- 
den. Die spanischen Truppen, die, von Godoy Napoleon für den 
Krieg im Norden zur Verfügung gestellt, in Dänemark standen, 
um gegen Schweden zu kämpfen, vereinigten sich unter La 
Romana und wurden auf englischen Schiffen nach Corunna ge- 
bracht. 

Um gegen Spanien im Bücken gedeckt zu sein, schloss 
Napoleon, der durch den Vertrag vom 8. September 1808 (s. S. 3(>;i) 
sich Preussens versicherte, seine Verbindung mit Russland fester : 
der Kongress in Erfurt, das unmittelbar französisches Ge- 
biet war, (17. September bis 14. Oktober 1808) bot nicht bloss 
den Kaisern von Frankreich und Russland Gelegenheit, sich der 
Welt als die Herrn von Europa zu zeigen, sondern führte auch 
zu dem geheimen Vertrag vom 12. Oktober, durch welchen 
Napoleon sich Jinsslands Unterstützung für den Fall eines An- 
griffs von ( Oesterreich sicherte, indem er Russland Finnland und 
die Donaufürstentümer zugestand: Finnland wurde noch 1808 
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von den Hussen vollends erobert und 1809 von Karl XIII. ab- 
getreten 1 ). Wegen der Donaufürstentümer geriet Russland mit 
der Türkei, die unter Mahmud II. (1808—39) mit England 
Frieden geschlossen hatte, 1809 in einen langwierigen und 
wechselvollen Krieg. Napoleon selbst eilte von Erfurt aus nach 
Spanien und bahnte sich mit einem gewaltigen Heer siegreich 
den Weg nach Madrid (4. Dezember 1808), überliess aber dann 
die weitere Führung des Kriegs seinen Generalen : zwar wurde 
das englische Heer unter Moore gezwungen, sich in Corunna 
einzuschiffen (Januar 1809) und das von Palafox heldenmütig ver- 
teidigte Saragossa endlich am 20. Februar 1809 erstürmt, aber 
der kleine Krieg (guer'dla), für die Franzosen ebenso ermüdend 
als verlustreich, dauerte überall auf der Halbinsel fort, und 
England, mit dem die Zentraljunta ein Schutz- und Trutzbündnis 
geschlossen hatte, schickte ein Heer unter Weilesieg nach Por- 
tugal, das die Franzosen unter Soult mit schwerem Verlust 
räumen mussten (Mai 1809). 

§ 108. Oesterreichs Erhebung und Fall. 

Dep Krieg von 1809. Napoleon hatte Spanien alsbald 
wieder verlassen, weil ein Krieg mit Oesterreich drohte. Oester- 
reich, innerlich gekräftigt durch eine bessere (weniger zentralisierte) 
Verwaltung, deren Seele der neue Minister des Aeussern Graf 
Stadion war, und durch die militärischen Beformen des Erzherzogs 
Karl zu grösserer kriegerischer Leistungsfähigkeit gebracht, 
wollte die Unterwerfung Spaniens nicht unthätig abwarten, weil 
seine Staatsmänner, vor allem der Gesandte in Paris Graf Metter- 
nich (1773 — 1859, aus rheinländischem Adelsgeschlecht, 1809 
Minister des Aeussern, 1821 Staatskanzler) und der geistvolle 
Schriftsteller Gentz (17(>4— 1832), überzeugt waren, dass Oester- 
reich von Napoleons Herrschsucht , die eben dem verbündeten 
bourbonischen Königtum in Spanien ein Ende gemacht hatte, 
ebenso bedroht sei. Ausserdem führte die Hoflnung auf Hilfe 
Preussens und die Rücksicht auf die Finanzlage, gegen die 
Meinung des Erzherzogs Karl, zum Entschluss, rasch loszuschlagen. 
Nach einer Erklärung des Kaisers Franz, worin die von Oester- 
reich erhobenen, von Frankreich nicht abbestellten Beschwerden 



*) Der unfähige Gustav IV. wurde durch eine Verschwörung Frühjahr 
1809 samt seinen Nachkommen des Thronrechts beraubt: da sein Oheini und 
Nachfolger Karl XII 1. kinderlos war, wählten die schwedischen Stände den 
Prinzen Christian August von Augustenburg und nach dessen Tod 1810, mit 
Napoleons Einwilligung, den französischen Marschall Jean Bernadotte zum 
Kronprinzen. 
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aufgezählt waren, und einem Aufruf an die Völker Deutschlands 
zur Wiedergewinnung ihrer Freiheit ging das österreichische 
Heer unter Erzherzog Karl am 9. April 1809 über den Inn. Gleich- 
zeitig erhoben sich die Tiroler, die um jeden Preis von Bayern 
los und zu Habsburg zurück wollten, unter dem Sandwirt Andreas 
Hof er, Joseph Speckbacher u. a., und schon am 12. April war 
Tirol bis auf Kufstein frei. Aber Erzherzog Karl, der seinen 
anfänglichen Vorsprung nicht benützt hatte, wurde von Napoleon 
in den Gefechten bei Tann, Abensberg, Landshut, 
Eggmühl und Regensbur g schwer geschlagen und zum 
Rückzug nach Böhmen genötigt. Die Folge war, dass die er- 
hoffte Erhebung Norddeutschlands sich auf vereinzelte Aufstände 
beschränkte, die auf den Gang der Dinge nicht wesentlich ein- 
wirkten und unterdrückt wurden 1 ), dass Erzherzog Johann nach 
anfänglichen Erfolgen gegen den Vizekönig von Italien sich 
unter jetzt unglücklichen Gefechten der ungarischen Grenze zu 
zurückzog, und dass Tirol bis zum Brenner wieder von den 
Franzosen und Bayern unter argen Greueln besetzt wurde. Im 
Grossherzogtum Warschau kämpfte Erzherzog Ferdinand gegen 
die Polen unter Poniatowski (einem Neffen des letzten polnischen 
Königs) mit wechselndem Glück, während das russische Hilfs- 
korps (s. S. 356) unthätig blieb. Napoleon war am 13. Mai in 
Wien eingezogen : von Schönbrunn aus erliess er einen wirkungs- 
losen Aufruf an die Ungarn und verfugte 17. Mai als „Nachfolger 
Karls des Grossen" die V e r e i n i g u n g R o m s als zweiter Haupt- 
stadt mit dem Kaiserreich (da der Papst sich weigerte, 
der weltlichen Herrschaft zu entsagen, wurde er 6. Juli ver- 
haftet und zuerst nach Frankreich, dann nachSavona gebracht). 

Napoleons Versuch, von der Insel Lobau (unterhalb Wiens) 
aus den Uebergang über die Donau zu erzwingen, wurde von 
Erzherzog Karl in der blutigen Schlacht bei As pern (21. und) 
22. Mai 1809 siegreich vereitelt; und am 30. Mai zogen die 
Tiroler Schützen nach dem Sieg am Iselberg wieder in Inns- 
bruck ein, gleichzeitig befreiten sich die Vorarlberger und be- 
drohten das Allgäu. Aber Erzherzog Karl versäumte es, sei- 



l ) Ein Aufstand im Königreich Westfalen scheiterte sofort (April). Der 
preussische Major Schill führte auf eigene Faust seine Husaren in den Krieg, 
warf sich in die Stadt Stralsund und tiel bei der Erstürmung der Stadt durch 
dänische und westfälische Truppen 31. Mai; von seinen überlebenden Leuten 
wurden die Offiziere standrechtlich erschossen, die Gemeinen, soweit sie sich 
nicht durchschlugen, auf französische Galeeren gebracht. Der Herzog Friedrieh 
Wilhelm von Braun schweig, Sohn des Besiegten von Auerstedt, schlug sich mit 
seiner „schwarzen Schar", nach anfänglichen Erfolgen in Sachsen, in helden- 
haften Kämpfen nach Elsfleth an der Nordseeküste durch, wo ihn englische 
Schiffe aufnahmen (7. August». 
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nen Erfolg durch Ausnützung zu einem wirklichen Sieg zu 
machen, während Napoleon alles that, um sich für eine neue 
Schlacht ein entscheidendes Uebergewicht zu sichern, und den 
Vizekönig von Italien nach dessen Sieg bei Raab an sich zog. 
Am 5. und 0. Juli erfolgte die mörderische Schlacht bei 
W agram, die den Erzherzog zum Rückzug nach Mähren zwang; 
am 11. Juli wurde der Waffenstillstand von Znaym geschlossen, 
der ein Drittel des österreichischen Gebiets den Franzosen über- 
liess und Tirol preisgab. Trotzdem erwehrten sich die Tiroler 
noch einmal der Feinde, am 15. August zog Hof er zum dritten- 
mal in Innsbruck ein und übernahm die Regierung des Landes. 
Dagegen wurden die Vorarlberger im August zur Niederlegung 
der Waffen gezwungen; gleichzeitig endete ein mit bedeutenden 
Streitkräften unternommener Angriff der Engländer auf Holland 
mit einem gänzlichen Misserfolg; nur die Insel Walcheren an 
der Scheidemündung hielten sie bis Dezember 1800 besetzt. 

Der Wiener Friede und seine Folgren. Am 14. Oktober 
1809, zwei Tage nach dem Mordversuch eines jungen Naum- 
burgers, Friedrich Staps, auf Napoleon, wurde der Wiener 
(oder Schönbrunner) Friede geschlossen. Oesterreich musste 
85 Millionen fr. zahlen und 2150 QM mit Millionen Ein- 
wohnern abtreten: Bayern erhielt Salzburg mit Berchtesgaden, 
das Innviertel und das westliche Hausruckviertel, Russland den 
Kreis Tarnopol, das Warschauer Gh'ossherzogtum Westgalizien 
(mit Krakau); aus den bisher österreichischen Gebieten südlich 
der Save wurde der Staat der illyrischen Provinzen unter der 
Oberhoheit Napoleons gebildet; Oesterreich war damit vom 
Meer abgeschnitten. Von anderen jetzt vorgenommenen Besitz- 
veränderungen waren die wichtigsten, dass Regensburg und 
Baireuth an Bayern kamen, Südtirol an das Königreich Italien, 
das Pusterthal an die illyrischen Provinzen, Ulm an Württem- 
berg. Tirol musste erst noch unterworfen werden ; nachdem der 
aufgebotenen Uebermacht gegenüber der Widerstand endlich auf- 
gegeben war, rief Hof er, durch Vorspiegelungen falscher Freunde 
verleitet, im November seine Landsleute wieder zu den Waffen ; 
durch Verrat gefangen wurde er auf Befehl Napoleons 20. Fe- 
bruar 1810 in Mantua erschossen. Für Oesterreich hatte der un- 
glückliche Krieg den völligen Verzicht der jetzt von Metternich 
geleiteten Politik auf Reformen im Innern, auf Selbständigkeit 
im Aeussern und 1811 einen Staatsbankerott zur Folge. 

§ 109. Napoleon auf der Höhe seiner Macht; der spanische Krieg. 

Napoleons gewaltthätiges Schalten. Napoleon, den der 
Sieg über Oesterreich vollends zum unumschränkten Herrn Mittel- 
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europas geinaclit hatte, schied sich jetzt von Josephine, die ihm 
keine Kinder geboren hatte, um durch die Vermählung mit der 
Tochter Franz' I. Marie Jjuise (i>. April 1810) sich in die Reihe 
der legitimen Herrschelfamilien Europas einzuführen; am 20. März 
1811 wurde ihm ein Sohn, der „König von Rom u } geboren. Seine 
Machtstellung nützte er in rücksichtslosester Weise aus: nachdem 
Hannover ausser Lauenburg an das Königreich Westfalen gegeben 
und für Dalberg als weltliches Fürstentum ein Grossherzogtum 
Frankfurt gebildet worden war, das einst Eugen Beauharnais 
erben sollte, wurde Holland , dessen König Ludwig nicht auf 
Kosten seines Landes der willenlose Diener Napoleons sein 
wollte, 0. Juli 1810 mit Frankreich vereinigt, und am 13. Dezember 
1810 als „cominandee par les circonstances" die Einverleibung 
der Republik Wallis und des ganzen deutschen Küstenlandes von der 
Emsmündung bis Lübeck verfügt; dadurch wurden nicht nur das 
Grossherzogtum Berg und das Königreich Westfalen wesentlich 
verkleinert, sondern auch einige Rheinbundsfürsten, darunter der 
Herzog von Oldenburg, Alexanders 1. Verwandter und Schützling, 
ihres Landes beraubt. Die Kontinentalsperre wurde für den 
ganzen Napoleonischen Machtbereich verschärft durch den Zoll- 
tarif von Trianon, der alle Kolonialwaren mit einem Einfuhr- 
zoll von 50 Prozent belegte, und durch das Dekret von Fontaine- 
bleau (10. Oktober 1810), das Wegnahme und Verbrennung 
aller englischen Erzeugnisse verfügte. Die Hebung festländischer 
Produktionszweige konnte den ungeheuren Schaden, der dem 
festländischen Besitz und Handel zugefügt wurde, weit nicht 
aufwiegen, die lästige Kontrolle wurde ins Unerträgliche ge- 
steigert, der Schmuggel wuchs zu einem Schaden des gesamten 
Volkslebens an. 

Spanien war das einzige Land des Kontinents, wo der 
offene Widerstand gegen die kaiserliche Allmacht noch nicht 
gebrochen war. Zwar hatte Wellesley nach dem Sieg bei Tala- 
vtra (28. Juli 1800), der ihm die Erhebung zum Lord Wellington 
eintrug, von den Spaniern nicht unterstützt, sich wieder nach 
Portugal zurückgezogen und die Zentraljunta vor dem in Anda- 
lusien vordringenden König Joseph unter den Festungswerken 
von Cadix Zuflucht gesucht (Anfang 1810), wo sie eine Regie- 
rung einsetzte und sich dann auflöste. Aber Cadix widerstand 
den französischen Angriffen, und die Anstalten, die Napoleon traf, 
Nordspanien bis zum Ebro mit Frankreich zu vereinigen, ent- 
fachten den spanischen W iderstand überall von neuem und unter- 
gruben Josephs Stellung ganz. Am 24. September 1810 konnten 
in Cadix die von der Regierung einberufenen Cortes zusammen- 
treten, die für das Königreich Spanien eine freisinnige Ver- 
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fassung ( „Konstitution vom Jahre zwölf") beschlossen. Die von 
Masse'na versuchte Wiedereroberung Portugals scheiterte an den 
Linien von Tor res Vedras (Frühjahr 1811), einem befestigten 
Lager, das Wellington zum Schutz Lissabons errichtet hatte. 
Zwar unterwarf Suchet Katalonien und Valencia, aber die Un- 
einigkeit und Eifersucht der französischen Generale, die schon 
an Massenas Misserfolg mitschuldig gewesen war, liess es zu 
keiner einheitlichen und kräftigen Bekämpfung des Hauptgegners 
Wellington kommen, der durch den Sieg bei Salamanca über 
Marmont (1812) sich endgültig im Innern von Spanien festsetzte. 

§ 110. Preussen nach dem Tilsiter Frieden. 

Bis zum Sturze Steins. Friedrich Wilhelm III. hatte die 
Notwendigkeit von Reformen nicht verkannt, aber nicht die Ent- 
schlusskraft zu ihrer Durchführung im Grossen gefunden (über die 
Befreiung der Domänenbauern s. S. 328). Nach der Niederlage von 
1800/7 konnte nur durch eine Politik, die alle Kräfte 
des Volkes entband und in den Dienst des Staates 
stellte, dessen Bestand und Zukunft gesichert werden. Der 
berufene Träger dieser Politik war Freiherr v. Stein 1 ); er 
übernahm am f>. Oktober die Leitung aller Zivilangelegenheiten, 
insbesondere der noch von Hardenberg eingesetzten Zivil-Im- 
mediatkommission, der Altenstein, Klewitz, Stägemann, Schön und 
Schnitter angehörten. Diese wollte die Erbunterthänigkeit für 
Ost- und Westpreussen aufheben; Stein setzte den Erlass des 
Edikts vom \). Oktober 1807 durch, das für die ganze 
preussische Monarchie stufenweise Aufhebung der Erb- 



l ) Heinrich Friedrich Karl Reic Iisfreiherr vom und zum Stein 
(26. Okt. 1757 in Nassau geb., 1831 1), seit 1780 im preußischen Staatsdienst, 1795 
Präsident der Kriegs- und Domänenkammer in der (Trafschaft Mark, wo er zu- 
erst seine schöpferische Kraft bethätigte, 1797 Oberpräsident der westfälischen 
Kammer, 1804 Minister des Accise-, Zoll-, Fabrik- und Handelsweseus, hatte 
schon in einer Denkschrift vom Mai 1806 die Notwendigkeit einer völligen Um- 
gestaltung der Staatseinrichtungen und der Regierung dargelegt; Januar 1807 
vom König in Ungnade entlassen, hatte er in Nassau eine Denkschrift verfasst, 
in der er seinen Reformplan entwickelte. Seine Grösse lag in der Verbindung 
des Glaubens an die siegreiche Macht der sittlichen Kräfte im Staatsleben und 
eines offenen Blicks für alle Bedingungen und Mittel materieller Wohlfahrt, 
eines starken, unbeugsamen Willens und eines warmen Herzens für die Nöte 
und Bedürfnisse der Masse des Volks. Er war, im Unterschied von Harden- 
berg, allein doktrinären Schematisieren und jeder schablonenartigeu Nach- 
ahmung fremder Einrichtungen abgeneigt und verband mit einem, manchmal 
unklaren und hartnäckigen, Interesse für die Ueberlieferungeu und Grund- 
richtungen der seitherigen geschichtlichen Entwicklung die Kühnheit des weit- 
ausschauenden Reformers. 
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unterthänigkeit (und damit der Fronen und des Zwangs- 
gesindedienstes) bestimmte, so dass es von Martini 1810 an 
keine preussischen Unterthanen mehr geben durfte, denen die 
Freizügigkeit, die Freiheit der Berufswahl und der Eheschliess- 
ung, die Möglichkeit, freies Eigentum zu erwerben, fehlte. Die 
positive Ergänzung dazu bildete für die Bauern der königlichen 
Domänen Ost- und Westpreussens die entschädigungslose Ver- 
leihung des erb- und eigentümlichen Besitzes ihrer Stellen durch die 
Verordnung vom 27. Juli 1808, wodurch etwa 40000 Bauernstellen 
vollständig freies Eigentum wurden. Dagegen wurden die Besitz- 
verhältnisse der „Privatbauern" mit Rücksicht auf die Rechte und 
Interessen der Gutsherrschaften nicht in einheitlicher Weise geregelt; 
zunächst bestimmte eine Verordnung vom 14. Februar 1808 für 
Ost- und Westpreussen (der eine entsprechende für Schlesien 
1809, für Pommern und die Marken 1810 folgte), dass die bisher 
erblichen Bauernstellen neueren Ursprungs (die auf Grund des von 
Friedrich dem Grossen eingeführten „Bauernschutzes" [s. S. 277] 
wieder hergestellt worden waren) und die nicht erblichen Bauern- 
stellen von der Gutsherrschaft zu grösseren Höfen vereinigt 
werden durften, und dass Bauernland als „Vorwerksland" zu 
dem Gut der Gutsherrschaft geschlagen werden konnte, wenn 
gleichzeitig ebensoviel Bauernland in freie erbliche Bauerngüter 
verwandelt wurde, d. h. der „Bauernschutz" wurde aufgegeben, 
zum Teil unter Einwirkung der A. Smith'schen Lehren. Die 
Neuordnung der Besitzverhältnisse der auf ihren Stellen ver- 
bleibenden Privatbauern blieb künftigen Verordnungen vorbe- 
halten. An den rechtlichen Verhältnissen des unbeweglichen Be- 
sitzes der Landarbeiter, d. h. aller, die weniger als eine „Hufe" 
( das zu einer Bauernwirtschaft nötige Mindestmass von Land- 
besitz) hatten und also darauf angewiesen waren, mindestens 
einen Teil ihres Unterhalts sich durch Arbeit in fremdem Dienst 
zu erwerben, wurde überhaupt nichts geändert. Am 19. November 
1808 wurde die Städteordnung erlassen, die für die Städte 
den Grundsatz der Selbstverwaltung (durch die von 
der Bürgerschaft gewählten Stadtverordneten und den von den 
Stadtverordneten gewählten Magistrat) durchführte. Am 
24. November 1808 vollzog der König die von Stein ausgearbeitete 
„Verordnung über die Verfassung der obersten Ver- 
waltungsbehörden d er Monarchie", durch die unter Auf- 
hebung des Generaldirektoriums und des Kabinettsrats fünf 
dem König verantwortliche Minister (für Inneres, 
Finanzen, Justiz, Krieg und Aeusseres) an die Spitze der 
Verwaltung des Gesamtstaates gestellt und die Kreise 
zu Provinzen zusammengelegt, die Kreisregierungen jeder Provinz 
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einem Oberpräsidenten unterstellt wurden, mit genauer Abgrenzung 
der Befugnisse und Verantwortlichkeit der unter- und über- 
geordneten Behörden. Dagegen unterblieb die Organisation der 
Selbstverwaltung für Landgemeinden und Kreise, ebenso die Ver- 
wirklichung des Stein'schen Gedankens an Provinzial- und Reichs- 
ständen. Ein aus den Prinzen, hohen Beamten und andern Ver- 
trauensmännern des Königs zusammengesetzter Staatsrat war als 
höchste begutachtende Behörde, besonders in gesetzgeberischen 
Fragen, vorgesehen. 

Gleichzeitig schuf die 25. Juli 1807 errichtete Militär- 
reorganisations-Kommission, der als Vorsitzender Scharn- 
horst 1 ), als nächst ihm bedeutendstes Mitglied Gneisenau *) 
angehörten, ein neues preussisches Heer auf der Grundlage der von 
Scharnhorst von jeher vertretenen Forderungen, dass das einzige 
Ziel aller militärischen Ausbildung die Kriegstüchtigkeit, dass 
für das Avancement nicht Geburt, sondern die Gesamtheit der 
persönlichen Eigenschaften massgebend, und dass das Heer ein 
Volksheer sein müsse, dessen Disziplin auf Ehre und 
Pflichtgefühl zu gründen sei; die Werbung wurde sofort 
aufgegeben, dagegen die von Scharnhorst vertretene allge- 
meine Wehrpflicht nur für den Kriegsfall in Aus- 
sicht genommen (gesetzlich eingeführt wurde sie 
3. September 1814 von Scharnhorsts Schüler Boyen). Die 
Schwierigkeit, dass bei der Lage des Staates ein starkes stehen- 
des Heer nicht unterhalten werden konnte, überwand Scharn- 
horst durch das „ Krümpersystem" , d. h. Einübung eines grossen 
Teils der Mannschaften in drei Monaten, nach deren Ablauf 
immer wieder andere Mannschaften eingestellt wurden, und 
kurze, regelmässige Uebungen mit den entlassenen Mannschaften 
in ihren Kantonnements. So verfehlte Napoleon seinen Zweck, 
als er im Vertrag vom 8. September 1808 Preussen die Be- 
dingung auferlegte, nicht mehr als 42000 Mann unter den Waffen 
zu halten. 

In diesem Vertrag, den Prinz Wilhelm in Paris abschloss, 



*) Gerhard Johann David Scharnhorst , hannöverscher Bauernsohn, 1755 
geboren, mit 17 1 /« Jahren in der Artiilerieschule des Grafen Wilhelm von Lippe- 
Sehaumburg (s. S. 276) zu Wilhelmstein, seit 1780 in hannoverschen Diensten, 
nahm als Artilleriehauptmann mit Auszeichnung- an den Feldzügen von 1793 
und 1794 teil, seit 1801 in preussischen Diensten als Direktor der 31ilitär- 
akademie, 1806 in der Schlacht bei Auerstädt siegreicher Führer des linken 
Flügels, dann Blüchers Generalstabschef, 1807 Generalstabschef L'Estocqs bei 
Eylau. — Wilhelm Anton August Neidhart v. Gneisenau, 1760 geb. in Schiida 
bei Torgau als Sohn eines Offiziers der Reichsarniee , 1780 in Ansbach'schen 
Diensten, in denen er nach Nordamerika kam; seit 1786 in preussischen 
Diensten, 1807 Verteidiger Kolbergs. (1825 Feldmarschall, f 1831.) 
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„erniässigte" Napoleon die Summe der vom Krieg her rück- 
ständigen, von ihm willkürlich auf das vier- bis fünffache ihres 
ursprünglichen Betrags festgesetzten Kontributionen auf 1 40 Mil- 
lionen fr., bis zu deren Abzahlung die Oderfestungen Glogau, 
Küstrin und Stettin von den Franzosen besetzt blieben ; bis dahin 
hatte Preussen über 150000 Franzosen zu unterhalten gehabt, 
die jetzt in Spanien nötig wurden (s. § KM»). Im ganzen zogen 
die Franzosen mindestens ;")04 Millionen fr. aus den preussischen 
Provinzen (nach preussischen Berechnungen noch bedeutend 
mehr), abgesehen von den im Grossherzogtum Warschau an- 
gelegten preussischen Kapitalien im Betrag von 30 Millionen 
Thaler, deren Kontiskation Napoleon dem König von Sachsen 
gegen 20 Millionen fr. gestattet hatte in einem 10. Mai zu 
Bayonne geschlossenen Vertrag, im Widerspruch mit einer aus- 
drücklichen Bestimmung des Tilsiter Friedens. Ausserdem hatte 
Preussen für die Verbindung zwischen den Rheinbundstaaten 
und dem Grossherzogtum Warschau sieben Etappenstrassen ein- 
räumen müssen. Die Reform in Preussen erlitt eine Unter- 
brechung und einen unersetzlichen Verlust dadurch, dass Stein 
am 24. November lsos entlassen werden musste, weil ein Brief, 
in dem er empfahl, eine Erhebung im Königreich Westfalen 
vorzubereiten, der französischen Gendarmerie in die Hände ge- 
fallen war. Am 10. Dezember von Napoleon geächtet, fand 
„le nomine Stein u zunächst in Oesterreich eine Zuflucht, nach- 
dem er noch am f>. Dezember ein Rundschreiben unterzeichnet 
hatte, das seine Gedanken über die Fortführung der Reformen 
zusammenfasste („Steins politisches Testament"). 

Die Jahre 1809—1811. Den Hoffnungen der preussischen 
Patrioten brachte das Jahr 180 ( .) eine doppelte Enttäuschung: 
zum Eingreifen in den österreichischen Krieg (§ 108) konnte 
sich Friedrich Wilhelm III. angesichts der Haltung Russlands 
nicht entschliessen, und unter dem Ministerium Altenstein-Dohna 
wurde die Reform auf das Kriegswesen beschränkt, bis Juni 1810 
Hardenberg Staatskanzler mit ungewöhnlich grosser 
( bureaukratiseher) Macht wurde. Zwar blieb die im Finanzedikt 
vom 27. Oktober IS l() angekündigte Steuerreform dem Widerstand 
besonders der Anhänger des Feudalwesens gegenüber Stück- 
werk, und die neu eingeführten Steuern brachten grossenteils 
nicht den erhofften Ertrag; auch erwies sich das im Finanzedikt 
und dem „ferner- weiten" Edikt vom 7. September 1811 gegebene 
Versprechen einer Repräsentation der Nation als sehr voreilig; 
und die Neuordnung der Besitzverhältnisse der Privatbauern durch 
das Regulierungsedikt vom 14. September 1811 stellte für die 
Verwandlung des von den Bauern bisher innegehabten Gutes 
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in freies Eigentum Bedingungen, die teils von vornherein einen 
beträchtlichen Teil der Bauern ausschlössen, teils die Ausein- 
andersetzung zu einem für den Gutsherrn vorteilhaften Geschäft 
machten 1 ). Doch wurde vor allem durch die 2H. Oktober 1810 
im Grundsatz eingeführte und 7. Sept. 1811 von allen Schranken 
befreite Gewerbefreiheit die wirtschaftliche Leistungsfähig- 
keit des Volkes gehoben, der Grundsatz der gleichmässigen 
Heranziehung aller Unterthanen zu den Steuern angebahnt, u. a. 
durch Einführung einer allgemeinen Gewerbesteuer (28. Okt. 1810), 
wobei Hardenberg dem Vorgang des Königreichs Westfalen 
folgte, eine humanere Gesindeordnung (s. Nov. 1810) und ein 

») Fernerer Gang der Bauernbefreiung in den östlichen Pro- 
vinzen der preussischen Monarchie. Dieses Regulierungsedikt wurde 
wegen des Kriegs nur wenig ausgeführt. Die r Deklaration" vom 29. Juni 
1816 stellte für die Bauern noch ungünstigere Bedingungen fest. Schon 1811 
hatten die „Nationalrepräsentanten" die Bestimmung durchgesetzt, dass bei 
Regulierung des Besitzrechts die Bauern mit erblichem Besitz 
ein Drittel, die mit unerblichem Besitz die Hälfte ihres Grund und 
Bodens an den Gutsherrn abzutreten haben, um den Rest zu vollständig 
freiem Eigentum zu behalten. Jetzt wurde die Regulierbarkeit einge- 
schränkt auf spannbare katastrierte (d.h. nicht auf Ritteracker errichtete) 
Bauerngüter alten Bestands. Da das alte Verhältnis bei Ueberein- 
stimmnng beider Teile blieb, so war die Regulierung 1848 noch nicht beendet. 
Bei der Regulierung gaben die Gutsherrn ihrerseits auf : das Obereigentum über 
das dem Bauern als freies Eigentum überlassene Land und die „Hofwehr" (— das 
zum Betrieb nötige Vieh und Geräte), die Frondienste der Bauern (welche die 
Domänenbauern durch ein jährliches Dienstgelt abzulösen hatten), sowie deren 
Geld- und Naturalabgaben und das Weiderecht auf dem Bauernland ; die Bauern 
dagegen: den Anspruch auf Unterstützung und auf Wiederherstellung der 
„Hofwehr", auf Eintreten des Gutsherrn für ihre Steuerverpflichtungen, sowie 
auf manche Nutzungsrechte an den gutsherrlichen Wald. Die spannfähigeu 
Bauern mit gutem Besitzrecht (Eigentümer, Erbzinsleute, Erbpächter) 
konnten seit 1821 ihre Dienstverpfl ichtun gen durch Entschä- 
digung in Land oder Rente, ihre Abgaben durch jährliche 
Rente (bezw. einmalige Bezahlung des 25fachen Jahreswerts) ablösen. Die 
Zahl der Bauern wurde durch die Regulierung im ganzen auf den Stand 
von 1768 vermindert, den Gutsbesitzern ermöglichte sie auch einen rationel- 
leren Betrieb. Eine Vermehrung ihres Grundbesitzes erzielten dieselben auch 
durch Einzug der von der Regulierung ausgenommenen spannfähigeu Bauern- 
güter, sowie durch Aufkauf von Bau einstellen. Die Zahl der von jetzt an 
persönlich freien Landarbeiter, die andererseits den bisherigen Rückhalt an 
den unterstützungspflichtigen Erbherrn verloren, wurde bedeutend vermehrt, 
die lassitischen Arbeiter älteren Ursprungs verwandelte man bei vorkommender 
Neubesetzung in Insten (s. S. 184), und als 1850 auch die kleinen spannlosen 
Lassiten, deren Handdienste bis dahin fortdauerten, für regulierbar erklärt 
wurden, war ihre Zahl verhältnismässig klein. I n der Provinz Posen wurde 
wegen der polnischen Nationalität des Adels der (sonst 1816 vollends ganz 
aufgehobene) Bauernschutz 1819 festgesetzt und 1823 auch die kleineren 
und spannloseu Stelleu für regulierbar erklärt. Letztere Be- 
stimmung wurde 1850 auf die andern Provinzen ausgedehnt. In 
der Provinz Sachsen bestand überhaupt keine Erbitnterthänigkeit. 
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Edikt über die Judenemancipation (11. März 1812) erlassen und 
das Gleichgewicht im Staatshaushalt unter gleich- 
zeitiger Abzahlung von zwei Dritteln der französischen Schuld 
hergestellt. 

Hand in Hand mit der politischen Neubildung ging eine 
Umwandlung des geistigen Lebens: dass Vaterlands- 
liebe und die bürgerlichen Tugenden mehr wert seien als schön- 
geistiges Wesen, dass die allgemein menschliche Bildung auf 
der Grundlage heimischer Eigenart und nationaler Selbständig- 
keit ruhen müsse, wenn sie nicht in charakterlose Oberflächlich- 
keit ausarten solle, dass den religiösen und sittlichen Faktoren 
des Volkslebens die grösste Bedeutung für die Geschicke eines 
Volkes zukommen, dass der Kampf gegen die Fremdherrschaft 
zugleich die elementarste und die heiligste Pflicht sei, waren 
die Ueberzeugungen, mit denen die geistigen Führer des Volks, 
ein J. G. Fichte (seine „Reden an die deutsche Nation" 180*), 
Ernst Moritz Arndt (sein „Geist der Zeit" 1806 begonnen), 
Schleiermacher u. a., sich durchdrungen hatten und nament- 
lich die jüngere Generation erfüllten; freilich fehlte es auch 
nicht an Einseitigkeiten und Uebertreibungen in dieser Pflege 
des vaterländischen Sinns, so bei Jahn, der 1811 den Turnplatz 
auf der Hasenheide in Berlin eröffnete. Der „Tugendbund", 
der, 1808 in Königsberg gegründet, schon 31. Dezember 180U 
auf Wunsch des Königs sich auflöste, war hauptsächlich als 
Zeichen der Zeit und wegen des Eindrucks, den er auf die 
Franzosen machte, von einer gewissen Bedeutung gewesen. Eine 
That von bleibendem Wert für das deutsche Geistesleben und 
zugleich die für die Bedürfnisse der Zeit notwendige Ergänzung 
des patriotisch-sittlichen Gesichtspunkts durch die Wissenschaft 
war die von W. v. Humboldt angeregte Gründung der Ber- 
liner Universität, die im Herbst 1810 eröffnet wurde, kurz 
nachdem Königin Luise gestorben war (19. Juli 1810); das Ver- 
mächtnis, das sie ihrer Familie und ihrem Volk hinterliess, war 
die Pflicht der Wiederherstellung des Vaterlands. Zunächst frei- 
lich musste Preussen seinem Bezwinger Heeresfolge leisten. 

§ 111. Napoleons Krieg mit Russland. 

Die Vorbereitung des Kriegs. Napoleons Bündnis 
mit Russland war von vornherein nicht bestandfähig, 
weil Napoleon niemals im Ernst gewillt war, die Vorherrschaft 
in Europa mit Alexander zu teilen. Dies zeigte sich besonders 
in dem Rückhalt, den die Türkei den russischen Absichten gegen- 
über an Frankreich fand, und in der Begünstigung des Gross- 
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Herzogtums Warschau durch Napoleon, der die Verpflichtung, 
Polen nie wiederherzustellen, nicht einging. Seit der Ablehnung 
des Tarifs von Trianon durch Alexander, der Entthronung des 
Oldenburgers durch Napoleon (s. S. 300) und der Einfuhrung 
eines autonomen russischen Tarifs (Dezember 1810) rüsteten 
beide Teile, ebenso Preussen, wo die Patriotenpartei einen 
Volkskrieg plante, der König wenigstens einem Gewaltstreich 
Napoleons nicht wehrlos gegenüberstehen wollte. Scharnhorst 
verhandelte über ein Bündnis in Petersburg und in Wien; 
da aber Russland nur eine ganz ungenügende Hilfe für Ost- 
preussen in Aussicht stellte und Oesterreich die Teilnahme an 
einem Krieg gegen Napoleon ablehnte, nahm Friedrich Wilhelm 
Napoleons Ultimatum an: 24. Februar bis 4. März 1812 wurde 
in Paris und Berlin der Vertrag unterzeichnet, der Preussen 
verpflichtete, 20000 Mann unter französischen Oberbefehl gegen 
Russland zu stellen und für den Unterhalt der durchziehenden 
französischen Armee aufzukommen, gegen Abzug der Kosten von 
dem rückständigen Teil der Kontribution. Blücher, Gneisenau, 
Boyen nahmen ihre Entlassung. Mit Oesterreich schloss Napoleon 
14. März einen Geheimvertrag, wonach Oesterreich ein Hilfskorps 
von 30000 Mann unter eigenem Feldherrn stellen und Galizien 
oder Illyrien zurückerhalten sollte. Der Zar schloss 5. April 1812 
ein Bündnis mit Schweden und 28. Mai den Frieden von Bukarest 
mit der Pforte, die das Land links vom Pruth an Russland abtrat. 

Der russische Feldzug. Napoleon hatte ein Heer 
von mehr als 600000 Mann aufgeboten, zum grösseren 
Teil Deutsche, Italiener und Spanier. Napoleon er- 
öffnete den „zweiten polnischen Krieg", indem er in der Nacht 
vom 23./24. Juni IS 12 den Niemen überschritt an der Spitze 
der Hauptarmee von mehr als 400000 Mann, deren Ziel Moskau 
war; ein linkes Flügelkorps, zu dem die Preussen unter York 
gehörten, ging unter Macdonald gegen Kurland und Livland, 
das österreichische Korps unter Schwarzenberg gegen Wolhynien 
vor. Napoleon zwang die viel schwächeren Russen unter Bar- 
clay de Tolly in blutigen Kämpfen (17. — 19. August) zur Räu- 
mung Smolensks und schlug sie unter Kutusow in der mörderischen 
Schlacht bei Borodino an der Moskwa (7. September); 
am 14. September zog er in Moskau ein mit noch 1 00 000 
Mann. Der Grund zur Vernichtung der Armee Napoleons war 
schon auf dem Hinmarsch vor allem durch den Mangel einer 
geordneten Verpflegung und dessen Wirkungen, insbesondere 
auch auf die Disziplin, gelegt. Napoleon glaubte mit Moskaus 
Eroberung den Krieg beendigt ; aber Alexander, zu dessen ein- 
flussreichsten Beratern jetzt Stein gehörte, trat in keine Friedens- 
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Verhandlungen ein, und der vom Gouverneur Hostoptschin in die 
Wege geleitete Brand von Moskau (14.— 20. September) 
brachte das Heer Napoleons um seine Winterquartiere. Dieser 
entschloss sich erst am 19. Oktober zum Rückzug, der nach 
dem unglücklichen Gefecht bei Kalüga auf dem Weg, auf dem 
man gekommen war, erfolgen musste, bei einer auch für Russ- 
land ungewöhnlich frühen und heftigen Kälte; die Auflösunjg 
des Heeres, das grosse „Gottesgericht 14 , vollendete sich 
indeinUebergangüberdieBeresIna (2(5. — 2U. November). 
Napoleon verliess am 5. Dezember die Trümmer des Heeres, um 
nach Paris zu eilen, wo der (als Republikaner abgesetzte, seit 
1808 in Haft befindliche) General Hallet einen unglücklichen 
Aufstandsversuch gemacht hatte, um alsbald neue Rüstungen • 
anzuordnen. 



Kapitel XXX. 

Die Freiheitskriege und der Wiener Kongress. 

§ 1 1 2. Preussens Erhebung; die Kämpfe bis zum Prager Kongress. 

Preussens Erhebung-. Alexander I. beschloss unter dem 
Einfluss Steins, den Krieg über die preussische Grenze zu tragen. 
Nur das Korps Macdonalds, dessen Kern die Preussen unter 
York bildeten, konnte ihm das wehren. York schloss, gegen 
das Verbot des Königs, mit den Russen in Unterhandlungen ein- 
zutreten, am 30. Dezember 1812 mit dem russischen General 
Diebitsch d i e K o n v e n t i o n von T a u r o g g e n , nach der York 
mit seinen Truppen den Landstrich zwischen Hemel und Tilsit 
besetzen und bis zu des Königs Entscheidung Neutralität be- 
obachten, jedenfalls aber bis zum 1. März 1813 nicht gegen die 
Russen kämpfen sollte. Da in Berlin und Spandau 10000 Fran- 
zosen standen, hatte Friedrich Wilhelm in Potsdam keine Frei- 
heit der Bewegung: er missbilligte öffentlich Yorks Handlungs- 
weise, aber gleichzeitig wurden insgeheim mit Russland Unter- 
handlungen angeknüpft und York von dem Einverständnis des 
Königs in Kenntnis gesetzt, und am 22. Januar 1813 reiste der 
König nach Breslau ab. Inzwischen veranlasste Stein, der im 
Namen des russischen Kaisers die Verwaltung Ost- und West- 
preussens übernommen hatte, die Berufung der Deputierten der 
preussischen Stände (;">. Februar), deren Ausschuss die Aushebung 
von 13000 Mann Rekruten und 20000 Mann Landwehr zur Ver- 
fügung des Generals York beschloss. Von Breslau aus ordnete 
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der König, von Scharnhorst beraten, am 3./S. Februar die Bil- 
dung freiwilliger Jägerkorps an, am S./K). die Aufhebung der bis- 
herigen Befreiungen von der Dienstpflicht für die Dauer des Kriegs, 
am 12. erkannte er York's Verhalten als berechtigt an, am 13. 
forderte er von Napoleon alsbaldige Räumung des Gebiets öst- 
lich der Elbe und Zahlung der Hälfte der Forderungen, die 
Preussen für den Unterhalt der französischen Truppen zu er- 
heben hatte. Alle Teile und Glieder des preussischen 
Volks wetteiferten in begeisterter und opferwilliger 
Hingebung. Am 27. Februar wurde zwischen Russland und 
Preussen der Vertrag von Kaiisch unterzeichnet, in dem 
beide Staaten ein Schutz- und Trntzbündnis schlössen, „um 
• Europa frei zu machen", und Preussen Wiederherstellung auf 
den Stand von 1800 oder entsprechender Ersatz, jedoch unter 
ausdrücklicher Sicherstellung des englischen Besitzes von Han- 
nover, zugesichert wurde. Am 10. März, dem Geburtstag der 
Königin Luise, folgte die Stiftung des Ordens des eisernen Kreuzes, 
am 10. die Kriegserklärung Preussens an Napoleon, 
am 1 7. Friedlich WUhelm's „Aufruf anmein Vol k" und „An 
mein K r i e g s h e e r " . Nach dem Erlass des Landwehrgesetzes 
(17. März) und des Landsturmgesetzes (21. April) standen 270000 
Preussen (von 17 Einwohnern einer) unter den Waffen. 

Der Krieg*. Nachdem die Russen, alles in allem kaum 
50000 Mann stark, und York anfangs März die Oder über- 
schritten hatten, wurde rasch das Land bis zur Elbe besetzt, 
freilich ohne die preussischen Festungen, in denen französische 
Besatzungen lagen ; die beiden Mecklenburg und Anhalt-Dessau 
sagten sich vom Rheinbund los. Russland und Preussen einigten 
sich in Breslau über die Errichtung eines Zentralverwaltungsrats, 
der unter Steins Vorsitz die Regierung in allen eroberten Ge- 
bieten übernehmen und ihre Mittel den Kriegszwecken dienstbar 
machen sollte; und der Kalischer Aufruf vom 25. März 1813 
stellte Vernichtung der Fürsten, die sich der Sache der Freiheit 
versagen würden, Auflösung des Rheinbunds und Wiedergeburt 
des Deutschen Reiches in Aussicht. Sachsen, dessen König nach 
Oesterreich geflohen war, um sich zunächst an dessen ver- 
mittelnde und hinhaltende Politik anzuschliessen , wurde von 
Preussen, d e r e n H ö c h s t k o m m a n d i e r e n d e r B 1 ü c h e r ! ) 
war, unter glücklichen Gefechten mit dem Vizekönig von Italien 

*) Gebhard Leberecht v. Blücher (16. Dez. 1742 in Rostock geb.. 1819 i), 
1756 in schwedischen, 1760 in preussischen Diensten, 1772 als Rittmeister 
von Friedrich II. verabschiedet, 1787 als Major wieder angestellt, zeichnete 
sich 1793 und 94 in der Pfalz, 1806 auf dem Rückzug nach der «Schlacht bei 
Jena aus; „Marschall Vorwärts''; 1814 zum Fürsten von Wahlstadt ernannt. 

Lehrbuch d. Weltgeschichte. Neue Zeit. 24 
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bis auf die Festungen in Besitz genommen. Aber in der Schlacht 
bei Grossgörschen-Lützen (2. Mai) siegte trotz der Tapfer- 
keit der Verbündeten Napoleon; die Folge war, dass dieser 
des Rheinbunds wieder sicher war und der König von Sachsen 
reumütig zum Sieger zurückkehrte. Die Vermittlung Oesterreichs 
wies Napoleon zurück und erfocht unter schweren Verlusten 
einen zweiten Sieg bei Bautzen (20/21. Mai), worauf 
sich die Verbündeten südwärts gegen die böhmische Grenze zu- 
rückzogen, um nicht von Oesterreich abgedrängt zu werden, 
dessen Eintritt in den Kampf zu hoffen war, wenn Napoleon 
der österreichischen Vermittlung sich auch weiterhin versagte. 
Bei der Verfolgung, die die Franzosen versuchten, erlitten sie 
empfindliche Verluste ( Grossmarschall Duroc f; Gefecht bei Hagnau), 
und Napoleon, seit der Eroberung Hamburgs durch Davoüt 
H e r r d e r ganzen E 1 b 1 i n i e, hielt eine Vervollständigung seiner 
Rüstung, besonders wegen des Mangels an Reiterei, für dringend 
nötig; so wurde ein Waffenstillstand, den die Verbündeten 
ebenso nötig brauchten, am 4. Juni in Poischwitz ge- 
schlossen. Bis zum 12. Juni sollten die beiderseitigen Streit- 
kräfte hinter den vereinbarten Demarkationslinien stehen; Major 
v. Lützoiv, der Führer eines aus der Blüte der studentischen 
Jugend Norddeutschlands bestehenden Freikorps, das einen den 
Franzosen lästigen kleinen Krieg in ihrem Rücken geführt hatte, 
versäumte den Termin, und am 17. Juni wurden die Lützower 
bei Kitzen von überlegenen französischen und württembergischen 
Truppen überfallen und unter schweren Verlusten zersprengt. — 
Wenige Tage nachher (21. Juni) erfocht Wellington seinen 
grossen Sieg bei Vittoria, infolge dessen die Stellung der 
Franzosen in Spanien unhaltbar wurde. 

§ 113. Der Zusammenbruch der Napoleonischen Weltherrschaft. 

Der Präger Kongress. Mit Russland und Preussen schloss am 14. Juni 
England gegen das Versprechen der Wiederherstellung und Vergrösserung 
Hannovers den Reichenbacher Subsidienvertrag und am 27. Juni Oesterreich, 
nach der heftigen Auseinandersetzung zwischen Napoleon und Metternich iu 
Dresden, den Reicheitbacher Vertrag, in dem sich Oesterreich verpflichtete, 
wenn seine für Napoleon , bezw. Frankreich , sehr annehmbaren Bedingungen 
von diesem bis 20. Juli nicht angenommen wären, in den Kriegsblind gegen 
Frankreich einzutreten. Da jedoch Napoleon, um Zeit für weitere Rüstungen 
zu gewinnen, sich jetzt zur Annahme einer österreichischen Vermittlung bereit 
erklärte, erwirkte Metternich Verlängerung des Waffenstillstands bis 10. August 
und berief einen Fried enskongress nach Prag (wo Scharnhorst, auf 
einer Reise nach Wien begriffen, 28. Juni an den Folgen einer bei Gross- 
görschen erhaltenen Wunde gestorben war). Die Bedingungen Oesterreichs 
waren im wesentlichen: Auflösung des Grossherzogtunis Warschau und des 
Rheinbunds, Rückgabe der illyrischen Provinzen an Oesterreich, Verzicht 
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Frankreichs auf Lübeck, Hamburg und die deutsche Nordseeküste ; waren sie 
am 10. August nicht angenommen, so erklärte am 11. Oesterreich den 
Krieg. Erst am 11. traf Napoleons, auch der Sache nach ablehnende, Antwort 
ein. Schon am 22. Juli war Schweden, dem Preussen den Erwerb Norwegens 
gewährleistete, dem Kalischer Bündnis beigetreten. 

Der Herbstfeldzug des Jahres 1813. Napoleon machte 
zum Mittelpunkt Heiner Operationen Dresden; den 400000 Mann, 
die er an der Elblinie hatte, standen drei Heere der Verbündeten 
in weitem Bogen gegenüber, die grosse Armee (2,35000 Oester- 
reicher, Russen und Preussen) unter Schwarzenberg in Böhmen, 
die schlesische (95 000 Preussen und Russen) unter Blücher, dessen 
Generalstabschef Gneisenau war, die Nordarmee (150 000 Schweden, 
Preussen, Hannoveraner und Mecklenburger, Russen) unter dem 
schwedischen Kronprinzen Bernadotte; nach dem Trachenberger 
Kriegsplan sollten diese Heere einzeln sich vor der feindlichen 
Uebermacht zurückziehen, einander gegen diese zu Hilfe kommen 
und alle in der Richtung auf das feindliche Zentrum ihre Ver- 
einigung suchen. Napoleon entsandte Oudinot mit 70000 Mann 
gegen Berlin und wandte sich selbst mit seiner Hauptmacht 
gegen Blücher, der zurückging, Hess dann aber Macdonald mit 
etwa 80000 Mann Blücher gegenüber stehen, um dem von der 
grossen Armee bedrohten Dresden zu Hilfe zu kommen: Oudinot 
wurde von den Preussen der Nordarmee unter Bülow 23. August 
bei Grossbeeren geschlagen und dadurch Berlin gerettet, Davoüt, 
der von Hamburg aus Oudinot hatte unterstützen sollen, lieferte 
nur in Mecklenburg einige unbedeutende Gefechte, in deren 
einem (bei Gadebusch 26. August) Theodor Kölner fiel, das 
Korps des Generals Girard, der von Magdeburg aus gegen Berlin 
vorgegangen war, wurde bei Hagelsberg 27. August zersprengt; 
Macdonald wurde 2(i. August von Blücher an der Katzbach gänz- 
lich geschlagen und Schlesien vom Feind befreit ; dagegen brachte 
Napoleon der grossen Armee bei Dresden 27. August eine schwere 
Niederlage bei, die aber durch die Vernichtung des mit der Ver- 
folgung beauftragten Vandamme bei Kulm (;-50. August) ausge- 
glichen wurde. Ein zweiter Versuch gegen Berlin endete mit 
der Besiegung Neg's durch Bülow bei Dennewitz (0. September). 

Am 9. September schlössen Oesterreich , Russland und 
Preussen den Tep Ii tz er Vertrag; danach sollten Oesterreich 
und Preussen einen Besitzstand, wie sie ihn 1805 gehabt hatten, 
erhalten, an Stelle des Rheinbunds völlige Unabhängigkeit der 
andern deutschen Staaten treten, dem weifischen Haus alle seine 
deutschen Besitzungen zurückgegeben, die im Besitz Frankreichs 
und französischer Prinzen befindlichen deutschen Länder wieder- 
hergestellt werden und über das Schicksal des Grossherzogtums 
Warschau eine freundschaftliche Vereinbarung der drei Gross- 
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mächte erfolgen. Nun sagte sieh Bayern vom Rheinbund los und 
trat 8. Oktober der Koalition bei iin Vertrag von Ried, worin 
ihm volle Souveränität und voller Ersatz für seine etwaigen 
Rückerstattungen an Oesterreich gewährleistet wurde. 

Der Entscheidungskampf gegen Napoleon wurde eingeleitet 
von der schlesischen Armee durch den siegreichen Elbübergang 
bei Wartenburg 3. Oktober, dem derjenige der Nordarmee folgte, 
während die grosse Armee über das Erzgebirge auf Leipzig 
zu rückte. Hier kam es am 10. — 19. Oktober zu der „Völker- 
schlacht": am 1(5. behauptete Napoleon seine Stellung bei 
Wachau siegreich gegen die grosse Armee, aber sein linker 
Flügel bei Möckern wurde von York gänzlich geschlagen, am 
IS., wo auch die Nord-, sowie die Reservearmee unter Bennigsen 
eingriff, behauptete er wiederum seine Hauptstellung im Süden 
Leipzigs, aber im Norden drangen die Verbündeten, zu denen 
3000 Sachsen und 000 Württemberger übergingen, bis an die 
Stadt vor, in der Frühe des 1 ( .>. zog Napoleon mit noch 100000 
Manu ab und gewann dank dem' Widerstand der Polen unter 
Poniatowski (f) und der Rheinbundstruppen, die aber durch die. 
von Napoleon angeordnete, Sprengung der Elsterbrücke ab- 
geschnitten wurden, den nötigen Vorsprung, um den Rückzug 
nach dem Main zu bewerkstelligen. Durch den Sieg bei Hanau 
über ein bayrisch-österreichisches Heer unter Wrede (30/31. Okt.) 
bahnte er sich den Weg nach Mainz, von wo er nach Paris 
eilte, um zu neuem Krieg zu rüsten. 

Napoleon auf Frankreich beschränkt. Die Thätigkeit des 
am 21. Oktober in Leipzig erneuerten „Zentralverwaltungsdeparte- 
mentx" unter Stein (s. S. 3(59) blieb in der Hauptsache auf Sachsen 
beschränkt, dessen König von Leipzig nach Berlin als Gefangener 
geschickt worden war. Von den bisher französischen Gebieten, 
ebenso von denen, wo bisher französische Prinzen regiert hatten, 
nahmen die früheren Landesherren alsbald Besitz, die drei Hansa- 
städte und Frankfurt erhielten ihre republikanische Verfassung 
wieder, und die Rheinbundsfürsten beeilten sich jetzt, dem Bei- 
spiel Bayerns zu folgen (Württemberg im Vertrag von Fulda 
2. November). Die von den Franzosen noch besetzten Festungen 
mussten nach kürzerem oder längerem Widerstand kapitulieren 
(Hamburg und Magdeburg erst gegen Mitte des Jahres 1814). 
Büloiv eroberte bis Ende 1813 Holland, die Schweiz musste den 
Truppen der Verbündeten den Durchmarsch gestatten, der Vize- 
könig von Italien bis an die Etsch zurückweichen; 11. Januar 
1*14 schloss Murat mit Oesterreich Frieden und Bündnis, am 
14. Januar 1814 Dänemark den Kieler Frieden, worin es gegen 
Schwedisch-Pommern Norwegen an Schweden abtrat. Wellington 
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stand Anfang- des Jahres 1814 mit seinein siegreichen Heer vor 
Bayonne, und die spanische Regentschaft weigerte sich, ohne 
England Frieden zu schliessen, obgleich Napoleon in einem Ver- 
trag vom 8. Dezember 1813 Ferdinand VII. als spanischen König 
anerkannt hatte. 

§ 114. Der Sturz Napoleons. 

Der Krieg von 1814. Im November 1813 hatte Metternich 
Napoleon Vorschläge machen lassen, wonach dieser französischer 
Kaiser bleiben und Frankreich seine „natürlichen Grenzen" be- 
halten sollte, was Arndt zu seiner Schrift „der Rhein Deutsch- 
lands Strom, nicht Deutschlands Grenze" veranlasste. Da Napoleon, 
Metternichs Erwartungen entsprechend, zuerst ablehnend, dann 
mit sehr viel weitergehenden Forderungen antwortete, erli essen 
die Verbündeten die Frankfurter Proklamation, worin sie als 
ihr Ziel Unabhängigkeit des französischen Reichs, wie aller 
andern europäischen Staaten und Napoleon als einziges Hindernis 
des Friedens bezeichneten. Doch unterdrückte Napoleon alle 
Regungen des Widerstandes gegen die neuen Opfer, die er dem 
französischen Volk zumutete. Blücher, der in der Neujahrsnacht 
den Rhein bei Caub überschritten hatte, und die grosse Armee, 
die von der Schweiz aus in Frankreich eindrang, zogen der 
Champagne zu, und Blücher, bei Brienne von Napoleon zurück- 
gedrängt, aber dann durch Abteilungen der grossen Armee ver- 
stärkt, siegte über Napoleon bei La Bothiere 1. Februar IS 14, 
worauf dieser seinem Gesandten Caulaincourt weitgehende Voll- 
machten für den am 5. Februar eröffneten Friedenskongress in 
Chätillon gab. Aber Napoleon benützte die Trennung der ver- 
bündeten Heere, um zuerst die einzelnen Abteilungen des die 
Marne entlang ziehenden Blücher'schen Heeres in einer Reihe 
von Gefechten bei Montmirail, Chateau-Thierry und titoges (10. bis 
15. Februar) zu schlagen und dann die grosse Armee, die dem 
Lauf der Seine gefolgt war, durch die Gefechte bei Xangis und 
Montereau (17./18. Februar) auf Troyes zurückzudrängen; nun 
nahm er die Friedensvollmachten zurück , doch löste sicli der 
Kongress erst am IN. März ohne Ergebnis auf. Während sich 
Napoleon wieder gegen Blücher wandte, der mit seinem rasch 
wiederhergestellten Heer auf Soissons marschierte, um sich mit 
Bülow, dem Eroberer Hollands, zu vereinigen, wurden Macdonald 
und Oudinot bei Bar sur Auhe von der grossen Armee geschlagen, 
und am 1. März schlössen Russland, Grossbritannien, Oesterreich 
und Preussen den Vertrag von Oha um out, der ausser einem 
Schutz- und Trutzbündnis auf 20 Jahre das Programm der Neu- 
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Ordnung Europas feststellte. Napoleon wurde durch das Heer 
des erkrankten Blücher, nach einem blutigen Gefecht bei Craonne, 
vor Laon mit grossem Verlust zurückgeschlagen (0./1O. März), 
warf sich, nicht verfolgt, wieder auf die grosse Armee, vor 
deren Uebermacht er bei Arcis sur Aube (20. März) ebenfalls 
weichen musste, und wandte sich dann nach dem Osten, um 
die Verbündeten von Paris abzuziehen. Aber diese setzten ihren 
Marsch auf Paris fort, Blücher schlug Marmont und Mortier bei 
La Fere-Champenoise (2f). März), am 30. März wurde der Mont- 
martre erstürmt, und am 31. zogen der Kaiser von Russ- 
land und der König von Preussen in Paris ein. — So 
war der Krieg an der entscheidenden Stelle schon beendigt, als 
Wellington 10. April bei Toulouse über Sotdt siegte und der Vize- 
könig Ende April Italien räumte, 

Abdankung: Napoleons ; erster Pariser Friede. Auf Talley- 
rand's Antrag sprach der Senat am 2. April die Absetzung Napo- 
leons aus. Napoleon war nach Fontainebleau geeilt, musste 
aber, von seinen Generalen, wenn auch nicht von den Soldaten 
verlassen, den Gedanken, Paris anzugreifen, aufgeben und, da 
sein Verzicht zu Gunsten seines Sohnes nicht angenommen 
wurde, die von den Verbündeten geforderte unbedingte Ent- 
sagung unterzeichnen (t>. April). Am selben Tag wurde vom 
Senat die Berufung Ludwigs XVIII. auf den französi- 
schen Thron und eine Verfassung für das französische König- 
reich beschlossen, an deren Stelle der neue König am 4. Juni 
aus eigener Machtvollkommenheit die inhaltlich im wesentlichen 
mit jener übereinstimmende „Charte constitutionnelle u gab. Napo- 
leon wurde durch den Vertrag von Fontainebleau (11. April) der 
kaiserliche Titel mit einigen hundert Mann seiner Garde belassen 
und die Insel Elba als unabhängiger Besitz zugewiesen; Gemahlin 
und Sohn wurden von ihm getrennt (letzterer starb als Herzog 
von Reichstädt 1832 in Schönbrunn). 

Am 30. Mai 1814 schloss Talleyrand im Namen des neuen 
Königs mit den Verbündeten einen dank der Grossmut Ale- 
xanders I. für Frankreich unverhältnismässig günstigen Frieden 
(erster Pariser Friede). Frankreich erhielt die Grenzen 
vom 1. Januar 17V2 mit den Enklaven Avignon, Venaissin und 
Mömpclgard , ausserdem „zu besserer Abrundung" Westsavoyen^ 
Landau, Saarlouis und den belgischen Gebietsstreifen zwischen 
Luxemburg, Namur und Hennegau (zusammen löO QM mit 
f>00 000 Einwohnern); es durfte die geraubten Kunstschätze, die 
schon ausgepackt waren, behalten und musste keine Kriegs- 
kontribution zahlen. Die Einzel regelung des neuen europäischen 
Besitzstandes und der deutschen Verhältnisse blieb einem Kon- 
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gress, der in Wien zusammentreten sollte, vorbehalten. — Am 
24. Mai hatte auch der noch von Napoleon selbst in Freiheit 
gesetzte Papst Pius VII, von Rom und dem Kirchenstaat wieder 
Besitz ergriffen. Er stellte sofort die Inquisition, die Index- 
Kongregation und (durch die Bulle „Sollicitudo animarum" vom 

7. August) den Jesuitenorden wieder her, 

§ 115. Der Wiener Kongress. Gründung des Deutschen Bundes. 

Die Verhandlungen des Kongresses. Von Russland, England. Oester- 
reich nnd Preussen, die dem Vertrag von Chaumont entsprechend die Neu- 
ordnung Europas feststellen wollten, wurde die Erledigung der deutschen Ver- 
fassungsfrage am 22. September 1814 einem Fünfer- Ausschuss (Oesterreich, 
Preussen, Bayern, Hannover und Württemberg) zugewiesen, und am 5. Oktober, 
dem Vorschlag des Vertreters von Frankreich Talleyrand entsprechend, die 
Vorberatung der europäischen Angelegenheiten einer Kommission von Vertretern 
der Mächte, die den Pariser Frieden unterzeichnet hatten (ausser den vier ver- 
bündeten Grossmächten Frankreich, Spanien, Portugal und Schweden). Talley- 
rand wusste sich als Vertreter der „Legitimität" bald einen massgebenden Ein- 
fluss zu verschaffen, den er im Einverständnis mit England, Russland und 
Oesterreich benützte, um im Interesse des „europäischen Gleichgewichts" eine 
Minderung der Zahl und der Selbständigkeit der deutschen Einzelstaaten und 
eine Stärkung Preussens zu hintertreiben. Während der Kongress sonst im 
wesentlichen nur zu bestätigen hatte, was schon teils in Chaumont teils im 
Zusammenhang mit dem (ersten) Pariser Frieden durch Einzelverträge zwischen 
den betreffenden Mächten festgestellt worden war, begegnete der Anspruch 
Russlands auf das ganze Grossherzogtum Warschau dem Widerspruch Eng- 
lands und Oester reiclxs, anfangs auch Preussens, der Preussens auf das Konig- 
reich Sachsen dem Frankreichs ; Preussen schloss sich an Russland an zur ge- 
raeinsamen Vertretung der russischen und preussischen Ansprüche (5. November), 
worauf Talleyrand ein gefteimes Schutz- und Trutzbündnis zwischen Frankreich, 
England und Oesterreich zu stand brachte (3. Januar 1815) ; doch kam es am 

8. Februar 1815 zu einer Verständigung, indem Preussen auf die wertvollere 
Hälfte Sachsens gegen anderweitige Entschädigung und Russland auf einen 
Teil des Grossherzogtums Warschau verzichtete. Am selben 8. Februar gaben 
die acht Staaten, die den Frieden von Paris unterzeichnet hatten, eine Er- 
klärung ab, durch die die Abschaffung des Sklavenhandels im 
Grundsatz ausgesprochen wurde. Die Verhandlungen über die deutsche 
Verfassungsfrage wurden unterbrochen durch die Nachricht, dass Napoleon 
am 1. März mit den Truppen, die er nach Elba mitgenommen hatte, bei 
Antibes an der französischen Küste gelandet sei. Alsbald erhielten die auf 
dem Rückmarsch befindlichen Heere der Verbündeten Befehl, wieder in Frank- 
reich einzurücken, am 13. März wurde Napoleon von den acht Mächten, die 
den Pariser Frieden unterzeichnet hatten, geächtet und am 25. der Kriegsbund 
von Chaumont erneuert. Die Verhandlungen des Kongresses gingen während 
des Feldzugs gegen Napoleon weiter: am 8. Juni kam die deutsche 
Bundesakte zu stände, nachdem die Herrscher der deutschen Mittel- 
und Kleinstaaten sich zur Einführung landständischer Verfassungen bereit 
erklärt hatten und von Friedrich Wilhelm III. am 22. Mai ein Staatsgrund- 
gesetz mit dem Versprechen von Provinzialständen und einer Volksvertretung 
ei'lassen worden war. Am 9. Juni wurden die Ergebnisse der Verhandlungen 
des Kongresses in der Wiener Sehl ussakte zusaminengefasst und unter 
die Garantie der Vertrags mächte auch die grundlegenden 
Paragraphen der deutschen Bundesakte gestellt. 
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Die durch den Kongress geschaffene Ordnung der euro- 
päischen Verhältnisse gab Preussen und Oesterreich einen Be- 
sitzstand, entsprechend dem, den sie vor den seit 1 8ÜG, bezw. 
171)7 erlittenen Verlusten gehabt hatten; im einzelnen gestaltete 
sie sich folgendermassen : von Polen kam der grösste Teil an 
Iiussland, das ausserdem Finnland und Bessarabien behielt, als 
„Königreich Polen", Posen, sowie Thorn und Damig (s. S. 2 ( .K3) 
an Preussen, Galizien rechts der Weichsel wieder ganz an Oester- 
reich; den Polen aller drei Peiche wurde eine Uepräseniativver- 
fassung mit nationalen Einrichtungen verheissen; Krakau wurde 
Republik unter dem Schutz der drei östlichen Grossmächte. 
Preussen erhielt ausserdem den nördlichen Teil des Königreichs 
Sachsen, Schwedisch-Pommern mit Hägen, seine früheren links- 
elbischen Besitzungen, dazu das „Herzogtum Westfalen" und das 
Erzbistum Köln zum grössten Teil, Berg und Jülich, Kurtrier 
und die Reichsstädte Wetzlar, Köln, Aachen, trat aber an das 
zum Königreich erhobene Hannover Ostfriesland, das Bistum 
Hildesheim, Goslar und westfälische Gebietsteile ab gegen Lauen- 
burg, das zur Entschädigung Schwedens für Neu Vorpommern in 
der Weise verwendet wurde, dass Dänemark Laueuburg erhielt 
und dafür Norwegen au Schweden, bezw. Schwedisch-Pommern 
an Preussen (s. S. 372) abtreten musste; ferner trat Preussen 
an Bayern Ansbach -Baireuth ab. Bayern erhielt ausserdem das 
Grossherzogtum Würzburg, das Fürstentum Aschaffenburg und 
einen Teil der linksrheinischen Pfalz (einen andern Hessen- 
Darmstadt), musste aber an Oesterreich Tirol mit Vorarlberg, 
Innviertel und Salzburg abtreten; ausserdem erhielt Oester- 
reich wieder seine illyrischen Provinzen, Dalmatien, Lombardo- 
Venetieu mit dem Veltlin und die Anwartschaft auf das der Ge- 
mahlin Napoleons zugewiesene Parma-Piacenza. Belgien wurde 
mit Holland vereinigt zum Königreich der „ Vereinigten Nieder- 
lande" unter dem Hans Oranieu, das dazu noch das deutsche 
Grossherzogtum Luxemburg erhielt; dafür musste Holland das 
Kapland, Ceylon, die Judischen Comptoirs u (Malakka etc.) und 
einen Teil Guyanas an England abtreten, das ausserdem Malta 
behielt, sowie das 180S den Dänen abgenommene Helgoland 
(1 81*0 an das Deutsche Reich abgetreten), und die Schutzherr- 
schaft über die Jon i sehen Inseln bekam. Die Schweiz, zu deren 
jetzt '22 Kantonen Genf, Wallis und das nominell wieder unter 
Preussens Oberhoheit stehende Xeufchatel gehörten, wurde für 
neutral erklärt unter Gewährleistung der europäischen Mächte; 
durch die Bundesverfassung, die nach dem Beschluss der dafür 
vom Kongress bevollmächtigten eidgenössischen Tagsatzung an 
die Stelle der Napoleonischen Mediations-Akte trat, wurde den 
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einzelnen Kantonen die selbständige Ordnung aller staatlichen 
Angelegenheiten mit Ausnahme des Heerwesens und der äusseren 
Politik zugewiesen. In Italien kamen ausser Parma (s. o.) auch 
Modena und Toskana an Glieder des österreichischen Kaiserhauses, 
Lucca an die Bourbonen, denen früher Parma gehört hatte; 
der Kirchenstaat, da$ um Genua vergrösserte Königreich Sar- 
dinien und das Königreich Neapel (nach Murat's missgltickter 
Erhebung, s. S. 379), desgleichen die beiden Königreiche der 
pyrenäischen Halbinsel wurden ihren früheren Herrschern zurück- 
gegeben. 

Der Deutsche Bund. Die Verwirklichung der auf ein ein- 
heitliches nationales Staatswesen gerichteten Hoffnungen und 
Wünsche war durch die in dem Teplitzer Vertrag (s. S. 371) 
grundsätzlich festgesetzte und dann in den Einzelverträgen mit 
den Eheinbundsstaaten diesen gewährte volle Unabhängigkeit 
der Mittel- und Kleinstaaten von vornherein unmöglich gemacht. 
Was erreicht wurde, war ein beständiger Bund von 39 
souveränen Staaten zur „Erhaltung der äusseren und 
inneren Sicherheit Deutschlands und der Unabhängigkeit und 
Unverletzlichkeit der einzelnen deutschen Staaten"; Streitig- 
keiten zwischen Bundesgliedern sollten dem Bundestag zur 
Entscheidung vorgelegt werden. Dieser bestand aus Ge- 
sandten der Bundesstaaten, die unter dem Vorsitz 
Oesterreichs als Präsidialmacht in einem engeren Rat oder 
im Plenum tagten. 

Der engere Rat besorgte die laufenden Angelegenheiten und entschied, 
inwiefern ein Gegenstand für das Plenum geeignet sei, dem grundsätzlich 
die Entscheidung über Grundgesetze und organische Einrichtungen des Bundes, 
über Krieg und Frieden, sowie über gemeinnützige Anordnungen sonstiger 
Art vorbehalten war. Im engeren Rat entschied einfache, im Plenum Zwei- 
drittelmehrheit ; aber über Grundgesetze und organische Einrichtungen des 
Bundes. Aufnahme neuer Mitglieder, Religionsangelegenheiten und „iura singu- 
lorum" konnte „nicht durch Stimmenmehrheit" (sondern nur durch Einstimmig- 
keit) beschlossen werden. Die Oeffentlichkeit der Verhandlungen war von 
Anfang an beschränkt (1824 wurde sie so gut wie ganz aufgehoben, die Ver- 
öffentlichung der Protokolle eingestellt). Eine Volksvertretung beim 
Bund gab es nicht, ebensowenig ein Bundesgericht; Aufhebung 
der Leibeigenschaft und Pressfreiheit waren in der Bundesakte nicht vor- 
gesehen, dagegen den „deutschen Unterthanen" Freiheit der Religionsübung, 
des Erwerbs und der Auswanderung zugesichert und in Art. 13 ausgesprochen, 
dass in allen Bundesstaaten eine landständische Verfassung stattfinden werde. 
Die Bestimmung über eine Gesamtverfassnng der katholischen Kirche Deutsch- 
lands, wie sie der Konstanzer Bistumsverweser von Wessenberg (1774 — 1860) 
anstrebte, wurde gestrichen. Zu der „Abfassung der Grundgesetze des Bundes 
und seiner organischen Einrichtung", die „erstes Geschäft" der Bundesver- 
sammlung sein sollte, ist diese selbst nie gekommen. Die Bundesakte wurde 
am 10. Juni 1815 von den Bevollmächtigten der Staaten unterzeichnet (von 
Baden erst am 26. Juli, von Württemberg am 1. September 1815). 
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Die MitgliederdesBundes waren Oesterreich und Preussen, 
je mit ihren vormals zum Deutschen Reich gehörigen Besitzungen (also blieben 
von Preussen die Provinzen Preussen und Posen, sowie Neuenburg ausserhalb • 
des Bundes), die vier weiteren Königreiche Bayern, Sachsen, Hannover, 
Württemberg, das Kurfürstentum Hessen -Kassel, die (sieben) 
Gross herzogtüraerBa den, Hessen - Darmstadt, Sachse n-W eimar, 
Mecklenburg-Schwerin und -Strelitz, Oldenburg und Luxem- 
burg, die (zehn) Herzogtümer Holstein mit Lauenburg, Braunschweig, 
Nassau, Sachsen-Gotha und -Koburg (1826 nach Aussterben der Gothaischen 
Linie durch Personalunion vereinigt), Sachsen-Meiningen, Sachsen-Hildbnrg- 
hausen (seit 1826 Sachsen- Altenburg), Anhalt-Dessau, Anhalt-Köthen und -Beru- 
burg (1847 und 1863 nach Aussterben der beiden Linien mit Anhalt-Dessau 
vereinigt), die (zehn) Fürstentümer Schwarzburg-Sondershausen und -Rudol- 
stadt, Reuss ältere und jüngere Linie, Lippe(-r>ctmold), Schaumburg(-Lippe), 
Hohenzollern-Sigmaringen und -Hechingen (1849 durch freiwilligen Verzicht 
mit Preussen vereinigt), Waldeck und Liechtenstein, die (vier) freien 
Städte Frankfurt a./M., Lübeck, Hamburg und Bremen, endlich 
(seit 1817) die Landgrafschaft Hessen-Homburg (1866 durch Aussterben 
der Linie mit Hessen-Darmstadt vereinigt). Im engeren Rat hatten Oesterreich, 
die fünf Königreiche, Baden, Hessen-Kassel, Hessen-Darmstadt, Holstein und 
Luxemburg je eine von den im ganzen 17, im Plenum Oesterreich und die 
Königreiche je vier, Baden, die beiden Hessen, Holstein und Luxemburg je 
drei, Braunschweig, Mecklenburg-Schwerin und Nassau je zwei, die andern 
Staaten je eine von den im ganzen 69 Stimmen. Drei auswärtige Könige, 
von England, Dänemark und Holland, hatten für Hannover, Holstein mit 
Lauenburg und Luxemburg Sitz und Stimme im Bundestag. 

Die Kriegsverfassung des Bundes wurde 1821 und 22 fest- 
gesetzt. Das Bundesheer, das als solches aber erst nach dem Beschluss der 
Mobilmachung sich bildete, bestand aus sieben, je drei von Oesterreich und von 
Preussen und einem von Bayern gestellten, ungemischten Armeekorps und drei 
gemischten Armeekorps nebst einer Reserve-Infanteriedivision. Der Bundestag 
ernannte, wenn mobil gemacht wurde, den Oberfeldherrn und den General- 
lieutenant des Bundes. Für Friedenszeit war den Bundesstaaten eine gewisse 
Präsenzstärke vorgeschrieben. Mit Ausnahme Preussens beruhte die Heeres- 
verfassung der Bundesstaaten auf dem Aushebnngssystem mit Zulassung der 
Stellvertretung. Die Bundesfestungen Mainz, Luxemburg, Landau, seit 1841 
Ulm, seit 1843 Rastatt unterstanden in militärischen Angelegenheiten aus- 
schliesslich der Bundesversammlung. Gegen Bundesregierungen, die ihre Bundes- 
p fliehten nicht erfüllten, Bundesbeschlüssen oder Austragurteilen bezw. Schieds- 
sprüchen, die unter der Autorität oder Gewahr des Bundes ergangen waren, 
nicht Folge leisteten, stand der Bundesversammlung als Zwangsmittel die 
Bundesexekution zur Verfügung. Streitigkeiten zwischen den Landesherren 
und ihren Ständen waren ausdrücklich von der Zuständigkeit des Bundes 
ausgeschlossen. 



§ 116. Die hundert Tage; zweiter Pariser Friede und heilige 

Allianz. 

Die hundert Tage und die bourbonische Restauration. 

Napoleon hatte aus den Nachrichten, die von Frankreich kamen, 
ersehen, dass den Rourbonen, die „nichts gelernt und nichts 
vergessen hatten", die Mehrheit der Franzosen mit Misstrauen 
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und Abneigung gegenüberstand und die durch die Rückkehr der 
Gefangenen und der Besatzungen verdoppelte Armee mit ihren 
zur Hälfte auf Halbsold gesetzten Offizieren und Unteroffizieren 
von tiefer Unzufriedenheit erfüllt war. Im Vertrauen darauf 
hatte er seinen Entschluss gefasst. Ueberall von den Einwohnern 
und noch mehr von den gegen ihn geschickten Truppen mit 
Begeisterung empfangen zog Napoleon schon am 20. März als 
Kaiser in denTuilerien ein. Aber die freisinnige Zusatz- 
akte zu der Verfassung des Kaiserreichs, die er am 22. April 
erliess, und das Schaustück des „Maifeldes", auf dem das Er- 
gebnis der neuen Volksabstimmung am 1. Juni verkündet wurde, 
söhnten die Mehrheit der Nation doch nicht mit der Aussicht 
auf den neuen Krieg aus, in den Frankreich durch Napoleons 
Rückkehr gestürzt wurde. Murat, der auf die Kunde von Napo- 
leons Landung in Frankreich die Italiener zum Kampf für die 
nationale Einheit und Selbständigkeit aufgerufen hatte, kam, 
von den Oesterreichern bei Tolentino (23. Mai) geschlagen, als 
Flüchtling nach Frankreich. Napoleon warf sich mit 128000 
Mann dem aus Engländern, nordwestdeutschen Kontingenten 
und Niederländern bestehenden Heer Wellington^ und den 
Preussen unter Blücher in Belgien entgegen. Während Ney bei 
Quatrebras Wellington beschäftigte, schlug Napoleon die Preussen 
bei Ligny (16. Juni), die sich aber von der Verbindung mit Wel- 
lington nicht abdrängen Hessen; dieser, am übernächsten Tag von 
Napoleon angegriffen, hielt stand, bis die Preussen kamen, und so 
endete die Schlacht bei Waterloo oder Belle-Alliance 
(18. Juni 1815) mit der Zertrümmerung des französischen Heeres, 
die durch die Verfolgung unter Gneisenau vollendet wurde. 
Schon am 22. Juni dankte Napoleon ab, und von den Kam- 
mern wurde eine provisorische Regierung unter Fouche's Vorsitz 
eingesetzt. Am 3. Juli schloss diese mit Blücher und Welling- 
ton die Konvention von St. Cloud, der zufolge die französischen 
Truppen sich hinter die Loire zurückzogen, und am 9. Juli 
kehrte Ludwig XVIII. nach Paris zurück, nach Erl ass 
einer Amnestie, von der die Hauptschuldigen an dem Abfall 
ausgenommen waren ; diese wurden kriegsgerichtlich abgeurteilt 
und erschossen (als letzter Marschall Ney am 7. Dezember 1815). 
Im südlichen Frankreich erging sich der Fanatismus der Roya- 
listen in den wildesten Ausschreitungen gegen Republikaner, Bona- 
partisten und Protestanten, eine Wiederholung des „weissen 
Schreckens" von 1795, und der reaktionäre Uebereifer der neu- 
gewählten Kammer („chambre introuvablc" = Kammer, wie man 
sie nicht wieder findet, von Ludwig XVIII. genannt) war so 
gross, dass gegen ihn die Charte constitutionnelle von der könig- 
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liehen Regierung verteidigt werden musste; alle Glieder der 
Familie Bonaparte, alle „Königsmörder" und alle, die während 
der hundert Tage von Napoleon ein Amt angenommen hatten, 
wurden aus Krankreich verbannt. Napoleon, der die Zeit, 
nach Amerika zu entkommen, versäumt und sich in Rochefort 
auf ein englisches Kriegsschiff begeben hatte, wurde auf Be- 
schluss der Grossmächte der Obhut Englands unterstellt und 
nach 8. Helena gebracht, wo er am 18. Oktober 1 8 1 f> landete 
(5. Mai 1821 f). Um dieselbe Zeit war Mural bei einem aus- 
sichtslosen Versuch, Neapel zurückzugewinnen, gefangen und ge- 
mäss dem Spruch eines neapolitanischen Kriegsgerichts erschossen 
worden (15. Oktober). 

Die heilige Allianz und der zweite Pariser Friede. Am 
2(5. September 1815 wurde in Paris auf Vorschlag des von Frau 
von Krudener für den Mysticismus eingenommenen Alexander I. 
zwischen diesem und den Herrschern von Oesterreich und Preussen 
die „heilige Allianz" geschlossen, die bald, von Metternich 
geschickt für seine Zwecke benützt, unter dem Titel einer von 
christlichen Grundsätzen geleiteten Politik thatsächlich auf einen, 
nicht immer patriarchalischen, Absolutismus hinauskam. Die 
praktische Bethätigung der christlichen Grundsätze, die jetzt 
für die russische Politik massgebend waren, geschah auf Kosten 
Deutschlands, dem auch 1815 durch den Willen Russlands und 
Englands eine starke Westgrenze vorenthalten wurde: der 
zweite Pariser Friede (20. November 1815) bestimmte, dass 
Frankreich auf die Grenzen von 17U0 zurückgeführt wurde und 
3 — 5 Jahre lang 150000 Mann verbündeter Truppen in seinen 
östlichen Provinzen unterhalten, sowie 700 Millionen fr. Kriegs- 
kosten zahlen musste; von den geringfügigen Abtretungen kam 
der französisch gebliebene belgische Gebietsstreifen an das König- 
reich der Vereinigten Niederlande, Saarlouis und Saarbrücken 
an Preussen, Landau an (Oesterreich, das es abtrat an) Bauern, 
Westsarogen an Sardinien. 



I 
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Zweiter Abschnitt. 

Die Zeit der Kämpfe um Verfassung und National- 
staat in Mittel-, Süd- und Westeuropa (1815-1871). 

Kapitel XXXI. 

Europa 1816-1847. 

§117. Das geistige Leben Deutschlands im Zeitalter der Romantik. 

Die Aufklärung war dnrch die Entwicklung der Philosophie und schönen 
Litteratur in der zweiten Hälfte des XVIII. Jahrhunderts überwunden, ihr 
rationalistisches Ideal durch das der „Humanität" ersetzt worden: die 
Aufgabe des geistigen Lebens wurde jetzt in einer der Eigenart jeder Er- 
scheinung gerecht werdenden Würdigung und innerlichen Aneignung aller in 
der Menschheitsgeschichte wirksamen Kräfte gefunden. Ihren Ausdruck fand 
diese Richtung in der Begründung einer Weltlitteratnr durch 
Herder und Goethe, in dem ästhetischen Idealismus Schillers 
und Goethes, in der „spekulativen" Philosophie J. G. F i c h t e s 
(1762—1814), Schöllings (1775—1854) und Hegels (1770—1831), die 
das gemeinsam haben, dass sie die begriffliche Grundlage, die Kant für die 
Bewältigung des Ideenstoifs geschaffen hatte, benützten, um die Welt als ein 
mit immanenter Notwendigkeit sich entwickelndes System der Vernunft zu 
begreifen, und in der Religio nsphilosophieSchleiermachers (1768 
bis 1834), der in seinen „Beden über die Religion" (1799) diese als „unbe- 
dingtes Abhängigkeitsgefühl" fasste und in ihr selbständiges Recht neben den 
andern Grundrichtungen menschlichen Geisteslebens einsetzte. Der schöpfe- 
rischen Richtung ging eine kritische, teilweise auflösende, der spekulativen 
eine empfindsame zur Seite. In der Philosophie wiesen Schleiermacher und 
Herbart (1776 — 1841), der Begründer einer auf philosophischen, bzw. psycho- 
logischen Grnndannahmen ruhenden wissenschaftlichen Pädagogik, auf die 
Grenzen des menschlichen Erkennens hin, und dem optimistischen Panlogismus 
Hegels („alles Wirkliche ist vernünftig") trat Schopenhauers (1788 bis 
1838) Pessimismus entgegen, der den nie zu wahrer Befriedigung ge- 
langenden Willen als schöpferisches Prinzip betrachtet. In der schönen 
Litteratur übertrieb die „ältere Romantik" der Brüder Schlegel 
(August 1767-1845 und Friedrich 1772-1829) und Tiecks (1773-1853) 
den Grundsatz, dass jede Erscheinung aus ihren eigenen Bedingungen be- 
urteilt werden müsse, in ungesunder Weise bis zum Verzicht auf jede objektiv 
gültige Norm, was sich auf ethischem Gebiet in der Unterscheidung zwischen 
bürgerlicher und „genialer" Sittlichkeit, auf ästhetischem Gebiet in einem bei 
Jean Paul (Friedrich Richter 1763 — 1825) humoristisch-sentimentalen, bei den 
eigentlichen Romantikern gegen alles und alle ironischen, vermeintlich über- 
legeneu Spielen mit geistreichen Einfällen aussprach. 

Die schweren Zeiten der Napoleonischen Herrschaft brachten eine Ver- 
tiefung und Erstarkung der sittlic Ii - religiösen Motive; diese 
fand einen unmittelbaren Ausdruck in der patriotischen Erhebung der Frei- 
heitskriege und übte eine dauernde Nachwirkung durch den viel grösseren 
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Nachdruck, mit dem jetzt wieder das kirchlich-religiöse Leben 
s i c h in wissenschaftlichen und praktischen Hervorbringungen wie im Gegen- 
satz der verschiedenen Richtungen zur Geltung brachte (Begründung 
der modernen protestantischen Theologie durch Schieiermacher ; Anfänge der 
„inneren Mission", zunächst besonders in Form von Bibelgesellschaften; Or- 
ganisation der Heidenmission ; 1817 Begründung der [dann nicht ohne Gewalt- 
samkeit durchgeführtenj „ Union 14 zwischen Lutheranern und Reformierten 
und im Gegensatz dazu der starre Konfessionalismus der „Alllutheraner u ; 
Gustav-Adolfs-Verein. In der römisch-katholischen Kirche der von Wessenberg 
[s. S. 377], Saijler und Seldnitzky vertretenen irenischen Richtung innerhalb 
des deutschen Katholizismus gegenüber das immer entschiedenere Ueberioiegen 
der „ultramontanen" Richtung, d. h. der praktischen Bethätigung und wissen- 
schaftlichen Begründung des Gegensatzes zu dem modernen Staat und zu 
dem Protestantismus). Die schöne Litteratur wandte sich unter dem Eiufluss 
der nationalen und religiös-positiven Strömung in der ^jüngeren Romantik" 
einer liebevollen, aber auch einseitigen Pflege UT *d Nachahmung der Kultur 
des Mittelalters zu, während in den bildenden Künsten durch die auch hier 
aufkommende Vorliebe für die mittelalterliche Kunst, insbesondere die „Gothik", 
der Einfluss der Antike und Renaissance beschränkt, aber nicht verdrängt 
wurde. Für die weitere Ent Wickelung des deutschen Kunstlebens 
wurde es bedeutungsvoll, dass dessen Pflege jetzt verschiedene selbständige 
Mittelpunkte erhielt: ausser Berlin und Dresden besonders Düsseldorf und 
München. — Die deutsche Musik blühte in Wien, wo Haydn (1732—1809), 
Mozart (1756—91), Beethoven (1770—1827) ihre klassischen Werke schufen. 

Von den Universitäten gingen verschiedene alte ein, dagegen wurden 
einige grössere durch Neugründung oder Umwandlung geschaffen: Berlin 
1810 (s. S. 366), Breslau 1811, Bonn 1818, München 1826. Sie gestalteten sich 
zu Werkstätten und Pflanzschulen der wissenschaftlichen 
Forschung auf allen Gebieten („universitates scientiarum") um, be- 
wahrten aber ihre korporative Verfassung. In der wissenschaftlichen Arbeit 
verdrängte eine sich immer steigernde Spezialisierung den früheren encyklo- 
pädischen Zug. Im Zusammenhang mit dem Emporkommen des Bürgerstands, 
zunächst in Litteratur und Kunst nocli während des XVIII. Jahrhunderts, und 
dann mit dem starken nationalen, vor allem gegen französisches Wesen ge- 
richteten, Zug wurde das neuhumanistische Bildungsideal mit seiner Betonung 
des Griechischen massgebend, auch für die staatliche Ordnung des Schulwesens. 
Die Herrschaft derHegerschenPhilosophieim zweiten bis vierten 
.Tahrzehnd des XIX. Jahrhunderts übte eine doppelte Wirkung : in einseitiger 
Anwendung des Satzes, dass alles Wirkliche vernünftig sei, führte sie zu einer 
mechanischen Rechtfertigung des Bestehenden und lieferte so die theoretische 
Begründung für die herrschende, den wahren Bedürfnissen der Zeit sich ver- 
schliessende Politik des Beharrens und Rückschritts (Karl Ludwig von Haller, 
1768—1854: „Restanration der Staatswissenschaften", und Stahl, 1802—61: 
„Philosophie des Rechts") ; andererseits enthielt sie in ihrem Anspruch, die Ver- 
nünftigkeit des Seienden beweisen zu können, den Antrieb zum Streben 
nach tieferem und allseitigem geschichtlichem Verständnis. 
Durch die, auch von der Romantik geförderte, Erweckung und Schulung des 
Sinns für geschichtliche Auffassung wurden den „Geisteswissenschaften" teils 
neue Gebiete eröffnet, teils neue Wege und Ziele gewiesen. Savigny (1779 — 1861) 
wurde der Begründer der „historischen Rechts$chule u . Stein stiftete 1819 die 
„Gesellschaft für ältere deutsche Geschichtskunde" (1826 erster Band der „Monu- 
menta Germaniae historica"); der naturrechtlichen Geschichtschreibung Rottecks 
(1775 — 1840) und der moralisierenden Schlossers (1776 — 1861) gegenüber begrün- 
dete Niebuhr (1776 — 1831) in seiner römischen Geschichte die kritische Geschicht- 
schreibung, deren Methode, insbesondere Quellenkritik und Quellenbenutzung, 
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von Ranke (1795 — 1886) systematisch durchgebildet wurde; auf die Erforschung 
dts Urchristentums wurde sie von der „Tübinger Schule" (Ferd. Chr. Baur, 
1792—1860) angewendet. Der klassischen Philologie und Alter- 
tumswissenschaft, die durch Böckh (1785—1867), durch Gottfried Her- 
mann (1772—1848) und Imm. Becker (1785—1871), Lachmann (1793—1851) u. a. 
zu hoher Blüte gebracht wurde, trat ebenbürtig zur Seite die germanistische 
Wissenschaft (die Brüder Grimm, Jakob 1785—1863 und Wilhelm 1786 
bis 1859, Uhland 1787—1862, Lachmann). Die vergleichende Sprach- 
wissenschaft begründete der Sanskritforscher Franz Bopp (1791—1861); 
ihr widmete auch W. v. Humboldt (1767—1835) seine wissenschaftliche Haupt- 
thätigkeit. Dessen Bruder Alexander v. Humboldt (1769—1859) war 
der vielseitigsteNatur forscher seiner Zeit, ausgezeichnet durch den 
Reichtum eines durch eigene Anschauung erworbenen, alle Gebiete der Natur 
umfassenden Wissens und die geistige Beherrschung des ungeheuren Stoffs. 
Ihm geistesverwandt war Karl Ritter (1779—1859), der die „ Wissenschaft 
der vergleichenden Erdkunde" schuf. Der grüsste Mathematiker seiner Zeit 
war Gauss (1777 — 1855). In der Physik wurden die Brüder Weber (der 
Physiolog E. H. 1795—1878 und der Physiker W. E. 1804-91) die Begründer 
der Wellenlehre, der Grundlage der modernen Optik und Akustik ; Gauss und 
W. Weber stellten 1833 den ersten elektromagnetischen Telegraphen her. Aus- 
gangspunkt der Spektralanalyse wurde die Entdeckung der dunklen Linien 
im Sonnenspektrum (1814/15) durch Fraunhofer (1787 — 1826), den Verbesserer 
der optischen Instrumente. Um Theorie und praktische Verwertung der 
Chemie hat sich vor allem Justus Liebig (1803—1873) Verdienste erworben. 
Das Gesetz von der „Erhaltung der Energie" hat zuerst (1841, 
bezw. 42) der Heilbronner Arzt R. Mayer (1814—78) entdeckt. 

§ 118. Die Zeit der heiligen Allianz. 

Die hellige Allianz (s. S. 380), der die übrigen christlichen 
Staaten Europas ausser England und dem Papst nacheinander bei- 
traten, sollte nach der Absicht des bei aller mystischen Empfind- 
samkeit klug auf seinen Vorteil bedachten Alexander I. ein euro- 
päisches Staatensystem begründen, in dem Kussland, durch das 
friedensbedürftige Preussen gestützt, die Leitung gehabt hätte; 
aber Metternich, der im Sinne Franz' I. Oesterreich mit 
grundsätzlicher Ab Weisung jeden Fortschritts, auch 
soweit ein solcher mit dem Absolutismus verträglich gewesen 
wäre, durch eine allmächtige Polizei regierte, machte durch 
sein diplomatisches Geschick die heilige Allianz dem Zweck, 
die liberalen und nationalen Bestrebungen der Deutschen, 
Italiener und Spanier zu unterdrücken, und so der öster- 
reichischen Politik vor allem in Deutschland und Italien 
dienstbar. Das Hauptmittel der Metter nicK sehen Politik waren 
die Kongresse, auf denen nach Art. 0 des zweiten Pariser Friedens 
die verbündeten Herrscher die Europa betreffenden Fragen im 
Sinn der „Legitimität" regeln wollten ; England schloss sich unter 
Castlereagh (1821 f) der Politik der Ostmächte an. Auf dem 
ersten dieser Kongresse in Aachen (1818) wurde die Zurück- 
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zieliung der Besatzungstruppen aus Frankreich beschlossen. Eine 
völlige Verschiebung der europäischen Politik wurde durch den 
griechischen Unabhängigkeitskampf (1821—29) her- 
beigeführt. 

Die Fortschritte in der inneren Verwaltung Preussens 1815—30. 

Preussen ordnete mit Erfolg Finanzen u n d V o 1 k s w i r t s c h a f t , 
sowie sein Unterrichts wesen (jedoch ohne ein Unterrichtsgesetz), während 
die einheitliche Organisation in der Verwaltung nicht durchgeführt wurde : 
die acht (anfangs zehn) Provinzen wurden unter Oberpräsidenten gestellt, 
deren Wirkungskreis die Kahinettsordre vom 3. November 1817 regelte; aber 
der Plan einer Gemeinde- und Kreisordnung für die ganze Monarchie scheiterte 
an der Verschiedenheit der Verhältnisse im Osten und Westen. Als höchste 
beratende Behörde wurde März 1817 der Staatsrat eingesetzt. 1816 wurden 
alle Binnenzölle aufgehoben und die Salzsteuer für die ganze Mon- 
archie durchgeführt , 26. Mai 1818 das von Generalsteuerdirektor Maassen 
(1830—34 Finanzminister) entworfene Zollgesetz (mit lOprozentigem Schutz- 
zoll anf Manufakturwaren und 20prozentigem Finanzzoll auf Kolonialwaren, 
aber Zollfreiheit für Rohstoffe) eingeführt; von inländischen Verbrauchsartikeln 
wurden ausser Salz Spirituosen und Tabak besteuert; nach dem Steuergesetz 
von 1820 wurde ausserdem Grund-, Klassen-, Mehl-, Schlacht-, Gewerbe- und 
Stempelsteuer erhoben. Anfang 1820 wurde durch eine Verordnung das Staats- 
schuldenwesen geregelt (von den 50 Millionen Thaler des Staatshaushalts 
kamen 10 auf die Zinsen der Staatsschuld): ein neues Staatsanlehen 
sollte nur unter Zuziehung und Mitgarantic der „künftigen 
r ei ch ss tändi sehen Versammlung" aufgenommen werden. Schon 
1828 war ein Jahresiiberschuss von 4,4 Millionen Thaler vorhanden; 1817—29 
wurden über 500 Meilen neuer Strassen erbaut, die Einnahmen der Post 
stiegen bei herabgesetztem Porto von drei auf vier Millionen Thaler; auf 
Rhein und Oder und auf der Ostsee wurde Dampf Schiffahrt eingeführt (1824 
mit England ein Schiff ahrtsvertrag auf der Grundlage der Gleichberechtigung, 
1831 mit Holland die Rheinschiffahrtskonvention geschlossen, die die Fahrt bis 
ins Meer statt „jusqn'ä la mer" freigab). 1817 wurde ein selbständiges 
Ministerium f ü r d i e geistlichen, U n t e r r i c h t s- u n d M e d i z i n al- 
Angelegenheiten unter Altenstein (f 1840) geschaffen, unter dessen bürean- 
kratischer Verwaltung das Schulwesen verschiedener Zweige (besonders auch 
das Volksschulwesen durch Vermehrung der Volksschulen, Einrichtung von 
Lehrerseminarien und Einführung der Methode Pestalozzis, am wenigsten das 
Real- und Bürgerschnlwesen) ausgebaut, aber der Beeinflussung durch den 
in den höchsten Kreisen herrschenden reaktionären Geist nicht ganz fern- 
gehalten wurde. 

Deutschland 1815 — 30. In der Verfassungsfrage stimmte 
der preussische König von Anfang nur widerstrebend den 
Massregeln zu, welche die Erfüllung des in der Kahinettsordre 
vom 22. Mai 1815 gegebenen Versprechens einer Nationalrepräsen- 
tation vorbereiten sollten, und schon 2\. März 1818 erklärte 
er, sich die Entscheidung über den Zeitpunkt der 
Einführung der Nationalrepräsentation vorzubehal- 
ten. Inzwischen hatte Karl August von Sachsen-Weimar 
1810 seinem Land eine Verfassung gegeben; 1818 folgten 
Bayern und Baden nach, 1811) Hannover und Württem- 
berg, wo Wilhelm I. (1810—04) den Verfechtern des „alten 
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guten Hechts" (Unland) entgegenkam, 1820 Hessen-Darmstadt. 
Aber auch die konstitutionellen Errungenschaften dieser Mittel- 
staaten waren bedroht durch die inzwischen von Metternich 
in die Wege geleitete Reaktion, zu deren Durchfüh- 
rung sichPreussen infolge der Demagogenfurcht, vor allem 
des Königs, hergab. 

Die deutsche Bundesverfassung und die im weitaus 
grösseren Teil Deutschlands beliebte Vorenthaltung einer 
konstitutionellen Verfassung hatte die patriotischen 
Hoffnungen der Freiheitskriege schwer enttäuscht. 
In Kurhessen, wo der Kurfürst die unter Jeröme verkauften 
Domänen ohne Entschädigung zurückforderte, trat der Bund 
nicht für das Recht der Käufer ein, und die Ausführung des 
Artikels 13 der Bundesakte (s. S. 377) blieb den einzelnen Staaten 
überlassen. In Preussen erhielt Schmalz, der Verfasser einer 
denunziatorischen Schrift über politische Vereine, 1816 einen 
Orden und wurde Görres' „Rheinischer Merkur", der für Ver- 
fassung und Pressfreiheit eintrat, verboten; sogar der Grundsatz 
der allgemeinen Wehrpflicht war eine Zeitlang bedroht. Das 
deutschtümelnde Gebaren des „Turnvaters" Jahn und seiner 
Turner, sowie der (zuerst 1815 in Jena, dann auf andern Uni- 
versitäten gegründeten) deutschen Burschenschaft, die in aller- 
dings unklarer Weise eine nationale Einheit erstrebte, besonders 
das von der Burschenschaft 18. Oktober 1817 gefeierte Wart- 
burgfest und der Freisinn vieler Hochschullelirer erregten in allen 
reaktionären Kreisen Verdacht und Verfolgungseifer, dem eine 
dem Kaiser Alexander in Aachen 1818 überreichte Denkschrift 
des rumänischen Bojaren Stourdza Ausdruck gab und die Er- 
mordung des in russischem Sold stehenden Kotzebue durch den 
Burschenschafter Sand (März 1819) eine gewisse Berechtigung 
zu verleihen schien. Metternich benützte dies, um in Teplitz 
(Juli 1819) Friedrich Wilhelm III. vollends für seine Politik zu 
gewinnen und dann durch die Vertreter einiger deutscher Re- 
gierungen die Karlsbader Beschlüsse (August 1819) fassen 
zu lassen, die eine Bundesexekutiomordnung, strengste Ueher wachung 
der Universitäten mit Unterdrückung aller* „nicht autorisierten Ver- 
bindungen", Zensur aller Druckschriften unter zwanzig Bogen ein- 
führten und Einsetzung einer Zentraluntersuchungskommission in 
Mainz bestimmten. Im Bundestag wurden die Beschlüsse angeb- 
lich einstimmig angenommen, unter Geheimhaltung der dagegen 
abgegebenen Stimmen. Die WienerKonferenzen (Nov. 1819 
bis Mai 1820) hatten zum Ergebnis die Schlussakte, die neben ande- 
ren Erläuterungen und Ergänzungen der Bundesakte (wie Feststel- 
lung einer Matrikel) bestimmte, dass Artikel 13 der Bundesakte auch 
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durch altständische Einrichtungen ausgeführt werden könne und die 
gesamte Staatsgewalt im Souverän vereinigt bleibe, dass die Rede- 
freiheit in den Kammern durch die Rücksicht auf die öffentliche 
Sicherheit beschränkt sein müsse, dass keine Verfassung die Er- 
füllung der Bundespflichten hindern dürfe, und dass der Bund 
auf Antrag eines Bundesglieds die Garantie der Landesverfassung 
übernehme. Die Schlussakte wurde Juni 1 820 zum G r u n d- 
gesetz des Bundes gemacht. So erhielt der Bund zentrale 
Befugnisse, aber nur zu Ungunsten des Wunsches und Bedürf- 
nisses nach freieren Einrichtungen. Die Zeutraluntersuchungs- 
kommission vermochte keine revolutionären Anschläge nachzu- 
weisen, bewirkte aber durch Schädigung und Vernichtung vieler 
Existenzen zusammen mit der jetzt offen auftretenden Reaktion 
in Preussen, wo die Turnplätze geschlossen, Männer wie Arndt 
gemassregeU und die „Demagogen" (Burschenschafter) verfolgt 
wurden, dass Erbitterung, dann auch radikale und republikanische 
Ideen sich immer mehr festsetzten und verbreiteten. Württem- 
berg, dessen König in dem „Manuskript aus Süddeutschland u den 
Gedanken einer „Trias" (neben den beiden Grossmächten „das 
reine und konstitutionelle Deutschland" unter Bayerns und 
Württembergs Führung) hatte anregen lassen, wurde gezwungen, 
seine Opposition im Bundestag aufzugeben und Wangenheim vom 
Bundestag abzuberufen. Der Bundestag , von allen Anhängern 
Wangenheims gesäubert, beschloss 1823, „keiner Berufung auf 
falsche Theorien von Schriftstellern in seinen Verhandlungen 
Baum zu geben", verfügte Unterdrückung u. a. des Stuttgarter 
Beobachters und führte zweierfei Protokolle, öffentliche und ge- 
heime, ein; 1824 beschränkte er auch die Oeffentlichkeit der Land- 
tagsverhandlungen . Die Reaktion herrschte jetzt auch 
in den meisten derjenigen Mittel- und Kleinstaaten, 
die bisher verhältnismässig liberal gewesen waren; in Bayern 
brachte der Begierungsantritt des kunstsinnigen Ludwig I. 
(1825—48) wenigstens eine Blüte des künstlerischen und wissen- 
schaftlichen Lebens. 

Für Preussen war durch das Gesetz vom 5. Juni 1823, 
das die Berufung altständisch (d. h. aus den vier Ständen mit 
Ueberge wicht der zwei adeligen) zusammengesetzter Provinz ial- 
stäude mit bloss beratender Stimme in Staatsangelegenheiten 
und mit Ausschluss der Oeffentlichkeit von den Beratungen 
anordnete, auf absehbare Zeit der Gedanke an eine kon- 
stitutionelle Verfassung aufgegeben. Dagegen that 
es einen für die künftige Einigung Deutschlands folgenreichen 
Schritt durch die B e g r ü n d u n g d e s Z o 1 1 v e re i n s. Während 
der Württemberger Friedrich List (1780—184»»: 1819 Begründer 
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des deutschen Handelsvereins; 1*20 aus der Württembergischen 
Kammer wegen einer Petition, die sich gegen Missstände der 
Verwaltung und Rechtspflege wandte, ausgeschlossen; seit 1833 
amerikanischer Konsul in Leipzig) als Vertreter eines nationalen 
Handelssystems, und gleich ihm der Badener Nebenius, eine 
deutsche Zollgesetzgebung durch den Bund vergebens anstrebte, 
suchte Preussen gemäss dem von Motz (1825—30 Finanzminister) 
und Eichhorn aufgestellten Programm, „die Unmöglichkeit einer 
Zollvereinigung für den ganzen Bund erkennend, durch Separat- 
verträge sich diesem Ziel zu nähern". Der Grundsatz der Ver- 
teilung der Zolleinnahmen nach der Volkszahl der am Zoll- 
verein beteiligten Staaten war für die kleineren Staaten vor- 
teilhaft. Dem Zollanschlussvertrag mit Sondershausen 25. Oktober 
181D folgten solche mit einer Reihe nord- und mitteldeutscher 
Kleinstaaten; es traten 1831 Kurhessen, 1833 das Königreich 
Sachsen, 1834 nach Verhandlungen durch den Buchhändler 
Cotta die zwei (seit 1828 durch einen Zollverein verbundenen) 
süddeutschen Königreiche, 1835 Baden bei. 1834 umfasste „der 
deutsche Zollverein 7719, 1842: 8245 QM; die Zolleinnahmen 
stiegen 1834—42 von 12 auf 21 Mill. Thaler, und das Auf- 
blühen der süddeutschen Industrie söhnte bald die dortigen 
Gegner mit dem Zollverein aus. 

Siege und Niederlagen des legitimistisehen Prinzips im süd- 
westliehen Europa. Losreissung Mittel- und Südamerikas von 
Spanien und Portugal. In Spanien hatte Ferdinand VII. nach seiner 
Rückkehr aus Frankreich 1814 die Verfassung von 1812 aufgehoben, wurde 
aber durch einen Militärautstand Januar 1820 zur Wiederherstellung der Ver- 
fassung gezwungen. Nun brachen auch in Italien, wo Geheimbünde, insbesondere 
der der Carbonari (mit seinen der Sprache der kalabrischen Kohlenbrenner ent- 
lehnten Kennworten) für ein einiges und freies Italien wirkten, Unruhen aus : 
ein Militärauf bland in Neapel zwang Ferdinand I. (wie sich seit 1816 als 
„König beider Sicilien" der bisherige Ferdinand IV. nannte) Juli 1820, seinem 
Reich die spanische Verfassung von 1812 zu geben, aber Sicilien riss sich unter 
schweren revolutionären Greueln los. Nun beschlossen auf dem Kongress 
zu Troppau (Ende 1820) die Herrscher von Oesterreich, Russland und 
Preussen, auf ungesetzliche Weise zu stände gekommene Reformen in den 
der heiligen Allianz beigetretenen Staaten nötigenfalls mit Waffengewalt ab- 
zustellen. Da sich England und Frankreich fügten, wurde Ferdinand I. zu 
dem Kongress von Laibach Januar 1821 berufen, wo er die eben be- 
schworene Verfassung für aufgehoben erklärte. Von einem österreichischen Heer 
wurde März 1821 Neapel, dann Sicilien unterworfen, und furchtbare Straf- 
gerichte ergingen über alle einer freisinnigen Gesinnung Verdächtigen. Ebenso 
wurde April 1821 I'ienumt, wo durch einen Aufstand im März der König 
Viktor Emanuel zur Abdankung zu Gunsten seines .Bruders Karl Felix ge- 
zwungen und die spanische Verfassung proklamiert worden war, durch ein 
österreichisches Korps unterworfen ; der Thronfolger Karl Albert aus der Seiten- 
linie Savoyen-Carignan, der sich anfangs der Bewegung angeschlossen hatte, 
musste für einige Jahre ausser Landes gehen. Oesterreich hatte jetzt i n 
Italien die Vorherrschaft, die sich aber immer verhasster machte. 
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Für Spanien Hess sich Frankreich vom Kongress in Verona (Ok- 
tober—Dezember 1822) im Namen der „Legitimität" mit der Herstellung des 
absolutistischen Regiments beauftragen : der Herzog von Angouleme, der ältere 
Sohn des Grafen von Artois, durchzog mit 100000 Mann Spanien und er- 
stürmte Cadix (August 1823); Ferdinand hob die Verfassung auf und übte 
furchtbare Rache. England, dessen auswärtige Politik Canning seit 1822 
leitete, hatte sich den vereinigten Festlandsmächten gegenüber auf einen 
Protest beschränken müssen. Dagegen hatten jene Mächte England gegenüber 
kein Mittel, bei dem Aufstand der amerikanischen Kolonien 
Spaniens ihren Willen durchzusetzen. Schon seit 1810 waren einzelne der 
südamerikanischen Kolonien im Aufstand; die Kämpfe, in denen Bottvar sich 
den Ehrennamen des „Befreiers" verdiente, endeten 1825 damit, dass für 
Spanien alle seine südamerikanischen Kolonien verloren waren ; 
es wurden aus ihnen Republiken : die Argentinische Republik, Uruguay (1821 
bis 28 mit Brasilien vereinigt), Paraguay, Venezuela, Columbia, Ecuador, Peru, 
Bolivia und Chile. Auch Mexiko war schon seit 1810 im Aufstand; der 
General Iturbide, der diesen niedergeworfen hatte, liess sich 1822 selbst als 
Kaiser ausrufen, aber schon 1823 wurde er vertrieben, und 1824 schlössen 
sich die Provinzen zu einein republikanischen Bundesstaat zu- 
sammen. Ebenso riss sich Mittelamerika 1821—23 los; die so entstehenden 
fünf Staaten bildeten (bis 1839) die Republik der vereinigten Staaten 
Z e n t r a 1 a m e r i k a s. Alle diese Kreolen-Republiken wurden der Schauplatz 
fortgesetzter innerer Wirren und vielfacher Bürgerkriege. Spanien behielt 
von seinen amerikanischen Besitzungen nur die Inseln Cuba und Puerto- Rico, 
sowie zunächst noch Texas (das sich 1836 für unabhängig erklärte und 1845 
der nordamerikanischen Union beitrat ; Florida war schon 1819 von Spanien 
an die Union verkauft worden). England hatte schon auf dem Kongress von 
Aachen erklärt, dass es nie seine Handelsbeziehungen zu den aufständischen 
Kolonien lösen werde. Die, zunächst gegen eine gefürchtete Einmischung der 
heiligen Allianz gerichtete, Erklärung des Präsidenten der Nordamerikanischen 
Union Monroe, dass die Union jede Einmischung einer europäischen Macht 
zum Zweck der Unterdrückung unabhängiger nordamerikanischer Regierungen 
als unfreundliche Gesinnung betrachten werde und jede Aveitere Ausdehnung 
europäischer Kolonisation vom amerikanischen Kontinent ausgeschlossen wissen 
wolle (2. Dezember 1823: „Monroe-Doktrin"), und die Anerkennung der 
Unabhängigkeit der befreiten Kolonien durch England (1. Januar 1825) schloss 
jede Möglichkeit einer Wiederunterwerfung aus. 

In Portugal wurde 1820 die Regentschaft des englischen Lord Beres- 
ford, der das Land als englische Provinz regierte und die nationalen und 
freiheitlichen Bestrebungen grausam unterdrückte, durch einen Aufstand ge- 
stürzt, worauf Johann VI. 1821 die Regentschaft in Brasilien seinem Sohn 
Pedro übergab und nach Portugal zurückkehrte; aber nun erfolgte 1822 die 
llnabhängigkeitserklärung Brasiliens unter Pedro, der so den 
Auftrag seines Vaters, das Land unter allen Umständen dem Haus Braganza 
zu erhalten, erfüllte. 1824 gab Kaiser Pedro I. dem Reich eine konstitutionelle 
Verfassung. Johanns VI. anderer Sohn Miguel wollte in Portugal die ihm zu 
gemässigte Regierung seines Vaters stürzen und wurde deshalb des Landes ver- 
wiesen 1824. Nach Johanns Tod 1826 gab Pedro Portugal eine Verfassung 
und verzichtete zugleich auf den portugiesischen Thron zu Gunsten seiner 
Tochter Maria da Gloria, die er mit Miguel, dem Schützling der Ostmächte, 
verlobte. Aber Miguel hob, sobald er sich der Gewalt bemächtigt hatte, die 
von ihm beschworene Verfassung 1828 auf und führte nun eine absolutistische 
Regierung schlimmster Art, bis er 1832 von seinem Bruder Pedro, der 1831 die 
brasilische Krone zu Gunsten seines einjährigen Sohnes Pedro 11. (1831 — 89 ; 
188;) Brasilien Republik) hatte niederlegen müssen, gezwungen wurde, den 
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grössten Teil des Landes zu räumen, in den nun Maria da Gloria als Königin 
Maria II. (1833—53 ; 1836 mit dem Prinzen Ferdinand von Sachsen-Koburg 
vermählt) einzog; 1834 verzichtete Miguel endgültig auf die Krone. 

In Spanien führte Ferdinand VII. 1830 durch eine pragmatische Sanktion 
die weibliche Erbfolge ein, um mit Uebergehung seines Bruders Don Carlos 
seine Tochter Isabella zu seiner Nachfolgerin unter Vormundschaft ihrer 
Mutter Marie Christine (von Neapel) machen zu können. Christine stützte 
sich dem legitimistischen Carlos und seiner Partei gegenüber auf die Liberalen. 
Nach Ferdinands Tod 1833 kam es zu einem siebenjährigen blutigen und 
Wechsel vollen Bürgerkrieg zwischen den Christinos und Cai- 
listen; letztere unterlagen schliesslich. Die Königin-Mutter als Regentin 
und nachher die seit 1843 mündige Königin Isabella selbst (1833— 1868) 
fügten zu dem Schaden einer schlechten Regierung die Schmach eines sitten- 
losen Lebens. 

Der griechische Freiheitskampf und dep russisch-türkische 
Krieg". Die Serben hatten sich, nach einem ersten Aufstand unter 
Georg Czeray 1812 von Russland preisgegeben, 1816 unter Milosch 
O b r e n ö witsch die innere Selbständigkeit errungen. (Die Herr- 
schaft der Obreno witsch wurde 1842—58 durch die Regierung des Kara- 
georgewitsch, Sohns des Georg Czerny, unterbrochen.) 

Die Griechen, zum grösseren Teil gräcisierte Nachkommen von Slaven, 
die im VIII., und von Albanesen, die seit dem XIV. Jahrhundert sich in Griechen- 
land angesiedelt hatten, hatten unter dem vierhundertjährigen Joch der tür- 
kischen Fremdherrschaft ihre Sprache, ihre kirchliche Organisation unter der 
Oberleitung des Patriarchen von Konstantinopel und damit ihre Nationalität 
bewahrt. Schiffahrt und Handel der europäischen Türkei war zum grössten 
Teil in ihren Händen, ebenso ein grosser Teil der mittleren und unteren Ver- 
waltungsstellen. Von den Fanarioten, einer Beamten- und Kaufmannsaristokratie, 
die im Viertel des Fanar (= Fanal, Leuchtturm) zu Konstantinopel wohnte, 
gingen im XVIII. Jahrhundert die Art fange einer geistigen Wiedergeburt, ins- 
besondere einer neugriechischen Litteratur aus. Die französische Revolution 
und die Errichtung der Republik der ionischen Inseln belebten die natio- 
nalen Hoffnungen, die durch den Wiener K/> ngress enttäuscht 
wurden. Die Hetärie der i'hiliker, 1814 von Kaufleuten in Odessa gestiftet, 
1818 nach Konstantinopel verlegt, bearbeitete von hier aus die Volksgenossen 
insbesondere in den Donaufürstentümern und im Mutterland mit Erfolg für 
ihr Ziel der Ersetzung des osmanischen durch ein grossgriechisches Reich. 
1820 trat, da der Korfiote Kapodistrias, Minister Alexanders L, ablehnte, der 
junge Fürst Alexander Ipsilanti, ein Fanariote, ebenfalls ein Günstling 
Alexanders I., als „General ephor u an die Spitze des Geheimbnnds. Der 
Kampf, in den seit 1820 die Pforte mit Ali Pascha, dem nach Unabhängig- 
keit strebenden tyrannischen Oberstatthalter von Albanien, verwickelt war, 
ermutigte die Griechen in den Donaufürstentümern zum Losschlagen (März 
1821). Aber Alexander I. versagte, von Metternich bestimmt, jede Unter- 
stützung, und Ipsilanti musste geschlagen auf österreichisches Gebiet über- 
treten, wo er sechs Jahre gefangen gehalten wurde. 1822 endete auch der 
Aufstand Ali Paschas mit dessen meuchlerischer Ermordung bei Janina. 

Aber schon hatten sich die Griechen in Morea, in Akar- 
nanien und auf den Inseln erhoben. Der Kampf, der von Anfang 
an beiderseits als Rassen- und Religionskrieg mit wilder Grausamkeit geführt 
wurde, verlief zunächst für die Griechen im ganzen günstig, auch Athen befreite 
sich; Januar 1822 sprach eine Nationalversammlung in Piadha (bei Epidauros) 
die Un ab h än gi g k ei tserk lärmig des hellenischen Volks aus 
und setzte eine Nationalregierung ein. Für das fürchterliche Blutbad, das 
die Türken auf der Insel Chios (April 1822) anrichteten, nahm Kanaris Rache, 
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indem er (Juni) einen Teil der türkischen Flotte mit dem Adiniralschiff in die 
Luft sprengte. Im Gegensatz zu der Politik der europäischen Mächte unter- 
stützten die zahlreichen Philhellenen (u. a. Lord Byron, Rihiig Ludwig von 
Bayern; Wilhelm Müllers Griechenlieder) Griechenlands Freiheitskampf mit 
Wort und That. Angesichts der türkischen Misserfolge gewann die Pforte 
durch Ueberlassung Cy peius und Candias die Hilfe Mehemed Alis, der sich 
1811 als türkischer Pascha durch die Vernichtung der Mameluken zum un- 
umschränkten Herrn von Aegypten gemacht, seine Herrschaft über Nubien und 
Teile Arabiens ausgedehnt, den natürlichen Reichtum Aegyptens wieder er- 
schlossen und sich eine gewaltige Kriegsmacht geschaffen hatte. Dessen 
Stiefsohn Ibrahim Pascha verheerte 1825 Morea, wo sich nur die Mainoten in 
ihren Bergen behaupteten. In Mittelgriechenland hielten sich nur noch Athen 
und Missolonghi (an der Xordküste des Golfs von Patras). 

Nachdem in Kussland auf Alexander I. (-{- 1. 1 >ezemher 1825) dessen 
jüngster Bruder Nikolaus 1. (1825—1855), infolge des Verzichts des älteren 
Konstantin, nach Unterdrückung des Militäraufstands der „Itekabristen" ge- 
folgt war, trat ein, von Ganuing schon angebahnter, völliger Wechsel der 
europäischen Politik ein: Rnssland uud England unterzeichneten (4. April 1826) 
das Petersburger Protokoll, das den Griechen Freiheit in allen inneren An- 
gelegenheiten versprach. Haid darauf eroberte Ibrahim das heldenmütig ver- 
teidigte Missolonghi. Sultan Mahmud II. (1808 — 39), der seine geplanten 
Reformen mit der Xiedermetzelnng und dauernden Beseitigung der Janit scharen 
(Mai 1826) einleitete, nahm die andern russischen Forderungen (betreffs der 
Donaufürstentümer, Serbiens und der Schiffahrt auf dem Schwarzen Meer) im 
Vertrag von Akjerman an, wies aber jede Einmischung in die griechische 
Frage zurück. Nun schloss sich Frankreich im londoner Vertrag (Juli 1827) 
dem Petersburger Protokoll an, und die drei Mächte entsandten ihre Flotten, 
die sich vor Navarino (Pylos) der Flotte Ibrahims gegenüber legten; ob- 
gleich ein Waffenstillstand geschlossen war, entspann sich ein Kampf, in dem 
zwei Drittel der türkisch- ä g y p t i s c h e n F 1 o 1 1 e vernichtet wurden 
(20. Oktober 1827). Da die Pforte, die vergebens Genugthuung verlangt 
hatte, auf dies hin Russland durch verschiedene Massregeln herausforderte, 
erklärte ihr Nikolaus, dessen Feldherr Paskjf witsch eben Persien zur 
Abtretung eines Teils von Armenien (Eriwan) gezwungen hatte, (April 1828) 
den Krieg. Die siegreiche l'e/jerschreitung des Balkan durch Dicbitsch und 
die Eroberung von Kars und Erzeruin durch Paskjewitsch zwangen die Türkei 
zum Frieden von Adriauopel (September 1829), wonach der Sultan an 
Russland die Inseln der Donaumündung und armenische Grenzgebiete abtrat, 
die Meerengen der Handelsschiffahrt freigab, für Serbien und die Donau- 
fürstentümer die Lebenslänglichkeit der Hospodare zugestand und zum voraus 
die Beschlüsse der Londoner Konferenz anerkannte. Diese sprach 
( Februar 1830) die Unabhängigkeit Griechenlands (bis zu den 
Meerbusen von Volo und Arta, dazu die Inseln des westlichen Teils des 
Aegäi sehen Meers) au s. Nach der Ermordung des Präsidenten der griechischen 
Republik Kapodistrias (1826-31) gaben die Mächte Griechenland Otto I., 
den jüngsten Sohn Ludwigs I. von Bayern, zum König (1833—62). 

§ 119. Die Julirevolution und ihre Folgen. 

Frankreich 1816—1830. Ludwig XVI IL, der die französische Nation 
mit dem Königtum der Bourbonen aussöhnen wollte, löste 1816 die „ehambre 
intron vable" (s. S. 379) auf, setzte die von dieser beschlossenen Ausnahme- 
gesetze ausser Kraft , liess die Annahme eines liberalen Wahlgesetzes, das 
direkte Wahlen und als Bedingungen des aktiven Wahlrechts das 30. Lebens- 
jahr und 300 fr. Steuern bestimmte, mittelst eines Pairsschubs (1818) durch- 
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setzen und 1819 ein liberales Pressgesetz (Kantion statt Zensur) geben, das 
jedoch wenig befolgt wnrde. Aber die Ermordung des Herzogs von 
Berry (Februar 1820), des Stammhalters der bonrbonisehen Dynastie, dnrch 
einen bonapartistischen Fanatiker Louvel verschaffte der Partei der 
legitiinistischen und kirchlichen Eiferer, dem „Pavillon Marsan" 
und seinem Haupt, dem Grafen von Artois, das Ue berge wicht im Rate 
des Königs. Die unter dein Eindruck des spanischen Feldzugs (s. S. 388) 1823 
gewählte Kammer führte die Zensur wieder ein, und ein neues Wahlgesetz 
verschaffte dem Grossgrundbesitz wieder überwiegenden Einfluss. 1824 folgte 
auf Ludwig XVIII. der Graf von Artois, dieser lies» sich als Karl X. 
(1824—30) in Rheims krönen und setzte 1826 mittelst eines Pairsschubs die 
Annahme von Gesetzen durch, die dem König Entschädigung der Emigranten 
durch die dreiprozentige Rente von einer Milliarde fr., sowie Vermehrung der 
Klöster und Kongregationen ermöglichten und auf „Sakrilege" f wie Entweihung 
der heiligen Gefässo und der Hostie („deicide"), Todesstrafe setzten; dagegen 
wurde später ein Pressgesetz, das die Zensur verschärfen sollte, infolge Wider- 
stands der Pairskammer zurückgezogen. Da aber mit der liberalen Mehrheit 
der 1827 gewählten Kammer unter ihrem Führer Roi/er-Collard auch der ge- 
mässigte Minister Martignar, der die Zensur wieder aufhob, sich auf die Dauer 
nicht verständigen konnte, herief der König 1829 das reaktionäre Ministeiium 
Polignac. Die Kammer, die ihr Misstrauen gegen das Ministerium aussprach, 
wurde Mai 1830 aufgelöst, aber trotz der Eroberung der Piratenstadt Algier 
(Anfang Juli 1830) durch General Bourmont ging aus den Neuwahlen die 
Opposition verstärkt hervor. 

In der französischen Litteratur herrschte bis 1823 die royalistische 
Richtung vor, vertreten durch die Romantiker Chateaubriand (1768 — 1848), 
Lamartine (1791 — 1869) und Viktor Hugo (1802—1885), und durch Lamennais 
(1782—1854), damals den Vorkämpfer der weitestgehenden kirchlichen Macht- 
ansprüche. Aber während Chateaubriand, wie er glaubte, nicht genügend an- 
erkannt, sich 1823 der liberalen Opposition zuwandte (doch ohne 1830 das Juli- 
königtuin anzuerkennen) und sich in den nächsten Jahren bei Lamartine und 
Hugo ein Wechsel der Anschauungen in der Richtung zum Republikanern us, bei 
Lamennais in der Richtung auf einen Bund der freien Kirche mit der Volks- 
freiheit anbahnte , entstand zugleich eine selbständige litterarische Opposition, 
in der teils ein entschiedener politischer Freisinn mit der Begeisterung für die 
Zeiten der Napoleonischen Herrlichkeit eine eigenartige Verbindung einging, 
so bei dem Dichter iUranger (1780 -1857) und bei Adolf Thiers (1797—1877), 
teils eine von den Ideen der „Zivilisation" oder „Freiheit" getragene Ge- 
schichtsauffassung zum Ausdruck kam, so bei Guizot (1787 — 1874) und 
Michelet (1798—1874). Ein Organ zum Kampf gegen die Regierung schuf 
sich diese Opposition Anfang 1830 in dem von Thiers, Mignet und Oarrel 
herausgegebenen „National". 

Die Julirevolution. Angesichts der oppositionell ausgefallenen 
Kammerwahlen u n t e r z e i c h n e t e K a r 1 X., in missbräuchlicher 
Anwendimg des Art. 14 der Verfassung, der dem König" das 
Recht zum Erlass der für die Ausführung der Gesetze und die 
Sicherheit des Staates nötigen Anordnungen verlieh, am 2i>. Juli 
1S;>() fünf Ordonnanzen, durch welche die Pressfreiheit auf- 
gehoben, die Kammer aufgelöst und das Wahlgesetz geändert 
wurde; am 2(5. wurden sie veröffentlicht. Darauf erhob sich 
Paris unter dem Zeichen der Trikolore; nach dreitägigem 
Klassenkampf räumten die Truppen unter Marmont die Stadt. 



Digitized by Google 



— 392 — 



Die konstitutionelle Partei, die sich der Leitung der von den 
Republikanern durchgeführten Revolution bemächtigt hatte, be- 
wirkte durch Verständigung mit Lafayette, dem Oberkomman- 
danten der neu erstandenen Nationalgarde, die Uebertragung der 
Generalstatthalterschaft an den Sohn Egalites (s. S. 318), Herzog 
Louis Philipp von OrUans (30. Juli); KarlX. erkannte ihn als 
solchen an und dankte (2. August) ab zu Gunsten seines 
Enkels, Herzogs Heinrich von Bordeaux (,,Graf von Chambord", 
f 1883), nachgeborenen Sohns des Herzogs von Berry (s. S. 391). 
Die Kammer, der der Generalstatthalter nur die Abdankung 
des Königs mitteilte, gestaltete die Verfassung um durch 
Abänderung des Artikels 14, Zuweisung der freien Präsidenten- 
wahl, der gesetzgeberischen Initiative und der Ministeranklage 
an die Volksvertretung, Verwandlung der „ Staatsreligion M in den 
„Kultus der Mehrheit der Franzosen" und erhob zugleich mit 
der Verkündigung der neuen Verfassung Louis Philipp I. zum 
„König der Franzosen" (1830 — 48). 

Die Wirkungen der Julirevolution waren Aufstände 
in Belgien (1830), Polen (1830/31), Mittelitalien (1831) 
und die Verschärfung des Gegensatzes zwischen Reaktion und 
freiheitlichen Bestrebungen in Deutschland. 

In Belgien mit seiner katholischen, halb wallonischen, halb vlämischen, 
überwiegend gewerbetreibenden Bevölkerung war von Anfang an die Vereinigung 
mit dem überwiegend protestantischen, germanischen, handeltreibenden Holland 
widerwillig aufgenommen worden. Die den Belgiern aufgezwungene hol- 
ländische Verfassung, die ihnen nicht mehr Sitze in der Volksvertretnng als 
den weniger zahlreichen Holländern gab , die für sie unbillige Besteuerung, 
die Besetzung der meisten Stellen im Zivildienst und im Heer mit Holländern, 
die Persönlichkeit des Königs Wilhelm I. (1815—40) aus dem calvinistischen 
Haus der Oranier hatten diese Abneigung gesteigert. Die liberale Opposition, 
die Pressfreiheit und Steuerreform, und die katholische, die n Unterrichtsfreiheit" 
forderte, wurden durch den Liberalen Louis de Potter verschmolzen, der 1828 
zu Gefängnis, April 1830 zu achtjähriger Verbannung verurteilt wurde. In- 
folge des am 25. August 1830 ausgebrochenen Aufstands in Brüssel 
mussten die holländischen Truppen das Land räumeu ausser der Citadelle 
von Antwerpen, von wo aus General Chasse die Stadt bombardierte. Am 
18. November erfolgte die Unabhängigkeitserklärung durch den 
belgischen Nationalkongress. Das Zusammengehen Englands (unter 
Palmerston) und Frankreichs bewirkte, dass die Londoner Konferenz 
der Grossmächte Januar 1831 Belgiens Unabhängigkeit aus- 
sprach. 4. Juni wurde der Koburger Prinz Leopold (I., 1831—65) 
vom Nationalkongress zum „König der Belgier" gewählt. Durch die 
Londoner Konferenz wurde (Oktober) der rechts der Maas gelegene Teil von 
Limburg mit Holland, der wallonische Teil von Luxemburg mit Belgien ver- 
einigt. Das übrige Grossherzogtum Luxemburg verblieb dem holländischen 
König und im Verband des deutschen Bundes (dem nun dem Namen nach 
auch holländisch Liraburg zngehörte). Dezember 1832 wurde Chasse durch 
ein französisches neer gezwungen, die Citadelle von Antwerpen zu räumen. 
Zwischen Holland und Belgien kam erst 1839 der endgültige Friede zu stand. 
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— Belgien wurde unter (dem katholisch gewordenen) Leopold I. der liberale 
Musterstaat Europas, in dem jedoch die völlige Trennung der Kirche vom 
Staat mit der Zeit auch ihre bedenklichen Seiten zeigte. 

In Polen hatte die von Alexander I. 1817 verliehene freisinnige Ver- 
fassung die höheren Stände mit dem Verlust der Unabhängigkeit nicht aus- 
gesöhnt; da sich die Unzufriedenheit im Reichstag äusserte, wurde dessen 
Verhandlungen noch von Alexander I. die Oeffentlichkeit entzogen. Es ent- 
standen Geheimbünde, denen namentlich auch junge Offiziere des polnischen 
Heeres angehörten; als der Dekabristenaufstand (s. S. 390) auf ihre Spur 
führte und die polnischen Teilnehmer der Verschwörung vom Senat in 
Warschau freigesprochen wurden, wurde der Reichstag nicht mehr berufen 
und die Pressfreiheit eingeschränkt. Die Absicht Nikolaus' I, mit Waffen- 
gewalt der „Revolution im Westen" entgegenzutreten, wozu in erster Linie 
die polnischen Regimenter bestimmt waren, bewog die Verschworenen, in 
Warschau am 29. Oktober loszuschlagen. Der Generalgouverneur, Gross- 
fürst Konstantin, räumte die Stadt; rasch ergriff der Aufstand das ganze 
Heer und Land, und am 25. Januar 1831 sprach der polnische Reichstag die 
Absetzung Nikolaus' I. aus. Aber Diebitsch schlug in blutigen Schlachten 
die Polen unter Chlopicki bei Grochow (Februar), unter Skrzynecki bei Ostro- 
lenka (Mai 1831). Nachdem Diebitsch an der Cholera (die damals zum ersten- 
mal in Europa auftrat) gestorben war, erstürmte sein Nachfolger Paskjewüsch, 
auch unterstützt durch den inneren Hader der Polen, der am 16. August zu 
blutigen Ausschreitungen in Warschau und zur Entsetzung des neuen Oberbefehls- 
habers Dombinski führte, am 8. September Warschau. Der Rest des polnischen 
Heeres wurde über die preussische Grenze gedrängt. Das „organische 
Statut" vom 26. Febr. 1832 hob die polnische Verfassung auf und 
leitete eine die Vernichtung der polnischen Nationalität anstrebende Politik ein. 

In Italien kam es 1831 zu aufständischen Bewegungen in 
Mode na, Parma und der Romagna, die von österreichischen Truppen 
unterdrückt wurden. Die wiederholte Besetzung Bolognas durch die Oester- 
reicher (1832) beantwortete die französische Regierung durch die Besetzung 
Anconas; erst 1838 räumten Oesterreicher und Franzosen den Kirchenstaat. 

Deutschland 1830 — 40. Die Julirevolution hatte verschiedene 
aufständische Bewegungen zur Folge, die zur Ersetzung des un- 
fähigen Herzogs Karl von Braunschiveig (f in Genf 1873) durch 
seinen Bruder Wilhelm (1830—84) und zur Einführung liberalerer 
und modernerer Verfassungen 1831 in Kurhessen (hier Einkammer- 
y Stern) und im König räch Sachsen, 1833 in Hannover führten. 
Aber der Bundestag, der schon Mai 1830 „Sicherheits Vorkeh- 
rungen wider die in mehreren Bundesstaaten eingetretenen oder 
zu befürchtenden Unruhen" beschlossen hatte, verbot Oktober 
1830 gemeinschaftliche Adressen an die Bundesversammlung und 
nahm nach dem Hambacher Fest „aller Liberalen Deutschlands" 
(bei Neustadt a. d. H., Mai 1832) Juni 1832 sechs Artikel 
a n , durch die den Landesfürsten Verwerfung jedes auf Beschrän- 
kung ihrer Souveränität gerichteten Antrags zur Pflicht gemacht, 
Steuerverweigerung unbedingt verboten, die innere Gesetzgebung 
der Einzelstaaten an die Rücksicht auf den* Zweck des Bundes 
und auf die Bundespflichten gebunden, eine Kommission zur Ueber- 
wachung der Landtage eingesetzt und die Auslegung der Bundes- 
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und Schlussakte ausschliesslich dem Bund zugesprochen wurde. 
Im Juli folgte das Verbot politischer Vereine, „ausserordentlicher" 
d. h. politischer Volksversammlungen und revolutionärer Abzeichen 
(d. h. der deutschen Farben), Verschärfung der Zensur und der 
polizeilichen Ueberwachungsmassregeln, Erneuerung der Beschlüsse 
gegen die Universitäten. In Kurhessen wurde der Landtag, der 
sich gegen diese Beschlüsse aussprach, aufgelöst, ebenso in 
Württemberg. Baden (wo 1830 nach dem Aussterben der Haupt- 
linie der Sohn Karl Friedrichs und der Gräfin Hochberg Leopold 
[bis 1852] Grossherzog geworden war) musste die Zensur wieder 
einführen; die Universität Freiburg wurde zeitweise geschlossen, 
die liberalen Professoren Welcher und liotteck pensioniert. Der 
plan- und aussichtslose Frankfurter Futsch (April 1833) gab, 
leicht unterdrückt, Anlass zur Einsetzung einer neuen Zentral- 
Untersuchungskommission (Juni 1833—42) und Wiederaufnahme 
der Studentenverfolgungen (das Berliner Kammergericht ver- 
urteilte in 3 Jahren 204 Studenten). Die Wiener Konferenzen 
(1834) schufen ein Bundesschiedsgericht für Streitig- 
keiten zwischen Fürsten und Landständen (das bis 1 848 nie in 
Wirksamkeit trat), beschränkten Kompetenz und Rede- 
freiheit der Landtage, verschärften neuerdings die 
Zensur, insbesondere durch Erschwerung von Konzessionen 
zur Herausgabe von Zeitungen, und die Beaufsichtigung 
der Universitäten, überhaupt die polizeiliche lieb er- 
wachung. So konnte Minister Hassenpflug (1832 — 37) in 
Kurhessen die Verfassung thatsächlich unwirksam machen und 
in Hannover, für das durch den Tod Wilhelms IV. die Per- 
sonalunion mit England aufhörte, König Ernst August (1837 
bis 51) die Verfassung von 1833 aufheben, mit der nich- 
tigen Begründung, dass er als Thronfolger seine Zustimmung 
nicht gegeben habe, unter dem Protest der Göttinger 
Sieben (Dahlmann, J. und W. Grimm, Weber, Gervinus, Ewald, 
Albrecht), ohne dass die Mehrheit des Bundestags ein „Ein- 
greifen in die innere Landesangelegenheit bundesgesetzlich be- 
gründet" fand. Die Sieben waren abgesetzt, zum Teil auch 
verbannt worden. Die Wirkung dieser Zustände war, dass in 
der Litte ratur die r a d i k a 1 e K i c h t u n g „ J u n g d e u t s c h- 
lands", dessen politischer Stimmführer Börne (1 78<> — 1837) war, 
tonangebend wurde, während das massvoll entschiedene Ein- 
treten von Männern wie Faul Pfizer (1801— G7; „Briefwechsel 
zweier Deutscher" 1831) und Dahlmann (1785— 18(>0) für einen 
konstitutionell -monarchischen Nationalstaat unter preussischer 
Führung um so weniger zur vollen Geltung kam, je mehr das 
damalige Preussen der Politik Metternichs sich anschloss. 
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Mit der katholischen Kirche geriet Preussen 1837 in einen 
Streit wegen der gemischten Ehen. Die Kurie hatte das von den 
Staaten in Anspruch genommene und ausgeübte ius circa Sacra und die vor- 
genommenen Säkularisationen nicht formell anerkannt, aber 1821—31 sich 
mit den Regierungen über die Schaffung neuer, bezw. andere Abgrenzung der 
bestehenden Diäresen verstandigt und den preussischen Kapiteln die Weisung 
gegeben, nur dem König genehme Bischöfe zu wählen; in Bayern, wo das 
der Kurie sehr günstige Konkordat d. J. 1817 von der Regierung nicht ver- 
öffentlicht und durch die Verfassung von 1818 in wesentlichen Bestimmungen 
unwirksam gemacht wurde, hatte sich die Kurie mit der Tegernseer Erklärung 
(1821) begnügt, dass der Eid auf die Verfassung sich lediglich auf die bürger- 
lichen Verhältnisse beziehe. Wessenberg war wenigstens als Verweser des 
Konstanzer Bistums geduldet worden. Aber die päpstliche Erklärung von 
1830, dass die Einsegnung gemischter Ehen nur bei dem Versprochen katho- 
lischer Kindererziehung zulässig sei, widersprach den paritätischen Bestim- 
mungen des preussischen Gesetzes von 1803, und der Einnuss der Jesuiten, 
die sich seit 1^27 in den rheinischen Städten niederliessen, bewirkte, dass 
die Schriften des Bonner Theologen Hermes (1831 -J*) verdammt wurden. Die 
Auskunft einer geheim zu haltenden, die Einsegnung der gemischten Ehen 
auch ohne jenes Versprechen für die Regel anordnenden, Instruktion an die 
Bischöfe, worüber sich die preussische Regierung mit Erzbischof Spiegel von 
Köln (1835 -{•) verständigte, versagte dem neuen Erzbischof Droste zu V ische- 
ring gegenüber, der sich an sein der Regierung früher gegebenes Versprechen 
nicht hielt und die Schriften von Hermes, sowie den Besuch der Vorlesungen 
seiner Schüler in Bonn verbot, ebenso dem Erzbischof Dunin von Posen gegen- 
über. Der Kölner Erzbischof wurde 1837, der von Posen 1838 seines Amtes 
entsetzt und interniert. Der einzige Bischof von Preussen, der dem Staats- 
gesetz Gehorsam leistete, Sedlnitzky von Breslau, legte, der ultrainontauen 
Angriffe müde, 1840 sein Amt nieder. In Bayern kam 1837 der Ultra- 
montanismus mit dem Ministerium Abel zur Herrschaft. Oesterreich vertrieb 
1837 die Zillerthaler Protestanten. 



§ 120. Europa und die orientalische Frage. 

Mehemed AH und die Pforte. Die Schwächung und Zerrüttung des 
( hsmanenreichs (s. S. 390) benützte Mehemed Ali zu einem Angriff auf 
die Pforte: lprahim Pascha vernichtete das letzte türkische Heer bei Konia 
(Ikonium) Dezember 1832; Nikolaus I. wollte das türkische Reich, das er als 
die zukünftige Beute Russlands betrachtete, nicht in die Hände des kraft- 
vollen Mehemed Ali fallen lassen und schickte dem Sultan Hilfe; England 
und Frankreich, einig in ihrem Interesse, die Türkei zu erhalten, aber Rivalen 
hinsichtlich Aegyptens, vermittelten 1833 einen Frieden, durch den 
Mehemed Ali drei syrische P a s c h a 1 i k s bekam; Russland aber 
schloss mit der Pforte ein Schlitz- und Trutzbündnis, das diese verpflichtete, 
fremden Kriegsschiffen die Dardanellen zu schliessen. Während Frankreich 
Mehemed Ali in seinem Bestreben, seine Macht auf Kosten der Pforte weiter 
auszudehnen und sich von ihr unabhängig zu macheu, ermutigte, war England 
mit Russland in dem Einen einig, dass es dies verhindern wollte. Es erwirkte 
1838 von der Türkei einen Vertrag, der für das ganze Osmanenreich die 
Monopole, die Hauptgeldquellc Mehemed Alis, überhaupt die dem europäischen 
Isevantehandel entgegenstehenden Hindernisse aufhob, und besetzte 1839, als 
Mehemed Ali sich der arabischen Westküste bemächtigte, Aden. Im Vertrauen 
auf die Freundschaft Russlands und Englands schickte Sultan Mahmud sein 
von preussischen Offizieren notdürftig organisiertes Heer über den Taurus und 
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ächtete M ehe med Ali; aber dte Türken wurden von Ibrahim bei 
Nisib (Juni 1839) vernichtend geschlagen. Während nun Frankreich 
Mehemed Ali versprach, für seine Ansprüche (erblichen Besitz Syriens, Arabiens 
und Oandias) einzutreten, traf Palmerston mit den Ostmächten .Juli 1840 in 
London ein Abkommen, das der Pforte ihren Besitzstand und die Oberhoheit 
über Aegypten garantierte. Da sich Mehemed Ali nicht fügte, wurde das 
ägyptische Heer durch die Entsendung einer englisch-österreichischen Flotte 
gezwungen, das gegen die ägyptische Herrschaft aufständische Syrien zu 
räumen (Herbst 1840). Gleichzeitig wurde in Frankreich Thiers, der mit 
seinen kriegerischen Drohungen und Massnahmen (Befestigung von Paris) 
nichts erreicht hatte, als leitender Minister durch Guizot ersetzt. Mehemed 
Ali wurde Februar 1841 von Sultan Abdul Medschid (1839— 61) mit Aegypten 
aiserblicher tributpflichtiger Statthalterbelehnt Juli 1841 schlössen 
die fünf Grossmächte den M e e r e n g e n v e r t r a g , der Dardanellen und 
Bosporus den Kriegsschiffen aller Nationen verschloss. 

England und Russland in Asien. Ein unmittelbarer Interessen- 
gegensatz zwischen Russland und England entwickelte sich in Asien. Seit 
1832 kämpften dieRussen gegen dieKaukasusvölker, deren Unter- 
werfung durch Gründung der Festung Wladikawkas (1785), Eroberung JJaghe- 
stans (1796), Einverleibung Georgiens (1801), Anlegung der Strasse von Wladi- 
kawkas nach Tiflis und einer Reihe von Forts an der Küste des Schwarzen 
Meeres (181Q — 29) vorbereitet war. Veranlasst durch Räubereien der muhamme- 
danischen Kaukasusvölker, hatten jene Kämpfe den Zweck. Russland mit der 
Herrschaft über den Kaukasus den Zugang zu Zentralasien und damit zu 
Indien zu verschaffen. Schon 1834 drängte Russland den ihm verbündeten 
Schah von Persien zu einem Angriff auf Herat, der aber 1838 angesichts der 
Gegenmassregeln Englands aufgegeben wurde. Auch die russische Expedition 
gegen Chiwa (1839) hatte keinen dauernden Erfolg. Andrerseits endete der 
Versuch der Engländer, Afghanistan in Abhängigkeit zu bringen, mit der 
Vernichtung eines englischen Heeres im Chaiberpass und Anerkennung des 
russischen Schützlings Dost Mohammed als Herrn von Afghanistan (1842). 
Die englische Herrschaft über Ostindien wurde durch einen schrecklichen 
Aufstand bedroht, der infolge der Unzufriedenheit der brahmanischen und 
muhammedanischeu Bevölkerung mit der rücksichtslosen und habsüchtigen 
Regierung der ostindischen Kompagnie Mai 1857 ausbrach ; erst nach schweren 
Kämpfen wurde er 1858 unterdrückt. .letzt wurde das Privilegium der ost- 
indischeu Kompagnie aufgehoben und Indien zu einer englischen Provinz 
unter einem Vizekönig in Caleutta gemacht. (1876 nahm Königin Victoria 
den Titel „Kaiserin von Indien" an.) Der Kaukasus wurde von den 
Russen, denen in dem Tschetschenzenhänptling Scham gl (1859 gefangen ge- 
nommen, 1871 f) ein furchtbarer Gegner erstand, erst 1864 völlig unter- 
worfen. 

Europas Beziehungen zu China und Japan. Durch den „Opium- 
krieg" (1840—42) erzwang England die Oeffnun«; fünf chinesischer 
Häfen für die Europäer und die Abtretung Hongkongs im V e r t r a g 
von Nanking, dem 1845 chinesische Handelsverträge mit 
Frankreich und der Union folgten. Die Umgehung der Verträge 
seitens der Chinesen führte zu dem englisch-französischen Krieg gegen China 
(1857—60): China musste in dem Vertrag von Tientsin 1858 dem 
europäischen Handel und den Missionen Zutritt ins Innere 
von China gewähren und stehende Gesandtschaften in Peking gestatten 
und wurde 1860 durch die Schlacht bei Palikao (Verbrennung des kaiserlichen 
Sommerpalasts) zur Erneuerung des Vertrags gezwungen. 1862 nahm Frank- 
reich das Mündungsgebiet des Mekong in Besitz. — Hussland erwarb 1858 
das Amurgebiet von China. 



Digitized by Google 



— 397 - 



Japan erschloss sich seit 1854 durch Handelsverträge dem Ver- 
kehr mit der Union und den europäischen Staaten und seit 
1869, nach Wiederaufrichtung der monarchischen Geicalt des Mikado, der 
abendländischen Kultur. 



§ 121. Englands innere Entwicklung zwischen 1815 und 1850. 

Für die innere Politik Englands nach 1815 wurden die sozialen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse von zunehmender Wichtigkeit. 
Die Staatsschulden waren während des Kriegs auf 861 Millionen Pfund gestiegen, 
der Prozentsatz der öffentlich unterstützten Armen sehr gewachsen. Das 
Aufhören der Kontinentalsperre brachte der Industrie durch die auf den Be- 
darf des Festlands spekulierende Ueberproduktion, der Landwirtschaft durch 
die Ueberschwemmung mit ausländischem Getreide Gefahr. Der Grossgrund- 
besitz suchte das Sinken der Getreidepreise zu vei'hindern durch Erhöhung des 
Mindestpreises, bei dem Einfuhr zu massigem Zoll gestattet wurde, und durch 
Festhalten eines die Einfuhr beinahe ausschliessenden Zolls bei mittleren, 
durch Schaffung einer Ausfuhrprämie bei niedrigen Getreidepreisen. Industrie 
und Handel nahmen allerdings rasch einen ausserordentlichen 
Aufschwung durch die hauptsächlich von Engländern gemachten und in 
England zuerst verwerteten Erfindungen (James Watts Dampfmaschine 1768, 
Hargrcaves und Arkicrighfs Spinnmaschine 1768. Puddieverfahren 1780, Cart- 
tvrights mechanischer Webstuhl 1786, Davi/s Sicherhcitslampe für Kohlenberg- 
werke 1815; Dampfschiffahrt, 1807 in Amerika von Fulton, 1812 in Eng- 
land eröffnet, Ankunft des ersten amerikanischen Dampfschiffs in Liverpool 
1819, seit 1838 regelmässiger Dampferverkehr mit Amerika; Stephensons Loko- 
motive 1812 und erste Eisenbahn Stockton-Darlington 1825, Mauchester-Liver- 
pool 1830), und infolge davon überflügelte das bewegliche Kapital den Grund- 
besitz weit; aber die materielle Lage des zahlreichen Arbeiter- 
standes war infolge der Kornzölle und zuuächst auch der Anwendung der 
Maschinen eine sehr ungünstige. Kinder (zum Teil von den Armen- 
häusern gruppenweise geliefert) wurden schon vom sechsten oder siebenten, 
meistens vom achten Jahr ab oft mit 14 -16stündiger Arbeitszeit und unter 
der brutalsten Behandlung in grossem Umfange verwendet. Noch 1839 waren 
von 419560 Fabrikarbeitern 192887 unter 18 Jahre alt, nachdem 1835 die 
Arbeit von Kindern unter neun Jahren verboten worden war. Ebenso wurde 
die Verwendung der Mädchen und Frauen, auch in Bergwerken, immer mehr 
ausgedehnt. Zu diesem Gegensatz zwischen dem grund besitzen- 
den Adel, der zunächst im ^tatsächlichen Alleinbesitz des Parlaments und 
damit der politischen Macht war , dem Mittelstand, insbesondere der 
Industriellen und Kapitalisten, der einen seiner ^tatsächlichen Be- 
deutung entsprechenden Einfluss auf die Politik beanspruchte, und dem 
Arbeiterstand, der Einfluss auf die Gesetzgebung anstrebte, um eine 
Verbesserung seiner Existenzbedingungen zu erreichen, kam die Unzufrieden- 
heit der katholischen Irl ander mit ihrer politisch rechtlosen und 
materiell schwer gedrückten Lage; die Interessen der in Irland ansässigen 
Protestanten verteidigte in einseitiger und auch nicht immer gesetzlicher Weise 
der „Orangistenbund" (nach dem Oranier Wilhelm III. benannt). Gegen die 
ungesundeu sittlichen Zustände, die in den leitenden Kreisen herrschten, und 
auf die der Ehescheidungsprozess Georgs IV. (1820 — 30) ein grelles Licht 
warf, erhoben der geniale Lord Byron (1788 — 1824) und der ihm geistes- 
verwandte Shelley (1792—1822), die ihrerseits nicht besser scheinen wollten, 
als sie waren, in ihren von Weltschmerz erfüllten Dichtungen eine ver- 
nichtende Anklage. 
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Die Arbeiterbewegung verfolgte, von Cobbett und Burdett 
geleitet, anfangs nicht ohne einzelne Gewalttätigkeiten, die der Tory-Regie- 
rung willkommenen Anlass zu Ausnahmemassregeln (1817: Suspension der 
Habeaskorpus-Akte, 1819: sechs n Knebelgcsctze u ) gaben, bis 1827 eine radi- 
kale Richtung, von da an strebte sie mit Erfolg Selbsthilfe auf 
dem Boden der bestehenden G esellschaf tsordnung an; obwohl 
schon 1825 die 1824 erfolgte Aufhebung des drakonischen Koalitionsverbots von 
1808 darauf eingeschränkt wurde, dass Verabredungen nur über Arbeitszeit und 
Arbeitslohn und nur in Bezug auf anwesende Personen zulässig sein sollten, 
überschritt die Organisation der an Zahl stetig zunehmenden Gewerkrereine 
(„trades unions 1 *) von 1830 an die lokalen Grenzen und dehnte ihre Zwecke 
immer mehr aus. Die politischen Forderungen des 1836 gegründeten 
Arbeiterbundes bezw. der neu entstehenden Partei der „Char- 
tisten" unter O'Connor waren: allgemeines aktives und passives 
Wahlrecht, g e h e i m e A b s t i m m u n g, g 1 e i c h e W a h 1 b e z i r k e, j ä h r- 
liche Parlaments wählen, Diäten. Diese „sechs Punkte der Charte" 
sollten die Vorbedingung Schäften, um mittelst der Staatsgewalt die Volkswirt- 
schaft dem Interesse der Arbeiter entsprechend einzurichten. In der Ab- 
lehnung dieser Forderungen waren Tories und Whigs einig und deshalb 
erfolgreich. Dagegen bewirkte der wachsende Einfluss des Mittelstands auf 
die Gesetzgebung, dem die Beredsamkeit Brouglmms die Bahn brach, schritt- 
weise eine Reihe wichtiger Reformen. Nachdem 1823 die Goldwährung durch- 
geführt und 1828 die Kornzölle durch die gleitende Skala, die einen Durch- 
schnittspreis für das Getreide sicher stellen sollte, beschränkt worden waren, 
führte 1829 das Ministerium W e 1 1 i n g t o n - P e e 1 unter dein Eindruck 
der von O'Connell in der „katholischen Assoziation" organisierten irischen 
Agitation dieKatholiken-Emanzipation durch. Unter Wilhelm IV. 
(1830-37) setzte das Whig-Ministerium Grey 1833 die Paria- 
men tsrefor in durch, die zu Gunsten der (das Wahlrecht bis dahin zum 
Teil ganz entbehrenden) grossen Städte und dichtbevölkerter ländlicher Be- 
zirke (las Wahlrecht von 56 der „verrotteten Flecken" ganz aufhob, von 32 
auf die Hälfte beschränkte und die Zahl der Wahlberechtigten verdoppelte. 
Eine neue Städteordnung (1835) gab in England die Wahl der städtischen 
Beamten den Steuerzahlern. Die Bemühungen Wilberf orces (1759 — 1833) 
und der 1823 gegründeten Antisklavereige Seilschaft hatten den Er- 
folg, dass die Sklaverei 1833 grundsätzlich, 1838 thatsächlich in den engli- 
schen Kolonien mit einein Staatsaufwand von 20 Mill. Pfund abgeschafft 
wurde. 1834 wurde das erste A rbeiterschutzgesetz (Beschränkung 
der Kinderarbeit, Staatsaufsicht über die Spinnereien durch Fabrik Inspektoren) 
gegeben. Auf Wilhelm IV. folgte 1837 als englische K ö n i g i n die Tochter 
des Herzogs von Kent, dritten Sohnes Georgs III., Victoria, (1840 vermählt 
mit Prinz Albert von Koburg) , als König v o n H a n n over Georgs III . 
vierter Sohn Ernst August (s. S. 394). 1838 bildete sich eine Antikornzoll- 
Liga, und Manchester wurde der M i tt e 1 p u n k t der von Richard 
('ob den geleiteten, mit ausserordentlichem Nachdruck betriebenen Agi- 
tation für Freihandel. 1844 führte der Konservative Peel die 
Einkommenssteuer ein und Itcfreite zunächst 750 der bisher zollpflich- 
tigen 1200 Artikel vom Zoll; 1846 setzte er die allmähliche Aufhebung 
der Kornzölle (im wesentlichen bis 1849: ganz freie Getreide-Einfuhr 
seit 1869) durch, sowie die der Zölle auf Fabrikate aus Baumwolle, Wolle 
und Flachs. Unter der Herrschaft des Freihandels nahm der 
englische Handel einen beispiellosen Aufschwung. Die 1843 
von O'Connell mit besonderem Nachdruck aufgenommene Agitation für „repeal u 
(— Widerruf der Union von 1800), d. h. Trennung Irlands von England in 
Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit , hatte den entschiedenen Massregeln der 
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Regierung gegenüber nur den Erfolg, dass eine revolutionäre jungirische 
Partei unter O'Brien sich von O'Connell lossagte. 

Dem materiellen Aufschwung Englands (1851 in London erste Welt- 
ansstellung) entsprach die vielseitige und fruchtbare Ent Wicke- 
lung des geistigen Lebens in der Dichtung (Walter Scott, 1771 — 1832, 
Schöpfer des historischen Romans; die weiteren Meister des Romans Bulwer, 
Dickens, Thackeiay; Tennyson Lyriker, Epiker und Dramatiker), in der 
Geschichtschreibung (Macaulxxy, Carlyle, Buckle), in der Philosophie und Volks- 
wirtschaft (Stuart Mill), vor allem in der Naturwissenschaft : Darwin, 1809 
bis 1882, wurde der wissenschaftliche Begründer der Ent- 
wickeln ngslehre; Herbert Spencer, geboren 1820, baute auf dem Boden 
der Erfahrung durch Anwendung der beiden Grundsätze der „Evolution" und 
„Dissolution" eine philosophische Weltanschauung auf und erwarb sich be- 
sondere Verdienste um die „Soziologie". — 1826 wurde in London von einer 
whiggistischen Aktiengesellschaft die erste englische Universität auf der 
Grundlage der Religionsfreiheit gegründet. Seit 1840 machte sich auf kirch- 
lichem Gebiet eine der katholischen Kirche günstige Strömung geltend in dem 
Puseymnus, der die Zugehörigkeit der anglikanischen zur katholischen Kirche 
behauptete und auch im Ritual zur Geltung brachte, und in zahlreichen Ueber- 
triiten von Adeligen und Geistlichen (Newtnan 1845, Manning 1850). Dem 
gegenüber vertraten den entschieden protestantischen Standpunkt mit beson- 
derem Nachdruck und mit kraft- und verständnisvollem Eintreten für die 
Bedürfnisse des Arbeiterstands Männer wie Robertson, Kingsley, Spurgeon. 
Carlyle bemühte sich vom Standpunkt eines neuen „sozialen Geistes" aus 
durch Bekämpfung des Individualismus, insbesondere des Mammonismus, eine 
Eintracht zwischen Kapital und Arbeit zu erzielen. 

§ 122. Mitteleuropa in der Zeit von 1840—47. 

Anfange Friedrieh Wilhelms IV. Friedrich Wilhelm IV. (1840- 61) 
war ein geistvoller und witziger Redner und wollte „das Volkstümliche, die 
Religiosität und die Persönlichkeit wieder zur Herrschaft bringen", das 
„Papier" und die Schablone unterdrücken, verwandte aber dazu selber bureau- 
kratische Zwangsmittel und höfische Beeinflussung und war in seinem wider- 
spruchsvollen Wesen selbst nicht frei von Doktrinarismus und Papierweisheit 
(„der Romantiker auf dem Throne"). Er begann seine Regierung mit Auf- 
hebung der gegen die „Demagogen" getroffenen Massregeln 
und mit der Beilegung des Kirchen zwists durch Nachgiebigkeit in 
der Mischehen-Frage, Vei'zicht auf das Placet und Schaffung einer katholischen 
Abteilung im Kultministei'ium. Während die für das Verlangen einer National- 
vertretung eintretenden Schriften des Ministers v. Schön „Wohei- und Wohin?" 
und Joh. Jacobys „ Vier Fragen" (1841) den allgemeinsten Anklang fanden, ent- 
täuschteFriedriehWilhelmdieaufihn gesetzten Hoffnungen, 
indem er nur zweijährige Periodicität der Provinziallandtage mit beschränkter 
Oeffentlichkeit und die Bildung von Ausschüssen gewährte, die zu einein ver- 
einigten Ausschuss erstmals 1842 zusammentraten; die Milderung der Zensur 
hatte keinen Bestand; das Gesetz über das Disziplinarverfahren gegen Beamte 
(1844) und Massregelungen nicht willfähriger Richter gefährdeten die Un- 
abhängigkeit und Integrität des Richterstands; auch in die Unterrichtsver- 
waltung war mit dem Minister Eichhorn (1840—48) ein rückschrittlicher Zug 
gekommen. — Die Ausstellung des heiligen Rockes in Trier gab Anstoss zur 
Gründung der „deutsch-katholisclien Kirche" durch Ronge und Czerski (1844); 
doch verlief die anfangs anscheinend aussichtsreiche Bewegung bald im Sande. 

Preussen und Deutschland vor 1848. Da ein preussisches 
Eisenbahnnetz nicht ohne Aufnahme eines staatlichen Anlehens 
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möglich war, das die Zustimmung „künftiger Reichsstände" er- 
forderte (s. S. 384), verhiess Friedrich Wilhelm IV. durch Patent 
vom 3. Februar 1847 nichtperiodische Berufung der Pro- 
vinzialstände zu einem „Vereinigten Landtag", der 
aber nur das Recht der Mitwirkung bei Verzinsung und Tilgung 
der Staatsschulden, bei Aufnahme von Staatsanlehen und Steuer- 
erhöhungen und ein Petitionsrecht in innern Angelegenheiten 
der Monarchie haben sollte; bei der Gesetzgebung wurde ihm, 
bzw. dem periodischen „Vereinigten Ausschuss" eine beratende 
Mitwirkung zugewiesen. Die Versuche des Vereinigten Land- 
tags, der am 11. April 1S47 zusammentrat, „die wohlerworbenen 
Rechte der Kampfestreue des preussischen Volks" unter Berufung 
auf Friedrich Wilhelms III. Versprechungen zu wahren, wies 
der König zurück ; der Vereinigte Landtag lehnte die Aufnahme 
einer Anleihe und die Uebernahme einer Staatsgarantie ab, da 
er nicht die versprochenen „Reichsstände" bilde. Noch ent- 
schiedener wurden in Südwestdeutschland, besonders in Baden, 
die liberalen und nationalen Forderungen in Zeitschriften und 
Versammlungen geltend gemacht; 2. Februar 1848 beantragte 
Bassermann in der badischen Kammer Berufung eines deutschen 
Parlaments. G leichzeitig wurde die S c h 1 e s w i g - H o 1 s t e i n' s c h e 
Frage brennend, als nach Christians VIII. Tod (20. Januar 
1848) Friedrich VII. (1848—03) eine den in dem „offenen 
Brief u von 1846 aufgestellten Grundsätzen ent- 
sprechende Verfassung für die dänische Gesamt- 
monarchie verkündigte. Deren Voraussetzung war die 
Gültigkeit des „Königsgesetzes" (s. S. 244) jedenfalls für Schles- 
wig, wodurch die Zusammengehörigkeit der Herzogtümer Schles- 
wig und Holstein, bzw. das Erbrecht der nach Aussterben des 
Mannsstamms der königlichen Linie des Hauses Oldenburg nächst- 
berechtigten Augusten burger Linie (s. Stammtafel S. 303) be- 
droht war. 

Frankreich führte in Algerien seit 1839 den 1837 durch einen 
unklaren Vertrag mit dem Kabylenhäuptling Abd el Kader unterbrochenen 
Krieg weiter; 1843 überfiel Louis Philipps vierter Sohn, Herzog v. Anmale, 
Abd el Kader in seiner Zelthauptstadt (Smala) und trieb ihn auf marokkanisches 
fiebiet; die Marokkaner wurden von MarscJiall Bugeaud bei hly 1844 geschlagen. 
Da aber Kngland Marokko unter seinen Schutz nahm, inusste sich Frankreich 
mit Algerien begnügen (1847 ergab sich Abd el Kader). Als die Spannung 
z w i s c h e n Frankreich und England sich infolge der Verheiratung 
der jungen spanischen Königin Isabella mit ihrem geistig und körperlich ver- 
kümmerten Vetter Franz d' Assis, ihrer Schwester mit Louis Philipps jüngstem 
Sohn, Herzog von Montpensier, verschärfte, wagten jetzt die Ostmächte die 
Einverleibung der wegen eines polnischen Anfstandsversuchs besetzten Republik 
Krakau in Oesterreich auszusprechen (Ende 1846). 

In der Schweiz (die politischen Flüchtlingen und damit auch Ver- 
schwörern, wie vor allem dem Italiener Joseph Mazzini, ein Asyl bot) hatte 
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sich der Gegensatz zwischen Liberalen und Konservativen zu einem, zum Teil 
gewaltthätig geführten, Kampf zwischen den Gegnern und den Freunden der 
Jesuiten zugespitzt. Im Vertrauen auf den Beistand der Ostmächte und Frank- 
reichs, das mitdiesen jetzt zusammenging, weigerten sich die katholischen 
Kantone Uri, Schwiz, Unterwaiden, Luzern, Zug, Freiburg und Wallis, dem 
Beschluss der Tagsatzung entsprechend ihrenSonderbund aufzulösen, 
wurden aber, ehe die von den Leitern des Sonderbunds erstrebte auswärtige 
Einmischung möglich war, durch das eidgenössische Heer unter Dufour 
(November 1847) dazu gezwungen: die Jesuiten wurden jetzt aus der 
ganzen Schweiz ausgewiesen, und die Eidgenossenschaft gab sich 
(1848) eine neue Verfassung, die an die Stelle des Staatenbunds einen 
Bundesstaat setzte. Nach der (1874 revidierten) Verfassung hat der 
Bund die gesamte Leit ung der äusseren Politik und des 11 ilitär- 
wesens, die durch das Bundesgericht in Lausanne auszuübende oberste 
Gerichtsbarkeit, dieRegelungdesMünz-, Mass-undGewichts- 
wesens, die Oberaufsicht über Wasserbau und Forstpolizei, 
über Jagd nnd Fischerei, die Gesetzgebung über Bau und Be- 
trieb der Eisenbahnen; Organ des Bundes ist die in Bern tagende 
Bundesversammlung, bestehend aus dem Nationalrat, der Vertretung des Ge- 
samtvolks (je ein Vertreter auf 20000 Köpfe), und aus dem Ständerat, den 
44 Vertretern der 22 Kautone (von denen Appenzell, Unterwaiden und seit 
1833 Basel je zwei Republiken bilden); die Bundesversammlung hat je auf 
drei Jahre die aus sieben Männern bestehende Bundesregierung zu ernennen, 
den „Bundesrat", der jährlich aus seiner Mitte den Präsidenten wählt. D i e 
Legislative der Bundesversammlung ist beschränkt durch 
das „fakultativeReferendum": auf Verlangen von mindestens 30 000 
wahlberechtigten Bürgern muss ein von der Bundesversammlung beschlossenes 
Bundesgesetz der Volksabstimmung unterbreitet, desgleichen muss ein von 
mindestens 50000 Wählern gestellter Gesetzesantrag zur Abstimmung durch 
das Volk gebracht werden. — Im Anschluss an den Sonderbundskrieg wurde 
1848 die Verbindung Neuenbürgs mit Preussen gelöst (1857 verzichtete Friedrich 
Wilhelm IV. endgültig). 

In Italien schien der von Gioberti vertretene „neuwelfische" Gedanke 
einer Erfüllung der nationalen Wünsche unter der Führung der Kirche seiner 
Verwirklichung nahe durch den Oesterreich wenig freundlichen Papst Pius IX. 
(1846—78), der seine Regierung mit einer Amnestie begann, mit Sardinien 
und Toskana einen Präliminarvertrag über einen italienischen Zollverein schloss 
und 10. Februar 1848 Laien ins Ministerium berief. In Neapel gab König 
Ferdinand II. (1830—59), unter dem Eindruck einer Erhebung Siciliens, 
das autonom sein wollte, Anfang Februar 1848 eine freisinnige Ver- 
fassung. England unterstützte, wie in der Schweiz, so in Italien die 
nationalen und liberalen Bestrebungen. Dem gegenüber verständigte sich 
Frankreich mit Oesterreich über die Aufrechterhaltung des Besitzstands in 
Italien; und Preussen unterhandelte mit beiden Mächten über gewaltsames 
Einschreiten in der Schweiz und Italien. 
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Kapitel XXXII. 

Die Revolution von 1848, ihre Nachwirkungen 

und ihre Ergebnisse. 

§ 123. Die Februarrevolution und die zweite französische 

Republik. 

Frankreich im Innern unter Louis Philipp. Das r Bürgerkönig- 
tum u Louis Philipps glaubte die „rechte Mitte'" (jusU milieu) zwischen Reaktion 
und Revolution zu treffen, indem es sich auf den verraöglichen Teil des Bürger- 
tums stützte: das Wahlgesetz von 1831 setzte den Zensus für passives und 
aktives Wahlrecht nur auf 750 und 200- fr. herab. Der Gefügigkeit der ersten 
Kammer versicherte sich die neue Regierung durch Abschaffung der Erblich- 
keit der Pairs würde 1831. Die Gegner der Regierung waren die Legitimistm, 
die für sich nichts vermochten, die Bonapartisten, die nach dem Tod des 
Herzogs von Reichstadt (1832) nicht mehr gefährlich schienen, es aber durch 
den von der Regierung selbst geförderten Napohamkuli (1840 Beisetzung der 
aus St. Helena geholten Gebeine Napoleons im InvalidendomJ immer mehr 
wurden, und die Republikaner, hinter denen das grossstädtische Kleinbürgertum 
und Proletariat stand. Neben den von Saint-Simon (f 1825) und seinem Schüler 
Comte (Begründer der „positiven Philosophie", s. S. 256), Fourier, Cabet, 
Proudhon u. a. in sehr auseinandergehenden Richtungen entwickelten sozia- 
listischen Utopien und Idealen wurde von Louis Blanc (1811—82) in seiner 
Schrift „Ueber die Organisation der Arbeit" und von dem Naturforscher Arägo 
(1786—1853) in der Kammer die Forderung vertreten, dass der 
Staat allen arbeitsfähigen Menschen auskömmliche Arbeit 
zu schaffen habe. Diesen verschiedenen grundsätzlichen Gegnern gegen- 
über war das ,7 u 1 i k ö n i g t u m schwach, da es sich durch die Miss- 
erfolge, dann durch die Schwenkung in seiner äusseren 
Politik und mehr noch durch die in den Kreisen der Regierung und 
ihrer Kammermehrheit herrschende Korruption und Habsucht («,En- 
richissez-vous, messieurs ! 4 *) schwere Blossen gab, und da seine eigenen An- 
hänger in zwei einander feindliche Parteien gespalten waren, seit Thiers 
(Herbst 1840) dem Ministerium Soxüt-Guizot hatte Platz machen müssen. Da 
Thiers' Antrag auf eine Wahlreform von der Regierung und der Kammer- 
mehrheit abgelehnt wurde, fanden im Land „Refortnbankette" statt, die die 
Aufregung steigerten, bis das Verbot eines auf 22. Februar 1848 augesetzten 
Reformbanketts in Paris den Anstoss zum Ausbruch von Unruhen gab, denen 
die Regierung ungerüstet und unentschlossen gegenüberstand. 

Die Februar-Revolution; Frankreich Republik. Da die am 

23. Februar 1848 ausgebrochene Revolution nicht bewältigt 
werden konnte, dankte Louis Philipp am 24. zu Grünsten 
seines Enkels Philipp, des Grafen von Paris, des Thronerben, 
ab, aber eine von der Kammer in tumultuarischer Weise ein- 
gesetzte provisorische Regierung, der u. a. Lamartine, 
Leclru-ltollin und ein Arbeiter Albert angehörten, rief vorbehalt- 
lich der Genehmigung durch die Nation die Republik aus. 
Alsbald wurden, um dem augenblicklichen Notstand abzuhelfen, 
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Nationalwerkstätten eingerichtet, welche den sich Meldenden teils 
unnütze, teils gar keine Arbeit, aber allen einen Taglohn von 
2 bzw. 1,5 fr. gaben. Die durch direkte allgemeine Wahlen 
berufene Constituante erklärte sich trotz ihrer konser- 
vativen Mehrheit für die Republik; statt der provisorischen 
Regierung setzte sie einen aus Gegnern der Sozialisten be- 
stehenden Vollzieh ungsausschuss ein. Als aber nach 
Besiegung eines revolutionären Putsches die Regierung die Ar- 
beiter, für die es in Paris keine Arbeit gab, in die Provinzen 
schicken wollte und bei den Sparkassen die über 100 fr. be- 
tragenden Zahlungen einstellen Hess, erhoben sich die Arbeiter, 
die nun in blutigen und opferreichen Strassenkämpf en 
(23.-2(3. Juni 1848) von dem zum Diktator ernannten Kriegs- 
minister Cavaignac niedergeworfen wurden. Nachdem 
Cavaignac als Haupt der Vollziehungsgewalt durch 
Schliessung der Nationalwerkstätten und scharfe Massregeln die 
Ordnung gesichert hatte, schuf die Kammer eine neue Ver- 
fassung, nach der der Präsident der Republik direkt 
vom Volk auf vier Jahre zu wählen war. Am 10. De- 
zember wurde, vor allein durch die Stimmen des vom Klerus 
geleiteten Landvolks, Louis Napoleon B o n a p a r t e gewählt 
(1808 als dritter Sohn des holländischen Königs Ludwig Napoleon 
und der Hortense Beauharnais geboren, hatte er durch zwei ver- 
unglückte Putsche, in Strassburg 1836, bei Boulogne 1840, und 
durch seine Flucht aus Harn 184(3 die Aufmerksamkeit auf sich 
gezogen). 

§ 124. Deutschland und Oesterreich in den Jahren 1848 und 1849. 

Die Revolution in Deutschland und Oesterreich. Die 

mächtige Bewegung, die im Anschluss an die Februar- 
revolution das deutsche Volk erfasste, und die sich überall in 
den Forderungen von Pressfreiheit, Geschworenengerichten, Volksbe- 
waffnung und deutschem Parlament Ausdruck gab, bewirkte, dass 
der Bundestag Anfang März 1848 entgegenkommende 
Beschlüsse (u. a. Anerkennung der deutschen Farben schwarz- 
rot-gold, Einberufung von Vertrauensmännern zum Beirat für 
Revision der Bundesverfassung) fasste, und dass in den 
Mittel- und Kleinstaaten überall liberale Ministerien 
(„Märzministerien '•) ans Ruder kamen (in Bayern dankte 
Ludwig I. 10. März ab; ihm folgte sein Sohn Maximilian IL, 
1848 — (34). In Oesterreich, wo für den geistesschwachen 
Kaiser Ferdinand (1835—48) eine „ Staatskonferenz u die Ge- 
schäfte führte, erzwang die Volksbewegung Abdankung Metter- 
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nichs (12. März) und das Versprechen der Einberufung eines 
konstituierenden E eichst ags; dem ungarischen Reichstag 
wurden seine Forderungen einer autonomen und kon- 
stitutionellen Verfassung gewährt, ebenso den Czechen 
eine böhmische Verfassung versprochen, in Oberitalien mussten 
dieOesterr eicherunter Rade tzky das aufständische Mai- 
land (1$. März) räumen und sich vor Karl Albert von Sar- 
dinien (1831 — 49), aer an die Spitze der nationalen Erhebung 
getreten war, in das „Festungsviereck" zurückziehen, 
das sie siegreich behaupteten; in Venedig, das die öster- 
reichische Besatzung räumte, wurde von Manin die Republik 
errichtet. In Berlin entschloss sich der König zögernd 
zur Gewährung der liberalen und nationalen Forde- 
rungen im Patent vom 18. März; aber als aus der Mitte der 
Truppen, deren Abzug das Volk verlangte, zwei unschädliche 
Schüsse fielen, kam es zu dem Barrikadenkampf, der auf 
Befehl des Königs abgebrochen wurde; die Truppen räumten 
Berlin, der König erklärte in einer Proklamation 
vom 21. März, dass er nur Deutschlands Einheit und 
Freiheit wolle, die durch eine deutsche Ständeversammlung 
zu beratende „Gründung eines neuen Deutschland, eines einigen, 
nicht einförmigen Deutschland, einer Einheit in der Verschieden- 
heit, einer Einheit mit Freiheit " . AberdieihmaufHeinrich 
v. Gagerns (1799—1880, grossherzoglich - hessischer März- 
minister) Veranlassung von einer Deputation aus den Mittel- 
staaten angetragene Leitung des Werks, mit Hilfe eines 
deutschen Parlaments einen konstitutionellen Bundesstaat zu 
schaffen, nahm er nicht an. Statt dessen trat am 31. März 
in Frankfurt ein Vorparlament zusammen, das die Grund- 
sätze für die Wahl des deutschen Parlaments feststellte und die 
Entscheidung der Frage der künftigen deutschen Verfassung 
„einzig und allein" dem Parlament überliess. Ein von den damit 
nicht zufriedenen Bepublikanem liecker , Struve, Herwegh ge- 
machter Aufstandsversuch im badischen Seekreis wurde rasch 
unterdrückt. Am 18. Mai trat in der Patilskirche zu 
Frankfurt a. M. das deutsche Parlament („die deutsche 
konstituierende Nationalversammlung", später: „die deutsche ver- 
fassunggebende Reichsversammlung") zusammen, auf Grund 
allgemeiner freier Wahlen, die die einzelnen Regierungen einem 
Beschluss des Bundestags zufolge angeordnet hatten. Der 
Präsident Heinrich von Gagern bestimmte es, einen 
„kühnen Griff " zu thun und ohne förmliche Vereinbarung mit 
den Regierungen den Erzherzog Johann von Oesterreich 
zum „Reichsverweser" zu ernennen (29. Juni), dem 
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der Bundestag die Ausübung seiner Rechte und 
Pflichten übertrug. 

In Schleswig hatte sich, als der dänische König 
21. März die Einverleibung des Herzogtums aussprach, eine 
provisorische Regierung gebildet, die vom Bundestag 
anerkannt wurde und den bewaffneten Widerstand organisierte. 
Ein preussisches Heer unter Wrangel drang siegreich in Jütland 
ein, aber unter dem Druck des Auslands, besonders Russlands, 
schloss das isolierte Preussen 26. August den Waffen- 
stillstand von Malmö auf sieben Monate: Dänemark und 
Preussen setzten in den Herzogtümern eine interimistische Re- 
gierung unter dänischem Vorsitz ein. Das Frankfurter Parla- 
ment verwarf zuerst den Waffenstillstand, nahm ihn aber, da 
es nicht die Mittel hatte, seinem Willen Geltung zu verschaffen, 
am IG. September an; blutige Gewalttätigkeiten, die eine dar- 
über erbitterte Volksmenge in und vor Frankfurt verübte, wurden 
am 18. September unterdrückt. 

Der Rückschlag: in Oesterreich und Preussen. In Oester- 
reich beschloss der am 22. Juli eröffnete Reichstag auf 
Kudlichs Antrag 7. September die Aufhebung des Unter- 
thänigkeitsverhältnisses und aller daraus entspringenden 
Rechte und Pflichten, die einzige bleibende Errungenschaft der 
Revolution für Oesterreich : die Bauern erhielten volles Eigentum 
und wurden von allen Leistungen an die Grundherrschaft be- 
freit; diese bekam nur zwei Drittel der Geldrenten, in die 
die Leistungen umgeschätzt wurden, je ein Drittel vom Bauern 
und vom Kronland. Aber da die Regierung gegen die 
Ungarn, die nach Zurücknahme der ihnen vom Kaiser ge- 
machten Zugeständnisse Kossuth zum Diktator gemacht hatten, 
die Kroaten unter dem Banus Jellachich unterstützte und 
ihnen Truppen sandte, brach 6. Oktober in Wien ein blutiger 
Aufstand aus; die zu Hilfe ziehenden Ungarn wurden von 
Jellachich zurückgeschlagen, und Wien musste sich am 
1. November dem Fürsten Windischgrätz, der im Juni 
eine Erhebung Prags unterdrückt hatte, ergeben: die Führer 
des Aufstands, ebenso der deutsche Reichstagsabgeordnete 
RobertBlum wurden erschossen; derReichstag wurde 
nach Kremsier in Mähren verlegt und, nachdem Kaiser 
Ferdinand zu Gunsten seines 18jährigen Neffen Franz Joseph 
(2. Dezember 1848) abgedankt hatte, von dem Minister- 
präsidenten Fürst Schwarzenberg aufgelöst und 
März 1849 eine Verfassung octroyiert (die, vom Kaiser nicht 
beschworen, nie ins Leben trat und 1851 aufgehoben wurde). 

In Preussen hatte der Anfang April 1848 zusammen- 
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getretene Vereinigte Landtag ein Wahlgesetz für die pr eussische 
Nationalversammlung gegeben, die 22. Mai zusammentrat . 
Die revolutionäre Haltung der Berliner Bevölkerung bewirkte, 
dass der König die Versammlung, die eine von Waldeck 
(1802—70) entworfene, u. a. die Worte „von Gottes Gnaden" 
streichende Verfassung an Stelle des Regierungsentwurfs setzen 
wollte, durch den Minister Grafen Brandenburg 9. November 
vertagen und nach Brandenburg verlegen Hess; am 
12. wurde über Berlin der Belagerungszustand verhängt und 
die Stadt von dem „Kommandierenden der Marken" Wränget 
militärisch besetzt. Da die Versammlung in Brandenburg be- 
schlussunfähig war, wurde sie 5. Dezember aufgelöst und durch 
königliche Verordnung eine Verfassung „octroy iert" (an 
ihre Stelle trat 1850 die „revidierte" Verfassung mit indirekten 
Wahlen nach dem Dreiklassensystem für die zweite Kammer 
und Zusammensetzung der ersten Kammer aus erblichen und 
lebenslänglichen Mitgliedern). 

Thätigkeit und Ausgang des Frankfurter Parlaments; 
Anläufe Preussens zu einer selbständigen Politik. Das 
Parlament stellte die deutschen Grundrechte fest, 
die 21. Dezember 1848 verkündet wurden; sie enthielten u. a. 
Einführung der Zivilehe, Freiheit der Lehre, Abschaffung der 
Todesstrafe; im allgemeinen entsprachen sie den Grundsätzen, 
die für das Verfassungswerk der französischen Constituante 
(1789 — 91, s. § 94) massgebend waren. Die Beratungen über 
die deutscheReichsverfassung hatten nach heftigen Kämpfen 
zwischen »Gross-" und „Kleindeutschen" zum Ergebnis, dass, 
unter dem Eindruck der österreichischen Forderungen: Eintritt 
Gesamtösterreichs in den deutschen Bund und Bundesdirektorium 
unter Oesterreichs Vorsitz nur mit „Staaten-," ohne „Volks- 
hans", 28. März 1849 mit geringer Mehrheit ein deutsches 
Erbkaisertum ohne Oesterreich, nur mit suspensivem 
Veto ausgestattet, beschlossen und gegen grosse Stimm- 
enthaltung der pr eussische König zum „Kaiser der 
Deutschen" gewählt wurde. Aber dieser erklärte 
3. April, dass er hierin nicht ohne das freie Einver- 
ständnis der gekrönten Häupter handeln könne. Schwar- 
zenberg berief jetzt (5. April) die österreichischen Mit- 
glieder desParlaments ab. Dieses erklärte, an der 
beschlossenen Reichs Verfassung festzuhalten; am 14. April 
erkannten sie alle deutschen Staaten ausser Oesterreich und den 
Königreichen an; dann auch unter dem Druck der Öffentlichen 
Meinung der König von Württemberg. Am 28. April lehnte 
der König vonPreussen endgültig ab, jetzt begründete 
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er die Ablehnung vor allem mit dem Hinweis auf das allgemeine 
Stimmrecht, das „alle Schranken niederreisse". 

Zum Zwecke „der gewaltsamen Durchführung der Reichs- 
verfassung durch das Volk" kam es in Sachsen, inderPfalz 
und vor allem in Baden, wo die Truppen gemeinsame Sache mit 
den Aufständischen machten, Anfang Mai zu bewaffneten 
Erhebungen. Der Aufstand in Dresden wurde von 
preussischen Truppen 6. — 9. Mai niedergeworfen; als 
gegen diesen „Bruch des Reichsfriedens" das Parlament prote- 
stierte, berief Friedrich Wilhelm die preussischen Mitglieder 
ab , kündigte d e m R e i c h s v e r w e s e r d i e U n t e r o r d n u n g 
der preussischen Diplomatie und Heeresmacht, nahm 
die militärische und diplomatische Führung in dem 
von Dänemark Anf. April 1849 wieder eröffneten Krieg 
an sich und rief 18. Mai sein Volk zur bewaffneten Herstellung 
der Ordnung auf. Gleichzeitig eröffnete er Verhandlungen mit 
den Einzelstaaten über Herstellung der Einigung und Verfassung 
Deutschlands; 2(j. Mai kam das Dreikönigsbündnis mit 
Sachsen und Hannover zu stände, die aber den Vorbehalt 
des Beitritts des gesamten ausserösterreichischen Deutschlands 
machten: an Stelle des erblichen Kaisers sollte ein Fürsten- 
kollegium treten, und an dessen Spitze der König von Preussen 
als „Reichs vorstand" die Exekutive haben; die Volksvertretung 
sollte aus indirekten Wahlen nach drei Vermögensklassen her- 
vorgehen. Dem Bund (1850 offiziell als „deutsche Union" 
bezeichnet), für den 3. Juni in Gotha die, aus dem Frankfurter 
Parlament ausgetretenen, Männer der erbkaiserlichen Partei 
eine Erklärung erliessen, traten nach und nach die meisten 
deutschen Staaten ausser Oesterreich, Bayern und Württemberg 
bei. Das Frankfurter Parlament, infolge des Austritts 
verschiedener Gruppen ein entschieden demokratisch gesinntes 
Rumpfparlament, siedelte nach Stuttgart über, wo es 
6. Juni eine Reichsregentschaft einsetzte und Proklamationen 
zum Kampf gegen den Absolutismus erliess, aber am 18. Juni 
1849, von der württembergischen Regierung am Weitertagen 
verhindert, sich auflöste. Der pfälzisch-badische Auf- 
stand wurde v o n p r e u s s i s c h e n T r u p p e n unter dem Prinzen 
von Preussen, denen sich die „Reichsarmee" unter Peucker an- 
geschlossen hatte, niedergeworfen; nach der Einnahme 
Rastatts (23. Juli) erfolgten zahlreiche standrechtliche Hinrich- 
tungen und Verurteilungen zu Zuchthaus. 

Nach der Kündigung des Malmöer Waffenstillstands durch 
Dänemark (Februar 1849) hatte die Frankfurter Zentralgewalt 
eine Statthalterschaft (W. Beseler und Graf Reventlow) für Schles- 
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tvig-Holstein eingesetzt und in Schleswig verschiedene deutsche 
Kontingente einrücken lassen, die zusammen mit den Schleswig- 
Holsteinern im April bedeutende Erfolge errangen (Weg- 
nahme, bezw. Zerstörung zweier dänischer Kriegsschiffe bei 
Eckernförde, Erstürmung der Düppeler Schanzen, Sieg der Schles- 
wig-Holsteiner unter Boniii bei Kolding). Aber infolge der, durch 
Russlands und Englands Haltung veranlassten, Unthätigkeit des 
preussischen Korps unter Prittwitz wurden die Schleswig- Holsteiner 
bei Fridericia, das sie belagerten, G. Juli geschlagen, und am 10. 
schloss Preussen mit Dänemark einen Waffenstillstand, 
wonach Schleswig eine gesonderte Verwaltung durch 
eine preussisch-dänisch-englische Kommission erhielt und von 
preussischen und schwedischen Truppen besetzt wurde; in Holstein 
regierte die Statthalterschaft weiter. 

§ 125. Der Sieg der Reaktion. 

Die Restauration in Italien und Ungarn. In Neapel hatte 
Ferdinand II. mit Auflösung der neugewählten Kammer und Unterdrückung 
eines deshalb ausgebrocheuen Aufstands seiner Hauptstadt Neapel (15. Mai 1848) 
seine Rückkehr zum Absolutismus eingeleitet und das gegen die 
Oester reichergesandteHilfsheerzurückgerufen (Sicilien wurde 
April 1849 von den Truppen des „re boraba" unter argem Blutvergiessen wieder 
unterworfen). DerPapst konnte sich nichtzurKriegserklärung 
an Oesterreich entschliessen; die von ihm über den Po geschickten 
Truppen räumten ohne Schwertstreich Vicenza und Treviso. Nun Hess sich 
Karl Albert zum König von Oberitalien ausrufen, aber von Radetzky 
beiCustozza (25. Juli 1848) schwergeschlagen, schloss er Waffenstill- 
stand, kraft dessen er die Lombardei, Parma und Modena räumte. Die Erregung 
hierüber steigerte sich in Rom so, dass, da derPapst sich weigerte, kriege- 
risch einzugreifen, sein Minister Rossi ermordet, er selbst bedroht wurde, 
worauf er, nach Einsetzung eines demokratischen Ministeriums, 24. November 
aus Rom floh; ohne Rücksicht auf die Proteste, die er von Gaeta aus erliess, 
wurde Februar 1849 in Rom die Republik proklamiert. Karl Albert 
kündigte auf 20. März den Waffenstillstand, aber nach dem entscheidenden 
Sieg Radetzky s bei Novära (23. März) dankte er zu Gunsten seines 
ältesten Sohnes Viktor Emanuel (seit 1861 König von Italien bis 1878) 
ab, der alsbald Waffenstillstand und Frieden schloss. In Oberitalien 
und Toskana wurden der Besitzstand und die Verhältnisse 
vor der Erhebung wiederhergestellt. 30. August ergab sich auch 
Venedig den Oesterreichern. In Rom war inzwischen ebenfalls ein Umschwung 
eingetreten durch das Eingreifen des Präsidenten der französischen Republik, 
Louis Napoleon, der, um die Klerikalen noch mehr für sich zu gewinnen, 
April 1849 ein Korps in Civita Vecchia landen Hess. Nach tapferer Ver- 
teidigung unter dem Nizzaner Giuseppe Garibaldi (1807 — 82) wurde 
Rom Anfang Juli von den Franzosen besetzt. Am 12. April 1850 
zog Pius IX. wieder in Rom ein. 

In Ungarn mit seinen Nebenländern war durch die Haltung der Wiener 
Regierung, die die Kroaten in ihrem Kampf gegen Ungarn unterstützte und 
die gemachten Zusagen zurückgenommen hatte, ein Zustand völliger 
Verwirrung geschaffen, sofern die Ungarn für ihre Verfassung, zunächst 
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unter Anerkennung der Hab3burgischen Dynastie, und zugleich im eigenen 
Interesse für die inneren Gegtier der österreichischen Regierung, andrerseits 
die den Ungarn feindlichen Stämme für diese Regierung stritten. Nachdem 
der zum Oberbefehlshaber in Ungarn ernannte Graf Lamberg in Pest ermordet 
worden war (Ende September 1848), wurde Windischgrätz, der Besieger Wiens, 
gegen die Ungarn gesandt (Ende 1848); aber Bern jagte die österreichischen 
und aus der Walachei herbeigerufene russische Truppen aus Siebenbürgen, 
und Görgei zwang durch seine Siege über Windischgrätz bei Isaszeg- 
Gödöllö und Waitzen (6. und 9. April 1849) dieOesterreicher zurRäu- 
ranng Ungarns; nun riss Kossuth, gegeu den Willen Görgeis, den 
ungarischen Reichstag inDebreczindazuhin, das Haus Habs- 
burg für abgesetzt zu erklären (14. April 1849). Auf dies hin erbat 
underhieltFranzJosephdierussischeHilfe; während die Russen 
unter Paskje witsch durch die Karpathen in Ungarn und Siebenbürgen ein- 
drangen, rückte der neue österreichische General Haynau unter siegreichen 
Gefechten gegen die Theiss vor; der „Gubernator" Kossuth dankte ab und 
floh, der neue Diktator Görgei übergab sich und den Rest des 
ungarischen Heeres beivilägos (13. August 1849) bedingungslos deu 
Russen. Diese lieferten die Gefangenen an Haynau aus, der furchtbare 
Bhitgerichte verhängte. Ungarn war eine eroberte Provinz des (von 
1851 an wieder absolutistischen) österreichischen Gesamtstaats. 

Die Niederlage der preussischen Politik und die Her- 
stellung: des Bundestags. Nachdem Oesterreich mit den innern Geg- 
nern fertig war, strebte Schwarzenberg, ihm seine frühere Stellung in Deutsch- 
land wieder zu verschaffen; dazu war die Sprengung der Union nötig, und 
der preussische König kam ihm hierin bei seiner Abneigung gegen alles, was 
mit der Revolution zusammenhing, entgegen. Er schloss mit Oesterreich 
September 1849 das „Interim", dem zufolge der deutsche Reichsver- 
weser 20. Dezember 1849 seine Gewalt in die Hände einer aus 
zwei österreichischen und zwei preussischen Mitgliedern 
bestehenden „Bundeszentralkommission" niederlegte. Als 
die Wahlen für das Unionsparlament anberaumt wurden, traten Sachsen und 
Hannover aus dem Verwaltungsrat der Union ans und protestierte Oester- 
reich, weil der Deutsche Bund noch zu Recht bestehe. Das 20. März 1850 
in Erfurt zusammengetretene Unionsparlament nahm den von den verbündeten 
Regierungen vorgelegten Verfassungsentwurf an und revidierte ihn sofort 
deren Wünschen entsprechend ; aber der preussische König konnte sich zur 
Bestätigung nicht entschliessen. Ende April lud Schwarzenberg die 
deutschenRegiernngen zurBeschickungdesBundestags ein, 
unter Protest Preussens, aber mit Erfolg bei den vier andern Königreichen, 
bald auch bei Staaten, die noch zur Union gehörten, so Hessen-Kassel. 

Preussen gab zunächst unter dein Druck Russlands in 
der Schles wig-Holsteinischen Frage vollends nach, 
indem es in dem Juli 1850 mit Dänemark geschlossenen Frieden 
die Herzogtümer sich selbst überliess. Die Schleswig- 
Holsteiner nahmen den Kampf allein noch einmal auf; sie 
wurden bei Idstedt (24. und 25. Juli) geschlagen, be- 
haupteten aber Holstein gegen die Dänen. Oesterreich trat 
dem von Frankreich, England, Russland und Schweden 4. Juli 
1850 aufgestellten (ersten) Londoner Protokoll bei, das die In- 
tegrität des dänischen Gesamtstaats aussprach, und eröffnete 



Digitized by Google 



— 410 — 



(2. September) die Sitzungen des (unvollständigen) Bundes- 
tags. An diesen wandte sich der Kurfürst Friedrich 
Wilhelm von Hessen-Kassel (1847 — (K>) um Hilfe gegen 
sein Land, wo Zivilbeamte und Offiziere ihre Aemter nieder- 
gelegt und so die Erhebung der von Hassenpflug (1850 — 55 zum 
zweitenmal Minister in Kurhessen) verfassungswidrig ausge- 
schriebenen Steuern unmöglich gemacht hatten; der Bundes- 
tag entsprach in seiner Erklärung vom 21. September dieser 
Bitte, wogegen derpreussische Minister des Aus- 
wärtigen, Radöuitz, der Hauptvertreter des Unionsgedankens, 
im Namen der Union protestierte. Aber in Bregenz be- 
schlossen (11. Oktober) die Herrscher von Oesterreich, 
Bayern und Württemberg Anwendung von Gewalt 
gegen die verfassungstreuen Hessen und nötigenfalls 
gegen das sie schützende Preussen; darauf erhielt der 
preussische General Gröben den Befehl, das bayerische Exeku- 
tionsheer mit Gewalt aus Kurhessen zu vertreiben. 

Jedoch unter dem Eindruck der Unterredung des 
Grafen Brandenburg mit dem russischen Kaiser in 
Warschau (Oktober 1850) verzichtete Preussen auf den 
Schutz der verfassungstreuen Hessen gegen die dem Kur- 
fürsten gewährte Bundesexekution u n d a u f d i e Union, worauf 
Radowitz zurücktrat. Der preussische General Gröben erhielt 
nach dem Vor posteng ef echt bei Bronzell (8. November) Befehl, sich 
vor den Bayern und Oesterreichein unter Thurn und Taxis auf 
die preussische Etappenstrasse zurückzuziehen, und in Olmütz 
(28. November 1850) unterwarf sich Preussen, von Man- 
teuffel vertreten, den österreichischen Forderungen: 
Freigebung der Etappenstrasse für den Marsch der Bundes- 
exekutionstruppen nach Kassel und Nötigung der Schleswig-Hol- 
deiner zum Aufgeben des bewaffneten Widerstands gegen Däne- 
mark. Da die daran sich anschliessenden Wiener Konferenzen 
(Dezember 1850 bis Mai 51) über eine Revision der Bundes- 
verfassung nur „schätzbares Material", aber kein Ergebnis 
lieferten, wurde mit der Aufforderung Preussens an die Unions- 
staaten, den Bundestag zu beschicken (12. Mai 1851), der alte 
Bundestag wiederhergestellt. Der dänische König 
erhielt, gegen das Versprechen, Schleswig nie einzuver- 
leiben, Holstein zurück, worauf Januar 1852 für den 
dänischen Gesamtstaat „Verwaltung durch gemeinschaftliche Be- 
hörden" eingeführt wurde. Nachdem der Augustenburger Christian 
August, gegen eine Geldentschädigung für seine in Schleswig 
gelegenen Güter, in seinem und seiner Familie Namen ver- 
sprochen hatte, der vom dänischen König festgestellten Erbfolge- 
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Ordnung nicht entgegenzutreten, wurde 8. Mai 1852 von Däne- 
mark und von Oesterreich, Frankreich, Grossbritannien, Preussen, 
Bussland und Schweden, aber nicht vom Deutschen Bund, das 
(zweite) Londoner Protokoll unterzeichnet, das dem Prinzen 
Christian von Glücksburg (dem „Protokollprinzen") und 
seiner Gemahlin, Prinzessin Charlotte von Hessen, 
die dänische Thronfolge zusprach und den unver- 
änderten Fortbestand der Hechte Dänemarks und 
des Bundes hinsichtlich Holsteins und Lauenburgs fest- 
setzte (s. Stammtafel S. 303). 

Die Ergebnisse der Jahre 1848—52 für Deutschland. 

Das thatsächliche Ergebnis der Bewegung des Jahres 
184H für Deutschland beschränkte sich, da auch das ver- 
hältnismässig wenige, was zunächst erhalten blieb, bald immer 
mehr beschnitten und verkümmert wurde, auf den U ebergang 
Preussen« zum Konstitutionalisnius und auf die Ab- 
schaffung der Beste des Feudalwesens in West- und 
Süddeutschland (s. u.); aber der politische Gedanke, der 
sich in jener Bewegung bethätigt hatte, blieb eine leben- 
dige Kraft, ohne die eine befriedigende Lösung der 
deutschen Frage nicht möglich war. 

Der wieder vollzählige Bundestag begann seine Thätigkeit 
mit der Einsetzung eines Ausschusses, der dafür zu sorgen hatte, dass „keine 
für die innere Ordnung und für die Sicherheit des Bundes bedrohlichen In- 
stitutionen in einem Bundesstaat bestehen", und mit derAnfhebung der 
deutschen Grundrechte (August 1851). Dieser „Reaktionsausschuss" 
bewirkte in einer Reihe von Staaten, wo die Regierungen nicht von sich aus 
dazu schreiten wollten oder konnten, Aufhebung der (zum kleineren Teil schon 
vor dem Jahr 1848 erfolgten) liberalen Verfassungsänderungen. Schon 1850 
war in Mecklenburg -Schwer in auf Betreiben der Junkerpartei der altständische 
Landtag, in Sachsen die Verfassung von 1831 hergestellt worden; 1851 hob in 
Württemberg das Ministerium Linden das neue Wahlgesetz auf und stellte 
damit die Verfassung von 1819 wieder her; in Kurhessen rer fugte der Bundes- 
tag 1852 die Einführung einer ton Hassenpflug ausgearbeiteten Verfassung an 
Stelle der von 1831; in Hannover Hess Georg V. (1851—66), gestützt auf die 
Anerkennung der Beschwerden der Ritterschaft durch den Bundestag, 1855 
durch das Ministerium Borries eine Verfassung octroyieren. 1854 traf der 
Bundestag Bestimmungen gegen den Missbrauch der Press- 
freiheit und gegen das Vereins wesen; insbesondere wurden die 
PressprozessedenGeschworenengerichtenentzogen. Daneben 
trat jetzt der Gegensatz zwischen Oesterreich und Preussen 
immer schärfer hervor, was u. a. verhinderte, dass man sich über einen 
Weg einigte, die auf Beschluss des Frankfurter Parlaments geschaffenen An- 
fänge einer deutschen Flotte weiterzubilden; die deutsche Flotte wurde 
2. April 1852 versteigert und von Preussen gekauft. Die Verhandlungen 
über den Wunsch Oesterreichs, in den Zollverein einzutreten, endeten, nach- 
dem die süddeutschen Staaten, Sachsen, die beiden Hessen und Nassau erklärt 
hatten, nur unter der Bedingung dieses Eintritts in die Verlängerung des 
Zollvereins willigen zu wollen, 8. April 1853 doch damit, dass der Zollverein 
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in seinem bisherigen Umfang auf weitere zwölf Jahre erneuert wurde. Nach 
dem Eintritt Hannovers, Oldenburgs und Bückeburgs (1. Januar 1854) um- 
fasstederZoll verein das ganze ausser üsterreichischeDeut sc h- 
land mit Ausnahme der Hansestädte. 

In Oesterreich warde 31. Dezember 1851 die gesamte Märzverfassung 
aufgehoben und eine büreaukra tische Zentralisation durchge- 
führt, 1855 ein der katholischen Kirche sehr günstiges Konkordat geschlossen. 
InPreussen hatte wenigstens das Drängen der Junkerpartei auf Herstellung 
des altständischen Wesens, dann auf Aufhebung der Ministerverantwortlichkeit 
keinen Erfolg. Aber 1851 — 56 wurde unter dem Ministerium M an- 
teuf fei (1850—58) eine Reihe reaktionärer Gesetze, insbesondere 
über Presse, Disziplinarverfahren gegen Richter und Beamte, Wiedereinfüh- 
rung der Fideikommisse und der gutsherrlichen Polizei gegeben. Politische 
Prozesse wurdeu angestrengt unter Anwendung der unlautersten Mittel. 
UnterdemKultministerRaumer (1850 —58) gelaugte die schroffste 
Orthodoxie in der Kirche aus Ruder und bekam durch die Stiehl- 
sehen „Regulative" von 1854 die Volksschulen in ihre Gewalt; für die 
Universitäten galt das Wort Stahls „die Wissenschaft mnss umkehren' 4 . Es 
herrschte die „kleine, aber mächtige Partei" der Junker mit ihrem Orgau, 
der Xeuen Prenssischen (Kreuz-)Zeitung. Nur der katholischen Kirche 
blieben die Errungenschaften unverkümmert, dieihrdiepreussi- 
sche Verfassung gebracht hatte: Selbständigkeit jeder Religions- 
genossenschaft in der Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten, un- 
gehinderter Verkehr mit den kirchlichen Oberen, Aufhebung des staatlichen 
Ernennungs-, Vorschlags-, Wahl- und Bestätigungsrechts bei Besetzung kirch- 
licher Stellen; von der Regierung begünstigt, schuf sie sich, durch eine 
grossartige Vereinsorgauisation von grossem Einfluss auf alle Schichten der 
katholischen Bevölkerung, eine Stellung, wie sie seit der Refor- 
mation im nördlichen Deutschland nie eine ähnliche gehabt 
hatte. Nur in Bayern und der oberrheinischen Kirchenprovinz wurden die 
staatlichen Rechte durch die Kammern gewahrt. 

Die Beseitigung- der Reste des Feudalwesens in West- und 
Suddeutschland. Die Patrimonialgerichtsbarkeit wurde im all- 
gemeinen 1848/49 in Deutschland abgeschafft, nur die der Standes- 
herren (= der früheren reichsnnmittelbaren oder ihm gleichgestellter Häuser) 
erhielt sich vereinzelt in Preussen bis 1878. Die Leibeigenschaft hatte 
in Hannover schliesslich in der Verpflichtung mancher Meier (s. S. 184/85) 
zum Todfall bestanden, war unter der französischen Herrschaft abgeschafft, 
1815 wieder eingeführt worden; abgelöst wurde sie seit 1830, jedoch ver- 
blieb der so zum freien Eigentümer gewordene Bauer unter staatlicher Be- 
vormundung; diese wurde bei der Einverleibung in Preussen aufgehoben, 
dagegen das Anerbenrecht beibehalten. In Baden war die Leibeigen- 
schaft schon 1783 von Markgraf Karl Friedrich abgeschafft wor- 
den; in Bayern, wo 1779 den Staatsgrundholdeu. 1803 den Grundholden 
der säkularisierten Klöster die Ablösung des staatlichen Obereigentums er- 
möglicht worden war, wurde 1808, im Grossherzogtum Hessen 1811, 
in Württemberg 1817 die Leibeigensch att aufgehoben. Die 
Bewegung des Jahres 1848 führte überall zur allmählichen Ab- 
lösung der Feudallasten und zur Beseitigung der Feudal- 
rechte, insbesondere der Fronen, des Jagdrechts auf fremdem Boden und 
der patrimonialen Polizei, ohneLandverlustfiirdieBauern; übrigens 
waren in Baden und Hessen die meisten Feudallasten und Feudalabhängig- 
keiteu schon zwischen 1811*— 31 bezw. 41 aufgehoben worden. In Oester- 
reich (s. S. 405) wurden 1848 Robot (s. S. 288) und Jagd rechtabgelöst, 
Jagdfroneu und Patrimonialgerichtsbarkeit abgeschafft. 
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§ 126. Errichtung des zweiten französischen Kaiserreichs. 

In Frankreich wurde Dach dem Staatsstreich vom 
2. Dezember 1851 Louis Napoleon Bonaparte durch 
Plebiscit vom 20./21. Dezember 1851 zum zehnjährigen 
Präsidenten der französischen Republik, durch Plebi- 
scit vom 21. November 1852 zum erblichen Kaiser der 
Franzosen (Napoleon III. 1852 — 70) ernannt. 

Die Mehrheit der 1849 gewählten Legislative war antirepublikanisch, 
aber nicht bonapartistisch gesinnt; ihr gegenüber suchte der Präsident 
der Republik seine Stütze in der klerikalen Partei, deren 
Führer Montalembert war. Gegen die deshalb unternommene römische Ex- 
pedition (s. S. 408) richtete sich ein Aufstand der Radikalen und Sozialisten 
in Paris, der von General Oiangarnier 13. Juni 1849 leicht unterdrückt wurde. 
Während der Präsident durch das Unterrichtsgesetz vom März 1850, das „die 
Freiheit des Unterrichts" herstellte, sich die Klerikalen noch mehr verpflichtete, 
machtesichdieKammerdurcheinWahlgesetz, das drei Millionen 
Bürgern das Wahlrecht entzog, und durch ein Pressgesetz unpopulär. 
Dem gegenüber wusste sich der Präsident auf seinen Reisen als den Erwählten 
der Nation hinzustellen, die mit seiner Wahl sich für die „Napoleonische 
Idee" ausgesprochen habe ; und als der Antrag auf eine Verfassungsänderung, 
die die sofortige Wiederwahl des Präsidenten nach Ablauf seiner vierjährigen 
Amtszeit ermöglichen sollte, nicht die erforderliche Dreiviertelsmehrheit erhielt 
(Januar 1851), versicherte sich der Präsident der Armee durch Beförderung 
ihm ergebener Offiziere, namentlich erhielt der entschieden bonapartistische 
Magnan den Befehl über die Pariser Truppen. Gleichzeitig wurde das Ruhe- 
bedürfnis des Landes geschickt ausgenützt, um für den Präsidenten Stimmung 
zu machen, der allein im stände sei, Frankreich die für das Erwerbsleben so 
nötige Stetigkeit und Ordnung zu schaffen. Durch einen Antrag auf Wieder- 
herstellung des allgemeinen Wahlrechts gewann man die des Wahlrechts Be- 
raubten. Die Erklärung des neuernannten Kriegsministers S. Arnaud gegen 
den Verfassungsparagraphen, der der Kammer das Recht gab, zu ihrem Schutz 
das Militär aufzubieten, konnte als Ankündigung des Staatsstreichs gelten, 
den hauptsächlich des Präsidenten Halbbruder Graf Morny, Tersigny und 
Fleury betrieben und vorbereiteten. 

Am frühen Morgen des 2. Dezember 1851 wurden 78 Abgeordnete 
und Generale, die gefährlich werden konnten, verhaftet; eine Pro- 
klamation verkündete, dass der Präsident die Kammer aufgelöst 
und das allgemeine St immrechthergestellthabe, eine zweite 
legte dem französischen Volk einen Verfassungsentwurf vor, über 
den das Volk unmittelbar abstimmen sollte: danach sollte Louis 
Napoleon Bonaparte für zehn Jahre verantwortliches Oberhaupt des Staates 
sein mit ihm allein verantwortlichen Ministern und mit einem Staatsrat, der 
in seinem Namen die Gesetzesanträge auszuarbeiten und vor dem gesetz- 
gebenden Körper zu vertreten hatte; dieser sollte aus Bezirkswahlen auf 
Grund des allgemeinen Stimmrechts hervorgehen; ein ans „allen Berühmt- 
heiten des Landes" zusammengesetzter Senat, dessen Beratungen nicht öffent- 
lich waren, sollte über die Grundgesetze und die Freiheiten des Volkes wachen. 
Es folgte die Verhaftung von mehr als 200 Abgeordneten, die sich 
versammelt hatten, um gegen den Staatsstreich ztf protestieren, die Auflösung 
des Staatsgerichtshofs und die Bildung einer .^konsultativen Kommission", 
deren Zusammensetzung den Schein erwecken sollte, dass die angesehensten 
Männer das Vorgehen des Präsidenten billigen. Die Versuche zu einer Gegen- 
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revolntion in Paris am (3. und) 4, Dezember wnrden mit leichter Mühe, 
aber blutig niedergeschlagen und durch massenhafte Verhaf- 
tungen, nach offizieller Angabe 26642, die Ruhe in Paris und den Departe- 
ments sichergestellt. 

Das Plebiscit über die nach dem Staatsstreich dem französisclien Volk 
vorgelegten Fragen, zehnjährige Präsidentschaft Louis Napoleons und Einfüh- 
rung der neuen Verfassung ergab rund 7 440 000 J a gegen 650 000 Nein. 
Durch Dekret vom 14. Januar 1852 wurde, ohne Mitwirkung einer Volks- 
vertretung, die von Rouher in den Einzelheiten ausgearbeitete Verfassung 
in Kraft gesetzt. Von den Verhafteten wurden über 14000 durch die 
„gemischten Kommissionen 44 , die in geheimer Sitzung, an kein Prozessver- 
fahren gebunden, entschieden, zur Verbannung, Deportation oder Internierung 
verurteilt; auch die aus der Haft Entlassenen blieben grossenteils unter 
polizeilicher Aufsicht. Alsbald entwickelte der „Prinzpräsident" 
eine erfolgreiche Fürsorge für die materielle Wohlfahrt durch 
Gründung grosser Kreditinstitute, durch Gründung und Vergrösserung von 
Wohlthätigkeitsanstalteu, besonders durch grossartige Bauten, die der Arbeiter- 
bevülkerung reichen Verdienst verschafften und zugleich dazu dienten, Paris 
zu verschönern und zu einer militärisch leicht zu beherrschenden Stadt zu 
machen (1853 — 70 Seinepräfekt Hau&smann). Die Losung „das Kaiserreich 
ist der Friede" uud die Arbeit der Beamten thaten das übrige dazu, dass, 
als der Senat die Ernennung des Pr,inz Präsidenten zum 
erblichen Kaiser der Franzosen vorschlug, das Plebiscit 
7 824000 Ja gegen 253 000 Nein ergab. Das Kaisertum Napo- 
leons III. war, wie in der Art seines Zustandekommens, so auch in Ver- 
fassung und den Mitteln seiuer innernPolitik eine Kopie des ersten 
Kaisertums; als wirksames Mittel der äusseren Politik ver- 
wendete er d i e N a t i o n a 1 i t ä t s i d e e ; sein ganzes Regierungssystein 
war das des „Cäsarismus", der eine möglichst unumschränkte Gewalt 
theoretisch auf den Grundsatz der Volkssouveränität gründet, praktisch durch 
Ausnutzung schwerer sozialer Gegensätze, Hegung eines der Person des Herr- 
schers unbedingt ergebenen Heeres und Schaffung eines vom Herrscher durch- 
aus abhängigen Beamtenstands sichert und die Volksgunst durch Förderung 
der wirtschaftlichen Interessen, Prachtentfalrnng und kriegerischen Ruhm zu 
gewinnen und erhalten sucht. Von den legitimen Herrschern anerkannt, aber 
als „parveuu" angesehen, heiratete Xapofeon 1853 die Spanierin Eugenie Montijo, 
Gräfin von Teha; 1856 wurde ihm eiu Sohn geboren (der 1879 als Teilnehmer 
an einem Zuln-Feldzug der Eugländer fiel). 



Kapitel XXXIII. 

Die Zeit des zweiten französischen Kaisertums; 
Schaffung des italienischen und des deutschen 

Nationalstaats. 

§ 127. Der Krimkrieg. 

Anlass und Anfänge des Kriegs. Nikolaus I., der sich auf 
Prenssens Ergebenheit und Oesterreichs Dankbarkeit verliess, versuchte, sich 
mit Kugland über das Erbe des „kranken Manns", wie er die Türkei nannte, 
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zu verständigen. Damit abgewiesen, benützte er, unter Berufung auf den 
Vertrag von 1774 (s. S. 284), den Umstand, dass der Sultau 1852 auch den 
Römisch-Katholischen das Messelesen in der Kapelle des Oelbergs gestattete, 
als Vorwand für das V e r 1 a n g e n eines Protektorats über alle zur 
orientalisch - orthodoxen Kirche gehörigen Untert hauen des 
Sultans. Die, von Menschikou- ohnedies in beleidigender Form (März 1853) 
überbrachte, Forderung wurde abgelehnt, worauf Nikolaus die Donau- 
fürstentümer als „materielles Pfand" besetzen Hess, während Frankreich und 
England, von der Pforte um Hilfe angegangen, ihre Kriegsflotten nach der 
Besikabai (vor den Dardanellen) schickten (Sommer 1853). Da bei den weiteren 
Verhandlungen Russland in der Sache an seinen Forderungen festhielt, er- 
klärte die Türkei Oktober 1853 Russland den Krieg, und Omer 
Pascha ging über die Donau, wo er sich bei Oltenizza gegen die Russen 
siegreich behauptete ; dagegen wurde ein Teil der türkischen Flotte bei Sinope 
von den Russen vernichtet (30. November 1853). Die vier andern Grossmächte 
einigten sich auf der Wiener Konferenz zu der Erklärung (5. Dezember), dass 
der Besitzstand der Türkei erhalten bleiben müsse. 

Der Verlauf des Kriegs. Die Weigerung Nikolaus' L, die 
Unverletzlichkeit des Besitzstandes der Türkei anzuerkennen, 
führte zur Kriegserklärung Frankreichs und Eng- 
lands (Ende März 1854). Oesterreich und Preussen, die sich 
gegenseitig ihren Besitzstand garantierten, verlangten von Russ- 
land Räumung der Donaufürstentümer (April) ; diese erfolgte, als 
Paskjewitsch, der über die Donau gegangen war, die Belagerung 
Silistrias aufgeben musste (Juni) und die Oester reicher y auf Grund 
eines mit der Pforte geschlossenen Vertrags, in den Donau- 
fürstentümern einrückten. Während die englisch -französische 
Flotte in der Ostsee nichts Entscheidendes ausrichtete, wandte 
sich das französisch-englische Landheer, da an der 
unteren Donau nichts mehr zu thun war, gegen die Krim und 
belagerte nach dem Sieg an der Alma (20. September) 
Sebastopol, Russlands Hauptkriegshafen am Schwarzen Meer, 
den die Russen der feindlichen Flotte durch Versenkung von 
sieben Kriegsschiffen sperrten ; zu Land wurde der Festung erst 
während der Belagerung durch das G eschick des Genie-Offiziers 
Totleben, eines Kurländers, ausserordentliche Widerstandsfähig- 
keit gegeben. Russland war jetzt bereit, die früheren Forde- 
rungen der Grossmächte anzunehmen, aber die Aufhebung des 
Vertrags von 1841, der die türkischen Meerengen fremden Kriegs- 
schiffen sperrte (s. S. 390), lehnte es ab. Als auf dies hin 
Oesterreich, ohne vorherige Verständigung mit Preussen, sich 
noch enger mit den Westmächten verband (2. Dezember), trat 
Preussen in eine für Russland wohlwollende Neutralität zurück. 
Dagegen schloss Sardinien (Januar 1855) mit den West- 
mächten ein Kriegsbündnis. Nikolaus I. starb 2. März 
1855, nachdem er alle Unternehmungen gegen die Verbündeten 
unter ungeheuren, hauptsächlich durch Krankheiten und mangei- 
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haftes Verpflegungswesen verursachten, Menschenverlusten hatte 
scheitern sehen. Alexander IL (isr>5— Sl) setzte den Krieg 
fort, bis Sebastopol nach einem hartnäckigen, für beide Teile 
höchst verlustvollen Belagerungskrieg durch die Erstürmung des 
Malakoff (s. September) zu lall gebracht wurde und anderer- 
seits die Russen in Armenien Kars genommen hatten (November). 

Der Pariser Friede vom 30. März 1856. Das Ergebnis 
eines Friedenskongresses, den Russland, Frankreich, England, 
Oesterreich, die Türkei und Sardinien beschickten, und zu dem 
zuletzt auch noch Preussen zugelassen wurde, bestimmte: Frei- 
heit der Donauschiffahrt unter Kontrolle einer europäischen Kom- 
mission und zu deren Sicherung Abtretung des bisher russischen 
Mündungsgebiets auf dem Unken Donauufer an die Moldau, sonst 
Herstellung des Besitzstands vor dem Krieg; Aufnahme der 
Türkei in das „europäische Konzert" ; Neutralisierung des Schwar- 
zen Meers, so dass es den Handelsschiffen aller Nationen ge- 
öffnet wird, während keine Macht Kriegsschiffe auf ihm halten 
oder Kriegsarsenale an seinen Küsten haben darf; Bestätigung 
der Autonomie der Fürstentümer Moldau, Walachei und Serbien 
unter der n Suzeränität u der Pforte; Mitteilung des am is. Februar 
18f>G von der Pforte zu Gunsten ihrer christlichen UnteHhanen 
erlassenen Ferman (des „Hat Hümayun") an die Mächte. Diese 
Form war gewählt, um die von den Mächten verlangten Reformen, 
welche die Türkei zu einem europäischen Staatswesen machen 
sollten, insbesondere Religionsfreiheit und Gleichstellung aller 
türkischen Unterthanen in ihren staatlichen Rechten und Pflichten, 
als Ausflnss der freien Entscheidung des souveränen Sultans 
erscheinen zu lassen. Thatsächlich blieben die in dem Ferman 
angekündigten Reformen im wesentlichen unausgeführt, und in 
dieser Voraussicht lehnt en die Mächte es ab, auf die Kapitulationen 
zu verzichten, durch die sie bisher ihre und ihrer Unterthanen 
Interessen in der Türkei gesichert hatten. Für die europäische 
Politik wichtige Folgen des Krimkriegs waren Russ- 
lands Entfremdung gegen Oesterreich und Freund- 
schaft für Preussen und die enge Verbindung zwischen 
Sardinien und den Westmächten, besonders Frankreich. 

Russland und die Balkanhalbinsel bis 1870. Alexander II. war 
bestrebt, den im Krimkrieg offenbar gewordenen inneren Schwächen 
seines Reichs abzuhelfen durch den Bau von Eisenbahnen und sonstige 
Förderung des Verkehrs und Handels (Handelsverträge), durch Verbesserung des 
Unterrichts- und des .Justizwesens (Geschworenengerichte), durch Ausbildung 
der Selbstverwaltung der Gemeinden. Seine grosse reformatorische 
T h a t war d i e A u f h e b u n g der Leibeigenschaft, die nach den 1857 
begonnenen Vorbereitungen durch ein vom Kaiser am 19. Februar 1861 ge- 
nehmigtes, am 5. März veröffentlichtes Gesetz vollzogen wurde. Vom Grund 
und Boden sollte mindestens ein Drittel des Xutzlandes dem Gutsbesitzer 
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bleiben; die Normalsätze fiir das, was die Bauern als Pachtland bekommen 
sollten, bewegten sich in den verschiedenen Teilen des Reichs zwischen einem 
Maximum und einem jedenfalls zu erreichenden Minimum (= ein Drittel des 
Maximums); nachträglich wurde bestimmt, dass, wenn der Gutsherr durch 
freien Entschluss ein Viertel des Nutzlandes den Bauern schenkte, er das 
übrige behalten durfte; die Bauern konnten Ablösung des Gehöfts und Garten- 
lands, in Polen auch des übrigen ihnen überlassenen Landes verlangen; der 
Agr Urkommunismus der Gemeinden (Mir) blieb, wo er bestand. Uebrigens 
hat die Neuordnung bis jetzt weder den Bauern noch den Grundherrn eine 
befriedigende Existenz gebracht. Die Reformen stiessen auf vielfachen Wider- 
stand, waren auch durch die Korruption eines grossen Teils der Beamten in 
ihrer Wirkung gehemmt und brachten andererseits die durch bedeutende 
Schriftsteller (Puschkin, Gogol, Turgenjew) genährten fortschrittlichen 
Bestrebungen in eine Bewegung, die in einen immer schärferen G e gen- 
satz zu dem am Absolutismus festhaltenden Kaiser kam. Und 
der 1863 ausgebrochene, nach Abweisung eines französisch-englischen, anfangs 
auch österreichischen Versuchs diplomatischer Einmischung 1864 unter- 
drückte polnische Aufstand hatte zur Folge, dass Alexander II. 
sich von der Reformpolitik ab- und der von der panslavistischen 
Partei angestrebten Russifizierung aller Unterthanen des Reichs 
zuwandte; äusserlich erfolgreich, zog diese Politik zugleich den mit 
revolutionären Mitteln einen völligen Umsturz des Bestehenden anstrebenden 
„Nihilismus" gross. 

Die Donaufürstentümer unter dem Hospodar Cusa vollzogen 
1861 ihre Vereinigung zum Fürstentum Rumänien. 1862 wurde 
Otto I. von den Griechen, die ihn als ein Hindernis für die Erfüllung ihrer 
nationalen Wünsche ansahen, vertrieben. 1863 nahm der dänische 
Prinz Georg (I.) die ihm angebotene griechische Krone an, nach- 
dem ihm England die jonischen Inseln überlassen hatte. 1866 
wurde anstelle des durch eine Verschwörung gestürzten Cusa Prinz Karl 
von Hohenzollern Fürst von Rumänien. Ein von Griechenland 
unterstützter Aufstand Candias (1866—69) endete mit der Wiederunterwerfung 
der Insel. Die durch den deutsch-französischen Krieg geschaffene Lage be- 
nützte Russland, um am 31. Oktober 1870 zu erklären, dass es sich nicht 
mehr an die Neutralität des Schwarzen Meers gebunden betrachte ; es nahm 
damit wieder die Politik auf, auf die zu verzichten es durch 
den Krimkrieg gezwungen worden war. 

§ 128. Der französisch -sardinische Krieg gegen Oesterreich 
und die Schaffung des Königreichs Italien. 

Napoleon schloss mit Sardinien ein Bündnis zu dem Zweck, 
Oesterreich aus Italien zu verdrängen ; nach d e n 8 c h 1 a c h t e n 
bei Magenta und Solferino trat Oesterreich in 
Villafranca Juli 1859 die Lombardei an Sardinien ab. 
1860/61 wurde aus dem Königreich Sardinien durch 
den Anschluss des grössten Teils von Italien das Königreich 
Italien, das Savoyen und Nizza an Frankreich abgetreten 
hatte. 

Die Befreiung der Lombardei. Graf Ca von r (1810—61), seit 1852 
Leiter der sardinischen Politik, gewann 1858 den französischen Kaiser 
zu einem Bündnis, das „Italien frei bis zur Adria" machen sollte. Oesterreich, auf 

Lehrbuch d. Weltgeschichte. Neue Zeit. 27 
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sich allein angewiesen, führte den Beginn des Kriegs, zu dem Frankreich und 
Sardinien offen rüsteten, durch ein Ultimatum an Sardinien herbei (23. April 
1859). Nach dem Sieg der Franzosen und Sardinier beiMagenta 
(4. Juni), der die Oesterreicher zur Räumung der Lombardei zwang, brachen in 
Parma, Modena und Toskana, sowie in der Romagna erfolgreiche Aufstände 
zu Gunsten des Anschlusses an Sardinie-ti aus. In der Schlacht bei Solferino 
(24. Juni) 1 » wurden die Oesterreicher abermals geschlagen; nun 
schlössen Napoleon III. und Franz Joseph (8. Juli) den Waffenstillstand 
von Villafranca und bei einer persönlichen Zusammenkunft (11. Juli) die 
Friedenspräliminarien: Oesterreich iiberliess die Lombardei ausser Mautua und 
Peschiera an Napoleon, damit dieser sie an Sardinien abtrete, und verpflichtete 
sich, mit Venetien in einen eventuell unter dem Vorsitz des Papstes zu 
gründenden italienischen Bund zu treten. Cavour legte auf dies hin sein 
Amt nieder. Der Grund, weshalb beide Mächte sich so schnell auf diese 



war zu einer bewaffneten Einmischung auf Grund der Erhaltung des öster- 
reichischen Besitzstandes in Italien bereit unter der Bedingung, dass ihm 
der unbeschränkte Oberbefehl über das deutsche Bundesheer eingeräumt 
würde; Franz Joseph hatte erst im Verlauf des Kriegs ungern eingewilligt 
und wünschte die davon zu erwartende Stärkung der preussischen Stellung 
in Deutschland zu verhüten; andrerseits wollte sich Napoleon nicht in das 
Wagnis eines Doppelkriegs einlassen. Am 10. November wurden die Prä- 
liminarien durch den Züricher Frieden bestätigt, der Sardinien zur 
Uebernahme eines Teils der Schulden Lombardo-Venetieus und zur Zahlung 
einer Kriegskosteneutschädigung an Frankreich verpflichtete. 

Die Entstehung des Königreichs Italien. Viktor Emanuel hatte 
nach dem Waffenstillstand von Villafranca seine Kommissäre, die während 
des Kriegs die Regierung in Parma, Modena, Toskana und der Romagna 
übernommen hatten, abberufen müssen; aber in all diesen Ländern bildeten 
sich sofort provisorische Regierungen, die Wahlen zu Nationalversammlungen 
anordneten, und von diesen wurden im August und September einstimmige 
Beschlüsse zu Gunsten des Anschlusses an Sardinien gefasst. Napoleon ver- 
hielt sich zunächst ablehnend, bis er durch das englische Kabinett, dem er 
Anfang 1860 einen günstigen Handelsvertrag mit dem Recht der Meist- 
begünstigung bewilligte, Oesterreich zum Verzicht auf ein gewaltsames Ein- 
greifen südlich des Po bestimmt hatte. Verwirklicht wurde der Anschluss, 
nachdem Cavour, seit Januar 1860 wieder leitender Minister, sich (24. März) 
mit Napoleon darüber verständigt hatte, dass eine Volksabstimmung 
in der Emilia (wie jetzt Parma, Modena und Romagna genannt wurden) 
und i n T o s k a n a über d e n A n s c h 1 u s s a n S a r d i n i e n , in S a v o y e n 
und Nizza über den an Frankreich entscheiden solle. Nach dem ent- 
sprechenden Ausfall der Volksabstimmung erfolgten die „Annexionen". 

Am 6. Mai 1860 schiffte sich Garibaldi bei Genua mit 1067 Frei- 
willigen ein, landete am 11. an der Westküste Sicilieus bei Marsäla 
und übernahm im Namen Viktor Emanuels, des „Königs von Italien", die 
Diktatur über die Insel, die am 28. Jnli, mit Ausnahme der Citadelle von 
Messina, ganz in seiner Hand war. Er setzte dann nach Reggio über und 
zog am 7. September in Neapel ein, während König Franz II. (1859— 61) 
mit seinem Heer sich hinter den Volturno zurückzog. Um den von Garibaldi 
angekündigten Angriff auf Rom zu verhindern, der zu einem Zusammenstoss 
mit den Franzosen hätte führen müssen, beschloss die sardinische Regierung, 
ein Heer durch den östlichen Kirchenstaat nach Neapel zu schicken : General 



1 ) Die Schrift des Genfer Philanthropen Dunant .,un souvenir de Solferino" 
gab die erste Anregung zur Gründung der „Genfer Konvention" (1864). 
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daldini schlug bei Castel Fidardo die päpstlichen Truppen 18. September, 
und Franz IL, am 1. Oktober von Garibaldi bei Caserta zurückgeschlagen und 
von den herauziehenden Pieinontesen im Kücken bedroht, warf sich mit 
10000 Mann nach Gaeta. Die Volksabstimmung- in Neapel und 
i c i 1 i e n , in Umbrien und den Marken sprach sich für den A n- 
schluss an das „Königreich Italien" aus. Nach dem Einzug Viktor 
Emanuels in Neapel (7. November) zog sich Garibaldi auf die Insel Caprera 
zurück. Am 13. Februar 1861 musste sich Gaeta ergeben. Am 14. März 
nahm Viktor E man uel, dem Besehluss des ersten italienischen Parlaments 
in Turin znfolge, für sich und seine Nachfolger den Titel „König von Ita- 
lien durch Gottes Gnade und durch das Volk" an. 

Als Garibaldi Angust 1862 versuchte, mit Freiwilligen von Neapel aus 
Born anzugreifen, traten ihm bei Aspromonte königliche Truppen unter Palla- 
vacini entgegen; Garibaldi wollte keinen Kampf und ergab sich, selbst ver- 
wundet, mit seinen Freiwilligen, die Amnestie erhielten. 1864 kam zwischen 
der französischen und italienischen Regiernng der „September -Vertrag** zu 
stände, in dem sich letztere verpflichtete, Rom weder anzugreifen noch an- 
greifen zu lassen und einen Teil der Schulden des Kirchenstaats zu über- 
nehmen, wogegen die französische Besatzung im Lxuf von zwei Jahren aus 
Rom zurückgezogen werden sollte (12. Dezember 1866 verliessen die letzten 
Franzosen Rom). Um den zeitweiligen Verzicht auf Rom als Hauptstadt 
seines Königreichs auszudrücken, verlegteViktorEmanuel Anfang 1865 
seine Residenz nach Florenz. 

§ 129. Bürgerkrieg und Sklavenbefreinng in Nordamerika; die 

mexikanische Expedition. 

Der Anfang 1 der mexikanischen Expedition. Finanzielle Forde- 
rungen, die Spanien, Frankreich und England an die mexikanische Republik 
unter ihrem freisinnigen Präsidenten Jutirez (seit 1858) hatten, führten zu 
einer gemeinsamen militärischen Expedition der drei Mächte (Winter 1861—62), 
die zur Folge hatte, dass Juarez sich zu Verhandlungen über die Ansprüche 
der Gläubiger Mexikos bereit erklärte. Darauf zogen Spanien und England 
ihre Truppen zurück ; dagegen wollte Napoleon die Gelegenheit benutzen, 
um durch Errichtung einer Monarchie in Mexiko sieh einen neuen 
Ruhmestitel und der romanischen Rasse in Amerika ein Gegengewicht gegen 
die germanische zu schaffen; zugleich wünschte die Kaiserin Eugeuie Rück- 
gängigmachung der von Jnärez durchgeführten Säkularisation der Kirchen- 
güter, und Morny wollte eine Prüfung der viel zu hohen Ansprüche der fran- 
zösischen Gläubiger verhütet wissen. Napoleon glaubte, seine Plane durch- 
führen zu können, weil die nordamerikanische Union seit 1861 in 
einem Bürgerkrieg stand, der ihr die Durchführung der Monroedoktrin 
(s. S. 388) für jetzt unmöglich machte. Statt deshalb aas Auerbieten einer 
fünfjährigen Garantie der Zinsen der mexikanischen Schuld durch die Union 
anzunehmen, erklärte er am 16. April 1862 Juarez den Krieg und verstärkte 
das Expeditionskorps auf 28000 Mann. 

Die Union bis 1860. In der nordamerikanischen Union stand der 
föderalistischen Partei der „Wfiigs", die den bundesstaatlichen Staudpunkt 
vertrat, die ^demokratische" gegenüber, die für volle Selbständigkeit der ein- 
zelneu Staaten („Volkssouveränität") eintrat. Aber tiefergreifende Bedeutung 
hatte von Anfang au der Gegensatz zwischen den auf Plantagen- 
b a u a n g e w i e s e n e n, f r e i h ä n d 1 e r i s c h en, s k 1 a v e n h a 1 1 e n d e n S ü d- 
staaten und den die Sklaverei aus sch liessenden, schutzzöll- 
ner i s c h e n I n d u s t r i e - und Farmerstaaten des Nordens. Mit den 
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Südstaatlichen, die Ausdehnung- des der Sklaverei geöffneten Gebiets an- 
strebten, kam die „Freibodenpartei" des Nordwestens, die die Ausdehnung der 
Sklaverei auf neue Gebiete bekämpfte, in dem Verlangen überein, dass die 
Gebiete des Westens, über die die Union verfügte, zu möglichst billigem 
Preis oder umsonst (als „Freiland") den Ansiedlern tiberlassen würden, wo- 
gegen sich der Nordosten sträubte, um den Abfluss der Arbeitskräfte zu ver- 
hüten. Mit unter dem Einfiuss der Berufspolitiker, die dem Grundsatz „dem 
Sieger die Beute" huldigten und die wirtschaftlichen Gegensätze ihren Partei- 
zwecken dienstbar machten, stellte sich die demokratische Partei mehr und 
mehr in den Dienst der Sklavenhalter, während die whiggistische Partei, die 
vor einer endgültigen Auseinandersetzung in der Sklavenfrage zurückscheute, 
sich zersetzte; aus ihr schieden die „Aboliiionisten a , die grundsätzlichen Gegner 
der Sklaverei, aus. Diese erhielten durch die deutsche Einwanderung, die in 
der Reaktionszeit vor und noch mehr nach 1848 sehr zahlreich war, eine 
auch qualitativ höchst wertvolle Verstärkung; doch gewann die (seit 1£54) 
neu sich bildende Partei der Republikaner, die für den bundesstaatliclun 
Charakter der Union und für Abschaffung der Sklaverei von Unions wegen 
eintrat, im Norden nur langsam das Uebergewicht wegen der Gegnerschaft 
der „Nativisten", der Vertreter des Grundsatzes, dass „Amerikaner Amerika 
regieren müssen". 

Der Missouri-Kompromiss (1820) gestattete für den neuen Staat Missouri 
die Sklaverei und setzte als nördliche Grenze der Sklaverei für den übrigen 
Westen die Linie 36° 30' nördl. Br. fest. Ein Erfolg der Sklavenstaaten war die 
Aufnahme von Texas in die Union (1845), die den Krieg mit Mexiko (1846—48) 
und die Erwerbung Kaliforniens, sowie des grösseren Teils von Arizona und 
Neumexiko nach sich zog; doch dehnte sich thatsächlich die Sklaverei in diese 
letzteren Gebiete nicht aus, auch in Texas kam sie nicht recht auf. Durch 
den Kompromiss von 1850 wurde der Sklavenhandel in dem Distrikt Kolumbia 
abgeschafft, aber dem Missouri-Kompromiss zuwider die Verhaftung flüchtiger 
Sklaven im ganzen Unionsgebiet gestattet. 1854 setzte die demokratische 
Mehrheit des Kongresses die Kansas-Nebraskabill durch, die für die künftige 
Organisation von Territorien im Westen den Grundsatz 'der „Nichtintervention" 
in der Frage der Sklaverei aufstellte und ihn sofort auf die beiden neuen, 
nördlich des 36. Breitegrads gelegenen, Territorien anwandte. Dezember 1860 
wurde der Kandidat der republikanischen Partei zum Präsi- 
denten gewählt, Abraham Lincoln, 1809 zu Hardin in Kentucky als 
Sohn eines Farmers geb. (Flösser, Krämer, Posthalter, 1836 Advokat in Spriug- 
rield in Illinois, seit 1847 Mitglied des Kongresses). 

Der Sezessionskrieg:. Die Wahl Lincolns zum Präsidenten 
bedeutete, dass die weitere Ausbreitung der Sklaverei in der 
Union verhindert oder mindestens erschwert werden sollte. D i e 
Süd Staaten, die ihrereits die Sklaverei als eine auf göttlichem 
und menschlichem Eecht begründete „Institution" anerkannt 
wissen wollten, sagten sich von der Union los, zuerst 
Südkarolina 20. Dezember 1860, bis Ende Mai 1801 im ganzen 
11 Staaten mit 1) Mill. Einwohnern (einschliesslich der Sklaven), 
denen 24 Staaten mit 22 — 2o Millionen Einwohnern gegenüber- 
standen, und bildeten am 18. Februar 1801 eine eigene 
Konföderation unter dem Präsidenten Jeff'erson Baris, Mit 
der Wegn ah nie des von Unionstruppen besetzten Forts- 
Sinnt er vor Charleston in Südkarolina (14. April) begannen 
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die Konföderierten den Krieg. Sie waren durch ihre 
militärische Organisation und ihre Führung (General Lee) dem 
Norden anfangs im Feld überlegen, aber diese Ueberlegenheit 
glich sich im Lauf des Kriegs aus; England und Frankreich 
erkannten die Konföderierten als kriegführende Macht an, gingen 
aber angesichts der öffentlichen Meinung in Europa über eine 
wohlwollende Neutralität nicht hinaus. Am 1. Januar 18G3 
wurden von Lincoln alle Sklaven der Rebellenstaaten für frei 
erklärt. Zur See hatten die ünionisten seit der Eroberung New- 
Orleans' (April 1802) das Uebergewicht ; zu Land bekamen sie 
es 1863 mit der Eroberung Vicksburgs durch Ulysses Gh-ant 
(1822—85), die sie in den Besitz der Mississippi-Linie setzte, 
und mit der Schlacht bei Gettysburg, die die Konföderierten auf 
dem nördlichen Kriegsschauplatz endgültig in die Verteidigung 
zurückwarf. Nach der Wiederwahl Lincolns zum Präsi- 
denten hob der Kongress am 31. Januar 1865 die Sklaverei 
und jede Art von Knechtschaft innerhalb der Union auf. 
Das Ende des Kriegs, durch den Zug Shermans, der Ende 
1804 die militärischen Hilfsquellen des Konfoderiertenheers in 
dessen Rücken vernichtete, vorbereitet, wurde durch die sieg- 
reichen Kämpfe Grants und Sheridans um Rich- 
mond, das 9. April 1805 Lee übergeben musste, herbeigeführt. 
Das Ergebnis des Kriegs, der die nördlichen Staaten 
300000 Tote und 750000 Verwundete gekostet und ein An- 
wachsen der Buudesschuld von 00 auf 2800 Millionen Dollar 
gebracht hatte, war die Erhaltung der Union und die 
Aufhebung d e r S k 1 a v e r e i. Aber Lincoln war am 1 4. April 
ermordet worden als Opfer einer Verschwörung rachsüchtiger 
Kontbderierter, die allen politischen und militärischen Führern 
des Nordens gegolten hatte. Die Südstaaten blieben vom Kon- 
gress ausgeschlossen, bis sie die Gleichberechtigung der Neger 
als Bürger der Union anerkannt hatten. (18G7 erwarb die Union 
Alaska durch Kauf von Russland.) 

Verlauf und Ende der mexikanischen Expedition. Mit dem Sieg 
der Union war die Niederlage der Politik Napoleons III. in Mexiko 
entschieden. Dieser hatte nach der Eroberung Pueblas und der Hauptstadt 
Mexiko durch die französischen Truppen eine Notabelnversammlung berufen 
lassen, die am 12. Juli 1863 beschloss, dem Erzherzog Maximilian von Oester- 
reich, Bruder Franz Josephs, die erbliche Kaiserwürde anzutragen; nach einer 
Volksabstimmung" nahm er an und erschien Juni 1864 als Kaiser in Mexiko. 
Die Franzosen unter Bazaine vertrieben Juarez aus Mexiko, der aber nach 
dem Sie? der Union, von dieser mit Kriegsmitteln unterstützt, zurückkehrte. 
Maximilian, der sich zuerst auf eine liberale, dann auf die klerikale Partei 
zu stutzen suchte, verschlimmerte noch seine Stellung durch den Befehl, alle 
Anhänger Juarez', die mit den Waffen in der Hand ergriffen würden, zu er- 
schiessen. Die Drohungen der Union zwangen Napoleon, seine Truppen aus 
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Mexiko zurückzuziehen (Anfang 1867). Maximilian, der trotzdem blieb, wurde 
in Qucreiüro von den Republikanern eingeschlossen, gefangen genommen und 
19. Juni 1867 nach kriegsgerichtlichem Spruch erschossen. 

§ 130. Wilhelms I. von Preussen Anfänge; Losreissung Schleswig- 
Holsteins von Dänemark. 

Die „neue Aera" und der Militärkonflikt in Preussen» 

Der kinderlose Friedrich Wilhelm IV. ernannte, an einem un- 
heilbaren Gehirnleiden erkrankt, seinen Bruder und eventuellen 
Nachfolger Wilhelm 1 ) 23. Oktober 1857 zum Stellvertreter und 
am 7. Oktober 1858 zum Regenten. Der „Prinzregent" entlies» 
das Ministerium Manteuffel, und seine Ansprache an das neue 
Ministerium (Hohenzollern -Auerswald) war eine entschiedene 
Absage an die Politik der letzten neun Jahre, namentlich im 
Kirchen- und Schulwesen. Aber während der September 185V) 
in Frankfurt konstituierte Nationalverein seine Thätigkeit für 
Verwirklichung der Reichsverfassung von 1849 eröffnete, wurde 
die Frage der Militärreorganisation, die der Prinz- 
regent mit dem Dezember 1859 zum Kriegsminister ernannten 
Albrecht v. Roon (1803— 79) durchführen wollte, die Ursache 
eines schweren inneren Konflikts in Preussen. Wäh- 
rend bisher die Landwehr ersten Aufgebots zur mobilen Feld- 
armee gehört hatte, sollte in Zukunft das „stehende Heer" nur 
noch aus der Linie und der um die bisherigen jüngsten drei 
Jahrgänge der Landwehr vermehrten Reserve bestehen, die 
Landwehr aber die Verteidigung der Landesgrenzen und Landes- 
festungen übernehmen; ferner sollte die jährliche Aushebung, 
dem Wachstum der Bevölkerung entsprechend, von 40000 auf 
63000 Mann erhöht und so das stehende Heer um 49 Regimenter 
vermehrt, die 3jährige Dienstzeit aber, die für die Infanterie 
1833 — 52 auf 2, bis 1850 auf 2^2 Jahre beschränkt gewesen 
war, voll beibehalten werden. Die Kammer bewilligte Mai 18(50 
zur „einstweiligen" Aufrechterhaltung der für die erhöhte Streit- 



*) Wilhelm, als zweiter Sohn Friedrich Wilhelms III. 22. März 1797 
geboren, nahm an dem Feldzug: von 1814 teil und vermählte sich 1829 mit 
Augusta von Weimar. Von Haus aus Soldat, beschäftigte er sich seit 1840 
als „Prinz von Preussen" auch ernsthaft mit der Politik. Er stellte sich 
ehrlich auf den Boden, der mit der zuerst von ihm bekämpften Berufung des 
„Vereinigten Landtags" geschaffen war, und war im März 1848 für recht- 
zeitiges Entgegenkommen in der Verfassungsfrage, aber gegen die Räumung 
Berlins durch die Truppen; von der Öffentlichen Meinung irrtümlich für das 
Blutvergiessen am 18. März verantwortlich gemacht, nmsste er nach England 
fliehen; zurückgekehrt führte er die preussischen Truppen, die den pfälzisch- 
badischen Aufstand niederwarfen. 1850 und nachher war er ein loyaler Gegner 
der Politik seines Bruders. 
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barkeit erforderlichen Massnahmen 9 Millionen Thaler, ein zweites- 
mal 1801, jedoch mit einem Abstrich und unter Forderung der 
Vorlage eines Wehrgesetzes. Inzwischen war 2. Januar 1861 
Wilhelm I. (1861—88) seinem Bruder als König von Preussen 
gefolgt, 

In der Dezember 1861 gewählten Kammer war die neu- 
gegründete „Fortschrittspartei" , die die konsequente Verwirk- 
lichung des verfassungsmässigen Rechtsstaats" (im einzelnen: Er- 
haltung der Landwehr als eines Teils der mobilen Armee, 2jährige 
Dienstzeit; deutsche Zentralgewalt in Preussens Händen und 
deutsches Parlament) zu ihrem Programm machte, stark, die kon- 
servative Partei nur schwach vertreten. Schon März 1862 wurde 
die Kammer, deren Beschlüsse das Ministerium Auerswald zur 
Einreichung eines Entlassungsgesuchs veranlasst hatten, aufgelöst 
und dann das Ministerium durch ein konservatives ersetzt. Mit 
der Ernennung Bismarcks 1 ) zum Ministerpräsiden- 
ten (24. September) und Minister des Auswärtigen (S.Ok- 
tober 1862) war entschieden, dass die Militärreform 
auch ohne Zustimmung der zweiten Kammer durch- 
geführt werden sollte mittelst einer budgetlosen Regierung : 
der Umstand, dass das Herrenhaus die von der zweiten Kammer 
verworfenen Regierungsvorlagen wiederherstellte, wurde be- 
nützt, um eine „Lücke in der Verfassung" zu konstruieren, 
welche die Regierung in die Notwendigkeit versetze, solange es 
zwischen den drei gesetzgebenden Faktoren zu keiner Einigung 
über den Staatshaushalt komme, ohne Finanzgesetz zu regieren. 
Der Konflikt verschärfte sich, unter zeitweiliger Aufhebung der 
Pressfreiheit und zweimaliger Auflösung der Kammer (18G;J und 
1866), immer mehr, wozu auch noch die Fragen der deutschen 
und auswärtigen Politik beitrugen. Beim polnischen Aufstand 
(s. S. 417) schützte Bismarck durch eine zugleich für Russland 
günstige Abmachung Preussen gegen ein Uebergreifen der Be- 
wegung auf das eigene Gebiet. Betreffs der deutschen Frage 



') Otto von Bisrnarck-Schönhausen, geb. 1. April 1815, studierte 
Rechtswissenschaft, bewirtschaftete die väterlichen Güter, gehörte als Mitglied 
des Vereinigten Landtags, der 1849 gewählten Kammer und des Erfurter 
Parlaments der äussersten Rechten an. 1851 zum Bundestagsgesandten er- 
nannt, erkannte er rasch, dass das Zusammengehen mit Oesterreich , wofür 
er bisher eingetreten war, für Preussen den Verzicht auf jede selbständige 
Politik und auf seine politische Zukunft bedeute; er trat deshalb der öster- 
reichischen Politik am Bundestag entschieden entgegen. Ehe er Frankfurt 
verliess, legte er in einer Denkschrift dar, dass kein Staat in dem Mass wie 
Preussen Beruf und Gelegenheit habe, seine deutschen Gesinnungen unabhängig 
von der Bundesversammlung zu bethätigen. 1859 wurde er Gesandter in 
Petersburg, Frühjahr 1862 Botschafter "in Paris. 1865 Graf; 1871 Fürst. 
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hatte Bismarck offen ausgesprochen, dass sie nicht durch Mehr- 
heitsbeschlüsse, sondern nur durch Blut und Eisen gelöst werden 
könne; Oesterreich seinerseits, das seit Februar 1861 wieder 
eine, von den Ungarn nicht anerkannte, Verfassung hatte, fügte 
den B u n d e s r e f o r m p r o j e k t e n mittelstaatlicher Minister, 
besonders des sächsischen, Beust (1809 — 86), ein neues hinzu, 
das ein künstlich zusammengesetztes Bundesdirektorium und eine 
indirekte Vertretung des deutschen Volks durch Delegierte der 
Einzellandtage schaffen wollte, und das dem deutschen F ü r s t e n- 
kongress in Frankfurt (August 1863) vorgelegt wurde; aber 
der preussische König lehnte die Teilnahme an diesem ab; der 
preussische Gegenvorschlag sprach sich für die Lei- 
tung des Bundes durch die beiden Grossmächte auf 
Grund gegenseitiger direkter Verständigung und für ein direkt 
gewähltes deutschesParlament aus. Die eben jetzt wieder 
brennend gewordene Schleswig-Holsteinische Frage wurde auch 
der Ausgangspunkt für die Lösung der deutschen Frage. 

Der dänische Krieg 1864. Dänemark hatte die 1852 hin- 
sichtlich der Herzogtümer Schleswig und Holstein eingegangenen 
Verpflichtungen nicht erfüllt, und am 30. März 1863 erliess 
Friedrich VII. ein Patent, das, im ausdrücklichen Widerspruch 
mit dem 1852 gegebenen Versprechen einer die Rechte der 
Herzogtümer wahrenden Gesamtverfassung, Schleswig mit Däne- 
mark vereinigte und den Holsteinischen Ständen die Mitwirkung 
bei Verwendung der Staatsgelder und Kontrolle der Ausgaben 
entzog. Ohne die Proteste Preussens, Oesterreichs und des Bundes 
zu beachten, wurde vom dänischen Reichsrat 13. Nov. 1863 
die dem Patent entsprechende neue Verfassung beschlossen, 
die Schleswig in Dänemark förmlich einverleibte, 
und unter dem Druck der „eiderdänischen" Partei von dem 
neuen König Christian IX. am 1 8. November unterzeichnet. 
Durch den Thronwechsel kam zu der Verfassungs- auch noch 
die Erbfolgefrage, da für Holstein und, sofern man 
Schleswig nicht als einen blossen Teil von Dänemark betrachtete, 
für Scliles wig die weibliche Erbfolge nicht zu Recht 
bestand und Herzog Friedrich von Augustenburg, 
auf den sein Vater seine Rechte übertrug, für sich die Nach- 
folge in Anspruch nahm, allerdings im Widerspruch mit 
der früheren Verzichtleistung seines Vaters. Preussen, mit 
dem Oesterreich, durch die französische Ankündigung eines 
Kongresses zur Revision der Verträge von 1815 erschreckt, zu- 
sammenging, stellte sich auf den Standpunkt des Lon- 
doner Protokolls (s. S. 41 1), das die Erbfolge Christians IX. 
für die dänische Gesamtmonarchie anerkannte, aber Wahrung der 
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Rechte der Herzogtümer innerhalb der Gesamtverfassung fest- 
setzte. Der Bund beschloss Bundesexekution in Holstein 
zur Herstellung verfassungsmässiger Zustände, protestierte aber 
gegen ein Einsehreiten in Schleswig vor Regelung der Erb- 
folgefrage. Preussen und Oesterreich einigten sich 
16. Januar 1864, Dänemark die Wahl zwischen sofortiger Zu- 
rücknahme der eiderdänischen Verfassung oder Krieg zu stellen. 
Dänemark lehnte ab, in der trügerischen Hoffnung auf den 
Beistand der andern Grossmächte , zwischen denen aber wegen 
der Haltung Frankreichs und Englands beim polnischen Auf- 
stand und wegen der Ablehnung des französischen Kongress- 
vorschlags durch England keine Eintracht herrschte; Napoleon 
wollte ohnedies nicht gegen das Nationalitätsprinzip handeln, 
dachte vielmehr aus den Verwickelungen, die dessen Anwendung 
auf Deutschland herbeiführen würde, für sich Vorteile zu ziehen. 
Das preussisch-österreichische Heer unter Wrangel zwang die 
Dänen zur Räumung des Danewirks (6. Februar); am 18. April 
erstürmten die Preussen unter Prinz Friedrich Karl die Düppeler 
Schanzen. Eine nach der Besetzung Jütlands in London zu- 
sammengetretene Konferenz ging 25. Juni mit dem einzigen Er- 
gebnis auseinander, dass die deutschen Grossmächte die Ver- 
träge von 1852 als durch den Krieg hinfällig geworden erklärt 
hatten. Nach der Eroberung Alsens durch die Preussen (29. Juni) 
trat Dänemark in dem Wiener Frieden (am 30. Oktober 
unterzeichnet) alle seine Rechte auf die Herzogtümer 
Schleswig, Holstein und Lauenburg an die Herrscher 
von Oesterreich und Preussen bedingungslos ab. 

§ 131. Der Krieg von 1866. 

Die Entstehung der kriegerischen Verwickelung:. Schles- 
wig und, nach der auf Oesterreichs Antrag erfolgten Zurück- 
ziehung der Bundestruppen, auch Holstein wurden unter ge- 
meinsame preussisch-österreichische Verwaltung genommen. Dem 
nunmehrigen Eintreten Oesterreichs für das Erbrecht des Augusten- 
burgers gegenüber bezeichnete Preussen Februar 1865 als seine 
Bedingungen für dessen Anerkennung Eintritt der Herzogtümer 
in den Zollverein und Ueberlassung der Militärhoheit, sowie 
des Post- und Telegraphenwesens in den Herzogtümern an 
Preussen. Der Herzog von Augustenburg lehnte diese Beding- 
ungen ab. Als trotzdem Oesterreich, in Uebereinstimraung mit 
der öffentlichen Meinung in den deutschen Mittelstaaten und vor 
allem in den Herzogtümern selbst, mit Bayern und Sachsen 
beim Bund für das Erbrecht des Augustenburgers eintrat, drohte 
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der Bruch, den aber Oesterreich zu vermeiden suchte, angesichts 
des auch in der westlichen Reichshälfte, insbesondere seitens 
der Polen und Czechen, immer stärker werdenden Widerstands 
gegen die zentralistische Verfassung von 1861 (die dann noch 
1865 wieder aufgehoben wurde). Schon April 18G5 schloss es 
mit Preussen einen neuen Handelsvertrag, worauf der Zollverein 
auf Grund der Anerkennung des 1862 von Preussen mit Frank- 
reich geschlossenen Meistbegünstigungsvertrags Mai 1865 von 
allen beteiligten Staaten auf zwölf Jahre erneuert wurde ; und 
in der Gast ein er Konvention 14./20. August 1865 einigten 
sich Preussen und Oesterreich dahin, dass, unbeschadet der 
Rechte beider Mächte an der Gesamtheit beider Herzogtümer, 
die Ausübung der durch den Wiener Frieden er- 
worbenen Rechte in Holstein an Oesterreich, in 
Schleswig an Preussen übergehen sollte; seine Rechte 
auf Lauenburg trat Oesterreich gegen ll 2 /s Millionen Mark an 
Preussen ab. 

Aber über die Stellung zu den Bemühungen der 
Augustenburg* ischen Partei in den Herzogtümern ent- 
standen bald neue Misshelligkeiten, beide Mächte 
rüsteten; Preussen kündigte März 1866 an, dass es eine 
Bundesreform beantragen werde, und schloss 8. April 1866 
mit dem von Napoleon hiezu veranlassten Italien einen 
Bündnis -Vertrag, der bestimmte, dass, wenn Preussen in 
der deutschen Frage zum Krieg genötigt werde, auch Italien 
den Krieg an Oesterreich erkläre, und dass beide Mächte den 
Krieg gemeinsam führen bis zur Abtretung Venetiens an Italien, 
der gleichwertige Abtretungen an Preussen oder dieses befriedi- 
gende Zugeständnisse in der deutschen Frage entsprechen müssen. 
Am 9. April beantragte Preussen beim Bund Berufung 
eines deutschen Parlaments durch direkte Wahlen, unter 
dessen Mitwirkung die deutsche Frage gelöst werden solle ; aber 
die Regierungen wie die öffentliche Meinung in Deutschland ver- 
hielten sich ablehnend. Napoleon erreichte mit Unterhandlungen 
bei Preussen nichts, bei Oesterreich nur, dass dieses Venetien 
an Italien abzutreten bereit war gegen die Verpflichtung zur 
Neutralität, worauf Italien nicht einging. Der Vorschlag eines 
Kongresses durch Napoleon scheiterte an der nunmehrigen 
Weigerung Oesterreichs, in irgend welche Gebietsabtretungen 
zu willigen (1. Juni). Oesterreich beantragte jetzt Ent- 
scheidung der Schles wig-Holsteinischen Sache durch 
den Bund; Preussen sah dies als Bruch der Gasteiner Kon- 
vention an, Hess seine Truppen aus Schleswig in Holstein ein- 
rücken (7. Juni), indem es Oesterreich anheimstellte, dasselbe 
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in Schleswig zu thun, und erklärte sich nun seinerseits 
bereit, die Schleswig-Holsteinische Angelegenheit 
in Verbindung mit der Bundesref orm zu regeln, 
deren am 10. Juni den Bundesstaaten zugestellter Entwurf 
Ausschluss Oesterreichs verlangte. Auf dies hin stellte 
Oesterreich beim Bund den, formell gegen die Bundes- 
verfassung verstossenden, Antrag auf Mobilmachung der 
nichtpreussischen Korps gegen Preussen; Preussen 
protestierte gegen jede geschäftliche Behandlung dieses 
bundeswidrigen Antrags und erklärte, als der Antrag 
am 14. Juni mit 9 gegen 6 Stimmen angenommen wurde, 
den Bund für aufgelöst. Da Sachsen, Hannover und 
Hessen- Kassel die preussische Forderung, ihre Truppen auf 
den Friedensfuss zu setzen, ablehnten (15. Juni), wurden die drei 
Länder sofort von preussischen Truppen besetzt. 

Der Krieg: wurde gleichzeitig auf drei Kriegsschauplätzen 
geführt, im westlichen Deutschland von Preussen und seinen 
norddeutschen Verbündeten gegen die deutschen Mittelstaaten 
(Hannover, Hessen - Kassel , Bayern, Württemberg , Baden, 
Hessen-Dannstadt, Nassau und Frankfurt), in Böhmen von 
Preussen gegen Oesterreich und Sachsen, in Venetien zwi- 
schen Oesterreich und Italien. Preussen hatte den Vor- 
teil einer besseren Bewaffnung (Zündnadelgewehr, von 
Dreyse 1836 der preussischen Regierung angeboten, von dieser 
auf Betreiben des Prinzen Wilhelm 1841 angenommen) und 
namentlich den einer vorzüglichen militärischen Or- 
ganisation und einer trefflichen Führung durch den 
Generalstabschef Mol tke 1 ) und eine Beihe bedeutender Generale. 
Die hannoversche Armee, bei der sich König Georg V. 
befand, musste sich, nach dem für sie siegreichen Gefecht 
bei Langensalza (27. Juni) von drei preussischen Divisionen 
unter Vogel v. Falckenstein eingeschlossen, 29. Juni 
ergeben; daraufwandte sich Falckenstein mit der „Mainarmee" 
gegen die Süddeutschen unter Prinz Karl von Bayern (VII., bay- 
risches, und VIII. Bundesarmeekorps, letzteres unter Prinz 
Alexander von Hessen). Gleichzeitig drangen die preussische 
„Elbarmee" unter Herwarth von Bittenfeld von dem 
durch sie besetzten Königreich Sachsen, die „erste Armee" 
unter Prinz Friedrich Karl von der Lausitz, die „zweite 
Armee" unter dem Kronprinzen Friedrich Wilhelm 
von Schlesien aus im nordöstlichen Böhmen ein; der öster- 

!) Helmuth v. Mol tke, geboren 1800 zu Parchim (f 1891), dänischer, 
seit 1822 preussiseher Offizier, 1835-39 in der Türkei („Briefe über Zustände 
* und Begebenheiten in der Türkei*'), seit 1858 Chef des preussischen Generalstabs. 
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reichische Oberfeldherr, Feldzeugmeister B e n e d e k, ver- 
einigte nach einer Reihe unglücklicher Gefechte, gegen die Elb- 
und die erste Armee bei Münchengräte und G Uschin, gegen die 
zweite Armee bei Nachod , Trautenau, Skalitz, Königinhof und 
Schweinschädel, sein Heer vor Königgrätz ; die preussischen Heere, 
gleich den Oesterreichern ungefähr 220000 Mann stark, suchten 
auf dem Schlachtfeld ihre Vereinigung, und dank dem recht- 
zeitigen Eintreffen der kronprinzlichen Armee erfochten die 
Preussen unter König Wilhelm in der Schlacht bei König- 
grätz (3. Juli) einen entscheidenden Sieg. Auf dies hin trat 
der österreichische Kaiser das durch den Sieg des Erz- 
herzogs Albrecht bei Custozza (24. Juni) glücklich behauptete 
Venetien an Napoleon ab und zog einen grossen Teil der 
Truppen vom italienischen Kriegsschauplatz heran. Aber die 
Italien er setzte ndenKrieg, gegen den Wunsch Napoleons, 
fort; Cialdini besetzte Venetien ausser dem Festungsviereck, 
Garibaldi drang in Südtirol ein, und die italienische Flotte griff 
die dalmatische Küste an, wurde aber von Tegetthoff bei Lissa 
(20. Juli) geschlagen; auf die Absicht, die Eroberungen über 
Venetien hinaus auszudehnen, musste Viktor Emanuel der Hal- 
tung Preussens und Frankreichs gegenüber verzichten. Auch 
der Versuch Napoleons, zwischen Preussen und Oesterreich zu 
vermitteln, hatte, da das durch die mexikanische Expedition 
erschöpfte Frankreich kein Mittel besass, Preussen zu zwingen, 
nicht den vom Kaiser gewünschten Erfolg. Erst nachdem die 
preussischen Heere bis in die unmittelbare Nähe von Wien und 
Pressburg vorgerückt waren, kam 22. Juli eine Waffenruhe zu 
stände, worauf in direkter Verhandlung zwischen Preussen 
und Oesterreich, ohne Mitwirkung Frankreichs, 2ö. Juli die 
Friedenspräliminarien zu Nikolsburg geschlossen 
wurden. 

Falckenstein hatte nach siegreichen Gefechten zuerst gegen die 
Bayern (u. a. bei Kissingen), dann gegen das VIII. Armeekorps den 
Main erreicht und (Iii. Juli) Frankfurt besetzt, von wo die Bundes- 
versammlung ihren Sitz nach Augsburg verlegt hatte. Falcken- 
steius Nachfolger Manteuffel ging über den Main und drängte 
nach siegreichen Gefechten gegen die Badener und Württemberg er 
an der Tauber, gegen die Bayern am Main diese bei Würzburg 
auf das rechte Mainufer, während ein preussisches Reservekorps 
über Hof auf Nürnberg vorrückte. Anfang August wurde auch 
mit den süddeutschen Staaten Waffenstillstand geschlossen. 

Die Friedensschlüsse. D e r P r a g e r F r i e d e, 23. August 
zwischen Preussen und Oesterreich abgeschlossen, bestimmte, 
den Nikolsburger Präliminarien entsprechend: Integrität des 
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österreichischen Besitzstands, Venetien ausgenommen 
Abtretung der österreichischen Rechte auf die Elb- 
her zog tum er an Preussen, unter (der 1 878 von Oesterreich 
aufgegebenen) Inaussichtnahme einer Volksabstimmung in Nord- 
schleswig, Zustimmung Oesterreichs zur Auflösung des 
Deutschen und zur Gründung eines bis zum Main 
reichenden Norddeutschen Bundes, neben dem die süd- 
deutschen Staaten sich zu einem Südbund sollten vereinigen 
können, Anerkennung der Neueinrichtungen und Ge- 
bietsveränderungen in Norddeutschland, vorbehaltlich der 
Integrität Sachsens; Zahlung von 20 Millionen Thaler 
Kriegskostenentschädigung durch Oesterreich. Mit den süd- 
deutschen Staaten waren die Friedensschlüsse schon 
zwischen dem 13. und 22. August zu stände gekommen, die Be- 
dingungen waren Zahlung von Kriegskostenentschädigung und 
die einstweilige Wiederherstellung des Zollvereins. DasGross- 
herzogtum Hessen musste ausserdem ziemlich bedeutende 
Gebietsabtretungen (u. a. Hessen-Homburg) machen und 
sich für Oberhessen zum Eintritt in den Norddeutschen 
Bund verpflichten. Gleichzeitig schlössen die süddeut- 
schen Staaten, von Bismarck mit den auf Erwerbung der 
hessischen und bayrischen Rheinpfalz abzielenden Vorschlägen 
Napoleons bekannt gemacht, mit Preussen Schutz- und 
Trutzbündnisse, die vorläufig geheim gehalten werden sollten. 
Die Bundesversammlung löste sich am 24. August in Augsburg 
auf. Die gleich nach Abschluss des Nikolsburger Präliminar- 
Vertrags eingetroffenen französischen Vorschläge waren von 
Preussen, ebenso wie frühere, die für die Abtretung deutschen 
Gebiets französische Unterstützung in Aussicht stellten, abgelehnt 
worden; einen auf Belgien zielenden Vorschlag nahm Bismarck 
zur Kenntnis, ohne ihm eine Folge zu geben. Der innere 
Konflikt wurde von der preussischen Regierung da- 
durch beigelegt, dass sie bei dem neugewählten Abgeordneten- 
haus für die ohne Staatshaushaltsgesetz geführte Verwaltung 
Indemnität nachsuchte, die mit Dreiviertelsmehrheit ge- 
währt wurde (Anfang September). Durch das Annexionsgesetz 
vom 20. September 18(56 wurden Hannover, Hessen-Kassel, 
Nassau und Frankfurt in Preussen einverleibt, einige 
Tage nachher Schleswig-Holstein (zusammen 1300 QM mit 
beinahe 41-500 0 00 Einwohner). Die preussischen Vorschläge, 
gegen Anerkennung der Neuordnungen dem kurhessischen Thron- 
folger Hessen-Homburg zu geben, dem hannoverschen die Nach- 
folge in Braunschweig zu verbürgen, wurden nicht angenommen. 
Dagegen entbanden der Kurfürst von Hessen und der Herzog 
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von Nassau gegen Zusicherung ihrer bisherigen Einkünfte ihre 
Truppen des Fahneneids. Der König von Hannover protestierte 
von Hietzing (bei Wien) aus gegen die Einverleibung Hannovers; 
doch erhielt er 1<Si57 durch Vertrag die Zinsen eines Kapitals 
von 1(3 Millionen Thaler. 

Am 3. Oktober wurde der Friede zwischen Oester- 
reich und dem Königreich Italien geschlossen. Oester- 
reich erkannte die Vereinigung Venetiens mit Italien gegen 
Uebernahme der darauf lastenden Staatsschuld an. 



§ 132. Die Zeit des Norddeutschen Bundes. 

Der Krieg von I8ßfi hatte für die inneren Verhältnisse der 
österreichischen Monarchie und des nicht österreichischen Deutsch- 
lands, wie für die Beziehungen der europäischen Politik tief- 
greifende Aenderungen zur Folge. In Oesterreich wurde unter 
dem neuernannten Ministerpräsidenten Deust (s. S. 424) am 8. Febr. 
ISO 7 der Ausgleich mit Ungarn, nach Vereinbarung mit 
Franz Deak, dem Führer der gemässigten Nationalpartei, durch 
Wiederherstellung der Verfassung von ]S4H vollzogen, und „Cis- 
leithanien" (d. h. Oesterreich ausser den zur „Stephanskrone" 
gehörigen Ländern Ungarn, Siebenbürgen und Kroatien) erhielt 
am 31. Dezember ISiH eine konstitutionelle Verfassung; 
die Verbindung beider Reichshälften wurde aufrecht 
erhalt e n d u r c h e i n R e i c h s m i n i s t e r i u m für Auswärtiges, 
Heerwesen (ausschliesslich der ungarischen Landwehr oder „Hon- 
ved- Armee 41 ) und gemeinsame Finanzen; dieses hat sich mit 
den vereinigten Delegationen des österreichischen Reichsrats 
(= Herren- und Abgeordnetenhaus) uud des ungarischen Reichs- 
tags (== Ober- und Unterhaus) über die gemeinsamen Angelegen- 
heiten zu verständigen. Durch ein Ehe-, ein Schul- und ein 
„interkonfessionelles" Gesetz wurde unter dem deutsch- 
liberalen „Bürgerministerium", gegen den Protest des Papstes, 
die Wirksamkeit des Konkordats im wesentlichen auf das kirch- 
liche Gebiet eingeschränkt. 

Die 19 norddeutschen Kleinstaaten schlössen 
(zuletzt, nach anfänglicher Weigerung, 8. Oktober Meiningen 
und Renss ä. L.) mit Preussen als Bundespräsidium 
einen Bund, dessen Verfassung, im Anschluss an den von 
Preussen am 10. Juni 18iW vorgelegten Entwurf einer Bundes- 
reform, zwischen d e n R e g i e r u n g e n u n d de m a u f G r u n d 
des allgemeinen, direkten, geheimen Wahlrechtsam 
12. Februar ixr>7 gewählten konstituierenden Reichs- 
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tag vereinbart, am 17. April 18(37 proklamiert wurde 1 ) (über 
den Inhalt der Verfassung s. § 134); Bundeskanzler wurde der 
preussische Ministerpräsident Bismarck. Die Schutz- und Trutz- 
bündnisse mit den süddeutschen Staaten wurden am 19. März 
1807 veröffentlicht und 0. November erneuert gleichzeitig mit der 
Ratifikation der Verträge, durch welche die süddeutschen 
Staaten mit dein Norddeutschen Bund sich dahin einigten, dass 
die Gesetzgebung über das gesamte Zollwesen der 
deutschen Staaten einem Bundesrat unter P r e u s s e n s 
Präsidium und einem Zollparlament überwiesen 
wurde; dieses bestand aus dem Norddeutschen Reichstag und 
süddeutschen Abgeordneten, die nach demselben Wahlgesetz ge- 
wählt wurden. 

Die auswärtige Politik wurde dadurch bestimmt, dass 
Volk und Regierung von Frankreich in die 1866 ohne und gegen 
ihren Willen geschaffenen Thatsachen sich nicht finden 
konnten, die zusammen mit der mexikanischen Expedition dem Ansehen 
Napoleons einen schweren Stoss versetzt und dem französischen Uebergewicht 
in Europa vollends ein Ende gemacht hatten. Durch Marschall Niel Hees 
Napoleon eine Militärreorganisation in Angriff nehmen. Sein Versuch, die 
erregte öffentliche Meinung Frankreichs durch den Ankauf Luxemburgs zu 
befriedigen, scheiterte an dem Widerspruch Preussens, es wurde der Ausgleich 
getroffen, dass das Grossherzogtum Luxemburg im Londoner Vertrag (11. Mai 
1867) für neutral erklärt und somit die Festung von der preussischen Be- 
satzung geräumt wurde; Luxemburg blieb im deutschen Zollverein. Bei 
einem Besuch in Salzburg (August 1867) bahnte Napoleon ein gegen den 
Norddeutschen Bund gerichtetes Einvernehmen mit Oesterreich an, dem 1869 
auch der König von Italien beizutreten bereit war, obgleich Frankreich 
sich weigerte, ihm Rom als Hauptstadt zuzugestehen, und obgleich der Ver- 
such Garibaldis, Horn zu nehmen, durch eine dem Papst zu Hilfe gesandte 
französische Division bei Mentüna (November 1867) blutig vereitelt worden 
war. Die von Georg V. 1867 gebildete „Weifen leg ion u fand in Frankreich 
Aufnahme; in Preussen wurde das Vermögen des frülicren Königs von Hannover 
und des früheren Kurfürsten von Hessen (März 1868) beschlagnahmt, um zur 
Bekämpfung der von beiden betriebenen Agitation zu dienen, und zwar ohne 
Rechnungslegung („Weifenfonds"). Geheime Verhandlungen , die seit 1869 
zwischen Frankreich, Oesterreich und Italien geführt wurden, hatten das Er- 
gebnis, dass mau sich 1870 über einen gemeinsamen Kriegsplan verständigte. 
In demEntschlnss zum Krieg wurde Napoleon, der zur Begründung 
eines parlamentarischen Regierungssystems, jedoch mit unmittelbarem Appell 

i) Der Norddeutsche Bund entfaltete 1867—70 eine lebhafte gesetz- 
geberische Thätigkeit, im allgemeinen im Sinn des politischen und volkswirt- 
schaftlichen Liberalismus. Durch das Gesetz über Gleichberechtigung der 
Konfessionen in bürgerlicher und staatsbürgerlicher Hinsicht vom 3. Juli 1869 
wurde die Jndene m a n c i p a t i o n zum Abschluss gebracht. Der „Leibzoll i: 
war schon 1787 in Preussen, 1803 im übrigen Deutschland, soweit er noch 
bestand, aufgehoben worden, dagegen war wie in Preussen, so auch in den 
deutschen Gebieten, die unter dem unmittelbaren Einfluss der französischen 
Herrschaft den Juden volle Gleichstellung gewährt hatten, diese nach 1815 
und ebenso nach 1848 vielfach wieder beschränkt worden. (In der Schweiz 
erfolgte die vollständige Emanzipation 1863. in Oesterreich-Ungarn 1867.) 
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des Kaisers an das Volk, das liberale Ministerium Ollieier berufen hatte, 
durch den Ausfall des Plebiscits bestärkt, das (9. Mai 1870) für 
die Verfassungsänderungen, indirekt für das Napoleonische Kaisertum selbst, 
nicht ganz 7 400 000 Ja gegen 1560000 Nein, unter diesen 51000 von der 
Armee und Kriegsmarine, ergab. Entschieden zum Krieg, der die neue pro- 
testantische Grossmacht vernichten sollte, trieb die Kaiserin im Sinn der 
klerikalen Partei. Diese bereitete eben damals, nachdem das Jahr 1854 die 
Verkündigung des Dogmas von der unbefleckten Empfängnis, das Jahr 1864 
den Syllabus (Verdammung von 80 Sätzen der modernen Weltanschauung) 
gebracht hatte, ihren höchsten Triumph auf kirchlichem Gebiet vor durch 
das auf 8. Dezember 1869 nach Rom berufene ökumenische Konzil; 
gegen eine Minderheit hauptsächlich deutscher und österreichischer Bischöfe, 
die vor der Endabstimmung abreisten, nahm es 18. Juli 1870 das Dogma 
von der päpstlichen Unfehlbarkeit an. Zu einer gemeinsamen 
Stellungnahme der deutschen Regierungen zu der aus dem Unfehlbarkeits- 
dogma sich ergebenden Veränderung der kirchenrechtlichen Stellung des Papstes 
war es trotz der Anregung des bayrischen .Ministerpräsidenten Hohenlohe (1869) 
nicht gekommen; dagegen kündigte Oesterreich August 1870 das Konkordat. 
Ziemlich zahlreich waren die Katholiken in Deutschland und der Schweiz, 
die das Dogma nicht annahmen („Altkatholiken"). 

§ 133. Der deutsch-französische Krieg und die Errichtung des 

deutschen Kaisertums. 

Entstehung und Ausbruch des Kriegs. Dem Hat Beusts 
entsprechend, gegen Preusseu eine dynastische, keine nationale 
Frage auszuspielen, Hess es die französische Regierung geschehen, 
dass, was sie leicht hätte verhindern können, von der provi- 
sorischen Regierung Spaniens, wo 1HG8 Königin Isabella durch 
einen Militäraufstand vertrieben worden war, am 4. Juli 1870, 
vorbehaltlich der Zustimmung der Cortes, die spanische Krone dem 
Erbprinzen Leopold von Hohenzollern-Sigmaringen angeboten wurde; 
sie gab dann auf eine Interpellation im gesetzgebenden Körper 
am 6. Juli gegen diese Kandidatur eine Erklärung ab, die mit 
ihrer gegen Preussen gerichteten Spitze von der französischen 
Kammer mit Ausnahme der äussersten Linken und von der 
französischen Presse ausnahmslos mit kriegerischer Begeisterung 
aufgenommen wurde. Dass die preussische Regierung ihre Hand 
dabei nicht im Spiel habe, wurde sofort in Madrid und Berlin 
offiziell erklärt. Der preussische König, der ohne Minister in 
Ems weilte, erklärte dem französischen Botschafter Benedeiti 
\). Juli, dass er als Haupt des Hauses Hohenzollern dem Prinzen 
Leopold seine Einwilligung zur Annahme der Krone gegeben habe 
und ebenso zum Verzicht gehe. Während der französische Minister 
des Auswärtigen Herzog von Gramont noch am s. Juli den Ver- 
zicht des Prinzen als eine Lösung der Frage bezeichnet hatte, 
musstc am l-J. Juli Benedetti vom preussischen König eine für 
alle Zukunft bindende Verpflichtung verlangen. Der König lehnte 
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dieses Verlangen ab, indem er zugleich erklärte, dass er den 
inzwischen offiziell bekannt gewordenen Verzicht des Prinzen 1 ) 
billige, und Hess Benedetti, der wiederholt darauf zurück- 
kommen wollte, mitteilen, dass er ihm in dieser Sache nichts 
mehr zu sagen habe. Davon wurde den Vertretern Preussens bei 
den befreundeten Mächten in der Form Mitteilung gemacht, dass 
der König es abgelehnt habe, den Botschafter nach der ihm 
gegebenen Erklärung nochmals zu empfangen. Die französische 
Regierung machte daraus dem Senat und der Kammer gegen- 
über eine Mitteilung an die fremden Kabinette, ihre Forderung 
eines Kriegskredits wurde fast einstimmig, auch von Grambetta 
und Thiers, die vor dem Wagnis eines Kriegs gewarnt hatten, 
15. Juli bewilligt Auf die Nachricht- hie von befahl der preussi- 
sche König am IG. die Mobilmachung und die Berufung des 
Reichstags; am 19. erneuerte er den Orden des Eisernen Kreuzes. 
Am 19. wurde die französische Kriegserklärung, das 
einzige französische Aktenstück, das der preussischen Regierung 
in der ganzen Angelegenheit zuging, übergeben; am 20. be- 
willigte der Reichstag einstimmig (gegen Stimmenthaltung Bebels 
und Liebknechts) den Kriegskredit von 120 Millionen Thaler. 
Die süddeutschen Fürsten, Ludwig II. von Bayern (1864 
bis 86), Karl I. von Württemberg (1864 — 91), Friedrich I. von 
Baden (seit 1856) und Ludwig III. von Hessen (1848 — 77) 
hatten ebenfalls am 16. und 17. Juli die Mobilmachung be- 
fohlen; die Kammern bewilligten die Kriegskredite, 
in Bayern gegen eine starke Minderheit, in Württemberg, nach- 
dem die Entscheidung in Bayern gefallen war, gegen Eine 
Stimme. Wie ganz Norddeutschland, so war auch die weit 
überwiegende Mehrheit des Volks in Süddeutschland voll Be- 
geisterung für den Krieg, von dem man die Demütigung des 
französischen Uebermuts und die Vollendung der deutschen Ein- 
heit erwartete. Diese Haltung Süddeutschlands war eine schwere 
Enttäuschung für Napoleon. 

Der Krieg gegen das französische Kaisertum. Da das 
französische Heer keineswegs, wie der Kriegsminister Le-Boeuf 
erklärt hatte, „archipret" war, beschränkte es sich, statt des 
eigentlich geplanten und allgemein erwarteten Vorstosses nach 
Süddeutschland, auf eine gewaltsame Rekognoscierung gegen Saar- 



l ) Spanischer König wurde dann Viktor Emanuels zweiter Sohn Amadeo; 
nach dessen Verzicht (Februar 1873) war Spanien „Föderativrepublik" unter 
CastClar; Dezember 1874 wurde der Sohn der früheren Königin Isabella, 
Alfons XII. (1874—85), durch das Pronunciamento des Generals Martinez 
Campos König. Seit 1886 ist Alfons' nachgeborener Sohn Alfons XIII. König 
unter der vormundschaftlichen Regierung seiner Mutter Maria Christina. 

Lehrbuch d. Weltgeschichte. Neue Zeit, 28 
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brücken (2. August) und überliess den Angriff den deutschen 
Heeren, die zwischen Trier und Speier ihren Aufmarsch voll- 
zogen, auf dem rechten Flügel die erste Armee unter 
Steinmetz, im Zentrum die zweite Armee unterPrinz 
Friedrich Karl, auf dem linken Flügel die dritte 
Armee, zu der die Süddeutschen gehörten, unter 
dem preussischen Kronprinzen. Die Operationen der 
französischen Flotte in der Nord- und Ostsee übten auf den Gang 
des Kriegs keinen nennenswerten Einfluss aus. Am 4. August 
schlugen Teile der dritten Armee die Vorhut Mac Mahons 
bei Weissen bürg, am (5. wurde dieser selbst bei Wörth 
vom Kronprinzen und das vorgeschobene Korps Frossards 
bei Spichern von Teilen der ersten und zweiten Armee ent- 
scheidend geschlagen. Während der Kronprinz, nach Ent- 
sendung eines Belagerungskorps gegen Strassburg, über die 
Vogesen in der Richtung auf Chalons vordrang, führte der König 
die erste und zweite Armee gegen das vor Metz stehende fran- 
zösische Hauptheer unter Bazaine. Dieser wollte sich auf 
Verdun zurückziehen, wurde aber von der ersten Armee durch 
die Schlacht bei Colombey (östlich von Metz, 14. August) 
so lange aufgehalten, dass die zweite Armee über Pont 
ä Mousson ihn südlich umgehen konnte; durch die mörde- 
rischen Schlachten bei Mars la Tour und bei Gra- 
velotte (westlich von Metz, IG. und 18. August) wurde er 
festgehalten und dann nach Metz hineingeworfen, 
wo ihn Prinz Friedrich Karl mit sieben Armeekorps einschloss. 
Drei Armeekorps rückten als „Maas-Armee 11 unter dem Kron- 
prinzen Albert von Sachsen westwärts vor, um mit der dritten 
Armee zusammen unter dem Oberbefehl des Königs auf Paris 
loszugehen. Aber Mac Mahon, der bei Chalons sein geschlagenes 
Heer mit den Reservetruppen vereinigt hatte, zog, in Begleitung 
des Kaisers, nordwärts, um auf Wunsch der Pariser Regierung, 
an deren Spitze die Kaiserin stand, bei Montmedy die Maas 
zu erreichen und von hier aus Bazaine zu entsetzen; vor den 
deutschen Heeren, die seinen Marsch rechtzeitig bemerkt hatten, 
zog er sich nach der Schlacht bei Beaumont (30. August) die 
Maas entlang nordwärts zurück, und nach der Schlacht bei 
Sedan (1. September) mussten sich der Kaiser und das Heer 
des verwundeten Mac Mahon (noch über 80000 Mann) dem 
König von Preussen kriegsgefangen ergeben (2. September). 
Ein gleichzeitiger Ausfall Bazaines aus Metz war bei Noisseville 
zurückgeschlagen worden. Während Napoleon nach Wilhelmshöhe 
bei Kassel gebracht wurde (f 1873 in Chiselhurst), wurde auf 
die Nachricht von Sedan i n P a r i s am 4. September dasKaiser- 
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tum gestürzt und die „Regierung der nationalen Ver- 
teidigung" eingesetzt unter dem Vorsitz des Gouverneurs 
von Paris, Trochu; die Seele der nationalen Verteidi- 
gung war L6on Gainbetta (1838—82), seit (i. Oktober von 
Tours aus. 

Der Krieg gegen die französische Republik und die 
Errichtung des deutschen Kaisertums. Da Bismarck als 
Friedensbedingung bezeichnete, dass die Festungen, mit denen 
Frankreich Deutschland bisher bedrohte, in deutschen Besitz 
kommen, und die Regierung der nationalen Verteidigung „keinen 
Finger breit Erde" abtreten wollte, ging der Krieg weiter. 
Vergebens bemühte sich Thiers um eine Intervention der neutralen 
Mächte, denen Bismarck erklärte, dass Deutschland, wie es den 
Krieg allein gerührt, so auch den Frieden allein schliessen werde. 
Italien besetzte, die deutschen Siege ausnützend, am 20. September 
Born (30. Juni 1871 wurde Rom Hauptstadt des König- 
reichs Italien, nachdem das „ Garantiegesetz" dem Papst seine 
Souveränität mit dem Besitz von Vatikan, Lateran und Castel-Gan- 
dolfo, sowie einen Jahresgehalt von 3225000 fr. gesichert hatte). 

Am 19. September begannen die dritte und die Maas- Armee 
die Einschliessung von Paris. Am 27. September ergab 
sich Strassburg an General Werder, der darauf unter Kämpfen 
gegen Franctireurs und Garibaldis Freischaren sich in dem Gebiet 
zwischen den südlichen Vogesen und der Cote d'Or festsetzte, wäh- 
rend gleichzeitig die Belagerung von Beifort begonnen wurde. Am 
27. Oktober musste Bazaine in Metz sich mit 173000 Mann 
ergeben; von der dadurch freigewordenen zweiten Armee wandte 
sich die eine Hälfte unter Manteuffel nach dem nördlichen Frank- 
reich, die andere unter Prinz Friedrich Karl gegen die französische 
Loire- Armee , die unter Aurelles de Paladine von Südwesten her 
Paris entsetzen sollte und durch die viel schwächeren Truppen 
des bayrischen Generals von der Tann und des Grossherzogs 
Franz von Mecklenburg nur mit Mühe abgewehrt wurde; gleich- 
zeitig drang General Faidherbe von Nordosten gegen Paris vor. 
Aber dieser wurde von Manteuffel bei Amiens (27. November) 
geschlagen, und die Loire-Armee zog sich nach den Niederlagen 
bei Beaune la Rolande (28. November) und Loigny (2. Dezember) 
auf OrUans zurück', der grosse Ausfall, den gleichzeitig Ducrot 
aus Paris gegen die Stellungen der Württemberger bei Champigny 
und Villiers machte, endete nach den blutigen Gefechten vom 
30. November und 2. Dezember mit dem Bückzug der Franzosen. 
Nach der Eroberung von OrUans durch Friedrich Karl (4. De- 
zember) zog sich die eine Hälfte der Loire-Armee unter Chanzy, 
bei Beaugency noch einmal geschlagen, in der Richtung auf 
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Le Mans zurück, die andere unter Bourbaki marschierte auf 
Beifort. Während Chanzys Heer von Prinz Friedrich Karl 
12. Januar 1871 bei Le Mans, das von ManteufFel an der Hallue 
(23. Dezember) und bei Bapaume (2./3. Januar) zurückgeschlagene 
Heer Faidherbes von Göben 19. Januar bei St. Quentin zersprengt, 
der Angriff der vierfachen Uebermacht Bourbakis von Werder 
an der Lisaine (15. — 17. Januar) siegreich abgeschlagen wurde, 
scheiterte auch ein letzter grosser Ausfall aus Paris in west- 
licher Richtung am 19. Januar vollständig. 

Inmitten dieser Kämpfe fand, nachdem die Verhandlungen 
mit Baden und Hessen am 15. November, mit Bayern am 23., 
mit Württemberg am 25. November zum Abschluss gekommen 
waren und der Reichstag wie die süddeutschen Landtage (der 
bayrische erst am 21. Januar) ihre Zustimmung erklärt hatten, 
am 18. Januar 1871 die deutsche Kaiserproklamation 
im Versailler Hauptquartier statt; Wilhelm I. hatte sich 
am 18. Dezember einer Abordnung des Reichstags gegenüber 
bereit erklärt, nach Zustimmung der deutschen Fürsten und 
Städte die ihm vom bayrischen König angebotene Würde eines 
deutschen Kaisers anzunehmen, was ihm lange widerstrebt hatte. 
In der Kaiserproklamation sagte er: „Wir übernehmen die kaiser- 
liche Würde im Bewusstsein der Pflicht, in deutscher Treue 
die Rechte des Reichs und seiner Glieder zu schützen. Uns 
und unsern Nachfolgern wolle Gott verleihen, allezeit Mehrer 
des Deutschen Reichs zu sein, nicht an kriegerischen Erobe- 
rungen, sondern an den Gütern und Gaben des Friedens auf 
dem Gebiet nationaler Wohlfahrt, Freiheit und Gesittung ! " Am 
16. April 1871 trat die deutsche Reichs Verfassung 
(s. § 134) in Kraft. 

Da in Paris, das seit 27. Dezember bombardiert wurde, 
Hungersnot herrschte, musste die Regierung der nationalen Ver- 
teidigung wegen der Uebergabe verhandeln; die am 28. Januar 
in Versailles geschlossene Konvention bestimmte 
einen Waffenstillstand von 21 Tagen, während dessen 
freie Wahlen für eine Nationalversammlung stattzufinden hatten, 
Uebergabe der Forts von Paris, Krieg sgefangmschaft der Pariser 
Besatzung (150000 Mann), die aber in Paris verblieb. Auf dem 
südöstlichen Kriegsschauplatz, der auf französischen Wunsch von 
der Waffenruhe ausgenommen war, ging der Krieg weiter : Man- 
teuffel war mit 2 1 /» Armeekorps nach dem Süden geschickt worden 
und zwang, während er Garibaldi bei Dijon durch eine Brigade 
beschäftigte, den vor Werder in der Richtung auf Besancon 
zurückgehenden Bourbaki, mit seinem ganzen Heer (über 80000 
Mann) bei Pontarlier auf Schweizer Gebiet überzutreten (1. Februar). 
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Am 16. Februar musste Denfert das tapfer verteidigte Beifort 
gegen freien Abzug der Besatzung übergeben. 

Der Frankfurter Friede; die Pariser Kommune. Nach- 
dem Gambetta unter Protest gegen den Waffenstillstand zurück- 
getreten war, trat am 13. Februar 1871 die Nationalversamm- 
lung in Bordeaux zusammen; sie wählte Thiers zum Chef der 
Begierung; er unterzeichnete am 26. Februar die Friedens- 
präliminarien, diese bestimmten: Abtretung des Elsass, ausser 
Beifort, und Deutschlothringens mit Metz (264 QM mit l 1 /* MilL 
Einwohnern) an das Deutsche Reich, Zahlung von 5 Milliarden fr. 
Kriegskosten in drei Jahren, bis zur Bezahlung Besetzung Beiforts 
und sechs französischer Departements durch 50000 Mann deutscher 
Truppen, Besetzung eines Teils von Paris am 1. März durch 
30000 deutsche Soldaten. Am 2. März erfolgte die Ratifikation 
der Friedensbedingungen, am 3. die Räumung von Paris. Der 
Friede, der am 20. Mai 1871 in Frankfurt abgeschlossen 
wurde, enthielt die Ausfiihrungsbestimmungen zu den Friedens- 
präliminarien , wahrte den Elsass -Lothringern das Recht der 
Option für Frankreich, den vor und nach Ausbruch des Kriegs 
aus Frankreich ausgetriebenen Deutschen ihre Rechte und regelte 
die Handelsbeziehungen zwischen Frankreich und dem Deutschen 
Reich nach dem Grundsatz der Meistbegünstigung. 

Noch ehe die deutschen Truppen die Forts im Nordosten von Paris ge- 
räumt hatten, bemächtigte sich in Paris, wo die mit dem Sicherheitsdienst 
betraute Nationalgarde den Montmartre befestigt hatte, am 18. März 1871 das 
„Zentralkomite der föderierten Nationalgarde" der Gewalt; zwei Generale 
wurden erschossen. Am 26. März wurde eine Kommune eingesetzt, neben 
ihr bestand ein „Komite der Internationale". Während sozialistische Aufstände 
in anderen Städten sofort unterdrückt wurden und der Aufruf an das fran- 
zösische Volk znr Dezentralisation Frankreichs wirkungslos blieb, behauptete 
sich die Pariser Kommune und bedrohte die in Versailles tagende National- 
versammlung durch einen Ausfall, nach dessen Misslingen Geiseln, u. a. Erz- 
bischof Darboy, verhaftet wurden (4. April). Im Lauf des April nahmen die 
Versailler Truppen die südlichen und westlichen Forts, worauf die Kommune 
die Anzündung der öffentlichen Gebäude und ganzer Stadtviertel vorbereitete. 
Als die Versailler am 21. Mai in die Stadt eindrangen und nicht bloss mit 
den Waffen ergriffene Personen, sondern auch Wehrlose, darunter Weiber und 
Kinder, erschossen, wurden die Geiseln erschossen und die Stadtteile, die 
geräumt werden mussten, in Brand gesteckt (u. a. die Tuilerien und das Stadt- 
haus); erst nach achttägigen blutigen Kämpfen war Pari« erobert; die Sieger 
verfuhren ebenso summarisch und grausam wie vorher die Kommunards. Die 
Kriegsgerichte verurteilten sodann die Gefangenen teils zur Erschiessung teils 
zur Deportation. 

§ 134. Die Verfassung des Deutschen Reiches. 

Das Deutsche Reich ist ein zusammengesetzter, 
konstitutioneller Staat bundesstaatiicher Form, in 
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dem das Königreich Preussen die Hegemonie inne 
hat. Es ist zusammengesetzt aus 22 monarchischen und 3 republi- 
kanischen (Glied- oder) Einzelstaaten, „Bundesstaaten", mit je be- 
sonderer Souveränität und aus dem Reichsland Elsass-Lothringen, 
das der Souveränität des Eeichs d. h. der verbündeten Staaten 
Deutschlands, nach andrer Auffassung unmittelbar der des Kaisers 
untersteht, wozu noch die unter der Schutzgewalt des Kaisers 
stehenden „Schutzgebiete" (Kolonien) gekommen sind. Dem König 
von Preussen „steht das Präsidium des Bundes zu", 
und in dieser Eigenschaft „führt er den Namen Deutscher 
Kaiser". Der Kaiser vertritt das Reich völkerrecht- 
lich; im Namen des Reichs erklärt er Krieg — insofern kein 
Angriff auf das Bundesgebiet stattfindet, mit Zustimmung des 
Bundesrats — , schliesst er Frieden, wie Bündnisse und andere 
Verträge, und ernennt die Vertreter im Ausland. Seinem 
Befehle untersteht die gesamte Landmacht des 
Reiches als „ein einheitliches Heer" sowie die von Grund 
aus einheitliche „Kriegsmarine". Die Anordnungen und 
Verfügungen des Kaisers bedürfen zu ihrer Gültig- 
keit der Gegenzeichnung des Reichskanzlers, welcher 
dadurch die Verantwortlichkeit übernimmt (ausgenommen hie- 
von sind militärische Befehle, die der Kaiser als Bundesober- 
feldherr erlässt). 

Die Reichsgesetzgebung erfolgt durch überein- 
stimmende Mehrheitsbeschlüsse des Bundesrates und 
des Reichstags. Der Bundesrat besteht aus Ver- 
tretern der verbündeten Regierungen, die nach deren 
Instruktion abstimmen. Von den 58 Stimmen führt Preussen 17, 
Bayern 6, Sachsen und Württemberg je 4, Baden und Hessen 
je 3, Mecklenburg-Schwerin und Braunschweig je 2, alle anderen 
Bundesstaaten je 1 Stimme. Der Bundesrat beschliesst mit 
Stimmenmehrheit; jedoch bei Gesetzesvorschlägen in betreff 
des Militärwesens, der Kriegsmarine, der Zölle, der Steuern auf 
Salz, Tabak, Branntwein, Bier, auf aus Rüben oder andern in- 
ländischen Erzeugnissen dargestellten Zucker und Syrup ent- 
scheidet die Stimme Preussens als des Präsidiums unbedingt für 
Aufrechterhaltung der bestehenden Einrichtung. Bei Stimmen- 
gleichheit giebt die Präsidialstimme den Ausschlag. Gesetze, 
die eine Verfassungsänderung enthalten, gelten als abgelehnt, wenn 
sie im Bundesrate 14 Stimmen gegen sich haben. Vorschläge 
zu machen und in Vortrag zu bringen ist jedes Bundesglied be- 
fugt, ebenso ist jedes Mitglied des Bundesrats berechtigt, im 
Reichstag jederzeit die Ansicht seiner Regierung zu vertreten. 
Wie der Bundesrat über die dem Reichstage zu machenden 
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Vorlagen beschliesst, so auch über die von demselben gefassten 
Beschlüsse. Er besitzt in grossem Umfange das Ver- 
ordnungsrecht, Einfluss auf, bezw. ein Vorschlagsrecht bei 
Besetzung gewisser Aemter und eine sehr umfassende Zu- 
ständigkeit in der Finanzwirtschaft des Reichs; 
er erledigt Streitigkeiten zwischen verschiedenen Bundesstaaten, 
die nicht privatrechtlicher Natur sind, auf Anrufen des einen 
Teils, Verfassungsstreitigkeiten in solchen Bundesstaaten, die 
keinen Staatsgerichtshof haben, gleicht er auf Anrufen eines 
Teils gütlich aus oder bringt sie durch die Reichsgesetzgebung 
zur Erledigung. Seine Verhandlungen sind nicht öffentlich, und 
seine Protokolle werden nur im Auszug bekannt gegeben. Für 
eine Reihe besonderer Angelegenheiten bildet er aus seiner 
Mitte dauernde Ausschüsse, in deren jedem ausser dem Präsidium 
mindestens vier Bundesstaaten vertreten sein müssen und jeder 
vertretene Staat eine Stimme führt. Den VorsitzimBundes- 
rate führt der vom Kaiser ernannte Reichskanzler 
oder ein vom Reichskanzler schriftlich substituiertes Mitglied 
(das Vertreter Preussens oder Bayerns sein muss). DerReichs- 
kanzler, notwendig zugleich preussischer Minister, 
ist der einzige verantwortliche Minister des Reichs 
(der allerdings die Möglichkeit hat, sich für den Gesamtumfang 
seiner ministeriellen Geschäfte oder durch die Vorstände der be- 
sonderen Reichsämter für einzelne Geschäftskreise vertreten zu 
lassen), ihm unterstehen durchaus die Staatssekretäre und die 
Reichsämter. 

Der durch Kaiser, Bundesrat und Reichskanzler ausgeübten 
Reichsregierung steht als Vertretung des Volks ein aus allge- 
meinen und direkten Wahlen hervorgehender Reichs- 
tag zur Seite, gewählt in den einzelnen Staaten, ursprünglich 
so, dass auf rund 100000 Einwohner ein Abgeordneter kommen 
sollte (nach der bestehenden Ordnung 397 Abgeordnete, worunter 
[seit 1874] 15 von Elsass-Lothringen). Die Abgeordneten erhalten 
keine Diäten. Die Legislaturperiode dauert seit 1888, bezw. 1890 
fünf (bis dahin drei) Jahre. Vor Ablauf derselben kann ein Be- 
schluss des Bundesrats unter Zustimmung des Kaisers die Auf- 
lösung (durch kaiserliche Verordnung) herbeiführen. Der Reichs- 
tag darf ohne seine Zustimmung nicht über 30 Tage und in ein 
und derselben Session nicht zum zweitenmal vertagt werden. Er 
hat das Recht, innerhalb der Kompetenz des Reiches 
Gesetze vorzuschlagen und an ihn gerichtete Petitionen 
dem Bundesrat bezw. dem Reichskanzler zu überweisen. Da- 
gegen ist die Reichsregierung nicht verpflichtet, aus der Mitte 
des Reichstags an sie gerichtete Interpellationen zu beantworten, 
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ebenso fehlt ihm das Recht der Untersuchung von Thatsachen 
(„enquete"). Wie Gesetze gemeinsam vom Bundesrat und 
vom Reichstag gegeben werden, so stellen diese beiden 
Reichsorgane in Form eines Gesetzes den Reichshaus- 
halt fest, wobei in der Regel die gemeinschaftlichen Ausgaben 
vom Reichstag für ein Jahr bewilligt werden. Anlehen des 
Reichs und Uebernahme von Garantien durch das Reich erfordern 
die Zustimmung des Reichstags. Die (vom Bundesrat und Reichs- 
tag vereinbarten) Gesetze werden vom Kaiser „ausgefertigt und 
verkündigt" , wie er deren Ausführung überwacht. 

Rechte einzelner Bundesstaaten im Verhältnis 
zur Gesamtheit, die in der Reichsverfassung bestimmt sind, 
d. h. vor allem die sog. Reservatrechte können (als iura singu- 
lorum) nur mit Zustimmung des berechtigten Bundes- 
staates abgeändert werden. Eine einheitliche Gerichts- 
verfassung, einheitliche Zivilprozess- und Strafprozessordnung so- 
wie ein Reichsgericht (mit dem Sitze in Leipzig) bestehen seit 
1877. Ein einheitliches bürgerliches Gesetzbuch tritt 1. Januar 
1900 in Kraft. Im allgemeinen ist die Gerichtshoheit den 
Bundesstaaten geblieben. Seit 1873 bzw. 1875 besteht ein ein- 
heitliches Münzsystera. Die Prägung der Reichsmünzen steht 
den Einzelstaaten zu. 

Der Gesetzgebung des Reichs (sowie der Beaufsichtigung seitens des 
Reiches) unterliegen u. a. die Bestimmungen über Freizügigkeit, Heimats- 
und Niederlassuugsverhältnisse, Staatsbürgerrecht, Passwesen, Fremdenpolizei 
und über den Gewerbebetrieb, die Zoll- und Handelsgesetzgebung, Mass-, Münz» 
und Gewichtssystem, die Grundsätze über die Emission von fundiertem und 
unfundiertera Papiergeld, die allgemeinen Bestimmungen über das Bankwesen; 
die Erfindungspatente und der Schutz des geistigen Eigentums; der gemein- 
same Schutz des deutschen Handels im Auslande, der deutschen Schiffahrt 
und ihrer Flagge zur See ; das gesamte bürgerliche Recht, das Strafrecht und 
das gerichtliche Verfahren; Massregeln der Medizinal- und Veterinärpolizei; 
Bestimmungen über die Presse und das Vereins wesen; das Militärwesen des 
Reichs und die Kriegsmarine und die für die Zwecke des Reiches zu ver- 
wendenden Steuern. Auch in den Angelegenheiten, in denen das Reich 
nicht das ausschliessliche Recht der Gesetzgebung besitzt, bricht Reichsrecht 
Landrecht. 

Der Kaiser als solcher bezieht keine Zivilliste, sondern verfügt nur über 
einen Dispositionsfonds für Gnadenbewillignngen u. a. Beziehen sich Verträge 
mit fremden Staaten auf Gegenstände , die in den Bereich der Reichsgesetz- 
gebung gehören, so ist zu deren Abschluss Zustimmung des Bundesrats, zu 
ihrer Gültigkeit die des Reichstags nötig. Der Kaiser hat in allen der Reichs- 
zuständigkeit unterstehenden Angelegenheiten ausschliessliches Gesandtschafts- 
recht, sonst ist den Bundesstaaten ihr Gesandtschaßsrecht geblieben, er ernennt 
alle Reichskonsuln, während die Einzelstaaten für sich Konsuln empfangen 
und ernennen dürfen. Dem Königreich Bayern ist die Militär- 
hoheit unumschränkter geblieben als den andern Staaten. 
Für Bayerns Heeresverwaltung wird im Reichshaushalt eine dem Gesarat- 
reichsaufwand entsprechende Summe ausgesetzt, deren Zuweisung an die 
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einzelnen Bedürfnisse und Zweige dem bayrischen Budget überlassen wird, 
dagegen besteht Württembergs militärisches Reservatrecht in dieser Beziehung 
nnr darin, die vom Reichsbudget im einzelnen angesetzten Beträge in selb- 
ständiger Verwaltung zu verwenden. Das bayrische Heer untersteht erst mit 
Beginn der Mobilmachung dem Oberbefehle des Kaisers als Bundesfeldherrn, 
und das Recht der Inspektion kann der Kaiser ihm gegenüber nur auf Grund 
einer Verständigung mit dem König von Bayern von Fall zu Fall ausüben. 
Auch während eines Krieges hat der Kaiser der bayrischen Armee gegenüber 
geringere Befugnisse, z. B. kein Recht bayrische Generale und Festungs- 
kommandanten zu ernennen. Ein geschlossenes Armeekorps besitzen auch Sachsen 
und Württemberg, in Sachsen ernennt der Kaiser den kommandierenden General 
auf Grund der Vorschläge des Königs, in Württemberg der König „nach vor- 
gängiger Zustimmung" des Kaisers. Die Kontingente aller andern Staaten sind 
durch besondere Konventionen der preussischen Militärverwaltung vollständig unter- 
stellt. Der Kaiser ist berechtigt, „wenn die öffentliche Sicherheit in dem Bundes- 
gebiete bedroht ist", einen jeden Teil desselben in Kriegszustand zu erklären 
( Bayern ist hievon ausgenommen). Der Fahneneid wird dem Landesherrn ge- 



Folge zu leisten (in Bayern nur: im Kriege). Die vom Kaiser ernannten 
Armee- und Festungskommandanten, sowie Offiziere, die Truppen mehr als 
eines Kontingents befehligen, schwören dem Kaiser den Fahneneid. Die 
Friedenspräsenzstärke des deutschen Heeres an Gemeinen, Gefreiten und Ober- 
gefreiten ist für die Zeit vom 1. Oktober 1893 bis 31. März 1899 auf 479 229 
Mann als Jahresdurchschnittsstärke festgestellt. Im Etatsjahr 1897/98 beträgt 
die gesamte präsente Landmacht 585440 Mann; die Etatsstärke der Marine 
23403 Mann. 

Seine Einnahmen gewinnt dasReich vor allem ausZöllen 
(der deutsche Zollverein, dem seit 1888 auch Hamburg und Bremen angehören, 
ist im Reich aufgegangen, mit dem Reich stehen im Zollverband Luxemburg 
und kleine österreichische Gebiete), und aus indirekten Steuern, auf 
Salz, Tabak, Branntwein, Bier, Zncker ; als direkte Reichssteuern bestehen nur 
Wechsel- und Spielkartenstempel, Stempelabgaben der Wertpapiere, Schluss- 
noten, Rechnungen und Lotterielose, sowie eine statistische Gebühr. Was 
von den im Etat festgestellten Ausgaben nicht durch die tkatsächlichen Ein- 
nahmen des Reichs aus Zöllen und Steuern (bezw. Anlehen) gedeckt wird, 
wird durch Matrikularbeiträge der Einzelstaaten, die nach der Bevöl- 
kerungszahl umgelegt werden, aufgebracht. Die Erhebung und Verwaltung der 
Zölle und Verbrauchssteuern ist den Bundesstaaten innerhalb ihres Gebietes 
verblieben, jedoch unter Ueberwachung durch Reichsbeamte. Der Reichs- 
brausteuer-Gemeinschaft gehören jedoch Baden, Württemberg und Bayern noch 
nicht an, ihnen ist die Bierbesteuerung als Reservatrecht vorbehalten. Po st- 
und Telegraphen- (sowie Telephon-) W e s e n ist Sache des Reichs, 
und es werden die oberen, wie die Aufsichtsbeamten vom Kaiser ernannt; aber 
Bayern und Württemberg haben, unbeschadet der allgemeinen Ge- 
setzgebung des Reichs, ihr eigenesPost-, Telegraphen- (und Telephon-) 
Wesen mit eigenen Wertzeichen. Die Staaten, die finanzielle Hoheitsrechte 
noch gesondert besitzen, müssen an den allgemeinen Reichshaushalt für jedes 
derselben nach Massgabe ihrer Bevölkerung und des Gesamtbetrags der ent- 
sprechenden Reichseinnahme eine Pauschalsumme zahlen. Bayern ist auch von 
der dem Reich zustehenden Aufsicht über das Eisenbuhnwesen, insbesondere von 
der Kontrolle über die Tarife (Reichseisenbahnamt seit 1873) ausgenommen, 
soweit es sich nicht um Interessen der Landesverteidigung handelt; es hat 
jedoch die gemeinsame Betriebsordnung für die Hauptbahnen, die Normen für 
Bau und Ausrüstung der Eisenbahnen u. a. angenommen. 

Für ganz Deutschland besteht ein „gemeinsames Jndigenat", so dass der 




unbedingt 
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Angehörige eines jeden Bundesstaates in jedem andern Bandesstaate im all- 
gemeinen als Inländer zu behandeln ist ; wer Bürger eines Bundesstaats ist, 
ist damit auch Reichsangehöriger, und die Reichsangehörigkeit setzt die 
Staatsangehörigkeit voraus. Gegenüber der Reichsgesetzgebung über Frei- 
zügigkeit, Heimats- und Niederlassungsverhältnisse behielt Bayern sein Sonder- 
recht, so dass das Gesetz über den Unterstützungswohnsitz (6. Juni 1870) in 
Bayern (wie im Reichslande) keine Gültigkeit hat. — In Elsass-Loth- 
ringen wurde nach Ablauf der Diktatur 1. Januar 1874 ein aus den drei 
Bezirkstagen gewählter Landesausschuss geschaffen, zunächst mit begutachten- 
der Stimme in Fragen der Landesgesetzgebung und -Verwaltung; 1877 wurde 
festgesetzt, dass alle Landesgesetze bei Uebereinstimmung des Landesaus- 
schusses und des Bundesrates ohne Mitwirkung des Reichstages erlassen 
werden können. 4. Juli 1879 wurde durch Reichsgesetz an die Spitze des 
Reichslandes ein in Strassburg residierender kaiserlicher Statthalter gestellt, 
dem manche seither vom Kaiser geübte landesherrliche Rechte übertragen 
wurden. 

§ 135. Geistige und wirtschaftliche Entwickelung. Soziale Frage 

und Bewegung. 

Entwickelung der geistigen Kultur. Nach dem Tode Hegels, dessen 
Philosophie in Preussen gewissermassen zur Staatsphilosophie geworden war, 
vollzog sich in seiner Schtde eine Trennung in eine den Theismus ver- 
tretende und im ganzen die Kirchenlehre anerkennende Rechte und eine aus- 
gesprochen pantheistische , Religion und Dogma ablehnende Linke („Jung- 
hegelianer"). David Strauss (1808—1874) zerschnitt in seinem „Leben Jesu" 
(1835) die seither statuierte Verbindung zwischen „Begriff" der Philosophen 
und „Vorstellung" der Nichtphilosophen , zwischen Idee und Menschwerdung, 
indem er die evangelischen Erzählungen als „Mythen" behandelte. In seiner 
„christlichen Glaubenslehre" (1840) lässt er alle christlichen Dogmen im dia- 
lektischen Prozess sich selbst auflösen und erklärt den Gegensatz von Wissen 
und Glauben für unversöhnlich. Ludwig Feuerbach (1804—1872) setzt, ent- 
sprechend dem geo- und anthropocentrischeu Grundzug der Hegel'schen Philo- 
sophie, an die Stelle der Vernunftphilosophie die „Menschheitsphilosophie, für 
die, unter Ablehnung jeder Metaphysik, auch der des Materialismus, die An- 
thropologie mit Einschluss der Physiologie zur Universal Wissenschaft wird". 
Diejenigen Junghegelianer, die, wie Feuerbach, nicht bloss die Romantik und 
die Religion, sondern auch die bestehenden staatlichen und gesellschaftlichen 
Ordnungen bekämpften, hatten zum litterarischen Hauptorgan die von Arnold 
Rüge und Echtermeyer herausgegebenen „Hallischen (später Deutschen) Jahr- 
bücher« (1838-1843). 

Gegen die „BegrifFsdichtung" der spekulativen Systeme, die, im ganzen 
ohne Rücksicht auf die Erfahrung, alle Rätsel der Welt zu lösen sich an- 
heischig machten, trat in den Kreisen der Gebildeten notwendig als Gegen- 
wirkung eine längerdauernde Abwendung von der Philosophie 
überhaupt ein. Wer noch philosophisches Bedürfnis hatte, wandte sich, 
unter Einfluss der Enttäuschungen und der Reaktion, die auf die Jahre 1848 
und 1849 folgten, dem Pessimismus Schopenhauers und später der auf einer 
Kombination der logischen Idee Hegels und des Willens Schopenhauers auf- 
gebauten „Philosophie des Uubewussten" (1869) Eduard v. Hartmanns (geb. 
1842) zu. 

Zu immer grösserer Entfaltung und Bedeutung gelangten 
die Naturwissenschaften; ihre Entwickelung wirkte fördernd auf die 
Fortschritte der Technik und industriellen Produktion ein, 
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denen sich Deutschland in der Reaktionszeit nach 1849 mit grossem Eifer 
und Erfolg zuwandte, andererseits wurde sie durch deren Bedürfnisse gesteigert 
und teilweise bestimmt. Die Zurückdrängung der idealistischen Anschauungen 
in Philosophie und Religion, wie die stete Zunahme der Naturwissenschaften 
und die zeitweilige Vorherrschaft der Technik und Indnstrie im Gesichtskreis 
zunächst der Gebildeten bewirkten, dass eine Zeit lang der Materialis- 
mus (Karl Vogt, 1817—95, Jakob Moleschott, 1822-93, Ludwig Büchner, 
geb. 1824) als Weltanschauung grosse Geltung hatte, sowie der 
(nicht notwendig mit dem theoretischen verbundene) praktisch-ethische 
Materialismus, für den eigener Genuss, Besitz und Macht höchste Norm 
und höchstes Ziel der Lebensführung sind, viele Kreise (nicht bloss der unteren 
Schichten) beherrschte. Unter massgebendem Einfluss der Entwicklungstheorie 
Darwins (s. S. 899) wurde insbesondere von Häckel (geb. 1834) der theoretische 
Materialismus in den Monismus umgebogen. Für ihn ist alle Materie beseelt 
und Gott „die Summe aller Atomkräfte und aller Aetherschwingungen". 

Aber bald wurde der Philosophie, zunächst den methodo- 
logischen und erkenntnistheoretischen Fragen, gerade auch infolge der inneren 
Entwickelung der Naturwissenschaften und von Seiten der bedeutendsten 
unter ihren Forschern, wieder grösseres Interesse zugewendet. 
Die Sinnesphysiologie wurde (worin Jon. Müller [1801 — 58J schon voran- 
gegangen war) von Jlelmholtz (1821—95), teilweise auch von Dubois-Rey- 
mond (1818—96) u. a. zu Ergebnissen geführt, die dem Dogmatismus des 
Materialismus den Boden entzogen. Die Neukantianer (vor allem F. A. Lange 
1828 — 75), die sich zum Teil auf diese Ergebnisse stützten, waren zumeist 
bemüht, neben der exakt -naturwissenschaftlichen Erklärung des Seins und 
Werdens der empirischen Welt deu religiösen, ethischen und ästhetischen 
Idealen wieder ihre selbständige Wertung und Bedeutung zu sichern. Und 
aus dem Kreise der Naturwissenschaften selbst erstanden Philosophen, z. B. 
Lotze (1817—81) und besonders Wundt, geb. 1832. Auch die ethisch-prak- 
tischen Aufgaben, deren allmähliche Lösung durch den Gang der gesellschaft- 
lichen, insbesondere der wirtschaftlichen Entwickelung gefordert wird, erweckten 
wieder das Bedürfnis philosophischer Betrachtung und Vertiefung, wenn sie 
auch dem in Frankreich von Auguste Comte (1798—1857) begründeten „Posi- 
tivismus« (s. S. 256) in Deutschland Anhänger verschafften. 

Der zunehmenden Spezialisierung des wissenschaftlichen Betriebs trat 
bald das Streben, die Wissenschaften zu popularisieren, zur Seite. Int Wider- 
spruch damit steht der seit den 70er Jahren sich regende „sozial-aristokratische 
Zug u , der die „Gebildeten" ihre Bildung und ihren ethischen Wert über- 
schätzen, das Denken und Fühlen der Masse unterschätzen lässt. 

Die zunehmende Bedeutung der Naturwissenschaften und der Technik 
führte zur Gründung „polytechnischer Schulen", die mit der Zeit 
den Universitäten gleichgestellt wurden (die erste „polytechnische Schule" in 
Karlsruhe 1825, hierauf Dresden 1826, München 1827, Darmstadt 1828, Stutt- 
gart 1829, Hannover 1831 ; die Bauakademie [seit 1799J und das Gewerbe- 
institut [seit 1820] in Berlin 1879 zur technischen Hochschule vereinigt), und 
landwirtschaftlicher Hochschulen, sowie zur Gründung bezw. Ver- 
mehrung der Realschulen (mit und ohne Latein), endlich auch dazu, dass 
das Gymnasium der Mathematik und den Naturwissenschaften mehr Zeit und 
Bedeutung eiuräumte. 

Der Gegensatz der christlichen Konfessionen wurde infolge der Fest- 
setzungen des Vatikanischen Konzils, überhaupt des Wiederauflebens der alten 
Ansprüche der katholischen Kirche dem Staat gegenüber, wie des Kultur- 
kampfes wieder von bedeutendem Einfluss auf Stimmung und Haltung des Volks. 

Entwickelung der materiellen Kultur. Im vierten Jahrzehnd begann 
Deutschland die modernen Verkehrsmittel zu benützen (erste Eisenbahn 
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Nürnberg-Fürth 1835, er9te grössere Linie Dresden-Leipzig 1839), mit dem 
sechsten begann es für Welthandel und Weltproduktion Bedeutung zu erlangen, 
und seit dem achten entwickelte es sich zu einem der ersten In- 
dustriestaaten der Welt, mit im ganzen stetig wachsendem Anteil an 
dem immer intensiveren Weltverkehr und Weltwettbewerb 
(Alpenbahnen: Semmering 1854, Brenner 1867, Mont Cenis 1871, St. Gotthard 
1882; Pacificbahnen ; transatlantische Kabel, erstes 1866; Suez-Kanal 1869; 
Weltausstellungen : in London 1851, 1862, in Paris 1855, 1867, 1878, 1889, 
in Wien 1878, in Philadelphia 1876, in Chicago 1893; Weltpostverein auf An- 
regung des deutschen Generalpostdirektors Stephan 1874 gegründet; deutsche 
vom Reich subventionierte Postdampferlinien nach Ostasien seit 1886 und 
nach Ostafrika seit 1889; Nordostsee-Kanal 1895). Wie Deutschland aus dem 
Weltverkehr immer grösseren Nutzen zog, so wurde es in seinem wirtschaft- 
lichen Gedeihen auch immer mehr von ihm abhängig. 

In Benützung der Elektrieität zum Austausch von Nachrichten (den 
Schreibtelegraphen erfand der Amerikaner Morse) blieb Deutschland zeitlich 
kaum hinter andern Ländern Europas zurück, in ihrer Benützung zur Lasten- 
beförderung (erste elektrische Bahn von Siemens und Halske in Berlin 1879), 
sowie zur Bewegung von Arbeitswerkzeugen und zur Beleuchtung ging es ihnen 
voran, ebenso in der Verwendung des Telephons für den öffentlichen Verkehr. 
Der Verkehr und der Wettbewerb nahm stetig an Intensität und Umfang zu, 
der Wettbewerb führte zusammen mit den sich immer mehrenden technischen Er- 
findungen häufige Aenderungen der Erzeugungsweisen und überhaupt eine Hast 
und Unruhe nicht bloss des Erwerbs, sondern des ganzen Lebens immer grösserer 
Teile des Volks herbei. Am schnellsten lösen sich die Erfindungen in der 
Waffentechnik (sowie auch im Schiffsbau) ab, wodurch der „bewaffnete Friede" 
die Finanzen der europäischen Völker immer mehr belastet und verschlimmert. 

Soziale Frage und Bewegung. Die auch an Zahl sich mehrenden 
Industriezweige, wie im Zusammenhang damit der Bergbau (Kohlen, Eisen), 
teilweise auch der immer intensivere und massenhaftere Verkehr, geschaffen 
und geleitet von Unternehmern und vom „Kapitalismus", gaben, von Zeiten 
der Krisen und Stockungen abgesehen, einer immer grösseren Zahl 
freier Lohnarbeiter Beschäftigung; der Grossbetrieb nahm stetig 
zn und hiermit die Konzentration gewaltiger wirtschaftlicher 
Mittel in wenig Händen; eine geringe Minderheit sammelte grosse Reich- 
tümer an; der Mittelstand wurde zum mindesten schwer gefährdet, 
Teile desselben verkümmerten oder wurden zur wirtschaftlichen Unselbständig- 
keit hinabgedriickt. Die Bevölkerung der Städte mehrte sich in ausserordent- 
lich raschem Tempo. 

Die „Unternehmer" zahlten wenigstens lange und vielfach, teils von 
rücksichtsloser Erwerbsucht geleitet, teils durch in- oder ausländische Kon- 
kurrenz darauf hingewiesen, geringe Löhne; und wenn auch mit der Zeit die 
Lebenshaltung (Standard of life) beträchtlicher Teile des „Arbeiterstandes" 
früheren Verhältnissen gegenüber sich hob, so bewirkte doch die Vergleichung 
mit dem der unmittelbaren Beobachtung sich darbietenden Wohlleben und 
Prunk der rasch reich gewordenen Fabrikanten Unzufriedenheit mit der ma- 
teriellen Lage, Hass und Neid. Frauen- und Kinderarbeit wurden nicht selten 
(wenn auch nicht so sehr wie in England und Frankreich) in einem Umfang 
angewandt, der die leibliche und geistige Gesundheit und die Sittlichkeit schwer 
beeinträchtigte und den Lohn der männlichen Erwachsenen niederhielt. Auch 
diesen wurde oft zu lange Arbeitszeit auferlegt. Ferner wurde es versäumt, 
die gesundheitsschädlichen Einwirkungen, die zum Teil mit dem Grossbetrieb 
selbst, zum Teil mit der besonderen Art der Arbeit bzw. des bearbeiteten Stoffes 
verbunden sind, nach Möglichkeit zu mindern und den Gefahren des Betriebs 
für die Arbeiter möglichst vorzubeugen. Endlich trafen Krisen und Stockungen 



Digitized by Google 



— 445 — 



vor allem und am schwersten die Arbeiter durch längere Arbeitslosigkeit oder 
durch bedeutende Minderung des Arbeitsverdienstes. D i e in den Grossstädten 
und Industriezentren angehäuften Massen von Arbeitern waren zu grossem 
Teile plötzlich von der alten Heimat und Sitte losgerissen und in ein neues, 
den Grundzug des Gleiehm assigen und Massenhaften tragendes, Leben hinein- 
versetzt worden; so wurden sie den Idealen gemeinsamen Lebens 
und Wirtschaftens zugänglich; der rasche Verkehr, die zunehmende 
Verbreitung der Presse und Litteratur (Fr. König erfand 1814 die Schnell- 
presse und gründete 1818 eine Fabrik für Schnellpressen ; Rotationsmaschinen 
seit 1874 auch in Augsburg gebaut) und häufiger Ortswechsel der Arbeiter 
selbst vollendeten dann die Entstehung eines Klassenbewusstseins. 
Geringes Verständnis, das lange Zeit Regierungen und politische Parteien, 
auch die „freisinnigsten", für die Berechtigung mancher Wünsche, Bestrebungen 
und Beschwerden zeigten, sowie die Abgeneigtheit der weitaus meisten Unter- 
nehmer, den Arbeitern bessere und gesündere Arbeitsbedingungen zu gewähren, 
und ihr Festhalten an dem Anspruch, das Verhältnis zu den Arbeitern als 
ein Herrenverhältnis zu behandeln, andererseits die raschen und gewaltigen 
Aenderungen, die durch die modernen Erfindungen in der äusseren Lebens- 
gestaltung bewirkt wurden, erweckten in immer grösseren Teilen der 
Arbeiterschaft den Glauben, dass die gesellschaftliche Ord- 
nung durch eine andere zu ersetzen sei, bei der die Herrschaft 
des Kapitals beseitigt und mit Beibehaltung, ja noch grösserer Ausdehnung 
des Grossbetriebs der „vierte Stand" der massgebende werde. Einen 
Teil der „Arbeiter" leitet aber nicht bloss das Streben nach einem Anteil am 
„Bankett des Lebens", sondern auch das Verlangen nach Mitbesitz und Mit- 
genuss der geistigen Güter. Für die seit 1875 im ganzen, auch in ihrer par- 
lamentarischen Vertretung, zunehmende sozialdemokratische Arbeiter- 
partei wurde der leitende Gesichtspunkt die Grundanschauung 
Karl Marx 1 , dass die gesamte (innere) Geschichte der Völker ein von 
der wirtschaftlichen Entwickelung bestimmter Klassenkampf sei („geschicht- 
licher Materialismus"), und dass der vierte Stand („das Proletariat") durch 
den Klassenkampf die Vergesellschaftung der Produktions- 
mittel (auf die nach Marx die Entwickelung an und für sich schon durch 
„immanente Notwendigkeit" hinstrebe) zu erringen habe. Innerhalb der 
deutschen Sozialdemokratie bekämpfen sich aber zwei Richtungen: die eine 
denkt an eine rasche Erringung des Ziels durch eine „gemachte" Revolution 
und schätzt deshalb Verbesserungen der Lage und der Rechtsstellung der 
Arbeiter auf dem Boden der gegenwärtigen Rechtsordnung, vor allem durch 
parlamentarische Arbeit und Erfolge, sowie den Ausbau des „Gewerkschafts"- 
wesens gering; die andere, die der „Evolution", will durch allmähliche Um- 
gestaltung der wirtschaftlichen Verhältnisse und durch die Umbildung und 
Schulung der „Massen" schrittweise die Macht erringen und den in Aussicht 
genommenen neuen Gesellschaftszustand anstreben, sie ist daher bereit, ihre 
Bestrebungen auf dem Boden der gegenwärtigen Rechtsordnung zu verfolgen 
und im Parlament ernstlich an positiven Reformen mitzuarbeiten, und be- 
müht sich auch, innerhalb der Arbeiterschaft selbst die Gewerkschaften immer 
mehr auszubilden. Seit 1890 behauptet anscheinend die letztere Richtung 
immer wieder das Uebergewicht. 

Als „Manchestertheorie" (nach der 1888 in Manchester gegründeten 
„Antikornliga", s. S. 398) wird diejenige wirtschaftliche Grundanschauung be- 
zeichnet, für die das „freie Spiel der Kräfte" höchste Norm und 
höchstes Gut ist, und die demnach grundsätzlich Eingriffe des Staats sowohl 
in den Warenaustausch mit andern Ländern, als auch über die allgemeinen 
Regeln des Privatrechts hinaus in die Produktion, insbesondere in das Ver- 
hältnis zwischen Unternehmer und Arbeiter verwirft oder doch möglichst zu 
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beschränken sucht. Für einen unbedingten Anhänger dieser Manchestertheorie 
ist Sozialismus schon jede Anschauung, die dem Staat Recht und Pflicht 
zuschreibt, unter Umständen durch Eingreifen die Wirkungen des freien Spiels 
der Kräfte in etwas abzuändern („Staats"-, „Katheder Sozialismus"). Der 
Sozialismus, in engerem und richtigerem Sinne des Wortes genommen, bevor- 
zugt theoretisch oder erstrebt auch praktisch einen Gesell- 
schaftszustand, bei dem in weitem Umfange mit den Mitteln 
der Gesamtheit (d. h. auf der Grundlage des Kollektiveigentums) ge wirt- 
schaftet wird. Kommunismus, in engerem Sinne genommen, fordert 
und erstrebt auch die Gemeinsamkeit und Gleichheit der 
Konsumtion (auf der Grundlage eines gleichen Anspruchs aller Individuen 
auf das vollständig durchgeführte Kollektiveigentum). 

Die Sozialdemokratie verbindet mit dem Erstreben 
grösserer Kollektivwirtschaft politisch-radikale Forde- 
rungen und will durch Verwirklichung der letzteren der Erlangung des 
ersteren Zieles vorarbeiten. Die erste sozialdemokratische Bewegung in 
Deutschland ging von Ferdinand Lassalle (geb. 1825, f infolge eines 
Duells 1864) aus, einem genialen, vielseitig gebildeten, ehrgeizigen Manne, 
der mit seinen Grundanschanungen noch in der Hegerschen Philosophie 
wurzelte, aber in den sozial - wirtschaftlichen Fragen bei weitem mehr 
Agitator als selbständiger Denker war. Politisch verfolgte er eine national- 
centralistische Richtung. Bei seiner Agitation, durch die der Staat nach 
Einführung des allgemeinen, direkten Wahlrechts bestimmt werden sollte, 
dem „Vierten Stande", dessen Epoche begonnen habe, die Mittel zu umfassen- 
der Gründung von Produktivassociationen zu kreditieren („Staatshilfe"), trat 
er, wie der Fortschrittspartei überhaupt, so insbesondere Schultz e- 
Delitzsch (1808—1883) schroff gegenüber. Schnitze erwarb sich 
durch Gründung und Leitung der Konsumvereine ansehnliche Ver- 
dienste um den Arbeiterstand, noch grössere durch die der anderen „Genossen- 
schaften 4 * um den mittleren und kleinen Handwerkerstand. Dem von Lassalle 
gegründeten „Allgemeinen deutschen Arbeiterverein", in dem nach des Gründers 
Tode ebenso heftige als kleinliche Streitigkeiten ausbrachen, stellte sich 1869 
die Sozialdemokrat ische Arbeiterpartei (gegründet hauptsächlich von Aug. Bebel, 
geb. 1840, und Willi. Liebknecht, geb. 1826) anfangs mehr gegenüber als zur 
Seite. Die Vereinigung dieser „Eisenacher u und der „Lassalleaner" zur 
„sozialistischen Arbeiterpartei Deutschlands" vollzog sich 1875 auf Grund 
eitles Programms, das überwiegend die Gedanken Karl Marx' vertrat. Karl 
Marx (geb. 1818 in Trier, f 1883 in London), wie sein Freund und wissen- 
schaftlicher Hauptmitarbeiter Fr. Engels (geb. 1820 zu Barmen, f 1895 in 
London) und wie Lassalle, jüdischen Geschlechts und durch die Hegel'sche 
Philosophie hindurchgegangen, schuf überhaupt die theoretisch-wissenschaftliche 
Grundlegung der jetzigen deutschen Sozialdemokratie (Hauptwerk: Das Kapital, 
I. 1867, II. 1885, III. 1894). Jedoch hat die Sozialdemokratie, wie sie das 
von Lassalle übernommene „eherne Lohngesetz" und die Forderung staatlich 
subventionierter Prodnktivgenossenschaften aufgab, so auch schon manche 
Marx'sche Einzelaufstellung fallen lassen. Schwierigkeiten bereitet es der 
Sozialdemokratie, ihre Zuknnftsforderuug der Vergesellschaftung der Pro- 
duktionsmittel auch auf Grund und Boden auszudehnen, dessen Inhaber für 
den Gedanken gar wenig empfänglich sind, und bei dem die seitherige wirt- 
schaftliche Entwickelung und die Betriebsverhältnisse andersartig sind als bei 
der Fabrikindustrie. Die feindselige Stellung, die die meisten der Sozial- 
demokraten gegen Kirche und Religion einnehmen, ist eine vom früheren 
politischen Liberalismus bezw. Radikalismus übernommene Erbschaft. 

Als „Anarchismus" wird richtigerweise nur die der Marx'sehen Sozial- 
demokratie diametral entgegengesetzte Anschauung bezeichnet, die j e d e m 
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Individuum unbedingte Souveränität und Ungebundenkeit 
zuschreibt und so den Staat überhaupt, sowie jede mit irgend welchem 
Rechtszwang verbundene wirtschaftliche Ordnung oder Grup- 
pierungverwirft. Mit dem theoretischen Anarchismus ist nicht notwendig 
verbunden der „Anarchismus der That", der (in romanischen und sla- 
vischen Ländern bei weitem mehr Boden findet als in germanischen und) die 
Anarchie zu erreichen sucht durch Attentate und alle denkbaren 
Zerstörungen, die man selbst beim Fehlen anderer Motive ausführt, um, 
vermeintlich, die Idee zu verbreiten („Propaganda der That"). 

Die von Marx geforderte Vereinigung der „Proletarier aller Länder" 
wurde zum ersten Male aus Anlass der Londoner Weltausstellung versucht 
durch Gründung der „Internationalen Arbeüerassociation u (1864). Obgleich 
die den Marx'schen Theorien widerstrebenden Bakunisten ausgeschlossen wur- 
den, ging sie 1873 ein. An ihre Stelle traten seit 1889 internationale Arbeiter- 
kongresse, die eine allmähliche Einigung aus der inneren Entwicklung der 
Arbeiterbewegung der einzelnen Länder heraus erstreben. 

Den Aufgaben sozialer Reformen sind auch die Kirchen 
nahegetreten; die Generalversammlung der katholischen Vereine Deutsch- 
lands schon 1848. Emanuel von Ketteier (Bischof von Mainz 1850—77) war 
die Seele der katholisch-sozialen Bestrebungen. Normiert wurde die Haltung der 
katholischen Kirche 1891 durch Leos XIII. Encyclica: Berum notarum. Auch 
die evangelisch - soziale Bewegung begann schon 1848, wurde aber von 
grösserer praktischer Bedeutung erst von 1877 ab. Sie stellte sich im allge- 
meinen auf den Boden des Staatssozialismus und des „sozialen Königtums"; 
die von Stöcker gegründete christlich-soziale Arbeiterpartei verwandelte sich 
in eine christlich-soziale Partei schlechtweg, mit monarchisch-konservativer, 
antisemitischer und kirchlich-reaktionärer Tendenz. Evangelische Arbeitervereine 
sind seit 1887 über ganz Deutschland verbreitet. Seit 1890 vereinigen die 
evangelisch-sozialen Kongresse Angehörige der verschiedenen kirchlichen Bich- 
tungen. Naumann sucht seit 1894 eine christlich-soziale Arbeiterpartei mit 
nationalem, aber politisch-demokratischem Programm und mit Aufnahme sehr 
vieler Einzelforderungen der Sozialdemokratie zu schaffen. 



Dritter Abschnitt. 

Ueberblick über die Zeit yoii 1871 an. 

§ 136. Das Deutsche Reich seit 1871. 

Die Zeit 1871—78. Eine Zusammenkunft des Kaisers Wilhelm 
mit Kaiser Franz Josef, sowie die Ernennung Andrassys zum 
Minister der auswärtigen Angelegenheiten leiteten den (münd- 
lichen) Abschluss des Dreikaiserbundes ein, der September 
1872 auf der Zusammenkunft der drei Kaiser in Berlin erfolgte. 
Die Gefahr eines neuen Krieges mit Frankreich, die von dessen 
Revanchegelüsten und rasch betriebener militärischer Wieder- 
herstellung drohte, war hiedurch im wesentlichen abgewendet. 
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Die innere Geschichte des Reichs wurde neben dem weiteren 
Ausbau der Einheit in Münze und Bankwesen, sowie in der Ge- 
richtsverfassung und -Ordnung und in der Gestaltung der Militär- 
macht (Septennat 1874—81 und 81- 88), für die Zeit bis 1888 
bestimmt zunächst durch den von Preussen aus auch das Reich 
ergreifenden Kampf gegen die Ansprüche oder die 
Macht des Papsttums und der katholischen Kirche 
(Kulturkampf), die durch das Vatikanische Konzil gesteigert 
worden waren und einen Rückhalt fanden nicht nur an der über- 
wiegenden Mehrzahl der Geistlichen, insbesondere den Bischöfen, 
sondern auch an einer Partei, die sich im ersten Reichstage 
bildete, dem Zentrum. Diese Partei machte der Regierung des 
neuen Reiches schon vor Ausbruch des Kampfes mit der Kirche 
Opposition; sie forderte für die Reichsverfassung Bestimmungen, 
durch die der katholischen Kirche noch freiere Bewegung gegeben 
worden wäre, und für die äussere Politik ein Programm, das zum 
Vorgehen des Reichs für Wiederaufrichtung der weltlichen Herr- 
schaft des Papstes hätte führen können. Je mehr der katholischen 
Kirche bis dahin in Preussen freie Bewegung, in manchem auch 
Begünstigung zu teil geworden war, um so schmerzlicher waren 
für deren Klerus und ergebene Laienschaft die teils durch 
preussische Gesetze („Maiges etze" 11., 12., 13. Mai 1873), 
teils durch Reichsgesetze (1871 „Kanzelparagraph", 1876 
verschärft; 1872 Ausweisung der Jesuiten und der ihnen ver- 
wandten Orden; 1874 Gesetz über Verhinderung unbefugter 
Ausübung von Kirchenämtern) erfolgenden Einschränkungen und 
Hemmungen, sowie polizeiliche und gerichtliche Verfolgungen. Ein 
bleibendes Ergebnis des Kulturkampfes war für Preussen Be- 
seitigung der besonderen katholischen Abteilung im Kultmini- 
sterium (1871), ein Schulanfsichtsgesetz (1872), wodurch das 
Schulwesen ganz in die Hände des Staats kam, und Aufhebung 
der Artikel 15, 16 und 18 der Verfassung (s. S. 412); für das 
Reich die Einführung der obligatorischen Zivilehe (1875). Pius IX. 
erklärte in einer Encyclica 1875 alle neueren Kirchengesetze für 
ungültig. Die katholische Kirche gewann gerade durch den 
Kulturkampf an Ergebenheit und Geschlossenheit der Laien, das 
Zentrum an Wählern und Parlamentssitzen; der Altkatholicismus 
(geistiges Haupt Döllinger, erster Bischof 1873 Reinkens), dessen 
Schutz durch den Staat den Anstoss zum Konflikt gegeben hatte, 
erwies sich für die Regierung als ein numerisch zu schwacher 
Bundesgenosse. 

Dann wurden für die innere Entwickelung des Reiches be- 
stimmend die wirtschaftlich-gesellschaftlichen Fragen, 
erstens die soziale(n) Frage(n), insbesondere der Kampf gegen 
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die Sozialdemokratie (s. 8. -446), zweitens die Frage über die 
nach aussen zu befolgende Wirtschaftspolitik, ob (gemässigter) 
Freihandel oder Schutzzoll. Die Sozialdemokratie 
steigerte ihre Agitation, ihren Anhang unter den Wählern und 
ihre Vertretung im "Reichstag, begünstigt durch den Krach, der 
auf die ungesunde Spekulation, übermässige Produktion und Kon- 
sumtion der ersten Jahre nach dem Kriege folgte, sowie durch 
die Abwendung auch nicht zu den Industriearbeitern Gehöriger 
von der vielfach die Gesetzgebung des Norddeutschen Bundes 
und des Reichs, noch mehr aber die meisten Vertreter des politi- 
schen Liberalismus beherrschenden „ Manchestertheorie u (s. S. 445). 
Zwei Attentate, von denen 11. Mai (Hödel) und 2. Juni 1878 (Di*. 
Nobiling) das Leben Kaiser Wilhelms bedroht wurde, betrachtete 
man zum mindesten als psychologische Wirkungen der sozial- 
demokratischen Agitation. Der nach Auflösung des seitherigen 
;J0. Juli 1878 gewählte Reichstag nahm das „Sozialisten- 
gesetz" an (.,Gesetz gegen die gemeingefährlichen Bestre- 
bungen der Sozialdemokratie'*), das bestimmt war, den Landes- 
polizeibehörden die Unterdrückung sozialdemokratischer, sozia- 
listischer oder kommunistischer, den Umsturz der bestellenden 
Staats- oder Gesellschaftsordnung bezweckender Bestrebungen 
zu ermöglichen durch Schliessung von Vereinen, Verbot von 
Versammlungen, Druckschriften und Geldsammlungen, unter Um- 
ständen (nach Verhängung des „kleinen Belagerungszustandes u ) 
auch durch Ausweisungen und Verbot des Besitzes, Tragens und 
Einführens von Waffen (1880, 84, 86 und 88 erneut, trat das Ge- 
setz 1. Oktober 18 ( ,K) ausser Kraft). Derselbe Reichstag 
entschied sich mit einer überwiegend konservativ- 
klerikalen Mehrheit Mitte 1879 für den neuen Zoll- 
tarif, der ansehnliche Schutzzölle zu Gunsten der Eisenindustrie, 
wie auch zu Gunsten der Agrarier auf Lebensmittel, insbesondere 
Getreide und Vieh, ausserdem Erhöhung des Zolls auf Tabak 
festsetzte. 

Der russisch-türkische Krieg 1877—78 Hess den 
Gegensatz Russlands und Oesterreichs in der orientalischen 
Frage wieder aufleben, und der vom Fürsten Bismarck geleitete 
Berliner Kongress (1878) bewirkte eiue Verstimmung 
Russlands gegen Deutschland. Das Dreikaiserbünd- 
nis löste sich auf. 

Der russisch-türkische Krieg 1877—78. Der Berliner Kon- 
gress 1878. Zum Gouvernement Türkei an mit Taschkent (1865) und Samar- 
kand (1868) hinzu erwarb Kussland 1873 alles Land auf dem rechten Ufer 
des Auw Darja (Oxns) und thatsächliche Oberherrschaft Uber das andre Gebiet 
des Chans von Chiwa, 1878 das seitherige Chanat Khokand (jetzt „Ferghana"), 
1881 die Oberhoheit über Merw. Die Transkaukasische Eisenbahn war 1888 

Lehrbuch d. Weltgeschichte. Neue Zeit. 29 
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fertig. — Ein Aufstand der auch wirtschaftlich schwer bedrückten Rajahs in 
der Herzegoirina und Bosnien zunächst gegen ihre inuhammedanisehen Grund- 
herren (1875), der von den Fürsten von Montenegro und von Serbien, seit 1876 
durch offenen Krieg gegen die Pforte, unterstützt wurde, und die entsetzlichen 
Grausamkeiten, mit denen ein bulgarischer Aufstand* niedergeworfen wurde 
(„bulgarische Greuel" 1876), veranlassten eine im wesentlichen erfolglose diplo- 
matische Intervention der europäischen Grossmächte bei der Pforte. Aber 
Alexander II. begann, zum Teil unter dem Druck der panslavistischen 
Agitation, jetzt Krieg gegen die Türkei (April 1877), während dessen 
das von den Tories regierte England, auch infolge der türkenfeindlichen Oppo- 
sition der Whigs (Gladstone), eine zuwartende, aber doch immer mehr dem 
Eingreifen zu Gunsten der Pforte zuneigende Haltung einnahm. Die anfangs 
raschen und leichten Erfolge der Russen stockten seit Ende Juli vor dem 
verschanzten Lager 0 sm an Paschas bei Plewna (s.w. von Nikopoli) ; 
nur der tüchtigen Beihilfe der rumänischen Armee unter dem Fürsten Karl 
und der Feldherrnkunst des Generals Tot leben (s. S. 415) war es zu ver- 
danken, dass 0 sin an Pascha Dezember 1877 mit 36000 Mann nach 
tapferstem Kampfe kapitulierte. Anfang 1878 musste sich auch eine bei- 
nahe ebensogrosse türkische Armee im Schipkapass (nö. von Philippopel) er- 
geben, worauf Philippopel und Adrianopel eingenommen wurden. März 1878 
wurde der P r ä 1 i m i n a r f r i e d e v o n S a n S t e f ä n o (s. w. von Konstantinopel) 
geschlossen. Auf Englands und Oesterreichs Verlangen verstand sich Russland 
dazu, die einzelnen Bedingungen einem europäischen Kongress in 
Berlin (Juni— Juli 1878) zu unterbreiten, auf dem Fürst Bismarck als 
„ehrlicher Makler" vermittelte. Die Ergebnisse waren derart, dass es Russ- 
land erschwert wurde, durch ihm gefügige christliche Staaten die Balkan- 
halbinsel zu beherrschen. Der Umfang des neuen (der Pforte noch tribut- 
pflichtigen) Fürstentums Bulgarien wurde auf Nordbulgarien beschränkt 
(erster Fürst: Alexander von Battenberg 1879—1886); dagegen blieb Süd- 
bulgaricn oder Ostrumelien noch bei der Türkei, es sollte von einem je auf 
zehn Jahre vom Sultan ernannten, von den Mächten bestätigten christlichen 
Generalgouverneur regiert werden (seit 1885 ist Ostrumelien unter Wahrung 
der türkischen Oberhoheit mit Bulgarien vereinigt). Rumänien, das gegen die 
von der Pforte aufgegebene Dobrudscha zu seinem Leidwesen Bessarabien 
an Russland abzutreten hatte (seit 1881 Königreich), Serbien (seit 1882 König- 
reich) und Montenegro wurden unabhängige Staaten, die zwei letzteren er- 
hielten beträchtliche Gebietstrweiterung, aber doch weniger, als in Stefano 
festgesetzt worden war. Russlands Erwerb in Kleinasien wurde 
ebenfalls gemindert, umfasste aber u. a. noch Kars und Batum. Oesterreich 
erhielt durch den Berliner Frieden das Recht zur Besetzung Bosniens und der 
Herzegowina, die es 1878 vollzog (1879 auch die des Sandschaks von Novibazar). 
Die Pforte verpflichtete sich, in ihrem ganzen Gebiete Religionsfreiheit und 
bürgerliche Gleichberechtigung aller Unterthanen durchzuführen. Griechenland, 
das am Krieg sich nicht beteiligt hatte, erhielt gemäss einer Zusage des Kon- 
gresses 1881 den grössten Teil Thessaliens und Epirus östlich vom Artafluss. 

England Hess sich in einem S o n d e r a b k o m m e n von der 
Pforte Oy per n abtreten. Als in dem seit Juni 1873 von der Pforte 
fast ganz unabhängigen Aegypten ein Aufstand gegen die aus der eng- 
lisch-französischen Finanzkontrolle hervorgegangene Bevormundung ausbrach 
(1882), besetzte England Aegypten dauernd und brachte es unter Ver- 
drängung Frankreichs in seine ausschliessliche Oberverwaltung. 
Den Suezkanal (s. S. 444) hatte es 1875 durch Kauf der dem Khedive ge- 
hörigen Aktien in seine Verfügung gebracht. Frankreich hatte Tunis 
aus Anlass von Einfällen räuberischer Stämme in Algier 1881 zu einem 
französischen S c h n t z s t a a t gemacht. 
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Von 1879— 90. Fürst Bismarck schloss 7. Oktober 1878 
mit Oesterreich ein Bündnis, das bei einem Angriff Russ- 
lands jeder der beiden Mächte die Hilfe der andern, bei einem 
Angriff seitens einer andern Macht, solange diese von Russland 
nicht unterstützt wird, wohlwollende Neutralität des andern 
Reichs sicherte. Dieses Verhältnis erweiterte sich 1883 durch 
den Beitritt Italiens (König Humbert seit 1878), das von 
Frankreich im Mittelmeer immer mehr eingeengt wurde (später 
sich in seinem Bestand durch die freundlichen Beziehungen 
zwischen Frankreich und der Kurie bedroht glaubte), zum Drei- 
bund (1891 wieder verlängert). Jedoch bestand 1884—1890 
eine schriftliche Abmachung zwischen dem Deutschen Reiche 
und Russland dahin, dass, wenn eins von ihnen angegriffen 
würde, das andere eine wohlwollende Neutralität wahren 
werde („Bückversicherung"). Russland wandte sich unter 
Alexander III., der seinem durch ein Attentat ermordeten 
Vater 1881 folgte, in seiner inneren Politik immer ent- 
schiedener dem Ziele und den rücksichtslosen Mit- 
teln einer politischen und kirchlichen Uniformie- 
rung in altrussisch-panslavistischem Sinne zu, in 
seiner äusseren Politik, trotz manchmal freundlichen Be- 
ziehungen, immer mehr von Deutschland ab. So stellte 
sich dem Dreibund ein (wahrscheinlich seit 1891 irgendwie fest 
geregelter) Zweibund des absolutistischen Russlands 
und der demokratischen Republik Frankreich gegen- 
über, der auch seinerseits nur defensiven Charakter haben soll. 
Seine Form und sein Inhalt sind nicht kundgegeben. 

Das Bedürfnis, für die neue Zoll- und Wirtschaftspolitik, 
die auch bestimmt war, dem Reich ein bedeutendes Mehr selb- 
ständiger Einnahmen zu verschaffen, 1 ) am Zentrum eine Stütze 



*) Bruttoertrag der Z ö 1 1 e : Betrag auf den Kopf der Bevölkerung 

1878/79: 114758675 Mk. etwa 2,5 Mk. 

1887/88: 270364000 „ 5,44 „ 

1895/96: 415 393000 „ 7.94 „ 

Der Nettoertrag von Steuern und Zöllen betrug im Jahr 1886/87 : 336 242 000, 
im Jahr 1891/92: 720417000, im Jahr 1895/96: 1037200000 Mk. 

Im Kalenderjahr 1896 machte der Zoll auf Getreide, Hülsenfrüchte, Malz 
31,5%, der auf Petroleum 12,8%, auf Kaffee 11,2% des Gesamtertrags aus. 
Die Einnahme vom Tabak betrug: 

1876/77: 18424200 Mk., per Kopf 0,42 Mk. 
1886/87: 47534500 „ „ „ 1,02 „ 
1895/96: 59887000 „ „ „ 1,14 „ 
Die Einnahme vom Branntwein: 

1877/78: 45203000 Mk., per Kopf 1,31 Mk. 
1887/88: 118612800 „ „ „ 2.52 „ 
1895/96: 149116300 „ „ „ 2,84 „ 
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zu haben, andrerseits das Gefühl, dass manche der getroffenen Mass- 
regeln ungeeignet waren, die Macht der Kirche über die Geister 
zu brechen, einige auch über die dem modernen Staat zukommen- 
den .Befugnisse hinaus in die Rechtssphäre der Religion bezw. 
des inneren kirchlichen Lebens eingriffen , sowie die weniger 
schroffe Haltung des Papstes Leo XIII. (seit IST*) führten nach 
dem Rücktritt des Knltniinisters Falk (1S7*.)) zur Einstellung 
des Kulturkampfes zunächst in Preussen und zu allmäh- 
lich e r A u s s e r k r a f t s e t z u n g bezw. f ö r m 1 i c h e r A b s c h a f- 
fiing - oder wenigstens Abschwächung der Maigesetze. 
Orden (mit Ausnahme der Jesuiten) und Klöster wurden wieder 
zugelassen (1SS7) und der katholischen Kirche Mitte 1891 die 
Gelder wieder ausgefolgt, die, auf Grund des Sperrgesetzes 
vom April 1S75, sich in der Staatskasse angesammelt hatten 
infolge Einstellung aller Staatsleistungen an Bistümer und 
Pfarreien, deren Inhaber sich nicht schriftlich oder thatsächlich 
zum Gehorsam gegen die Staatsgesetze verpflichteten. Der 
„Repression sozialdemokratischer Ausschreitungen" ging seit 
1SS1 eine „positive Förderung des Wohles der Ar- 
beiter" zur Seite (kaiserliche Botschaft vom 17. No- 
vember lssi). Es kamen 15. Juni 1KS3 das Arbeiter- 
Krankenversicherungsgesetz, (>. Juli 18S4 das Ar- 
beiter-Unfallversicherungsgesetz, 22. Juni 1889 das 
Tnvaliditäts- und Altersversicherungsgesetz, und 
1. Juni 1891 das Arb ei t er Schutzgesetz zu stände. 

Die Krankenversicherung der Arbeiter. Das Gesetz vom 15. Juni 
1883 ist nach mehreren Erweiterungen und Abänderungen erneut durch das 
„fCrankenvemicherungsgesciz" vom JO. April 1H92. Nach diesem unterliegen 
dem gesetzlichen Versicherungszwange alle gegen Gehalt oder Lohn beschäftigte 
Personen a) in Bergwerken, Salinen, Aufbereitungsanstalten, Brüchen und 
Gruben, in Fabriken und Hütteuwerken, beim Eisenbahn-, Binnenschiffahrts- 
und Baggereibetriebe, auf Werften und Bauten, b) im Handelsgewerbe (Han- 
delslehrlinge und -Gehilfen nur, wo vertragsmässig die Pflicht des Prinzipals, 
für einige Zeit einzustehen, aufgehoben ist), im Handwerk und in sonstigen 
stehenden Gewerbebetrieben, e) im Geschäftsbetrieb der Anwälte, Notare und 
Gerichtsvollzieher, der Krankenkassen, Berufsgenossenschaften und Versiche- 
rungsanstalten, d) in Betrieben mit dauernder Verwendung von Dampfkesseln 



Die Kinnahme vom Zucker: 

1877/78: 49 850100 Mk\. per Kopf 1,16 Mk. 
1887/88: 14677 300 „ 0.31 .. 

1895/96: 103 700 700 „ ., „ 1,97 
Beim Salz ist die Belastung per Kopf im wesentlichen gleich geblieben; 
1877/78 warf es über 40 Millionen, 1695/96 an 49 Millionen Mk. ab. 

Die Reichsschulden betrugen 31. März 1877 noch unter 200 Millionen, 
31. März 1896 beinahe 2'/4 Milliarden Mk. Die Ausgaben des Reichs beliefen 
sich 1893/94 auf rund 1270 Millionen, für 1897/98 sind sie angesetzt anf 
1307 506000 Mk. 
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und durch elementare Kraft bewegter Triebwerke, e) im Betriebe der Post- 
oder Telegraphenverwaltungen , sowie in dem der Marine- und Heeresver- 
waltung, f) in gewerbsmässigen Fuhrwerks-, Flösserei-, Fähr-, Speditions-, 
Speichcreibetrieben u. a. Ausnahmen bilden insbesondere solche Personen, die 
mehr als 2000 51k. für das Jahr, bezw. 6% Mk. für den Arbeitstag erhalten, 
sowie alle solche, die vom Reich oder einem Staat oder einem Kommunal- 
verband die Mindestleistung der Krankenkassen beanspruchen können. Der 
Versicherungszwang kann durch die Landesgesetz gebung auf die land- und 
forstwirtschaftlichen Arbeiter ausgedehnt werden, durch statutarische Bestimmung 
einer Gemeinde oder eines weiteren Kommunalverbandes u. a. auf solche, die 
nach der Natur ihrer Beschäftigung oder nach ihrem Arbeitsertrage weniger 
als eine Woche von Einem Arbeitgeber beschäftigt sind, und auf die Haus- 
industriellen. Gesetzlich sind zum Beitritt berechtigt: die Dienstboten (in die 
Gemeindekrankenversichernng) und Personen mit einem Jahreseinkommen von 
nicht mehr als 2000 Mk. , die, ohne versicherungsptlichtig zu sein, in ver- 
sicherungspflichtigen Betrieben beschäftigt sind ; statutarisch kann der Beitritt 
auch anderen Personen mit einem derartigen Einkommen gestattet werden. 
Die Mittel werden zu zwei Drittel von dem Versicherten, zu einem Drittel von 
dem Arbeitgeber aufgebracht. Geleistet wird für die Dauer der Krankheit: 
wenigstens für 13 Wochen freie ärztliche Behandlung, Arznei und sonstige 
Heilmittel und von den Orts-, Betriebs-, Hut-, Innungskassen als Krankengeld 
vom dritten Tage der Krankheit ab längstens für 13 Wochen 50 Prozent des 
wirklichen durchschnittlichen Arbeitsverdienstes, so weit er nicht 3 (statutarisch 
möglich: so weit er nicht 4) Mk. übersteigt, von der Gemehuiekranken Ver- 
sicherung 50 Prozent des von der oberen Verwaltungsbehörde festzusetzenden 
ortsüblichen Tagelohus. (Orts-, Betriebs-, Bau- und Innungskrankenkassen 
können auf Grund eines Gemeindebeschlusses das Mindestkrankengeld auch 
für die drei ersten Tage der Erkrankung und für die Sonn- und Festtage 
reichen.) Gemeindekrankenversicherungsanstalten, sowie Orts-, Betriebs-, Bau- 
und Innungskrankenkassen können statt des Krankengeldes und der ärztlichen 
Behandlung u. s. w. auch freie Kur und Verpflegung in einem Krankenhause 
eintreten lassen, aber bei verheirateten oder im Haushalt der eigenen Familie 
lebenden oder einen eigenen Haushalt führenden Personen nur mit deren Zu- 
stimmung. Die Angehörigen, deren Unterhalt der Erkrankte aus seinem Ver- 
dienst bestritt, haben aber während der Verpflegung im Krankenhause die 
Hälfte des Krankengeldes zu erhalten. Wöchnerinnen, die mindestens sechs 
Monate lang schon einer Versicherung angehört haben, erhalten mindestens 
für vier Wochen eine Wochenbettunterstützung in der Höhe des Krankengeldes. 
Das Sterbegeld, das die Zwangskassen zu bezahlen haben, beträgt mindestens 
das 20fache (statutarisch bis zum 40fachen) des durchschnittlichen Tagelohns. 

Die Unfallgesetzgebung hat zum Zweck, die privatrechtliche Haft- 
pflicht des Unternehmers für Tötungen und dauernde körperliche Schä- 
digungen, die im Betrieb erfolgen, durch eine öffentlich rechtliche Fürsorge 
auf Grund eines allgemeinen Versicherungszwanges in erweitertem Umfang 
und mit grösserer Sicherung der Leistung zu ersetzen. Ihr Umfang ist bis zum 
11. Juli 1887 dahin erweitert worden, dass die Arbeiter und niederen Betriebs- 
beamten nicht bloss der (früher haftpflichtigen) Betriebe der Industrie bzw. Motor- 
betriebe, sondern auch die aller Transport- und Verladungsbetriebe, aller Bau- 
arbeiten, insbesondere der gewerbsmässigen Tiefbauten und der vom Bauherrn 
selbst ausgeführten d. h. der „Regiebauten", dem Versicberungszwaug unter- 
stehen. Die Träger der Unfallversicherung sind Beru fsgenossenschaften der Unter- 
nehmer, die der Bundesrat nach Industriezweigen für bestimmte Gebiete oder 
fürs ganze Reich abgrenzt. Der Schadenersatz umfasst die Kosten des Heilver- 
fahrens (wobei aber für die ersten 13 Wochen die Krankenkasse oder in deren 
Ermangelung der Unternehmer selbst einzutreten hat; nur muss auf Kosten 
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des Unternehmers von der fünften Woche ab das Krankengeld anf mindestens 
zwei Drittel des massgebenden Arbeitslohnes erhöht werden), bezw. der Be- 
erdigung, nud eine dem Verletzten vom Beginn der 14. Woche an für die Daner 
der Erwerbsunfähigkeit oder den Hinterbliebenen des Getöteten vom Todes- 
tage an su gewährende Beule. Diese Rente beträgt bei völliger Erwerbs- 
unfähigkeit zwei Drittel des letzten (Durchschnitts-VJahresarbeitsverdiensts, 
(dieser wird gleich dem 300fachen des eigenen Durehschnittstagelohnes an- 
gesetzt, jedoch, was von diesem 4 Mk. übersteigt, nur mit einem Drittel an- 
gerechnet), bei nur teilweiser Erwerbsbeschränkung einen Bruchteil dieses Be- 
trags, bei Todesfall für Witwen und Kinder 60 Prozent, für bedürftige Eltern 
20 Prozent des Jahresarbeitsverdiensts. Die Feststellung der Entschädigung, 
die durch Organe der Berufsgenossenschaft erfolgt, kann vor einem Schieds- 
gericht angefochten werden, das aus zwei Mitgliedern der Berufsgenossenschaft 
und zwei Vertretern der versteigerten Arbeiter unter Vorsitz eines öffentlichen 
Beamten besteht , nur in Fällen dauernder Erwerbsbeschränkung ist gegen 
dessen Entscheidung noch ein Bekurs an das Beichsversicherungsamt zu- 
lässig. Die üesamtkosten der Unfallversicherung werden durch „Umlage- 
verfahren" aufgebracht : die einzelnen Berufsgenossenschaften erheben von 
ihren Genossen nach der Zahl der Arbeiter uud nach der tarinerten Betriebs- 
gefahr bemessene Beiträge zur Deckung der Kosten des je verflossenen Jahres. 
Die Arbeiter tragen zu ihnen mittelbar durch ihre Zahlungen in Kranken- 
kassen etwa 11 Prozent bei. Die Berufsgenossenschaften stellen besondere 
Vorschriften zum Zweck der Unfallverhütung auf. Dnrch ein Gesetz vom 
5. Mai 18S6 wurde die Unfallversicherung auch auf die land- und forstwirt- 
schaftlichen Betriebe ausgedehnt, aber so, dass auch Betriebsunternehmer ent- 
weder durch Statut (bis 2000 Mk. Jahresarbeitsverdienst) oder durch Landes- 
gesetz (ohne Einschränkung — was in Bayern, Sachsen, Württemberg, Baden, 
Hessen geschah) versicherungspflichtig gemacht werden können, jedenfalls 
aber versicherungsberechtigt sind. Auch diese Versicherung ist territorial 
organisiert , ihre Organisation möglichst an schon bestehende Einrichtungen 
angeschlossen, und der Landesgesetzgebung eine weitgehende Eiuwirkung ge- 
stattet worden. Die Rente wird nur nach Durchschnitts-, nicht nach Individnal- 
löhnen bemessen. Ein Gesetz vom 13. Juli 1887 setzte eudlich auch eine 
Unfallversicherung der .Seeschiffahrtsbetriebe fest, durch Organisation einer 
Seeberufsgenossenschaft. 

Die Invaliditäts- und Altersversicherung trat am 1. Januar 1891 
in Kraft. Versicherungspflichtig sind alle, eine überwiegend mechanische Arbeit 
verrichtenden , berufsmässigen Lohnarbeiter aller Berufszweige (auch Dienst- 
boten) vom HJ. Ijebensjahr ab, auch die Betriebsbeamten, Handlungslehrlinge 
und -gehilf en mit einem Einkommen von nicht über 2000 Mk., sowie die Haus- 
gewerbeire iftenden in der Tabaks- und Zigarrenfal/rikation und die der Textil- 
industrie, soweit diese regelmässig im Auftrage und für Rechnung anderer 
Gewerbtreibenden arbeiten. Ausgenommen sind alle Beamten des Reichs und 
der Einzelstaaten, sowie alle pensionsbercohtigten Beamten von Kommunal- 
verbänden. Freiwillige Fortsetzung der Versicherung seitens solcher Personen, 
die zu einer an und für sicli nicht die Versicherung bedingenden Beschäf- 
tigung übertreten, ist zulässig. Die Versicherungsanstalten sind territorial 
organisiert (zur Zeit 31), neben ihnen, deren „Vorstand" von einem Beamten des 
betreffenden weiteren Komniunalverbandes oder Bundesstaates geleitet wird, 
giebt es noch „besondere Kasseneinriehtungen u für die Arbeiterschaft von 
Staatseiseubahnen und einige Knappschal'tsverbände (zur Zeit 9). Die Ver- 
sicherung gewährt ohne Biicksicht auf das Lebensalter jedem Versicherten, der 
nach einer bestimmten Dauer der Beitragszahlung („Wartezeit von fünf Bei- 
tragsjahren u ) dauernd erwerbsunfähig wird , d. h. nicht mehr imstande ist, 
durch eine seinen Kräften und Fähigkeiten entsprechende Lohnarbeit (auch 
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ausserhalb des seitherigen Berufes) mehr als etwa ein Drittel seines bisherigen 
Dnrchschnittsverdienstes zu verdienen, eine Invalidenrente, und ohne Rücksicht 
auf Erwerbsfähigkeit demjenigen Versicherten, der nach einer bestimmten 
Dauer der Beitragszahlung (Wartezeit) das 70. Lebensjahr rollendet hat, eine 
Altersrente (deren Bezug aber mit dem einer Invalidenrente aufhört). Für 
die Bemessung dieser Renten , wie der (im wesentlichen) unter sich gleichen 
Leistungen der Arbeitgeber und Arbeiter sind viei' Lohnklassen aufgestellt, 
denen der einzelne auf Grund des örtlichen Durchschnittslohnes seiner Arbeiter- 
klasse zugewiesen wird. 

Lohnklasse (nach der iÄr«^) Altersrente 

I. bis 350 Mk. Jahresarbeitsverdienst 114,7 —157 Mk. 106,4 Mk. 

II. mehr als 350—550 Mk. „ . 124,1 —251 „ 134,6 „ 

III. „ „ 550-850 „ „ 131,15-321,5 Mk. 162,8 „ 

IV. „ „ 850 Mk. „ 140,55-415,5 „ 191 „ 

Für jede Rente trägt das Reich 50 Mk. bei, von dem, wie von den 
Einzelstaateu auch ein Teil der Verwaltungskosten getragen wird. (Anspruch 
auf Rückerstattung der halben Beiträge haben weibliche Versicherte, die nach 
mindestens fünfjähriger Beitragsleistung in den Ehestand treten, hinter- 
bliebene Witwen und Waisen von Versicherten, die mindestens fünfjährige 
Beitragszahlung geleistet und keine Rente empfangen haben.) Für die „Ein- 
führungsgeneration" wurden, damit das Gesetz alsbald praktisch wirksam 
werde, die dauernden Bedingungen in Betreff der Versicherungsdauer be- 
deutend abgemindert. 

Für Unfall-, Invaliditäts- und Altersversicherung sind bis Ende 1896 
etwa 1 100 Millionen Mk. aufgebracht worden, von denen etwa die Hälfte sich 
in den Reservefonds und Vermögensbeständen der Bernfsgenossenschaften und 
der Invaliditäts- und Altersversicherungsanstalten befindet. 

Im Jahr 1895 betrug die Gesamtzahl der dem Gesetz vom 15. Juni 1883 
(bezw. der Novelle vom 10. April 1892) entsprechenden Krankenkassen 
(Gemeinde-, Orts-, Betriebs- [Fabrik-], Bau-, Innungs-, eingeschriebene, landes- 
rechtliche Kassen) 21992, der Mitglieder 7 525 524, der Erkranknngsfälle 
2 703632, der Einnahmen 145684 520 Mk., der Beiträge und Eintrittsgelder 
117399026 Mk., der Ausgaben 116884116 Mk., worunter Krankheitskosteu 
104822366 Mk., davon 45 356229 Alk. Krankengeld. Auf ein Mitglied kommen 
im Durchschnitt 13,93 Mk. Krankheitskosten. 

Es bestanden im Jahr 1896 zum Zwecke der Durchführung der 
Unfallversicherung: 64 gewerbliche und 48 land(und forstwirtschaft- 
liche Berufsorganisationen, erstere mit 435 137 Betrieben und 5409218 
versicherten Personen, letztere mit 4813 572 Betrieben und 12289415 ver- 
sicherten Personen, dazu 145 Reichs- und Staats- Ausführungsbehörden für 
Reichs- und Staatsbetriebe (darunter 50 für die land- und forstwirtschaftliche 
Verwaltung) mit 633892 versicherten Personen, und 255 Provinzial- und 
Kommunal- Ausführungsbehörden mit 56943 versicherten Personen. Ange- 
meldet wurden 350428, entschädigt 86520 Unfälle. Entschädigungen (Renten 
u. a.) wurden gezahlt oder angewiesen an 329 380 Verletzte, 32 707 Witwen 
Getöteter, 60190 Kinder Getöteter, 2173 Aszendenten Getöteter; gesetzliche 
Unterstützung wurde ausserdem noch bezahlt an 28 503 Angehörige von Ver- 
letzten, die in Krankenhäusern untergebracht waren. Die verausgabten Ent- 
schädigungen (Renten u. a.) betrugen etwa 57 350 000 Mk. (1895: 50 Millionen, 
1890: 20 Millionen). Es bezogen im Jahr 1896 rund 179 500 Personen In- 
valide n-, 220 800 Personen Altersrente im Gesamtbetrag von 48,4 Mil- 
lionen Mark (Invalidenrente 21 Millionen , Altersrente 27,4 Millionen). Bei- 
trags-Rückerstattungen betrugen in Fällen der Verheiratung 1.4, in Todes- 
fällen 0,5 Millionen. Die Einnahme aus Beiträgen belief sieh nach Abzug 
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der gesamten Vcrwaltungskosten auf rund 95,4 Millionen (1895: 89,8, 1893: 
85,2 Millionen). Im Jahr 1895 betrug die Durchschnittshöhe der Alters- 
renten 132,80 Mk\, die der Invalidenrenten 123,92 Mk. Der Vermögens- 
bestand der Versicherungsanstalten betrug 31. Dezember 1895: 381 677 400 Mk. 
(1891: 76 748300 Mk.). 

In der Arbeiterversieherung ging das Reich den andern Staaten voran, 
und auch deren einzelne Einrichtungen worden teilweise massgebendes Muster. 
Staatliche Unfallversicherung haben seit 1887 Oesterreich, seit 1895 Norwegen; 
Krankenversicherung seit 1891 Ungarn und Schweden. 

Arbeiterschutzgesetzgebung'. Die gesetzliche Beschränkung der 
Kinderarbeit begann in Preussen 1839. Die Gewerbeordnung für den 
Norddeutschen Bund vom 25. Juni 1869 verpflichtete u.a. den Unter- 
nehmer, die zur Sicherung der Arbeiter gegen Gefahr für Leben und Gesund- 
heit erforderlichen Einrichtungen zu treffen und zu unterhalten; durch ihre 
Einführung in Südhessen 1. Januar 1871, in Württemberg und Baden 1872, 
in Bayern 1873, in Elsass-Lothringen 1889, wurde für das übrige Deutsch- 
land der Arbeiterschutz erweitert. Durch eine Novelle vom Jahr 
1878 wurde das 'Institut der Fabrikinspektoren obligatorisch 
gemacht. Einen ansehnlichen Fortschritt im Arbeiterschutz be- 
wirkte das Gesetz vom 1. Juni 1891. Für viele Betriebe wurde die 
Sonntagsarbeit gänzlich untersagt, für andere wesentlich eingeschränkt und 
den Arbeitern überall ein Mindestmass von 24 zusammenhängenden Stunden 
Ruhe auf sechs Arbeitstage bestimmt. Die Verbote wurden durch Straf- 
bestimmungen gesichert. Die Bestimmungen über die Sonntagsruhe in der 
Industrie traten aber erst 1. April 1895 in Kraft, und der Bundesrat hat in 
Anwendung der ihm durch das Gesetz erteilten allgemeinen Befugnis viele 
Gewerbebetriebe, rom Sonntagsrerboi ausgenommen. Die untern Verwaltungs- 
behörden sind befugt, an und für sich verbotene Arbeit an einzelnen Sonntagen 
zu gestatten. Andrerseits kann die Landesgesetzgebung zu Gunsten der 
Arbeiter noch weitergehende Beschränkungen der Arbeit an Sonn- und Fest- 
tagen festsetzen. Der Güterverkehr ist im allgemeinen auf den deutschen 
Bahnen seit 1895 an den Sonntagen eingestellt. Das Verbot des „Truck- 
systems", d. h. der Nötigung der Arbeiter, rom Arbeit geher Verbrauchsgegen- 
stände zu unangemessenen Preisen zu übernehmen, wurde 1891 mehr aus- 
gedebut und bestimmt; Einbehalten von Teilen des Lohnes, sowie dessen 
Ausbezahlung an einen Dritten ist bestimmten Bedingungen unterworfen. 
Arbeitsräume, Betriebseinrichtnngen, Maschinen und Gerätschaften sind so 
einzurichten, dass die Arbeiter, soweit es die Natur des Betriebs gestattet, 
gegen Gefahren für Leben und Gesundheit geschützt sind; ebenso sollen die 
guten Sitten und der Austand durch die Betriebseinrichtung gewahrt werdeu. 
In jeder Fabrik, die in der Kegel mindestens 20 Arbeiter beschäftigt, muss 
eine Arbeitsordnung , die Anfang und Ende der regelmässigen Arbeitszeit, 
sowie der Pausen, Zeit und Art der Abrechnung und Lohnzahlung, etwaige 
besondere Bestimmungen über die Frist der Aufkündigung oder besondere 
Enthissungsgründe, Ordnungsstrafen und deren Einzug wie Verwendung fest- 
stellt. Für Arbeiterinnen über 16 Jahre ist in Fabriken das zu- 
lässige H ö c h s t in a s s der Arbeitszeit 11 Stunden, vor Sonn- und 
Festtagen 10 Stunden und die Dauer der Mittagspause mindestens eine Stunde, 
Nachtarbeit (in der Zeit von 8V2 Uhr abends bis 5'/^ Uhr morgens) ver- 
boten, ausnahmsweise Verlängerung der Arbeitszeit aber zugelassen. Auch 
sind durch den Bundesrat gewisse Betriebe vom Maximalarbeitstag , wie vom 
Verbot der Nachtarbeit befreit, Kinder unter 13 Jahren und über- 
haupt alle volksschulpflichtigen Kinder dürfen regelmässig in 
Fabriken nicht beschäftigt werden; „Kinder unter 14 Jahren** 
nicht über 6 Stunden (mit mindestens '/astüiidii^er Pause), „junge 
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Leute" vom 14. bis 16. Jahre nicht über 10 Stünden (mit min- 
destens einer einstündigen Mittags- und je einer Vgstündigen Vormittags-, 
bezw. Nachmittagspau.se); die Arbeitszeit muss zwischen 5Va Uhr morgens 
und 8Va I hr abends fallen. Einzelne Fabrikafionszweige sind auch dieser Be- 
stimmungen durch Buudesratsbeschluss enthoben. 

Kolonien begann das Reich seit 1884 zu erwerben, vor 
allem in Afrika, wo viele deutsche Forschungsreisende, wie auch deutsche 
Handelsgesellschaften vorgearbeitet hatten. Fürst Bismarck war längere Zeit 
der Gründung unmittelbar dem Keich zugehöriger und vom Reich verwalteter 
Kolonien abgeneigt. Der Erwerb und die Sicherung von Reichskolonien wurde 
hauptsächlich von England erschwert, mit dem mehreremals schwierige Ver- 
handlungen zu führen waren. Gegenwärtig besitzt das Reich in Westafrika 
Togo, westlich von Dahome, Kamerun, nordlich vom französischen Kongo 
und nordwestlich von dem neutralen, dem König Leopold II. von Belgien ge- 
hörigen Kongostaat, und Deutsch-Süd westa fr ika, zwischen dem portugiesischen 
Angola und dem englischen Kapland; in Ostafrika das tief in Centraiafrika 
eingreifende Deutsch-Ostafrika, östlich vom Kongostaat, südlich von Britiseh- 
Ostafrika (zu dem seit 1890 Sansibar gehört) und nördlich vom portugiesischen 
Mozambique; ausserdem in Polynesien Kaiser Wilhelmsland (Neuguinea), 
den Bismarck- Archipel, die Salontoninseln, die MarscJiallinseln mit Nauru — 
insgesamt Gebiete, annähernd fünfmal so gross als das Reich selbst. 

Dem 9. März 18KX verstorbenen Kaiser Wilhelm folgte sein 
todkranker Sohn Friedrich III., der in einer Ansprache an 
„Mein Volk" und einem Erlass an den Fürsten Bismarck den 
Entschluss kundgab, die innere Politik Preussens und des Reichs 
in die Bahn eines gemässigten Liberalismus zu lenken, aber 
nach 99tägiger Regierung starb. Sein Sohn Wilhelm II. (geb. 
27. Januar 1859) war von Anfang an eifrig bemüht, dem Reiche 
und Europa den Frieden zu erhalten, sowie der Land- und See- 
macht des Reiches die entsprechende Stärke und Schlagfertigkeit 
zu erhalten oder zu schatten. Den sozialen Fragen wandte er 
grosses Interesse zu: so trat er für das Zustandekommen des 
Alters- und Invaliditätsgesetzes persönlich ein, und der Streik 
der Bergarbeiter, zuerst und vor allem in Westfalen, legte ihm 
den Gedanken nahe, dass ,,die Staatsgewalt die Dauer und die 
Art der Arbeit so zu regeln habe, dass die Erhaltung der Ge- 
sundheit, die Gebote der Sittlichkeit, die wirtschaftlichen Be- 
dürfnisse der Arbeiter und ihr Anspruch auf gesetzliche Gleich- 
berechtigung gewahrt bleiben" (Erlass vom 4. Februar 1*90). 
Während der internationalen A r b e i t e r s c h u t z k o n f e- 
renz (15.- 20. März 1890) in Berlin, die auf Verlangen Eng- 
lands nicht über einen Maximalarbeitstag für Erwachsene beriet, 
aber für die Regelung der Arbeit in den Bergwerken, der Sonn- 
tagsruhe, der Frauen- und Kinderarbeit zu gemeinsamen Be- 
schlüssen kam, jedoch ohne bindende Kraft, erhielt Fürst 
Bismarck 20. März seine Entlassung. 

Steuerreform der Einzelstaaten. Die grosse Belastung der weniger 
oder gar nicht Bemittelten durch die indirekten Steuern, wie auch der stets 
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wachsende Staatsauf wand Hess eine Reform der direkten Steuern immer 
dringender erscheinen. Das Königreich Sachsen setzte 1878 eine Einkommen- 
steuer an Stelle der Personal- und Gewerbesteuer, Baden machte 1884 die 
Einkommenssteuer zur Haupt steuerquelle neben den noch fort- 
bestehenden Ertragssteuern, l'reussen vollzog, nachdem 1883 für die zwei 
untersten Stufen die Klassensteuer aufgehoben und 1888 die Erhebung von 
Volksschulgeld wesentlich eingeschränkt worden war, 1890—93 eine tief- 
greifende Steuerreform: die 1890 eingeführte (bis zu 5 Prozent pro- 
gressive, dagegen für die unteren Stufen etwas abgeminderte) Einkommen- 
steuer wurde 1893 dnreh eine Vermögenssteuer ergänzt; der Staat 
überliest sämtliche Grund-, Gebäude-, Gewerbe- und Bergwerks- 
steuern den Gemeinden. — In Preussen trat 1. Januar 1874 für die 
östlichen Provinzen ausser Posen, 1889 für Posen eine gemeinsame Kreis- und 
Kommunalordnung in Kraft. 

§ 137. Die andern Grossmächte. 

Oesterreichisch - Ungarische Monarchie von 1871 an. 

Das überwiegend föderalistisch-klerikale Ministerium 
Graf Hohenwart (seit Februar 1871) scheiterte beim 
Versuch eines böhmischen Ausgleiches, insbesondere 
infolge der weitgreifenden Forderung der czechisch- feudalen 
Mehrheit des böhmischen Landtages (18 „Fiindamentalartikel"). 
Bald nach ihm nahm auch der dieser Politik abgeneigte Graf 
Beust seine Entlassung, dem November 1871 im Ministerium 
des Auswärtigen und im Vorsitz des Reichsministerrates der seit- 
herige ungarische Ministerpräsident Graf Andrassy folgte, 
bis 1879. In Cisleithanien erhielt die Regierung einMini- 
Sterin m d e r (deutschen, liberalen und zentralistischen) „V e r- 
fassungspartei" mit Fürst Adolf Auersperg an der Spitze. 
April 1873 wurde bestimmt, dass die Abgeordneten nicht mehr 
von den Landtagen, sondern unmittelbar von dm Wahlmännern 
(jewiih It werden sollten. DreikirchenpolitischeGesetze, 
von denen zwei die äusseren Rechtsverhältnisse der katholischen 
Kirche und die Beiträge des Pfründenvermögens zu den Kultus- 
kosten regelten, das dritte die gesetzliche Anerkennung der Reli- 
gionsgenossenschaften betraf, wurden trotz d e r V e r w e r f u n g 
durch eine päpstliche Encyklika, sowie durch sämtliche 
Erzbischöfe und Bischöfe auch vom Kaiser sanktioniert 
(Mai 1874). 1870 kam es zu gänzlicher Reform des Zivilprozesses. 
Die Opposition des grössten Teils der Verfassungspartei gegen 
den Berliner Vertrag und Andrassys Okkupationspolitik (s. 8. 4f>0) 
führte zum Rücktritt des Ministeriums (Anfang 1879). 

Ein Uebergangsministerium bereitete dem Koalition s- 
ministerium Taaffe die Balm (Mitte 1879), aus dem schon 
von 1880 an die liberalen und entschieden deutschgesinnten 
Mitglieder verschwanden. Im Herrenhause wurde die liberale 



Digitized by Google 



- 459 - 



und zentralistische Richtung durch einen Pairsschub 1881 aus 
der Mehrheit verdrängt. Die Regierung machte vor allem den 
Polen auf Kosten Gesamtcisleithaniens bedeutende Zugeständ- 
nisse und gab ihnen die Rutheneil preis; Czechen, Slovenen, 
Kroaten (in Dalmatien und Istrien) erwirkten Slavisierung 
zahlreicher Mittelschulen, überhaupt Zugeständnisse 
im Schulwesen (dagegen der Deutsche Schulverein gegründet 
1880). Die Universität Prag wurde 1882 in eine czechische 
und eine deutsche Abteilung zerlegt. Den Klerikalen wurden 
Zugeständnisse in betreff des Rechts der Gemeinden, die Schul- 
pflicht auf sechs Jahre herabzusetzen, und der konfessionellen 
Stellung des Leiters der Volksschule gemacht. Die Einigung der 
liberalen deutschen Abgeordneten zu einer „Vereinigten Linken" 
(November 1881) machte nach einer Neuwahl einer neuen, immer 
zunehmenden Spaltung Platz (Mitte 1885). Das System Taaffe 
steigerte seine Zugeständnisse an die nichtdeutschen Nationali- 
täten, Ende 1880 traten die deutschen Abgeordneten aus dem 
Prager Landtage aus. Gegen Ende 1889 war anscheinend die 
Regierung geneigt, den Czechen ihr „böhmisches Staatsrecht" 
zuzugestehen, veranstaltete jedoch Anfang 1800 wieder Aus- 
gleich s v e rh a n d 1 u n g e n, die aber schliesslich scheiterten. 
Auch wegen des Radikalismus der Jungezechen suchte die Re- 
gierung wieder Fühlung mit den Deutschliberalen, ein Mitglied 
derselben wurde Ende 1891 Minister ohne Portefeuille. Das Ver- 
hältnis zwischen den Liberalen und TaafFe, der immer von neuem 
auf Kosten des Deutschtums und des Zentralismus den Slaven 
Zugeständnisse machte, trübte sich bald wieder. Als dann 
Taaffe Oktober 1893 einen Gesetzesantrag einbrachte, durch den 
in den Kurien der Städte und Landgemeinden ohne Vermehrung 
der Vertreter auch die Nichtbesitzenden in weitem Umfange das 
Wahlrecht erhalten sollten, schlössen sich die deutsche Linke, 
die Polen und die Konservativen gegen diesen Plan zusammen, 
und Taatfe nahm seine Entlassung. Nun wurde ein Koalitions- 
ministerium mit zwei Mitgliedern aus der Linken gebildet; 
als aber die zwei andern koalierten Parteien im Widerspruch 
mit den Deutschliberalen die Errichtung eines slovenischen Gymna- 
siums in Cilli bewilligten, ging es auseinander, ehe es 
seine Hauptaufgabe erfüllt hatte, eine Ausdehnung des Wahl- 
rechts, insbesondere zu Gunsten der Arbeiter, zu schaffen, durch 
die jedoch der seitherige Einfluss des Bürger- und Bauern- 
standes nicht gemindert werden sollte. Nach einem Interims- 
ministerium bildete der polnische GrafBadeni ein neues 
Ministerium mit Ausschluss der Deutschliberalen 
und unverhältnismässig starker Vertretung der Polen. Er führte 
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eine Personaleinkommensteuer mit Selbsteinschätzung und Pro- 
gression ein und setzte eine Wahl reform September 1S9(> 
durch, nach der zu den bisherigen ;i5;>, vom (irossgrundbesitz 
(sfO, den Handelskammern (21), den Stadt- (11<>) und Land- 
gemeinden (Dil) gewählten, 72 weitere von einer allgemeinen 
Wählerklasse gewählte Vertreter hinzukamen, zu der auch die 
Arbeiter, soweit sie nicht im Gesinde Verhältnis stehen, gehören. 
— Der Liberalismus wurde in Üesteneich immer mehr zurück- 
gedrängt, insbesondere in Wien durch den Antisemitismus und 
eine christlich-soziale Partei. 

In Ungarn hatte eine rege gesetzgeberische ThtitigkeU zum Ziel, Gerichts- 
wesen und Verwaltung zu modernisieren und die Befugnisse der Regierung 
zu stärken, aber auch das Deutschtum, wie das Slaven- und Rnmänentum zu 
inagyarisieren. Dem Zweck der Magyarisiei-ung diente vor allein die Schill- 
gesetzgebung. Koloman Tisza war 1875 — 1890 das Haupt der Regierung. Hef- 
tige Kämpfe hatte die kirchen politische Gesetzgebung zur Folge, 
der innerlich auch der König widerstrebte. Aber trotz der Opposition der 
Mehrheit des Oberhauses wurden unter dem Ministerium Wekerle die Gesetze 
über die Zivilehe, über die Religion der Kinder aus Mischehen und 
über die staatliche Matrikelführung im Laufe des Jahres 1894 angenommen und 
vom König genehmigt. Bis jetzt konnten die radikalen und chauvinistischen 
Elemente ihr Bestreben, den Dualismus zu einer blossen Personalunion herab- 
zumindern, nicht verwirklichen. Der A u s g 1 e i c h m i t C i s 1 e i t h a n i e n über 
die Anteile der beiden Reichshälften an den gemeinsamen Ausgaben und das 
Zoll- uud Handelsbündnis wurde, wie 1878, so 1887 erneuert (bis 1.. Januar). 

Russland (s. S. 451). Unter Alexander III. (i XXI— 94), 
der am Absolutismus festhielt und vom Nihilismus vielfach be- 
droht war, wurde die Jiussifizierung der Ostseeproinnzen rück- 
sichtslos betriehen. Die unter ihm bedrohte Selbständigkeit Finn- 
lands wurde von Nikolaus III. von neuem gewährleistet. Die 
vorübergehend 18X4—85 freundschaftlichen Beziehungen zu den 
benachbarten Kaisermächten wurden getrübt durch die bulgarisch- 
ostrumelische Frage. Alexander von Bulgarien, der selbständig 
zu handeln begonnen und Ostrumelien mit Bulgarien vereinigt 
hatte, wurde 1XX<> zur Abdankung gezwungen , dem Mitte 18X7 
gewählten Prinzen Ferdinand von Koburg versagte Alexander 
die Anerkennung. Ein seit 1X90 mit Deutschland (geführter Zoll- 
krieg wurde beendet durch einen 1X94 zunächst auf zehn Jahre 
geschlossenen Handelsvertrag. England gegenüber erreichte 
Kussland u. a. die Vorteile, dass Persien das einer englischen 
Gesellschaft überlassene Tabaksmonopol aufhob und einem Russen 
die Konzession zum Bau einer Eisenbahn vom Kaspischen Meer 
nach Teheran erteilte. Der Krieg zwischen Japan und 
China (Mitte 1X94 bis April 1X95), in dem Japan, vor allem 
mit seiner Seemacht, bedeutende Erfolge errang, wurde von 
Kussland erfolgreich zur Ausdehnung seiner Macht 
benutzt. Deutschlands Einmischung, dem sich Kussland und 



Digitized by Google 



— 461 — 



Frankreich anschlössen, nötigte Japan, auf die im Frieden ihm 
abgetretene Halbinsel Liaotong wieder zu verzichten (während 
ihm die Insel Formosa blieb). Rnssland bereitete dann in glück- 
lichem Wettbewerb mit Japan seine Beherrschung Koreas, das 
sich von China unabhängig erklärt hatte, vor und schloss mit 
China einen Vertrag, der einer „Gesellschaft der chinesischen 
Ostbahn" auf 80 Jahre das Recht erteilt, eine von ihr in dein 
noch chinesischen Teil der Mandschurei zu erbauende Bahn im 
Anschluss an die sibirische Bahn (deren Vollendung bis 1808 
in Aussicht genommen ist) und deren Nebenbahnen zu betreiben ; 
der Vertrag berechtigt Russland, die bedeutenderen Stationen 
dieser Bahn zu besetzen, und räumt ihm auf 15 Jahre einen 
guten, eisfreien Hafen in der Provinz Schantung ein. Thatsäch- 
lich ist damit auch der 1858 China gebliebene Teil der 
Mandschurei in russischen Besitz übergegangen. 

England. Die Parlamentsreform von 1867, die das 
Wahlrecht auf alle selbständigen städtischen Hanshalter aus- 
dehnte, wurde 1872 durch Einführung der geheimen Abstimmung 
ergänzt, bei weitem aber überboten durch die von 1885: jetzt 
wurde das Haushalt er Stimmrecht auch auf die ländlichen Wähler 
ausgedehnt, und an Stelle der altgeschichtlichen Wahlkreise der 
Grafschaften und Städte traten Wahldistrikte mit gleicher Bevölke- 
rungszahl, die je einen Abgeordneten wählen. Die Kommunal- 
verwaltung der ländlichen Kreise wurde 1888 den städtischen 
Verwaltungen möglichst gleichgestellt. Die englischen Arbeiter 
wenden sich neuerdings auch wieder sozialistischen Bestrebungen 
zu. Der Kampf der Parteien und der Gegensatz der einander ab- 
lösenden Ministerien drehte sich zum Teil um soziale Fragen 
(häufige Ausstände, Forderung des Achtstundentags) und um die 
auswärtige Politik, hauptsächlich um Irland, wo die „Landliga" 
(Parnell) und die „Fenier" die Regierung (und durch „Boycotten" 
auch den Verkehr) lahm legten oder die öffentliche Sicherheit 
schwer bedrohten, andrerseits die Lösung der agrarischen Frage 
weiter zu führen war (den katholischen Iren zu lieb hatte man 
1860 die Entstaatlichung der anglikanischen Kirche Irlands durch- 
geführt). Gladstones Plan, den Iren das längst verlangte, 
zäh und rücksichtslos erstrebte Home Rule, d. h. ein eigenes 
Staatswesen zu gewähren, führte zur Abtrennung der „Unionisten" 
von der liberalen Partei (1886) und wiederholt zum Sturze libe- 
raler Ministerien. Ein Hauptziel der englischen Politik 
ist der Besitz möglichst grosser Teile von Afrika, vor allein 
ganz Südafrikas. Anfang 1806 nahm England von Aschanti 
Besitz; es bereitet den Erwerb Chartunis vor. Seit 1880 wird 
Englands Monopolstellung im Welthandel immer 
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mehr bedroht bezw. gemindert; im Zusammenhang damit 
wurden Gedanken rege, England und seine Kolonien, die ihre 
eigenen (Schutz-)Zollsysteme haben, zu einer Art Zollverein zu- 
sammenzuschliessen (Sommer 1897 wurden die Handelsverträge 
mit Deutschland und Belgien gekündigt). 

Frankreich unter der dritten Republik. Die durch den 
Ausfall der Wahlen zur Nationalversammlung (8. Februar 1871) 
nahegelegte monarchische Restauration wurde durch 
die Haltung des Graten Chambord, der einen Ausgleich mit 
den Orleans ablehnte, zum mindesten hinausgeschoben. 
Thiers, seit 13. August 1871 „Präsident der Republik", 
bewirkte durch schnelle Abzahlung der Kriegsentschädigung 
Räumung allen französischen Gebiets bis September 1873, wurde 
aber Mai 1873 durch ein Tadelsvotum der monarchistischen 
Mehrheit zum Rücktritt veranlasst. Zu Anfang der Präsident- 
schaft Mac Mahons (bis 1879) blieb die Gelegenheit, die Mo- 
narchie wieder aufzurichten, wiederum infolge der Haltung Cham- 
bords unbenutzt, der weder in der Fahnen-, noch in der Ver- 
fassungfrage sich vor seiner Thronbesteigung binden wollte. Die 
Klerikalen und die Bonapartisten wurden von der Regierung 
gleichermassen begünstigt. Die Verfassung wurde Februar 1875 
dahin ausgestaltet, dass eine Abgeordnetenkammer und ein Senat 
(mit 225 von den Departements und Kolonien gewählten und 
75 lebenslänglichen, von der Nationalversammlung gewählten, 
dann durch Kooptation zu ergänzenden, Mitgliedern) die Legis- 
lative bilden und ein vom Kongress, d. h. der Vereinigung der 
beiden Kammern, auf sieben Jahre gewählter Präsident an der 
Spitze des Staates steht. Die republikanische Mehrheit der 
ersten hierauf gewählten Abgeordnetenkammer widerstrebte der 
klerikalen Richtung Mac Mahons, der bereit war, für den Papst 
gegen Italien einzutreten. Nach deren Auflösung ergaben die 
Neuwahlen eine grössere republikanische Mehrheit. Nachdem eine 
Drittelergänzung des Senats Anfang 1879 auch im Senat eine 
republikanische Mehrheit geschaffen hatte, trat Mac M a h o n , der 
.sich ihr nicht fügen wollte, zurück. 

Unter G r e v y s P r ä s i d e n t s c h a f t (bis 1 887) wurden beide 
Kannnern nach Paris zurückverlegt. Die Unterrichtsgesetze Ferrys 
beseitigten den übergrossen Eintiuss der Geistlichkeit auf das 
staatliche Unterrichtswesen (1882 wurde der Schulzwang ein- 
geführt) ; gegen die Jesuiten und überhaupt alle vom Staat nicht 
anerkannten Kongregationen ging man, nachdem sie sich ge- 
weigert hatten, ihre Statuten vorzulegen und die staatliche An- 
erkennung nachzusuchen, mit Schliessung der Klöster vor. Nach 
Gambettas Tod (31. Dezember 1882) begannen Vorbereitungen 
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zur Aufrichtung; einer Monarchie, sowohl seitens der Bonapartisten 
als der Orleanisten; aber ein neues Ministerium (Ferry bis 1885) 
entfernte durch eine Justizreform die Monarchisten aus dem 
Richterstande, führte die Ehescheidung wieder ein, 
schaffte den religiösen Eid bei Gericht ab und schloss alle 
Ordensangehörigen vom Unterricht an öffentlichen Schulen aus. 
1886 wurde der Religionsunterricht aus den Schulen verbannt. Die 
Verfassung änderte man 1884 dahin ab, dass die Abschaffung der 
Republik nicht Gegenstand einer Revision sein darf, und dass statt 
der 75 lebenslänglichen Senatoren ebensoviele von beiden Kam- 
mern auf 9 Jahre, die übrigen von Wahlkörpern gewählt werden, 
die aus Wahlmännern der Gemeinden bestehen. Die Häupter der 
französischen Regentenfamilien und deren nächste Erben wurden 
1886 aus Frankreich durch ein Gesetz ausgewiesen. Das Be- 
streben Bou langers (Kriegsminister Anfang 1 886 bis Mai 1 88 7 ), 
durch Verf echten radikaler Forderungen, sowie durch Entflammung 
des Chauvinismus und der Revanchelust („Parriotenliga") zu einem 
neuen Kriege gegen Deutschland an Stelle des unsteten, zum 
Teil auch korrupten parlamentarischen Regiments seine 
Diktatur zu setzen, wurde auch von Monarchisten und einem 
Teil der Bourgeoisie finanziell unterstützt, scheiterte aber 1880 
an der persönlichen Unfähigkeit und Unwürdigkeit Boulangers, 
insbesondere an seinem Mangel an Mut (f in Brüssel durch 
Selbstmord September 1891). Nachdem Grtvy infolge der Be- 
stechlichkeit seines Schwiegersohns Wilson zum Rücktritt ver- 
anlasst worden war, wurde Uarnot, Enkel des berühmten Carnot 
(s.S. 320), zum Präsident gewählt (Dezember 18*7; lS94von 
einem italienischen Anarchisten erdolcht). Leo XIII. empfahl 
1891 den Gläubigen Frankreichs, die republikanische Staatsform 
und ihre Gesetze zu achten, und gab dem französischen Episkopat 
und dann allen Gläubigen Anfang 1892 die Weisung, sich auf 
den Boden der republikanischen Staatsverfassung zu stellen. — 
Das parlamentarische Regiment führte zu mancher Korruption 
(Panamaskandal seit 1892) und erwies sich manchfach als Hinder- 
nis einer zweckmässigen und unparteiischen Verwaltung. Für 
Hebung des staatlichen Unterrichtswesens, besonders der Volks- 
schtden, hat die Republik seit 1878 Bedeutendes geleistet; doch 
werden die neben den Staatsschulen bestehenden geistlichen 
Schulen (enseignement congreganiste) von etwa der schul- 
pflichtigen Jugend besucht. Frankreichs überseeischer Besitz, der 
nicht bloss für den Erwerb grossen Aufwand erforderte, wurde 
gewaltig ausgedehnt: in Afrika Protektorat über Tunis (s. S. 450), 
1H84 Öbok, 1SS6 Kongo-Gabun, 1S91 Teile des Sudan, 1893 Dahome, 
1895 Madagaskar (Protektorat seit 1KK5); in Hinterindien (1863 
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Protektorat über Kambodja, 18<>7 Cuchinchina Kolonie) 1883 
Tonkin, 1S84 Protektorat über Anain, 1893 Gebietserweiterungen 
durch Krieg mit Siam. Die Staatsfinanzen verschlechterten sich seit 
JS78. Die' Staatsschulden beliefen sicli IHM auf 31 Milliarden fr. 
(is;>3 etwas über iV/s, 1*70 nahezu 13, 1870 23,4). Der Staats- 
aulwand betrug \x\\\): 2171 Millionen, 1S7S: 35Hf>, 1802: 3810 
Millionen. 1XH1 begann Frankreich die Freihandelspolitik zu ver- 
lassen, die hauptsächlich von Agrariern geleitete Schutzzollpartei 
beherrscht seit lsoi die Zollpolitik der Republik. Die Ent- 
wickelung des Gewerkschaftswesens begünstigt das Syndikats- 
gesetz von 1SS4 („bourses du travail u ). Die Sozialisten Frank- 
reichs sind gespalten; zum Teil haben sie sich auf den Hoden 
der Marx'schen Anschauungen gestellt. 

Italien. 'Das Königreich Italien hatte seit 1870 
meistens mit finanziellen Schwierigkeiten und Zunahme der 
Staatsschulden zu kämpfen, der Kampf der Parteien und die 
Rivalität der Politiker zusammen mit der Praxis der parlamen- 
tarischen Ministerien Hess es zu keiner steten, länger dau- 
ernden Regierung kommen. Zensus und Mindestalter für die 
Wahlen zur Zweiten Kammer wurden 1882 herabgesetzt. Die 
Kolonialpolitik führte Ab essin ien gegenüber seit 1887 
zu schweren Niederlagen und un verhältnismässig hohem Aufwand. 
Mit Frankreich begann März 1 8X8 ein Zollkrieg, der für Italien 
schwere Verluste zur Folge hatte. Mit Leo XI IL, der auf eine 
Wiederherstellung der weltlichen Macht hinzuarbeiten begann, 
wurde seit 1887 das Verhältnis immer gespannter. Die strengen 
Katholiken („Klerikalen") beteiligen sich entsprechend einem 
Verbote, das die Kurie immer noch aufrecht erhält, nicht am 
politischen Leben. Das Garantiegesetz (s. S. 435) hat auch 
Leo XIII. nicht anerkannt, die Jahresrente nicht bezogen und 
von der Möglichkeit, in Castel-Gandolfo zu residieren, keinen 
Gebrauch gemacht. Der „Irredenta", die alles, was italienisch 
spricht, zum Königreich schlagen will, widerstanden die Regie- 
rungen mit Rücksicht auf den Dreibund, den eine den Anschluss 
an Frankreich erstrebende Partei vergebens bekämpfte. Neben 
dem Dreibund unterhielt Italien enge Beziehungen zu England. 
Auch in Italien hielt sich der Parlamentarismus nicht von Korrup- 
tion frei; für Hebung der schweren gesellschaftlichen Missstände 
in grossen Teilen des Reichs geschah im wesentlichen nichts. 
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den zahllosen Werken, die sich die Veranschaulichung des alten Rom durch 
Wort und Bild zur Aufgabe machen, kaum ein zweites sich finden 
möchte, welches in gleicher Kürze und Zuverlässigkeit über 
die Hauptfragen der römischen Topographie Auskunft gäbe. 
Das ist ein Buch recht für die Schule gemacht, denn es bietet Thatsachen 
ohne Phrasen, stellt Zweifelhaftes als solches hin. entscheidet sich aber auch 
hierbei für eine bestimmte Auflassung, ist verständig in der Auswahl des 
Stoffes und lässt überall den kundigen Führer erkennen, der Rom nicht bloss 
aus Abbildungen, sondern aus wiederholter, eigener Anschauung kennt. Ausser 
Schülern wird das Buch beispielsweise auch Roinreisenden mannigfach Nutzen 
und Anregung bringen. (Berlin. Philolog. Wochenschrift.) 
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